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Vorrede. 


Aach  vom  vorliegenden  Lehr-  und  Handbuch  gilt  Dasselbe, 
was  ich  in  meiner  Vorrede  zu  meinem  im  Jahre  1893  im  Verlag  von 
J.  Lang  in  Karlsruhe  erschienenen  Lehr-  und  Handbuch:  „Das 
Personenrecht  mit  Ausschluss  des  Familienrechts  nach 
dem  Code  Napoleon  und  dem  badischen  Landrecht^'  be- 
merkt habe;  —  auch  es  schliesst  sich  wie  dieses  an  meine  im 
Jahr  1889  im  Verlag  von  Moritz  Schauenburg  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Lahr  veröffentlichte:  „Einführung  in  das  französische 
Civilrecht  (Code  Napoleon)  und  das  badische  Landrecht 
(sowie  in  das  Rheinische  Recht  überhaupt)"  an  und  stellt 
sich,  zugleich  auch  im  Anschluss  an  „das  Personenrecht  u.  s.w.", 
als  eme  Foi-tsetzung  der  in  jener  „Einführung"  begonnenen 
Erläuterung  des  französischen  und  badischen  Civilrechts  dar. 

Das  vorliegende  Lehr-  und  Handbuch  ist  gleich&lls,  obwohl 
ich  es  als  eine  Fortsetzung  genannter  Werke  bezeichne,  dennoch 
als  ein  selbständiges  Werk  zu  betrachten,  als  eine  als  solches 
sich  darstellende  Bearbeitung  des  französischen  und  badischen 
Vormundschafts-,  Pflegschafts-  und  Beistandschafts- 
rechts. 

Man  könnte  mir  zum  Vorwurf  machen,  dass  ich  das  französische 
und  badische  Vormundschaftsrecht  u.  s.  w.,  diesen  Teil  des 
Familienrechts,  welcher  im  Gesetzbuch  den  Schluss  desselben  bildet, 
vor  den  übrigen  Teilen  des  Familienrechts  (wie:  Lehre  von  der 
Ehe  und  Verhältnis  der  Eltern  zu  den  Kindern  [Vaterschaft,  Mutter- 
schaft und  Kindschaft,  Adoption,  pflegeelterliches  Verhältnis  und 


VI  Vorrede. 

elterliche  Gewalt]),  und  zwar  für  sich  allein  zum  Gegenstand  dei* 
wissenschaftlichen  Bearbeitung  gemacht  habe,  —  aQein  ich  gebe, 
was  ich  vermag,  und  gerade  das  Vonnundschaftsrecht  u.  s.  w.  war 
es,  dessen  eingehende  Behandlung  mich  vor  den  übrigen  Teilen 
des  Familienrechts  anzog,  und  dessen  Darstellung  ich  daher  nun- 
mehr vollendet,  als  ein  Ganzes  veröffentlichen  kann. 

Mich  veranlasste  hauptsäcUich  auch  der  Umstand,  das  Vormund- 
schaftsrecht zu  bearbeiten,  weil  es  namentlich  für  das  badische 
Recht  durchaus  an  einer  ausführlichen  und  eingehenden  Bearbeitung 
desselben  fehlt  —  das  Buch  von  Gageur:  „Die  Vormundschaft, 
Pflegschaft  und  Beistandschaft  nach  badischen  Gesetzen 
und  Verordnungen**  ist  bereits  im  Jahre  1852  erschienen  und 
daher  infolge  der  vielen  inzwischen  ergangenen  badischen  Gesetze 
imd  Verordnungen,  die  in  die  Vormundschaftslehre  einschlagen  und 
solche  in  vielen  Beziehungen  ganz  neu  geregelt  haben,  vollständig 
veraltet,  und  das  Werk  Behaghel's:  „Das  französische  Civil^ 
recht  (Code  Napoleon)  und  das  badische  Landrecht**, 
welches  nunmehr  in  3.  Auflage  (in  2  Bänden,  1891  u.  1892)  vor- 
liegt, behandelt,  wie  dies  bei  seiner  ganzen  Anlage  nicht  anders 
möglich  ist,  die  ganze  grosse  Gesetzesmaterie,  wenn  auch  unter 
Berücksichtigung  der  neueren  badischen  Vorschriften,  nur  sehr  kurz, 
nur  in  15  Paragraphen  auf  36  Seiten. 

Ich  wollte  daher  mit  meinem  Werke  einem  dringenden  Be- 
dürMsse  für  das  badische  Recht  abhelfen  und  den  Behörden, 
welche  mit  Vonnundschaftsangelegenheiten  be£aäst  sind,  sowie  auch 
den  Vormündern,  Pflegern  und  Beiständen  selbst,  den  Notaren  und 
Waisenrichtem,  dem  rechtsuchenden  Publikum  Badens  überhaupt 
und  seinen  Beratern,  den  Rechtsanwälten,  ein  ausführliches 
Werk  über  die  Vormundschaft,  Pflegschaft  und  Beistand- 
schaft, unter  eingehender  Berücksichtigung  des  derzeitigen  Standes 
der  badischen  Gesetzgebung  in  Vormundschaftssachen  u.s.w., 
in  die  Hand  geben,  worin  ich  die  vielen  schwierigen  Fragen  des 
Vormundschaftsrechts  erschöpfend  zu  beantworten  bestrebt  war. 


Vori-ede.  VII 

Zugleich  aber  habe  ich,  und  zwar  in  erster  Linie,  am  meinem 
Werke  auch  in  den  übrigen  Gebieten  des  französischen  Rechts 
in  Deutschland  ausser  Baden,  sowie  in  den  ausserdeutschen 
Ländern,  wo  französisches  Becht  gilt,  namentlich  wo  im  Vor- 
mundschaftsrecht noch  der  Code  Napoleon  selbst  das  mass- 
gebende Gesetz  ist,  Eingang  und  Verbreitung  zu  verschaffen,  dieses 
Recht  nach  den  Bestimmungen  des  Code  Napol6on  allein,  m.  a.  W. 
das  reinfranzösische  Vormundschaftsrecht  des  Napoleonischen 
Gesetzbuchs,  zur  Darstellung  gebracht  unter  eingehender  und  er- 
schöpfender Behandlung  der  einschlagenden  Streitfragen. 

Selbstverständlich  habe  ich  bei  meiner  Arbeit  die  französische 
Rechtssprechung  in  den  Kreis  meiner  Darstellung  gezogen  und 
nicht  minder  jene  des  Reichsgerichts  und  der  badischen  Gerichte. 

Das  dankenswerte  Buch  Reutti's:  „Die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit und  das  Notariat  im  Grossherzogtum 
Baden"  (2.  Auflage,  Tauberbischofeheim  bei  J.  Lang,  1891),  dieses 
trefiniche  Repertorium  der  badischen  in  das  Vormundschaftsrecht 
einschlagenden  Gesetze  und  Verordnungen,  hat  mir  bei  meiner 
Arbeit  gute  Dienste  geleistet,  ich  habe  dasselbe  nicht  wenig  bei 
ihr  verwertet  und  vielfech  auf  dasselbe  verwiesen. 

Möge  meine  schwierige  Arbeit  die  ihr  gebührende  Anerkennung 
finden,  möge  sie  sich  als  recht  brauchbar  für  die  Anwendung  des 
französischen  und  badischen  Vormundschaft;si*echts  erweisen! 

Heidelberg,  im  Dezember  1893. 

Dr.  Caesar  Barazetti. 
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Einleitung. 


§1. 

Die  geBetBliohen  Vorrichtungen  stir  Ersetsung  der  fehlenden 
und  Kur  Ergänzung  der  mangelhaften  RechtshandlungBföhigkeit 
im  Allgemeinen.  Begriff  und  Wesen  der  Vormundschaft,  Ffleg- 
Bohaft  und  Beistandsohaft  im  Allgemeinen.  Unterschiede  in 
der  Stellung  und  Thätigkeit  des  Vormundes  (Tutetir),  des 
Pflegers  (Curateur)  und  des  Beistands  (Ck>nseü)  im  Allge- 
meinen .*) 

I.  Die  gesetzlichen  Vorrichtungen  zur  Ersetzung 
der  fehlenden  und  zur  Ergänzung  der  mangelhaften 
£echtshandlungsfäht]^keit  im  allgemeinen. 

Die  Rechtshandlnngsfähigkeit,  d.  i.  die  Fähigkeit 
einer  Person,  juristische  Handlungen  selbst  vorzunehmen,  Bechts- 
folgen  durch  Selbsthandeln  herbeizuführen,  beziehungsweise  durch 
einen  von  ihr  gewählten  Stellvertreter  herbeiführen  zu  lassen,  fehlt 
einer  (rechtsfähigen)  Person  vollständig,  wenn  es  bei  ihi'  an  der 
vollen  Willensfähigkeit  fehlt  (womit  es  auch  an  der  vollen  Einsicht 
in  die  juristische  Bedeutung  der  Handlung  fehlt),  —  eine  solche 
Person  ist  absolut  handlungsunfähig. 

Absolut  handlungsunfähige  Personen  sind:  1.  die 
juristischen  Personen,  2.  die  Geisteskranken,  Art.  489, 
502,  1124  C.  c,  3.  die  Minderjährigen  —  wenigstens  in  der 
Begel,  es  gibt  Ausnahmen,   wonach  ihre  Handlungsfähigkeit  nicht 


*)  ZachartiUDreyer,  Handbacb  des  iVanzösischen  Givilrechts  (1886—7. 
Auflage),  Bd.  I  §§  82,  83,  86,  87,  90,  128,  137.  Stabe!,  InstHutionen  des 
fransOsiacben  Givilrechta  (1886  —  2.  Auflaf^e),  §§  41,  46.  Behaue!,  Daa 
badiBche  bOrgerlicbe  Recbt  und  der  Code  Napoleon  (3.  Auflage,  1.  £d.  [1891] 
und  U.  Bd.  [1892]),  Bd.  I  §§  67,  79.  Vgl.  aucb  Barazetti,  Das  Personenrecht 
mit  AuascbluBS  des  Familienrecbts  nach  dem  Code  Napoleon  und  dem  badi- 
schen Landrecht  u.  s.  w.,  1893  —  §  3.  — 

Barazettif  Die  Vormundflchaft  a.  s.  w.  1 
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fehlt,  sondem  nur  mangelhaft  ist  —  d.  h.  alle  physische  Personen, 
welche  noch  nicht  21  Jahre  alt  sind  (d.  h.  noch  nicht  das  21.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben),  Art.  388,  488,  1124,  450  C.  c,  es  wäre 
denn,  dass  sie  emaneipiert  (gewaltsentlassen)  sind  —  vgl.  Art.  476 
u.  ff.  G.  c,  4.  nach  badischem  Becht  noch  (nicht  nach  fran- 
zösischem Recht)  die  wegen  Verschwendung  Entmündig- 
ten, d.  h.  die  im  ü.  Grade  Mundtoten,  Art.  513a  und  509. 
Relativ  handlungsunfähig  hingegen,  d.  h.  nur  mangel- 
haft handlungsfähig  smd  die  (rechts&higen)  Personen,  welche  zwar 
willensföhig  sind,  denen  es  aber  an  der  vollen  Einsicht  in  die 
juristische  Bedeutung  ihrer  Handlungen,  am  sogenannten  juristischen 
Verstände,  fehlt.  Diese  sind:  1.  Die  emanzipierten  (gewalts- 
entlassenen)  Minderjährigen,  Art.  480,  482  C.  c,  2.  die 
wegen  Geistesschwäche  oder  Verschwendung  Verbei- 
ständeten,  Art.  499,  513  C.  c.  und  3.  die  Ehefrauen,  Ait. 
1124,  215  ff.  u.  a. 

Das  Gesetz  hat  durch  verschiedene  Vorrichtungen,  die  es 
eingeführt  hat,  Sorge  getroffen,  die  fehlende  Rechtshandlungs- 
fähigkeit zu  ersetzen,  die  mangelhafte  zu  ergänzend) 

Es  hat  die  mangelhafte  Rechtshandlungsfähigkeit  der 
Ehefrau  ergänzt  durch  Einfährung  der  ehemännlichen  Ge- 
walt (la  puissance  maritale),  wodurch  es  ermöglicht  wird,  dass  die 
Ehefrau  juristische  Handlungen,  wie  ein  vollkommen  Handlungs- 
flLhiger  vornehmen  kann,  —  nämlich  wenn  der  Ehemann,  in  Aus- 
übung seiner  ehemännlichen  Gewalt,  sie  hierzu  ermächtigt.  Das 
Nähere  hierüber  gehört  in  die  Lehre  von  der  Ehe  und  vom  ehe- 
lichen Güterrecht  —  ich  konmie  übrigens  weiter  unten  noch  in 
Kürze  hierauf  zurück,  und  zwar  in  Anmerkung  9. 

Was  die  übrigen  oben  angeführten  absolut  und  relativ 
handlungsunfähigen  Personen  anlangt  (abgesehen  von  den 
juristischen  Personen,  von  welchen  ich  in  Bezug  auf  die  zur 
E^etzung  ihrer  fehlenden  Handlungsfähigkeit  getroffenen  gesetz- 
lichen Vorrichtungen  -^  sie  sind  absolut  handlungsunfähig  —  schon 
an  anderen  Orten  eingehend  gesprochen  habe)^),  so  sprechen  wir 
hier  in  erster  Reihe  von  der  vom  G^etz  geschaffenen  Vorrichtung 
behu&  Ersatzes  der  fehlenden  Rechtshandlungsfähigkeit 
der  nicht  emanzipierten  Minderjährigen. 

1)  y^l.  Barasettl,  Das  Personeurecht  u.  s.  w.  §  3. 
*)  Vgl.  Barazetti,  Das  Peraonenrecht  u.  s.  w.  §  1. 
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Ersatz  ist  die  „Vormandschaft/^  Alle,  wdche  noch 
nicht  das  21.  LeboMgahr  vollendet  haben  (vorausgesetzt,  dass  sie 
nicht  emanzipiert  sind),  stehen  infolge  gesetzlicher  Bestinunung 
unter  einer  Vormnndschaft,  d.  h.  unter  der  Au&icht  [einer  ge- 
hörig qualifizierten  Person,  welche  sie  —  in  der  Kegel  —  in  allen 
ihren  persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  voll- 
kommen und  ausschliesslich  zu  vertreten  hat,  —  es  wäre  denn, 
dass  unter  ihren  Eltern  eine  Ehe  besteht  und  solange  diese  be- 
steht: denn  alsdann  vertritt  die  elterliche  Gewalt  (la  puissance 
patemelle)  die  Vormundschaft.  Löst  sich  die  Ehe  durch  den  Tod 
deß  einen  Eltemteils  vor  erreichter  Volljährigkeit  des  nicht  ge- 
waltsentlassenen  Kindes  auf,  so  kommt  es  unter  Vormundschaft, 
daneben  bleibt  es  aber  auch  unter  der  elterlichen  Gewalt,  so  dass 
es  jetzt  bis  zu  seiner  Volljährigkeit,  beziehungsweise  Gewaltsent- 
lassung unter  zwei  Gewalten  zu  gleicher  Zeit  steht.  Das  Nähere 
in  §  2  d.  W. 

In  der  vormundschaftlichen  und  nicht  minder  in  der 
elterlichen  Gewalt  ist  enthalten:  Das  Becht  und  die  Pflicht 
der  Inhaber  dieser  Gewalt,  zu  sorgen  für  die  Person  des 
Minderjährigen  durch  Erziehung  desselben  und  ftlr  sein  Vermögen 
durch  die  Verwaltung  dieses. 

Sie  haben  die  fehlende  Handlungsfähigkeit  im  Gebiete  des  Rechts 
durchaus  durch  Vertretung  des  Mindeijährigen  zu  ersetzen,  sie 
handehi  bei  allen  ihn  betreffenden  Kechtshandlungen  statt  seiner, 
—  so  die  Regel,  die  ihre  Ausnahmen  hat,  wie  wir  zeigen  werden. 

Nach  badischem  Recht  sind  übrigens  nicht  alle  nicht 
^ewaltsentlassenen  Minderjährigen  in  gleicher  Weise  haud- 
longsunfähig.  Sie  stehen  zwar,  wie  nach  dem  Rechte  Frank- 
reichs, alle  bis  zu  ihrem  21.  Lebensjalire  unter  der  elterlichen 
Gewalt,  beziehungsweise  der  Vormundschaft,  beziehungsweise  unter 
beiden  Gewalten  zugleich,  allein  sie  haben  in  manchen  Beziehungen 
eine  gewisse  Handlungsfähigkeit,  welche  grundsätzlich,  wenig- 
stens nach  rein  französischem  Recht,  sonst  bei  den  nicht  ge- 
waltsentlassenen  Mindeijährigen  nicht  anerkannt  ist,  —  nämlich 
eine  solche,  welche  verschieden  ist,  je  nachdem  sie  halbmündig 
oder  vollmundig  sind  (was  die  unmündigen,  nicht  gewaltsent- 
lassenen  Minderjähiigen,  beziehungsweise  deren  Handlungsunfähig- 
keit anlangt,  so  stimmt  hier  französisches  Recht  mit  dem 
badischen  übeiein  —  nur  ist  die  Grenze  des  Unmündigkeits- 

1* 
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alters,  wie  wir  zeigen  werden,  im  französischen  Becht  nicht  so 
bestimmt,  wie  im  badischen  Eechte,  festgesetzt). 

§  27  des  VI.  badischen  Gonstitutions-Edikts  von  1808 
in  Vert)indung  mit  Art  1124a  und  1124b  des  Landrechts  unter- 
scheidet nämlich  unter  den  Minderjährigen  zwischen  Unmündigen, 
Halbmfindigen  und  Vollmflndigen. 

Die  unmündigen  —  dies  sind  die  Personen  von  ihrer  G^ 
burt  bis  zum  vollendeten  14.  Lebeni^ahre  —  können  weder  ihi^ 
Vermögen  noch  ihre  Pei'son  verpflichten.    Die  Halbmttndigen 

—  Personen  vom  vollendeten  14.  bis  zum  vollendeten  16.  Jahre  — 
können  gewisse,  jedoch  nur  auf  ihrer  Person  und  nicht  auf  ihrem 
Vermögen  lastende  Verpflichtungen  (z.  B.  Dienste)  allein  gütig 
übernehmen,  insofern  sie  nur  vorübergehende  Folgen  haben  und 
nicht  die  Erziehungsbestimmung  aufheben,  welche  ihnen  ihr  Für- 
sorger (Parens  oder  Vormund)  gegeben  hat.    Die  Vollmündigen 

—  Personen  vom  vollendeten  16.  bis  zum  vollendeten  21.  Lebens- 
jahre —  können  dasselbe  thun,  allein  überdies  sind  nur  sie  (im 
G^ensatz  zu  den  Halbmündigen  und  den  Unmündigen)  befugt  zu 
einer  Eidesleistung  —  vgl.  jetzt  auch  §§  358  Ziffer  1  und  485 
der  R.-C,-Proz.-Ordn.  und  §  56  Ziff.  1  der  R.-Str.-Proz--Ordn.  — , 
einer  Religionsänderung^),  zur  Errichtung  einer  letzt- 
willigen Verfügung  (Art.  903  und  904). 

Sind  insbesondere  Vollmündige  nicht  im  Hause  ihrer  Eltern 
oder  Pfleger  (d.  i.  Vormünder),  überhaupt  nicht  einem  Fürsorger 
übergeben,  mithin  sich  sdbst  überlassen  (z.  B.  als  Studierende  auf 
der  Universität,  fem  vom  Elternhaus *),  so  können  sie,  gleich  wie 
gewaltsentlassene  Minderjährige  —  vgl.  die  Lehre  von  der 
Pflegschaft  der  gewaltsentlassenen  Minderjährigen, 
§§  84  u.  ff.  d.  W.  —  aUe  und  jede  auf  ihren  Unterhalt  und  Benif  be- 
züg^chen  Verträge  allein  abschliessen,  vorbehaltlich  jedoch  der 
Umstossung  derselben  (siehe  Art.  484  Abs.  2  in  Verbindung  mit 
Art.  481  bis  484,  1305  bis  1308  d.  Landr.  [§§  301,  302  des  Reichs- 
straf-Gesetzb.])  sowie  der  besonderen  Anstaltsgesetze,  welchen  sie, 


')  Vgl.  auch  §  5  des  badiBohen  Gesetzes  vom  9.  Oktober  1860 
(U.-BL  No.  51),  die  AuBttbong  der  ErziehungBrechte  in  Bezug  auf  die  Religion 
der  Kinder  betr. 

^)  Wenn  daher  die  Vollmündigen  sich  zwar  auf  der  üniverBität 
befinden,  aber  im  UniyerBitätBort  bei  ihren  Eltern  wohnen  u.  dgl.,  so  tiifTt 
das  oben  Ausgeführte  nicht  zu. 
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gleich  wie  jene  (gewaltsenüasseiie)  Mindeijährige,  unterworfen  sind.^) 
Art  1124b  nnd  §  27  des  VI.  Constitutions-Edikts. «) 

lieber  andere  Altersstufen,  welche  im  französischen  wie 
im  badischen  Becht  für  die  rechtliche  Stellung  der  Minder- 
jährigen von  Einfluss  sind  vgl  Art.  144  ff  (för  Baden  sind  an 
deren  Stelle  getreten  §§  28  und  29  des  Beichs-St.-Beurk.-Ges.), 
Art  484,  477,  903  und  904,  1398,  1095  — ;  in  Bezug  auf  die  in 
diesen  Artikehi  yorgesehenen  Handlungen  ist  der  Mindeijährige 
teils  handlungsfähig,  teils  relativ  handlungsunfähig  —  im  ersteren 
Fall  handelt  er  allein,  im  letzteren  Fall  bedarf  er  der  Mitwirkung, 
beziehungsweise  Einwilligung,  des  Beistandes  eines  Dritten,  —  teils 
ist*  er  in  seiner  Yerfilgungsföhigkeit  (Dispositionsfilhigkeit)  überhaupt 
beschränkt.^) 

Die  fehlende  Bechtshandlungsfähigkeit  der  Geisteskranken 
wird  durch  das  Gesetz  ersetzt  durch  das  Institut  der  Entmün- 
digung (Finterdiction).  Der  Entmündigte  kommt  unter  Vor- 
mundschaft, wenn  seine  Entmündigung  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit einüitt  —  er  wird  gesetzlich  jetzt  wie  ein  Minderjähriger, 
der  nicht  gewaltsentlassen  ist,  betrachtet,  und  kann  trotz  erreichter 
Volljährigkeit  infolge  der  ausgesprochenen  Entmündigung  nur  durch 
seinen  Vormund  vertreten  Bechtshandlungen  vornehmen. 

Auch  die  Entmündigung  eines  Minderjährigen  wegen 
Geisteskrankheit  ist  denkbar  —  hiervon  §  27  d.  W.  — ,  und 
nach  rein  französischem,  nicht  nach  badischem  Becht  giebt 
es  auch  im  Gegensatz  zur  richterlichen  Entmündigung,  welche 
allein  in  Baden  Platz  greift,  daneben,   ausserdem,   eine  gesetz- 


3)  Vgl.  zu  ^AnBtaltsgesetze'^  das  badische  Gesetz  y.  20.  Febr. 
1868  (E.-BL  No.  18,  die  Rechtsverhältnisse  der  Studierenden  auf  den  beiden 
Landesnniversitäten  betr.)t  wonach  Art  1124b  auch  auf  die  studierenden 
Ausländer,  welche  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  Anwendung 
findet  (und  die  Studierenden  der  beiden  Landesnniversitäten  Freiburg 
und  Heidelberg  jetzt  lediglich  unter  den  allgemeinen  Gesetzen  stehen). 

0)  Vgl.  auch  zu  dieser  Lehre:  Brauer,  Erläuterungen  über  den  Code 
Kapol^n  und  die  Gbrossherz.  badischebUrgerL  Gesetzgebung,  Bd.  HI,  Bemerk.  28 
und  29,  S.  35—38.  —  Femer  Stabel,  Vorträge  Ober  das  französische  und 
badisehe  Givilrecht,  insbesondere  über  dessen  Einleitnng  (titre  preliminaire) 
Seite  157—167.  Im  Verlaufe  meiner  Darstellung  komme  ich  auf  diese  Lehre 
znrflek  und  werde  ich  auch  an  den  einschlagenden  Orten  mehr  in  die  £)inzeln- 
beiten  derselben  eingehen. 

')  VgL  auch  Vftraietti,  Das  Personenr«cht  n.  s.  w.,  §  3. 
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liehe   Entmündigung,   welche  kraft  Gesetzes  in  Folge  der  Ver- 
urteilung zu  gewissen  Strafen  eintritt.    Vgl.  §  27  d.  W. 

Nach  badischem  Rechte,  dem  Rechte  Frankreichs  un- 
bekannt, giebt  es  eine  Entmündigung  unverbesserlicher 
Verschwender,  die  sogenannte  Mundtotmachung  zweiten 
Grades.  Diese  Entmündigung  wirkt  wie  die  der  Geisteskranken, 
sie  setzt  den  Entmündigten,  der  durch  die  Entmündigung  dem 
Mindeijährigen  gleichgestellt  wird,  ja  sogar  dadurch  die  Fähigkeit, 
zu  testieren,  durchaus  einbüsst,  unter  Vormundschaft.  Vgl.  Art. 
513  a  verbunden  mit  Art.  609. 

Das  badische  Recht  bezeichnet  die  wegen  Geisteskrankheit 
und  wegen  Verschwendung  Entmündigten  (die  letzteren  sind  die 
Mundtoten  zweiten  Grades)  sowie  die  wegen  Geistesschwäche  und 
Verschwendung  Verbeistähdeten  (die  letzteren  sind  die  Mund- 
toten ersten  Grades)  als  m  und  lose  Personen.  Hiervon  kann 
man  die  besagten  Entmündigten  als  Ganz-Mundlose,  die  be- 
sagten Verbeiständeten  als  Halb-Mundloäe  bezeichnen.  Die 
Ganz-Mundlosen  sind  den  Unmündigen  und  die  Halb-Mundlosen  den 
vollmündigen  Gewaltsentlassenen  in  der  Regel  beizuzählen,  abge- 
sehen von  einigen  kleinen  Abweichungen,  welche  sich  aus  dem  von 
ihnen  handelnden  Titel  unseres  Landrechts  ergeben,  s)  Das  Nähere 
an  den  einschlagenden  Orten  dieses  Werkes.  Ueber  die  Rechts- 
handlungsunlähigkeit  der  Ehefrauen  siehe  oben  S.  2  und  hier 
unten  in  der  Anmerkung  9.«) 

Die  durch  das  Gesetz  geschaffene  Ergänzung  der  mangel- 


8)  Vgl.  Brauer,  Erläuterungen  u.  ».  w.,  Bd.  III  Bern.  30,  Seite  38. 

9)  ,Die  Ehefrauen  sind,"  wie  Brauer  a.  a.  0.,  Bern.  31  S.  39,  gut  aus- 
führt, „in  Bezug  auf  diejenigen  Kechtsgeschäfte,  welche  bloss  Verwaltungs- 
handlnngen  ihrer  Haushaltung  betreffen,  den  Tolljährigen  Mannspersonen  an 
Rechtsfähigkeit  gleich,  und  ebenso  in  Bezug  auf  Verfügungen  von  Todes- 
wegen; in  Absicht  auf  alle  Verausserungen  oder  alle  Verwaltungshandlungen 
ihres  Vermögens,  stehen  sie  den  vollmündigen  nicht  gewaltsentlassenen 
Minderjährigen  gleich;  und  in  Absicht  auf  persönliche  Verbindlichkeiten 
geniessen  sie  nicht  einmal  die  gleiche  Rechtsfähigkeit,  sondern  sie  sind 
hier  so  gut  als  im  Vermögen  an  die  Ermächtigung  des  Mannes  gebunden. 
Doch  haben  sie  vor  jenen  Minderjährigen  durchaus  darin  ein  Vorrecht,  dass 
sie  eigenes  Urteil  über  ihren  Vorteil  und  Nachteil  haben,  und  daher  in 
Fällen,  wo  ihnen  ihrer  Ansicht  nach,  unbillig  die  Ermächtigung  zum  Rechts- 
geschäft abgeschlagen  wird,  richterliche  Dazwischenkunft  und  Ermächtigung 
fuchen  und  erlangen  können/' 
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haften  Handlangsnnfähigkeit  der  relativ  handlungsun- 
fähigen Personen  ist  verschieden,  je  nadidem  es  sich  um 
Vorsorge  für  die  emancipierten  (gewaltsentlassenen)  Minder- 
jährigen oder  die  wegen  Geistesschwäche  oder  Verschwen- 
dung Verbeiständeten  handelt. 

Den  Ersteren  wird,  da  sie,  wenn  sie  auch  freie  Verfugung 
ober  ihre  Person  und  hinsichtlich  ihres  Vermögens  die  Fähigkeit, 
Handlungen  der  blossen  Verwaltung  allein  vorzunehmen,  durch 
ihre  Emancipation  erlangen,  durch  dieselbe  zur  Vornahme  anderer 
vernlögensrechtlicher  Handlungen,  namentlich  Veräusse- 
rungshandlungen,  nicht  befähigt  werden,  eine  Pflegschaft 
(curatelle)  auf  familienratliche  Anordnung  bestellt,  wodurch  sie 
unter  die  Aufsicht  einer  gehörig  vereigenschafteten  Person  insofern 
gelangen,  als  diese  zur  Vornahme  der  vermögensrechtlichen  Hand- 
lungen der  letztgenannten  Art  mitzuwirken  .hat.  Vgl.  Art. 
476  u.  ff.,  insbes.  Art.  480,  481  —  484  0.  c. 

Geistesschwache  oder  Verschwender  smd  an  sich  noch 
nicht  handlnngsuntähig,  allein  ihre  physisch  oder  moralisch  immer- 
hin abnormen  Eigenschaften  gefährden  im  Bechtsleben  vielfach 
ihre  und  der  Ihrigen  oder  auch  dritter  Personen  Interessen,  wes- 
halb sie  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
beschränkt  werden  können.  Dies  geschieht  durch  die  Verbei- 
ständung, wodurch  sie  relativ  handlungsunfähig  werden. 

Die  wegen  Geistesschwäche  oder  Verschwendung  Ver- 
beiständeten stehen  unter  einer  Beistandschaft  (le  conseil), 
welche  die  Gerichte  anordnen  derart,  dass  sie  jenen  einen  Beistand 
(conseil)  geben,  eine  gehörig  vereigenschaftete  Person,  welche  zu 
gewissen  Arten  von  Rechtsgeschäften  des  Verbeiständeten 
—  Art.  499,  513  C.  c.  —  beizuwirken  hat,  derait,  dass  sie 
ohne  solche  Beiwirkung  ungiltig  (d.  h.  anfechtbar)  sind.  Zu  allen 
anderen  Rechtshandlungen  und  in  Bezug  auf  die  Verfügung 
über  ihre  Person  sind  die  Verbeiständeten  ohne  solche 
Beiwirkung  befähigt. 

Ueber  die  Wirkungen  der  von  absolut  Handlungsunfähigen 
ohne  die  gesetzliche  Vertretung  (des  Vormunds,  des  Parens),  der 
von  relativ  Handlungsunfähigen  ohne  pflegerische,  beziehungsweise 
beiständliche  Mitwirkung,  beziehungsweise  Bei  Wirkung,  vorge- 
nonunenen  Handlungen  das  Nähere  an  den  einschlagenden  Orten, 
Tgl.  insbesondere  die  §§  20,  32,  35,  41  und  42  d.  W. 
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Ausser  dei  Pflegschaft  aber  emanzipierte  Minder- 
jährige hat  das  Gesetz  aber  auch  noch  Pflegschaften  ge- 
schaffen.fiber  gewisse  andere  Personen,  welche  sich  in  be- 
sonderen Verhältnissen  befinden,  —  welche  physisch  nicht  in  der 
Lage  sind,  im  gegebenen  Falle  rechtlich  zu  handebi  —  so  über 
Abwesende,  flir  die  Leibesfrucht  u.  s.  w.  —  sowie  endlich 
aber  gewisse  Güter.  Vgl.  §§  83  u.  ff.  d.  W.  Auch  hat  das  Gesetz, 
im*Hinblick  auf  die  relative  Handlungsunfähigkeit  der  Ehefrau, 
welche  in  diesem  und  nur  in  diesem  Falle  auch  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  den  Tod  ihre  Wirkungen  äussert,  dem 
Ehemann  das  Recht  gegeben,  seiner  Frau,  im  Falle  sie  nach  seinem 
Tode  die  Vormundschaft  über  die  gemeinschaftlichen  Kinder  über- 
nimmt, einen  Vormundschaftsbeistand  zn  bestellen.  Vgl.  §§  9 
und  40. 

Die  volle  rechtliche  Selbständigkßit  wird  vom  Gesetz 
erst  mit  der  Zurücklegung  des  21.  Lebensjahres  beim  Menschen  aner- 
kannt, mit  welcher  die  Mindeijährigkeit  endigt  und  die  Volljährigkeit 
eintritt.  Art.  488  C.  c.  (Die  Volljährigkeit,  vorbehaltlich  der 
hausverfassungsmässigen  oder  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
über,  den  Beginn  der  Grossjährigkeit  der  Landesherren  u.  s.  w.,  ist  im 
ganzen  deutschen  Reich  jetzt  gleichfalls  auf  dieses  Alter  festgesetzt 

—  vgl.  Reichsges.  v.  17.  Februar  1875  [R.-G.-B1.  1875  S.  71]). 

Wenn  der  Mensch  sich  jetzt  nicht  in  einem  Zustand  der 
absoluten  oder  relativen  Handlungsunfithigkeit  befindet,  welche 
anderen  Ursachen  als  seinem  Lebensalter  entspringt  —  siehe  oben 
S.  1,  2  — ,  so  kann  er  jetzt  alle  Rechtshandlungen  selbständig 
vornehmen. 

Gleichwohl  endigt  die  Minderjährigkeit  des  Menschen 
nicht  in  allen  Bezidiungen  mit  dem  vollendeten  21.  Jahre  —  oder 
besser  gesagt:  Gleichjwohl  ist  der  Volljährige  in  manchen 
Beziehungen  noch  wie  ein  Minderjähriger  vom  Gesetze  be- 
handelt; —  so  verlängert  sich  die  Minderjährigkeit  für 
die  Söhne,  was  die  Ehe  anlangt,  und  ftir  die  Söhne  und  Töchter, 
was  die  Adoption  anlangt,  bis  zum  vollendeten  25.  Lebensjahre 

—  Art.  148  und  346  C.  c,  —  indem  sie  bis  zu  diesem  Alter  der 
elterlichen  Einwilligung  bedürfen. 

(Art.  148  ist  in  Baden  angehoben,  indem  die  Art.  144  bis 
159,  also  damit  auch  Art.  148,  Aufhebung  fanden  durch  §  1  ZiS.  2 
des  Bad.  Einf.-Ges.  z.  Reichsgesetz  v.  6.   Febr.  1875  über  die 
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Beurkandaiig  des  Personenstandes  und  die  Eheschliessang  [Ges.- 
BL  S.  355]  mid  dnrch  die  Bestimmungen  des  Beichsgesetzes ,  wie 
sie  in  §§  28  n.  29  desselben  enthalten  sind,  ersetzt  wurden.)  ^^) 

Nicht  zu  yerwechsehi  mit  der  Volljährigkeit  ist,  die  Ehe- 
mündigkeit;  darunter  versteht  nvon  dasjenige  Alter  eines  Men- 
schen, mit  dessen  Eintritt  er  überhaupt  eine  Ehe  eingehen  kann. 
Sie  fällt  nicht  mit  der  Volljährigkeit  zusammen,  sondern  tritt  vor 
dieser  ein.  Nach  französischem  Becht  tritt  sie  beim  Manne 
mit  Vollendung  des  18.,  beim  Weib  mit  der  Vollendung  des  15. 
Lebenqahres  ein  —  vgl.  Art.' 144  C.c.  In  Baden  —  und  im 
ganzen  Deutschen  Beich  —  ist  der  Ehemiindigkeitstermin  nun-' 
mehr  auf  Qrund  des  §  28  d.  B.-Stand.-B.-Oes.  ein  anderer  (siehe 
unten:  Anm.  ^^. 

IL  Begriff  und  Wesen   der  Vormundschaft,  Pfleg- 
schaft und  Beistandschaft  im  Allgemeinen.    Unterschiede 


^)  Diese  beiden  Paragraphen  des  Beiohages,  v.  6.  Febr.  1875  (R.- 
St.-B.-Ge8.)  lauten: 

§  S8u  „Zar  EheBchliesaung  ist  die  Einwilligung  (wenn  diese  fehlt :  Art.  180) 
and  die  Ehemfindigkeit  (wenn  diese  fehlt:  Art.  184  d.  Landr.)  der 
Eheschliessenden  erforderlich. 

Die  Ehemttndigkeit  des  männlichen  Geschlechts  tritt  mit  dem 
vollendeten  20.  Lebensjahre,  die  des  weiblichen  Geschlechts  mit 
dem  vollendeten  16.  Lebensjahre  ein.  Dispensation  ist  zulässig 
(durch  das  Justizministerium  —  vgL  §  6  d.  bad.  £inf.-Ges.  z.  B.- 
Stand.-B.- Ges.)." 

§  29.  „Eheliche  Kinder  bedürfen  zur  Eheschliessang,  solange  der  Sohn 
das  fünfundzwanzigste,  die  Tochter  das  vier  undzwanzigste 
Lebensjahr  nicht  vollendet  hat,  der  Einwilligung  (fehlt  diese: 
Art  182  u.  ff.  d.  Landr.)  des  Vaters ,  nach  dem  Tode  des  Vaters 
der  Einwilligung  der  Mutter  und,  wenn  sie  minderjährig  sind,  auch 
des  Vormunds. 

Sind  beide  Eltern  verstorben,  so  bedürfen  Minderjährige  der 
Einwilligung  (Art.  182  u.  ff.  d.  Landr.)  des  Vormunds. 

Dem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  steht  es  gleich,  wenn 
dieselben  zur  Abgabe  einer  Elrklärung  dauernd  ausser  Stande 
sind,  oder  ihr  Aufenthalt  dauernd  unbekannt  ist. 

Eine  Einwilligung  des  Vormundes  ist  für  diejenigen  Minder- 
jährigen nicht  erforderlich,  welche  nach  Landesrecht  einer  Vor- 
mundschaft nicht  unterliegen. 

Inwiefern  die  Wirksamkeit  einer  Vormundschaftsbehörde  oder 
eines  Familienraths  stattfindet,  bestimmt  sich  nach  Landesrecht 
(Art  160  d.  Landr.)."  — 
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in  der  Stellung  and  Thätigkeit  des  Vormunds  (tntenr), 
des  Pflegers  (curateur)  und  des  Beistands  (conseil)  im 
Allgemeinen. 

Die.Vormundsohaft  (la  tutelle)  ist  ein  öffentliclies, 
ständiges  Amt,  das  einer«  gehörig  qualifizierten  Person 
in  gesetzlicher  Weise  unvererblich  (weil  es  persönlich 
ist)  fibertragen  ist  —  ein  gesetzliches  Mandat,  in  sich 
begreifend  die  Verpflichtung  jener  Person,  d.  i.  des  Vor- 
munds (tuteur),  Sorge  zu  tragen  für  die  Person  eines 
nicht  emanzipierten  Minderjährigen  oder  eines  Ent- 
*  mündigten,  dessen  Vermögen  zu  verwalten  und  ihn  in 
den  Handlungen  des  bflrgerlichen  Lebens  zu  vertreten, 
und  zwar  unentgeltlich,  vollkommen  und  ausschliesslich 
(es  wäre  denn,  dass  noch  ein  Elternteil  lebt,  der  nicht 
Vormund  ist),  verbunden  mit  einzelnen  Gewaltsbefug- 
nissen über  jene  Person  (den  nicht  emanzipierten  Min- 
derjährigen oder  den  Entmündigten  —  d.i.  den  Mündel 
[le  pupille]). 

Vgl.  Art.  442  ff.,  450  ff.,  160,  174  und  175  (174  und  175  sind 
in  Baden  ersetzt  durch  §§  14 ff.  des  badischen  Einf.-Ges.  z.  R.- 
Stand.-Beurk.-Ges.,  —  denn  diese  Artikel  wurden  schon  aufgehoben 
durch  §  101  des  badischen  Stand.-Beurk.-Ges.  v.  1869,  das  dem 
R.-Stand.-Beurk.-Ges.  weichen  musste),  für  Baden  auch  noch  §  5 
des  II.  Einf.  -  Ediktes  zum  Landrecht  —  vgl.  femer  Art.  468  (in 
Baden  aufgehoben  durch  Art.  2  des  badischen  Einf.-Ges.  z.  R.- 
Straf- Gesetzb),  Art  478,  479  —  arg.  Art.  1986. 

Die  Vormundschaft  stellt  sich  dar  als  eine  Schutz- 
gewalt über  bestimmte,  des  Schutzes  bedürftige  Personen,  welche 
der  Vormund  unter  Aufeicht  der  Obervormundschaft  ausübt. 

Es  giebt  eine  Vormundschaft  über  nicht  emanzipierte 
Minderjährige,  vorausgesetzt,  dass  die  zwischen  ihren  beiden 
Eltern  bestandene  Ehe  durch  den  Tod  des  einen  Eltemteils  auf- 
gelöst ist  —  siehe  §  2  d.  W.  — ,  und  eine  solche  über  Entmün- 
digte, und  zwar  über  kraft  Gesetzes  infolge  der  Verurteilung  zu 
gewissen  Strafen  Entmündigte  (nur  französisch -rechtlich),  femer 
über  gerichtlich  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigte  (franzö- 
sisch- und  badisch-rechtlich)  und  endlich  über  wegen  Ver- 
schwendung Entmündigte  (nur  badisch- rechtlich  —  sog.  Mund- 
tote zweiten  Grades)  —  siehe  §  27. 
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Der  den  genannten  Personen  bestellte  Vormund  vei'waltet 
ein  öffenüiches  Amt  (munus  publicum),  welches  ein  Obligations- 
yerhältnis  desselben  kraft  (Gesetzes  begründet.    Art.  1870. 

Dem  Vormund  liegt  vollkommene  Vertretung  (reprösen- 
tation)  des  Mfindels,  d.  h.  ohne  notwendige  Zuziehung  desselben 
bei  den  hier  einschlagenden  Rechtshandlungen,  Ftjir sorge  für 
dessen  Person  und  sein  Vermögen  ob. 

Er  hat  ein  allgemeines  gesetzliches  Mandat  —  tutor 
personae  datur  ^^)  — ,  auf  Grund  dessen  er  den  Mündel  bei  allen 
bürgerlichen  Handlungen  (in  der  Regel,  es  giebt  Ausnahmen,  da- 
von später)  vertritt  (repräsentiert). 

Der  Vormund  handelt  stets  allein  —  repr&entera  (Art.  450) 
—  er  bekräftigt  nicht  die  Handlung  des  Mündels,  giebt  nicht  sein 
Vollwort,  d.  h.  er  assistiert  nicht,  er  autorisiert  nicht  die  Hand- 
lung des  Mündels  —  er  handelt  m.  a.  W.  stets  an  der  Stelle  des 
Mündels,  und  zwar  im  Namen  des  Mündels. 

Die  Rechtshandlungen^  welche  er  so  als  Vormund  —  tutorio 
nomine  —  ftir  denselben  vominmit,  werden  rechtlich  so  angesehen, 
als  ob  er  (der  Mündel)  sie  selbst  vorgenommen  hätte  —  „qui  mandat 
fedsse  videtur;  factum  tutoris,  factum  pupilli;  tutor  et  pupillus 
pro  nna  persona  habentur."    Art.  450  C.  c. 

Der  Vormund  bekräftigt  nicht  bloss  die  Rechtshandlungen 
des  Mündels,  sondern  er  handelt  selbst,  während  nach  römischem 
Recht  der  Vormund  die  Wahl  hatte,  ob  er  pro  pupillo  gestio  vor- 
nehmen, d.  h.  für  den  Mündel  die  Geschäfte  selbst  abschliessen, 
ihn  repräsentieren,  oder  ob  er  den  Mündel  handehi  lassen  und  dazu 
auctoritatem  suam  interponieren  wollte  (es  lag  in  diesem  letzteren 
Fall  eine  Assistenz  des  Vormunds  vor,  „qui  personam  pupilli 
augebat  („augere"  im  Sinne  von:  vermehren,  vergrössem,  „er- 
gänzen'' —  und  zwai'  die  unvollständige  Persönlichkeit  des 
Mündels).  Das  letztere  war  sogar  bei  den  Römern  die  Regel, 
mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  welchen  es  sich  um  die  Geschäfte 
eines  „infans''  handelte. 

Man  nimmt  übrigens  auch  nach  französischem  Recht  an, 
dass  die  Handlungen  der  Minderjährigen,  welche  mit  Autori- 
sation  des  Vormunds  von  jenem  voi^enommen  werden,  nicht  des- 


1*)  y^Tutor  personae,  non  rei  vel  caasae  datur*'  sagt  der  Jarist 
MftrelanM,  in  1.  14  Dig.  de  test.  tut  26, 2. 
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halb  imgütig  sind.    Arg.  Art.  1039,  1124  b,  §  27  d.  VI.  bad.  Const.- 
Ed.    Das  N&here  in  §  16  d.  W- 

Das  liegenschaftliche  Vermögen  des  Vormunds  ist 
mit  dnem  gesetzlichen  ünterpfandsrecht  belastet  zu  Gunsten 
der  Forderungen  des  Mündels  g^gen  den  Vormund  aus  der  vor- 
mundschaMichen  Verwaltung.  Art.  2121,  2136,  Ä142,  2143  C.  c, 
vgl.  auch  das  badische  O^esetz  v.  29.  März  1890,  die  Vorzugs- 
und Unterpfandsrechte  betr.  (Ges.-Bl.  155).  Das  Nähere  hierüber 
in  §  13  d.  W. 

Der  Vormund  muäs  periodenweise  Rechnung  über 
seine  Verwaltung  stellen  (abgesehen  von  der  am  Ende  seiner  Ver- 
waltung zu  stellenden  Rechnung,  was  bei  jeder  Verwaltung  vor- 
kommt).   Art.  469  ff. 

In  allen  wichtigen  (durch  das  Gesetz  näher  bezeichneten 
Geschäften)  ist  der  Vormund  an  die  Beschlüsse,  bezw.  Ge- 
nehmigung, der  Obervormundschaftsbehörde  gebunden. 
Alt.  461,  462  u.  a.  m. 

Bei  jeder  Vormundschaft  ist  ein  Gegenvormund  (tuteur 
subrog6)  zu  ernennen,  dem  die  Überwachung  des  Vormunds 
obliegt,  und  mit  welchem  der  Vormund  bei  gewissen  Rechts- 
geschäften gemeinsam  handeln  muss.    Art.  420  ff.,  459  u.  a.  m. 

Dies  Alles  unterscheidet  die  Vormundschaft,  bezw.  den 
Vormund  wesentlich  von  der  Pflegschaft,  bezw.  dem 
Pfleger,  und  von  der  Beistandschaft,  bezw.  dem  Beistand^ 
wie  sich  aus  Nachfolgendem  ergiebt. 

Die  PflegBohaft  kommt  in  so  mannigfaltigen  Anwendungen 
vor,  dass  es  geradezu  unmöglich  ist,  in  Bezug  auf  sie  eine  all- 
gememe  Begrifbbestimmung  zu  geben. 

Wir  interessieren  uns  hier  eigentlich  nur  um  die  Pfleg- 
schaft über  emanzipierte  Minderjährige.  Sie  ist  ein 
öffentliches,  ständiges  Amt,  das  einer  gehörig  qualifizierten  Person 
(curateur)  in  gesetzlicher  Weise  (unvererblich,  weil  es  persönlich 
ist)  —  ein  gesetzliches  Mandat  —  übertragen  ist,  um  emanzipierten 
Minderjährigen  zur  Giltigkeit  gewisser  Arten  von  Rechtsgeschäften 
derselben  im  gegebenen  Falle  bei(mit)zuwirken. 

Der  Pfleger  (le  curateur)  datur  rei  vel  causae,  —  so  kann 
man  im  Hinblick  auf  diese  Pflegschaft,  die  als  eine  Auf- 
sichtspflegschaft erscheint,  sagen,  weil  er  nur  eine  Au&icht 
hier  hat,  welche  sich  darin  äussert,  zu  gewissen  Vermögensrecht- 
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Udieii  Handlungen,  falls  er  es  mit  seinen  Pflichten  Ar  vereinbar  er- 
achtet, arg.  Art  1992  C.  c.  —  seine  Zustimmung  zu  erteilen,  bei 
ihrer  Voniahme  bei(mit)zuwirken. 

Er  unterscheidet  sich  hierdurch  wesentlich  vom  Vor- 
mund, indem  er  nicht,  wie  dieser,  die  Person  seines  Schutz- 
befohlenen vertritt 

Dieser  (sein  Schutzbefohlener)  handelt  viebnehr  selbst  bei 
allen  Bechtdiandlungen,  der  Pfleger  wirkt  nur  bei  gewissen 
vermögensrechtlichen  Handlungen  mit  (bei),  er  assistiert, 
er  giebt  seinen  Consens. 

Diese  Bei(mit)w'irkung,  assistance,  (Art.  482),  entspricht 
mehr  der  des  römischen  Vormunds,  qui  autoritatem  suam  inter- 
ponebat 

Bei  manchen  dieser  Rechtshandlungen,  bei  welchen  er  bei- 
zuwirken  hat,  ist  der  Pfleger  an  die  Mitwirkung  der  Ober- 
vormundschaft gebunden.  Ait  484  in  Verbindung  mit  Art.  457 
u.  ff.  —  vgl.  auch  badisches  Gesetz  v.  26.  April  1886  (Gres.-Bl. 
S.  161). 

Da  der  Pfleger  hier  nur  eine  AuMchtspflegschaft  und  keine 
Verwaltungspflegschaft  hat  —  die  Verwaltung  seines  Vermögens 
fuhrt  der  emanzipierte  Mindeijährige  selbst  — ,  so  hat  er  auch 
keine  Eechnang  abzulegen,  dsdier  giebt  es  auch  hier  kein  gesetz- 
liches Unterpfandsrecht  in  den  liegenden  Gütern  des  Pflegers  und 
und  ist  auch  von  einem  Gegenvormund  tiberaU  nicht  die  Rede. 

Bei  den  anderen  Arten  der  Pflegschaft  —  vgl.  §§37,38 
d.  W.  —  gelten  besondere  Bestimmungen,  welche  übrigens  mit  der 
Vormundschaft,  namentlich  wenn  es  Verwaltungspfl^gschaften  sind, 
die  Vertretnngsbefugnis  und  die  Verpflichtung  zur  Schlussrechnungs- 
ablage  gemein  haben,  —  freilich  nur  im  Allgemeinen  (von  Gegen- 
vormundschaft, gesetzlichem  ünterpfEmdsrecht ,  periodischer  Rech- 
nungsablage ist  keine  Rede). 

Die  Beistandsohaft  (le  conseil)  ist  auch  ein  öffent- 
liches, ständiges  Amt,  das  einer  gehörig  qualifizierten 
Person  (conseil,  Beistand)  —  ein  gesetzliches  Mandat 
—  übertragen  ist,  in  gesetzlicher  (unvererblicher) 
Weise,  um  zur  Giltigkeit  gewisser  Arten  von  Rechts- 
geschäften der  wegen  Geistesschwäche  oder  Ver- 
schwendung (unvollständig  Entmündigten)  Verbeistän- 
deten,  bei(mit)zuwirken. 
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Die  anderen  Arten  dar  Beistandschaft  interessieren  uns 
hier  weiter  nicht.    Vgl.  §§  39  u.  ff. 

Die  Beistandschaft  über  Geistesschwache  und  Ver- 
schwender hat  mit  der  Vormundschaft  nichts  gemein,  als 
dass  sie,  wie  diese,  ständig  ist. 

Mit  der  Pflegschaft  aber  emanzipierte  Minderjährige 
stimmt  sie  überein  durch  ihren  ständigen  Charakter,  femer  da- 
durch, dass  sie,  wie  diese,  eine  gesetzliche  Vorrichtung  zum 
Schutze  relativ  handlungsunfähiger  Personen  ist,  femer, 
dass  bei  ihr,  wie  bei  dieser,  der  durch  gesetzliches  Mandat  zur 
Ausübung  des  Amts  Benifene  bei  gewissen  Handlungen  des 
Schutzbefohlenen  assistieren  muss. 

Allein  die  Verschiedenheit  tritt  darin  hervor,  dass  jede 
Mitwirkung  der  Ober  Vormundschaft  bei  der  Beistand- 
schaft wegfällt,  dass  hingegen  der  Verbeiständete  weder 
über  bewegliches  noch  über  unbewegliches  Vermögen  Pro- 
zesse allein  fähren  kann,  während  der  in  Pflegschaft  Stehende 
in  dieser  Beziehung  nur  in  Betreff  der  Liegenschaften  be- 
schränkt ist.    Art.  499,  513  und  482  C.  c.  — 

Soviel  über  diese  Unterschiede  im  allgemeinen,  das  Einzelne 
wird  ausführlich  an  den  einschlagenden  Orten  zur  Dai^tellung 
gelangen. 
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CAPITEL  I. 

Die  Vormundschaft.^) 

ABSCHNITT  I. 
Die  Yormandsehaft  ttber  Minderjährige.**) 

I.  Die  Personen  der  Bevormundeten  und  der  VormOnder. 

§2. 
Die  Personen  der  Bevormiindeten.     Die  verBohiedenen  Arten 
der  Vormünder  (Hauptvormund,  Mitvormund  [Cotutor], 
Tutor    ad    hoc,     Nebenvormund    [Protutor],     Gegen- 
vormund).***) 

L   Die  Personen  der  Bevormundeten. 

In  der  Kegel  stehen  alle  noch  nicht  volljährigen  Personen, 
d.  h.  alle  Personen,  welche  noch  nicht  das  21.  Lebensjahr  zurück- 


*)  Vgl.  Zaeharift-Dreyer,  1  §§  80—127.  Stabel,  §§  41—46.  Be- 
bairliel^  I  §§  67—81.  Ygi  Art.  388—515  C.  c.  (bad.  Landr.).  Fttr  das  bu- 
dioche  Becht  sind  fttr  das  Vormunde chaftsr echt  ansserdem  n. a.  noch 
folgende  Gesetze  a.  Verordn.  von  Bedeutung :  DasBechtspolizeigesetz 
(B.-P.'G.  Yom  6.  Febr.  1879,  die  Verwaltung  d.  freiw.  Gerichtsbarkeit  u.  das 
Notariat  betr.;  6.-n.  V.-Bl.  1879  Nr.  11  S.  131),  das  Gesetz  v. 20.  Juli  1888, 
die  AbSnd.  des  B.-P.-G.  vom  6.  Febr.  1879  betr.  (G.  u.  V.-Bl.  1888,  XXX. 
S.  367/68),  die  sog.  Rechtspolizeiordnung  (R.-P.-O.)  vom  2.  Nov.  1889 
( VO.  d.  Gr.  Minist,  d.  Justiz  etc.,  die  Geschäftsordn.  für  die  Amtsgerichte  als 
isteehtspolizeibehörden  betr.  —  G.-  u.  V.-Bl.  1889,  XVll,  S.257)  und  die 
Notariatsordnung  vom  2. Nov.  1889  (VO. d. Gr. Minist,  d.  Justiz  etc.,  die 
Geschaftsordn.  flir  die  Notare  als  Bechtspolizeibeamte  betr.  —  G.-  u.  V.-Bl. 
1889  Nr. 27  S.  257)  —  femer  Landesherrl:  VO.  rom  30.  Okt.  1889,  die  Waisen- 
riehterordnung  betr.  (G.-u.  V.-Bl.  1889,  XXIX,  S.427),  die  Dienstweis.  f. 
d.  Waisenrichter  vom  2.  Nov.  1889  (Ges.-  u.  V.-Bl.,  XIX,  S.  433),  die 
Dienstweis.  f.  Vormünder  vom  9.  Juni  1888  (G.- u.  V.-Bl.,  XXI,  S.279ff.), 
die  Dienstweis.  f.  Gegenvormünder  v.  9.  Juni  1888  (G.- u.  V.-Bl.,  XXI, 
S.285ff.),  die  Dienstweis.  f.d.  Bürgermeister  u.  Gemeinderäte 
:i1b  BechtspolizeibehOrden  vom  12.  Nov.  1889  (G.- u.  V.-Bl.,  XXXII, 
S.473ff.),  ferner  Gesetz  V.  29.  März  1890,  die  Vorzugs- n.Unterpf  ande- 
re ehte  betr.,  in  Kraft  getreten  am  1.  Juli  1890  (G.- u.  V.-Bl.  1890,  XII, 
S.155ff.),  femer  Jnstizministerialverordn.  v.  10.  Juni  1890,  denVoll- 
KQg  vorstehenden  Ges.  betr.  (Ges.- u.V.*  Bl.,  XX,  S.280),  VO.,  die  Führung 
der  Grund-  u.  Ffandbttcher  betr.,  v.  9.  Juni  1890  (G.-  u.  V.-BL,  XX, 
S.  269£F.),  Beilage  hierzu:  Belehrung,  ferner  Abänderungen  der  Anleitung 
zur  Fflhmng  der  Grund.-  und  Pfandbücher,  VO.  v.  20.  Mai  1890,  die  Be- 
reinigung der  Unterpfandsbücher  betr.  (G.-  u.  V.-Bl  XVI,  S.211ff.). 
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gelegt  haben  —  les  pnpilles,  las  mineurs  —  unter  ständiger 
Vormundschaft  —  von  ihrer  Geburt  bis  zu  ihrer  Volljährigkeit. 
Art.  450  C.  c. 

Anders  war  es  nach  römischem  Eechte,  wonach  es  nur 
eine  tutela  impuberum  und  nicht  minorum  gab. 

Während  nach  franzosischem  Becht  jede  Person  von 
ihrer  Geburt  bis  zum  vollendeten  21.  Leben^ahre  un  mineur,  une 
pupille,  genannt  wird  und,  wie  bemerkt,  ständiger  Vormundschaft 
untersteht,  unterschied  man  nach  römischem  Recht:  pupflli  oder 
impuberes,  d.  h.  die  Personen  von  ihrer  Geburt  bis  zum  vollendeten 
14.  bezw.  12.  Jahre  (d.  h.  bis  zum  Alter  der  Pubertät),  und  puberes, 
minores  >  d.  h.  die  Personen  von  diesem  Zeitpunkt  bis  zum  vollen- 
deten 25.  Jahre,  mit  welchem  letztem  Zeitpunkte  man  vomährig 
wurde  —  pubes,  major  (viginti  quinque  annis). 

Die  pupilli  oder  impuberes  allein  standen  im  gegebenen  Falle 
unter  einer  tutela  (impuberum),  die  minores,  puberes  hingegen 
kamen  unter  die  cura  minorum. 

Dies  System  haben  die  Redaktoren  des  Gesetzbuchs  nicht 
angenommen. 

Die  auf  germanischer  Grundlage  beruhende  Regel  des 
französischen  Rechts,  wonach  alle  noch  nicht  volljährigen  Personen 
unter  ständiger  Vormundschaft  stehen,  erleidet  zwei  Ausnahmen, 
nämlich:  1.  Wenn  ein  Minderjähriger  seine  beiden  ehe- 
lichen Eltern  noch  am  Leben  hat,  einerlei,  ob  ihre  Ehe 
geschieden  ist  oder  nicht,  so  befindet  er  sich  unter 
keiner  Vormundschaft. 


Gesetz  V.  24.  Mürz  1888,  die  Ausstellung  gerichtl.  Erbbeschei- 
nigungen betr.  (G.-U.V.-B1.  XI,  S.  211  ff.), 

Hierher  gehören  ferner  die  einschlagenden  Faragr.  d.  R.-Civ.-Proz.- 
Ordn.,  nämlich  §§593-^627,  ferner  Art.  1124  a  n.  b  d.  Landr.  in  Verb.  m. 
§  27  d.  VI.  Gonst.-Ed.,  ferner  die  Art.  1304  ff.  d.  Landr.,  2121,  2135  o.  a. 

Vgl.  insbes.  Benttt,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  u.  d.  Notariat  im 
Grossherz ogth um  Baden,  2.  Aufl. ,  wo  sich  alle  einschlagenden  Gesetze  und 
Verordn.  verzeichnet  finden,  femer  Hanger,  die  Reohtspolizeigesetzgebung 
für  das  Grossherzogthnm  Baden  nebst  den  dazu  erlassenen  Verordnungen 
und  Dienstweisungen,  1890,  sowie  Nachtrag  hierzu,  1891. 

**)  Vgl.  Zaehartä-Dreyer ,    I,  §§  87—123.      Stabel,    §§  41— 4&. 
Behagkel,  I,  §§  67-78. 

***)  Vgl.Zaehariä.Dreyer,  I,  §§  87  n.  88.    Stabel,  §  42.  Behagbel, 

1,  §§  67,  68  u.  74. 
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Er  Steht  vielmehr  allein  unter  der  elterlichen  Gewalt 
sowohl  in  Bezag  auf  seine  Person  als  auf  sein  Vermögen. 

Der  Vater  hat,  so  lange  die  Ehe  nicht  durch  Tod  aufgelöst 
ist,  die  Vertretung  des  minderjährigen  Kindes  und  die  Verwaltung 
(Fadministration)  seines  etwaigen  Vermögens.  Art.  389 ,  arg.  Art. 
390  C.  c.    Vgl.  auch  §  1  d.  W. 

Ist  der  Vater  dauernd  verhindert,  die  elterliche  Gewalt  aus- 
zuüben —  infolge  einer  natürlichen,  moralischen  oder  gesetzlichen 
Unmöglichkeit  der  Ausübung  von  seiner  Seite  (Abwesenheit  —  ab- 
sence  — ,  Geisteskrankheit  ohne  Entmündigung,  Entmündigung 
wegen  Geisteskrankheit,  Entmündigung,  die  kraft  Gesetzes  infolge 
der  Verurteilung  zu  gewissen  Strafen  eintritt  [dies  ist  nur  fran- 
zösisch-rechtlich, dem  badischen  Recht  unbekannt]  vgl.  §  27 
d.  W.),  'so  tritt  die  Mutter  an  seine  Stelle,  wodurch  sie  jedoch, 
so  wenig  wie  er,  vormundschaftliche  Gewalt  erhält.  Vgl.  auch 
Art.  141. 

Die  Scheidung  der  Ehe  der  Eltern  eröflBaet  nicht  die  Vor- 
mundschaft, von  einer  Vormundschaft  ist  für  diesen  Fall  im  Gesetze 
nirgends  die  Rede.  Art.  390  spricht  nur  von  der  Eröffinung  der 
Vormundschaft  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  der  Eltern  des 
Mindeijährigen  durch  den  „Tod"  des  einen  oder  anderen  Eltem- 
teüs.  Wollte  man  indirekt  für  den  Fall  der  Scheidung  der 
Ehe  der  Eltern  eine  Vormundschaft  annehmen,  so  liesse  sich  dies 
durch  nichts  rechtfertigen. 

Die  elterliche  Gtewalt  vertritt,  so  lange  die  ehelichen  Eltern 
leben,  die  Stelle  der  Vormundschaft,  zumal  ja  stets  eine  Kontrolle 
seitens  des  einen  Eltemteils  gegenüber  dem  andern  möglich  ist. 
Hiervon  geht  das  Gesetz  aus,  es  hält  eine  Vormundschaft  in  ihrer 
ganzen  Strenge  im  Falle  einer  nicht  durch  Tod  aufgelösten  Ehe 
nicht  für  eiiorderlich,  zumal  durch  Scheidung  der  Ehe  die 
elterliche  Gewalt  nicht  erlischt,  da  ja  beide  Eltern  noch,  wenn 
auch  geschieden,  leben,  sondern  diese  Gewalt  nach  wie  vor  die 
Vormundschaft  vertritt.  *)    Vgl.  auch  §  9  d.  W. 


))  Es  ist  nicht  zutreffend,  wenn  Benaad,  Oollegienheft  §  38,  be- 
hauptet, der  Minder] ährig:e  müsse  im  FaUe  der  Scheidung  der  £he  seiner 
Eltern  einen  Vormund  erhalten.  Benaud  giebt  h.  a.  0.  für  diese  Ansieht 
keine  Gründe  an  und  bemerkt  nur  nebenbei,  das  Gesetz  gebe  fllr  den  Fall« 
6am  die  Ehe  der  Eltern  des  Minderjährigen  durch  Scheidung  aufgelöst  werde, 
keine  direkten  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  Vormundschaft,  man  gelange 

Barftsetti,  Die  YonnnndBcliaft  u.  s.  w.  2 
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Unsere  Kegel,  wonach  jeder  Mindeijährige  unter  ständiger 
Vormundschaft  steht,  erfahrt  2.  dann  eine  Ausnahme,  wenn 
der  Minderjährige  emanzipiert  (gewaltsentlassen)  wor- 
den ist. 

Hier  tritt  Befi*eiung  desselben  von  der  vormundschaftlichen 
oder  elterlichen  Gewalt  oder  von  beiden  Gewalten  ein,  und  der 
emanzipierte  Minderjährige  konmit  unter  Pflegschaft,  er 
erhält  einen  Pfleger  (cuiateur).    Art.  405,  372,  390,  480  C.  c. 

Nach  der  gemeinen  Meinung  in  Frankreich  —  das  Ge- 
setz schweigt  —  haben  die  unehelichen  Kinder  —  auch  bei 
Lebzeiten  ihrer  Eltern  —  von  ihrer  Geburt  an  bis  zu  ihrer  Voll- 
jährigkeit oder  Emanzipation  einen  Vormund. 

In  Baden  ist  diese  Vormundschaft  gesetzlich  geordnet. 
Vgl.  §  9  d.  W. 

II.   Die  verschiedenen  Arten  der  Vormilnder. 

Die  Personen,  welchen  der  öffentliche  Dienst  der  Vormund- 
schaft übertragen  ist,  heissen  Vormünder  (tuteurs)  und  Bei- 
oder Gegenvormünder  (tuteurs  subrogös). 

Nun  kommt  aber  im  Code  Nap.  der  Ausdruck  „tuteur"  in 
verschiedener  Bedeutung  vor. 

Es  giebt  tuteurs  ad  hoc  und  tuteurs  ohne  diesen  Zu- 
satz: „ad  hoc** 

Der  tuteur  ad  hoc  (auch  tuteur  special,  tutor  particu- 
laris,  besonderer  Vormund,  Spezialvormund)  ist  eine  Pei^son,  welche 
einem  Schutzbedürftigen,  einem  Minderjährigen,  ftir  gewisse  einzelne 
Verhältnisse  beigegeben  wird.^ 

Diese  tuteurs  ad  hoc  werden  badisch-rechtlich  auch  Bei« 
stände,  Pfleger,  besondere  Voimünder,  Untei*pfleger  genannt. 

Über  die  Behöide,  der  ihre  Bestellung  obliegt,  vgl.  §  12. 

Sie  sind  keine  Vormünda*,  sondern  eine  Art  von  Mandataren, 


jedoch  indirekt  zu  dem  Resultate,  dass  dem  Minderjährigen,  der,  sobald  die 
Ehe  „gelöst"  sei,  einen  Vormund  haben  müsse  (?),  durch  die  Vormund- 
schaftsbchörde  (Familienrat)  ein  Vormund,  tutor  dativus,  zu  ernennen  sei. 

Diese  Ansicht  Renand'g  wird  durch  obige  Ausfiihrangen  im  Text 
widerlegt 

Vgl.  auch  Amts,  Cours  de  droit  civil  Fran9ais,  I,  Nr.  693,  deransere 
Aniicht  teilt.  Senand  steht  ganz  vereinzelt  mit  seiner  Ansicht  da.  VgL 
auch  Behaghel  a.  n.  0.,  I,  §§  67  n.  69,  der  unserer  Ansicht  ist. 
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welche  mit  Spezialgewalten  bekleidet  sind,  und  die  in  gewissen  be- 
stimmten Fällen  ernannt  w^den.  Es  ist  ihnen  kein  Gegenvormund 
beigegeben :  denn  sie  sind  nur  für  einzelne  Geschäfte  vorübergehend 
anaimt,  und  es  kann  dabei  nicht  von  einer  eigentlichen  Vormnnd- 
schaftsverwaltung  die  Bede  sein.^)  Es  greift  daher  ihnen  gegen- 
über auch  nicht  das  gesetzliche  Unterp&ndsrecht  des  Mündels 
Platz  —  Aiii.  2121  u.  arg.  huj.  art. 

Was  das  Geschäft  betrifft,  welches  der  tutor  ad  hoc  zu  führen 
hat,  wenn  ihm  überhaupt  eine  solche  Geschäftsftihrung  übertragen 
isty  so  erscheint  er  hierbei  als  Vertreter  des  Mündels,  und  ist  er 
in  Bezug  auf  dieses  Geschäft  wie  der  Vormund  im  eigentlichen 
Sinn,  der  Verwaltungsvormund,  tutor  gerens,  nach  den  für  diesen 
geltenden  Grundsätzen  zu  beurteilen. 

Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  die  Au&tellung  eines  tutor  ad 
hoc  heischt,  finden  sich  in  Art.  159  C.c,  um  dem  Mindeijährigen 
unter  Umständen  die  Eimächtigung  zu  einer  Eheschliessung  zu  er- 
teilen (Art.  159  C.  c.  ist  in  Baden  angehoben  durch  §  1  des  bad. 
Emf.-Ges.  z.  R.-St.-B.-G.),  femer  in  Ai-t.  318  C.  c.  in  Betreff  der 
Anstdlung  der  action  en  d^veu  de  paterdit^  (Verläugnungsklage). 
Die  Elage  ist  gegen  das  Kind,  bezw.  gegen  einen  von  der  Ober- 
vormnndschaftsbehörde  zu  ernennenden  besonderen  Vormund  (auch 
wenn  das  Kind  einen  allgemeinen  Vormund  hat)  und  die  Mutter 
zu  richten.  ^) 

Ein  tutor  ad  hoc  ist  unter  Umständen  dem  minderjährigen 
Kinde  auch  während  der  sog.  gesetzlichen  Verwaltung  des  Vatei-s 
zu  bestellen  —  siehe  §  9  d.  W. 

Nach  Art.  450  ist  dem  Vormund  der  Kauf  von  Mündelgütem 
untersagt.  Man  nimmt  jedoch  an,  dass  ein  solcher  Kauf  statthaft 
ist,  wenn  der  Vormund  sich  in  ungeteilter  Eigentumsgemeinschaft 
mit  dem  Minderjährigen  in  Betreff  des  Guts  befindet,  und  dass 
dann  bei  Vornehmen  des  Geschäfts  dem  Minderjährigen  ein  tutor 
ad  hoc  zu  bestellen  ist^) 

Bei  den  gerichtlich  zu  geschehenden  Erbteilungen  sind  den 
mehreren  dabei  beteiligten  Mindeijährigen,-  welche  bei  der  Teilung 
ein  entgegengesetztes  Interesse  haben,  und  zwar  jedem  derselben, 


3}  Vgl  Boileux,  n.    Bern,  zu  Axt.  420,  S.  357. 

3)  Vgl.  Behaghel,  I.  §  61,  S.  185—187,  der  dies  zutreffend  ausfuhrt. 

*)  Vgl  Acolla9,  I.  zu  Art  450,  S.  462. 

2* 
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eigene  Spezialvormünder  zu  geben.  Vgl.  Art.  968  C.  c.  proc.  civ. 
in  Verb.  m.  Art.  838  C.  c. 

Unter  Umständen  erfolgt  auch  die  Ernennung  eines  Spezial- 
Vormunds,  um  den  Gegenvormund  zu  ersetzen  —  subrogä  tuteur 
ad  hoc.  Art.  444  C.  d.  proc.  civ.^)  Das  Nähere  hierüber  in 
§  12  d.  W. 

Siehe  femer  Art.  2208  C.  c.  (in  Baden  abgeändert  durch 
§41  d.  bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Reichsjustizges.  vom  S.März  1879) 
imd  Art.  1055  flf.  C.  c. 

Der  sog.  Unterpfleger  des  badischen  Rechts  —  Art.. 
420  b  —  ist  gleichfalls  als  tutor  ad  hoc  zu  beurteilen.  Auch  ist. 
für  die  Erhebung  der  Unterhaltsklage  unehelicher  Kinder  gegen 
den  Schwängerer  nach  badischem  Recht  ein  besonderer  Vormund 
(tutor  ad  hoc)  zu  bestellen  —  gemäss  §  4  des  Gesetzes  über  Erb- 
recht und  Ernährung  unehelicher  Kinder  vom  21.  Februar  1851 
(R.  -  Bl.  Nr.  XV)  —  das  Amt  desselben  endigt  mit  der  Erledigung 
der  Klage,  die  Erhebung  der  Emährungsbeiträge  steht  ihm 
nicht  zu. 

Der  Curator  ventris  (Art.  393)  ist  nicht  Spezial Vormund,  er 
ist  Pfl^er  (curateur). 

Tuteur,  Vormund  in  der  engeren,  eigentlichen  Bedeutung 
des  Wortes  —  ohne  den  Zusatz  „ad  hoc"  ist  eine  Person,  welche 
dem  Schutzbedürftigen  ständig  (nicht  blos  vorübergehend)  und  all- 
gemein beigegeben  ist  —  sog.  allgemeiner  Vormund,  all- 
gemeiner Verwaltungsvormund.  Man  nennt  ihn  auch  in 
der  Theorie  noch  tutor  gerens,  Verwaltungsvormund  (ohne 
weiteren  Beisatz),  eigentlichen  Vormund,  Hauptvormund 
im  Gegensatz  zu  einem  etwa  vorhandenen  Nebenvormund  — 
siehe  unten. 

Jeder  (nicht  gewaltsentlassene ,  der  Vormundschaft  unter- 
stehende) Mindeijährige  muss  nun  zum  mindesten  einen  Vor- 
mund im  eigentlichen  Sinne,  einen  tutor  gerens,  haben.  Er  kann 
aber  auch  in  einem  Falle  neben  einander  zwei  tutores  gereutes 
haben,  dann  heisst  der*  eine  tuteur,  der  andere  cotuteur  (Mitvor- 
mund) —  siehe  Art.  396  C.  c.  Auch  kann  im  Fall  des  Art  397 
der  längstlebende  Eltemteil  einen  anderen  Vormund  für  die  Er- 
ziehung des  Mündels  und  einen  anderen  für  die  Verwaltung  des 


s)  Slrey  28,  I,  388. 
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VenD(^ens    desselben    bestellen.    —    Siehe    unten    gegen    Ende 
des   §  2. 

Ja,  der  Mündel  kann  auch  einen  tntenr  und  einen  pro- 
tuteur  (Nebenvormund)  haben,  in  welchem  Falle  man  denersteren 
auch  HauptYormund  nennt.  Wenn  nämlich  ein  in  Frankreich 
domizilierter  Mündel  in  den  Kolonien  Vermögen  besitzt,  oder 
ein  in  diesen  domizilierter  Mündel  solches  in  Frankreich  be- 
sitzt, so  ist  ihm  für  die  Verwaltung  des  nicht  an  seinem  Wohnsitz 
befindlichen  Vermögens  ein  protuteur  zu  bestellen,  der  ganz  un- 
abhängig von  dem  jedenfalls  vorhandenen  Hauptvormund  in  Bezug 
auf  die  Verwaltung  des  genannten  Vermögens  ist  und  unter  den- 
selben Vorschriften  wie  dieser,  was  diese  Vermögensverwaltung 
angeht,  steht.    Art.  417.  ^) 

Einen  gesetzlich  berufenen  Nebenvormund  kennt  das  Gesetz 
nicht,  anderseits  steht  aber  seiner  Ernennung  durch  den  über- 
lebenden Eltemteil  (Art.  397  ff.)  nichts  im  Weg.  Siehe  unten 
Amn.  6.  Nach  badischem  Recht  bedarf  er,  wie  jeder  Wahl- 
vormund, stets  der  Bestätigung.    Siehe  §  10  d.  W. 

In  Baden  hat  Art.  417  dahin  Änderung  erfahren,  dass  an 
Stelle  der  Kolonien  im  Gesetzestexte  das  Wort  „Ausland"  steht, 
worunter  hier  jedes  nicht  zum  Grossherzogtum  gehörige  Gebiet 
—  Beichsausland  oder  ein  anderer  deutscher  Staat  —  zu  ver- 
stehen ist.') 


^)  Mithin  unterscheidet  sich  der  protutor  des  französischen 
Rechts  ganz  wesentlich  vom  römischen  protutor.  Darunter  versteht  man 
nämlich  nach  römischem  Recht  denjenigen,  der  ohne  Vormund  zu  sein, 
bona  fide  ^pto  tutore"  negotia  gerit.  Vgl.  Dig.  27, 5  (De  eo  qui  pro  tutore 
negotia  gessit)  und  Dig.  27,  6  (Quod  falso  tutore  auctore),  Cod.  5,  45  (De  eo 
qui  pro  tutore  negotia  gessit).  Ein  protutor  in  diesem  Sinne  ist,  was  das 
französische  Recht  anlangt,  nach  denjenigen  Grundsätzen  zu  beurteilen, 
welche  der  Code  Nap.  über  die  negotiorum  gestio  enthält  (Art.  1372—1375). 

')  Gut  betont  Behaghel,  I,  §69,  Ziff.  4,  Abs.  2,  dass  der  Nebenvor- 
mnnd  stets  in  solchem  Falle  mit  der  Verwaltung  der  bosagten  Güter  be- 
traut werden  muss,  und  dass  er  auf  seinem  Verwaltnngsgebiet  durchaus  die 
gleiche  rechtliche  Stellung  wie  jeder  andere  (Haupt-)  Vormund  hat,  weshalb 
auch  ihm  gegenüber  das  Gebot  der  Bestellung  eines  Gegenvormunds  sowie 
das  Pfandrecht  des  Mündels  wirksam  würde.  Einen  gesetzlich  berufenen 
Nebenvormnnd  kennt  das  Geset^^  nicht,  anderseits  steht  ßbet  seiner  £r- 
wählnng  durch  den  überlebenden  Parens  kein  Bedenken  im  Weg«  Hat  eine 
solche  ErwShlnng  nicht  stattgefunden,  so  tritt  eben  Dativtutel  durch  das 
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Wenn  Jemand  einen  Vormund  im  eigentlichen  Sinn  hat  und 
ilim  ein  tutor  ad  hoc  in  Bezug  auf  gewisse  Rechte  oder  Rechts- 
handlungen bestellt  wird  —  siehe  oben  — ,  so  behält  er  seinen 
Vormund.  Mithin  übt  dieser  sein  Amt  aus  neben  jenem.  Über 
die  Frage:  ob  Jemand  blos  bedingungsweise  oder  auf  eine  bestimmte 
Zeit  zum  Vormund  ernannt  werden  kann?  siehe  unten  §  10  Ziff.  6 

—  d.  W. 

Ausser  einem  tutor  gerens  muss  aber  der  unter  Vormundschaft 
stehende  Minderjährige  auch  stets  einen  Gegenvormund,  tuteur 
subrogä,  Beivormund,  haben,  welcher  ihm  ständig  und  allgemein 
beigegeben  ist,  um  die  Interessen  des  Mündels,  falls  solche  mit 
jenen  des  tutor  gerens  in  Widerstreit  geraten,  zu  wahren  (es  wäre 
denn,  dass  das  Gesetz  für  den  letzteren  Fall  die  Au&tellung  eines 
tutor  ad  hoc  heischt  —  z.  B.  Art.  420  b  des  bad.  Landrechts  — 
JJ  68  Ziffer  6  R.  -  Pol.  -  Ordn.  —  damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass 
hier  eine  Gegenvormundschaft  entbehrlich  wäre,  nur  übt  hier  der 
tutor  ad  hoc  die  Funktion  des  Gegenvormunds  im  konkreten  Fall  aus 

—  er  selbst  muss  stets  im  Amte  sein).  ^)  Weü  die  Gegenvormundschaft 
eine  absolute  Vorschrittist,  lässt  der  C.  N.  auch  keine  (im  Testament 
ernannte)  tutores  honorarios  oder  notitiae  causa  datos  zu.    Diese 


Amtsgericht  ein.  Über  die  Begelang  der  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Fragen  m.  a.  deutschen  Staaten  s.  wegen  Grossherzogthum  Hessen:  L.- 
Vo.  V.  5.  Mai  1813  Art.  4  {R.-B1.  XVII  95  vgl.  G.-Bl.  1872  in  13),  wegen 
Württemberg:  L.-Vo.  v.  30.  Dez.  1825  Art.  23ff.  (R.-BL  XXXÜ  229  vgl. 
G.-BI.  1872  XLIII  377),  wegen  Hohenzollern-Hechingen  und  Si^- 
maringen:  L.-Vo.  v.  29.  Sept.  1827  Art.  23ff.  (R.-B1.  XXI.  187)  u.  Be- 
kanntm.  v.  8.  Febr.  1864  (R.-BI.  VI.  36)  u.  wegen  Sachsen  die  Ministerial- 
erklärung  v.  19.  Juli  1855  Art  31  ff.  (R.-Bl.  XXVUI.  206). 

'  Über  die  iotemationalen  Beziehungen  zum  Reichsausland  ist  zu  vergl. 
Reuttiy  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat  u.  s.  w.,  1891, 
S.  600ff. 

^)  Art.  420b  des  Landrechts  lautet: 

„Wo  mehrere  MUndlinge  unter  einem  Vormund  stehen,  und  Fälle  sich 
begeben,  in  welchen  eine  getrennte  Beteiligung  stattfindet,  z.  B.  bei  Erbver- 
zeichnissen, da  tritt  nicht  der  Gegenvormund,  sondern  ein  fUr  jeden  Münd- 
ung zu  bestellender  Unterpfleger  in  das  Mittel." 

Solchen  hat  das  Amtsgericht  zu  ernennen  —  §68  Ziff.  6  R.-PoL-O. 
Er  ist  rechtlich  wie  ein  allgemeiner  Verwaltungsvormund  zu  betrachten  und 
zu  behandeln,  was  das  von  ihm  zu  besorgende  Geschäft,  die  von  ihm  zu 
entfaltende  Thätigkeit  anbelangt 
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romischeii  Arten   der  Vormänder  sind   dem  Gesetzbuch  durchans 
fremd.») 

Abgesehen  von  den  besonderen  Vormündern,  den  tnteurs  ad 
hoc,  welche  im  gegebenen  Falle  zu  ernennen  und  im  Allgemeinen 
hinsichilich  des  ihnen  übertragenen  Geschäfts  wie  die  allgemeinen 
Verwaltungsvormünder,  die  eigentlichen  Vormänder,  zu  behandeln 
und  zu  beurteilen  sind,  soll  der  Mündel,  mit  einziger  Ausnahme 
der  in  den  Art.  396  (Mitvormund)  und  417  (Nebenvormund)  vor- 
gesehenen Fälle,  nicht  mehr  als  einen  Vormund  haben  (daneben 
ist  stets  ein  Gegenvormund  zu  bestellen,  und  zwar  bei  jeder 
Vormundschaft  und  Nebenvormundschaft;  das  Nähere  in  §  12  d.  W.). 
Es  können  unter  Umständen  bei  der  Vormundschaftsfuhmng  auch 
ein  oder  mehrere  bezahlte  Vermögensverwalter  (administrateurs 
salari^)  vorkommen.  Solche  lässt  sich  der  Vormund  bei  Beginn 
seines  Amts  vom  Familienrat  bestellen,  der  natürlich  in  dieser  Be- 
ziehung ireie  Hand  hat.  Sie  sind  übrigens  juristisch  nichts  anderes  als 
Mandatare,  und  ihre  Güter  sind  nicht  mit  dem  gesetzlichen  Unter- 
pfandsrecht deöTtfündels  (Art.  2121)  behaftet  (vgl.  über  dieses  §  13 
d.  W.).  Art  454  Abs.  2  C.  c.  Übrigens  nimmt  man  auch  an, 
dass  dem  das  Recht  des  Art.  397  zustehenden  Ehegatten,  einen 
tutor  tetamentarius  zu  ernennen,  auch  gestattet  sei,  einen  anderen 
Vormund  für  die  Erziehung,  einen  andern  für  die  Verwaltung  des 
Mundelvermögens  zu  ernennen.  Vgl.  §  10  Ziffer  6  g.  E.  u.  Anm.  6 
dazu. 

§3. 

Die  Fähigkeit  sur  Vormundsohaft.     Die  Incapaoität  und 

Indignität.  *) 

Früher  nahm  man  vielfach  an,  um  Vormund  über  einen 
Inländer  sein  zu  können,  müsse  man  selbst  Inländer  sein,  m. 
a.  W.  die  Fähigkeit  zur  Vormundschaft  sei  in  der  Regel  be- 
dingt durch  die  Inländereigenschaft.  Dies  nahm  man  an, 
weil  man  die  Vormundschaft  als  eine  Einrichtung  juris  civilis  be- 

^)  YgL  Über  die  tutores  honorarii  und  notitiae  causa  dati :  YerinfTy  Oe- 
schichte  and  Pandekten  des  röm.  u.  hent.  gem.  Privatrechts  (5.  Aufl.),  §  241, 
Seite  713. 

*)  YgL  Zaeharift-Dreyer,  I,  §  104.  Stabel,  §  42,  Ziffer  IV ,  Kr.  2.  Be- 
haghel,  I,  §  70,  insbes.  Ziffer  U.  C^af  eur,  d|e  Vormundschaft,  Pflegsehat't 
n.  Beistandschaft  nach  b ad.  Gesetzen,  1852  (teilweise  veraltet),  8.  186 ff.. 
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traditete,  die  Fähigkeit,  Vormand  zu  sein,  als  unter  die  civüen 
Privatrechte  fallend  erachtete.  Die  heutige  Doktrin  steht  nicht 
mehr  auf  diesem  Standpunkte.  Man  zählt  die  Fähigkeit,  Vormund 
zu  sein,  nicht  mehr  unter  die  civilen  Privatrechte,  mithin  bedingt 
heute  die  Inländereigenschaft  nicht  mehr  die  Fähigkeit  zur  Vor- 
mundschaft. 0 

Die  Fähigkeit  zur  Vormundschaft  ist  unabhängig  von  dem 
Religionsbekenntnisse  des  Vormunds.  Sie  setzt  auch  nicht 
Vermögen,  insbesondere  liegenschaftlichen  Besitz  im  Inland 
seitens  jenes  voraus. 

Das  Letztere  wird  freilich  vielfach  bestritten.  Man  behauptet, 
der  Besitz  von  Liegenschaften  im  Inland  bedinge  die  Fähigkeit 
zur  Vormundschaft,  da  sonst  das  zum  Schutz  des  Mündels  ein- 
geführte gesetzliche  Unterpfandsrecht  am  liegenschaftlichen 
Vermögen  des  Vormunds  füi*  Ansprüche  des  Mündels  gegen  diesen 
aus  seiner  Verwaltung  —  Ai-t.  2121  C.  c.  —  nicht  Platz  greifen 
könne.  Allein  diese  Ansicht  ist  unrichtig :  denn  das  Gesetz  schi'eibt 
nirgends  vor,  dass  der  Vormund  Vermögen  oder  gar  liegenschaft- 
liches Vermögen  im  Inlande  haben  müsse  —  es  unterwirft  das 
letztere  nur,  im  Falle  der  Vormund  solches  besitzt,  dem  gesetz- 
lichen Unterpfandsrechte  des  Art.  2121  C.  c;  —  der  Vormund 
kann  ja  auch  durch  seine  Persönlichkeit  solche  Gaittntien  bieten, 
dass  man  von  Vermögen  absehen  kann. 

Es  giebt  nun  gesetzliche  Gründe,  welche  der  Ausübung 
des  Rechts,  eine  Vormundschaft  zu  fähren,  entgegenstehen  — 
sogenannte  Untauglichkeitsgründe. 

^)  Siehe  Baraietti^  dna  Personenrecht  u.  s.  w.  des  Code  Nap.  u.  des  bad. 
LandrechtB,  §  6,  Seite  68, 69, 79.  Es  hat  nach  den  Annalen  der  bad.  Gerichte, 
Bd.  XIX  Nr.  37,  die  Kreisregierang  zu  Mannheim  in  einer  Rekursentschei- 
dang  vom  3.  Janaar  1852  ausgesprochen ,  dass  ein  Aasländer  nicht  Vor* 
mand  eines  Inländers  sein  künne. 

Diese  Auffassung  dürfte  nach  dem  heutigen  Stand  der  Doktrin  und 
Jurisprudenz  jetzt  nicht  mehr  zutreffen,  da  der  Kreis  der  eigentUchen 
droits  civils  nicht  mehr  die  Vormundschaft  umfasst. 

Will  man  gleichwohl  das  Bucht  zur  Übernahme  bezw.  Führung  einer 
Vormundschaft  zu  den  droits  civils  ^hlen,  so  kann,  was  Baden  anlangt, 
der  Ausspruch  der  Kreis legierung  jetzt  jedenfalls  nur  noch  auf  Beicbs- 
ausländer  bezogen  werden.    Vgl.  Behaghel,  I,  §69,  S.  213. 

Jedenfalls  dürfte  es  in  Baden  nicht  zulässig  sein,  einen  Reiohsaus- 
länder  zur  Übernahme  der  Vormundschaft  zu  nötigen.  Daher  dürften  die 
Ausführungen  dagrenr's,  S.  71  ff.,  76,  77  nicht  (mehr)  zutreffen. 


r 
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Diese  erscheinen  entweder  als  Incapazitäts-  oder  als  In- 
dignitätsgründe. 

Die  französische  Theorie  nennt  die  ersteren  auch  causes 
d'incapacit^  d'etre  tuteur  und  die  letzteren  causes  d*ex- 
clusion  et  de  destitution  de  la  tutelle. 

Die  incapacite,  exclusion  und  destitution  haben  mehr 
oder  weniger  dieselbai  Wirkungen:  denn  die  eine  wie  die  andere 
entfernt  selbst  denjenigen  von  der  Vormundschaft,  welcher  sie  an- 
nehmen oder  behalten  will. 

'  Die  incapacite  ist  so  gut  eine  Ursache  der  exclusion 
oder  der  destitution,  wie  die  Ursachen  der  beiden  letzteren 
Ursachen  der  incapacite  sind.    Siehe  weiter  unten. 

Der  Unterschied  zwischen  den  Untauglichkeits-  und 
den  Unwürdigkeitsgrtinden  beruht  hauptsächlich  darin,  dass 
die  ersteren  Gründe  sind,  welche  den  Betreffenden  zur  Fährung 
einer  Vormundschaft  unfähig  erscheinen  lassen,  weil  er  mit  ge- 
wissen unverschuldeten  Mängeln,  die  in  den  Augen  des  Ge- 
setzes nicht  zur  Vormundschaft  befähigen,  behaftet  ist,  während 
die  letzteren,  die  von  der  Vormundschaft  ausschliessenden  In- 
dignitätsgrfinde,  mehr  oder  weniger  auf  einem  Verschulden  der 
betreffenden  Person  beruhen. 

I.  InoapazitätBgründe. 

Unfähig  zur  Vormundschaft  sind: 

1.  Die  Minderjährigen  (selbst  wenn  sie  gewaltsentlassen 
sind),  Vater  und  Mutter  ausgenommen.    Art.  442  Nr.  1. 

Die  Worte  der  angerufenen  Gesetzesstelle:  „except^  le  pere 
et  la  möre^  beziehen  sich  sowohl  auf  die  ehelichen  als  auf  die  na- 
türlichen Eltern,  —  auf  die  letzteren  aber  selbstverständlich  nm*. 
wenn  sie  gewaltsentlassen  sind  (da  ein  Mindeijähriger,  der  sich 
unter  Vormundschaft  befindet,  niclit  selbst  eine  Vormundschaft 
fuhren  kann). 

Die  ersteren  sind  stets  in  Folge  ihres  Eheabschlusses  gewalts- 
entlassen, da  sie  durch  solchen  de  plein  droit  gewaltsentlassen  wer- 
den (Art.  476). 

Eine  weitere  Ausnahme  ist  im  Falle  des  Art  396  zuzu- 
lassen: —  wenn  der  zweite  Mann  der  Frau  minderjährig  ist.  Vgl. 
auch  §  9  d.  W. 
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2.  Die  Entmündigten,  d.  h.  die  entmündigten  furiosi. 
Art.  442  Nr.  2.  Hierher  gehören  wohl  anch:  die  nicht  entmün- 
mündigten  furiosi. 

Fraglich  ist,  ob  auch  die  wegen  Geistesschwäche  oder 
Verschwendung  Verbeiständeten  hierher  gehören  (Art.  499, 
518).  — 

Da  das  Gesetz  schweigt,  so  herrscht  Streit. 

Ich  halte  für  richtiger,  diese  „personnes  demi-interdites"  nicht 
unter  Art.  442  Nr.  2  zu  begreifen,  zumal  ja  der  Vormundschafts- 
behörde stets  das  Recht  gemäss  Art.  444  zusteht,  sie  vom  Amt 
zu  entfernen.  2) 

Nach  badischem  Recht  fallen  jedenfalls  unter  Art.  442 
Nr.  2  auch  die  im  zweiten  Grad  Mundtodten,  d.  h.  die  ent- 
mündigten Verschwender  (dem  französischen  Recht  un- 
bekannt). ^) 

3.  Die  ledigen  und  verheirateten  Frauen  —  mit 
Ausnahme  der  Mutter  und  der  übrigen  Ascendentinnen 
(das  bad.  Recht  spricht  blos  von  Mutter  und  Grossmüttern). 
Art.  442  Nr.  3.  Die  fiir  die  Mutter  zugelassene  Ausnahme  ist 
für  jede  Art  der  Vormundschaft  zu  verstehen  —  arg.  Art.  390, 
394  —  die  für  die  Ascendentinnen  (badischrechtlich:  Grossmütter) 
zugelassene  Ausnahme  jedoch  nur  für  die  tutela  testamenta- 
ria  und  dativa.    Arg.  Art.  405. 

Aus  dem  Art.  442  Nr.  3  folgt  auch,  dass  die  Stiefmutter 
nicht  testamentarisch  und  nicht  durch  Beschluss  der  Behörde  zur 
Vormünderin  ihrer  Stiefkinder  ernannt  werden  kann. 

üebrigens  kann  auch  die  Frau  als  Voiinünderin  ihres  wegen 
Geisteskrankheit  entmündigten  Mannes  ernannt  werden  —  (eine 
weitere  Ausnahme  des  Art.  442  Nr.  3  —  dies  gehört  jedoch  in 
die  Lehre  von  der  Vormundschaft  über  Entmündigte  — 
(vgL  §  29  d.  W.) 

4.  Alle  diejenigen,  welche  oder  deren  Eltern  mit 
dem  Minderjährigen  einen  Rechtsstreit  haben,  wodurch 
der  Familienstand  desselben,  sein  ganzes  Vermögen 
oder  doch  ein  ansehnlicher  Teil  desselben  betroffen 
wird.    Art.  442  Nr.  4. 


2)  So  auch  Demolombe,  Cours  de  Code  Nap.,  Yll,  Kr.  468. 

3)  Vgl.  übrigens  auch  Braver,  Erläuterungen,  I  Nr.  45  S.  310. 
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Blinde,  Taube  und  Stumme  anszuscliliessen,  gebietet  die 
Natur  der  Sache.  ^) 

II,  Die  Indignitätsgründe. 

Als  indigni  sind  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen: 

1.  Diejenigen,  welche  zu  einer  Leibes- oder  zu  einer 
entehrenden  Strafe  verurtheilt  worden  sind.  Art.  443 
Vgl.  auch  Art.  7,  28,  34,  42  Nr.  6  C.  p6n.  —  d^adation  ci- 
vique.  ^) 

Art.  443  C.  c.  ist  in  Baden  aufgehoben  durch  Art.  2  Ziff.  I 
d.  badischen  Ges.  v.  23.  Dzb.  1871,  die  Einführ.  d.  Reichs- 
Straf-Ges.-Buchs  im  Grossherzogth.  Baden  betr.  An  die  Stelle  des- 
selben sind  jetzt  die  §§  32,  34  Ziff.  6  des  Reichs-Straf-Ges.-Buchs  ge- 
treten, wonach  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  die  Un- 
fähigkeit, Vormund,  Nebenvormund,  Curator,  Beistand  oder  Mit- 
glied eines  Familienrathes  zu  werden,  zur  Folge  hat,  es  sei  denn, 
dass  es  sich  um  Verwandte  absteigender  Linie  handle  und  die  Vor- 
mnndschaftsbehörde  die  Genehmigung  ertheile. 

2.  Diejenigen,  welche  durch  zuchtpolizeiliches  Ur- 
teil zur  Strafe  des  Rechts  der  Uebernahme  einer  Vor- 
mundschaft verlustig  erklärt  sind. 

Art-  42,  43  C.  p^n.  Vgl.  auch  die  Art.  335,  336,  401  C. 
p^n.    Dies  ist  für  Baden  unpraktisch. 

3.  Leute  von  notorisch  schlechter  Auffiihrung.  Art. 
444  Nr.  1. 

4.  Diejenigen,  deren  Verwaltung  (eigenen  oder 
fremden  Vermögens)  Beweise  ihrer  Unfähigkeit  oder 
Untreue  enthält.    Art.  444  Nr.  2. 

Anhang:  Untauglich  ist  auch  noch  nach  badischem 
Recht  die  Militärperson  des  Friedensstandes  oder  der  Ci- 
vilbeamte  der  Militärverwaltung,  welchem  von  seinem  Vor- 
gesetzten die  Genehmigung  zur  Uebernahme  der  Vormundschaft 
versagt  wird.  Vgl.  §  41  d.  Reichsmilitärges.  v.  2.  Mai  1874.  Vgl« 
auch  §  68  Abs.  3  d.  R.-Pol.-Ordn. 


^)  Vgl.  Muneke,  ADmerkangen  za  Zaeharii's  franzOs.  Civilrecht 
^4.  AuBgHbe),  im  Nachtrag  zu  Trefnrt'g  badiBchem  Civilr.  (1889),  §104 
S.  22  auten  u.  S.  23;  Brauer,  £rUiut.  I  zu  Art.  442  vgl.  m.  §  3  des  VI. 
bad.  Cosst.'£dikt8. 

^)  Vgl.  Zaeliarift-Dreyer,  I  §  104  Anm.  10  (Pneli^t)« 
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Die  Grundsätze  über  die  üntaugüchkeit  zur  Vormundschaft 
wegen  Incapazität  und  Indignität  gelten  auch  für  die  Mitvormün- 
der, Nebenvormünder,  tuteurs  ad  hoc  und  Gegenvormünder. 
Art.  426.«) 

Wenn  übrigens  der  tutor  gerens  ein  Verwandter  des 
Minderjährigen  ist,  so  muss  der  Gegenvormund  entweder  aus 
Nichtverwandten  oder  aus  der  anderen  Verwandtenlinie  genommen 
werden.  Aber  es  ist  zulässig,  dass  der  Minderjährige  einen  voll- 
bürtigen  Bruder  zum  Vormund  hat  und  einen  anderen  vollburtigen 
Bruder  zum  Gegenvormund.    Art.  423. 

Die  Indignitätsgründe  finden  auf  alle  Vormünder,  auch 
auf  die  Eltern,  Anwendung, 

Vgl.  für  Baden:  §  78,  insbes.  Abs.  3  d  K,-Pol.-Ordn.  Siehe 
jedoch  §  34  Ziff.  6  Eeichs-Sti'af-Ges.-B. 

Vgl.  auch  §  68  Abs.  6  d.  R.-Pol.-Ordn.,  auf  welchen  gleich- 
falls in  obigem  §  78  Abs.  3  Bezug  genommen  ist,  und  worin  die 
verschiedenen  tutores  ad  hoc  zum  Teil  aufgezählt  smd,^)  denen  ge- 
genüber sowohl  die  Incapazitäts-  als  auch  die  Indignitätsgründe 
Platz  greifen. 

Die  Unfähigkeits-  und  Unwürdigkeitsgründe  haben 
theils  gemeinsame,  theils  besondere  Wirkungen. 

Sind  sie  vor,  beziehungsweise  bei  Eröffnung  der  Voimund- 
schafb  vorhanden,  so  hindern  die  ersteren  die  Ernennung  des 
Unfähigen,  beziehungsweise  bewirken  seine  Zurückweisung,  falls  er 
als  gesetzlicher  oder  testamentarischer .  Vormund  auftritt,  —  die 
letzteren  die  Ernennung  des  Unwürdigen,  beziehungsweise  be- 
wirken die  letzteren  seine  Ausschliessung,  falls  er  (der  Unwürdige) 
als  gesetzlicher  oder  testamentarischer  Vormund  auftiitt. 

Entstehen  sie  (die  Unfithigkeits-  oder  Unwürdigkeitsgründe) 
erst  nach  übertragener  Vormundschaft,  so  bewirken  beide  die 


^)  Das  ist  nicht,  mit  Ausnahme  in  Bezug  auf  den  Gegenvormund,  im 
Gesetze  Ausdrttcklich  ausgesprochen,  ergiebt  sich  aber  aus  der  Natur  der 
Sache  und  im  VlTege  der  analogen  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die  genann- 
ten Vormünder. 

^  Hierher  gehören  nach  §  68  Abs.  6  d.  B-Pol.-Ordn.:  Pfleger  der 
Leibesfrucht,  Art.  393  — ,  der  Unterpfleger,  Art,  420b,  —  der  für  die  Uu- 
terhaltungsklage  unehelicher  E[inder  gegen  den  Schwängerer  besonders  zu 
bestellende  Vormund  (§4  d.  bad.  Ges  über  Erbrecht  u.  Ernährung  unehel. 
Kinder  v.  21.  Febr,  1851). 
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Pflicht  fiir  den  Familienrath  (Vomrandschaftsbehörde),  dieselbe  dem 
Unfäbigen  oder  Unwürdigen  wieder  abzunehmen ;  bei  dem  Unfähigen 
geschieht  dies  durch  Wiederruf,  bei  dem  Unwürdigen  durch  Ab- 
setzung (destitution).  ^) 

Die  Gründe  der  Incapazität  nnd  der  Indignität  schliessen  auch 
von  der  Teihiahme  am  Familienrat  aus  (beziehungsweise  sie  fin- 
den nach  badischem  Recht  auch  Anwendung  auf  die  Beiräte 
[vgl.  §  6  d.  W.] ),  —  jedoch  nur  in  sofern,  als  der  entsetzte  oder 
ausgeschlossene  Vormund  nicht  Mitglied  des  Familienrats  (nicht 
Beii-at)  sein  kann.    Art.  445. 

Die  im  Art.  444  genannten  Personen  können  jedoch  Mitglieder 
des  Familienrats  sein,  die  in  Art.  442  genannten  dagegen  niemals. 

Die  Gründe  der  Incapazität  wirken  kraft  Gesetzes  mit 
Ausnahme  des  in  Art  442  Nr.  4  genannten  Grundes. 

Dieser  muss  vom  Familienrat  (Vormundschaftsbehörde)  aus- 
drücklich ausgesprochen  werden. 

Selbstverständlich  dürfte  dies  auch  der  Fall  bei  den  übrigen 
sein,  wenn  über  ihr  Vorhandensein  gestritten  wird. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Familienrates  ist  Berufung  (Be- 
schwerde, recours)  an  das  E^tinstanzgericht  gegeben. 

Die  Gründe  der  Indignität  wii'ken  im  Falle  des  Art.  443 
kraft  Gesetzes,  im  Falle  des  Art.  42,  43  C.  p6n,  ki*aft  des  richter- 
lichen Urteils  und  im  Falle  des  Art.  444  kraft  eines  Familien- 
ratsbeschlusses gemäss  Art.  446 — 449  (giebt  sich  im  letzteren  Falle 
der  Voimund  mit  dem  Beschlüsse  m'cht  zufrieden,  so  ist  dessen  Be- 
stätigiffig  durch  das  Erstmstanzgericht  zu  erwirken,  vorbehaltlich 
der  Berufung  —  Art.  448). 

Handelt  es  sich  um  Absetzung  des  Gegenvormunds,  so 
darf  der  Vormund  in  keiner  Weise  bei  dem  Antrag  und  Verfahien 
mitwirken. 

Der  abgesetzte  Vormund  oder  Gegenvormund  kann  nicht  wie- 
der Vormund  bezw.  Gegenvonnund  werden.*) 

»)  Treffend  bemerkt  Zaehariä-Dreyer,  I.  §  104  Adid.  2:  .Die 
AuBBch liessang  von  der  Vormundschaft  bezieht  sich  auf  die  tatela  defe- 
renda  vel  delata,  sed  nondum  administrnta,  die  Absetzung,  la  destitntion, 
auf  die  tntela  delata  et  administrata".  —  Die  Absetzung  des  Mitvormundes 
(Art.  396)  hat  auch  den  Verlust  der  Vormundschaft  Seitens  der  Mutter  im 
Gefolge.    Vgl.  §  9,  insbes.  Anm.  59  d.  W. 

9)  So  richtig  Gageur^  die  Vormundschaft  u.s.  w.,  nach  ba  d.  Gesetzen 
u.  Verordn.    S.  191,  der  s.-igt:    „Wer  einmal  abgesetzt  wurde,  kann  nicht 
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Nach  badischem  Rechte  verhält  es  sich  im  Allgemeinen 
ebenso.  Mithin  wirken  die  Gründe  der  Incapazität,  mit  Ausnahme 
des  in  Art.  442  Nr.  4  erwähnten,  sowie  von  den  Indignitätsgrün- 
den  jener  ans  §  34  Ziff.  6  d.  Eeichs-Straf-6es.-Buchs  (die  Aber- 
kennung der  bürgerlichen  Ehrenrechte  als  Grand  der  Ausschliessung 
oder  Absetzung)  kraft  Gesetzes  —  dieser  letztere,  sofern  nicht 
die  EntSchliessung  über  die  ausnahmsweise  Belassung  im  Amte  — 
siehe  weiter  unten  —  von  dem  Ermessen  der  Obervoimundschafts- 
behörde  abhängt  —  die  anderen  Indignitätsgründe  und  der  In- 
capazitätsgrand  aus  Art.  442  Nr.  4  werden  nur  durch  Entscheid- 
ung der  Behörde  wirksam.  Die  Gründe,  welche  demnach  nach 
französischem  Recht,  soweit  sie  auch  für  das  badische  Recht  zu- 
treffen, nur  durch  einen  Beschluss  des  Familienrats  ihre  Wirksam- 
keit äussern,  äussern  dieselbe  nach  badischem  Recht  nur  durch 
eine  Entscheidung  des  Amtsgerichts. 

Uebrigens  ist  nach  dem  Rechte  Badens  der  Vormundschafts- 
behörde,  d.  i.  dem  Amtsgericht,  in  Hinsicht  der  Frage  nach  dem 
Vorliegen  eines  Unfähigkeits-  oder  Unwürdigkeitsgnmdes  eine  ganz 
besondere  Wachsamkeit  zur  Aufgabe  gemacht.  Wenn  näm- 
lich Thatsachen,  welche  die  Ausschliessung  oder  Absetzung  (Art. 
442,  444)  nöthig  machen  können,  auf  Anzeige  (zu  welcher  Ver- 
wandte, Verschwägerte,  Bürgeimeister,  Waisenrichter,  Notare  ver- 
pflichtet sind  —  §  17  R.-Pol.-Ges.)  oder  sonst  zu  seiner  Kenntnis 
gelangen,  so  hat  das  Amtsgericht  (Familienrat)  hieiilber,  sowie 
auch  über  die  ausnalimsweise  Belassung  im  Amte  in  den  Fällen 
des  §  34  Ziff.  6  d.  Reichs-Straf-Ges.-Buchs  auf  Grund  der  zur 
FessteUung  der  Thatsachen  erfoi'derlichen  weiteren  Erhebungen 
nach  Vernehmung  oder  Vorladung  des  Vormundes  (Art.  447)  sowie 
der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  zu  entscheiden.  Gegen  die 
Entscheidung,  welche  einer  weiteren  Bestätigmig  nicht  bedarf, 
findet  die  Beschwerde  an  das  Landgericht  statt.  Vgl.  Art.  446  bis 
449  d.  Landi\,  ferner  §§  2,  8,  11,  17,  23  d.  R.-PoL-Ges.,  §  78 
d.  R.-Pol.-Ordn.,  vgl.  auch  §  68  eod.  loco,  §  3  D.-W.  f.  Gegen- 
voiinünder,  §§  11  (16  u*  25)  D.-W.  f.  Waisenrichter. 

Ueber  die  Absetzung  des  Voimundes  vergl.  auch  §  23  d.  W. 

Anhang. 

Wenn  ein  zur  Vormundschaft  Unfähiger  oder  von  derselben 
Ausgeschlossener  oder  Abgesetzter  Rechtshandlungen  Inder 


wieder  Yormand  werden"  —  und  folgt  auch  nach  demselben  aus  Art.  442 
445.    (Die  Berufung  auf  Art.  4  ist  ein  Druckfehler.) 
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Eügenschafb  eines  Vormunds  yorgenommen  hat,  so  sind  dieselben 
zwar  ungiltig,  denn  hier  kann  man  die  Kegel:  factum  tutoris, 
factum  pupilli  (Art.  450,  arg.  huj.  art.)  nicht  zur  Anwendung 
bringen,  mfissen  aber  gleichwohl  zu  Gunsten  des  Dritten,  der  beim 
Geschäftsabschlüsse  sich  in  gutem  Glauben  befand,  aufrecht  erhal- 
ten werden,  und  nicht  minder,  si  negotia  pupilli  gesta  sunt.  — 

Arg.  Ai-t-  2008,  2009,  1240,  1375.^»)  (Es  handelt  sich  hier 
um  Bechtshandlungen,  welche  ein  Voimund,  dessen  Ernennung 
nachträglich  annulliert  worden  ist,  vor  der  Annullierung,  —  oder 
die  ein  Vormund,  der  im  Zustand  der  Incapazität  oder  Indignität 
war,  während  dieses  Zustandes  —  oder  die  ein  früherer  Vormund 
nach  seiner  Ausschliessung,  Absetzung  oder  der  Annullieiimg 
seiner  Ernennung  vorgenommen  hat). 

§^. 
Die  Verpfliohtimg  zur  Uebemahme  einer  Vormundsohaft. 

Die  EntschuldigungBgründe.  *) 

Nach  gemeinem  Recht  (röm.  Recht  usu  modemo  und  nach 
röm.  Recht  Oberhaupt)  gilt  der  Grundsatz:  Jeder  Staatsbürger 
ist  zur  Uebemahme  des  vormundschaftiichen  Amtes  verpflichtet. 
Diese  Verpflichtung  stellt  sich  dar  als  eine  allgemeine  Bürger- 
pflicht kraft  öffentlichen  Rechts  —  die  Vormundschaft  ist  ein 
munus  publicum,  zu  dessen  Uebemahme  jeder  Staatsbürger  ange- 
halten werden  kann.^) 

Im  französischen  Recht  erscheint  diese  allgemeine  Bürger- 
pflicht erat  in  zweiter  Reihe,  sie  tritt  nur  subsidiär  ein,  wenn 
es  an  Verwandten  und  Verschwägerten  des  zu  Bevormundeten  fehlt 
—  denn  in  erster  Reihe  sind  die  Mitglieder  der  Familie  und  die 
Verschwägerten  des  zu  Bevormundeten  zur  Uebemahme  der  Vor- 
mundschaft verpflichtet  —  vgl.  jedoch  Art.  394  (Ausnahme).  — 
Dies  ergiebt  sich  aus  Art.  432,  wonach  nur  dann  Fremde,   ex- 


><>)  Vgl.  Demolombe^  Coors  de  C.  Nap.,  YU  Nr.  ö08. 

*)  Zaehariä-Dreyer ,  I  §§  106—108  (120).  Stabel,  $;  42  Ziff.  IV 
Nr.  1.  Behagrhel,  I  §  70,  insbes.  Ziff.  I.  Gairenr  h.  a.  0.,  S.  179  it*. 
(teilw.  veraltet). 

0  Für  cUs  röm.  Becht  vgl.  hier  insbes.  Dernbnrg,  Pandekten,  111 
§  46  and  Pemiee  über  die  £ntwickelang  dea^  Satzes:  et  tatelam  et  cu- 
rajD  plaeait  publicam  rnanua  esse"  in  der  Zeitschrift  fUr  Bechtsgeschichte 
n.  Folge  Bd.  5  S.  25. 
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tranei,  d.  h.  Personen,  welche  weder  verwandt  noch  vei-schwä- 
gert  mit  dem  Mündel  sind,  zur  Ueberiiahme  einer  Vormundschaft 
gezwungen  werden  können,  wenn  der  Mündel  in  einer  Entfernung 
von  vier  Myriametem  vom  Wohnort  des  Mündels  an  gerechnet  — 
nach  badischein  Recht  in  einer  Entfernung  von  acht  Stunden 
(zwei  Meilen)  —  weder  Blutsvei'wandte  noch  Verschwägerte  hat, 
welche  im  Stande  sind,  eine  Vormundschaft  zu  fuhren.  Vgl.  auch 
arg.  Art.  401. 

Mithin  kann  Jemand,  wenn  er  zu  einer  Vormundschaft  be- 
rufen ist,  dieselbe  abwenden,  wenn  er  behauptet  und  beweist,  dass 
der  Mündel  Verwandte  und  Verschwägerte  in  Gemässheit  des  Art. 
432  hat,  zu  welchen  er  selbst  nicht  gehört. 

Uebrigens  können  auch  einer  Peraon,  welche  an  sich  zur 
üebemahme  einer  Vormundschaft  vei-pflichtet  ist,  sei  es,  dass  sie 
mit  dem  Mündel  verwandt  oder  verschwägert  ist,  sei  es,  dass  dies 
nicht  der  Fall,  sie  viehnehr  eine  persona  extranea  ist,  gleich 
wohl  bestimmte  gesetzliche  Entschuldigungsgründe,  so- 
genannte excusationes  voluntariae  (so  oft  genannt  im  Gegensatz  zu 
den  unjuristisch  von  der  Theorie  genannten  excusationes  necessa- 
riae  der  Alt.  442—444  C.  c)  zur  Seite  stehen,  durch  deren  Gel- 
tendmachung sie  eine  Voimundschaft,  zu  der  sie  (lege,  testamento 
vel  nominatione)  berufen  ist,  von  sich  ablehnen  kann. 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  nur  die  im  Gesetze  aus- 
drücklich angegebenen  Gründe  von  der  Vormundschaft  entschul- 
digen, dass  sie,  abgesehen  von  Art.  394,  kein  Weigerungsrecht 
verleihen.  Die  Entschuldigungsgründe  stammen  aus  dem  römischen 
Rechte.  2) 

Hervorzuheben  ist  auch  noch,  dass  der  Gesetzgeber  im  Allge- 
meinen den  Vormund  leichter  von  der  üebemahme  einer  Vor- 
mundschaft als  von  der  Portführung  einer  bereits  übernommenen 
be  freit,  m.  a.  W.  er  lässt  mehr  die  excusatio  a  suscipienda  tutela 
als  die  a  suscepta  tutela  zu.  Vgl.  z.  B.  Art.  433,  436,  437.  Es 
ist  eben  erfahrungsgemäss  weniger  schwierig,  eine  bereits  innege- 
habte Verwaltung  selbst  fortzuführen,  als  eine  neue,  welche  man 
bislang  noch  nicht  hatte,  zu  übernehmen  —  und  dann  ist  auch  der 
Ersatz  eines  Vormundes  durch  einen  anderen  beim  Beginn  einer 


2)  Zaehariä-Drejer,  I  §  106  Anm.  5  (Puchelt),  Laurent^  Principe» 
de  droit  civil,  IV  Nr.  494;  —  vgl.  Titulns  iBStit  de  excuaationibas  1,25; 
üig.  27,  1  a.  a.  m.    Keller,  Institutionen,  S.  232 


AbBehoitt  I.  Die  Vormundschaft  über  Minderjährige.  33 

vormimdschafUichen  Verwaltung  den  Interessen  des  Mündels  we- 
niger gefahrbringend  als  der  Ersatz  eines  bereits  längere  Zeit  diese 
Verwaltung  führenden  Vormunds  durch  einen  neuen  Vormund. 

Das  Becht,  die  Ablehnungs-  und  EntschuldigungsgrQnde  gel- 
tend zu  machen,  fallt  für  den  durch  elterliche  Verordnung  berufenen 
Vormund  dann  weg,  wenn  bei  ihm  ein  besonderer  Verpflichtungs- 
gnind  for  die  Uebemahme  der  Vormundschaft  (Vertrag  oder  An- 
nahme einer  Freigebigkeit,  welche  ihm  unter  der  Auflage  zuge- 
wendet wurde,  sich  der  Vormundschaft  zu  unterziehen)  besteht. 
Art.  401  (dies  gilt  Ar  das  französische  wie  badische  Becht, 
obwohl  dies  nur  die  badische  Uebersetzung  des  Art.  401  aus- 
drücklich ausspricht)  —  siehe  §  10  unter  Ziff.  8. 

Was  nun  die  einzelnen  Entsohuldigungsgründe  an- 
langt, so  sind  sie  in  den  Art.  427^431,  433—441  und  394  auf- 
gezählt, und  man  kann  sie  in  sechs  Gruppen  einteilen:  1.  Ent- 
schuldigungsgründe  wegen  der  Bekleidung  gewisser 
Aemter  und  öffentlicher  Dienste,  2.  solche  wegen  des 
Greisenalters,  3.  wegen  schwerer  Körpergebrechen, 
4.  wegen  einer  bestimmten  Zahl  bereits  innehabender 
Vormundschaften,  5.  wegen  einer  gewissen  Zahl  ehe- 
licher Kinder,  6.  wegen  des  Geschlechts. 

1.  Entschuldigungsgrande  wegen  der  Bekleidung 
gewisser  Aemter  und  öffentlicher  Dienste. 

Das  Becht,  eine  angetragene  Vormundschaft  von  sich  abzu- 
lehnen, haben: 

a)  die  in  den  Titeto  m,  V,  VI,  VHI,  IX,  X  und  XI  der 
Verfassung  von  18.  Mai  1804  bezeichneten  Funktionäre.  Art.  427 
Abs.  1  u.  2  C.  c. 

Diese  Personen  waren  ausser  den  Mitgliedern  der  kaiserlichen 
Familie  die  Grosswürdenträger  des  Kaiserreichs,  die  Senatoren,  die 
Staatsräte,  die  Mitglieder  des  gesetzgebenden  Körpers,  die  Tri- 
bunen. Dies  ist  heute  zum  grossen  Teil  unpraktisch.  Heute  ge- 
hören hierher:  Die  französischen  Marschälle,  die  Staatsräte,  die 
Senatoren  und  Abgeordneten. 

b)  die  Präsidenten  und  Bäte,  der  Greneralprokurator  (le  pro- 
curenr  de  la  B^publique)  und  die  übrigen  Staateanwälte  (avocate 
g^n^raux)  beim  Cassationshof  zu  Paris. 

Dieselben  Vorrechte  gemessen  die  Präsidenten,  die  Bäte  (mai- 
tres  de  compte)  und  die  Beferendarien  sowie  der  Generalproknra- 

Bmrsm«tti,  di«  Vormandschaft  u.  8.  w.  3 
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tor  am  Rechnungshof  (cour  des  comptes).    Ai^.  Art.  7  der  Lei  v. 
16.  September  1807. 

c)  Die  Präfekten  —  Art.  427  Abs.  4  C.  c. 

d)  Beamte  überhaupt,  auch  die  bei  einer  Kirche  angestellten 
Geistlichen,  wenn  sie  in  einem  anderen  Departement  angestellt  sind, 
als  in  dem,  wo  die  Vormundschaft  zu  fuhren  ist.  Art.  427  Abs. 
5  C.  c,  Avis  du  conseil  d'Etat  v.  20.  November  1806.  Dies  findet 
auch  Anwendung  auf  die  Notare.  Arg.  Art.  1  der  Loi  v.  25  Ven- 
tose  an  XI. 

e)  Die  in  Aktivität  befindlichen  Militärperson^.  Art.  428  C.  c. 

f)  Diejenigen,  welche  ausserhalb  Frankreichs  eine  vom  fran- 
zösischen Staatsoberhaupt  erhaltene  Sendung  besorgen.  Art.  428 
C.  c.  Wenn  jedoch  diese  offizielle  Sendung  bestritten  wird,  so  muss 
der  Beweis  derselben  durch  em  Zeugniss  des  betreffenden  Mi- 
nisters gefuhrt  werden.    Art.  429  C.  c. 

In  diesen  ffinf  Fällen  (la— f)  muss  übrigens  der  Entschul- 
digungsgrand, bei  Strafe  des  Verlusts  desselben,  vor  der  Ueber- 
nahme  der  Vormundschaft  eingewendet  werden.    Art.  430  C.  c. 

Wenn  jedoch  einer  dieser  Entschuldigungsgründe  erst  nach 
der  Uebemahme  der  Vonnundschaft  eingetreten  ist,  so  kann  der 
Vormund  die  Vormundschaft  einstweilen  niederlegen  —  freilich  nui* 
unter  der  Bedingung,  dass  er  binnen  der  Frist  eines  Monats  die 
Zusammenberufung  des  Familienrats  betreibe,  damit  dieser  einen 
anderen  Vormund  an  seiner  Stelle  ernenne.  Art.  481  Abs.  1  C.  c. 
Hat  sich  übrigens  der  Vormund  wegen  eines  Amtes,  Dienstes  oder 
einer  Sendung,  wozu  er  nach  der  Uebemahme  einer  Vormund- 
schaft berufen  ist,  von  der  Vormundschaft  befreien  lassen,  so  kann 
er,  nach  Beendigung  seines  Amtes,  seines  Dienstes  oder  seiner 
Sendung,  in  die  Vormundschaft  wieder  eingesetzt  weixlen,  unter  der 
Voraussetzung  jedoch,  dass  er  selbst  oder  der  Vormund,  der  ihm 
im  Amte  nachgefolgt  ist,  die  Wiedereinsetzung  in  die  Vormund- 
schaft beantragt  haben  sollte.    Art.  481  Abs.  2  C.  c. 

2.  Entschuldigungsgründe  wegen  des  Greisenalters. 

a)  Diejenigen,  welche  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
können  die  Übernahme  einer  angetragenen  Vonnundschaft  ablehnen. 
Art.  433  Satz  1  C.  c. 

b)  Wer  vor  dem  65.  Jahre  zum  Vormund  ernannt  wor- 
den ist,  kann  sich  im  70.  Jahr  von  der  Vormundschaft  entheben 
lassen.    Art.  433  Satz  2  C.  c. 
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3.  Entschuldigungs  gründe  wegen  schwerer  Körper- 
gebrechen. 

a)  Jeder,  der  erweislich  mit  einer  schweren  Gebrechlichkeit 
behaftet  ist,  kann  die  Übernahme  einer  angetragenen  Vormund- 
schaft ablehnen.    Art.  434  Abs.  1  C.  c. 

b)  Auch  können  Diejenigen,  welche  damit  nach  Übernahme 
einer  Vormundschaft  befallen  werden,  sich  von  der  Vormundschaft 
wieder  lossprechen  lassen.    Art.  434  Abs.  2  C.  c. 

4.  Entschuldigungsgründe  wegen  einer  bestimmten 
Zahl  bereits  innehabender  Vormundschaften. 

a)  Diejenigen,  welche  bereits  zwei  Vormundschaften  führen, 
können  die  Übernahme  einer  angetragenen  dritten  ablehnen.  Ai*t. 
435  Abs.  1  C.  c.  Das  Gesetz  sagt  an  der  angegebenen  Stelle: 
„deux  tutelles**,  d.  h.  zwei  für  sich  bestehende,  getrennte 
vormundschaftliche  Verwaltungen;  —  der  dui'ch  Art.  435  Abs.  1 
C.  c.  aufgestellte  Entschuldigungsgrund  könnte  daher  nicht  von 
Jemand  geltend  gemacht  werden,  der  Vormund  melu-erer  Geschwister 
wäre,  welche  noch  in  ungetheilter  Gemeinschaft  ihres  väterlichen 
oder  mütterlichen  Erbes  stehen  würden.^)  Auch  setzt  das  Gesetz 
bei  diesem  Entschuldigungsgrund  voraus,  dass  derjenige,  welcher 
ihn  vorschützt,  weder  verheiratet  noch  Vater  ist.  Dies  ergiebt  sich 
aus  Alt.  435  Abs.  2,  welcher  in  Bezug  auf  den  Ehegatten  oder 
(ehelichen)  Vater  eine  besondere  Regel  aufetellt,  welche  der  all- 
o^meinen  des  Art.  435  Abs.  1  derogiert. 

b)  Wer  dagegen  verheü-atet  ist,  obwohl  kinderlos,  oder  wer, 
obwohl  verwitwet,  eheliche  oder  legitimierte  Kinder  am  Leben  hat, 
ist  nicht  verpflichtet,  mehr  als  eine  Vormundschaft,  die  Vormund- 
.schaft   über   seine  eigenen   Kinder  nicht  mitgerechnet,   zu   über- 


3)  „Non  numerus  pupiilorum  plures  tutelas  facit,  sed  patrimoniorum 
separatio'^  —  ,,qui  tribus  fratribus  tutor  datus  est.  qui  indivisum  Patrimonium 
haberent,  unam  tutelam  suscepisse  habetur'^  Vgl.  1.  3  Dig.  de  excus.  27,1  -, 
§  5  Inst,  de  excus.  tut.  vel  cur. 

,,Noii  numerus  pupiilorum,  sed  diffioultas  rationum  conficiendarnm  et 
reddendarum  consideranda  est,  sed  patrimoniorum  separatio*'.  Nach  rCm. 
Becht  konnte  schon  eine  Vormundschaft  wegen  der  Schwierigkeiten,  die 
916  boty  von  der  Übernahme  einer  zweiten  dispensiren.  —  1.  31  Dig.  § 
ult  de  excus.  tut.  —  Der  Code  Nap.  enthält  keine  dem  ähnUche  Bestimm- 
ung) er  verlangt,  um  eine  weitere  Vormundschaft  abzulehnen,  gebieterisch 
*wei  Vormundschaften.    (Vgl.  uuch  Demolombe,  VII  Nr.  428). 

3* 
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nehmen.  Art.  435  Abs.  2.^)  (Auch  enianzipiert«  Kinder  ad  hanc 
excusationem  prosunt  —  nicht  aber  liberi  nascituri,  ^)  vel  ülegitimi, 
vel  adoptivi.)  (Aus  Art.  435  folgt  aber  nicht,  dass  der,  welcher 
zwei  Vormundschaften  hat,  selbst  die  über  seine  Kinder  ablehnen 
könne,  deshalb  nicht,  weil  wie  zu  a  bemerkt,  der  Abs.  1  d.  Art. 
435  voraussetzt,  dass  der  Vormund  weder  Ehegatte  noch  Vater  ist ; 
Abs.  1  d.  Art.  435  wird  durch  den  Abs.  2  ejusdem  art.  beschränkt 
—  siehe  unten  Anm.  4  u.  Text  zu  Ziff.  4  a.)  Vgl.  jedoch  Ziff.  6. 
(Entschuldigungsgrund  wegen  des  Geschlechts)  Art.  394. 

5.  Entschuldigungsgrund  wegen  einer  gewissen 
Zahl  ehelicher  Kinder. 

Diejenigen,  welche  fünf  oder  mehr  eheliche  oder  legitimierte 
Kinder  am  Leben  haben,  können  eine  jede  Vormundschaft,  die  über 
ihre  eigenen  Kinder  ausgenommen,  von  sich  ablehnen.  Art.  436 
Abs.  1.  (Auch  hier  liberi  emancipati  prosunt  ad  hanc  excusati- 
onem —  nicht  aber  liberi  nascituri,®)  vel  illegitimi,  vel  adoptivi). 

Verstorbene  Kinder  sind  nur  dann  mitzuzählen,  wenn  sie  beim 
Heere  mit  Tod  abgegangen  sind  —  Art.  436  Abs.  2  —  oder  wenn 
sie  eheliche  oder  legitimierte  Kinder  hinterlassen  haben  —  Art.  436 
Abs.  3  (in  welchem  letzteren  Falle  die  Enkel  statt  der  Kinder, 
also  fiir  einen  Kopf  zu  rechnen  sind). 

Wer  eine  Vormundschaft  übernommen  hat,  kann  nicht  aus 
dem  Grund,  weil  er  nachher  Kinder  erzeugt  oder  nachher  sich 
verheiratet,  die  Vormundschaft  niederlegen.    Art.  437. 

6.  Entschuldigungsgründe  wegen  des  Geschlechtes. 
Die  Mutter  ist  berechtigt,  die  Vormundschaft  über  ihre 

Kinder  abzulehnen,  welche  ihr  gemäss  Art.  390  de  plein  droit 
übertragen  wird.  Art.  394.  Hat  sie  dieselbe  aber  einmal  ange- 
nommen, so  kann  sie  dieselbe  nicht  wieder  niederlegen,  es  wäre 
denn,  dass  ihr  ein  (anderer)  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  zur 
Seite  stünde. 


«)  Vgl.  zu  Ziff.  4  a  u.  b.  Zaeharift-Dreyer,  I  §  108  Text  u.  Anm. 
14—16;  Demolombe,  VII  Nr.  428;  Laurent,  lY  Nr.  ö06;  Aabrj  et  Bau, 
CouTB  de  droit  civil  fran^aiB  d'apröa  la  möthode  de  Zaeharlae,  4.  Aufl. 
(1869  ff.),  I  §  107  Note  18. 

ft)  Die  nascituri  zählen  also  nicht  mit:  denn  die  Fiktion,  dass  das  ge- 
zeugte Kind  als  ein  schon  geborenes  betrachtet  wird,  ist  nur  im  Interesse 
des  Kindes  aufgestellt,  und  das  Interesse  des  Kindes,  geboren  zu  werden, 
ist  hier,  wo  es  sich  um  das  Interesse  des  Erzeugers  handelt,  ausser  Frage. 

*)  Siehe  Anm.  5. 
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Nach  der  herrschenden  Ansicht  wird  dieser  Entschuldigungs- 
gmnd  wegen  des  Geschlechtes  (Art.  394)  per  analogiam  auch  auf 
die  übrigen  Abcendentinnen  angewendet,  welche  durch  den 
Familienrat  gemäss  Art.  442  Nr.  3  zu  Yormfinderinnen  ernannt 
worden  sind.    Siehe  auch  oben  §  3  S.  26. 

Anhang.  Es  ist  bestritten,  ob  der  Vater  auf  Grund  der 
Minderjährigkeit  die  Yormundschaft  —  auch  die  über  seine 
eigenen  Kinder,  ablehnen  kann. 

Unter  den  gesetzlichen  Entschuldignngsgrfinden  ist  die  Min- 
derjährigkeit des  Vaters  nicht  aufgeführt.') 

Man  kann  diese  Frage  nur  beziehungsweise  bejahen. 

Es  giebt  nämlich  im  Gegensatz  zu  den  gesetzlichen 
Entschuldigungsgründen  (excuses  legales),  von  welchen  wir 
bis  jetzt  gesprochen  haben,  auch  thatsächliche  Entschuldi- 
gungsgründe (excuses  de  fait),  d.  h.  solche,  welche  im  Gesetze 
nicht  besonders  vorgesehen  sind  —  z.  B.  Unerfahrenheit  des  Vor- 
munds aus  verschiedenen  Gründen  —  wegen  allzugrosser  Jugend, 
mangelnder  Bildung  u.  dgl.  Hierher  kann  man  daher  auch  die 
aus  der  Mindeijährigkeit  hervorgehende  Unerfahrenheit  zählen.  Der 
Familienrat,  der  über  die  Begründetheit  der  Entschuldigungsgründe 
zu  befinden  hat,  kann  die  excuses  de  fait  nach  freiem  Ermessen 
zulassen  oder  zurückweisen,  während  er  verpflichtet  ist,  auf  Grund 
jeder  gehörig  nachgewiesenen  excuse  legale  von  der  Yormundschafts- 
äbemahme-,  beziehungsweise  Vormundschaftsfortfuhrungs -Verbind- 
lichkeit loszusprechen. 

Gregen  die  Zurückweisung  der  excuses  de  fait  giebt  es  keine 
Beschwerde  an  das  Erstinstanzgericht,  während  solche  gegeben  ist, 
falls  eine  excuse  legale  zurückgewiesen  worden  ist.^) 

Alle  Entschuldigungsgründe  greifen  auch  bezüglich  des 
Gegenvormunds  Platz  —  jedoch  nicht  bezüglich  der  Mitglieder 
des  Familienrats.    Vgl.  §  6  d.  W.  — 

Was  das  badische  Recht  anlangt,  so  ist,  was  die  einzelnen 
angeführten  gesetzlichen  Entschuldigungsgründe  betrifft,  Fot 
gendes  hier  zu  bemerken. 


^)  Benand,  CoUegtenheft,  §  33  bejaht  die  Frage,  ohne  Gründe  aufzu- 
flhreii. 

^  Vgl.  auch  ZQ  dem  Vorgetragenen:  Demolombe,  VIl  Nr.  447  und 
Movrlon,  B6p4titi<m8  eerites  da  Code  Nap.,  1  Kr.  1151. 
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Nach  Art.  427,  welcher  durch  §  146  des  bad.  EmfBhrungs- 
ges.  z.  d.  Eeichsjustizgesetzen  v.  3.  März  1879  (G.-Bl.  Nr.  X)  eme 
neue  Fassung  erhalten  hat,  sind  folgende  Funktionäre  von  der 
Vormundschaft  befreit: 

1.  Die  Mitglieder  der  obersten  Staatsbehörden. 

2.  Die  Vorstände  und  Mitglieder  des  Grossh.  Oberlandes- 
gerichts. 

3.  Die  Staats-  und  Provinzeinnehmer. 

4.  Die  Vorsteher  der  mittleren  Staatsbehörden  und  die  Ober- 
beamten und  endlich 

5.  alle  Staatsbürger,  welche  ausser  der  Provinz,  in  welcher 
die  Vormundschaft  angeordnet  wü'd,  ein  öffentliches  Amt  versehen 
(unter  „Provinz"  ist  jetzt  in  Folge  der  Änderung  der  Landes- 
organisation der  [Verwaltungs-]  Kreis  zu  verstehen). 

Aus  dieser  Aufzählung  geht  hervor,  dass  der  badische  Gesetz- 
geber nur  ein  ständiges  Amt  im  Auge  hat,  —  mithin  findet  Art. 
427  Nr.  5  nicht  auf  die  Mitglieder  der  beiden  Kammern  der  Land- 
stände Anwendung.^) 

Zu  Art.  427,  welcher  im  Landrecht  mit  dem  Urtext  uber- 
einstinunt,  ist  zu  bemerken:  Unter  „dienstleistenden  Militärpersonen^^ 
sind  zu  verstehen:  Die  Militärpersonen  in  Aktivität,  mithin  auch 
die  des  Friedensstandes  oder  auch  die  Civilbeamten  der  Militär- 
verwaltung. 

Vgl.  §  41  d.  Reichs-Mil-Ges.  v.  2.  Mai  1874  (R.-G.-Bl.  1874 
Nr.  15  S.  45). 

Die  Militärpersonen  des  Friedensstandes  und  die  CSvilbeamten 
der  Militärverwaltung  smd,  abgesehen  von  ihrem  Ablehnungsrecht 
zur  Übernahme  von  Vormundschaften  nur  mit  Genehmigung  ihrer 
Vorgesetzten  berechtigt.  Vgl.  §  41  d.  Reichs-Mil.-Ges,  Vgl,  auch 
§  8  S.  27  d.  W. 

Die  Bestimmung  des  Art.  429  über  die  Nachweisung  des  nach 
Art.  428  befreienden  Staatsauftrags  gilt  in  Baden  wie  in  Frank* 
reich.  — 


»)  Vgl.  Behfighel,  I  §  70  Ziff.  1  1.  A.  M.  ist  Banrittel,  Handbach 
des  badischen  bürgerlichen  Rechts,  S.  868.  Er  will  per  analogiam  einen 
Exkasationsgrund  für  die  Mitglieder  beider  Kammern  der  Landstände 
in  Anspruch  nehmen. 

Dies  widerlegt  sich  aus  dem  oben  im  Texte  Ausgeführten 
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Über  den  Fall,  in  welchem  der  tntor  testamentarins  die  Ent- 
schuldigongsgründe  nicht  geltend  machen  kann  —  siehe  oben  S.  83. 

Die  übrigen  oben  verzeichneten  gesetzlichen  Entschnldigongs- 
grände  greifen  in  Baden  wie  in  Frankreich  Platz. 

Die  Entschaldigungsgründe  müssen  stets  beim  Fa- 
milienrate geltend  gemacht  werden  —  in  Baden  beim  Amts- 
gerichte, welches  nach  Anhörong  der  (ständigen)  Beiräte  nnd 
des  Waisenrichters  entscheidet. 

Wenn  der  Familienrat  die  legalen  Entschnldignngsgründe 
verwirft,  so  kannsich  derYormnndnach  demBechte  Frankreichs  an 
das  Gericht  erster  Instanz  im  Beschwerdeweg  wenden  nnd  steht  ihm 
dann  anch  noch  gegen  das  UrtheQ  dieses  Gerichtshofes  die  Appel- 
lation zn.    Art.  440  G.  c,  vgl.  auch  Art.  883  und  889  C.  d.  proc.  civ. 

Nach  badischem  Becht  steht  dem  mit  seinem  (auf  Grund 
eines  legalen  Entschuldigungsgrundes  gestellten)  Antrag  zurückge- 
Tidesenen  Vormund  das  innerhalb  14  Tagen  auszuführende  Rechts- 
mittel der  Beschwerde  gegen  die  Entscheidung  des  Amtsgerichts 
an  das  Landgericht  zu.  Ein  weiteres  Bechtsmittel  giebt  es  hier 
nicht  Vgl.  §§  2,  8,  11,  23,  24  d.  bad.  K.-Pol.-Ges.  sowie  §§  62 
ff.,  «5  ff.,  69  d.  Rechts-Pol.-Ordn. 

Erkennt  der  Gerichtshof,  dass  die  vorgebrachten  Gründe  den 
Vormund  von  der  Vormundschaft  befreien  müssen,  so  können  die 
AQtglieder  des  Familienrates,  welche  sie  verworfen  haben,  in  die 
Kosten  des  Verfahrens  verurteilt  werden,  unterliegt  dagegen  der 
Vormund,   so  trifft  ihn  selbst  Eostenverurteilung.    Art.  441  0.  c. 

Dieser  Art.  441  hat,  was  seinen  Absatz  1  anlangt,  für  Ba- 
den mit  der  bei  Einführung  des  Landrechts  erfolgten  Beseitigung 
des  (französischen)  Instituts  des  Familienrats,  auf  dessen  Mitglieder 
er  sich  bezieht  („die  seine  Entschuldigungsgründe  verworfen  haben"), 
seine  Anwendbarkeit  verloren  ^^). 

Während  des  obschwebenden  Prozesses  über  Stattgebung  oder 
Nichtstattgebung  des  Antrags  muss  der  Vormund  die  Verwaltung 
der  Vormundschaft  fuhren,  beaehungsweise  fortsetzen,  —  und  es 
kann  deshalb  die  provisorische  Exekution  des  ergangenen,  nunmehr 
angefochtenen  Familiem*atsbeschlusses  verfugt  werden.  Art.  440 
u.  Arg.  huj.  Art. 

Was  die  Zeitfrist  anlangt,  in  welcher  beim  FamiUenrat  (ba- 
dischrechtlich:  beim  Amtsgericht] .  die  gesetzlichen  Entschul- 

iüTv^L  Beluerhel,  I  §  70  S.  216. 
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digungsgründe  geltend  zu  machen  sind,  so  muss  man  unter- 
scheiden, ob  es  sich  um  eine  tutela  dativa  oder  um  eine  tutela 
legitima  oder  testamentaria  handelt. 

Im  Falle  a)  der  Dativ tutel  muss  man  weiter  unterscheiden, 
ob  der  Vormund  bei  der  Familienratsberatung,  durch 
welche  ihm  die  Vormundschaft  übertragen  wurde,  an- 
wesend war  oder  nicht. 

a)  War  er  anwesend,  so  muss  er  seine  Entschuldigungs- 
grOnde  alsbald  bei  Strafe  des  Verlustes  derselben  vorbringen 
Art.  438. 

ß)  War  er  nicht  anwesend,  so  muss  er  die  Zusammenberufung 
des  Familienrates  veranlassen,  um  demselben  seine  Entschuldigungs- 
grfinde  vorzutragen.  Diese  Zusammenberufung  muss  übrigens  der 
Vormund  binnen  drei  Tagen,  vom  Tage  der  Kundmachung  seiner 
Ernennung  an  gerechnet,  betreiben.  Diese  dreitägige  Frist  wird 
für  jede  drei  Myriameter,  welche  der  Wohnort  des  Vormunds  vom 
Orte  der  eröflBaeten  Vormundschaft  (d.  i.  vom  Domizilort  der  Tutel 
—  siehe  §  5  d.  W.)  entfernt  ist,  um  je  einen  Tag  vermehrt. 
Art.  489. 

Im  badischen  Landrecht  ist  im  Art.  439  fär  „par  trois 
myriam^tres"  Jede  sechs  Stunden^  übersetzt. 

Nach  Ablauf  der  Frist  wird  der  Vormund  hinsichtlich  seiner 
Entschuldignngsgründe  sachfällig. 

Handelt  es  sich  b)  um  eine  tutela  legitima  oder  tutela 
testamentaria,  so  ist  der  Vermund  wie  ein  Dativtutor  zu  be- 
handeln, welcher  bei  seiner  Ernennung  nicht  anwesend  war.  Anal, 
d.  Art.  439.  Mithin  muss  er  die  Zusammenbemfimg  des  Familien- 
rats veranlassen  binnen  drei  Tagen  von  dem  Zeitpunkte  an,  mit 
welchem  er  Wissenschaft  von  dem  Ereigniss.  durch  welches  ihm 
die  Vormundschaft  übertragen  worden  ist,  erhalten  hat. 

Nach  badischem  Becht  laufen  in  diesem  Falle  die  drei 
Tage  nur  bei  der  gesetzlichen  Vormundschaft  von  Vater  oder 
Mutter,  welche  kraft  G^etzes  wirkt,  von  der  Wissenschaft  der 
Eröfihung  dieser  Vormundschaft,  bei  der  gesetzlichen  Voimnnd- 
schaft  der  übrigen  Ascendenten  und  bei  der  testamentarischen  Vor- 
mundschaft von  der  Bestätigung  der  Vormundschaft  durch  das 
Amtsgericht 

Manche  Autoren  nehmen  übrigens  an,  dass,  im  Falle  der  tu- 
tela legitima  oder  testamentaria  der  Vormund  dem  Familienrat 
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innerhalb  eines  Monats  von  den  genannten  Daten  an  keine  Ent- 
schnldigungsgioinde  vorträgt,  es  inuner  noch  in  das  Ermessen  des 
Familienrates  gestellt  sei,  ob  er  hierin  einen  Verzicht  anf  den 
Entschnldigungsgrond  finden  will  oder  nicht  —  weil  das  Gesetz 
über  diesen  Fall  schweigt.    Arg.  e  contr.  Art.  431. 

Was  die  Entechnldigungsgrttnde  anlangt,  welche  während 
des  Lan&  einer  übertragenen  Vormundschaft  dem  Vormnnd  die  Be- 
freiung von  der  Fortsetzung  derselben  gewähren,  so  sind  dieselben 
innerhalb  eines  Monats  vom  Eintreten  des  Befreiungsgrundes  an 
geltend  zu  machen,  wenn  sie  sich  auf  das  öffentliche  Interesse 
stützen,  also  im  Falle  der  Art,  427,  428  —  vgl.  Art.  431  — ,  hin- 
geg^i  können  sie,  wenn  sie  als  im  Interesse  des  Berufenen  vom  Gesetze 
gewährte  Entschuldigungsgründe  erscheinen,  also  im  Falle  der  Art.  433 
bis  436,  so  lange  geltend  gemacht  werden,  als  nicht  in  der  Fort- 
setzung der  yormundschaftlichen  Verwaltung  ein  Verzicht  auf  die- 
selbe erkannt  werden  muss.^^)  Wegen  Geltendmachung  des  Ent- 
schnldigungsgrundes  aus  Art.  394  gilt  etwas  Besonderes.  Siehe 
oben  zu  Ziff.  6. 

Alles  das  hier  über  die  Geltendmachung  der  Exkusationen 
Dargelegte  gilt  auch  für  die  tutores  ad  hoc  und  die  Gegenvormünder, 
welche  freilich  stets  im  Wege  des  Dativtutel  zu  ihrem  Amte  be- 
rufen werden. 

§5. 
Der  Boniizilort  der  Vormundsohaft.  *) 

Bei  der  Vormundschaft  ist  von  besonderer  Bedeutung 
der  Ort,  an  welchem  der  Minderjährige  indem  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Vormundschaft  über  ihn  eröffnet  wird, 
seinen  Wohnsitz  hat. 

An  diesem  Ort  eröffnet  sich  die  Vormundschaft,  hier 
nimmt  sie,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  der  Minderjährige  unter 
Vormundschaft  zu  stellen  ist,  ihren  Anfang. 

Die  Vormundschaft  wird  nun  bei  ehelichen  Minderjährigen 
eröffnet,  nimmt  m.  a.  W.  bei  diesen  ihren  Anfang,  wenn  die  Ehe 
der  Eltern  sich  durch  den  Tod  eines  Eltemteils  auflöst.    Art.  390. 


«1)  So  zutreffend  Behaghel,  1,  §  70,  Ziff.  I,  2.  Abs.  3. 

*J  Vgl.  Zachariä-Dreyer,  I,  §§  IH  94.  Benand,  Collegienheft, 
§  33.  Amtz,  I,  Nr.  682  ff.,  insbes.  Nr.  683,  Ziff.  2  und  684.  Behaghel^  1, 
$68^  Ziff.  II. 
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Zu  diesem  Zeitpunkt  hat  der  Minderjährige  seinen  Wohn- 
sitz an  dem  Orte,  wo  sein  in  der  Ehe  lebender  V a t e r  seinen 
Wohnsitz  hatte,  hier  ist  der  gesetzliche  Wohnsitz  des 
Minderjährigen  —  arg.  Art.  108  — ,  hier  nimmt  mit  dem 
Tode  des  einen  oder  anderen  Eltemteils  die  Vormundschaft  ihi-en 
Anfang. 

Mithin  ist  hier  der  anfängliche,  der  urspiünglicheDomizil- 
ort  der  Vormundschaft. 

Dieser  Domizilort  der  Vormundschaft  ist  der  Sitz  fiir 
die  Beziehungen  des  Vormunds  und  Gegenvormunds  zum  Familien- 
rat, der  Kontrollbehörde  der  vormnndschaftlichen  Verwaltung.  Er 
ist  im  Prinzip  nicht  identisch  mit  dem  Wohnsitz  des  Minder- 
jährigen während  der  Vormundschaft.  Dieser  ist  stets  am 
Wohnsitz  des  Vormunds,  er  kann  wechseln,  je  nachdem  der 
Voiinund  seinen  Wohnsitz  wechselt  —  er  ist  der  massgebende 
Sitz  für  die  Beziehungen  des  Vormunds  zu  dritten  Personen  in 
Fragen  der  vormundschaftlichen  Verwaltung.    Art.  108. 

Am  Domizilort  der  Vormundschaft  ist  stets  während 
der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft  der  Sitz  des  Familien- 
rats. — 

Dieser  Sitz  kann  während  der  Voimundschatt  nicht  wechseln. 
Er  bleibt  stets  am  ursprünglichen  Sitz  dereelben,  d.  i.  eben  am 
Domizüort  der  Vormundschaft,  sei  es,  dass  ein  neuer  Vormund  den 
früheren  ersetzt,  sei  es,  dass  der  Vormund  seinen  Wohnsitz  ver- 
ändert. 

Aus  Art.  421  geht  ganz  bestimmt  hervor,  dass  der  Wechsel 
in  der  Person  des  Vormunds  den  Sitz  des  Familienrats  nicht  ver- 
legen kann :  denn  er  bestimmt,  dass  der  Vormund,  bevor  er  in  sein 
Amt  eintritt,  behufe  Ernennung  des  Gegenvormunds  ein^  Familien- 
rat zusammenberufen  lassen  muss,  der  nach  Vorschrift  des  4.  Ab- 
schnitts des  2.  Capitels  des  10.  Titels  des  I.  Buchs  des  Code  Nap. 
gebildet  ist. 

Es  folgt  nun  aus  Art.  407  (der  im  4.  Abschnitt  steht),  dass 
der  Familienrat  sich  bildet  in  der  Gemeinde,  wo  die  Vormund- 
schaft eröffnet  worden  ist.  Mithin  muss  sich  der  Familienrat 
stets  an  diesem  Orte  versammeln.  Die  Vormundschaft  eröffnet  sich 
nicht  durch  den  Wechsel  in  der  Person  des  Vormunds,  die  Er- 
nennung eines  neuen  Vormunds  begründet  nicht  eine  neue  Vormund- 
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Schaft,  die  msprüngliche  Vormundschafb  wähi-t  fort,  sie  hat  nur 
einen  neuen  Träger  erhalten. 

Dem  steht  der  Art.  108  nicht  entgegen,  welcher  sagt,  der 
Minderjährige  habe  seinen  Wohnsitz  am  Wohnsitz  des  Vonnunds: 
denn  dieser  Wohnsitz  ist  nicht,  wie  wir  gezeigt  haben,  identisch 
mit  dem  domicile  de  la  tuteile,  welcher  nur  für  die  Beziehungen 
des  Vormunds  und  Gegenvormunds  zum  Familienrate  von  Be- 
lang ist. 

Der  Domizil  ort  der  Vormundschaft  ist  massgebend 
während  der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft  in  Bezug  auf  die 
Verpflichtung  zur  Übernahme  der  Vormundschaft,  indem  in  erster 
Reihe  zur  Übernahme  derselben  vor  Fremden  (extrauei)  verpflichtet 
sind :  die  am  Domizilort  des  Minderjährigen  zur  Zeit  der  Eröflhung 
der  Vormundschaft,  d.i.  eben  am  domicile  de  la  tuteile,  leben- 
den Verwandten  und  Verschwägerten  des  Minderjährigen.  Art.  432 
verb.  m.  Art.  407  C.  c. 

Der  Domizilort  der  Vormundschaft  ist  unveränderlich 
massgebend  für  die  Kompetenz  des  Friedensrichters,  anlangend  die 
Zusammenberuftmg  des  Familienrats  im  einzelnen  Falle. 

Der  Friedensrichter  des  Domizilorts  der  Vormundschaft  hat 
den  Famüienrat  zu   berufen.    Art.  406.    Man  könnte  zwar  aus 

dem  Wortlaute  des  Art.  406 :  „ce  conseil  sera  convoque ä  la 

poursuite  de  juge  de  paix  du  domicile  du  mineur^'  schliessen,  dass 
das  domicile  actuel  du  mineur  gemeint  sei,  allein  man  muss  unter 
den  Worten  „domicile  du  mineur"  verstehen:  „le  domicile  qu'il  avait 
lors  de  Touverture  de  la  tutelle"  — :  denn  nur  so  lassen  sich  die 
Art.  406  und  407  mit  einander  vereinigen. 

Der  Domizilort  der  Vormundschaft  ist  unveränderlich 
massgebend  fttr  die  Zusammensetzung  des  Familienrats  in  jedem 
einzelnen  Fall  seiner  Beruftmg  —  denn  der  Familienrat  soll  nach 
Art.  407  aus  Vei'wandten  und  Verschwägerten  des  Minderjährigen 
bestehen ,  welche  am  Domizil  des  Minderjährigen  zur  Zeit  der  Er- 
öffiiung  der  Vormundschaft  wohnen.    Vgl.  auch  Art.  409. 

Am  Domizilort  der  Vormundschaft  soll  stets  der  Famüienrat 
znsammenberufen  werden.    Art.  406. 

Unsere  Sätze  finden  Anwendung  nicht  blos  im  Falle  der 
tntela  dativa,  sondern  auch  in  den  Fällen  der  tutela  legitima  und 
testamentaria. 
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In  diesen  letzteren  Fällen  könnten  freilich  Zweifel  entstehen, 
weil  bei  ihnen  der  Vormund  seine  Vollmachten  nicht  vom  Familien- 
räte erhält  —  aber  gleichwohl  muss  man  sagen:  der  Charakter 
der  übertragenen  Vormundschaft,  sei  es,  dass  sie  eine  tutela  dativa, 
eine  l^tima  oder  testamentaria  ist,  ist  fiii*  unsere  Entscheidung 
ohne  Belang:  denn  der  Sitz  der  Vormundschaft  ist  unabänderlich 
gegeben  am  Orte  des  letzten  ehelichen  Wohnsitzes  der  Eltern  des 
Minderjährigen  vor,  bezw.  zur  Zeit  der  Eröfl&iung  der  Vormund- 
schaft, Art.  407  unterscheidet  nicht  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  der  Vormundschaft.  *) 

Wenn  das  Domizil  der  Vormundschaft  sich  mit  dem 
Domizil  des  Mündels  verändern  würde,  so  könnte  es  oft  geschehen, 
dqss  der  Familienrat  in  einer  entfernten  Gemeinde  gebildet  werden 
müsste,  in  welcher  der  Vormund  sein  Domizil  angeschlagen  hat, 
und  wo  sich  keine  Verwandte  des  Mündels  befinden  würden.  Auch 
könnte  der  Vormund  sein  Domizil  verlegen,  um  sich  der  Au&icht 
und  Überwachung  eines  ihm  missfalligen ,  weil  die  Interessen  des 
Mündels  gut  wahrenden,  Familienrates  zu  entziehen. 

Diesen  Unzukömmlichkeiten  kann  nur  durch  die  Unveränder- 
lichkeit  des  einmal  begründeten  Domiziloiis  der  Vormundschaft  be- 
gegnet werden.    Daher  diese  weise  Vorschlaft  im  Gesetzbuch.^) 

Alles  dies  greift  auch  mutatis  mutandis  für  das  badische 
Recht  Platz.  Auch  nach  diesem  ist  der  Ort,  an  welchem  der 
Minderjährige  zur  Zeit  der  Eröffnung  seinen  Wohnsitz  hat,  der 
ursprüngliche  Domizüort  der  Vormundschaft  —  er  ist  der  Sitz  für 
die  Beziehungen  des  Vormunds  und  G^envormunds  zu  der  in 
Baden  an  die  Stelle  des  französischen  Familienrats  getretenen 
Obervormundschaftsbehörde,   welche   das  Amtsgericht   als 


1)  VgLinsbes.  Demolombe,  VII,  Nr. 235 ff.,  248 ff.;  Benaud,  €k)lle- 
gienbeft,  §38;  Anbry  et  Bau,  I,  §92  bis  Note  1,  welche  steh  alle  fUr  die 
Unyer&nderlicbkeit  des  einmal  begrUndeteii  Sitzes  der  Vormandflohaft 
auasprecben.  Vgl.  auch  Sirey  69,  I,  15L  A.  M.  mit  Unrecht  Laureat, 
IV,  Nr.  447  ff.,  welcher  nur  für  den  FaU,  wenn  eine  Vormundschaft  durch 
den  Tod  des  Überlebenden  beendigt  wird,  nicht  das  Domizil  des  Mttndels 
2.  Z.  des  Todes  der  Mutter,  sondern  das  letzte  (veriinderte)  Domizil  des 
Vaters  als  Sitz  der  Vormundschaft  gelten  lassen  will.  Dies  widerspricht 
durchaus  dem  in  Art.  406  enthaltenen  Grundsatz,  dass  die  Vormundschaft 
unveränderlich  am  ersten  Wohnsitz  des  Minderjübrlgen  zur  Zeit  ihrer  Er- 
öffnung ihren  Sitz  hat 

«)  Vgl.  auch  Mourlon,  I,  Nr.  1117,  1118. 
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Bechtspolizeibehörde  —  Vormimdschaftsgericht  ist,  bei  dessen  Ent- 
scUiessnngen  ständige  Beiräte  und  der  Waisenrichter  mitwirken.' 
§2,  Ziff.  2,  3,  11  ff.  d.  R.-Pol.-Ges.,  §§61  ff.  d.  R.-Pol.-Ordn., 
§  7  d.  Waisenr.-Ordn.  §§  10  ff.  D.-W.  f.  Waisenr. 

Zuständig  fiir  den  einzelnen  Fall  ist  dagenige  Amtsgericht, 
in  dessen  Bezirk  der  Minderjährige  znr  Zeit  der  Eröfl&iung  der 
Vormundschaft  seinen  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  solchen 
seinen  Aufenthalt  hat  —  mithin  bleibt  der  Domizilort  der  Vor- 
mundschaft massgebend,  wie  nach  französischem  Recht,  während 
der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft  in  Bezug  auf  die  Verpflicfh- 
tung  zur  Übernahme  der  Vormundschaft  und  unveränderlich  mass- 
gebend für  die  Kompetenz  des  Amtsgerichts,  anlangend  die  Ent- 
schliessnngen  desselben,  insbesondere  unter  Mitwirkung  der  Beiräte 
und  des  Waisemichters.  Da  übrigens  die  Beiräte  ständige  sind, 
so  findet  eine  besondere  Zusammensetzung  eines  Familienrats  im 
einzehien  Fall,  wie  in  Frankreich,  in  Baden  nicht  statt. 

Es  haben  die  Art.  406  ff.  —  416  in  Baden  wesentliche  Ab- 
änderungen erfahren  —  eben  infolge  der  Nicht -Rezeption  des 
französischen  Familienrats  —  bezw.  sie  sind  ersetzt  worden  durch 
§§  2,  Ziff.  2,  5a  u.  b,  11  u.  ff.  d.  R. -Pol. -Ges.,  durch  welche 
speziell  badischen  Gesetzesbestimmungen  aber  im  Grossen  und 
Ganzen,  wie  oben  bemerkt,  mutatis  mutandis,  die  Grundsätze  des 
französischen  Rechts  über  den  Domizilort  der  Vormundschaft  ffir 
Baden  aufrecht  erhalten  sind.     Vgl.  §  6,  Ziff.  H  Bad.  Recht. 

n.  Die  Obervorroundschaft. 

§6. 

Begriff.  Die  Behörde,  welcher  die  Verwaltung  der  Ober- 
vormundsohaft  übertragen  ist  — :  der  Familienrat  (le  Conaeil 
de  famille  —  rein  französiaehe  Einrichtung),  Charakter  u. 
Zusammensetsiing  desselben  — ;  das  Amtsgericht  nebst  stän- 
digen Beiräten  und  dem  Waisenriohter  (bad.  Einrichtung).  *} 

I.   Begriff  der  Obervormundschaft. 

Unter  Obervormundschaft  versteht  man  den  Inbegriff 
deijenigen  gesetzlichen  Einrichtungen,  welche  zu  dem  Zwecke  ge- 

*)  Vgl.  Zaeharift-Dreyer,  I,  §§88  ff.  Stabel,  §  43.  Behagliel,  I, 
§§  68,  72  Ziff.  n  u.  IIL  Vgl  auch  Gageir  a.  a.  0.,  S.  56—71,  S.  88  u. 
ff.  (vielfach  veraltet,  doch  MancheB  enthaltend,  was  noch  beherzigenswert  ist). 
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troffen  worden  sind,  den  Mündel  gegenüber  dem  Vormund  zu 
schätzen  —  gesetzliche  Einrichtung  behufe  Kontrolle  des  Vor- 
munds durch  eine  öffentliche  Behörde. 


IL   Die  Behörde,  welcher  die  Verwaltung  der  Ober- 
vormundschaft übertragen  ist.     Französische  und 

badische  Einrichtung. 

Nach  dem  älteren  französischen  Rechte  war,  wie  auch 
nach  älterem  germanischen  Rechte,  die  Obervormundschaft 
die  Sache  der  Familie. 

Ihre  Verwaltung  lag  in  den  Händen  der  Sippe,  der  ehe- 
lichen Blutsfreunde  des  Bevormundeten.  Sie  hatten  die  Aufgabe, 
den  Vormund  zu  beaufsichtigen,  sie  konnten  ihn  absetzen  u.  s.  w. 

ADmählich  änderten  sich  die  Verhältnisse  in  Frankreich 
wie  in  Deutschland. 

Der  „König"  wurde  der  Träger  der  obervormundsdiaftlichen 
Gewalt.  Die  Ausübung  derselben  wurde  den  Gerichten  der  ersten 
Instanz  übertragen. 

So  war  es  bis  zur  grossen  Revolution,  und  enst  in  der 
Periode  des  Zwischenrechts  gelangte  man  wieder  dazu,  die 
Leitung  der  Obervormundschaft  in  ähnlicher  Weise  wie  früher  der 
Familie  zu  übertragen. 

Dui'ch  eine  Loi  v.  16.  und  24.  August  1790  wui'de  eine  dop- 
pelte Einrichtung  getroffen:  die  einer  Familienversammlung 
und  die  eines  Familiengerichts. 

Ersterer  war  die  Ernennung  des  Vormunds  übertragen,  dem 
Familiengericht  lag  ob,  in  Streitigkeiten  zwischen  Vormund  und 
Mündel  in  erster  Instanz  zu  entscheiden. 

Der  Code  Napoleon  hat  diese  Einrichtung  nur  teilweise  an- 
genommen, er  hat  den  Familienrat  mehr  dem  Gewohnheitsrechte 
entlehnt,  bezw.  wie  er  sich  in  demselben  ausgebildet  hatte,  beibehalten. 

Nach  dem  Code  Napoleon  wird  die  Obervormundschaft 
durch  einen  Familienrat  (conseil  de  famille)  ausgeübt. 

Diese  Behörde  ist  zusammengesetzt  zur  Hälfte  aus  den  väter- 
lichen und  zur  Hälfl;e  aus  den  mütterlichen  Verwandten  und  Ver- 
schwägerten des  Minderjährigen. 

In  Ermangelung  einer  gesetzlichen  oder  testamentarischen  Vor- 
mundschaft hat  der  Familienrat  einen  Vormund  zu  geben. 
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Jeder  Vornmnd  ist  bei  seiner  Verwaltung  an  die  Zustimmung 
des  Familiem^ts  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  gebunden. 
In  gewissen  Fällen  bedürfen  die  Beschlüsse  des  Familienrates  der 
obrigkeitlichen  (erstinstanzlichen)  Bestätigung. 

Der  FaHdüenrat  selbst  steht  unter  dem  Vorsitze  eines  öffiBnfe- 
hohen  Beamten,  des  Friedensrichters  (juge  de  paix)  und  in 
vielen  Fällen  findet  eine  Mtwirkung  des  Staatsanwalts  (mi- 
nistere  public)  statt.  Derselbe  hat  namentlich  bei  den  gerichtlich 
zu  bestätigenden  Fanulienratsbeschlflssen  beim  Grericht  die  geeig- 
neten Anträge  (conclusions)  zu  stellen,  derart,  dass  das  Gericht 
—  ohne  jedoch  an  diese  Anträge  gebunden  zu  sein  —  nur  nach 
Aiihörung  des  Staatsanwalts  verfügen  daif.  Art  458  C.  c,  Art.  885, 
886  C.  d.  pr.  dv. 

Ja,  es  sind  dem  Staatsanwalt  in  jeder  Rechtssache,  welche 
sich  auf  einen  Minderjährigen  bezieht,  zur  Stellung  der  geeigneten 
Anträge  entsprechende  Mitteilungen  zu  machen.  Art.  83  C.  d.pr.  civ. 

Der  Familienrat  ist  keine  ständige  Behörde.  Wenn  bei 
einer  Vormundschaftssache  die  Thätigkeit  des  Familiem^ats  ein- 
zutreten hat,  so  findet  in  der  Regel  eine  neue  Zusammensetzung 
desselben  statt. 

Nach  beendigter  Sitzung  wiid  er  wieder  aufgelöst.  Da- 
her kann  man  auch  den  Familienrat  als  solchen  nicht  verklagen. 

Der  Familiem*at  ist  nicht  eine  selbstverwaltende,  sondern  nur 
eine  mitwirkende,  oberau&ehende  Behörde. 

Nach  römischem  Recht  haftet  der  Beamte  für  jede  Veraach- 
lässignng  der  ihm  obliegenden  Pflichten  —  und  bei  der  ober- 
vormundschaftlichen  Verwaltung  eigentlich  nur  die  Munizipal- 
magistrate, welche  etwas  bei  Bestellung  der  Vormünder  ver- 
säumt hatten  —  Tit.  Dig.  de  magistratibus  conveniendis  27,  8. 

Nach  gemeinem  Recht  haftet  der  Beamte  überhaupt  ffir  jede 
Vernachlässigung  der  ihm  obliegenden  Pflichten,  deren  ErtÜllung 
er  zu  beweisen  hat,  mithin  auch  derjenige,  welcher  die  Obervor- 
mnndschaft  zu  verwalten  hat  —  m.  a.  W.  dieser  haftet  dem  Mündel 
für  Verschuldung,  aber  nur  subsidiär,  d.  h.  soweit  nicht  von  anderer 
Seite  Ersatz  verlangt  werden  kann. 

Das  französische  Recht  spricht  zwar  nirgends  von  einer 
solchen  Haftbarkeit,  es  ist  hierüber  nichts  speziell  angeordnet,  wie 
dies  besser  im  preussischen  Landrecht,  Teil  ü,  Titel  18, 
f^  97flf.  und  im  österreichischen  Gesetzbuch  §§  189 ff.,  insbes. 
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§  265 ,  geschehen  ist  ^),  und  es  dürfte  daher  nach  jenem  blos  dort 
eine  solche  eintreten,  welche  die  Art.  1382  u.  1383  im  allgemeinen 
bezeichnen.  Es  liegt  den  MitgUedem  des  Familienrats  m.  a.  W. 
nach  dem  Cod.  Nap.  wegen  der  von  ihnen  gefassten  Beschlüsse 
keine  besondere  Verantwortlichkeit  ob  —  die  actis  subsidiaria  ad- 
yersns  magistratam  des  römischen  Eechts  ist  dem  franzö- 
sischen Eecht  überhaupt  unbekannt;  wenn  den  Mitgliedern  des 
Familienrats  schon  die  Verantwortlichkeit  des  gemeinen  Rechts 
(Art.  1382,  1383)  allerdings  (in  thesi)  obliegt,  so  wird  doch  mit 
einer  auf  diese  Verantwortlichkeit  gegründeten  Klage  (in  hypothesi) 
kaum  in  einem  anderen  Falle,  als  in  dem  des  dolus  oder  der  culpa 
lata,  auszulangen  sein.^) 

Dies  dürfte  auch  für  das  badische  Kecht,  was  die  Verant- 
wortlichkeit des  Amtsrichters,  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters 
anlangt,,  gelten  (in  Baden  stehen  die  Funktionen  der  Obervormund- 
schaft dem  Amtsgericht  zu,  das  nach  Anhörung  ständiger  Beiräte 
und  des  Waisenrichters  beschliesst  —  wenigstens  in  der  Regel  — 
siehe  weiter  unten)  —  vgl.  auch  Reichs- Pol. -Ordn.  v.  Jahre  1577 
Titel  32,  §  2. 

Nach  dem  Dargelegten  kann  man,  wenn  man  im  Hinblick 
auf  das  Recht  Frankreichs  von  der  Behörde  sprechen  will, 
der  die  Verwaltung  der  Obervormundschaft  obliegt,  sagen: 

In  Frankreich  stellt  sich  als  Obervormundschafts- 
behörde dar  der  Familienrat,  der  die  eigentliche  Auf- 


0  §  265  des  östem  Gesetzb.  lautet: 

,,Selb8t  das  vormanclsohaftlicbe  Gericht,  welches  sein  Amt  zum  Nach- 
teU  eines  Minderjährigen  vernachlässigt  hat,  ist  dafür  verantwortUch ,  and 
wenn  andere  Mittel  zum  Ersätze  mangeln,  den  Schaden  zu  ersetzen  ver- 
banden." 

Mithin  ist  die  Haftang  des  Gerichts  eine  sabsidiarische.  Sie 
kann  aber  nach  der  richtigen  Auslegung  dieses  §  265  aach  eine  prinzipale 
sein^  wenn  der  Vormund  nicht  und  nur  das  Gericht  im  Versehuiden  ist. 
Ist  das  Gericht  ein  Kollegialgericht,  so  haften  nach  dem  Hofdekret  y.  ö.  Juni 
1789  alle  Räte  und  der  Präsident,  und  zwar  nach  §1902  in  soUdum,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  den  betr.  richterlichen  Schritt  veranlasst  haben.  Siehe 
auch  §  59  des  Patents  v.  3.  Mai  1853.  Vgl.  zum  Vorgetragenen :  Ellinger, 
Handbuch  des  österr.  allgem.  Zivilrechts,  V^ien  1858,  Bern,  zu  §  265  des 
Osten*.  Gesetzb. 

2)  So  durchaus  zutre£fend  Zftcharift-Dreyer,  I,  §  97,  Text  u.  Anm. 
1  u.  2;  vgl.  auch  Demolombe,  VU,  Nr.  352;  Arnls,  I,  Nr.  691. 
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sieht  und  Überwachung  in  Bezug  auf  die  vomundschaft- 
liche  Verwaltung  hat,  und  zwar  in  manchen  im  Gesetze 
näher  bestimmten  Fällen  noch  unter  Mitwirkung  der 
Civilgerichtshöfe  (tribunaux  civils)  sowie  des  Staats- 
anwalts (ministöre  public,  und  zwar  des  procureur  dela 
republique). 

Das  Nähere  über  das  Zusammenwirken  dieser  verschiedenen 
Organe  an  den  einschlagenden  Orten. 

Wenn  man  auch  den  Familienrat  in  der  Regel  eine  Behörde 
nennt,  so  ist  es  doch  weder  eine  eigentliche  Behörde  —  mithin 
erkennt  das  zuständige  Gericht,  wenn  ein  Beschluss  des  Familien- 
rates angefochten  wird,  nicht  als  Appellationsinstanz,  sondern  als 
Gericht  erster  Instanz,  Art.  889  C.  d.  pr.  civ.  —  noch  eine  ver- 
waltende Behörde  — :  er  ist  vielmehr  nur  eine  unständige, 
beratende  Behörde,  welche  über  gewisse  ihr  gesetzlich  über- 
tragene Funktionen  der  gerichtlichen  Polizei  Beschlüsse  fqsst. 

(Anders  ist,  wie  ich  später,  siehe  S.  57  u.  §  7  d.W.,  des 
Näheren  darlegen  werde,  die  Stellung  der  Vormundschaftsbehörde 
in  Baden;  hier  erscheint  sie  als  eine  ständige  gerichtliche 
Behörde»  welche  über  gewisse  Funktionen  der  gerichtlichen  Polizei 
Besdilusse  zu  fassen  hat,  welche  der  Anfechtung  im  Beschwerde- 
wege bei  der  Appellationsinstanz  unterliegen). 

Über  den  Umfang  der  gesetzlichen  Vollmachten  (den 
Wirkungskreis;  des  Familienrats  wird  in  §  7  d.  W.  ein- 
gehender gesprochen  werden. 

Was  die  Zusammensetzung  des  Familienrates  betrifft,  so 
besteht  er: 

1.  Aus  dem  Friedensrichter  (juge  de  paix),  und  zwar 
von  Rechtswegen  —  des  Domizüorts  der  Vormundschaft  —  siehe 
§  5  S.  43  d.  W.  Er  ist  sogenanntes  „geborenes"  Mitglied  des  Fa- 
milienrats und  führt  als  solches  in  demselben  stets  den  Vorsitz  und 
ninunt  sowohl  an  der  Berathung  als  auch  an  der  Beschlussfassung 
Ten.    Art.  416  C.  c. 

2.  Aus  sechs  anderen  Personen.  Diese  hat  der  Friedens- 
richter zu  wählen  aus  den  Blutsverwandten  oder  Verschwä- 
gerten de^  Minderjährigen.    Art  406,  407  C.  c. 

Hier  ist,  in  näherer  Ausfährung  zu  Ziff.  2,  Folgendes  zu  be. 
merken : 

Die  sechs  Verwandten  oder  Verschwägerten  des  Minder- 

Barasdtti,  Dia  Vormaadschaft  n.  i.  w.  4 
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jährigen  sind  sowohl  am  Domizilort  der  Vormundschaft  —  §  5 
S.  43  d.  W.  —  als  in  einem  Umkreis  von  zwei  Myriametem  von 
diesem  Orte  an  gerechnet  hälftig  aus  der  väterlichen  und  hälftig 
aus  der  mütterlichen  Linie  des  Minderjährigen  zu  nehmen.  Hierbei 
ist  dem  dem  Grade  nach  näheren  Verwandten  oder  Verschwä- 
gerten vor  dem  entfernteren,  unter  mehreren  dem  Minderjährigen 
gleich  nahen  Verwandten  oder  Verschwägerten  dem  Verwandten 
vor  dem  Schwager,  und  sonst  dem  Älteren  vor  dem  Jüngeren  der 
Vorzug  zu  geben,  ^)  Art.  407  C.  c.  Wurde  der  Bestimmung  ge- 
nannten Artikels  zuwider  gehandelt,  so  kann,  muss  aber  nicht, 
der  Familienratsbeschluss  (der  durch  nicht  gemäss  Art.  407  ge- 
eigenschaftete  Personen  zu  Stande  gekommen  ist),  je  nach  den  Um- 
ständen des  Falles,  ffir  ungiltig  erklärt  werden.  ^) 

Ausnahmsweise  findet  eine  Abweichung  von  dem  Grund- 
satze, dass  der  Friedensrichter  nur  sechs  Personen  berufen  muss, 
statt,  näjnlich  zu  Gunsten: 

a)  der  (in  dem  oben  bestimmten  Bezirke  wohnenden  und  voll- 
jährigen) vollbürtigen  Brüder  des  Minderjährigen  (frferes  ger- 
mains,  d.  h.  derjenigen  Brüder,  welche  mit  diesem  denselben  Vater 
und  dieselbe  Mutter  haben)  ^)  und  der  Ehemänner  der  voll- 
bürtigen Schwestern  des  Minderjährigen  —  und 

b)  der  (in  dem  genannten  Bezirke  wohnenden)  giltiger- 
weise  von  der  Vormundschaft  entschuldigten  Ascen- 
denten  (oder  derjenigen  Ascendenten,  welche  nicht  zur  Vormund- 
schaft berufen  worden  sind,  weil  eine  tutela  testamentaiia  vorliegt, 
Art.  397  ff.)  —  vgl.  Art.  402  u.  427  ff.  C.  c.  —  und  verwitweten 
Ascendentinnen. 

Diese  unter  a  und  b  angezählten  Verwandten  und  Verschwä- 
gerten des  Mindeijährigen  sind  nämlich  jederzeit  zum  Familien- 
rate zu  berufen,  in  welcher  Zahl  sie  immer  vorhanden  sein  mögen, 
also  wenn  sie  auch  die  Zahl  „sechs"  überschi^eiten.  Wenn  ihrer 
dagegen  weniger  sind  als  „sechs"  Personen,  dann  werden  von  den 
übrigen  Verwandte  oder  Schwäger  berufen,  um  die  Zahl  „sechs," 

')  Über  die  Berechnung  der  YerwandtBchafts-  und  SchwSgerschafts- 
grade  vgL  Barazettl,  das  Personenreoht,  §  4,  S.  55—57. 

«)  Vgl.  Sirej  1821,  2,  260;  1829,  2,  218;  1856,  1,  408;  1856,  1,  591; 
1876,  1,  217. 

s)  Über  die  VoUbürtigkeit,  vgl.  Barazetti,  Personenrecbt,  §  4,  S.  54. 
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d.  h.  den  Familienrat,   vollständig  za  machen.    Art.  408  Abs.  1, 
2  nnd  3  C.  c. 

Im  Weiteren  finden  sich  im  Gesetzbuche  Modifikationen  von 
der  Eegel  der  örtlichen  Begrenzung,  innerhalb  welcher  die 
Mitglieder  des  Familienrats  zu  berufen  sind,  und  zwar: 

a)  Wenn  der  Minderjährige  in  dem  in  Art.  407  bezeichneten 
Distrikt  keine  Blutsverwandte  oder  Schwäger  von  der  väterlichen 
oder  mutterlichen  Linie  oder  von  beiden  Linien  in  hinlänglicher 
Anzahl  hat  (also  nur  imter  dieser  Bedingung),  so  hat  der  Friedens- 
richter entweder  andere  Verwandte  oder  Schwäger,  die  in  einer 
weiteren  Entfernung  wohnen,  oder  auch  solche  Personen  in  der 
Gemeinde  (d.  i.  dem  domicüe  de  la  tuteile  §  5  d.  W.),  welche  mit 
dem  Vater  oder  der  Mutter  des  Mindeij  ährigen  in  fi^undschaft- 
lichen  Beziehungen  standen  (vgl.  1.  223  §  1  Dig.  de  V.  S.)  zum 
Familienräte  zu  berufen  —  Art.  409  C.  c. 

b)  Wenn  in  dem  oben  bestimmten  Umkreise  (Art.  407)  der 
Mindeijährige  selbst  Blutsverwandte  oder  Schwäger  hat,  so  kann 
der  Friedensrichter  sogar  auch  entfernter  wohnende  Verwandte 
oder  Schwäger  vorladen  lassen,  wenn  sie  nur  mit  dem  Minder- 
jährigen in  einem  näheren  Grade  oder  doch  in  demselben  Grade 
verwandt  sind  als  die  anwesenden  Verwandten  oder  Verschwägerten. 
Art.  410  C.  c. 

Wenn  wegen  eines  natürlichen  Kindes  ein  Familienrat 
zusammenberufen  ist,  so  ist  dieser  schlechthin  nach  der  Vorschrift 
des  Art.  409  C.  c.  zusanunenzusetzen,  da  die  von  den  unehelichen 
Verwandtschaften  geltenden  Begeln  hier  schlechthin  Anwendung 
finden.  ^) 

Folgende  Personen  sind  jedoch  von  der  Mitgliedschaft 
im  Familienrate  ausgeschlossen,  bezw.  können  nicht  Mit- 
glieder desselben  sein: 

1.  Die  Minderjährigen,  Vater  und  Mutter  ausgenommen. 

2.  Entmündigte,  d.  h.  die  interdizierten  furiosi  —  ob  auch 
die  nicht  interdizierten  Geisteskranken,  das  ist  bestritten. 

3.  Frauen,  die  Ascendentinnen  ausgenommen. 

4.  Diejenigen  oder  deren  Eltern,  welche  mit  dem 
Minderjährigen  einen  Rechtsstreit  haben,  wodurch  der 


<)  So  hebt  treffend  auch  noch  Zacharift,  I,  §  93,  S]  251,  im  Text  unter 
e  hervor. 

4* 
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Stajid   desselben   oder  das  ganze  Vermögen  oder   doch 
ein  beträchtlicher  Teil  desselben  gefährdet  ist  Art.  442. 

5.  Diejenigen  Personen,  welche  von  einer  Vormund- 
schaft ausgeschlossen  oder  einer  solchen  entsetzt  wor- 
den sind  —  Art.  445  (übrigens  eine  Mutter- Vor münderin, 
welche  zur  zweiten  Ehe  geschritten  ist,  ohne  einen  Familienrat 
zusamraenberufen  zu  haben  und  daher  de  plein  droit  der  Vormund- 
schaft verlustig  gegangen  ist,  kann  dennoch  Mitglied  emes  Familien- 
rates sein  — ,   denn   der  Art.  396   sagt  nur:    „Elle  perdra  la 

tuteile"). 

6.  Diejenigen,  welche  zu  einer  Leibes-  oder  ent- 
ehrenden Strafe  verurteilt  worden  sind,  mit  welcher  das 
Gesetz  den  Verlust  des  Rechts,  im  Familenrate  eine 
Stimme  zu  führen,  verbunden  hat  (degradation  civique),  Art. 
442  C.  c.  vgl.  m.  Art.  28,  34  Code  p6n. 

7.  Diejenigen,  welchen  durch  das  Urteil  eines  Zucht- 
polizeigerichts die  Ausübung  des  Rechts,  Familienrats- 
mitglied zu  sein,  untersagt  ist.    Art.  42,  43  Code  p6n.  — 

Zu  bemerken  ist  hier  noch:  Es  besteht  grundsätzlich  keine 
Unverträglichkeit  zwischen  den  Funktionen  des  Vormunds  oder 
Gegenvormunds  und  jenen  des  Familierrats.  Der  Vormund  und 
der  Gegenvormund  können  und  sollen  zum  Familienrate  beigerufen 
werden,  es  wäre  denn,  dass  ihre  persönlichen  Interessen  beim  Ge- 
genstand der  Beratung  in  Betracht  kämen.  So  Aubry  et  Bau,  I, 
§  92  u.  Note  13,  arg.  e  contr.  Art.  423  u.  426,  Sirey  1806,  1, 
474,  Sirey  1864,  2,  249.  Siehe  auch  §  23  Ziff.  11,  Text  u.  Anm.  6 
dazu  in  vorwürfigem  Werke. 

Badisches  Becht. 

In  Baden  finden  sich  hinsichtlich  der  Behörde,  welcher  die 
Verwaltung  der  Obervormundschaft  übertragen  ist,  sowie  hinsichtlich 
deren  Charakters  und  Zusammensetzung  ganz  wesentliche  Ab- 
weichungen vom  Kechte  Frankreichs. 

Diese  Abweichungen  stehen  nur  teilweise  im  Landrecht, 
welches  viele  Abänderungen  in  dieser  Richtung  erfahren  hat  — 
denn  sie  sind  zum  Teile  besondei*s  gesetzlich  normiert,  auch 
gieifen  hier  verschiedene  Verordnungen  Platz. 

Die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  über  den  Fa- 
milienrat fanden  zwar  Aufiiahme  im  Landrecht,   allein  in  dem 
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§  in  des  I.  Einf.  -  Edikts  z.  Landrecht  wurde  schon  bestbnmt,  dass 
sich  der  Gresetzgeber  noch  über  die  „Anstalt  des  Familienrats*' 
die  Erlassung  besonderer  Verfügung  vorbehalte. 

Das  n.  Einf. -Edikt  beseitigte  in  seinem  §  5  den  Familien- 
rat mit  der  Bestimmung,  dass  die  „bisherige  Pflegschafts- 
ordnnng'^,  d.  h.  das  bisherige  Vormundschaftswesen ,  namentlich 
die  bisherigen  obervormundschaftlichen  Behörden,  in  den  Grund- 
zügen  beibehalten  werden  sollten. 

Die  Obervormundschaft  wurde  von  den  Ämtern,  als 
Administrativbehörden  (beiEanzleisässigen  von  denEreisregierungen), 
geffihrt-  Vgl.  §§  5,  15,  16,  19  des  IL  Einführungs- Edikts  zum 
Landrecht. 

Sie  verpflichteten,  bestellten,  bestätigten  und  ent- 
liessen  die  Vormünder. 

Die  Ortsvorsteher  und  Waisenrichter  gingen  dabei  dem  Amt 
zu  Rat. 

Die  Amtsrevisorate  bei  den  Ämtern  waren  teils  berich- 
tende Unterbehörden,  teils  war  es  ihre  besondere  Aufgabe,  das 
Rechnungswesen  des  Vormunds  zu  beau&ichtigen  und  demselben 
entsprechende  Nachhilfe  zu  gewähren. 

Die  Betreibung  der  Vormundschaften,  sowie  die  Wahrung 
der  Interessen  der  Minderjährigen  überhaupt,  war  die  Sache  der 
Verwandten,  Amtsvorsteher,  Waisenrichter  und  auch  der  Amts- 
revisorate.   §§15,  19  des  n.  Einf. -Edikts  z.  Landrecht. 

Die  Funktionen  der  Orts  Vorsteher,  Waisenrichter,  Amts- 
revisorate, Bezirksämter  und  Kreisregierungen  waren  in  dem  ba- 
dischen Organisatlons- Edikte  vom  26.  Nov.  1809  geordnet. 

Die  Verwandten  des  Mündels  hatten  übrigens,  obschon  sie 
nicht  zu  einer  selbständigen  Behörde,  wie  der  Familienrat  des  Code 
Nap.,  vorübei^ehend  organisiert  waren,  das  Recht,  die  Behörde 
bei  der  Ernennung  des  Vormunds,  sowie  bei  dessen  Absetzung, 
überhaupt  bei  wichtigen  obervormundschaftlichen  Entscheidungen  zu 
beraten. 

Waren  keine  Verwandte  vorhanden,  so  pflegte  das  Amt  zwei 
achtbare  Bürger,  womöglich  Freunde  der  Familie  des  Mündels, 
zur  Wahrung  der  Interessen  desselben  bei  wichtigen  Akten  bei- 
zuziehen.   §  19  des  n.  Einf. -Edikts  zum  Landrecht.  7) 

7)  Vgl.  zu  dem  Dargestellten:'  Mnncke,  Vorträge  zur  Einleitung  In 
das  Stadium  des  badischen  bürgerlichen  Rechts»  §  10;  Anton  Mayer,  Leit- 
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Eine  Anderang  in  diesen  Verhältnissen  trat  ein  durch  das 
Gesetz  vom  5.  Juni  1860,  die  Zuständigkeit  und  das  Ver&hren 
in  Rechtspolizeisachen  betreffend. 

Eine  weitere  Änderung  erfolgte  durch  das  Gesetz  vom 
28.  Mai  1864  (epochemachend),  die  Verwaltung  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat  betreffend. 

In  diesem  Gesetze  wurde  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
durch  die  Amtsgerichte,  welche  monokratisch  organisiert  sind, 
die  obervormundschaftliche  Gewalt  auszuüben  sei,  dass  dieselben 
alle  Funktionen  haben  sollten,  welche  durch  das  Napoleonische 
Gesetzbuch  dem  Familienrate  beigelegt  sind.  Es  wurde  jedoch 
dabei  vorgeschrieben,  dass  die  Amtsgerichte  vor  ihren  Beschlössen 
in  Vormundschaftssachen  Verwandte  und  Verschwägerte  des  Min- 
derjährigen anhören  sollten,  zu  welchem  Behufe  beim  Begmn  einer 
jeden  Vormundschaft  ein  sogenannter  Vormundschaftsrat  als 
ständiges  Institut  aus  Verwandten  und  Verschwägerten  und  auch 
sonst  noch  aus  anderen  Personen  zu  bestellen  sei. 

Ein  Gesetz  vom  22.  Januar  1874,  die  Zuständigkeit  der 
Amtsgerichte  als  Vormundschaftsbehörden  betr.,  vervollständigte 
die  im  Gesetz  vom  28.  Mai  1864  getroffene  Organisation.  — 

Auch  dieser  Gesetzeszustand  erfuhr  —  jedoch  eigentlich 
nur  in  formeller,  weniger  in  materieller  Beziehung  —  wieder  eine 
(hauptsäc^ilich  durch  die  neuen  Bdchsgustizgesetze,  welche  am  1.  Okt. 
1879,  wie  im  übrigen  Deutschland,  so  auch  in  Baden  in  Kraft 
traten,  veranlasste)  Änderung  durch  das  Geseti  v.  6.  Febr.  1870, 
die  Verwaltung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
das  Notariat  betr.  (G.  u.  V.-Bl.  1870  Nr.  11),  welches  mit  den 
neuen  Justizgesetzen  am  1.  Oktober  1879  in  Kraft  getreten  ist 
Das  Gesetz  v.  22.  Januar  1874,  obwohl  es,  wie  bemerkt,  fonnell 
aufgehoben  wurde,  ist  gleichwohl  in  materieller  Beziehung  aufrecht 
erhalten  worden,  indem  es  als  §  5a  in  das  Gesetz  vom  6.  Febr. 
1879  angenommen  worden  ist. 

Das  letztere  Gesetz,  das  zum  Teil  eine  neue  Fassung 
durch  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1888,  die  Abänderung  des  Bechts- 
polizeiges.  vom  6.  Febr.  1879  betr.  (G.-  u.  V.-Bl.  XXX,  S.  367/68). 
erhielt,  wird,   wie  froher  das  nunmehr   aufgehobene  Gesetz   v. 


faden  für  das  Stadium  des  bad.  Landrechts,  §§  55  ff.,  Gagenr  a.  a.  0.,  S.  64  ff. 
S.  88  a.  ff. 
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28.  Mai  1864,   zitiert  als:    „BeohtspoliBeigesets  vom  6.  Februar 
1879  —  B.-P0I.-G. 

Dieses  Kechtspolizeigesetz  und  das  modifizierte  Land- 
recht sind  die  Quelle  f3r  das  badische  Vormnndschafts- 
wesen,  insbesondere  auch  für  die  badische  Einrichtung  nnd  nun- 
mehr geltende  Gestaltung  der  Obervormandschaft,  bezw.  der 
Behörde,  welcher  die  Verwaltung  der  Oberyormundschaft  im 
Grossherzogtum  übertragen  ist. 

In  Betracht  kommt  wdter  noch  eine  Reihe  hier  einschlagender 
Vollzugsvorschriften  zum  Rechtspolizeigesetz  v.  6.  Febr. 
1879  (wie:  Geschäftsordnungen,  Dienstweisungen),  welche  übrigens 
wieder  in  neuester  Zeit  vielfache  Änderungen  erfahren,  bezw.  durch 
neue  Verordnungen  ersetzt  worden  sind. 

So  ergingen  unterm  19.  Juli  1879  zwei  Geschäftsord- 
nungen: eine  für  die  Beamten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit (sog.  Gerichtsnotariatsordnung  —  G.-  u.  V.-Bl. 
1879  Nr.  XXXIV)  —  und  eine  für  die  Notare  (sog.  Notariats- 
ordnung -  G.-  u.  V.-BL  1879  Nr.  XXXIV). 

Hervorzuheben  sind  femer  u.  a.:  die  Dienstweisung  für 
Waisenrichter  (sog.  Waisenrichterordnung)  vom  17.  Juli 
1879  (G.-  u.  V.-Bl.  1879  Nr.  XXXV),  die  Dienstweisung  für 
Vormünder  vom  6.  August  1864  und  die  Nachträge  hierzu  vom 
27.  Januar  1876  und  vom  19.  Juli  1879;  die  Dienstweisung  fiii' 
Gegenvormünder  (Gegenvormünderordnung)  vom  18.  Nov. 
1B65  (erste  Fassung),  in  geänderter  Fassung  vom  19.  Juli  1879 
(G.-  u.  V.-Bl.  1879  Nr.  XXXV)  u.  a.  m. 

Die  sämtlichen  angeführten  Verordnungen  sind  nunmehr  auf- 
gehoben und  wurden  ersetzt  durch  folgende  jetzt  geltende  (und  da- 
her hier  durch  den  Druck  hervorgehobene)  Verordnungen: 

Die  Geschäftsordnung  für  die  Amtsgerichte  als 
Rechtspolizeibehörden  (Beohtspollzeiordnung,  cit.  B.-P.-O.) 
V.  2.  Nov.  1889  (G.-  u.  V.-Bl.  1889  Nr.  XVII,  S.  257  u.  259  ff.); 
die  Geschäftsordnung  für  die  Notare  als  Rechtspolizei- 
beamte (NotariatBordnung,  cit.  Not.-Ordn.)  v.  2.  Nov.  1889 
(G.-  u.  V.-Bl.  1889  Nr.  XVII  S.  257  u.  309  ff.);  die  Dienst- 
weisung für  Vormünder  (D.-W.  f.  Vorm.)  v.  9.  Juni  1888 
(G.-  u.  V.-Bl.  1888  Nr.  XXI  S.  279  ff.);  die  Dienstweisung 
für  Gegenvormünder  (D.-W.  f.  Gegenvorm.)  v.  9.  Juni  1888 
(G.-  u.  V.-Bl.  1888   Nr.  XXI  S.  285  ff.);   Landesherrl.  Verordn., 
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die  Waisenrichterordnung  betr.  (WaiBenrichter-Ordn.)  v. 
30.  Okt.  1889  (G.-  u.  V.-BL  1889  Nr.  XXIX.  S.  427  ff.)*  und 
Verordn.,  die  Dienstweisung  für  die  Waisenrichter  beti\ 
(D.-W.  f,  d.  Waisenr.)  y.  2.  Nov.  1889  (G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XXIX 
S.  433  ff.) 

Erwähnt  sei  hier  auch  noch:  die  Verordnung,  die  Dienst- 
weisung für  die  Bürgermeister  und  die  Gemeinderäte 
als  Rechtspolizeibehörden  betr.  (D.-W.  f.  d.  Bürgermeister 
etc.  al8  ReehtspoUzeibeh.)  v.  12.  Nov.  1889  (G.-  u.  V.-Bl.  Nr. 
XXXII  S.  473  ff). 

Alle  diese  Verordnungen  haben  in  manchen  ihrer  Bestimm- 
ungen wieder  Änderungen  erfehren  durch  die  Verordnung,  den  Voll- 
zug des  Gesetzes  über  die  Vorzugs-  und  Unterstandsrechte  v.  29. 
März  1890  betr.,  v.  10.  Juni  1890  (G.-Bl.  XX  S.  230).»)  Wich- 
tig sind  auch  die  Staatsverträge  wegen  Herstellung  von  Vor- 
mundschaflen  über  Nichtbadener,  welche  ich  bereits  fniher  S.  22 
angeführt  habe.^)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  auch  das  sog. 
Ffandgesets  v.  29.  Mars  1890,  die  Vorzugs-  und  Unterpfand- 
rechte betr.  (G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XII  S.  155  ff.),  vgl.  auch  noch 
hierzu:  die  Verordn.,  die  Führung  der  Grund-  und  Pfand- 
bücher betr.,  V.  9.  Juni  1890,  Verordn.,  die  Bereinigung  d. 
Unterpfandsbücher  betr.,  v.  20.  Mai  1890  (G.-  u.  V.-Bl.  Nr. 
XVI  S.  211  ff). 

Im  Hinblick  auf  die  angeführten  badischen  Gesetzesvor- 
schriften und  Verordnungen,  wie  sie  jetzt  in  Geltung  sind,  muss 
man  sagen: 

Im  Orossherzogtum  Baden  ist  als  Behörde,  welcher  die 
Obervormundschaft  übeitragen  ist,  an  Stelle  des  französischen  Fa- 
milienrats das  Amtsgericht  getreten. 

8)  £8  schlagen  hier  noch  mAoche  andere  Gesetze  und  viele  weitere 
Verordnungen  ein,  die  alle  hier  anzuführen,  zweckwidrig  wäre.  Ich  ver- 
weise auf  Anm.  *  Seite  15  d.  W.,  wo  ich  noch  eine  Beihe  in  die  Lehre 
von  der  Vormundschaft  einschlagenden  Gesetze  und  Verordnungen  an- 
geführt habe  —  und  insbesondere  noch  auf  das  für  den  Praktiker  geradezu 
unentbehrliche  Buch  von  Bentti,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das 
Notariat  im  Grossherzogtum  Baden,  2.  Aufl.  1891,  wo  sich  aUe  in  unsere 
Materie  einschlagende  badische  Gesetze  und  Verordnungen,  Dienst- 
weisungen, Staatsverträge  n.  s.  w.  in  ausserordentlich  übersichtlicher  Weise 
zusammengestellt  finden. 

9)  Auch  sie  sind  in  Beuttl  a.  a.  0.  S.  601  ff.,  616  ff.  aufgeführt. 
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Die  Amtsgerichte  sind  als  Rechtspolizeibehörden 
allein  die beschliessenden Obervormundschaftsbehörden. 

Dem  Amtsgericht  allein  gebührt  die  Stelle  des  Familien- 
rats. Die  Mitwii-kung  anderer  Gerichte  und  des  Staatsanwalts  ist 
auf  einige  wenige  Verhältnisse  beschränkt,  wovon  an  den  ein- 
schlagenden Orten  gehandelt  wird. 

Im  Namen  des  Amtsgerichts  trifft  der  mit  der  Verwal- 
tung der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betraute  Amtsrichter,  be- 
ziehungsweise der  dem  Amtsgericht  als  besonderer  Beamter  für 
die  Verwaltung  der  fi-eiwilligen  Gerichtsbarkeit  etwa  beigegebene 
Gerichtsnotar,  seine  EntSchliessungen  auf  dem  Gebiete 
der  obervormundschaftlichen  Verwaltung  nach  Anhörung 
ständiger  Beiräte  und  des  Waisenrichters.  Vgl.  §§  2 
Ziff.  2,  11,  15,  85  d.  R.-PoL-G.;  §§  61,  62  Ziff.  3,  126  d.  R.-PoL-O. 
Vgl.  auch  §  7  VTaisenr.-O.  u.  §§  10  ff.  d.  D.-W.  f.  Waisenr. 

Wenn  im  Text  des  Landrechts  vom  „Familienrat" 
die  Rede  ist,  so  ist  darunter  stets  zu  verstehen:  „Das  Amts- 
gericht nach  Anhörung  der  (ständigen)  Beiräte  und  des 
Waisenrichters". 

An  Stdle  der  Art.  406 — 416  C.  c.  (Landr.),  welche  vom  „Fa- 
milienrate" handeln,  sind  die  Bestimmungen  des  E.-P0I.-G.  —  §  2 
Ziff.  2,  5  a,  5  b,  11—16  getreten. 

Die  Obervormundschaftsbehörde  erscheint  in  Baden  — 
ich  hebe  dies  hier  nochmals  hervor,  siehe  auch  S.  49  d.  W.  —  als 
eine  ständige,  gerichtliche  Behörde,  welche  über  gewisse 
Funktionen  der  gewisslichen  Polizei  fieschlfisse  zu  fassen  hat,  welche 
d6r  Anfechtung  im  Beschwerdeweg  beim  Landgericht  (als  Apella- 
tionsgericht)  unterliegen  —  während  der  französische  Familien- 
rat  eine  unständige  Verwaltungsbehörde  ist,  gegen  deren 
Beschlösse  es  keine  Rechtsmittel  im  eigentlichen  Sinne  giebt. 

Die  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  als  Vormundschaftä- 
behörden  für  den  einzelnen  Fall  (der  obervormundschaftlichen 
Thätigkeit)  anlangend,  seist  dasjenige  Amtsgericht  zuständig, 
in  dessen  Bezirk  der  Mündel  zur  Zeit  der  Eröffnung  der 
Vormundschaft  seinen  bürgerlichen  Wohnsitz  oder  in 
Ermangelung  desselben  seinen  Aufenthalt  hat  (domicile 
de  la  tuteile  —  §  5  d.  W.),  und  zwar  für  die  ganze  Dauer  der 
Vormundschaft  —  wie  nach  französischem  Recht. 
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Ist  ein  solcher  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Inland  nicht 
begründet,  so  wird  das  zuständige  Amtsgericht  durch  das  Grossh. 
Justizministerium  bestimmt. 

Diesem  steht  aber  überdies  die  Befiignis  zu,  die  obervormund- 
schaftlichen  Rechte  dem  Amtsgericht  des  Wohnsitzes  des  Vormunds 
zuzuweisen  (eine  ganz  wesentliche  Abweichung  vom  französischen 
Rechte),  §  5a  d.  R.-Pol.-G. 

Die  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts  zur  Ausübung  der 
YormundschaftlichenjBechte  erstreckt  sich  auch  auf  Nichtbadener, 
welche  zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Vormundschaft  in  dessen  Be- 
zirk ihren  Wohnsitz,  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  ihren 
Aufenthalt  haben  (die  Vormundschaft  über  einen  „Nichtbadener" 
ist  auf  Verlangen  der  Behörden  seines  Heimatsstaates  an  diese  ab- 
zugeben).   §  5b  d.  R.-P0I.-G. 

Nur  in  einigen  wenigen  Verhältnissen  haben  noch  andere 
Gerichte  —  die  „Landgerichte"  —  sowie  der  „Staatsan- 
walt" (im  Landrecht  oft  „Kronanwalt"  übersetzt)  zui*  vormund- 
schaftlichen Verwaltung  mitzuwirken,  anders  als  nach 
Iranzösischem  Recht,  nach  welchem  jenen  und  diesem  ein  um- 
fangreiches Mitwirkungsrecht  eingeräumt  ist  (so  kommen  namentlich 
in  Baden  die  bestät^ten  Familienratsbeschlüsse  nicht  vor).  Vgl. 
oben  S.  49  und  §  8  d.  W.  Vgl.  auch  §§  14  und  19  d.  R.- 
P0I.-G.  — 

Was  die  Zusammensetzung  der  Vormundschaftsbehörde 
anlangt,  so  hat,  sobald  sich  eine  Vormundschaft  eröffnet, 
der  mit  der  Führung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betraute  zu- 
ständige (§  5  a  R.-P0I.-G.  u,  oben)  Amtsrichter,  beziehungsweise  der 
Gerichtsnotar,  zwei  oder  vier  ständige  Beiräte  und  einen 
Stellvertreter  zu  ernennen,  je  nach  dem  Umfang  der  Verwalt- 
ung, der  Beschaffenheit  des  Mündelvermögens,  sowie  der  Zahl  und 
den  persönlichen  Verhältnissen  der  verwendbaren  Personen. 

Die  Beiräte  sind  nach  Einvernehmen  und  auf  Vorschlag  des 
Waisenrichters  aus  der  Zahl  der  am  Ort,  wo  die  Vormundschaft 
geführt  wird  (domicile  de  la  tuteile  —  §  5a  R.-P0I.-G.  —  vgl.  §  5 
d.  W.)  oder  in  dessen  Nähe  wohnenden  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten, und  zwar,  wo  möglich,  von  der  väterlichen  und  mütter- 
lichen Seite  je  zur  Hälfte  und  im  Übrigen  nach  Gradesnähe,  in 
Ermangelung  solcher  Personen  ans  anderen  hierzu  geeigneten  Ein- 
wohnern des  besagten  Orts  zu  berufen. 
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§  11  Abs»  1  R.-P0I.-G.  (an  Stelle  des  Ai-t.  407—410  d.  Landi-.) 
in  Verb.  m.  §  64  Abs.  1—4  R.-P0I.-O.  u.  §  15  D.-W.  f.  Waisenr. 
(Vgl.  wegen  des  „Gerichtenotars"  auch  §§  85  d.  R.-P0I.-G.)  *^) 

Lacken  in  der  Zahl  der  (ständigen)  Beiräte,  welche  durch 
Tod,  Wegzug,  Ausschliessung  u.  dgl.  entetanden  sind,  sind  durch 
neue  Ernennungen  alsbald  zu  ergänzen,  —  ist  der  Vormund- 
schaftsbeirat  ja  doch  eine  „ständige"  Behörde,  welche  daher  stets 
vollzählig  sein  muss.    §  64  Abs.  7  R.-P0I.-O. 

Der  Beirat  heisst  auch  vielfach  Familienrat,  ist  aber  nicht 
mit  dem  Familienrat  des  französischen  Rechte  zu  verwechseln,  er 
ist  im  Gegensatz  zu  diesem  eine  ständige  Behörde,  dieser  wird 
jeweils  in  jedem  einzelnen  Falle  von  Neuem  zusammengesetzt.  *^) 

Unfähig  Beiräte  zu  werden,  sind  gemäss  §  11  Abs.  2  R,- 
PoL-G.  alle  diejenigen  Personen,  welche  sich  in  einem  der  in  Art. 
442,  444  d.  Landr.  und  im  §  36  ZiflF.  6  R.-Str.-Gesetzb.  bezeich- 
neten Verhältnisse  befinden. 

Mithin  finden  nach  badischem  Rechte  die  Gründe  der  Un- 
lähigkeit  zur  Vormundschaft  und  jene  der  Ausschliessung  von  der 
Vormundschaft  auch  auf  die  Beiräte  Anwendung. 

Für  das  Recht  Frankreichs  dürften  übrigens  im  Hinblick 
auf  Art.  445  C.  c.  nur  die  Gründe  der  Inkapazität  zur  Vormund- 
schaft auf  die  Familienratsmitglieder  in  so  unbedingter  Weise 
Anwendung  finden,  nicht  aber  jene  der  Indignität.  Diese  können 
nach  Art.  445  C.  c.  nur  dann  keine  Mitglieder  des  Familienrats 
werden,  wenn  sie  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen  oder  ab- 
gesetzt worden  sind. 

Da  nun  §  11  R,-Pol.-G.  für  Baden  ein  neueres  Gesetz 
ist,  so  ist  für  Baden  die  Bestimmung  dieses  §  11  derjenigen  des 
Art.  445  als  derogierend  zu  betrachten. 

10)  Die  Oerichtsnotare  sind,  nachdem  die  sie  beseitigende  Orga- 
nisationsänderang  nahezu  durchgeführt  ist  (es  sind  deren  z.  Zt.  nur  noch 
bei  6  Amtsgerichten  vorhanden),  in  derR.-Pol.-0.  nur  noch  in  den  Schlnss- 
und  Übergangsbestimmungen  erwähnt.  Damit  zusammenhängend  ist  die 
Bezeichnung  „Beamte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit**  allenthalben  durch 
„Amtsgericht**  oder  „Richter*'  ersetzt.  Vgl.  Rentti  a.  a.  0.  S.  34,  86,  41, 
126,  127. 

11)  Überall,  wo  in  badischen  Gesetzen,  namentlich  auch  im  Landrecht 
vom  Familienrat  die  Rede  ist,  ist  daher  darunter  zu  verstehen:  das 
Amtsgericht,  das  nach  Anhörung  der  ständigen  Beiräte  und  des  Waisen- 
richters als  VormundschaftsbehOrde  seine  EntSchliessungen  fasst. 
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Die  BefreiuDgsgründe  von  der  Cbernahme,  beziehungs- 
weise Fortführung  einer  Vonnundschaft  —  die  sog.  excusationes 
voluntariae  —  siehe  §  4  S.  31  u.  ff.  d.  W.,  finden  nicht  notwendig  auf 
die  Beiräte  Anwendung,  so  wenig  wienach  französischem  Recht 
auf  die  Familienratsmitglieder. 

Das  Gesetz  sagt  dies  nii*gends;  die  in  Art..  427  ff.  aufge- 
zäMten  Entschuldigungs-  (Befreiungs-)  Grfinde  beziehen  sich  nach 
der  Überschrift  über  diesen  Artikeln  nur  auf  die  (notwendige)  Be- 
freiung von  der  Vormundschaft  (und  Gegenvormundschaft  — 
Art.  426  Abs.  1),  nicht  auf  jene  von  der  Übernahme,  beziehungs- 
weise Fortfährung  des  Amtes  eines  Familienratsmitgliedes,  be- 
ziehungsweise Beirates.  ^  2) 

Selbstverständlich  können  derartige  Befreiungsgründe 
(Entschuldigungsgründe)  von  designierten  Beiräten  geltend  ge- 
macht werden,  aber  sie  erscheinen  nicht  als  excuses  legales,  sondern 
als  excuses  de  fait,  d.  h.  sie  bewirken  nicht  notwendig  Befrei- 
ung von  der  Übernahme,  beziehungsweise  Fortführung  des  Amts 
eines  Beirats.    Vgl.  auch  §  4  S.  37  d.  W. 

Die  Ernennung  der  Beiräte  und  deren  SteUveitreter  ist  den 
Ernannten,  dem  Waisenrichter,  dem  Voimund  und  Gegenvormund 
(im  gegebenen  Fall)  bekannt  zu  machen,  den  Ernannten  mit  dem 
Beisatze,  dass  etwaige  Entschuldigungsgründe  binnen  drei 
Tagen  dem  Amtsgericht  zui'  Anzeige  zu  biiogen  seien.  §  64  Abs. 
5  R.-P0I.-O. 

Üeber  Befreiungsgründe  (excuses  de  fait  —  §  64  E.-P0I.-O.), 
über  die  Ausschliessung  und  Absetzung  von  Beu^äten  (§11  Abs.  2 
R.-P0I.-G.),  sowie  über  die  ausnahmsweise  Belassung  im  Amt  in  den 
Fällen  des  §  34  Ziff'.  6  E.-Str.-Gesetzb.,  entscheidet  nach  den  er- 
forderlichen Erhebungen  das  Amtsgericht. 

Befreiungsgründe  (excuses  de  fait)  von  Verwandten  und  Ver- 
schwägerten werden  jedoch  nur  in  so  weit  berücksichtigt,  als  sie 
einer  natürlichen  Unmöglichkeit,  dem  Amte  sich  zu  unterziehen, 
entnommen  sind,  oder  der  Vorteil  des  Mündels  dui'ch  die  Wald 
einer  anderen  Person  als  Beirat  in  keiner  Weise  gefährdet  erscheint. 
§  64  Abs.  6  R.-P0I.-O. 


12)  Unrichtig  ist  daher  die  Ansicht  Behaghers,  I  §  72  Ziff.  219, 
der  ganz  allgemein  die  Gründe  der  „Befreiang"  von  der  Vormundschaft 
auch  auf  die  „Beiräte"  Anwendung  finden  lässt.  — 
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Gegen  die  Entscheidmig  ist  das  Recht  der  beim  Landgericht 
binnen  14  Tagen  auszuführenden  Beschwerde  gegeben.  §  23  ß.-F.-6. 

Die  als  Beiräte  berufenen  Personen  erhalten  kein  Honorar 
für  ihre  Geschäftsvenichtungen,  nur  ihre  Auslagen  sind  aus  dem 
Vermögen  des  Mündels  zu  ersetzen.  §  15R.-Pol.-G.  (Dies  trifft  auch 
fnr  die  Mitglieder  des  Familienrats  nach  französischem  Becht 
zu,  obwohl  dies  der  C.  Nap.  nicht  ausspricht:  —  denn  ein  Man- 
dat, —  und  hier  liegt  ein  gesetzliches  vor,  ist  wesentlich  unent- 
geltlich, arg.  Art.  1986).  §  16  E.-PoL-G.  Das  Amt  der  Beiräte 
ist  m.  a.  W.  ein  Ehrenamt. 

Ihre  Aufgabe  ist  in  erster  Reihe,  dem  Amtsgerichte  in  allen 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  dasselbe  an  Stelle  des  Familienrats 
Beschlüsse  zu  fassen  hat,  zur  Seite  zu  stehen.  Aus  diesem  Grunde 
sind  in  allen  diesen  Fällen,  namentlich  auch  bei  Ernennung,  Be- 
stätigung und  Absetzung  der  Vormünder,  die  Beiräte  zu  hören. 
Daneben  haben  sie  die  Verpflichtung,  dem  Vormund  bei  der  Führ- 
ung der  Tormundschaft  ihre  Unterstützung  zu  gewähren  und  die 
Vormundschaft  zu  überwachen.  Auch  liegt  ihnen  ob,  in  Betreff  der  Ver- 
waltung des  Vormunds  an  das  Amtsgericht  die  geeigneten  Anträge 
zu  stellen,  d.  h.  diejenigen,  welche  sie  im  Interesse  des  Mündels 
oder  der  Familie  für  begründet  erachten,  nicht  minder,  dem  Amts- 
gericht von  denjenigen  Thatsachen  Bericht  zu  erstatten,  welche  eine 
Absetzung  des  Vormunds  für  notwendig  erscheinen  lassen.  §  2 
Ziff.  2,  11  R.-P0I.-G.,  §§  65,  68,  78  R.-Pol.-O. 

Die  Abhör  der  Beiräte  findet  in  wichtigen  und  zweifelhaften 
Fällen  duFch  das  Amtsgericht  selbst  statt,  in  anderen  Fällen  hat 
der  Bürgermeister,  der  Waisenrichter  oder  Notar  das  Abhörrecht 
und  die  Abhörpflicht.  Zum  Zweck  der  Abhör  findet  Ladung  der 
Beiräte  zu  einer  gemeinsamen  persönlichen  Beratung  statt.  Beim 
Ausbleiben  einzelner  findet  eine  Vertagung  der  Verhandlung  nur 
statt,  wenn  keine.  Gefahr  auf  dem  Verzug  und  die  Mitwirkung  der 
Beiräte  besonders  wünschenswert  ist;  die  ausgebliebenen  tragen  in 
diesem  Fall  die  Kosten  der  vereitelten  Tagfahrt  §§  12, 13  R.-P0L-G.; 
§  55  R.-P0I.-O.;  §  22  Not.-0.;  §  16  D.-W.  f.  Waisenr.;  §  31  D. 
W.  f.  d.  Bürgerm.  u.  s.  w. 

Über  die  Beschlussfassung  der  Beii'äte  u.  s.  w.  —  sowie 
über  alles  hier  weiter  Einschlagende,  vgl.  §§  7  u.  8  d.  W.  '^) 

13j  Vgl.  auch  Bebaghel,  I  §  72  Ziff.  II  S.  219,  dem  ich  mich  hier  im 
Grossen  nod  Ganzen  angeschlossen  habe. 
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Von  Bedeutung  ist  auch  noch  die  Mitwirkung,  bezw.  die 
beratende  Thätigkeit  der  Beiräte  bei  der  Festsetzung  des  Amts- 
gerichts, auf  welche  Liegenschaften  des  Vormunds  und  für  welchen 
Forderungsbetrag  die  Eintragung  des  Mündelpfandrechts  im 
Unterpfandsbuch  zu  bewirken  ist.  Vgl.  §  5  d.  Pfandges.  v. 
29.  März  1890  im  Verb.  m.  §71  Abs.  3  E.-Pol.-O.,  §  7  d.  Pfand - 
gesetzes  in  Verb.  m.  §  71  Abs.  1  u.  Anleitung  z.  Führung  der 
Grund-  u.  Pfandbücher  v.  23.  April  1868,  bezw.  2.  Ang.  1879  u. 
18.  Sept.  1888,  §  107  (in  der  neuen,  ihm  durch  Verordn.  v.  9.  Juni 
1890  gegebenen  Fassung),  femer  §  8  d.  Pfandges.  in  Verb,  mit 
§§  123,  135  der  besagten  Anleitung. 

Die  Waisenrichter  *^)  sind  Personen,  welche  für  jede  Ge- 
meinde des  Grossherzogtums  zur  Unterstützung  der  Obervormund- 


1^)  Bereits  in  der  auf  VeranlaBsung  des  Markgraf  Christoph  durch 
L'llrieh  Zasios  von  Freibarg  im  Jahre  1511  aufgestellten  Landesordnang, 
die  besonders  von  Testamenten,  Erbteilungen  und  Vormundschaften 
handelt  und  mehrere  neuere  Auflagen  erfahr  und  so  auch  in  Durlach  1715 
wieder  unter  dem  Titel  „Landesordnung  der  Füratenttlmer  und  Lande  der 
Markgrafschaft  Baden  und  Hochberg  u.  s.  w.^^  erschien  und  im  Titel  III 
das  Yormundschaftswesen  geordnet  hatte,  wurden  nach  dem  Vorbild  an- 
derer Staaten,  in  welchen  zur  Besorgung  und  Überwachung  des  Yormand- 
Schaftswesens    eigene    Behörden     besteUt   waren,    die    Yormundschafts- 
herren,  \yaisenheri'en,  Pupillen-Senate,  Pupillen-KoUegien  u.  s.  w.  hiessen  — 
in  allen  Gemeinden  Waisenrichter  besteUt  und  den  Amtleuten  das  Amt 
der  Obervormundschaft  zugeteilt,  wie  es  sich  im  deutschen  Rechte  ent- 
wickelt hatte.    Bücksichtlich  der  Waisenrichter  wurde  bestimmt:  „Auf 
dass  aber  Alles  mit  mehrerem  Fleiss  and  Treu,  den  Waisen  zur  Wohlfahrt, 
Natz  und  Gutem  verrichtet  werde,  so  sollen  in  jeder  Stadt,  Dorf  oder 
Flecken  zum  wenigsten  zwei  ehrbare  Männer  von  Gewicht  geordnet  wer- 
den, ihr  Aufsehen  auf  die  Pfleger  und  die  Pflegekinder  zu  halten,  damit 
die  Pfleger  ihrem  Amte  wirkUch  nachsehen  und  aushalten  u.  s.  w/'  —  Als 
nan  in  Baden  der  Code  Nap.  als  Landrecht  eingeführt  wurde,    behielt 
man,  zumal  man  den  französischen  Familienrat   nicht  einführte,  sondern 
die  alte  Pflegschaftsordnung,  d.  h.  die  alten  Einrichtungen  im  Yor- 
mundschaftswesen einstweilen  beibehielt  (das  ist  unter  den  Worten  des 
§  5  d.  II.  Einf.-Ed.  z.  Landr.  zu  vorstehen,  wo  es  heisst,  dass  man  einst- 
weilen die  alte  Pflegschaftsordnung  beibehalte),  auch  damit  das  Institut 
der  „Waisenrichter''  bei,  und  wurde  in  allen  Gemeinden  des  neuen  G^oss- 
herzogtums,   wo  dies  neue  Institut  des  Waisenrichteramts  noch  nicht  be- 
stand, solches  unverzüglich  eingeführt. 

Dasselbe  wurde  dann  später  durch  das  R.-P0I.-G.  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Yerordnungen  und  Dienstweisungen  neu  geordnet.  YgU 
auch  Gageur  u.  a.  0.,  S.  6i,  65,  69,  93,  120  ff. 


Abschnitt  I.  Dio  VormandBchaft  über  Minderjährige.  63 

Schaft  und  den  Gemeindeeinwohnem  von  dem  Gemeinderat  in  der 
erforderlichen  Zahl  vorgeschlagen  und  von  dem  Amtsgericht  be- 
stätigt und  auf  sechs  Jahre  ernannt  werden. 

Sie  unterstehen  der  Dienstpolizei  des  Amtsgerichts  und  be- 
ziehen für  ihre  dienstlichen  Verrichtungen  verordnungsmässig  fest- 
gestellte Gebühren,  und  kann  ihnen  daneben  noch  ein  Gehalt  aus 
der  Gemeindekasse  bewilligt  werden. 

Vgl.  §§  1—6, 12—18  d.  ^aisenr.-O.  m  Terb.  m.  §  l  ff.  D.-W. 
f.  Waisem\  u.  §  28  D.-W.  f.  Bürgerm.  u.  s.  w. 

Was  den  Geschäftskreis  der  Waisenrichter  betrifft,  so 
sind  sie  stets  jeweils  zu  vernehmen,  wenn  die  Einver- 
nahme der  Beiräte  statthat.  §§  62  Abs.  3  u.  68  E.-PoL-O. 
in  Verb.  m.  §  7  d.  Waisenr.-O.  u.  §§  10  ff.  D.-W.  f.  Waisem*. 
—  vgl.  femer  §§  22  d.  Not.-0. 

Ausserdem  haben  sie  auch  selbständig  die  Aufgabe,  nach 
näherer  Vorschrift  der  einschlagenden  Dienstweisung  an  der  Für- 
sorge für  Person  und  Vermögen  Minderjähriger  oder  sonst  Bevor- 
mundeter Teil  zu  nehmen ,  die  Bestellung  der  Vormünder,  Pfleger 
und  Beistände  in  den  geeigneten  Fällen  zu  veranlassen  —  daher 
sind  sie  verpflichtet,  den  Amtsgerichten  die  Thatsachen  anzuzeigen, 
welche  die  Bestellung  einer  Vormundschaft,  Pflegschaft  oder  die 
Berufung  von  Vormündern,  G^envormündem  und  Pflegern  an 
Stelle  Weggefallener  notwendig  machen  könne  —  §  7  Abs.  2 
Waisenr.-O.  in  Verb.  m.  §§  10,  13  D.-W.  f.  Waisenr.  —  vgl.  auch 
§  17  R-PoL-G. 

Sie  haben  dem  Amtsgerichte  die  zu  jeder  Vormundschaft  zu 
berufenden  Beiräte  und  die  für  dieselben  zu  ernennenden  Stell- 
vertreter vorzuschlagen.  —  §  15  D.-W.  f.  Waisenr.  in  Verb.  m. 
§11  Abs.  1  u.  2  R.-P0I.-G.  — ;  sie  haben  sich  mit  den  Beiräten 
über  die  Persönlichkeit  der  durch  das  Gesetz  oder  elterUche  Ver- 
ordnung berufenen  Vormünder  zu  äussern,  —  §  11  Waisenr.-O., 
§  17  D.-W.  f.  Waisenr.;  sie  habin  die  Vormünder  und  Pfleger 
durch  Bat  und  Belehrung  zu  unterstützen,  zur  Beaufsichtigung 
der  Thätigkeit  der  Vormünder  mitzuwirken  und  besondere  darüber 
zu  wachen  dass  der  Mündel  nicht  durch  vernachlässigte  Erziehung 
oder  üble  Verwaltung  seines  Vermögens  Schaden  leide  —  §  7 
Waisenr.-O.  und  §  10  D.-W.  f.  Waisenr. 

Es  liegt  ihnen  besonders  die  Pflicht  ob,  Pflichtwidrigkeiten, 
Unfähigkeiten,  Untreue  u.  dergl.  der  Vormünder  und  Gegenvor- 
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miinder,  m.  a.  W.  die  Thatsachen,  welche  die  Absetzung  dieser 
Personen  veranlassen  können,  dem  Amtsgericlit  zur  Anzeige  zu 
bringen  —  §  25  D.-W.  f.  Waisenr.,  für  die  Sicherung  des  Mündel- 
pfandrechts (d.  h.  des  gesetzlichen  Unterpfandrechts  des  Handels 
am  liegenschaftlichen  Vermögen  des  Vormundes  —  Art.  2121)  Sorge 
zu  tragen  —  §  18  D.-W.  f.  Waisenr.,  vgl.  auch  §  4  ff.  des 
Pfandgesetzes  vom  29.  März  1890  —  dahin  zu  wirken,  dass 
der  Vormund  die  Rechnungsstellung  zu  den  bestimmten  Zeiten  vor- 
nehme, und  bei  der  Prüfung  der  Vormundschaftsrechnungen  mitzu- 
wirken —  §  24  D.-W.  f.  Waisem-.,  §  22  R.-P0I.-G.  und  §  77  ß.-Pol.-0. 

Sie  haben  bei  Vermögensauftiahmen,  Teilungen  und  Ver- 
steigerungen mitzuwirken,  bei  welchen  Abwesende,  Minderjährige 
oder  Mundlose^^)  betheiligt  sind;  sie  haben  Punktionen  als  öffent- 
liche Schätzer,  Versteigerungsbeamte  und  Zeugen,  welche  alle  im 
Verordnungswege  des  Näheren  bestimmt  sind. 

Vgl.  insbesondere  §§  7  u.  ff.  Waisenr.-O.  und  §§  10  ff.,  26  ff., 
32  ff.,  37  ff.,  46  ff.  u.  a.  m.  der  D.-W.  f.  Waisenr.  — 

§7. 

Der  Umfang  der  gesetsliohen  VoUmaohten  (der  Wirkungskreis) 

der  Obervormundschaftsbehörde,  d.  i.  des  Familienrathes, 

besiehangsweise  des  Amtsgerichts.*) 

Die  gesetzlichen  Vollmachten  des  Familienrathes 
sind  sehr  zahlreich. 

Die  hauptsächlichsten  sind  folgende: 

1.  Er  ernennt  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  den 
Vormund  (tutor  dativus).    Art.  405.    Vgl.  §  12  d.  W. 

2.  Er  ernennt  stets  den  Gegenvormund  —  Art.  420,  sowie  den 
Protutor  (Nebenvormund),  wo  ein  solcher  notwendig  zu  bestellen 
ist  —  Art.  417,  sowie  den  etwaigen  tutor  ad  hoc  —  vgl.  §§  2  u. 
12  d.  W.  —  ♦ 

3.  Er  spricht  im  gegebenen  Falle  den  Ausschluss  oder  die 
Absetzung  des  Vormunds  oder  Gegenvormunds,  sowie  die  Befreiung 
von  der  Uebemahme  oder  Fortführung  der  Vormundschaft  oder 


14)  Ueber  den  Begriflf  ,,Mand1o8e"  vgl.  §  1  S.  6  d.  W. 
*)  Vgl.  Zaehsrlft-Dreyer,  I.  §§  88  ff.    Stabel,  §  43.    Behaghel,  I. 
§§  68  u.  72  Ziff.  I.  u.  II. 
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G^envonnundschaft  auf  Grund  der  vorgebrachten  Entschuldigungs- 
grunde ans  Art.  438,  439,  447  u.  446  und  §  4  d.  W. 

4.  Er  bildet  während  der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft 
eine  Art  von  Privat-  oder  Familiengericht  —  jedoch  nur  im  un- 
eigentlichen Sinne,  da  seine  Thatigkeit  nicht  die  einer  gericht- 
liehen (noch  verwaltenden),  sondern  mehr  einer  beratenden  Behörde 
ist    Vgl.  §  6  S.  49  d.  W. 

Er  ist  jedoch  nicht  eine  ständige  Behörde,  die  ein  für  alle 
mal  von  der  Eröffiiung  der  Vormundschaft  an  bis  zu  ihrer  Be- 
endigung errichtet  wird,  viehnehr  muss  er  stete,  so  oft  seine  Zu- 
sammenberufung notwendig  fällt,  von  neuem  gebildet  werden.  Siehe 
oben  §  6  S.  47  d.  W. 

So  kann  es  sich  ereignen,  dass  in  kurzen  Zwischenräumen 
die  Zusammensetzung  des  Familienrate  grosse  Ändeiomgen  erleidet, 
z.  B.  weil  nahe  Verwandte ,  welche  am  domicile  de  la  tutelle  (§  5 
d.  W.)  wohnten,  von  da  weggezogen  sind,  oder  weil  nahe  Ver- 
wandte, die  bei  Eröfi&iung  der  Vormundschaft  vom  Domizilort  der 
Yormundschaft  entfernt  wohnten,  sich  an  demselben  niedergelassen 
haben. 

Als  eine  Art  von  Familiengericht  hat  der  Familienrat  die 
Aufgabe,  die  Vormundschaft  zu  leiten ;  so  hat  er  beim  Antritt  einer 
jeden  Vormundschaft  (die  der  Eltern  ausgenommen)  das  Budget  der 
Yormundschaft  festzustellen,  d.  h.  die  Summe  —  den  Maximal- 
betrag —  der  jährlichen  Ausgaben  für  die  Person  des  Mfindels  und 
die  Verwaltung  semes  Vermögens  zu  bestimmen  sowie  fiber  Zu- 
rucklegung  (Anlage)  von  fiberschässigem  Geld  Verfflgung  zu  treffen, 
Art  454—456,  —  seine  Genehmigung  (Ermächtigung)  zu  gewissen 
wichtigeren  Rechtehandlungen  des  Vormunds  zu  erteilen,  insbeson- 
dere, wenn  es  sich  um  den  Yerkauf  oder  die  Verpfändung  von 
Immobilien  des  Mündels,  um  Aufiiahme  von  Darleihen  —  Art.  457 
—  um  Abschluss  von  Vergleichen  fiir  denselben  —  Art.  467  — 
handelt. 

Er  hat  bei  gewissen  vormundschaftlichen  Angelegenheiten 
ein  Gutachten  abzugeben,  vgl.  z.  B.  Art.  954  C.  d.  pr.  c. 

In  nicht  wenigen  Fällen  unterliegt  seine  Entechliessnng  noch 
der  Bestätigung  des  Gerichte  (tribunal  de  premitee  instance)  und 
der  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft,  bevor  sie  in  Vollzug  ge- 
setzt werden  kann.    Vgl.  §  8  d.  W. 

Baiftsetti,  Die  VormuidBchftffc  n.  ■.  w.  5 
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Dem  Familienrat  steht  jedoch  nicht  das  Recht  zu,  seine  Ent- 
scheidungen in  Vollzug  zu  setzen  —  dies  Becht  hegt  vielmehr  dem 
Vormund  ob:  er  hat  „le  pouvoir  exöcutif  de  la  tuteile."  — 

Auch  dem  ausländischen  Mindeijährigen,  welcher  in  Frank- 
reich Wohnsitz  hat,  ist  wenigstens  in  provisorischer  Weise  voii 
der  Behörde  ein  Vormund  entsprechend  den  französischen  Gesetzes- 
Vorschriften  zu  geben,  wenn  er  sonst'  keinen  gesetzlichen  Fürsorger 
hat.  ^)  Ich  sage:  nur  „in  provisorischer  Weise",  denn  da  die 
Vormundschaft,  wie  die  Minderjährigkeit,  den  statuta  personalia 
des  Minderjähligen  untersteht,  so  ist  sie  nach  dem  Gesetz  des- 
jenigen Landes  zu  beurteilen,  welchem  der  Minderjährige  angehört 
(lex  originis).    Art  3  C.  c. 

Die"  gesetzlichen  Vollmachten  (der  Wirkungskreis)  der  Ober- 
vormundschafbsbehörden  in  Baden,  d.  h.  dei*  badischen  Amts- 
gerichte, in  deren  Namen  die  Amtsrichter,  bezw.  die  Gerichts- 
notare (die  einen  wie  die  anderen  aber  stets  in  monokratischer 
Weise)  nach  Anhörung  ständiger  Beiräte  und  des  Waisenrichtei's 
die  I^tschliessungen  in  obervonnundschaftUchen  Angelegenheiten 
treffen,  sind  im  allgemeinen  dieselben  wie  jene  des  französischen 
Familienrates. 

In  einigen  Beziehungen  ist  jedoch  der  Wirkungskreis 
der  badischen  Obervormundschaftsbehörden  ein  ausgedehnterer 
als  der  des  französischen  Familienrats  (so  bedarf  unter  Umständen 
der  Vormund,  der  nicht  von  der  Behörde  [dem  Amtsgericht]  er- 
nannt ist,  ehe  er  sein  Amt  antritt,  der  Anerkennung  [Bestätigung] 
des  Amtsrichters ,  bezw.  Gerichtsnotars  —  §  18  R.  -  PoL  -  G.  *)  — 
vgl.  auch  §  12  d.  W.)  —  in  anderen  Beziehungen  dagegen  ist  er 
ein  beschränkterer  (so  sind  u.  a.  dem  Rechte  Badens  die  ge- 
richtlich bestätigten  EntSchliessungen  der  Obervormund- 
schaftsbehörde bis  auf  einen  Fall  [Art.  467]  unbekannt).  Über 
die  Au%abe  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  habe  ich  bereits 
im  §  6  S.  61  u.  ff.  gesprochen. 


')  Vgl  Aubry  et  Bau,  I,  §  78  S.297;  Sirej  1847,  1,  712. 

3)  Dies  ist  ein  deutschrechtlicher  Qrandsatz,  welcher  dem  Code  Nap. 
unbekannt  ist. 

YgL  insbes.  Benaudy  Lehrbucli  des  gemeinen  deutschen  Privatrecht«, 
I,  §§220,  221,  229;  R.-P0I..O.  v.  1577  Tit.XXXU,  §2,  B.-P0L-O.  v.  1548 
Tit.  XXXI,  §  2. 
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Das  Nähere  über  den  Wirkungskreis  des  Familienrats  nnd 
der  badischen  Obervormondschaftsbehörde  wird  an  den  einschla- 
genden Orten  zur  Darstellung  gelangen.  Ausgedehnter  ist  der 
Wirkungskreis  der  badischen  Obervormnndschaftsbehörde  namentlich 
infolge  des  badischen  Gesetzes  vom  29.  März  1890,  die  Yorzugs- 
und  ünterpfimdsrechte  betr.,  wonach  anders  als  nach  dem  fran- 
zösischen Rechte  des  Code  Nap.,  wonach  der  Familienrat  gar  nichts 
mit  dieser  Sache  zu  thun  hat,  dem  Amtsgericht  als  Vormundschafts- 
behörde  obliegt,  fflr  die  Eintragung  des  Mfindelpfandrechts  im 
Grundbuch,  m.  a.  W.  für  die  Wahrung  desselben  Sorge  zu  tragen. 
Die  Eintragung  erfolgt  nämlich  nur  auf  Anregung  des  zuständigen 
Amtsgerichts  durch  die  Grund-  und  Pfandbuchbehörde.  Nach  ba- 
dischem Becht  giebt  es  jetzt  kein  uneingetragen  wirksames  Mundel- 
unterpfandsrecht  mehr.  Vgl.  §§1,  4  ff.  des  bad.  Pfandges.  vom 
29.  März  1890  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XII  S.  155  ff.)  Das  Nähere 
in  §  13  d.  W. 

§8. 

Die  Zusammenberafung  des  Familienrats,  bezw.  der  Beiräte ; 
die  Beratsohlagnng  und  Besohlussfossung  der  Oberyormund- 
Schaftsbehörde  nach  fransösisohem  und  badisohem  Beoht.  *) 

I.  Über  die  Zusammenberufung  des  Familienrats  u.s.w. 
sind  die  gesetzlichen  Vorschriften  in  den  Art.  406 — 416  C.  c.  ent- 
halten, welche  für  das  französische  Becht  allein  gelten,  wäh- 
rend für  das  badische  Becht  die  Art.  406 — 416  durch  andere 
Bestimmungen,  nämlich  durch  §  2  Ziff.  2,  5a,  5b,  11  u.  ff.  d. 
B.-PoL-G.  ersetzt  sind.  —  Siehe  auch  §  6  S.  57  d.  W. 

Da  der  Familienrat  des  Code  Nap.  keine  ständige  Be- 
hörde, kein  ständiges  Kollegium  für  die  ganze  Dauer  der  Vormund- 
schaft ist  in  dem  Sinn,  dass  die  Mitglieder  desselben  ein  für  allemal 
«mannt  wfli*den  (was  bei  der  badischen  Einrichtung  des  „Yor- 
mundschaftsbeirats"  der  Fall  ist),  sondern  jeweils  für  den 
einzelnen  Fall  besonders  zu  bilden  ist,  so  ist  der  Friedensrichter 
(juge  de  paix)  am  domicile  de  la  tutelle  (§  5  d.  W.)  verbunden, 
den  Familienrat  jeweils  für  den  Fall  des  Bedürfiusses  zusammen 
zu  berufen. 


*)  YgLZaehariA.Drejer,  1,  §  88  ff.,  Stabel,  §  43,  Behaghel,  1,  §§68, 

72,  ziit  n  IL  ni. 
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Er  hat  hierbei  solche  Personen  zu  berufen,  welche  nach  dem 
Gesetze  berechtigt  und  verpflichtet  smd,  an  der  Versammlung 
teilzunehmen.  Er  muss  aber  nicht  stets  dieselben  Personen  be- 
rufen.   Vgl.  über  diese  Personen  §  6  S.  49  u.  ff.  d.  W. 

Er  ist  im  gegebenen  Falle  zu  dieser  Berufung  nicht  allein 
auf  Anstehen  der  Verwandten  des  Minderjährigen  oder  anderer 
bei  der  Bevormundung  beteiligter  Personen,  z.  B.  der  Gläubiger 
des  Mindeijährigen,  des  Gegenvormunds,  falls  ein  solcher  ernannt 
ist  (Art.  424),  des  Vormunds  des  Minderjährigen,  verbunden,  — 
sondern  auch  von  Amts  wegen  (d'ofSce). 

Von  Amts  wegen  ist  er  namentlich  hierzu  verpflichtet,  wenn 
ei*  auch  ohne  Anstehen  der  Beteiligten  die  Ursachen  in  Erfahrung 
gebracht  hat,  welche  die  Zusammenberufung  als  geboten  erscheinen 
lassen.    Art.  406. 

Der  Staatsanwalt  ist  nicht  berechtigt,  von  Amts  wegen 
die  Zusammenberufung  des  Familienrats  zu  begehren.  ^) 

Die  Znsammenberufung  selbst  erfolgt,  was  ihre  Form 
anlangt,  im  Wege  der  Ladung. 

Da  jedoch  die  Huissierkosten  den  Mindeijährigen  allzu  sehi* 
belasten  wurden,  hat  sich  in  Frankreich  der  Gebrauch  ein- 
gebärgert, die  Zusammenberufung  brieflich,  ja  sogar  mündlich  — 
durch  Einladung  —  vorzunehmen.    Art.  411. 2) 

Hierbei  ist  jedoch  zu  bemerken:  Nur  wenn  im  Weg  der 
eigentlichen  Ladung  (citation)  zusammenberufen  worden  ist,  kann 
gegen  den  ungehorsam  Ausbleibenden  die  Geldstrafe  des  Art.  413  C.c. 
ausgesprochen  werden. 

In  der  Vorladung,  bezw.  der  Einladung,  soll  vom  Friedens- 
richter der  £i*scheinungstermin  angegeben  werden  —  und  die  La- 
dung muss  den  Berufenen  mindestens  drei  volle  Tage  vor  der 
Sitzung  zugestellt  werden.    Art.  411  Abs.  1  u.  2. 

Die  gehörig  Geladenen  können  sich  auch  in  der  Sitzung  dmch 
einen  Spezialbevollmächtigten  vertreten  lassen.  Dieser  kann 
jedoch  nur  für  eine  einzelne  Angelegenheit  oder  für  eine  bestimmte 
Versammlung  beauftragt  sein,  auch  kann  er  nicht  mehrere  Familien- 
ratsmitglieder zu  gleicher  Zeit  vertreten.    Art.  412. 

Im  Fall  der  Ladung  (citation)  wird  jeder  der  gehörig  Ge- 
ladenen, der  ohne  eüien  gesetzlichen  Entschuldigunsgrund  weder  in 

')  Slrey  1819,  1,  17. 

2)  Vgl.  hierza  M ourlon  a.  a.  0.,  1,  Nr.  1121. 
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Pei-son  noch  durch  einen  Spezialbevolhnächtigten  vertreten,  er- 
schienen ist,  vom  Friedensrichter  in  eine  Geldstrafe,  die  jedoch  den 
Betrag  von  fOn£sig  Franken  nicht  übersteigen  darf,  verurteilt. 
Gegen  dieses  Urteil  ist  keine  Appellation  zulässig.    Art.  413. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  es  das  Interesse  des  Minder- 
jährigen erheischt,  kann  der  Friedensrichter  eine  auf  einen  be- 
stimmten Tag  anberaumte  Familienversammlung  auf  unbestimmte 
Zeit  aussetzen  oder  auf  einen  anderen  Tag  vei'legen.    Art.  414. 

Der  Familienrat  wird  von  Bechts  wegen  bei  dem  Friedens- 
richta-  gehalten  (dieser  Versammlungsort  braucht  in  der  Vorladung 
nicht  angegeben  zu  sein,  er  versteht  sich  von  selbst),  es  wäre  denn, 
dass  jener  in  der  Ladung  einen  anderen  Ort  bestimmt. 

Was  das  badisohe  Recht  anlangt,  so  ist  bezfiglich  der  Zu- 
sammenberufung  der  Beiräte  stets  im  Auge  zu  behalten,  dass 
der  Vormundschaftsbeirat  eine  ständige  Behörde  ist,  welche,  wie 
dargelegt,  beim  Beginn  jeder  Vormundschaft  ffir  die  ganze  Dauer 
derselben  zu  ernennen  ist.    Vgl.  §  6  8.  57  d.  W. 

Die  ein  für  allemal  ernannten  Beiräte  sind  in  aUen  Verhält- 
nissen, welche  das  Gesetz  dem  Familienrat  zuweist,  stets  zu 
hören  —  §  2  Ziffer  2  und  §  11  R.-P0I.-G.  —  und  daher  zu 
laden. 

In  anderen  Angelegenheiten  ist  ihre  Vernehmung  und  daher 
ihr^  Ladung,  wenn  nicht  besonders  vorgeschrieben,  dem  Ermessen 
des  Amtsrichters  (bezw.  Grerichtsnotars)  fiberlassen. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  dieBeiräte  vernommen  werden, 
ist  zugleich  der  Waisenrichter  zur  Einvernahme  zu  laden. 
VgL  auch  §  6  S.  63  d.  W. 

Die  Zusammenberufung  der  Beiräte  und  die  Ladung  des 
Waisenrichters  zur  gemeinsamen  persönlichen  Beratung  erfolgt, 
wie  nach  französischem,  auf  Anstehen  der  Verwandten  des 
Mindeijährigen  u.  s.  w.  —  siehe  oben  S.  68  —  oder  auch  von  Amts 
wegen,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  nur  in  wichtigen  und 
zweifelhaften  F&llen  die  Vernehmung  Awcch  das  Amtsgericht  statt- 
hat, während  sie  sonst  durch  einen  Gemeindebeamten  oder  Notar 
oder  Waisenrichter  geschehen  kann. 

Die  Verwandten  und  Verschwägerten  des  Mindeijährigen,  Bürger- 
meister, Waisenrichter  und  Notare  (auch  die  Standesbeamten)  smd  zu- 
dem verpflichtet,  den  Amtsrichtern  die  Thatsachen,  welche  ein 
ob^Tormundschaftiiches  Handeln  notwendig  machen  können,   zur 
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Anzeige  zu  bringen,  um  dadurch  die  oben  gedachte  gemeinsame 
persönliche  Beratung,  falls  sie  nötig  fällt,  herbeizufuhren. 

Die  berufenen  Beiräte  müssen  persönlich  erscheinen. 
Bleiben  einzelne  aus,  so  findet  eine  Beratung  nur  statt,  wenn  keine 
Gefahr  auf  dem  Verzug  und  die  Mitwirkung  der  Beiräte  besondei^ 
wünschenswert  ist.  Vgl.  §  6  S.  61  d.  W.  —  auch  wegen  der  Kosten 
der  vereitelten  Tagfahrt.  Vgl.  auch  §  12  R.-PoL-G.  in  Verb.  ra. 
§§62,65R.-Pol.-G.,  §7  Waisenr.-O.;  §§10,  11,  13,  16,  17ff.  D.- 
W.  f.  Waisenrichter;  §  32  D.-W.  f.  Bürgermeister  u.  s.  w- 

IL  Was  die  Beratschlagung  und  Beschlussfassung 
der  Obervormundschaft  anlangt,  so  ist  zuerst  das  franzö- 
sische Becht  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  Beratung,  Abstimmung  und  Beschlussfassung 
des  Familienrats  — la  d61ib^ration  du  conseil  de  famille 
—  findet  unter  dem  Vorsitz  des  Friedensrichters  statt,  in  einer 
nicht  öffentlichen  Sitzung.' 

Zu  einem  giltigen  Beschluss  des  Familienrats  wird  er- 
fordert, dass  ausser  dem  Friedensrichter  in  den  gewöhnlichen 
Fällen  (siehe  Art.  407  G.  c.)  zum  mindesten  fünf  Mitglieder  an- 
wesend seien. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Familienrat  (ausser  dem  Frie- 
densrichter) aus  mehr  als  sechs  Personen  besteht  (siehe  Art.  408 
C.  c.  und  oben  §  6  S.  50  d.  W.) ,  ist  die  Anwesenheit  von  min- 
destens drei  Vierteilen  der  Mitglieder  des  Familienrats  geboten. 
Art.  415. 

Die  Entscheidung  selbst  erfolgt  auf  Grund  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  hat  der  stets  den  Vorsitz  fahrende 
Friedensrichter,  dessen  Stimme  übrig  stets  mitzuzählen  ist,  eine 
ausschlaggebende  Stimme.    Art.  416. 

Der  Familienratsbeschluss  ist,  wenn  der  Friedensrichter 
weder  an  der  Beratung  noch  Abstimmung  teilgenommen  hat,  als 
nicht  existent  zu  betrachten,  desgleichen,  wenn  weniger  als 
sechs  Mitglieder  zusammenberufen  waren,  femer,  wenn  nicht  we- 
nigstens drei  Vierteile  der  Berufenen  mitwirkten;  ebenso,  wenn 
der  Beschluss  nicht  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst  wor- 
den ist. 

Dies  sind  wesentliche  Förmlichkeiten,  w^^en  deren 
Nichtbeobachtung   der  Beschluss   des  Familienrats  nach 
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der  jetzt  herrschenden  Meinnng  als  nicht  existierend  an- 
gesehen wird. 

Betreffe  der  nicht  wesentlichen  Förmlichkeiten,  —  die- 
selben beziehen  sich  auch ,  wie  die  wesentlichen ,  auf  die  Regeln 
über  die  Znsanunensetzung,  Zusammenbemfong  nnd  Beschlnssfassnng 
des  Familienrats,  sind  aber  selbstverständlich  mit  diesen  nicht  in- 
dentisch  —  ist  Anfechtung  wegen  üngiltigkeit  zulässig, 
wobei  jedoch  das  richterliche  Ermessen  zu  entscheiden  hat ,  ob  im 
einzehien  Falle  die  Üngiltigkeit  auszusprechen  ist  oder  nicht  (es 
hat  zu  prüfen,  ob  eine  nullit^  virtuelle  vorliegt  oder  nicht)  —  und 
hier  wird  hauptsächlich  das  Interesse  des  Mündels  dabei  den  Aus- 
schlag geben.  Solche  nicht  wesentliche  Mängel  sind  z.  B.  die 
Berafnng  eines  Schwagers  zum  Familienrat  anstatt  eines  Bluts- 
verwandten im  selben  Grade ,  obwohl  Art.  407  C.  c.  vorschreibt, 
dass  der  Verwandte  dem  Schwager  vorgezogen  werde ;  die  Berufung 
von  Freunden  der  Familie  des  Mündels,  obgleich  Verwandte  am 
domicfle  de  la  tuteile  sich  befinden,  entgegen  Art.  409  u.  a.  m. ') 

Das  Recht  der  Anfechtung  aus  diesem  Grunde  hat  der  Vor- 
mund, der  Gegenvormund,  auch  dei*  Pfleger  in  den  geeigneten 
Fällen,  die  Mitglieder  des  Familienrats  selbst  —  nicht  aber  der 
Staatsanwalt,  nicht  der  Friedensrichter:  denn  diese  sind  keine 
Parteien. 

Die  Anfechtung  ist  nur  zulä^usig  im  Wege  einer  Klage,  und 
das  Verfahren  ist  nicht  im  C.  Nap.  geregelt,  sondern  in  Art.  883, 
884,  885  C.  d.  pr.  civ.    Siehe  auch  weiter  unten  S.  72  u.  fifl  d.  W. 

Die  Familienratsbeschlüsse  können  femer  angefochten  werden, 
weil  sie,  obwohl  formell  rechtmässig,  ihrem  Inhalte  nach  dem 
Interesse  des  Mündels  widerstreben,  und  nicht  nur,  wenn  sie 
Verwaltungshandlungen  betreffen,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  die 
Elmennung  eines  Vormunds  oder  Gegenvormunds  zum  Gegenstand 
haben. 

Dieses  Anfechtungsrecht  steht  denselben  Personen  und  in 
derselben  Weise  zu ,  wie  jenes  wegen  formeller  Mängel.  Art.  883 
C.  d.  pr.  civ. 

Endlich  haben  ein  solches  Anfechtungsrecht  wegen  des  In- 
halts des  Beschlusses  auch  diejenigen,  deren  Rechte  durch  den« 
selben  beeinträchtigt  worden  sind,   z.  B.  der  Vormund,   der  von 


3)  Vgl.  Laurent,  IV,  Nr.  471  flF.,  477. 
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der  Vonaundschaft  ausgesclilossen  oder  abgesetzt  worden  ist  — 
Art.  448  C.  c.  — ,  oder  weil  seine  Rechte  ungesetzlich  beschränkt 
worden  sind,  oder  weil  durch  den  Beschluss  die  Einwilligung  zur 
Eheschliessung  versagt,  die  Gewaltsentlassung  erteilt  oder  ver- 
weigert, der  wiederverheirateten  Witwe  die  Vormundschaft  ent- 
zogen wird  —  endlich  auch  gegen  Beschlflsse  betreff  der  Erziehung 
und  Religion  des  Mfindels. 

Die  Klage  ist  in  allen  Fällen  gegen  die  Mitglieder  des  Fa- 
milienrats zu  richten,  welche  dem  Beschluss  beigestimmt  haben. 
Art.  888  C.  d.  pr.  c.  Vgl-  auch  Art.  441  C.  c.  *)  Vgl-  auch  §  6 
S.  47,  48  d.  W.  Die  über  Familienratebeschlfisse  ergangenen  Urteile 
unterliegen  der  Berufung.    Art.  889  C.  d.  pr.  c. 

Was  die  Beschlussfassungen  selbst  ihrem  Inhalte  nach 
betrifft,  so  können  sie  doppelter  Art  sein: 

a)  Sie  können  sein  entweder  ein  Gutachten  —  avis  du 
conseil  de  famille  — ,  wenn  der  zusammenberufene  Familienrat 
seine  Ansicht  über  eine  die  Vormundschaft  betreffende  Frage  nur 
in  gutachtlicher  Weise  dem  Gericht  (Erstinstanzgericht)  abgiebt, 
Art.  494,  2141,  2143,  2144  C.  c.  und  Art.  892,  893  C.  d.  pr.  civ. 
Diese  Artikel  geben  mehrere  Fälle  an,  in  welchen  das  Gericht 
(nicht  der  Friedensrichter)  verbunden  ist,  ein  Gutachten  des  Fa- 
milienrats einzuholen  —  vgl.  femer  Art  954  C.  d.  pr.  civ. ;  — 

b)  oder  sie  stellen  sich  dar  als  ei|ie  Willenskundgebung, 
als  einen  Beschluss  im  eigentlichen  Sinne  —  dölib6ration 
im  engeren  Sinn,  d.  h.  als  einen  Akt  der  Willenskundgebung, 
durch  welchen  der  Familienrat  die  ihm  vom  Gesetz  verliehene 
Vollmacht  in  Bezug  auf  die  Oi^ganisation  oder  die  Verwaltung  der 
Vormundschaft  ausübt,  —  z.  B.  in  Betreff  der  Ernennung  des  Vor- 
munds oder  Gegenvormunds,  der  Ermächtigungen,  welche  der  Fa- 
milienrat zu  Handlungen  des  Vormunds  in  bestimmten,  vom  Gesetze 
bezeichneten  Fällen  zu  erteilen  hat,  Art.  457,  463,  464,  468,  479, 
160  C.  c. 

Diese  Willenskundgebungen,  Beschlüsse,  d^lib^ra- 
tions  im  engeren  Sinn,  sind  bald  ohne  weiteres  massgebend 
—  an  sich  vollziehbar  —  bald  erst  dann,   wenn  sie  4ie 


«)  Vgl.  über  die  hier  einschlagenden  Details  Zaehariä-Drejer,   I^ 
§  96.    Vgl.  ferner  Laurent,  IV,  Nr.  470. 
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Bestätigung  des  Gerichts  ei*ster  Instanz  —  Thomologation 
du  tribunal  de  premi^re  instance  —  erhalten  haben. 

Grundsatz  in  dieser  Beziehung  ist,  dass  sie  ohne  wei- 
teres massgebend  sind  —  les  d61ibä*ations  sont  valables  par 
elles-memes  —  es  wäre  denn,  dass  das  G^esetz  sie  ausdrücklich 
der  Notwendigkeit  der  gedachten  Bestätigung  unterwirft,  z.  B.  in 
den  Fällen  der  Art.  448,  457,  458  C.  c. 

Ist  dies  Letztere  der  Fall,  so  hat  der  Vormund,  wenn  eine 
solche  delibäration  vorliegt,  die  Bestätigung  derselben  beim  Erst- 
instanzgericht nachzusuchen. 

Ehe  solche  erwirkt  ist,  kann  er  jene  nicht  in  Vollzug 
setzen. 

Das  Erstinstanzgericht  erkennt  in  der  Batskammer  (chambre 
du  conseil)  darüber  (über  die  Bestätigung  oder  Nichtbestätigung), 
und  zwar  nach  Vernehmung  des  Antrags  der  Staatsbehörde. 

Das  Gericht  kann,  wenn  es  einem  Beschlüsse  des  Familien- 
rats nicht  beistimmt,  nur  die  Bestätigung  versagen,  nicht  aber  re- 
formieren, d.  h.  thatsächlich  abändern. 

Die  Homologation  billigt  den  Beschluss  nur  dem  Inhalte  nach 
(sie  begründet  nicht  einmal  eine  Vermutung  dafür,  dass  der  Be- 
schluss des  Familienrats  formell  giltig  zustande  gekommen  m). 

Gegen  alle,  auch  gegen  die  bereits  bestätigten  Beschlüsse 
des  Familienrats  ist  nach  Art  883,  885  C.  d.  pr.  dv.  keine  Ap- 
pellation gestattet,  sondern  es  ist  Haupt-  oder  Incidentklage  zu  er- 
heben beim  zuständigen  Gericht  ei'ster  Instanz.  ^) 

Über  die  anfechtnngsberechtigten  Personen,  die  Passivlegiti- 
mati(m  bei  d^  Elageerhebung  und  dgl.  vgl.  oben  S.  71  d.  W. 

Nach  badisohem  Recht  ist  bezüglich  der  Beratschlagung 
und  Beschlussfassung  der  Obervormundschaftsbehörde 
folgendes  zu  bemerken: 

Die  Beiräte  haben  bei  der  Beschlussfassung  keine 
entscheidende  Stimme  (also  anders  wie  die  Mitglieder  des  fran- 
zösischen Familienrats),  so  wenig  wie  der  Waisenrichter. 

Sie  nehmen  in  Sachen,  die  vom  Gesetz  dem  Familienrate  zu- 
gewiesen sind,  mit  dem  Amtsrichter  an  der  Beratschlagung  teil, 
bei  welcher  dieser  den  Vorsitz  führt  —  in  einer  nicht  öffentlichen 
Sitzung. 


s)  Vgl.  Zaeharift-Drejer,  I,  §  95,    Anm.  5  (Fächelt)  and  Text; 
ferner  oben  S.  71  d.  W. 
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Der  Letztere  giebt  seine  EntschliessoDg  in  diesen  Sachen 
nach  Anhömng  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  —  im  Namen 
des  Amtsgeiichts.    Vgl.  §  2  Ziff.  2  und  §§  11,  12  R.-P0I.-G. 

In  minder  wichtigen  Angelegenheiten  sind  die  Beiräte  jedoch 
nach  dem  Ermessen  des  Amtsrichters  vom  Waisenrichter,  Notar 
oder  Bürgermeister  zu  vemehmen,  und  ist  das  Protokoll  dem  Amts- 
gericht vorzulegen,  welches  dann  hierauf  seinen  Beschluss  erlässt. 
Vgl.  §  12  R.-P0I.-G.  (welcher  die  Art  411  und  415  des  Landr. 
ersetzt)  —  femer  §  65  Abs.  2  R.-P0I.-O.  (zum  Vollzug  des  §  12 
R.-P0I.-G.),  §22  Abs.  1— 4Not..O.,  §6D.-W.fiirWaisenr.,  §31 
D.-W.  för  Bfirgerm. 

Da  in  Baden  ständige  Beiräte  bei  Beginn  der  Vormund- 
schaft ernannt  werden,  deren  Zahl  stets,  und  zwar  in  jedem  ein- 
zelnen Fall,  voll  sein  muss,  so  kommen  die  Unterscheidungen  des 
französischen  Rechts,  anlangend  die  erforderliche  Zahl  der  bei 
der  jeweiligen  Beschlussfassung  wegen  der  Giltigkeit  des  Beschlusses 
anwesend  sein  mfissenden  FamiUenratsmitglieder  —  s.  0.  S  70  — 
in  Baden  in  Betreff  der  Zahl  der  thätig  werdenden  Beiräte  nicht 
zur  Anwendung. 

Von  einem  Zustandekommen  der  betr.  Beschlüsse  —  es  liegen 
ja  auch  keine  Beschlüsse  der  Beiräte  vor,  wie  wir  zeigen  werden 

—  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ist  keine  Rede. 

Eüs  sind  eben  auch  die  Art.  406—416  d.  Landr.  in  Baden, 
weil  mit  den  Einrichtungen  des  badischen  Obervormundschafts- 
wesens unvereinbar,  au%ehoben  und  durch  die  einschlagenden  Be- 
stimmungen des  R.-P0I.-G.  und  der  zu  dessen  Vollzug  Platz 
greifenden  Verordnungen  (R.-P0I.-O.,  Waisenr.-O.,  D.-W.  fni- 
Waisenr.  u.  s.  w.)  erfolgt.    Siehe  auch  oben  S.  67  d.  W. 

Jeder  der  berufenen  (ständigen)  Beiräte  hat  übrigens  das 
Recht,  £Edl8  er  mit  einem  Beschlüsse,  einer  Entscheidung  des  Amts- 
gerichts in  Sachen,  welche  das  Gesetz  dem  Familienrat  zuweist 

—  also  in  Vormundschaftssachen,  in  welchen  es  sich  um  das  In- 
teresse des  Mündels  handelt  und  die  nach  Anhörung  der  Beiräte 
und  des  Waisenrichters  durch  Beschluss  entschieden  werden  — 
nicht  einverstanden  ist  (ebenso  wie  auch  der  Vormund  und  Gegen- 
vormund in  solchen  Angelegenheiten),  das  sog.  Befragungsrecht 
des  Staatsanwalts  —  d.  h.  das  R:echt,  binnen  acht  Tagen  zu 
verlangen,  dass  der  Staatsanwalt  um  seine  Meinung  befragt 
werde.  — 
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Billigt  dieser  den  Beschluss,  so  wird  solcher  endgiltig, 
andernfalls  legt  der  Staatsanwalt  die  Sache  dem  Landgericht 
znr  endgiltigen  Entscheidung  vor. 

Vgl.  §  14  R.-P0I.-G.  in  Verb.  m.  §66  R.-P0I.-O.,  —  femer 
?J  8  b  R.-P0I.-G.  und  §  61  Ziff.  4  der  Dienstvorschriften  für  die 
Staatsanwaltschaft  vom  23.  Sept.  1873  (G.-  u.  V.-Bl.  XLVII). 

Wegen  einer  Sonderbestimmung  bezüglich  der  Äbschliessnng 
eines  Vergleichs  siehe  §  19  R.-P0I.-G.  u.  §  75  Abs.  3  R.-P0I.-O. 

Ausserdem  ist  aber  auch  nach  badischem  Rechtingewissen 
Fällen,  wenn  es  sich  nicht  um  Interessenfragen  des  Mündels,  son- 
dern um  Interessen  Dritter  handelt,  welche  durch  den  Beschluss 
des  Amtsgerichts  betrofifen  sein  können,  diesen  Dritten,  also  auch 
im  gegebenen  Fall  Beiräten,  auch  dem  Voimund  f&r  seine  Person 
und  in  gerichtlichen  Sachen  des  Mündels,  ein  Rechtsmittel  der  Be- 
schwerde nach  §23  R.-Pol.-G.  gegeben  (von  einer  Haupt-  oder 
Inddentklage,  wie  nach  französischem  Recht,  kann  aber  keine  Rede 
sein,  zumal  die  Ai-t.  883  ff.  C.  d.  pr.  dv.  in  Baden  keine  Geltung 
haben). 

Diese  Beschwerde  geht  sofort  an  das  zuständige  Landgericht, 
bei  welchem  sie  innerhalb  vierzehn  Tagen  auszuführen  ist. 

Das  Landgericht  entscheidet  hierbei  als  Appellationsinstanz, 
nicht  als  Gericht  erster  Instanz,  wie  dies  Letztere  in  Frankreich 
der  Fall  ist,  wo  das  tribunal  de  premi^  instance  seine  Ent- 
scheidung giebt  —  §  24  R.-P0I.-G.  vgl.  mit  Art.  889  C.  d. 
pr.  dv. 

Ist  eine  abändernde  Verftigung  in  Betreff  der  angefochtenen 
amtsgerichtlichen  Verfügung  ergangen,  so  können  die  dem  Be- 
schwerdeführer gegenüberstehenden  Beteiligten  Beschwerde  beim 
Oberlandesgericht  erheben.    §  24  Abs.  3  R.-P0I.-G. 

Der  Beschwerdeflihrer  selbst  hat  kein  weiteres  Rechtsmittel. 

Über  das  Verfehren,  welches  im  Falle  des  §  24  R.-P0I.-G. 
statthat,  vgl.  auch  §§  8,  8a,  8b,  8c  R.-P0L-G.,  femer  §  4  R.- 
läif.-Ges.  z.  R.-Ger.-V.-G.  Es  ist  ein  besond^^  Ver&hren, 
nämlich  das,  welches  in  Sachen  der  frd willigen  Gerichtsbarkeit 
einzuhalten  ist,  wie  es  in  den  angerufenen  Gesetzesstellen  nor- 
miert ist. 

Das  Verfahren,  welches  im  Falle  des  §  14  R.-P0I.-G.,  d.  h. 
im  Falle  des  sog.  Befragungsrechts  des  Staatsanwalts,  das 
also   wesentlich   verschieden   ist   von   dem  Beschwerderecht   der 
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23  und  24K.-Pol.-G.  ist  (eines  schliesst  das  andere  aus),  sowie 
im  Falle  des  §  19  E.-PoL-G.  im  gegebenen  Falle  beim  Landgericht 
eintritt,  ist  nach  denselben  Grundsätzen  geordnet.  ^) 

Die  Beschlussfassungen  des  Amtsgerichts,  welche  nach 
Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  ergehen,  lassen  sich, 
da  die  Beiräte  stets  nur  eine  begutachtende  Stellung  einnehmen, 
wie  jene  des  französischen  Familienrats  —  siehe  S.  61, 62  d  W.  — 
nicht  in  Gutachten  und  eigentliche  Beschlüsse  einteilen.  Sie  gehen 
vom  Amtsgericht  und  in  dessen  Namen  aus.  Sie  sind  stets  Be- 
schlüsse, Entscheidungen  des  Amtsgerichts  als  solchen.  "*)  Die  gut- 
achtlichen Äusserungen  der  Beiräte  sind  für  das  Amtegericht  nicht 
bindender  Natur. 


8)  Die  Bestimmungen  des  B. -PoL-G.  Über  das  Befragungsrecht 
nach  §  14  und  das  Besehwerderecht  nach  §  23  sind  sehr  unklar  und 
werden  auch  nicht  durch  die  einschlagenden  Bestimmungen  der  K.-Pol.-0. 
klarer  gestellt.  Es  ist  hier  offenbar  viel  zu  viel  verordnet  Die  Bestim- 
mungen des  franz()s.  Bechts  sind  in  Bezug  auf  die  FamiUenratsfragen  viel 
verständlicher,  da  bei  ihnen  von  Vollzugsverordnungen,  die  nur  verwirren, 
abstrahiert  ist. 

')  Die  ThUtigkeit  der  Beiräte  bei  den  Beratungen,  zu  welchen  sie 
vom  Amtsrichter  berufen  werden,  ist  stets  eine  begutachtende,  sie  be- 
greift aber  nicht  (wie  dies  bei  den  Qutachten  des  Familienrats  in  Frank- 
reich  der  Fall  Ist)  ein  Gutachten  für  eine  andere  Behörde  als  das  Amts- 
gericht in  sich.  Mithin  läast  sich  ihr  Gutachten  nicht  mit  dem  des  franiO- 
sischen  Familienrats  vergleichen,  der  das  Gutachten  fdr  das  tribunal  de 
premiöre  instance  abgiebt  Solche  Art  von  Gutachten  ist  dem  badischen 
Becht  ganz  unbekannt,  und  auch  die  Art.  494,  2141,  2143,  2144  d.  Landr., 
welche  nach  badischem  Becht  von  Gutachten  der  Beiräte  für  das  Amts- 
gericht handelten,  anders  als  nach  f  r  an zUs.  Becht,  wonach  sie  von  eigent- 
lichen Gutachten  für  das  tribunal  de  premiere  instance  handeln,  sind  zu4em 
jetzt  aufgehoben,  da  sie  mit  dem  neuen  Gesetzeszustand  in  Baden  nicht 
in  Einklang  zu  bringen  waren. 

Art.  494  betrifft  mit  Art.  490— 498a  das  Entmündigungsverfahren  und 
wurde  daher,  wie  die  Art.  490— 493,  495 — 498  a,  mit  diesen  aufgehoben  und 
durch  den  §  146  des  bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Beichs- Justiz -Gesetz  und  er- 
setzt durch  die  §§593—615  der  Beichs -C.-Pr.-Ordn. 

Die  Art  2141 ,  214B«  2144  wurden ,  wie  auch  der  Schlussaatz  des  Art. 
2134  und  die  Art  2136—2140,  2142  u.  2145  aufgehoben,  nachdem  die  Vor- 
schrift des  früheren  Art  2135,  dass  die  Pfandrechte  der  Ehefrauen  und 
Hinderjährigen  des  Eintrags  nicht  bedürften,  durch  das  neue  b  ad  i  sc  he 
Pfandgesetz  vom  29.  März  1890  beseitigt  ist  und  Art.  2135  eine  neue  Fassung 
durch  §  19  des  Pfandgesetzes  erhalten  hat.    Vgl.  auch  §  1  u.  18  d.  Ges. 
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Die  obervormundschaftlichen  Beschlüsse  des  Amts- 
gerichts sind  bis  auf  eine  Ausnahme  (Art.  467  vgl.  mit  Art.  405, 
5  19  R.-P0I.-G.,  vgl.  Art.  2045  —  siehe  §17  d.W.)  an  sich 
YoUziehbar. 

Die  Unterscheidung  des  französischen  Rechts  zwischen  an 
sich  vollziehbaren  Beschlüssen  und  solchen,  welche  erst  nach  er- 
folgter Bestätigung  des  Erstinstanzgerichts  (sog.  hanologierte 
Beschlüsse  des  Familienrats)  vollziehbar  werden  —  siehe  oben 
S.  72,  73  d.  W.,  ist  für  Baden  nicht  praktisch. 

Vgl.  zu  dem  Ausgeführten  Art  457,  458,  488,  484,  511  C.c. 
im  Urtext  und  im  badischen  Text,  wonach  in  diesen  Fällen 
für  das  b  ad i  sc  he  Recht  eine  weitere  Bestätigung  des  Landgerichts 
mcht  erheischt  wird  —  femer  §  19  R.-P0L-G.  in  Verbindung  mit 
§  8b  eod.  loco. 

Art  448  d.  Landr.  ist  offenbar  aus  Versehen  nicht  ofäziell 
abgeändert  worden,  —  er  steht  im  Widerspruch  mit  §  24  R.-P0I.-G., 
das  als  neueres  Gesetz  massgebend  ist,  —  sowie  mit  §  23  eod.  loco. 
(Gegen  die  E}ntscheidung,  durch  welche  der  Vormund  abgesetzt 
wird,  ist  die  Beschwerde  an  das  Landgericht  gegeben  —  §§  23,  24 
R.-P0I.-G.  —  und  bedarf  die  Entscheidung  über  die  Absetzung  im 
Hinblick  auf  diesen  §  24  R.-P0L-G.  keiner  weiteren  Bestätigung). 

Der  Amtsrichter  fasst  auch  unter  Umständen  Beschlüsse  in 
gewissen  Angelegenheiten  der  Vormundschaft,  wobei  es  seinem  Er- 
messen anheimgegeben  ist,  ob  er  die  Beiräte  vorher  einvernehmen 
wiU  oder  nicht,  ob  er  sie  in  letzterem  Falle  durch  andere  Personen, 
wie:  den  Waisenrichter,  Notar,  Bürgermeister  etwa  einvernehmen 
lassen,  oder  überhaupt  gar  nicht  einvernehmen  lassen  will  — 
DämUch  dann,  wenn  ihre  Vernehmung  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist  (in  Angelegenheiten,  welche  das  Gesetz  dem  „ITamilienrat"  zu- 
weist, sind  sie  stets  von  ihm  einzu vernehmen)  §  2  Ziff.  2  u.  §§11 
und  12  R.-P0I.-G.,  sowie  §  62  Abs.  2  R.-P0I.-O.,  §  65  Abs.  1  u. 
§  66  Abs.  2  eod.  loco.  — 

Auch  hierin  liegt  eine  ganz  wesentliche  Verschiedenheit  vom 
französischen  Recht,  wonach  die  Familienratsmitglieder  stets 
vom  Friedensrichter  gehört  werden  müssen.  Ohne  sie  vernommen 
zu  haben,  kann  er  nichts  verfügen.  Sie  geben  mit  ihm  ihre 
Stimme  ab,  nur  so  kommt  ein  Familienratsbeschluss  nach  dem 
C.  Nap.  zu  Stand?.    Siehe  oben  S.  70  d.  W.  — 
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Hl.  Die  Obertraflung  der  Vormundschaft    OdaiioiisgrUnde  und  Arten  der  VormundschafL 

Die  Aufeinanderfolge  der  ersteren. 

§9- 

Einleitimg.     Die  sog.  elterliche  Verwaltung.     I.  Die  gesets- 
liehe  Vormundsohaft    (Tatela  legitima)   des  überlebenden 

Eltemteils  —  die  Cura  ventris.  *) 

Einleitung. 

Die  Übertragung  der  Vormundschaft  an  eine  Person  gescMeht 
entweder  durch  das  Gesetz  —  tutela  legitima  —  oder  durch  eine 
letztwillige  Verordnung  der  Eltern  —  tutela  dispositiva, 
auch  testamentaria  genannt  —  oder  durch  Ernennung  des 
Familienrats  (der  Obervormundschaftsbehörde)  —  tutela 
dativa. 

Die  Delationsgründe  der  Vormundschaft  sind  somit:  das 
Gesetz,  die  letztwülige  Verordnung  der  Eltern  und  die  Ernennung 
durch  die  Behörde. 

Die  Aufeinanderfolge  dieser  drei  Delationsgründe  der 
Vormundschaft  ist  nach  dem  vom  Gesetzgeher  befolgten  System 
folgende : 

1.  Sobald  die  Voi*muudschaft  durch  die  Auflösung  der  Ehe 
der  Eltern  des  Minderjährigen  infolge  Todes  des  einen  Eltemteils 
sich  eröfihet,  wii-d  sie  kraft  Gesetzes  dem  überlebenden 
Elternteil  übertragen  —  m.  a.  W.  die  gesetzliche  Vormund- 
schaft —  tutela  legitima  —  der  Eltern,  d.  i.  des  überlebenden 
Eltemteils,  geht  allen  übrigen  vor. 

2.  Der  überlebende  Elternteil,  der  gesetzlicher  Vor- 
mund ist  und  vorausgesetzt,  dass  er  es  noch  ist,  kann,  wenn  er 
befurchtet,  vor  der  Volljährigkeit  oder  Gewaltsentlassung  seines 
Kindes  zu  sterben,  seinen  Nachfolger  in  der  Vormundschaft 
durch  letzte  Willensordnung  wählen  —  die  also  übertragene  Vor- 
mundschaft ist  die  tutela  dispositiva  oder  testamentaria. 
Sie  kommt  an  zweiter  Stelle. 

3.  Stirbt  der  überlebende  Eltemteil  vor  Beendigung  seiner 
Vormundschaft,  ohne  die  unter  2  bezeichnete  Vormundschaft 


*)  Vgl.  Zachariä.Drejrer,  I,  §§  98,  99,  121,  135.     Stabel,  §  42. 
Behaghel,  I,  §§  66,  69. 
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angeordnet  zu  haben,  so  greift  die  Vormundschaft  der  Ascen- 
denten  kraft  Gesetzes  Platz  —  die  tutela  legitima  des  dem 
Grade  nach  nächsten  Ascendenten. 

4.  Endlich,  in  Ermangelung  der  gesetzlichen  und  der 
testamentarischen  Vormundschaft  folgt  die  tutela  dativa 
Oller  die  durch  den  Familienrat  (die  Obervormundschaftsbehörde) 
im  Wege  der  Ernennung  übertragene  Vormundschaft. 

Es  giebt  mithin  vier  Arten  der  Vormundschaft  und  drei 
Delationsgründe  derselben. 

Jede  jener  vier  Arten  ist  in  einem  besonderen  Abschnitt 
des  2.  Kapitals  des  10.  Titels  des  I.  Buchs  des  Code  Nap.,  bezw. 
des  badischen  Landrechts  behandelt,  und  zwar  in  Abschnitt 
I_IV  dieses  2.  Kapitels,  in  den  Art.  389—396;  397—401;  402 
bis  404  und  405 — 419  (die  Art.  405  ff.  handeln  übrigens  ausserdem 
noch  von  dem  Familienrate  überhaupt  und  sind  von  ihnen  die 
Art  407 — 416  in  Baden  durch  andere  Bestinunungen  ersetzt, 
siehe  §  8  S.  67  d.  W. 

Die  tutela  legitima  war  in  den  Ländern  des  Gewohnheits- 
rechts unbekannt.  Es  gab  daselbst  nur  eine  tutela  dativa  oder 
durch  den  Eichter  mittelst  Ernennung  übertragene  Vormundschaft. 

Die  tutela  legitima  und  testamentaria  entstammt  dem  römischen 
Recht '),  sie  war  in  den  Ländern  des  droit  ^crit  geltendes  Eecht. 

Der  Vormund ,  er  mag  auf  die  eine  oder  andere  Art  berufen 
sem,  ist  zur  Verwaltung  seines  Dienstes  yerpflichtet  und  berechtigt, 
ohne  dass  er  —  wie  nach  deutschem  Eecht  —  vor  dem  Antritt 
seines  Amts  vom  Gericht  zu  vereiden  oder  zu  bestätiget  wäre  — 
dies  ist  teilweise  anders  nach  badischem  Eecht  —  siehe  §  12 
d.  W.,  und  ohne  dass  er  eine  Bürgschaft  oder  eine  andere  Sicherheit 
steQen  mfisste.  Nach  dem  Gesetz  hat  der  Mündel  zur  Wahnmg 
seiner  Interessen  nur  ein  Unterpfandsrecht  an  den  Liegenschaften 
des  Vormunds.  *) 

1)  Vgl.  zur  tateU  testementarifi:  §§  3  u.  4  Inst,  de  totelis  1,  13;  1.  1 
Dig.  de  testomentiuia  tutela  26,  2;  L  20  Dig.  de  testamentaria  tatela  26, 2; 
L  1  §  1  Dig.  de  confimiaiido  tut  26,  3;  1.  12  ff.  Dig.  b.t.  26,  2;  1.  8  ff.  Dig. 
h.  t.  26,  3.  VgL  Bar  tatela  legitima:  1.  1  princ.  Dig.  de  legitimis  tatoribaa 
26,  4;  Not.  118  cap.  5.  Vgl.  sar  tatela  dativa:  §3  Inst,  de  Atiliano  tatore 
1,  20;  L  6  §  1  Dig.  de  tatetis  26,  1. 

s)  So  zutreffend:  Zaeharl&-Drejrer,  I,  §  98  a.  £.;  Demolombe,  VII, 
Nr.  627  —  anch  das  Inatitat  des  Gegenvormands  dient  zam  Schatze 
des  Miindels. 
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Ehe  wir  des  Näheren  uns  zu  den  einzelnen  Arten  der  Vor- 
mundschaft wenden,  sprechen  wir  in  dieser  Einleitung  noch  von 
der  sogenannten  elterlichen  Verwaltung  (radministration 
legale).  3) 

So  lange  die  beiden  Elteni  des  ehelichen  Mindeijährigen  am 
Leben  sind,  bezw.  so  lange  als  die  Ehe  der  Eltern  desselben  nicht 
durch  den  Tod  des  einen  Eltemteils  aufgelöst  ist,  steht  der  Minder- 
jährige nicht  unter  Vormundschaft,  sondern  untei*  der  elterlichen 
Gewalt  —  autoritas  parentum  — ,  welche  der  Vater  ausübt. 

Der  Vater  verwaltet  in  diesem  Falle,  also  während  der 
Dauer  der  Ehe,  das  etwaige  Vermögen  des  Kindes,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  dasselbe  der  elterlichen  Nutzniessung  unterworfen 
ist  oder  nicht,  jedoch  mit  Ausschluss  derjenigen  Güter,  bei  deren 
freigebiger  Zuwendung  an  das  Eind  der  Erblasser  oder  Schenk- 
geber die  Bestimmung  getroffen  hat,  dass  dieselben  dieser  Ver- 
waltung entzogen  sein  soDen.  Art  389  in  Verb,  mit  Ai-t.  384 
(vgl.  hierzu  für  Baden  die  Änderung  durch  §  8  Ziff.  3  d.  I.  Einf.- 
Edikts  sowie  Justizministerialverordnung  vom  9.  März  1819  [Reg.- 
Bl.  Nr.  X]  bezüglich  des  Endtermins  der  elterlichen  Nutzniessung) 
und  Art.  387.  *) 

Vgl  insbesondere  die  guten  AusfUhrangen  von  Bloeehel,  Analyse 
des  prinoipales  questions  qni  peavent  s'^lever  sur  le  titre  da  G.  N.  de  la 
minorltö,  de  la  tutelle  et  de  l'^mancipation  compar^es  an  droit  Romain, 
1868,  §53. 

3)  TreiTend  bemerkt  Poehelt  snZaeharlft-Dreyer,  I,  §99:  die  elter- 
liche Verwaltung  bezieht  sich  nur  auf  das  VermOgen;  die  persönlichen 
Verhältnisse  (welche  der  elterlichen  Gewalt  entspringen)  sind  durch  die 
Art  371  ff.  als  Ausflüsse  der  elterlichen  Oewalt  geregelt.  Zwar  steht  Art. 
389  an  der  Spitze  des  Titels:  „Von  der  Vormundschaft",  aber  die  Ent- 
stehungsgeschichte beweist,  dass  man  nicht  daran  dachte,  den  Vater  als 
Vormund  anzusehen,  sondern  in  Art.  389  nur  ein  Attribut  der  vSterlichen 
(elterlichen)  Gewalt  feststeUen  wollte/*    Vgl.  Laurent,  IV,  Nr.  302. 

<)  Die  mangelhafte  und  inkorrekte  Behandlung  des  droit  d'administra- 
tion  legale  (die  Bestimmungen  über  die  yäterliche  Vermögensverwaltung 
sind  nur  sehr  unvollständig  in  einem  einzigen  Artikel,  im  Art.  389,  ge- 
geben und  wurden  in  der  Lehre  von  der  Vormundschaft  untergebracht, 
obwohl  sie  in  jene  von  der  elterlichen  Gewalt  gehören)  kommt  daher,  dass 
die  Verfügung  des  Art  889  im  Entwurf  nicht  existierte,  man  ging  davon 
aus,  die  GrundsStze  des  frQheren  Rechts  fllnden  hier  ihre  selbstverständliche 
Anwendung.  Allein  durch  die  Bemühungen  des  Tribunats  kam  Art  389  zu 
Stande.  Loer^,  Esprit  du  C.  Nap.,  zu  Art  389.  Die  Frage,  ob  der  Vater 
die  Verwaltung  auch  an  den  Gütern  hat,  welche  den  Kindern  freigebig 
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Der  Vater  vei*waltet  das  Vennögen  des  Minderjährigen  nicht 
als  Vormund,  sondern  als  Vater,  in  AnsübuDg  der  ihm  während 
der  Ehe  kraft  Gesetzes  zustehenden  elterlichen  Gewalt.  Art.  389 
in  Verb.  m.  Art.  374. 

Die  väterliche  (elterliche)  Verwaltung  unterscheidet  sich  von 
derjenigen,  welche  nach  Auflösung  der  Ehe  ein  Vormund  —  der 
überlebende  Ehegatte  in  der  Regel  —  fuhrt,  in  Folgendem  — 
Unterschiede,  die  sich  eben  daraus  ergeben,  dass  der  Vater  nicht 
als  Vormund,  sondern  als  Vater  die  Verwaltung  fährt: 

Während  bei  der  Vormundschaft  stets  ein  Gegen- 
vormund durch  den  Familienrat  (Obervormundschaftsbehörde)  er- 
nannt werden  muss  —  Art.  420  — ,  ist  von  der  Au&tellung  eines 
solchen  bei  der  gesetzlichen  Verwaltung  des  Vaters  keine 
Rede.  — 

Wenn  übrigens  im  gegebenen  Falle  die  Intei*essen  des  Kindes 
in  Widerspruch  mit  jenen  des  Vatera  geraten,  z.  B.  wenn  ein 
Prozess  in  einer  EIrbschaftsangelegenheit  zwischen  beiden  entsteht, 
überhaupt  bei  Erbschaft  und  Teilung,  bei  belasteten  Verträgen,  bei 
Verträgen  über  Stammgut,  Art.  577  cf.  (badischrechtl.)  im  Fall 
des  Art.  935,  wenn  der  Vater  selbst  die  Schenkung  (Vermögens- 
übergabe)  macht,  und  wenn  durch  Bestimmung  des  Gebers  einer 


zugewandt  sind  unter  der  Bedingung,  dass  der  Vater  nicht  die  Verwaltung 
haben  soUe,  ist  übrigens  sehr  bestritten.  Man  bejaht  sie  übrigens  richtiger. 
Eine  solche  Entziehung  ist  zulässig,  dies  folgt  ans  Art.  887.  Die  Verwal- 
tung kann  dem  Vater  auch  an  Gütern,  die  der  elterlichen  Nutzniessung 
unterstehen,  entzogen  werden.  Denn  wenn  ihm  die  Nutzniessung  entzogen 
werden  kann,  und  diese  kann  ihm  gemäss  Art.  387  entzogen  werden,  so 
kann  ihm  auch  die  Verwaltung  entzogen  werden  an  Nutzniessungsgütem 
und  an  solchen,  an  welchen  ihm  die  Nutzniessung  entzogen  wird  —  arg.  a 
majori  ad  minus  Art.  487  G.  c. 

Wenn  auch  die  Verwaltung  des  Kindervermögens  ein  Ausfluss  der 
elterlichen  Gewalt  ist,  so  ist  sie  doch  kein  durchaus  wesentliches  Attribut 
derselben,  wie  sich  arg.  Art.  487  zur  Evidenz  ergiebt.  Vgl.  übei*  diese 
Frage  auch  noch  Arntz,  I,  Nr.  674,  sowie  namentlich  Boilenx^  Gommentaire 
.«;ur  le  Gode  Nap.,  11.  Note  zu  Art.  B89.  Slrey  56,  I,  682,  wonach  der 
Kafisationshof  die  Frage  bejaht.  Vgl.  auch  Fachelt,  Zeitschrift  f.  franz. 
Civil  recht,  X,  S.  Iff.  u.  XI,  S.  557  (belgische  Entscheidungen  im  ver- 
neinenden Sinn).  Für  Bejahung:  Lanekliard's  Bechtsfälle,  III,  S.  62. 
Für  Verneinung:  Magaadin  f.  bad.  Bechtspflege  u.  s.  w.,  lU,  S.  309  (Otto). 
Für  Bejahung:  Urteil  des  Oberhofgerichts  zu  Mannheim  in  Annalen  d. 
bai.  Ger.^  S.  14G. 

Barftsetti,  Die  VormandBohaft  a. s.w.  Q 
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Schenkung  oder  eines  Vennögens  die  Verwaltung  durch  einen  be- 
sonderen Vormund  verlangt  ist,  endlich  im  Fall  der  analogen  An- 
wendung des  Art.  444,  so  ist  dem  Kind  ein  administrateur  ad  hoc, 
tutor  ad  hoc  (Sondervormund)  zu  bestellen.  Analogie  des  Art.  318, 
420  b ,  888.  ^)  Ob  diesem  dann  ein  Gegenvormund  beizugeben  ist, 
ist  zweifelhaft  (doch  dürfte  es  eher  zu  bejahen  sein,  jedenfalls  dann, 
wenn  der  besondere  Vormund  Vermögensverwalter  ist). 

Streitig  ist,  ob  der  tutor  ad  hoc  vom  Gericht  oder  vom  Fa- 
milienrat zu  ernennen  ist.  Er  ist  wohl  vom  Gericht  (tribunal)  zu 
ernennen.^)  In  Baden  wird  er  jedenfalls  durch  das  Amts- 
gericht nach  Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  er- 
nannt. §  2  Ziff.  2  u.  §  11  ß.-Pol.-G.  verb.  m.  §  58  Abs.  2  R.- 
P0I.-O.  u.  §  68  Abs.  6  R.-P0I.-O.  (also  sind  in  Baden  stets 
Beiräte  aui^tellen). 

Die  liegenschaftlichen  Güter  des  Vaters -Verwalters 
unterstehen  nicht  dem  gesetzlichen  Unterpfandsrechte, 
welches  sonst  die  Minderjährigen  an  den  hegenden  Gütern  des 
Vormunds  haben. ') 

Während  bei  jeder  Vormundschaft  der  Familienrat, 
die  Obervormundschaftsbehörde,  in  den  verschiedenen  Richtungen 
zu  funktionieren  hat,  untersteht  der  Vater-Verwalter  in  seinen 
Handlungen  keiner  Aufeicht  eines  Familienrats.  Von  einem  Ein- 
greifen eines  solchen,  einer  Obervormundschaftsbehörde,  in  seine 
Verwaltung  ist  keine  Rede.  Der  Vater  hat  die  Verwaltung  ohne 
Kontrolle  kraft  des  ihm  vom  Gesetz  erteilten  Mandats. 

Wenn  auch  der  Vater -Verwalter  am  Ende  seiner  Ver- 
waltung, wie  ein  Jeder,  der  ein  ft-emdes  Geschäft  besorgt,  eine 
fremde  Vermögensverwaltung  fuhrt,  Rechnung  ablegen  muss 
(weshalb  er  wohl  auch  am  Anfang  seiner  Verwaltung  ein  In- 
ventar aufiiehmen  muss)  —  er  ist  in  Ansehung  des  Vennögens, 
dessen  Genuss  er  nicht  hat,  über  das  Eigentum  und  die  Einkünfte 


B)  Urteil  d.  0-L-G.  Karlsruhe  v.  8.  Jan.  1883  (Annal.  L.  60). 
Vgl  Rentti  a.  a.  0.,  Ziff.  HI,  §  58,  E.-P0L-O.  S.  90,  91. 

0)  Nach  einem  Urteil  des  Kassationshofs  vom  14.  Juni  1878 
(Sirej  78,  1,  218)  ist  er  durch  den  Familienrat  zu  ernennen.  Für  unsere 
Ansicht  Laurent,  IV,  Nr.  310,  vgl  11,  Nr.  342,  m,  463.  Vgl  über  diese 
Streitfrage  auch  Aratz,  I,  Nr.  675. 

^)  0.-L..G.  Karlsruhe  v.  2.  Juli  1880  (Fnchelt*s  Zeitschrift,  XII, 
Soite  619). 


Abschnitt  I.  Die  Vormandschaft  über  Mindeij ährige.  83 

lan  den  letzteren  darf  er  übrigens  die  Kosten  abziehen,  die  er  für 
Unterhalt  nnd  Erziehung  des  Kindes  aufwendet  hat  —  es  wäre 
denn,  dass  diese  Kosten  dnrch  die  Einkünfte  etwaiger  Nutz- 
niessnngsgäter  gedeckt  sind,  arg.  Art.  385),  nnd  in  Ansehung  des 
Vei-mögens,  an  welchem  das  Gesetz  ihm  den  Genuas  (den  Niess- 
brauch)  giebt  (vorausgesetzt,  dass  ihm  derselbe  nicht  im  gegebenen 
Fall  durch  Disposition  entzogen  ist  [Art.  387]),  über  das  Eigentum 
allein,  da  ihm  hier  die  Nutzungen  verbleiben,  Eechnung  abzulegen 
verbunden,  Art.  389  Abs.  2  u.  ai-g.  Art;  1137  —  vgl.  auch  Art.  469, 
1993  — ,  so  komm^  doch  hier  die  besonderen  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Ablegung  von  Vormundschafts- 
rechnungen (Art.  469  ff.,  §22  R.-Pol.-G.  ftr  Baden)  nicht 
zur  Anwendung. 

Über  die  Befugnisse  des  Vaters  als  gesetzlichen  Ver- 
walter des  Vermögens  des  Kindes  giebt  das  Gesetzbuch  keine  Vor- 
schriften. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  Befugnisse  stehen  ihm  zu? 
Er  ist  kein  Vormund,  er  handelt  in  der  Eigenschaft  als  Vater, 
nicht  als  Vormund. 

Gleichwohl  wollen  viele  Schriftsteller  und  ein  freilich  sehr 
bestrittener  Gerichtsgebrauch  in  Bezug  auf  seine  Verwaltung  die 
Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Vormunds  zur  Anwendung 
bringen,  soweit  sie  mit  dem  Wesen  einer  Verwaltung  an  sich  im 
Einklänge  stehen,  wonach  z.  B.  der  Vater  zu  BechtsgeschSften, 
welche  das  Gebiet  der  Verwaltungshandlungen  überschreiten,  sich 
alsVeräusserungshandlungen  darstellen  (wie  z. B.  insbesondere 
zur  Veräusserung  und  Verpfändung  unbeweglicher  Güter  des  Kindes, 
femer  zum  Abschlüsse  von  Vergleichen)  nur  unter  Ermächtigung 
des  Familienrats,  bezw.  der  Obervormundschaftsbehörde,  ent- 
sprechend den  für  diese  Handlungen  auch  bei  Vormundschaften 
geltenden  Bestimmungen,  ermächtigt  sein  soll.  ^) 


8)  Dies  ist  z.  B.  die  Ansicht  Behaghel's  I,  §  66,  S.  236,  welcher  die 
Ermächtigang  zu  aUen  Bechtshandlongen  (Rechtsgeschäften),  welche  das 
Gebiet  der  Yerwaltungshandlungen  überschreiten,  für  erforderlich  erklärt. 
Er  hebt  aber  hierbei  hervor,  dass  die  Rechtssprechung  sich  viel£ekch  ab- 
weichend verhält,  indem  er  für  die  abweichende  Ansicht  zitiert:  B»-G.  24, 
VI.  87  (Eutseh.  19,  S.  362  —  Pnehelf  s  Zeitschr.  XVm.  266)  sowie:  0.-L.-G. 
Köln  22,  V,  86  (Koeli,  RechtsföUe),  U,  zu  Art.  389,  S.  13.  Bentti  a.  a.  0. 
S.  90  scheint  Behaghel  beizupflichten. 

6* 
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Ich  halte  dies  nicht  für  richtig,  —  siehe  anch  oben,  wq 
ich  bereits  über  das  Nichteingreifen  des  Familienrats  in  die  Hand- 
lungen des  Vaters  gesprochen  habe  —  es  wäre  m.  E.  diese  An- 
nähme  ein  offenbar  viel  zu  weit  gehendes  Analogisieren. 

Wenn  man  übrigens  ein  Eingreifen  des  Familienrats  annehmen 
will,  so  kann  es  kein  permanenter  Familienrat  (denn  ein  solcher 
kommt  nur  bei  der  Vormundschaft  vor),  sondern  nur  ein  ad  hoc  zu- 
sammenberufener sein. ») 

Das  Gross  h.  bad.  Ministerium  d*  Justiz  u.  s.  w.  hat  in  Betreff  dieser 
Frage,  und  eventaeU  ob  vor  der  £rteilung  der  Genehmigong  Beiräte  zu  er- 
nennen und  zu  hören  seien,  mit  allgem.  Erlass  v.  28.  Mai  1886  Nr.  9410 
(abgedruckt  in  den  ^^Aunalen^^  1886  S.  265)  die  Amtsgerichte  auf  einen  Ge- 
sichtspunkt hingewiesen,  welcher  bei  der  den  Bechtspolizeibehörden  zu- 
kommenden Prüfung  nicht  unberücksichtigt  bleiben  kann.  Dieselben  wer- 
den zu  erwägen  haben,  da£s  die  Art,  wie  sie  die  Frage  entscheiden,  in 
einem  nachmals  entstehenden  Rechtsstreite  das  Prozessgericht  und  die 
diesen  übergeordneten  Instanzen  nicht  bindet,  dass  somit  auch  die  gericht- 
liche Genehmigung  der  betr.  Veräusserungshandlungen,  welche 
sie  als  nicht  erforderlich  abgelehnt  haben,  nochmals  im  Prozess  als  er- 
forderlich angesehen  werden  kann  imd  dass  solchen  Falls  die  Verneinung 
der  Notwendigkeit  seitens  der  Bechtspolizeibehörde  die  Beteiligten  vor  den 
Folgen  des  Mangels  der  Grenehmigung  nicht  schlechthin  sicher  stellt. 

Bei  solcher  Sachlage  scheint  es,  zumal  in  einer  so  bestrittenen  Frage, 
wie  die  vorliegende,  der  SteUung  der  Rechtspolizeibehörde  entsprechender, 
d^e  letzterwähnte  Möglichkeit  bei  ihrer  Fntschliessung  zu  berücksichtigen, 
danach  selbst  bei  verbleibendem  Zweifel,  ob  die  erbetene  Genehmigung 
notwendig  sei,  sich  der  Prüfung  der  weiteren  Frage,  ob  dieselbe  nach  den 
Umständen  des  Einzelfalls  angezeigt  sei,  nicht  zu  entziehen  und  sofern  dies 
bejaht  wird,  EntSchliessung  etw;a  dahin  zu  treffen,  dass  die  nachgesuchte 
Genehmigung,  „soweit  erforderlich'^,  erteilt  werde. 

(Wegen  der  Einvernahme  von  Beiräten  dabei  wird  sich  nach  §  62 
Abs.  2  R.-Pql.-0.  zu  richten  sein.) 

Es  würden  also,  wenn  man  der  BehagheFschen  Ansicht  huldigt,  die 
Art.  467,  459,  461,  464,  465,  467,  468,  776,  817,  838,  2126  d.  Landr.  analoge 
Anwendung  finden, 

«)  So  meint  es  z.  B.  Boileux,  I,  Anm.  zu  Art  389  C.  c,  S.  261.  — 
„ainsi,  nous  deciderons  que  le  p^re  administi-ateur  est  tenu,  dans  les  diversi 
cas  oü  le  tuteur  doit  obtenir  Tautonsation  du  conseil  de  famille  permanent,  de 
se  faire  autoriser  par  une  assembl^  de  famille,  convoquöe  ad  hoc;  qu'il  doit 
faire  homologuer  cette  delib^ration,  lorsque  cette  formalit^  est  prescrit«;  enun 
mot,  que  les  articles  4')7, 459, 464, 465, 467, 468, 776, 817, 838, 2126  C.  c.,  953, 964,. 
962  C.  d.  pr.  civ.  comprennent  Sans  distinction,  dans  leurs  termes  g^eraux,  les 
mineurs  en  tutelle  comme  ceux  pui  sont  soumis  a  Pautorisation  legale.  „Tout  ce 
qui  räsulte  des  travaax  preparatoires,  c^est  que  le  p^re  administrateur  n^est  point 
plac^  sous  la  d^pendance  d'un  conseil  de  famiUe  permanent  (Art.  454). 
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Man  muss  vielmehr,  was  die  Beftignisse  des  Vaters  anlässlich 
seiner  Verwaltung  anlangt,  die  allgemeinen  Rechtsi^egeln  anwenden, 
m.  a,  W.:  die  Befugnisse  des  Vaters-Verwalters  sind  die, 
welche  ein  gewöhnlicher  Vermögensverwalter  hat.  Mit- 
hin kann  der  Vater -Verwalter,  wie  dieser,  alle  Verwaltungshand- 
Inngen  im  Namen  des  Kindes  vornehmen,  aber  keine  Veräusserungs- 
bandlungen.    Arg.  Art.  1988. 

Nach  dem  strengen  Rechte  mfisste  man  sagen:  Jede  Ver- 
äusserung  ist  unzulässig:  denn  wenn  das  Gesetz  einen  Eigentttmer 
üir  unfähig  erklärt,  zu  veräussem  —  und  ein  Minderjähriger  ist 
unfähig,  Art.  1124  — ,  so  kann  nur  es  (das  Gesetz)  allein  be- 
stimmen, durch  wen  und  unter  welchen  Bedingungen  er  die 
Veräusserung  seiner  Güter  vornehmen  lassen  darf;  —  wenn  es 
keine  solchen  Bestimmungen  giebt  —  und  es  giebt  hier  keine  — 
so  muss  man  annehmen:  sie  sind  unveräusserlich. 

Allein  diese  allein  zutreffende,  unumstössliche  Schlussfolgerung 
erkennt  die  Praxis  nicht  an,  da  sie  in  Wahrheit  unerträglich  wäre, 
zu  den  grössten  Unzukömmlichkeiten  führen  würde. 

Man  gelangt  vielmehr  dazUj  dass  man  annimmt,  dass  der 
Vater  giltig  auch  Veräusserungshandlungen  für  Rechnung  seines 
Kindes  vornehmen  kann,  wenn  er  nur  eine  gerichtliche  Er- 
mächtigung (durch  die  chambre  de  conseil  du  tribunal  de 
premiere  instance)  dazu  erhalten  hat  —  in  Baden  durch  das 
Amtsgericht  als  Kechtspolizeibehörde.  >^) 

Jedenfalls  dürfte  dies  richtiger  sein,  als  die  Meinung,  welche 
eine  Ermächtigung  des  Familienrats  (in  Baden  des  Amtsgerichts 
nach  Anhörung  der  Beii-äte  und  des  Waisenrichters)  erheischt: 
denn  der  Vater  ist  nicht  Vormund,  es  besteht  ihm  gegenüber  kein 
Familienrat,  keine  ObeiTormundschaftsbehörde. 

Die  neuesten  Entscheidungen  französischer  Gerichtshöfe 
gehen  sogar  dahin,  selbst  diese  gerichtliche  Ermächtigung  für  nicht 
notwendig  zu  erklären  und  dem  Vater  ein  vollständig  freies  Ver- 
fugangsi-echt  zu  geben.  **) 

Damit  ist  man  bei  der  Lehre  Zachariä's  angelangt  (I,  §  99 
y.  204  Text  u.  Anm.  8),  welcher  sagt: 

„Es  dürfte  sogar  das  Recht  des  Vaters,  das  Vermögen 
seines  Kindes  zu  verwalten  und  das  Kind  in  den  Handlungen 

»)  VgL  Sire/  «5,  I,  206. 

«»)  Sirejr  82,  2,  207;  84,  2,  41. 
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des  bürgerlichen  Lebens  zu  vertreten,  in  der  Regel,  d.  h.  mit  Vor- 
behalt der  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  aithaltenen  Ausnahmen 
(es  sind  aber  keine  solchen  da,  denn  Art.  457,  auf  welchen 
Zachariä  zweifellos  hinweist,  handelt  von  der  Vormundschait. 
—  die  einzige  Ausnahme  enthält  höchstens  Art.  1596  und  arg. 
Art.  450  Abs.  3,  aber  nur  in  beschränkter  Weise)  —  als  schlecht- 
hin unbeschränkt  zu  betrachten  sein."  — 

Zachariä  geht  offenbar  davon  aus,  dass  der  Vater -Verwalter 
s.  Z.  bei  der  Rechnungsablage  allein  dem  Kinde  verantwortlich  ist 
mid  ihm  daher  auch  für  den  Schaden  aufzukommen  hat. 

Ich  halte  nun  die  Theorie  dieses  grossen  Rechtslehrers  nicht 
für  richtig,  wenigstens  nicht  vom  strengen  juristischen  Standpunkt 
aus,  da  die  Eigenschaft  eines  Verwalters,  welche  der  Vater  hat, 
ihm  keine  gesetzliche  Befugnis  zu  Veräusserungshandlungen  giebt. 
Arg.  Art.  1988.  «) 

Die  Mobilien  kann  —  so  nimmt  man  meistens  an  —  der 
Vater  verkaufen,  ohne  wie  der  Vormund  sich  nach  Art.  452  richten 
zu  müssen.  Art.  451  letzte  Hälfte  ist  nicht  auf  die  väterliche 
Verwaltung  anwendbai*.  Art.  472,  474,  475  sind  auch  nicht  an- 
wendbar (siehe  oben  S.  83). 


«2)  Vgl  Laurent,  IV,  Nr.  296  ff.,  303—305,  313,  314,  welcher  auf  dem 
obigen  Standpunkt  steht,  dass  der  Vater  durchaus  keine  Dispositions  - 
handlung vornehmen  dürfe,  weil  er  nur  administrateur  und  nicht  tuteur 
sei  Von  diesem  Standpunkt  ausgehend  gelangt  man  zur  Folgerung,  dass 
solche  Handlungen  ungiltig  sind,  und  zwar  absolut  nichtig,  ja,  noch  mehr, 
als  nicht  geschehen  zu  betrachten  sind,  da  es  dem  die  Veräusserungshandlung 
vornehmenden  Vater  an  der  Dispositionsbeiugnis  fehlt  —  er  hat  eine  fremde 
Sache  veräussert,  verpflüidet.  Er  kann  daher,  wenn  es  sich  um  Liegen- 
schaften handelt,  selbst  vindizieren,  und  auch  der  Minor  hat  s.  Z.  die  rei 
vindicatio.  Es  ist  gerade  so,  wie  wenn  ein  provisorisch  Eingewiesener  eine 
Liegenschaft  ohne  gerichtliche  Zustimmung  veräussert.  Vgl.  Barasetti^  das 
Personenrecht,  §  24  S.  387  u.  338. 

Demolombe,  VI,  Nr.  408  ff.  ist  ganz  schwankend  und  gelangt  zu  keinem 
festen  Resultat. 

leolUs,  I,  zu  Art.  889,  S.  412  ff.  giebt  blos  eine  Übersicht  der  ver- 
schiedenen Ansichten,  aber  kein  eigenes  Urteil. 

Benaud,  CoUegienheft  §38,  spricht  sich  nicht  eingehend  Über  unsere 
Frage  aus,  er  schdnt  jedoch  volle  und  freie  Verfügungsgewalt  des  Vaters 
anzunehmen,  da  er  sagt:  „Er  verwaltet  nicht  als  Tutor,  also  ohne  Beschrän- 
kungen eines  solchen*'  —  und:  „Er  bedarf  nicht  der  Ermächtigung  des 
Familienrats.*'  — 
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Während  bei  der  Vormundschaft  der  Vormund  die  Guter  des 
Minderjährigen  nicht  kaufen  kann,  Art.  450,  1596,  kann  der  pere 
administrateur  nach  der  herrschenden  Meinung  dies,  wenn  dem 
Kind  ein  administrateur  ad  hoc  gegeben  ist. 

Der  Vormund  kann  sich  nicht  ein  Recht  oder  eine  Forderung 
gegen  den  Mfindel  cedieren  lassen  —  Art.  450  letzter  Satz  —  der 
Vater -Verwalter  dagegen  kann  sich  eine  Forderung  gegen  sein 
Kind  codiere  lassen.  Dies  ist  freilich  bestritten,  und  nicht  minder, 
ob  der  Art.  464  (wegen  Erhebung  einer  Immobiliarklage)  Anwen- 
dung findet  oder  nicht.  Der  Vormund  schuldet  ipso  jure  vom  Zeit- 
punkt des  Abschlusses  der  Vormundschaftsrechnung  Zinsen  aus 
einem  etwaigen  Eecess  —  Art.  474  —  der  pere  administrateur 
dagegen  nur  von  dem  Tage  an,  wo  er  in  Verzug  gesetzt  worden 
ist.    Art.  1153  Urtext,  siehe  auch  bad.  Text. 

Die  Klage  auf  Stellung  der  Vormundschaftsrechnung  verjährt 
zu  gunsten  des  Vormunds  in  zehn  Jahren.  Art.  475.  Die  Klage 
auf  Stellung  der  Verwaltungsrechnung  verjährt  dagegen  erst  in 
dreissig  Jahren.    Art.  2262. 

Nach  der  in  den  Eheinlanden  in  der  Eechtssprechung  nun- 
mehr herrschenden  Ansicht  bedarf  der  Vater  zur  Vornahme  von 
Veräusserungshandlungen  nicht  der  gerichtlichen  Ermächtigung  und 
ist  er  überhaupt  den  Beschränkungen  der  Vormundschaft  bei  seiner 
Verwaltung  des  Kindesvermögens  nicht  untei^worfen.  ^*) 

So  nimmt  man  auch  allgemein  an,  dass  der  §266  d.  R.-Str.- 
GJes.-B.,  welcher  von  der  Untreue  der  Verwalter,  der  Vonnünder 
handelt,  nicht  auf  den  Vater -Vormund  anwendbar  sei.  **) 

Jedenfialls  —  und  dies  ist  die  Nutzanwendung  aus  dem  Vor- 
getragenen (dasGrossh.  bad.  Justizministerium  hat  in  seinem 
Erlass  an  die  Amtsgerichte  v.  28.  Mai  1886  Nr.  9410  —  siehe  oben 
Anm.  8  S.  84  d.  W.  darauf  hingewiesen)  —  mag  man  der  einen 


Siehe  oben  Anm.  S,  woselbst  ich  bereits  auf  das  Urteil  des 
Oberlandesgerichts  Köln  vom  22.  Mai  1886  verwiesen  habe.  Dasselbe 
ist  aach  noch  abgedruckt  im  Rheinischen  Archiv  76,  11^  S.  68. 

Der  Vater  kann,  da,  so  lange  beide  Eltern  leben,  das  Kind  tlberhaapt 
imter  keiner  Vormundschaft  steht,  daher  gemäss  Art  389  C.  c  ohne  jede 
Ermächtigung  giltige  Vergleiche  in  dessen  Angelegenheiten  schliessen. 
Pnehelt's  Zeitschr.,  XVIII,  S.  278—275.  Seherer,  das  Rhein.  Recht  u.  die 
Reichs-  u.  Landesgesetzgebung  (2.  Aufl.),  I.  S.  174,  175. 

^)  B.-G.  n.  Rtrafeen.  v.  30.  Okt.  1884,  E.  (in  Strafe.)  U.  S.  196. 
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oder  anderen  Ansicht  in  der  oben  beregten  Streitfrage  haldigen, 
wird  es  sich  vom  Standpunkt  der  Elnghdt  ans  fiir  den  Vater- 
Verwalter  empfehlen,  einen  Beschlnss  des  Gerichts,  vielleicht  des 
Familienrats  (der  OberYonnandschaftsbehöi*de,  event.  der  Behörde 
[Erstmstanzgerichts]  in  Baden,  also  des  Amtsgeridits  als  BechtB- 
poUzeibehörde)  stets  dann  zu  veranlassen,  wenn  er  eine  Ver- 
äosserongshandlnng,  einen  Vergleich  u.  dgl.  vornehmen  will,  am  in 
allen  F&Ilen  in  Bezog  auf  eine  etwaige  Verantwortlichkeit  gedeckt 
zn  sein  —  entsprechend  dem  Grundsatz:  „Quod  abnndat  non 
vitiat." 

Die  väterliche  Verwaltung  des  Eindervermögens  —  le  droit 
d'administration  legale  —  und  damit  auch  das  Becht  des  Parens, 
das  Eind  in  allen  Handinngen  des  bäi*gerlichen  Lebens  zu  ver- 
treten, erlischt  jeden&lls  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  elterliche  Gewalt  aufhört,  also  namentlich  dm*ch  die  VoUijährig- 
keit  und  die  Gewaltsentlassung  des  Kindes  (ist  dieses  Becht  doch 
ein  Attribut,  eine  Eonsequenz  der  elterlichen  Gewalt). 

Aber  nicht  nur  erlischt  die  väterliche  Verwaltung  u. s.w.  in 
diesen  Fällen,  sondern  sie  hört  unter  Umständen  auch  schon  auf, 
ehe  die  elterliche  Gewalt  aufhört,  und  zwar:  a)  durch  die  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  den  Tod  des  einen  Eltemteils:  denn  jetzt 
eröffiiet  sich  die  Vormundschaft  bis  zur  Volljährigkeit,  bezw.  Ge- 
waltsentlassung des  Eindes  —  der  überlebende  Eiltemteil,  wenn 
er  auch  die  elterliche  Gewalt  hat,  wird  kraft  Gesetzes  Vormund 
(ist  es  der  Vater,  so  verwandelt  sich  nunmehr  die  gesetzliche 
väterliche  Verwaltung  des  Vermögens  des  Sandes  in  eine  vormund- 
schaftliche  Verwaltung  mit  allen  Bechten  und  Pflichten  derselben 
—  ist  es  die  Mutter,  so  erhält  sie  jetzt  eine  vormundschaftliche 
Verwaltung)  —  Art.  489,  490  »^)  —  siehe  S.  93  d.  W.  — ,  b)  durch 

^)  Ist  der  überlebende  £h^atte  weder  gesetzlicher  Nutznieaser  des 
Klndervermögens  (weil  kein  solches  da  ist  oder  ihm  die  Nutzniessung  ent- 
zogen ist)  noch  Vormund  (Art  394fr.,  427  £,  442  ff.),  so  hat  die  Person, 
welche  Yormimd  ist,  die  gesetzliche  Verwaltung  des  Vermögens  (Art  450). 
In  einem  solchen  Falle  würde  es  ja  dem  überlebenden  Eitemteilc  an  jedem 
Beohtstitel  zur  Vermögensverwaltung  fehlen,  (solche  kaim  ja  während  be- 
stehender Ehe  nur  der  Vater  haben,  nach  aufgelöster  Ehe  der  Überlebende 
Eltemteil,  wenn  er  Nutzniesser  des  Klndervermögens  oder  Vormund  oder 
beides  zugleich  ist  —  die  gesetzliche  Vermögensverwaltung  an  sich  hört  mit 
dem  Tode  des  einen  Eltemteils  auf,  arg.  Art.  389).  Demolombe,  VI, 
Nr.  448  bis. 
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die  VerschoDenlieitserklärnng  des  einen  oder  anderen  Eltemteils, 
wodurch  eine  provisorische  Vormnndschaft  mit  entsprechender  Ver- 
waltang  entsteht  (obwohl  dies  bestritten  ist)  ^^).    Ait.  141 — 143. 

Nach  einer  sehr  verbreiteten  Ansicht  kann  dem  Vater  die 
gesetzliche  Verwaltong  übrigens  auch  wegen  kündbarer  schlechtei* 
Aofiährong  —  inconduite  —  oder  wegen  bewiesener  Unfähigkeit 
oder  Untreue  durch  das  Gericht  (einige  behaupten :  durch  den  Fa- 
milienrat —  es  ist  dies  aber  jedenfalls  nur  ein  ad  hoc  zusammen- 
berafener  Familienrat)  entzogen  und  einem  Dritten  übertragen 
werden,  der  aber  dann  gleichfalls  als  Verwalter  und  nicht  als 
Vormund  zu  betrachten  ist.    Arg.  Art.  444  C.  c.  ^') 

(Dagegen  erlischt  jenes  Recht  nicht  schon  deswegen,  weil  die 
elterliche  Nutzniessnng  an  dem  Vermögen  des  Kindes  erlischt.)  ^^) 

Die  Entziehung  der  gesetzlichen  Verwaltung  gemäss  Art.  444 
ist  auch  nach  badischem  Recht  statthaft,  und  es  ist  in  §  58 
Abs.  3  R.-P0I.-O.  ausdrücklich  betont,  dass,  wenn  während  der 
Ehe  der  Eltern  das  Vermögen  der  Kinder  durch  üble  Verwaltung 
(Art  389  d.  Landi*.)  gefährdet  wird,  die  Amtsgerichte  (Familienrat) 
über  das  nach  Art.  444  erforderliche  Einschreiten  befinden.  ^*) 

Jedenfalls  kann  der  Richter  in  solchen  Fällen  jede  conser- 
vatoiische  Massregel  anordnen,  um  den  Vermögensstand  des  Kindes 
zu  erhalten  und  die  Besti'eitung  seines  Ei*ziehungsaufwandes  zu 
sichern,  ^o) 

Wenn  nun  auch  unter  Umständen  das  elterliche  Nutz- 
niessungsrecht  vor  der  Beendigung  der  gesetzlichen  Verwaltung 
des  Vaters  (des  droit  d'administration  l^ale)  erlischt,  so  hört  damit 

'*)  Vgl  Baraietti,  das  Personenrecht  u.  s.  w.  des  Code  Nap.  §  28  S.  428. 

17)  Vgl  auch  Demolombe,  VI,  Nr.  424.  Puehelfs  Zeitschrift,  m, 
S.  22,  Aubrj  et  Bau,  Conrs  de  droit  civ.  Fran^.,  I.  §  123  Anm.  13.  Laurenty 
IV,  Nr.  320,  321. 

»)  Vaiellle,  tralte  du  mariage,  11,  457.    Loer^  ad  Art.  389. 

^)  Es  sind  nach  bad.  Recht  hier  stets  Beiräte  auBzostellen  nnd  ein 
G^eDYoimund ,  da  der  besondere  hier  zu  ernennende  Yormund  Yermögens- 
verwalter  ist.  Ob  auch  nach  französ.  Recht  in  solchem  Falle  ein  Oegen- 
Vormund  aufzustellen  ist,  ist  bestritten. 

Zum  bad.  Recht  vgl.  Beutti,  Bem.  III  zu  §  58  Abs.  3  B.-P0L-O., 
S.  90,  91 ;  sowie  Bem.  IV. 

Vgl  auch  D.-W.  f.  Waisenr.  §10;  D.-W.  f.  Bürgerm.  §29;  sowie 
§17  Ab8.1R.-PoL-G. 

»)  Vgl  Annalen  d.  bad.  eer.^  Bd.  43  S.  204. 
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nicht  stets  notwendig  diese  Vei-waltiing  am  Nutzniessungsvermögen 
anf.  Diese  erlischt  nicht  schon  deswegen,  weil  die  elterliche  Nntz- 
niessnng  an  dem  Vermögen  des  Kindes  aufhört,  sondern  sie  erlischt 
erst  mit  dem  Anfhören  der  elterlichen  Oewalt. 

Der  Vater  hat  die  Verwaltung  an  dem  bisher  der  Nutz- 
niessong  unterworfenen  Vermögen,  auch  wenn  die  Nutzniessung 
daran  erloschen  ist,  in  allen  den  Fällen,  wo  die  Verwaltung  noch 
für  die  Kinder  notwendig  ist,  und  in  diesen  Fällen  bis  zm*  Voll- 
jährigkeit, bezw.  bis  zur  Gewaltsentlassung  —  m.  a.  W.:  er  hat 
die  Verwaltung  jedenfalls  so  lange,  als  die  elterliche  Gewalt  dauert, 
einerlei,  ob  er  daneben  Vormund  ist  oder  nicht. 

Wenn  z.  B.  die  elterliche  Nutzniessung  durch  stillschweigende 
GewaltsenÜassung,  d.i.  Heirat  des  Kindes,  Art.  476  (nach  bad. 
Recht:  auch  bei  Männern  die  Gründung  eines  selbständigen  Haushalts, 
Art.  476a)  erlischt,  da  hört  selbstverständlich  mit  der  Nutzniessung 
die  Verwaltung  des  Nutzniessungsvermögens  (sowie  überhaupt  des 
Kindesvermögens)  auf,  hier  ist  dem  Kinde  alles  auszuliefern ;  wenn 
hingegen  die  elterliche  Nutzniessung  z.  B.  nach  rein  franzö- 
sischem Recht  mit  dem  zmnickgelegten  18.  Jahre  des  Kindes  er- 
lischt, und  das  Kind  nicht  gewaltsentlassen  ist,  so  ist  es,  wie  jeder 
nicht  gewaltsenüassene  Minderjährige,  vertragsunfähig,  Art.  1124 
(absolut  handlungsunfähig)  2^),  mithin  auch  nicht  filhig,  eine  Ver- 
waltung zu  führen:  in  diesem  Falle  verbleibt  dem  Vater  die  Ver- 
waltung bis  zur  Volljährigkeit,  mit  welcher  ja  auch  erst  die  elter- 
liche Gewalt  erlischt.  Stirbt  ein  Eltemteil  früher,  so  verwandelt 
sich  die  elterliche  Verwaltung  in  eine  vormundschaftliche,  die 
gleichfalls  bis  zur  Volljährigkeit  dauert 

Wenn  der  Vater  während  bestehender  Ehe  dauernd  an  der 
Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  verhindert  ist,  so  z.  B.  wenn  er 
geisteskrank  ist  —  mit  oder  ohne  Entmündigung  — ,  femer  'wenn 
er  vermisst  wird,  Art  141,  142,  vgl.  Art  149,  so  übt  die  Mutter 
die  elterliche  Gewalt  an  seiner  Stelle  aus,  und  gehen  daher  alle 
mit  derselben  zusammenhängenden  Rechte  und  Pflichten,  also  auch 
jene  der  Verwaltung  des  Kindesvermögens  auf  sie  über")  (sie 


21)  Siehe  BarasBettiy  das  Personenrecht  u.s.w.  des  Code  Nap.,  §4, 
S.  39  ff. 

SS)  Benand,  CoUegienheft,  §  272,  nimmt  an,  in  diesen  Fällen  gehe  die 
Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  nur  zum  Teil  auf  die  Mutter  über:  so  das 
Recht  und  die  Pflicht  der  Eindererziehung  sowie  der  Verwaltung,  während 
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wird  aber  hierdurch  nicht  Vormtinderin).  Ist  der  Vater  übrigens 
entmündigt  und  hat  einen  andern  Vormund  als  seine  Frau  (Art-  506), 
so  hat  dieser  Vormund  die  Verwaltimg.  Die  Ehescheidung  entzieht 
dem  Vater  nicht  die  gesetzliche  Verwaltung  des  Kindesvermögens, 
denn  solche  steht  ihm  zu,  so  lange  er  und  seine  Fi'au  leben,  wenn 
auch  „geschieden"  leben,  jedoch  ist  er  der  schuldige  Teil,  so  ver- 
liert er  die  „gesetzliche  Nutzniessung"  an  demselben  —  Art.  386. 

Während  bestehender  Ehe  hat  der  Vater,  Ai-t.  373,  (und  in 
den  angegebenen  dauernden  Verhinderungsfällen  die  Mutter)  die 
Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  ^'^)  und  damit  also  die  gesetzliche 

die  elterliche  Nutzniessung  am  Kindesvermögen  dem  Vater  verbleibe.  Ich 
halte  dies  nicht  für  richtig:  denn  ich  betrachte  die  elterliche  Nutzniessung 
als  Entschädigung  oder  Belohnung  für  Erziehung  und  Unterhalt,  bezw.  ftir 
die  Verwaltung. 

23)  Von  der  elterlichen  Gewalt  handelt  der  C.  Nap.  in  den  Art 
371 — 387  (dazu  gehört  auch  Art.  389).  Die  Bezeichnung  dieses  Instituts  im 
Gesetzbuch  mit:  „Puissance  pateruelle^  ist  fehlerhaft.  Die  richtige 
Bezeichnung  wäre  „Autoritö  des  p^re  et  mere"  oder:  ,,Autorite  des  parents." 
Der  C.  Nap.  kennt  nämlich  nur  eine  elterliche  Gewalt,  eine  autoritas 
parentum.  Das  bad.  Landrecht  hat  in  richtiger  Erkenntnis  des  Instituts 
seitens  Braver 's  den  Ausdruck  „elterliche  Gewalt^  adoptiert ,  auch 
in  der  Überschrift  des  Titels  IX,  was  freilich  insofern  nicht  ganz  zutreffend 
ist,  als  dies  ein  Kollektivbegriff  ist,  der  nicht  präzise  ist,  weil  die  Ausübung  der 
elterlichen  Gewalt  immer  nur  dem  einen  oder  dem  anderen  Ehegatten  zusteht. 

Das  Letztere  triüt  auch  für  die  gesetzliche  Verwaltung  des 
Kindes  Vermögens  zu,  weshalb  man  solche  auch  richtiger  die  ,,(gesetz- 
liehe)  elterliche  Verwaltung"  nennt 

Von  einer  elterlichen  Gewalt  über  nicht  anerkannte  ausser- 
ehe liehe  Kinder  kann  überall  keine  Rede  sein. 

Was  die  anerkannten  ausserehelichen  Kinder  anlangt,  so  ent- 
hielt der  Entwarf  des  C.  Nap.  die  Bestinmiung:  ,^es  artides  du  präsent 
titre  (de  la  puissance  pateruelle)  seront  oommunes  aux  pere  et  mere  des 
enfants  naturels  legalement  reconnus."  Vgl.  Fenet,  Becueil  complet  des 
travaux  pröparatoiies  ou  Motifs  du  Ck)de  civil,  Paris  1886  (15  Bde.  m  80),  X, 
8.  480.  Allein  diese  Bestimmung  wurde  nicht  Gresetz,  sondern  im  Gesetzbuch 
findet  sich  nur  eine  einzige  Bestimmung,  welche  den  Eltern  eines  anerkannten 
natürlichen  Kindes  ein  Recht  der  „elterlichen  Gewalt**  über  dasselbe  gewährt 
—  nämUch  Art.  888.  Dieser  Art  383  bestimmt:  „Die  Art  376—879  0.  c. 
finden  gleiche  Anwendung  auf  die  Eltern  gesetzlich  anerkannter  natürlicher 
Kinder.^  —  (Selbstverständlich  ist  hier  stets  nur  die  Rede  von  demjenigen 
Elternteil,  gegenüber  welchem  eine  [freiwillige  oder  erzwungene]  Anerkennung 
vorliegt) 

Man  nimmt  nun  allgemein  als  unbestritten  an,  dass  die  Eltern  eines 
anerkannten  natürlichen  Kindes  kein  gesetzliches  Niessbrauchsrecht  am  Ver- 
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Verwaltung  des  Kindesvermögens  und  damit  (d.h.  mit  letzterer) 
zusammenhängend  das  Recht  und  die  Pflicht,  das  Kind  in  den 
Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  zu  vertreten.    Er 


mögen  desselben  haben  —  vgl.  arg.  Art  383,  334  ff,,  welche  zu  wiederiiolten 
Malen  von  der  Ehe  der  Eltern  sprechen,  denen  die  Nntzniessung  ge- 
währt ist. 

Allgemein  nimmt  man  femer  jetzt  an,  dass  die  ^^gesetzliche  Ter- 
Wflltüng**  des  Art.  389  zu  Gunsten  deR  Vaters  ni  cht  Platz  greife,  da  Art  389 
die  Ehe  der  Eltern  des  Kindes  unterstellt  (eine  Verwaltung  können  die  na- 
türlichen Eltern  nur  insofern  beanspruchen,  als  ihnen  die  vormundschaftliche 
Verwaltung  des  Vermögens  übertragen  ist).  Da  den  natürlichen  Eltern  das 
Einsperrungsrecht  gewährt  ist,  so  folgert  man  hieraus  richtig,  dass  sie  auch 
das  Erziehnngsrecht  und  das  Hecht,  den  Aufenthalt  des  Kindes  zu  bestimmet, 
haben,  Art  374  (denn  das  erstere  ist  ein  Ausfluss  des  Erziehungsrechts  und 
das  Recht  des  Art.  374  desgl.).    Vgl.  auch  Mourlon,  I,  Nr.  1061). 

Was  die  Ausübung  des  Erziehungsrechts  anlangt,  so  steht  es  demjenigen 
Eltemteil  zu,  welcher  das  Kind  anerkannt  hat  Haben  beide  Eltern  es  an- 
erkannt ,  so  steht  es  regelmässig  dem  Vater  zu  (arg.  Art.  148  in  Verb,  mit 
Art.  158  u.  173;,  es  wäre  denn,  dass  die  Gerichte  auf  Anstehen  der  Mutter 
jenem  das  Recht  entziehen  und  ihr  übertragen,  arg.  Art.  302.  Das  droit 
de  garde,  Art  374,  steht  demjenigen  Eltemteil  zu,  der  das  Erziehungsrecht 
hat  —  und  ebenso  das  Einsperrungsrecht.    VgL  Mourlon,  I,  Nr.  1061*. 

Nach  allem  dem  kann  man  von  einer  eigentlichen  elter- 
lichen Gewalt  über  anerkannte  Kinder  nur  mit  grossen  Ein- 
schränkungen reden.  —  Nach  badischem  Recht  ist  die  elterliche 
Gewalt  über  anerkannte  natürliche  Kinder  noch  weit  mehr  ein- 
geschränkt, indem  das  Recht,  die  Einsperrung  der  Kinder  herbeizufühi-en, 
durch  Aufhebung  der  Art.  37d--383  weggefallen  ist.  Siehe  Art.  2,  Ziff.  II 
d.  bad.  Ges.  v.  23.  Dez.  1871,  die  Ein£  d.  R.-Str.-Ges.-B.  im  Grossheraogt. 
Baden  betr. 

Man  nimmt  allgemein  an,  dass  die  Eltern  behufe  Durchführung  des 
Rechts  und  der  Pflicht  zur  Erziehung  des  anerkannten  Kindes  das  Recht, 
den  Aufenthalt  des  Kindes  zu  bestimmen  haben  (Art.  374).  Das  gesetzliche 
Nutzniessungsrecht  und  die  ^^geBetdiehe  TenuSgensrerwültong'*  wird  den 
Eltern  der  anerkannten  Kinder  nicht  zugestanden.  Beides^ setzt  eine  Ehe 
der  Eltern  voraus.    Art  384,  389. 

Was  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt,  d.  h.  also  des  Erziehungs- 
rechts und  des  droit  de  garde  betri^A^  so  steht  sie,  wenn  das  Kind  nur  von 
dem  Vater  oder  der  Mutter  anerkannt  ist)  jenem  bezw.  dieser  zu.  ist  die 
Anerkennung  durch  beide  Eltern  erfolgt,  so  ist  nur  die  Mutter  zur  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  berechtigt  Dies  giebt  sich  aus  §  30  des 
R.-Str.-Ges.-B.,  der  an  die  Stelle  des  Ait.  löS  d.  Landr.  getreten  ist  —  wo- 
nach bei  der  Eheschliessiing  anerkannter  Kinder  immer  nur  die  Einwilligung 
der  Mutter,  niemals  solche  des  Vaters  erfordert  wird  —  sowie  aus  Art.  393  a 
d.   Landr.,    wonach   der   Mutter  die  Vormundsohatt   und  damit 
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vertritt  daher  das  Kind  in  diesen  Handlangen  (abgesehen  von  den 
Ausnahmen,  in  welchem  das  Kind,  geradeso  wie  im  Falle  es  unter 
Vonnnndschafb  steht,  allein  handeln  kann  —  vgl.  §  14  d.  W.),  und 
die  rechtlichen  Folgen  des  gesetzwidrigen  Handehis  des  Kindes  be- 
urteilen sich  hier  mutatis  mutandis  nach  den  Grundsätzen,  die 
gelten,  wenn*  während  bestehender  Voimundschaft  der  Mfindel  ge- 
setzwidrig, z.  B.  allein,  ohne  Vertretung,  handelt,  wo  nur  der  Vor- 
mund Ar  ihn  hätte  handehi  dürfen.    Vgl.  §  20  d.  W. 

Nach  diesen  Erörterungen  wenden  wir  mis  zur  Darstellung 
der  vier  Arten  der  Vormundschaft,  welche  auf  drei  Delations- 
grBnden  beruhen,  über  deren  Aufeinanderfolge  mv  oben  S.  78  d.  W. 
gesprochen  haben,  und  zwar  handeln  wir  in  diesem  Paragraphen: 

I.  Von  der  gesetzlichen  Vormundschaft  (tutela  legitima) 

des  überlebenden  Elternteils. 

Wenn  sich  nämlich  die  Ehe  der  Eltern  durch  den  Tod 
eines  Elternteils  auflöst,  so  tritt  eine  Veränderung  der 
oben  dargelegten  Verhältnisse  (der  gesetzlichen  Vermögensverwaltung) 
ein,  indem  von  diesem  Zeitpunkt  an  der  (nicht  emanzipierte)  Mindei- 
jährige  einen  Vormund  erhalten  muss. 

Mit  diesem  Zeitpunkt  eröffnet  sich  für  den  Minderjähiigen  die 
Vormundschaft,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  der  überlebende 
Elternteil  kraft  Gesetzes  Vormund  wird,  bezw.  es  von 
diesem  Zeitpunkt  an  ist.  Art.  390.  Vgl.  hierzu  auch  für  Baden 
§68  R.-P.-0. 

Art.  390  stellt  diesen  Satz  in  der  absolutesten  Weise  auf. 
Hieraus  muss  man  naturgemäss  schliessen,  und  findet  dieser  Schluss- 
auch  seine  wii^ksame  Unterstützung  in  Art.  442  Ziff.  1,  dass  der 
überlebende  Vater,  die  überlebende  Mutter  selbst  dann 
kraft  Gesetes  Vormund,  bezw.  Vormünderin  ist,  wenn  er,  bezw.  sie 
auch  noch  minderjährig  sein  sollte. 


auch  die  Verwaltung  des  Vermögens  des  Kindes  zugesprochen 
ist.  Hierdurch  ist,  wie  Behftghel^  11.  (2.  Aufl.)  S.  534,  treffend  bemerkt, 
der  V^iTiflngg  der  Mutter  auf  die  persönliche  Lage  des  Kindes  ein  über- 
wiegender  geworden,  wesshalb  auch  nur  sie  als  berechtigt  erscheint,  die 
e  1  terli che  Gewalt  auszuüben.  Selbstverständlich  sind  die  Gerichte  befugt, 
unter  Umstanden  auch  in  diesen  Beziehungen  Änderungen  eintreten  zu 
lassen,  um  so  mehr,  da  ja  hier  eine  eigentliche  Vormundschaft  besteht,  also 
ein  Feld  der  Thätigkeit  für  die  Obervormundschaftsbehörde  geöfihet  ist.  Vgl . 
jetzt  auch  Behagbel,  I  (3.  Aufl.)  §  66,  S.  207  und  208. 
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Dies  folgt  auch  aus  Art.  476,  wonach  der  Mindeijährige  duixh 
Heirat  kraft  Gresetzesgewalts  entlassen  wird. 

Da  es  aber  ein  Widerspruch  in  sich  selbst  wäre,  wenn  der 
überlebende  minderjährige  (gewaltsenüassene)  Eltemteil,  der  Vor- 
mund seines  Kindes  ist,  eine  grössere  Rechtshandlungsfähigkeit 
hinsichtlich  der  Akte  haben  würde,  welche  seinen  Mündel  betreffen, 
als  hinsichtlich  derjenigen,  welche  ihn  selbst  betreffen,  so  muss 
man  annehmen,  dass  die  Mitwirkung  seines  Pfleger  (curateur, 
jeder  gewaltsentlassenen  Minderjährige  hat  ja  einen  Pfleger,  also 
auch  der  mindeijährige  Eltemteil,  jedenfalls  dann,  wenn  er  iü  der 
Mindeijährigkeit  verwittwet  ist  [denn  wählend  der  Ehe  ist  die 
minderjährige  Ehefrau  nicht  unter  Pflegschaft;,  sie  steht  unter  dem 
Mundium  ihres  Mannes,  vgl.  §  34  d.  W.])  notwendig  bei  allen  den- 
jenigen Akten  der  Vormundschaft  eintreten  muss,  bei  welchen  sie 
stattflnden  müsste,  wenn  er  diese  Akte  ftir  sich  selbst  vomehmen 
würde. 

Wenn  einige  Schriftsteller  auch  noch  die  Mitwirkung  des 
Gegenvormunds  bei  diesen  Akten  heischen,  so  ist  dies  unrichtig, 
weil  in  Vormundssachen  der  Gegenvormund  niemals  bei  Handlungen 
des  Vormunds  mitzuwirken  hat. 

Nach  der  Meinung  mancher  Schriftsteller  kann  die  Vormundschaft 
sich  auch  noch  während  der  Ehe  der  Eltern  eröffifien  —  ausnahms- 
weise fi'eilich  — ,  wenn  die  Eltern  sich  beide  in  der  physischen  oder 
moralischen  Unmöglichkeit  befinden,  die  elterliche  Gewalt  auszuüben. 
Will  man  das  annehmen,  so  hat  aber  jedenfalls  hier  die  Vormundschaft 
nur  einen  provisorischen  Charakter  und  hört  auf,  wenn  die  mit  der  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  Betrauten  wieder  deren  Ausübung  über- 
nehmen können.  Andere  dagegen  behaupten,  dass  in  einem  solchen 
Fall  die  Gerichte  (die  Voimundschaftsbehörden)  nicht  das  Recht 
haben  die  elterliche  Verwaltung  in  eine  Vormundschaft  umzuwandeln: 
denn  die  Vormundschaft  hat  gesetzliche  Wirkungen,  welche  nicht 
ohne  das  Gesetz  eintreten  können  —  nach  dieser  Ansicht  dürfen 
die  Gerichte  nur  Massregeln  ergi-eifen,  welche  im  Interesse  des 
Minderjährigen  geboten  sind,  in  der  Art,  dass  sie  etwa  die  Auf- 
sicht über  den  Minderjährigen  und  über  dessen  Vermögen  einem 
Verwandten,  ja  unter  Umständen  einem  Fremden  anvertrauen.^*) 

«)  Anbrj  et  Bau,  I  §  87  S.  366  Anm.  4  und  Text,  huldigen  der 
ersteren  Ansicht;  Bemolombc ,  VI  Nr.  451  und  Vn  Nr.  27  und  auch  Laurent, 
IV  Nr.  413  ff.  (?)  sind  der  letzteren  Ansicht. 
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Der  überlebende  Elternteil,  der  kraft  Gesetzes  Vormund 
ist,  behält  die  Rechte  der  elterlichen  Gewalt  über  die 
Person  und  das  Vermögen  des  Kindes,  nur  verwandelt  sich 
die  aas  der  elterlichen  Gewalt  fliessende  gesetzliche  Ver- 
waltung des  Eindervermögens  in  eine  vormundschaftliche 
Verwaltung,  m.  a.  W.  mit  Bezug  auf  diese  steht  der  überlebende 
Eltemteil  durchaus  jedem  anderen  Vormund  gleich. 

Alles,  was  das  Gesetz  über  die  vormundschaftliche  Vermögens- 
verwaltung vorschreibt  —  vgl.  §  16, 17  d.  W.  — ,  findet  vom  Augen- 
blick der  Vormundschaft;seröffiiung  auf  den  überlebenden  Eltemteil, 
d.h.  auf  den  Vater -Vormund,  bezw.  die  Mutter -Vormündeiin,  An- 
wendung, soweit  nicht  durch  das  Gesetz  selbst  für  sie  Ausnahmen 
gemacht  sind  (z.  B.  Ai-t.  452,  453,  454—456). 

Was  die  Mutter -Vormünderin  anlangt,  so  ist  bezüglich 
ihrer  noch  Folgendes  besonders  hervorzuheben: 

1.  Während  der  überlebende  Vater,  der  lege  Vormund  ge- 
worden ist,  die  Vormundschaft  annehmen  muss,  kann  die  über- 
lebende Mutter  (arg.  Art.  435  und  aig.  e  contr.  Art.  394),  welche 
gleichfalls  Vormünderin  geworden  ist,  die  Voimundschaft  ohne 
weiteres,  ohne  Angabe  von  Gründen,  ablehnen  (ausdrücklich  oder 
stillschweigend).  Sie  muss  aber  dieselbe  fuhren,  bis  auf  ihren  Au- 
trag ein  Vormund  ernannt  worden  ist  (tutela  dativa  tritt  also 
dann  ein).    Art.  394.    Vgl.  auch  arg.  All.  421. 

Diese  einstweilige  Fortführung  der  Vormundschaft  ist 
aber  keine  eigentliche  Vormundschafts Verwaltung,  sondern  eine 
provisorische  Geschäftsführung:  denn  die  Mutter  erftlllt  jetzt  die 
Pflichten  ehies  Vormunds,  ohne  einen  Rechtstitel  dafür  zu  haben, 
da  sie  die  Vormundschaft  abgelehnt,  nichtangenommen,  hat  (wozu 
sie  gemäss  Art.  294  berechtigt  ist).  Mithin  sind  ihre  Güter  nicht 
mit  der  gesetzlichen  Hypothek  des  Art.  2121  belastet.  Arg. 
Art.  419.^^)  Hat  die  Mutter  die  Vormundschaft  einmal  angenommen, 
eigentliche  Vormundschaft^handlnngen  vorgenommen,  —  also  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  durch  Vornahme  gedachter  Hand- 
langen ihre  Annahme  kundgegeben,  so  kann  sie  dieselbe  nur  noch 
anf  Grund  eines  gesetzlichen  Entschuldigungsginmdes  ablehnen. 
Art  427  ff.2«) 

»)  Vgl  BaudTj-Laeantinerie,  I  Nr.  1005. 

»)  Demolombe,  VU  Nr.  108.  Behaghel,  1  §  70  Zifi'.  1.  Sirej-Sirej, 
Code  civ.  annote,  Note  Nr.  1  zu  Art.  394. 
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2.  Ist  die  Frau  (d.  h.  die  Mutter  der  Mindeijährigen)  beim 
Tode  ihres  Mannes  schwanger,  so  wird  dem  zu  erwartenden 
Kinde  (dem  nasciturus)  ein  Pfleger  (curateur)  der  Leibes- 
frucht (curator  ventris)  durch  den  Familienrat  bestellt,  in  Baden 
durch  das  Amtsgericht  des  Wohnsitzes  der  Mutter,  nach  An- 
hörung der  Beii'äte  und  des  Waisenrichters,  und  zwar  hier,  wie 
in  Frankreich,  auf  Antrag  der  Betheiligten,  d.i.  der  Mutter, 
der  Verwandten,  kurz  einer  derjenigen  Personen,  welche  Anlass 
haben,  die  Ernennung  eines  Vormundes  zu  beantragen  —  oder  auck 
von  Amtswegen.  Art.  393  Abs.  1  in  Verb.  m.  Art.  405,  406.  VgL 
auch  noch  für  Baden:  §§  1,  2  Ziff.  2,  5a,  11  u.  17  R.-P.-G.  in  Verb, 
m.  §  68  R.-P.-0.,  §  7  Abs.  2  Waisenr.-Ordn.  in  Verb.  m.  §§  10, 
13  D.-W.  f.  Waisenr.  §§  32,  37,  40.  D.-W.  f.  Bürgerm.,  §  103  Not- 
Ordn.  83  §  54  D.-W.  f.  d.  Standesb.,  vgl.  auch  die  Verordn.  v. 
12.  Nov.  1889,  die  Anzeige  der  TodestMle  betr.  (G.  u.  V.  Bl.  XXXH 
S.  525). 

Nach  diesen  badischen  Vorschriften  ist  es,  wie  bei  jeder 
Datiwormundschaft,  den  Vei'wandten  und  Verschwägerten  des 
Mundeis,  den  Bürgermeistern,  Notaren  und  Waisenrichtem  zur 
strengen  Pflicht  gemacht,  die  zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  That- 
sachen,  —  also  hier,  dass  die  Ehe  durch  den  Tod  des  Mannes 
aufgelöst  und  eine  schwangere  Wittwe  vorhanden  ist  —  anzuzeigen, 
welche  die  Bestimmung  eines  Vormunds  —  hier  des  Pflegers  — 
notwendig  machen. 

Bei  der  Auswahl  der  Pereon  (hier  der  Person  des  „Pflegers") 
ist  lediglich  auf  deren  Fähigkeit  zum  Amt  und  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  ob  jemand  vor  anderen  zur  Dienstführung  geeignet  ist 
und  hinsichtlich  der  Vermögensverwaltung  genügende  Sicherheit 
gewähre,  dagegen  ist  auf  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  nur 
insofern  Rücksicht  zu  nehmen,  als  ein  Fremder  (d.  h.  nicht  Vei*- 
wandter  oder  Verschwägerter)  zur  Ablehnung  der  Vormundschaft 
berechtigt  sein  würde.  Vgl.  auch  Art.  432  (trifft  auch  für  das 
französische  Recht  zu.  Vgl.  §  68  R.-P.-0.  Die  Ernennung  kann 
nur  unbedingt  geschehen,  Art.  398  a  (Art.  1181  ff'.).  2?) 


^)  So  recht  zutreffend :  Behaghel,  I  §  69  Ziff.  1  lit.  c.  und  namentl. 
Ziff.  4.  Es  ist  eben  eine  Pflegschaft,  welche  wie  jede  Pflegschaft  nur  von 
der  Behörde  übertragen  wird.  £s  gilt  in  Betreff  der  Übertragung  hier 
alles,  was  von  der  Dativtutel  gilt. 
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Wenn  das  Kind  lebend  und  lebensfähig  zur  Welt 
kommt,  so  wird  die  Mutter  kraft  Gesetzes  Vormünderin,  und 
da-  Pfleger  der  Leibesfrucht  verwandelt  sich  ohne  weiteres, 
kraft  Gesetzes,  zum  Gegenvormund  (tuteur  subrogö).  Art.  393 
Abs.  2. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Mutter,  obwohl  sie  das  Recht 
und  die  Pflicht  hat,  die  Bestellung  eines  solchen  Pflegers  zu  be- 
antragen, in  keinem  Fall  bei  der  Ernennung  desselben  mitstimmen 
darf,  denn  gemäss  Art.  423  darf  der  Vormund  nicht  bei  der  Er- 
nemiung  des  Gegenvormunds  mitstimmen,  —  imd  dass  der  Pfleger 
(und  dahin  sind  die  obigen  badischen  Bestimmungen  noch  etwas  näher 
zu  präzisieren)  aus  den  väterlichen  Verwandten  des  Minderjährigen 
zu  wählen  ist,  denn  der  Gegenvormund  soll  aus  der  Verwandten- 
Me  genommen  werden,  welcher  der  Vormund  nicht  angehört  — 
Art.  423.    Vgl.  für  Baden  auch  noch  Art.  420a.28} 

Man  ninunt  auch  an,  dass,  wenn  schon  andere  noch  minder- 
jährige Kinder  aus  der  Ehe  vorhanden  sind,  nichts  im  Wege  steht, 
dem  Gegenvormund  dieser  zugleich  die  Pflegschaft  der  Leibesfrucht 
(die  cura  ventris)  aufeutragen.^«)  Der  Pfleger  hat  während 
der  Zeit  seiner  Pflegschaft  die  Aufgabe,  über  die  Interessen  des 
nasciturus  und  aller  derjenigen  Personen  zu  wachen,  welche  Rechte 
an  dem  Nachlasse  des  verstorbenen  Ehemannes  haben  können. 

Er  muss  daher  namentlich  dafür  rege  Sorge  tragen,  dass 
keine  Verheimlichung  der  Geburt,  Beseitigung  des  Kindes,  Unter- 
schiebung eines  Kindes  überhaupt  oder  eines  anderen  E[indes  als 
des  Berechtigten  statthabe  (dass  nicht  statthabe:  snppression  de 
part,  supposition  de  part,  Substitution  de  part).^<^ 

Mithin  muss  er  auch  den  Nachlafis  des  Vaters,  bis  zur  Ent- 
scheidung darüber,  ob  das  Kind  rechtsfähig  zur  Welt  kommt,  in 
Besitz  nehmen  und  verwalten.    Arg.  Art.  393  Abs.  l.^>) 

28)  Hiernach  muss  der  Gegenvormimd,  wenn  der  Hauptvormund  Glied 
einer  andern  Kirche  ist,  als  zu  welcher  das  Eind  erzogen  werden  soll,  notwendig 
aus  Gliedern  jener  Kirche  genommen  werden,  zu  welcher  das  Kind  erzogen 
\verden  soll,  und  hat  dieser  «.bxIft.TiT^  die  Obsorge  über  dessen  kirchliche  Er- 
ziehung —  bad.  Gesetz  v.  9.  Okt  1860  (B.-BL  LI)  —  besonders  auf  sich. 

»)  So  Behaghel,  I  §  69  Ziff.  1  lit  c. 

80)  VgL  die  guten  AusftQirungen  von  Bandry-Laeantlnerle^  I  No.  1003, 
1004. 

»)  So  gut  Beliagli«!,  1  §  69  Ziff.  1  litt  c. 

B*TaB«iti,  Die  YonniuidBeliafin.  ■.  w.  < 
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Der  Pfleger  der  Leibesfrucht  vertritt  (repräsentiert)  den 
Posthomus  in  den  einzelnen  Fällen,  Art.  725,  906,  während  er  noch 
im  Mntterleibe  ist.  Hier  findet  also  nicht,  wie  gewöhnlich  bei  den 
Pflegschaften,  eine  blosse  Assistenz  statt  —  §  1  u.  33  d.  W.  — ,  eine 
solche  ist  undenkbar,  da  ja  das  „Kind  im  Mutterleibe^  nicht  handeln 
kann.  32)  Auch  hat  der  Pfleger  hier  am  Ende  der  Pflegschaft  Rech- 
nung abzulegen  -r-  Arg.  Art.  469  — ,  und  zwar  offenbar  an  die 
nunmehr  zur  Vormünderin  gewordenen  Mutter.  Lebt  sie  nicht 
mehr  (ist  sie  z.  B.  bei  der  Geburt  oder  nach  der  Geburt  des  Post- 
humus gestorben),  so  ist  die  Rechnung  an  den  anderweitigen  Vor- 
mund (Ascendenten  oder  Dativvormund)  abzulegen.  Kommt  es  aber 
gar  nicht  zu  einer  Vormundschaft,  weil  das  Kind  nicht  rechtsfähig  zur 
Welt  kommt,  so  ist  der  Pfleger  gehalten,  denjenigen  Personen 
Rechnung  zu  legen,  welche  Rechte  an  dem  Nachlasse  des  Vaters 
haben. 

In  Baden  ist  die  Rechnung  dem  Amtsgericht  abzulegen. 
Vgl.  §  2  Ziff.  3  d.  R.-P.-G.,  §  16  D.-W.  f.  Vom.  Sie  kann  jedoch 
unter  Umständen  auch  aussergerichtlich  gepflogen  werden.  Vgl. 
§  80  Abs.  4  R.-  P.-  0.  —  ebenso  die  Vermögensausfolgung.  Vgl. 
§81  Abs.  5  R.-0.-0. 

3.  Der  Ehemann  kann  seiner  Ehefrau  die  elterliche  Vor- 
mundschaft nicht  entziehen  —  sie  ist  ja  eine  gesetzliche  — ,  er 
kann  aber  durch  letzte  Willensordnung  oder  durch  eine  vor  dem 
Friedensrichter,  in  Baden  vor  dem  Ortsvorsteher  und  Ratschreiber 
oder  vor  dem  Notar,  gefertigte  Urkunde  der  Frau  für  ihren  Über- 
lebens&ll,  also  falls  sie  gesetzliche  Vormünderin  werden  sollte,  einen 
Vormundschaftsbeistand  (conseil)  ernennen,  an  dessen  Rats- 
erteilung (Gutachten;  die  Mutter- Vormünderin  (d.  i.  eben  die 
Frau)  bei  allen  oder  nur  bei  den  von  dem  Vater  besonders  be- 
zeichneten Handlungen  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  ge- 
bunden ist.    Art.  391,  392. 

Das  Nähere  über  diese  Vormundschaftsbeistandschaft 
in  §  40  d.  W. 

4.  Wenn  der  gesetzliche  Vater-Vormund  während  seiner 
Vormundschaft  eine  neue  Ehe  eingeht,  so  äussert  dies  keinen 
Einfluss  auf  die  von  ihm  geführte  Vormundschaft 


^)  Vgl  Demolombe^  YU  No.  50.  Vgl.  auch  Barazettl,  das  Personen- 
recht  u.  8.  w.  des  Code  Nap.,  §  2  (Rechtsfähigkeit),  inbes.  S.  29  u.  30,  wo- 
selbst ich  über  die  Bechte  der  nascituri  gesprochen  habe. 
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Anders  ists,  wenn  die  gesetzliche  Mutter -Vormünderin 
sich  von  Neuem  während  der  Vormundschaft  verheiratet. 

Durch  diese  Thatsache  kann  sie  der  Verlust  der  Vormund- 
schaft fiber  ihre  Kinder  früherer  Ehe  treffen. 

Folgendes  ist  Eechtens:  Will  die  Mutter-Vormünderin 
eine  neue  Ehe  eingehen,  so  hat  sie,  vor  ihrer  Verheiratung,  den 
Familienrat  durch  den  Friedensrichter  zusammenberufen  zu  lassen, 
damit  derselbe  nach  freiem  Ermessen  erwäge  und  beschliesse,  ob 
flu*  die  Vormundschaft  zu  belassen  sei  oder  nicht.  Art.  395  Abs.  1 . 
Nach  badischem  Recht  hat  sie  über  diese  Frage  eine  Ent- 
scheidung des  Amtsgerichts  (nach  Anhörung  der  Beiräte  und  des 
Waisenrichters)  herbeizuführen  —  Art.  895  Abs.  1  und  §  2  Ziff.  2, 
§§  5a,  5b,  11  u.  ff.  R.-P.-G.  sowie  §  68  Ziff.  2  R.-P.-0. 

Der  Familienrat  hat  freies  Ermessen,  ob  er  der  Mutter  die 
Vormundschaft  lassen  oder  nehmen  will.  Nimmt  er  ihr  dieselbe, 
so  hat  sie  Anfechtungsklage  beim  tribunal  de  premiöre  instance  — 
Art.  883  C.  d.  pr.  civ. 

Nach  badischem  Recht  hat  die  Mutter-Vormünderin,  wenn 
ihr  die  Vormundschaft  genommen  wird,  das  Befragungsrecht 
des  §  14  R.-P.-G.,  weil  die  Bestimmung  des  Art.  395  im  Interesse 
des  Kindes  gegeben  ist  (vgl.  meine  Ausführungen  in  §  8  Seite  74 
Text  und  Anm.  6  hierzu,  Seite  76),  um  dasselbe  vor  denjenigen 
Nachteilen  zu  bewahren,  welche  aus  dem  neu  begründeten  ehelichen 
Verhältnisse  der  Mutter-Vormünderin  ihm  erwachsen  können.  ^^) 

Folgende  zwei  Hauptf&lle  (Hypothesen)  kommen  im  weiteren 
in  Betracht: 

a)  Unterlässt  die  Mutter-Vormünderin  den  ihr  durch 
Art  395  Abs.  1  vorgeschriebenen  Schritt,   so  verliert  sie  kraft 


^)  Die  Art.  395  und  396  finden  nach  der  badischen  Gerichtspraxis 
aUgemein  aach  auf  idie  uneheliche  Mutter,  welche  sich  mit  einem  Anderen, 
als  dem  Vater  desjenigen,  der  dasEIind  anerkannt  hat,  verehelicht,  entsprechende 
Anwendung.  Es  folgt  dies  aus  der  oben  im  Text  angegebenen  ratio  legis.  (Vgl. 
über  diese  ratio  legis  die  Art  395  u.  896  Brauer,  Erläut.,  I,  S.286).  Die  Rücksicht, 
dass  die  Gesetzesbestimmungen  im  Interesse  des  Kindes  gegeben  sind,  greifen 
in  gleichem  Masse  bei  der  erstmaligen  Yerehelichung  der  Mutter-Vormünderin 
eines  unehelichen  Kindes  Platz,  wie  bei  der  Wiederverehelichung  der  Mutter- 
Vormeknderin  eines  ehelichen  Kindes.  Art.  893  a  des  bad.  Landr.  gewährt 
der  unehelichen  Mutter  als  Vormünderin  nicht  mehr  Rechte  als  Art  890 
der  ehelichen.  Vgl.  über  die  Vormundschaft  über  uneheliche  Kinder 
nach  badischem  Recht  unseren  vorwtLrf.  §  9  gegen  Ende. 

7* 


100  Oapitel  I.   Die  Yormimdschaft. 

Gesetzes  (d.  h.  ohne  dass  der  Ausspruch  ihrer  Absetzung  geboten 
wäre)  mit  der  Eingehung  der  neuen  Ehe  (von  diesem  Zeit- 
punU;e  an)  die  bisher  gehabte  Vormundschaft.  Ai*t.  395 
Abs.  2  (erste  Hälfte).    Vgl.  Nov.  22  Cap.  40  (röm.  Recht). 

Trotz  dieses  Verlustes  der  Vormundschaft  bleibt  die  Mutter 
jedoch  allen  den  Verpflichtungen  unterworfen,  welche  die  Vormund- 
schaft, auferlegt  (vgl.  auch  Art.  394,  419  und  440),  sie  behält  that- 
sächlich  die  Verwaltung  bis  der  Familienrat  einen  neuen  Vormund 
ernannt  hat^^):  denn  das  Kind  bedarf  bis  dahin  der  Fürsorge.    * 

Es  ist  eine  tutelle  de  fait  hier,  wie  in  All;.  394,  419  u.  440,. 
an  die  Stelle  der  eigentlichen  Vormundschaft,  der  tutelle  de  droit, 
getreten,  die  Umstände  erheischen  dies  wegen  des  Schutzes  des 
Mündels.  Die  Mutter  ist  —  das  Gesetz  erklärt  dies  ausdrücklich 
in  Art.  395  Schlusssatz  — ,  und  zwar  samtverbindlich  (solidairement) 
mit  ihrem  Ehemann,  verantwortlich  für  alle  Folgen  der  wider- 
rechtlich beibehaltenen  Vormundschaft,  d.  h.  sie  beide  haft;en  dem 
Kind  samtverbindlich ,  soweit  ihm  durch  die  interimistische  Ver- 
waltung, die  tutelle  de  fait,  sei  es,  dass  sie  nicht,  sei  es,  dass  sie 
schlecht  geführt  wird,  Schaden  zugefügt  wird. 

Diese  Mithaftung  des  neuen  Ehemanns  findet  seine  Recht- 
fertigung in  dem  Umstand,  dass  er  nicht  Sorge  getragen  hat,  dass^ 
der  Familienrat  zusammenberufen  wurde  —  er  hat  sich  dadui'ch 
zum  Mitschuldigen  seiner  Frau  in  Betreff  der  von  ihr  begangenen 
Gesetzesverletzung  gemacht,  —  und  femer  darin,  dass  eigentlich  er, 
als  Ehemann  die  Verwaltung  fahrt,  und  endlich  dass  in  seiner  Un- 
thätigkeit  eine  Art  von  betrüglichem  Einverständnis  mit  seiner 
Frau  erblickt  werden  kann,  die  Kinder  der  früheren  Ehe  zu  be- 
nachteiligen. 

Sehr  bestritten  ist  es,  ob  die  samtverbindliche  Haftbarkeit 
des  Mannes  sich  nur  auf  die  Folgen  der  Verwaltung  nach  dem 
Eheabschluss  bezieht,  ob  er  nur  samtverbindlich  haftet  „pour  la 
gestion  posterieure  au  mariage",  —  oder  ob  er  nicht  nur  für 
diese  verantwortlich  ist,  sondern  auch  flir  die  das  Kind  etwa 


^)  Es  ero&et  sich  nämlich  nunmehr  die  tntela  dativa  —  denn  die^ 
Vormundschaü  der  Ascendenten  (eine  gesetzliche  Vormundschaft)  beginnt 
erst  mit  dem  Tode  der  Eltern,  mithin  kann  der  durch  Art  896  ausgespro- 
chene Verlost  der  Vormundschaft  nur  die  tutela  dativa  eröffiien.    Art.  402. 

Der  Familienrat  hat  natürlich  möglichst  bald  einen  neuen  Vormund 
zu  ernennen. 
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schädigeoden  Folgen  aus  der  von  der  Mutter  vor  dem  neaen  Ehe- 
abschloss  geführten  vormandschafUichen  Verwaltung,  »pour  la 
gestion  anterienre  au  manage". 

Die  gemeine  Meinung,  welche  sich  auf  das  alte  Recht  und 
den  Wortlaut  des  Art.  395  —  „le  nouveau  mari  sera  responsable 
de  tontes  les  suites  u.  s.  w.''  stützt,  nimmt  das  Letztere  an. 
Allein  gleichwohl  wird  man  sich  richtiger  nur  für  die  samtverbind- 
liche Haftbarkeit  des  Ehemanns  in  Bezug  auf  die  Folgen  d^r  Yer- 
waltong  nach  dem  Eheabschluss  entscheiden. 

Es  wäi'e  nämlich  geradezu  widersinnig,  den  zweiten  Ehemann 
für  die  Folgen  einer  Verwaltung,  der  er  durchaus  fremd  gegen- 
überstand, verantwortlich  machen  zu  wollen,  —  zumal  man  auch 
von  einer  tuteile  indüment  conserv^e  nur  sprechen  kann  im  Hin- 
blick auf  die  Verwaltung  seit  dem  Eheabschluss,  da  ja  die  frühere 
Vormundschaftsfohrung  eine  beftigte  war.  Für  unsere  Ansicht 
spricht  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  395.^^) 

Die  gemeine  Meinung  nimmt  an,  dass  dem  Kind  gegenüber 
der  Mutter,  nach  wie  vor,  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  des 
Mündels  (Art.  2121)  verbleibt,  davon  ausgehend,  dass  es  nicht  die 
Absicht  des  Gesetzgebers  sein  könne,  den  Minderjährigen  seiner 
Sicherheit  gerade  in  demjenigen  Zeitpunkt  berauben  zu  woUen, 
in  welchem  er  den  schwersten  Gefahren  ausgesetzt  ist,  und  dass 
das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  nur  dadurch  ausser  Wirksamkeit 
treten  köone,  dass  die  Mutter  regehrecht  ilu'er  Vormundschaft  ent- 
bunden worden  ist,  was  aber  gerade  hier  nicht  zutreffe,  da  sie 
freiwillig  sich  über  das  Gesetz  hinweggesetzt  und  die  Vormund- 
schaft daher  wideirechtlich  beibehalten  hat,  wodurch  ihr  kein 
Recht  auf  Nachsicht  zuerkannt  werden  könne. 

Freilich  nehmen  manche  Schriftsteller  das  Fortbestehen  des 
gesetzlichen  Unterpfandsrechts  gegenüber  der  Mutter  nicht  an,  — 
eine  Ansicht,  die  jedenfalls  die  Folgerichtigkeit  mehi*  für  sich  hat: 
hat  ja  doch  die  Mutter  die  Vormundschaft  ipso  jure  verloren,  und 


3^)  Vgl.  nameaüich  Laurent^  IV  Nr.  389  u.  390;  Monrlon^  I  Nr.  1092; 
Demolombe^VII  Nr.  126;  Valette,  Explication  sommaire,  S.  231. 

Was  unter  den  Ansprüchen  des  Kindes  aus  der  unbefugten  Fort- 
föhrung  der  Vormundschaft  zu  verstehen  sei,  ist  auch  in  einem  Urteil  des 
fraheien  Hofgerichts  Mannheim  v.  8.  Okt.  1859  (Annalea,  XXVI,  S.  201  j 
auseinandergesetzt. 
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per  analogiam  oder  des  Nutzens  wegen  kann  eine  gesetzliche 
Hypothek  nicht  geschaffenwerden.*«)    Arg.  Art.  2115. 

Dem  zweiten  Ehemann  gegenüber  nimmt  die  herrschende  An- 
sicht kein  gesetzliches  ünterpfandsrecht  an.  Wenn  er  auch  samt- 
vei'bindlich  haftet,  so  ist  er  doch  kein  Mitvormund,  zumal  ja  auch 
die  Mutter  keine  Vormünderin  im  eigentlichen  Sinne  mehr  ist.  Er 
ist  nur  als  gesetzlich  vermuteter  Teihiehmer  an  der  widerrecht- 
lichen Verwaltung  der  Frau  samtverbindlich  mit  ihr  haftbar.  Wenn 
sie  auch  beide  tuteurs  de  fait  sind,  so  sind  sie  doch  nicht  den 
Gesetzen  unterworfen,  welche  die  Vormundschaft  im  eigentlichen 
Sinne  beherrschen.  Mithin  verneint  man  am  Richtigsten  die  Fort- 
dauer der  gesetzlichen  Hypothek  sowohl  gegenüber  der  Mutter  als 
auch  ihrem  neuen  Ehemann.^') 

Eine  Streitfrage  besteht  auch  daiHber,  ob  die  sich  als  Vor- 
münderin de  fait  darstellende  Mutter  den  in  Art.  472  und  907 
in  Betreff  des  wirklichen  Vormundes  ausgesprochenen  Unfähigkeiten 
unterworfen  ist,  wie  dieser.  Man  wird  dies  bejahen  müssen.  Der 
Art.  472  ist  deshalb  anwendbar  auf  die  Mutter  (-Vormünderin)  in 
unserem  Falle,  da  sie  verpflichtet  ist,  Rechnung  zu  stellen  von  dem 
Augenblicke  an,  wo  sie  die  Vormundschaft  verliert  —  arg.  Art.  469  — , 
denn  kein  Vertrag  (Vergleich)  kann  zwischen  ihr  und  ihrem  Kind 
über  die  vormundschaflliche  Verwaltung  geschlossen  werden,  bevor 
die  Rechnung  gemäss  den  Gesetzesvorschriften  abgelegt  worden 
ist.  Auch  der  Art  907  ist  auf  die  Mutter(- Vormünderin)  in  unserem 
Falle  anwendbar,  es  wäre  denn,  dass  man  sie  nicht  unter  den 
Worten  „ascendants"  des  Art.  907  begreift.  =^«) 

Über  die  Auslegung  des  Art.  472  vgl.  auch  §  18  d.  W. 


So  namentlich  Laurent,  XXX  Nr.  264. 

Vgl  auch  Dnraiitoii,  XIX  312. 

In  Baden  huldigt  man  der  communis  opinio  —  vgL  Behaghfl,  I, 
§  69  Ziff.  Ib  und  Annalen  d.  bad.  Ger.,  XXIV.  S.  47  (Urteil  des  froheren 
Ho%erichtB  Konstanz).  Boileux,  11  S.  311  huldigt  gleichfalls  der  communis 
opinio. 

37)  So  Laurent,  IV  Nr.  390  und  373,  XXX  Nr.  264. 

In  Baden  nimmt  man  der  Mutter  gegenüber  das  Fortbestehen  des 
gesetzlichen  Unterp&uidsrechts  an,  dem  Mann  gegenüber  lässt  man  aber 
kein  solches  eintreten. 

Vgl.  Behaghel  a.  a.  0.  und  ABnalen  a.  a.  0.  (siehe  Anm.  36). 

38)  Vgl  Laurent,  IV,  Nr.  873,  390.  Dallos  unter  „Minoritö«  Nr.  110 
bis  112.    Zaetaarift-Drej<*r,  I,  §  121  Anm.  5  gegen  Ende. 
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In  unserenT  Falle  verliert  die  Mutter  selbstverständlich  mit 
ihrer  Wiederverheiratung  —  wie  jede  Mutter,  die  eine  zweite  (neue) 
Ehe  eingeht  —  die  gesetzliche  Nutzniessung  am  Vermögen  ihrer 
Kinder,  Art.  384,  386.  Dies  ist  nichts  besonderes.  Aber  sie  be- 
halt, obgleich  sie  unter  den  angegebenen  Umständen  —  Art.  395 
—  ihre  Vormundschaft  verloren  hat,  nicht  mehr  l^alement  das 
Vermögen  ihrer  Kinder  verwalten  kann,  gleichwohl  —  und  dies  ist 
eine  ^omalie  —  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  über  ihi*e 
jetzt  nicht  mehr  unter  ihrer  Vormundschaft  stehenden  Kinder  und 
folglich  die  droits  de  garde  et  d'6ducation  —  auch  hat  sie  allein 
das  Becht,  dieselben  zu  emanzipieren  —  Arg.  Art.  372  ff.  —  endlich 
ist  ihre  Einwilligung  zur  VereheUchung  ihrer  Kinder  stets  erforderlich. 
Vgl.  Art.  160. 3») 

Es  entsteht  im  weiteren  die  Frage:  Welche  Wirkung  haben 
die  Rechtshandlungen,  welche  die  Mutter  vom  Verlust  ihrer  Vor- 
mundschaft an,  als  tutrice  de  fait,  vorgenommen  hat? 

Der  wirkliche  Vormund  vertritt  in  allen  bürgerlichen  Rechts- 
handlungen (abgesehen  von  den  Ausnahmen)  —  vgl.  §  14  d.  W.  den 
Minderjährigen  —  Art.  450  — ,  und  dieselben  binden  den  so  ver- 
tretenen Mindeijährigen ,  vorausgesetzt,  dass  der  Vormund  in  den 
Grenzen  seiner  Gewalten  handelt ,  gemäss  dem  Satz :  factum  tutoris, 
factum  pupiUi. 

Anders  ist's  bei  den  Handlungen  der  Mutter  in  unserem  Fall, 
welche  sie  ja  nicht  als  tutrice  de  droit,  sondern  als  solche  de  fait 
vornimmt:  denn  der  tuteur  de  fait  hat  keine  gesetzliche  Ver- 
eigenschaftung,  den  Minderjährigen  zu  vertreten  —  ihm,  bezw. 
hier  der  der  Vormundschaft  kraft  Gesetzes  verlustig  gegangenen 
Matter  (Art.  395) ,  steht  kein  vormundschaftliches  Repräsentations- 
recht des  Mündels  (mehr)  zu.  Mithin  können  ihre  (vormundschaft- 
lichen) Verwaltungshandlungen  denselben  nicht  verpflichten  (deim 
hier  trifft  der  Satz:  factum  tutoris,  factum  pupilli  nicht  zu). 

Da  es  sich  aber  bei  der  Vormundschaft  stets  nur  um  ein 
Privatinteresse  handelt,  so  sind  diese  Handlungen  nicht  nichtig, 


^)  In  Baden  hat  Art.  160  eine  neae  Fassung  durch  §2  des  Einf.- 
Ges.  z.  R.-St.-B.-G.  v.  9.  Dezemb.  1875  (G.-  u.  VBL  S.  355)  erhalten,  ffier- 
nach  ist  in  nnserem  FaU  ausser  der  Einwilligung  der  Mutter  auch  noch  er- 
forderlich jene  des  vom  Familienrat  (Amtsgericht  nach  Anhörung  der  Bei- 
räte und  des  Waisenrichters)  ermächtigten  Vormunds  (sie  kann  also  nicht 
ohne  Vormund  allein  von  der  Mutter  erteilt  werden). 
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sondern  nur  anfechtbar,  und  zwar  nur  relativ  anfechtbar  von 
Seiten  des  Minderjährigen.  *^) 

Wenn  dieser  in  seinem  Interesse  die  Ungiltigkeit  geltend 
macht,  so  muss  er  eine  Verletzung  (une  l^on)  nachweisen  (hier 
greift  nicht  der  Unterschied,  wie  bei  der  wirklichen  Vormundschaft, 
Platz  zwischen  Handlungen,  welche  der  Form  nach  ungfltig  nnd 
jenen,  welche  wegen  Verletzung  [lösion]  ungiltig  —  d.  h.  im  ersteren 
Fall  mit  der  action  en  nullit^,  im  zweiten  Fall  mit  der  action  ea 
rescission  anfechtbar  sind  —  vgl.  §  20  d.  W.). 

Bei  Handlungen,  welche  so  die  Mutter  qua  tutrix  vorgenommen 
hat,  und  welche  das  Eind  berechtigen,  kann  sich  der  Dritte  gegen- 
über demselben  nicht  auf  die  mangelnde  Legitimation  der  Mutter 
berufen,  da  jenes,  bezw.  sein  Vertreter  ratihabiren  kann. 

Tritt  die  Mutter  selbst  auf  Grund  einer  von  ihr  nach  ihrer 
neuen  Verheiratung  vorgenommenen  Vormundschaftshandlung  auf, 
so  kann  der  Dritte,  dem  sie  gegenüber  auftritt,  ihr  stets  die  ex- 
ceptio deficientes  legitimatioms  qua  tutrix  entgegensetzen.^^) 

Da  die  Handlungen  der  Mutter  „qua  tutrix^  nicht  dem  Min- 
deijährigen  gegenüber  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden  können, 
so  sind  z.  B.  Zahlungen  an  dieselbe  qua  tutrix  im  gegebenen  Fall 
als  nicht  geschehen  zu  betrachten  und  daher  durch  den  Minder- 
jährigen anfechtbar  —  Art.  1239,  auch  wenn  der  Schuldner,  der 
geleistet  hat,  im  guten  Glauben  war  — ,  ist  es  ja  doch  Sache  des- 
selben (des  Zahlenden),  sich  zu  erkundigen,  ob  die  Mutter  noch 
Vormünderin  und  somit  zum  Empfang  noch  berechtigt  ist,  zumal 
die  neue  Ehe  eine  öffentliche  Thatsache  ist,  welche  er  wissen  konnte 
und  wissen  musste.    Wenn  man  sich  dagegen  auf  Art.  1240  beruft. 


^)  Dies  ist  eine  Anwendung  der  allgemeinen  bei  den  ,,Ungiltig- 
keiten"  platzgreifenden  Grundsätze.  Nur  die  Ungiltigkeiten  des  öffent^ 
liehen  Becbts^  d.  h.  diejenigen ,  welche  auf  einem  öffentlichen  Interesse  be- 
ruhen, erscheinen  als  Nichtigkeiten,  hingegen  jene  des  Privatrechts,  d.  h. 
jene,  welche  auf  einem  Privatinteresse  beruhen,  als  Anfechtbarkeiten 
(und  zwar  als  „absolute**  oder  „relative"  —  die  Nichtigkeiten  sind  stets  „ab- 
solute"). 

Vgl.  Barasettl,  Einfahrung  in  das  franz.  Oivilrecht  u.  s.  w.,  §  15, 
insbes.  S.  112,  113  Text  sowie  Anm.  13;  femer  Barazettl,  das  Personen- 
recht  u.  s.  w.,  §  4,  S.  89,  insbes.  S.  M. 

«1)  So  zutiefiend  Zaehariä-  Itareyer,  I  §  121  Anm.  1  (Fächelt)  —  vgL 
auch  Aubry  et  Bau,  1  §  99  bis,  S.  408;  Demolombe,  YH  Nr.  122;  Sirej  28,2, 
295;  Sirey  24,  1,  7;  Sirey  6,  2,  20. 
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der  dem  in  bona  fide  befindlichen  Gläubiger  an  denjenigen  giltig  zu 
zahlen  gestattet,  welcher  sich  im  Besitz  der  Forderung  befindet, 
d.  h.  in  einem  solchen  Verhältnis  zur  Forderung  steht,  dass  er  als  der 
zam  Empfang  derselben  (wenn  auch  für  einen  Andern)  Berechtigte 
sich  darstellt,  so  trifft  dies  nicht  zu,  denn:  einmal  ist  die  der 
Vormundschaft  verlustig  gegangene  Mutter  nicht  so  qualifiziert, 
imd  dann  fehlt  es  dem  Zahlenden  am  guten  Glauben  aus  dem  oben 
angeführten  Grunde« 

Auch  die  Art.  2005,  2008  u.  2009  stehen  unserer  Auffassung 
nicht  entgegen,  bei  ihnen  greifen  in  Betreff  unserer  Frage  dieselben 
Erwägungen  für  jene  Platz.  ^^) 

Der  Schuldner,  der  Zahlung  an  die  Mutter  qua  tutrix  ge- 
leistet hat,  ist  aber  jedenfalls  berechtigt,  gegenflber  der  Anfech- 
tung den  Beweis  zu  fuhren,  dass  der  Minderjährige  aus  der  Zah- 
lung Vorteil  gezogen  (solche  Einrede  kommt  ihm  in  Anwendung  der 
Grundsätze  über  n^otiorum  gestio  oder  versio  in  rem  pupilli  zu), 
bezw.  dass  er  (in  seiner  Volljähiigkeit) ,  bezw.  sein  etwaiger  Ver- 
treter sie  genehmigt  habe.  ^^) 

Man  kami  auch  den  hier  zutreffenden  Satz  ganz  allgemein 
an&tellen:  Wenn  auch  da^'enige,  was  die  der  Vormundschaft  kraft 
Gesetzes  verlustig  gegangene  Mutter  nach  ihrer  Verheiratung  im 
Interim  qua  tutrix  gethan  hat,  ungiltig  (anfechtbar)  ist,  so  kann 
es  doch  unter  Umständen  aus  einem  anderen  Grunde  —  z.  B. 
ex  capite  gestae  administrationis  sive  versionis  in  rem  pupilli  auf- 
recht erhalten  werden.  ^*) 

Da  die  Mutter  in  unserem  Falle  mit  ihrem  neuen  Ehemann 
samtverbindlich  ftir  alle  Folgen  der  widerrechtlich  beibehaltenen 

*^  YgL  auch  Aobry  et  Bau,  I  §  99  bis,  Amn.  28  sowie  Laurent, 
IV  Nr.  391. 

«)  Vgl.  insbes.  auch  Cfagrenr  a.  a,  0.  S.  158  unten,  femer  die  Anm. 
41  und  40  unseres  §. 

Sirey  24,  I,  7. 

Gut  bemerkt  Boilenx,  Gomm.  sur  le  Code  Nap.,  t.  £1  Bern,  zu  Art.  895 
(6.  AnfL),  S.  BIO,  dass,  wenn  auch  der  Minderjährige  allein  die  Ungiltigkeit 
des  Eechtsgeschäfts  geltend  machen  kann,  doch  der  Dritte,  falls  der  Minder- 
jährige dieses  thut,  eine  Rückgriffsklage  gegen  die  Mutter  auf  Ersatz  des 
ihm  zugegangenen  Schadens  hat,  wenn  sie  ihm  gegenüber  sich  in  bösem 
Glauben  befemd. 

^}  So  gut  und  zutrefiend  Zaeharift^Dreyer  a.  a.  O.  (Bem.  41  unseres 
§  ~)  und  Sirey  24,  I,  7. 
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Vormundschafb  haftet  (Art.  395  Schlnsssatz),  da  demDach  also  ihi*e 
Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Qnasi- Mündel  (und  mit  jener 
die  ihres  Ehemannes)  gerade  so  fortdauert,  als  ob  sie  noch  in 
Wirklichkeit  Vormünderin  wäre,  da  sie  aber  solches  nicht  mehr 
ist,  mithin  eigentliche  Vormundschaftshandlungen,  d.  h.  Handlungen, 
die  sie  nach  ihrer  neuen  Verheiratung  „qua  tutrix"  vorgenommen 
hat,  infolge  des  ihr  fehlenden  Bepräsentationsrechts  des  wirklichen 
Vormunds  nicht  mehr  giltig  (nur  anfechtbar)  vornehmen  kann,  so 
ist  sie,  und  auch  ihr  Ehemann,  um  bei  der  gedachten  Verantwort- 
lichkeit nicht  zu  Schaden  zu  kommen,  jedenfalls  berechtigt  und 
geradezu  verpflichtet,  als  nützliche  Geschäftsfahrerin  alle  Rechts- 
handlungen für  ihr  Kind  vorzunehmen,  deren  Vornahme  die  Not- 
wendigkeit erheischt. 

So  muss  sie  namentlich  Sorge  für  Erneuerung  von  PfEuid- 
einträgen,  Unterbrechung  von  gegen  den  Mindeijährigen  laufenden 
Verjährungen,  welche  abzulaufen  drohen,  während  des  Interims 
tragen,  nicht  minder  für  rechtzeitige  Erhebung  des  Einspiiichs 
(Opposition)  gegen  Kontumazialürteile  u.  s.  w. 

Kurz,  es  liegt  ihr  kraft  Gesetzes  die  negotiorum  gestio 
für  das  Kind  ob  (nicht  minder  ihrem  Mann)  —  Art.  1372  u.  arg. 
Art.  394  u.  419  —  auch  lässt  die  Schlussbestimmung  des  Art.  395 
hierüber  keinen  Zweifel. 

Will  sie  übrigens  „qua  tutrix^  gütig  handeln,  dann  muss  sie 
suchen,  sich  vom  Familienrat  die  Vormundschaft  wieder  übertragen 
zu  lassen  (was  möglich  ist,  wie  ich  weiter  unten  zeigen  werde), 
oder  erheischen  die  Interessen  des  Kindes  ein  baldiges  „vormund- 
schaftliches" Handeln,  und  sie  selbst  wird  nicht  wieder  zur  Vor- 
münderin gemacht,  bezw.  hat  keine  Aussicht  hierftir,  so  muss  sie 
eben  die  baldige  Ernennung  eines  anderen  Vormunds  betreiben. 
Manche  nehmen  auch  an,  sie  könne  giltig  Vormundschaftishand- 
lungen,  Vetretungsakte  des  Kindes  qua  tutrix  —  ausnahmsweise 
vornehmen,  wenn  sie  solche  mit  Genehmigimg  des  Familienrats 
vornimmt.  **) 

Wird  endlich  vom  Familienrat  ein  neuer  Voiinund  ernannt, 
so  muss  sie  jedenfalls  diesem  über  ihre  Vormundschaft  und  interi- 
mistische,  wiederrechtlich  beibehaltene  Vormundschaft  (tuteile  de 


^)  Dies  ist  z.  B.  die  Ansicht  von  kuhrj  et  Bau,  I  §  99  bis,  S.  409 
Text  oben  (3.  und  4.  Zeile). 
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fait)  Rechnung  ablegen  —   siehe    oben   S.  102  d.  W.  und  arg. 
Art  469. 

Bemerkung.  Man  nimmt  auch  nicht  selten  an,  die  infolge 
ihres  Gesetzesungehorsams  der  Vormundschaft  mit  ihrer  neuen 
Ehe  verlustig  gegangene  Mutter  behalte  die  Verwaltung  derselben 
während  des  Interims  als  eine  gestio  pro  tutore  bei  (und  ebenso 
deren  neuer  Ehemann).  Ihre  Stellung  sowie  die  ihres  Ehemanns 
entspreche,  sagt  man,  in  besagter  Richtung  jener  des  römischen 
.protutor''.  In  Rom  liess  man  nämlich  eine  tuteile  de  fait,  eine 
thatsächliche  Vormundschaft,  im  Gegensatz  zu  der  gesetzlichen,  zu, 
welche  man  „protutela^  nannte.  So  war  es  auch  im  alten 
Rechte  Frankreichs. 

Hiemach  war  derjenige,  welcher  als  Vormund  Handlungen 
vornahm^  obgleich  er  gesetzlich  nicht  Vonnund  war,  allen  Ver- 
pflichtungen eines  wirklichen  Vormunds  unterworfen  und  wurde, 
wie  ein  solcher,  für  alle  Folgen  der  Vormundschaftsver\s^altung 
als  verantwortlich  betrachtet.  So  sagt  z.  B.  der  Jurist  Pomponius 
in  der  lex  4  Dig.  de  eo,  qui  pro  tutore  prove  curatore  negotia 
gessit  27,  5:  „Qui  pix)  tutore  negotia  gerit,  eandem  fidem  et  dili- 
gentiam  praestat,  quam  tutor  praestaret.'^ 

Es  lässt  sich  nun  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Verwal- 
tung der  Mutter  im  Fall  des  Art.  395  manche  Ähnlichkeit  mit 
der  des  römischen  protutor  hat,  und  aus  den  Worten  des  Art.  395 : 
^son  nouveau  mari  sera  solidairement  responsable  de  toutes  les 
saites  de  la  tuteile  indüment  conserv6e"  wird  man  in  dieser 
Meinung  noch  besonders  bestärkt:  denn  derjenige,  welcher  eine 
Vormundschaft  nicht  in  gesetzlicher  Weise  innehat,  sondern  sie  nui* 
thatsachlich,  daher  unrechtmässig  (indüment)  ftihrt,  bezw.  die  ver- 
lorene so  beibehält,  hat  nur  eine  tutelle  de  fait  —  ist,  um  römisch- 
rechtlich zu  sprechen :  ein  protutor  oder  falsus  tutor  (an  sich  syno- 
nyme Begriffe). 

Die  Ähnlichkeit  der  tutelle  de  fait  des  Art.  395  mit  der  rö- 
mischen protutela  und  daher  auch  jene  der  gestion  der  tutelle  de 
fait  mit  der  römischen  gestio  pro  tutore  in  manchen  Beziehungen 
kann  man,  wie  bemerkt,  zugeben,  so  namentlich,  was  die  an  den 
tutenr  de  fait  gemachten  Zahlungen  anlangt,  femer  die  Veräusse- 
mngen,  die  solcher  qua  tutor  gemacht  hat,  überhaupt  was  alle 
Rechtshandlungen  desselben  betriff,  welche  den  Mündel  obligieren, 
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und  die  jener  in  Ausübung  des  ihm  nicht  zustehenden  Repräsen- 
tationsrechts gemacht  hat:  denn  hier  greifen  bei  der  römischen 
gestio  pro  tutore  dieselben  Grundsätze  Platz,  die  bei  der  tutelle 
de  fait  des  Art.  395  C.  c.  Anwendung  finden  —  vgl.  oben  Text 
8. 103  u.  ff.  u.  Anm.  40  u.  ff.  —  allein  nicht  richtig  ist  es,  wenn  man 
behaupten  wollte,  der  Code  Napoleon  habe  die  Gnmdsätze  des 
alten  Rechts,  die  der  protutela,  ganz  ohne  weitere  für  die  tutelle 
de  fait  (und  er  kennt  nur  eine  solche  tutelle  de  fait,  die  des 
Art.  395)  adoptiert.  Man  mnss  vielmehr  sagen:  die  tutelle  de  fait 
ist,  da  bezüglich  ihrer  im  Gesetzbuch  besondere  gesetzliche  Be- 
stimmungen eigentlich  nur  im  Schlusssatze  des  Art.  395 ,  und  hier 
zudem  unzureichend  gegeben  sind,  in  vielen  Punkten  nach  dem  all- 
gemeinen  Regelrecht,  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  in  diesem 
Sinn,  und  nicht  nach  dem  Vormundschaftsrecht  zu  beurteilen. 

So  ist  es  z.  B.  unbestreitbar,  däss  der  tuteur  de' fait  des 
Art.  395  (die  infolge  ihrer  gesetzwidrigen  Handlung  der  Vormund- 
schaft verlustig  gegangene  Mutter  und  ihr  zweiter  Ehemann) 
lediglich  als  Geschäitsftihrer,  negotiorum  gestor,  erscheint  und  aus 
seiner  Geschäftsführung  dem  Mündel  als  bonus  pater  familias  haftet, 
wie  jeder  Geschäftsfahrer,  Art.  1374  —  also  hier  die  oben  mit- 
geteilte 1.  4  Dig.  27,  5  in  Betreff  der  Haftung  ftlr  die  Verwaltung 
nicht  Platz  greift.  Und  auch  im  weiteren  ist  die  volle  Gleich- 
stellung des  tuteur  de  fait  mit  dem  tuteur  de  droit,  wie  dies  mehr 
oder  weniger  bei  der  römischen  protutela  der  Fall  ist,  nicht  für 
den  Code  Nap.  anzuerkennen.  Die  tutelle  de  fait  des  Art.  395  ist 
m.  a.  W.  im  Grossen  und  Ganzen,  in  Ermangelang  anderer  gesetz- 
licher Bestimmungen  im  Gesetzbuch,  sowohl  was  die  Verpflich- 
tungen des  angeblichen  Vormunds,  als  auch  dessen  Rechte,  na- 
mentlich auch  seine  Beziehungen  zu  Dritten  (wenn  auch  in  letzterer 
Beziehung  die  Ähnlichkeit  mit  den  bei  der  römischen  protutela 
geltenden  Grundsätzen  nicht  geleugnet  werden  kann),  nach  dem 
Rechte  des  Code  Nap.,  welches  derselbe  über  die  unbeauftragte 
Geschäftsführung  gegeben  hat.  Art.  1371  u.  ff.,  zu  beurteilen,  ^ß) 

*«j  Wir  folgen  hier,  wenn  auch  nicht  durchaus,  der  Ansicht  von 
Laurent,  lY  Nr,  373.  Über  die  Frage,  ob  bei  unserer  tutelle  de  Mt  das 
gesetzliche  Unterpfandsrecht  Platz  greift,  siehe  oben  S.  301  Text  u.  Anm.  36 
und  37  dieses  Paragr.,  über  jene  der  Anwendung  der  Art.  450,  907,  472  ver- 
weise ich  auf  das  gleichfalls  oben  ausgeführte,  namentlich  auf  S.  102  u.  103 
Text  und  Anm.  38.  —  Der  gegenteiligen  Ansicht  scheint  besonders  Boilenx, 
II,  Anmerkung  zu  Art.  395,   S.  310  und  311,  zu  huldigen.      Er   ergänzt 
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Der  Familienrat  hat,  wenn  die  Mutter  infolge  Nichtbeachtung 
der  Vorschrift  des  Art.  395  die  Vormundschaft  verloren  hat,  mög- 
Kchst  bald  einen  neuen  Vormund  zu  ernennen,  damit  das  Kind  nicht 
ohne  Vormund  ist    Art.  402  u.  405. 


tast  Alles  was  im  Gesetzbuch  nicht  ausdrücklich  für  die  tutelle  de  fait 
bestimmt  ist,  aus  dem  Vormundschaftsrecht  —  so  namentlich  in  Bezug  auf 
das  gesetzliche  Unterpfiandsrecht  u.  s.  w.  Er  lässt  auch  u.  a.  die  Mutter  im 
Fall  des  Art.  395  dem  Quasi-Mündel  für  dieselbe  diligentia  haften,  für  welche 
der  römische  protutor  hattet,  also  so  wie  den  wirklichen  Vormund. 

Vgl.  über  die  römische  protutela  ausser  der  oben  im  Text  angeführten 
Stelle  (Pomponius,  1.4  Dig.27,ö)  überhaupt  Dig.27^  und  Codex  5^45. 

Vgl  femer  hierüber  Tangerow,  CoUegienheft  über  Pandektenvorlesung 
im  Wintersem.  1864-65,  §  290  (Protutor  und  falsus  tutor  sowie  Lehrbuch  der 
Pandekten  (7.  Aufl.),  §  290;  Dernburg,  Pandekten,  IH  §  58;  Yering  a.a.  0. 
(5.Aufl.),  § 243 Ziff. m Nr. IS. 721  u.7'22;KeUer, Pandekten (2. Aufl.),  II§448. 

Die  Übereinstimmung  des  französischen  Bechts  in  manchen  Punkten 
mit  dem  römischen  Recht  in  der  tutelle  de  ÜAU  d.  h.  die  Beurteilimg  der 
letzteren  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  der  ELandlungen  des  tuteur  de 
tait  qua  tutor  mit  Dritten,  wonach  solche  eintreten,  wie  bei  den  Handlungen 
des  röm.  protutor  —  so  namentlich  bei  Zahlungen  an  den  tuteui*  de  feut,  in 
dem  diese  den  Schuldner  nicht  ipso  jure,  sondern  nur  ope  exceptionis  ver- 
siozüs  in  rem  pupilli  u.  s.  w.  befreien,  was  auch  bei  den  durch  den  Schuldner 
an  den  römischen  protutor  gemachten  Zahlungen  der  Fall  ist  —  kann  nicht 
aaf  eine  Annahme  der  römischen  Protutela  durch  die  Redaktoren  des  C. 
5ap.  zurückgeführt  werden  —  solche  liegt  nicht  vor.  Diese  Übereinstim- 
mimg ergiebt  sich  vielmehr  aus  der  Anwendung  hier  einschlagender  Regeln 
des  Gesetebuchs  über  Zahlung  (Art.  1239,  1240)  und  Geschäftsführung 
(Art  1371  ff.). 

Wir  haben  gesseigt  —  siehe  oben  S.  101  d.  W.  — ,  dass  es  richtiger  ist, 
die  gesetzliche  Hypothek  des  Mündels  für  die  Verwaltung  des  Art.  395  nicht 
gelten  zu  lassen.  Um  so  richtiger  dUrfte  diese  Ansicht  sein,  weil  der  tuteur 
de  fiüt  eben  nicht  wie  der  römische  protutor  erscheint,  nicht  mit  demselben 
identisch  ist^  Dem  Mündel  steht  eine  gesetzliche  Generalhypothek  am  Ver- 
mögen des  protutors  zu.  Vgl.  L  20  Ck)d.  de  admin.  tutelae  ö,  37;  1. 1  Cod. 
Theod.  de  adm.  et  per.  tutorum  3, 30.  Der  C.  Nap.  schweigt  in  Betreff  der 
Frage,  ob  dem  tuteur  de  fait  gegenüber  die  gesetzliche  Hypothek  des 
Art  2121  besteht 

Rs  dürfte  daher  das  Vormundschaftsrecht,  das  dem  Vormund  gegen- 
über die  gesetzliche  Hypothek  statuiert  und  also  nach  röm.  Recht  in  dieser 
Beziehung  gegenüber  dem  protutor  Platz  greift,  der  die  tutelle  de  iait  des 
Art  395  innehabenden  Mutter  gegenüber  (so  wenig  wie  gegenüber  ihrem 
neuen  Mann)  nicht  Platz  greifen. 

Auch  die  durch  das  prätorische  Edikt  dem  Dritten,  der  mit  dem  pro- 
tutor, feJsus  tutor,  gehandelt  hat,  gewährte  restitutio  in  integrum'greift  nach 
dem  C.  Nap.  nicht  Platz,  denn  dieser  erwähnt  sie  nicht  und  hat  sie  so  durch 
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Es  kann  nun  auch  die  Mutter  selbst,  obgleich  sie  durch 
ihre  Nachlässigkeit  die  Vormundschaft  —  gewissermassen  zur  Strafe 
—  verloren  hat,  vom  Familienrat  wieder  zur  Vormünderin  ge- 
macht, als  Vormünderin  ernannt  werden.  Die  Art.  444  u.  445 
stehen  dem  nicht  entgegen:  denn  die  Witwe,  welche  sich  wieder- 
verheiratet, wird  nicht  als  Vormünderin  abgesetzt,  sondern  sie 
verliert  die  Vormundschaft. 

Ernennt  der  Familienrat  sie  als  Vormünderin,  dann  muss  er 
ihr  ihren  zweiten  Ehemann  als  Mitvormund  (cotuteur,  tutor  co- 
administrans)  bestellen,  ja  dieser  wird,  wenn  der  Familienrat  diese 
Bestellung  versäumt,  nach  der  gemeinen  Meinung  ipso  jure  Mit- 
vormund —  ist  jedoch  gleichwohl  mehr  als  ein  Datiwormund  zu 
beurteilen ,  da  ja  auch  die  Mutter  es  ist  —  arg.  Art.  396.  *^)  Sie 
hat  dann  jedenfalls  dem  Gegenvormund  Eechnung  abzulegen,  arg. 
Art.  469  (vgl.  §  25  d.  W.).  Übrigens  kann  die  Mutter,  der  so  die 
Vormundschaft  wieder  übertragen  worden  ist,  ihren  erstehelichen 
Kindern  keinen  testamentarischen  Vormund  gemäss  Art  399  geben. 
Art.  399  setzt  gesetzliche  Vonnundschaft  voraus,  hier  liegt  aber 
Datiwormundschaft  vor.  Ist  ihr  die  Vormundschaft  nicht  wieder 
übertragen  worden,  so  kann  sie  selbstverständlich  vom  Recht  des 
Art.  399  auch  keinen  Gebrauch  machen.  *«)    Vgl  §  10  d.  W. 

Hier  treten  aber  dann  im  weiteren  alle  die  anderen  Ver- 
hältnisse ein,  welche  ich  unter  b,  ß  dai*stellen  werde,  d.  h.  bei  Be- 
sprechung des  Falls,  dass  die  Mutter  vor  ihrer  Wiederverheiratung 


seinen  diese  Materie  (d.  h.  die  Materie  der  Wiedereinsetzung  Grossj  ähriger 
in  den  vorigen  Stand)  regelnden  Haaptartikel,  nämlich  durch  Art.  1313,  aus- 
geschlossen. 

VgL  LI  §§  1 ,  2  u.  6  Dig.  quod  falso  tutore  27,  6  und  1. 7  princ.  Dig. 
eod.  27,  6;  L  11  princ.  Dig.  eod.  27,  6. 

Siehe  auch  Thibaut,  Lehrbuch  des  &anz.  Civilrechts  in  steter  Vergl. 
mit  dem  röm.  Civibiecht^  §  137,  S.  183. 

*■)  Vgl  Laurent,  IV  Nr.  392  Abs.  2  und  insbes.  Dalloz,  mot  Minorite 
Nr.  114  u.  271. 

Ja  die  Mutter,  die  die  Vormundschaft  durch  ihre  Nachlässigkeit  ver- 
loren hatte,  "Wird  jedenfalls  gesetzliche  Vormünderin  der  Kinder  aus  ihrer 
neuen  Ehe,  wenn  ihr  zweiter  Ehemann  vor  ihr  sterben  sollte,  denn  sie  ist 
nicht  unfähig,  Vormünderin  zu  sein  —  so  zutreffend  Boileux,  II  Anm.  zu 
Art.  395  S.  310. 

«)  So  gut  Boilenx  a.  a.  0.,  11,  Anm.  zu  Art.  395  S.  310  unten. 
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den  Familienrat  hat  zusammenberufen  lassen,  und  derselbe  ihr  die 
Vormundschaft  gelassen  hat.    (Art.  395  Abs.  1  u.  396.) 

b)  Wenn  die  Mutter -Vormünderin  gemäss  Art.  395 
Abs.  1  den  Familienrat  vor  der  Eingehung  der  neuen 
Ehe  hat  zusammen  berufen  lassen,  um  zu  entscheiden, 
ob  ihr  die  Vormundschaft  anvertraut  bleiben  soll  oder 
nicht,  so  sind  zwei  Möglichkeiten  denkbar:  entweder  entzieht 
der  Familienrat  ihr  ausdrücklich  die  Vormundschaft 
oder  er  lässt  ihr  dieselbe. 

Betrachten  wir  jede  dieser  zwei  Möglichkeiten  des  Näheren: 

a)  Die  Mutter -Vormttnderin  hat  vor  Eingehung  der 
neuen  Ehe  den  Familienrat  zusammenberufen  lassen, 
und  dieser  entzieht  ihr  ausdrücklich  die  Vormund- 
schaft 

(Über  die  ihr  hiergegen  zustehenden  Rechtsbehelfe  siehe  oben 
S.  99  d.  W.) 

In  diesem  Falle  muss  der  Familienrat  einen  neuen  Vormund 
emomen,  der  die  bisherige  Mutter -Vonnünderin  zu  ersetzen  hat, 
Art  405.  Da  hiermit  also  eine  tutela  dativa  eintritt,  hat  die 
Mutter-Vormunderin,  der  die  Vormundschaft  entzogen  worden  ist, 
anch  das  Becht  verloren,  gemäss  Art.  399  ihren  erstehelichen  Kin- 
dern einen  testamentarischen  Vormund  zu  ernennen.  Sollte  sie 
sp&ter  dennoch  wieder  vom  Familienrat  zur  Vormünderin  ihrer 
ei'stehelichen  Kinder  ernannt  werden  —  die  Zulässigkeit  einer 
solchen  Wiederemennung  ist  zweifelhaft  ^»)  — ,  so  bleibt  ihr  gleich- 
wohl das  Recht  aus  Art.  399  (es  liegt  ja  auch  dann  Dativtutel  vor) 
entzogen.    Vgl  §  10. 

Wenn  die  Mutter,  welcher  so  die  Vormundschaft  entzogen 
worden  ist,  gleichwohl  dieselbe  unbefugterweise  weiter  führt,  so 
tritt  dasselbe  Verhältnis  ein,  wie  wir  solches  unter  a  dargestellt 
baben  für  den  Fall,  dass  die  Mutter  ohne  Zusammenberufung  des 
Familienrats  heiratet.    Und  ebenso  verhält  sich's,  wenn  sie  zwar 


*^)  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  Mutter -Vormünderin,  der  die  Vor- 
mondschaft  ansdräcklich  entzogen  worden  ist,  doch  wieder  ernannt  werden 
bum  Sie  ist  nicht  ^abgesetzt*,  es  liegt  hier  keine  „destitution"*  de  la  tutelle 
vor,  sondern  Tiehndir  eine  „r^vocation".  Sie,  die  Mutter,  ist  nicht  „destitu^^ 
mais  «i^voqu^e.**  Und  dann  finden  die  Art.  4AA  und  445  hier  keine  Anwen- 
dung —  eben  weil  sie  nicht  vom  Fall  der  „rövocation"  sprechen«  Vgl. 
Boilevxy  II,  Anm.  zu  Art.  444,  S.  3^3. 
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den  Familienrat  vor  ihrer  neneai  Heirat  zosammenberofen  lässt, 
aber  die  Ehe  abschliesst,  ehe  der  Familienrat  seine  Entscheidong 
gegeben  hat,  arg.  Art.  395. 

ß)  Diß  Mutter -Vormfinderin  hat  vor  Eingehung 
ihrer  neuen  Ehe  den  Familienrat  zusammenberufen 
lassen,  und  dieser  lässt  ihr  ausdrucklich  die  Vormund- 
schaft. Dies  ist  der  ausdrücklich  in  Art.  396  vorgesehene  Fall 
—  hier  muss  der  Familienrat  der  Mutter  notwendigerweise,  d.  h. 
unter  allen  Umständen,  ihren  zweiten  Ehemann  als  Mitvor- 
mund (cotuteur,  tutor  coadministrans)  beiordnen^®),  ja  er  wird 
sogar  von  Rechts  w^en  vom  Tage  des  Eheabschlusses  Mit- 
vormund —  „qui  6pouse  femme,  ^pouse  la  tutelle"  —  nach  der 
herrschenden  Ansicht.  ^^) 

Mithin  kann  der  Mutter  die  Vormundschaft  nicht  belassen 
werden,  wenn  ihr  neuer  Ehegatte  wegen  eines  gesetzlichen  Un- 
fähigkeitsgrundes nicht  Vormund  sein  kann.  ^^)  Es  ist  daher  Sache 
des  Familiem*ats  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  er  der  Mutter 
die  Vormundschaft  belassen  soll  oder  nicht,  die  gesellschaftliche 
Stellung,  den  Charakter  des  zweiten  Ehemanns  und  die  Garantien, 
welche  er  für  die  vormundschaftliche  Verwaltung  giebt,  in  sorgsame 
Erwägung  zu  ziehen.  ^^) 

Da  der  Familienrat,  wie  wir  hier  unterstellen ,  der  Mutter- 
Vonnünderin  die  Vormundschaft  belässt,  so  bleibt  ihr  dieselbe  — 
la  tuteile  est  conserv6e  ä  la  m^re  (Art  396) ,  und  zwar  dieselbe, 
welche  sie  bereits  hatte  und  die  sie  nicht  verloren  hat  —  also  die 
gesetzliche  Vormundschaft  (des  überlebenden  Eltemteils). 
Der  Familienrat  hält  die  Mutter  in  dei'selben  (la  maintient),  er  e  r  - 


^)  Art  396  sagt  ,^äcessairement^',  d.  h.  der  zweite  Ehegatte  ist 
notwendig  (Mit-)  Vormund  in  dem  Sinn,  dass  der  Familienrat  die  Mutter 
nicht  in  der  Vormundschaft  belassen  kann,  ohne  ihr  ihren  Mann  als  Mit- 
Vormund  zu  ernennen. 

Der  G^edanke  ist:  Wenn  die  Mutter  Vormünderin  ist,  so  wird  ihr 
Mann  die  Vormundschaft  führen,  die  Verwaltung  derselben  ausüben  —  der 
Gesetzgeber  hat  gewollt,  dass  derjenige,  der  thatsächlich  Mityormund  ist, 
es  auch  gesetzlich  seL    So  gut  Laurent,  IV  Nr.  387. 

61)  So  zutreffend  Baudrx-Lacantinerle^  I  Nr.  1007.  Vgl  auch  Pothler, 
Coutnme  d'Orlöans,  üt  XX.  Nr.  18  („qui  öponse  fenmie,  ^pouse  la  tuteUe"). 
Übereinstimmend:  StAcliarlft-Dreyer,  I  §121  Anm.6;  (Laurent,  IV  Nr.  887). 

»}  Laurent,  IV  a.  a.  O.  (wie  Anm.  49). 

S3)  Vgl.  insbesondere  Amts,  I  Nr.  696. 
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nennt  sie  nicht.  Mithin  ist  die  Vormundschaft  geblieben  —  als 
gesetzliche  — ,  sie  wird  also  nicht  zu  einer  tutela  dativa  —  vgl. 
aach  arg.  Art.  400.  ^^)  (Anders  ist's  im  Falle  des  Art.  395,  wenn 
die  Mutter -Vormünderin,  welche  wegen  der  Nichtzusammenberafung 
des  Familienrats  ihrer  gesetzlichen  Vormundschaft  verlustig  ge- 
gangen ist,  [etwa]  später  wieder  zui'  Vormänderin  gemacht  wird 
—  hier  liegt  dann  tutela  dativa  vor  —  siehe  oben  Lit.  a  gegen 
Ende  S.  110.  —  Die  Folgen,  die  als  in  diesem  Fall  in  Betreff  der 
Rechnungsstellung  und  des  Art.  399  eintretend  dort  von  mir  an- 
gegeben worden  sind,  treten  im  Fall  der  Belassung  der  Voimund- 
schaft  gemäss  Art.  396  —  nicht  ein.) 

Die  Mitvormundschaft  des  zweiten  Ehemanns  hält  das 
Gesetz  deshalb  für  absolut  geboten,  weU.  man  im  Interesse  der 
Kinder  die  Verantwortlichkeit  ihres  Stiefvaters,  der  sich  that- 
sächlich  stets  in  die  Vormundschaflsführung  einmischen  wird,  ge- 
setzhch  feststellen  wollte,  und  weil  es  auch  unbillig  gewesen  wäre, 
die  Mutter  allein  für  eine  Vormundschaft  verantwortlich  zu  machen, 
welche  sie,  allein  zu  ffihren,  nicht  die  entsprechende  Unabhängigkeit 
besitzt. 

Daher  ist  in  Art.  398  weiter  bestimmt,  dass  der  zweite  Ehe- 
mann, der  Stiefvater  der  Kinder  der  früheren  Ehe  seiner  in  deren 
Vormundschaft  belassenen  Frau,  mit  ihr  als  Mitvormund  und  somit 
als  wahrer  und  wirklicher  Vormund  „in  solidum"  (samtverbindlich) 

« 

^)  So  wohl  zutreffend  Demolombe,  YII  Nr.  1^3  u.  ZacharlA-Drejer, 
I  §  121  (Anm.  7  —  Puehelt). 

Dieser  Ansicht  huldigt  man  auch  in  Baden  —  vgl  Behaghel,  I  §69 
Ziff.  1  lit.  b  und  Ziff.  4  —  er  sagt  es  zwar  nicht  ausdrückUch ,  es  folgt  aber 
atis  seinen  Ausfuhrungen  —  femer  Rentti  a.  a.  0.,  S.  116,  der  sagt:  „War  der 
Mutter  bei  ihrer  Wiederverehehchung  die  Vormundschaft  nach  L.-R.  S.  396 
äberlassen  worden,  so  bleibt  sie  gesetzliche  Vormünderin''.  A.  M.  ist 
Lftorent,  lY  Kr.  386,  er  sagt:  „Wenn  der  Familienrat  die  Mutter  in  der 
Yonnondschaft  belässt,  so  ändert  diese  ihre  Natur;  sie  ist  nicht  mehr  eine 
„gesetzliche",  sondern  eine  „Dativ- Vormundschaft",  denn  die  Mutter 
hat  ihr  Recht  nicht  vom  Gesetz,  sondern  durch  den  Familienratsbeschluss. 
Dies  ist  ein  Sophisma  und  widerspricht  dem  Gesetzestext  —  Art.  395  u.  396 
sagen:  ,fConserver".  Zu  dieser  gezwungenen  Erklärung  gelangt  Laurent 
a.  a.  0.,  weil  er  die  Art.  454 — 456  u.  470  auf  die  Mutter  hier  anwendet,  welche 
sonst  auf  den  überlebenden  Parens-tutor  (legalis)  keine  Anwendung  finden 
—  und  nur  so  zu  deren  Anwendung  glaubte  kommen  zu  können.  (Das 
Nähere  hierüber  später  oben  im  Text  dieses  §). 

Boilenx,  U  S.314  (Bem.  zu  Art.  396)  dagegen  ist  unserer  Ansicht. 

Barftsetti,  Die  Vonnandicbaft  n.  s.  w.  S 


114  Capitel  I.  Die  Vormundscliaft. 

verantwortlich  ist  für  alle  Folgen  der  vormundscliaftlichen  Ver- 
waltung, so  weit  sie  seit  der  Verehelichung  geführt  wird  —  „de 
la  gestion  post^rieure  au  mariage"  — ,  und  es  tritt  selbstverständlich 
das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  des  Mündels  (Ait.  2121)  gegen- 
über dem  zweiten  Ehemanne  in  Kraft  (der  Mütter-Vormündern 
gegenüber  bleibt  es  nach  wie  vor  bestehen).  Das  Unterpfandsrecht 
geht  demjenigen  vor,  welches  die  Frau  wegen  ihres  Beibringens 
hat  (Art.  2121,  2135),  denn  ihr  Unterpfandsrecht  sollte  erst  mit 
dem  Eheabschluss  entstehen,  während  rücksichtlich  der  Mitvormund- 
schaft schon  vor  der  Ehe  entschieden  werden  musste,  und  da  die 
Mutter  jedenfalls  keinen  Vorzug  zum  Nachteile  ihrer  Kinder  an- 
sprechen kann.  *^)  (In  Baden  ist  freilich  jetzt  allein  das  Datum 
des  Emtrags  massgebend,  §§  1  u.  2  des  Unterpfands -Ges.  vom 
29.  März  1890). 

Die  Mutter  und  der  zweite  Ehemann  können  nur  „conjunctim", 
d.  h.  mit  einander,  handeln,  und  zwar  nicht  blos  in  Betreff  der  Ver- 
äusserungs-,  sondern  auch  der  reinen  Verwaltungshandlungen,  m.  a.  W. 
in  Betreff  aller  vormundschaftlichen  Handlungen  (gestio  tutelae).  ^^) 

55)  So  gut  Gagrenr,  a.  a.  O.  S.  159. 

5«)  Dies  führt  Demolombe,  VII  Nr.  136  gut  aus. 

Hs  folgt  dies  aus  Art. 396,  der  sagt:  „necessairement^^  u.  „solidairement^^ 
—  Wenn  daher  die  Mutter -Vormünderin  handelt,  so  muss  ihr  Mann  mit- 
wirken —  handelt  er  als  Vormund,  so  muss  jene  mit  ihm  z.B.  die  Ver- 
träge unterzeichnen  oder  ihm  wenigstens  zum  Handeln  Vollmacht  erteilt 
haben  —  m.  a.  W.  die  Vormundschaftshandlungen  müssen  im  Namen  des 
Mannes  und  der  Frau  vorgenommen  werden,  sonst  sind  sie  nicht  giltig  in 
Bezug  auf  den  Mündel,  bezw.  verpflichten  sie  denselben  nicht.  Die  Dritten 
müssen  die  Eheleute  „conjunctim**  verklagen,  wie  auch  diese  gegen  jene 
zusammen  klagend  auftreten  müssen.  Es  greift  hier  die  Analogie  des  Art.  465 
Cd.  com.  Platz.  Magniiiy  Trait^  des  minorit^,  tuteUes  et  curateUes,  de  la 
puissance  paternelle,  des  ömancipations,  conseils  et  interdictions  (Paris  1833, 
2  Bände)  ist  in  Bd.  I,  459  anderer  Ansicht,  indem  er  den  Fall  der  Güter- 
trennung ausnimmt  und  hier  den  Mann  allein  handeln  lassen  will  —  aber 
diese  Ansicht  ist  zu  verwerfen,  weil  sie  nicht  mit  dem  Gesetzestexte  und 
dem  Geist  des  Gesetzes  übereinstimmt. 

Vgl  auch  Laurent,  IV  Nr.  388,  Bandry-LacaDtinerie,  I  N.1008, 
Bollenx,  I  Anm.  zu  Art.  396  S.  313,  welche  unserer  Ansicht  huldigen.  Un- 
richtig jedenfalls  Gageur  a.a.O.  S.  159,  der  ganz  unmotiviert  behauptet, 
dass  während  der  Dauer  der  Ehe  der  Mann  als  Eheherr  die  Verwaltimg  der 
Vormundschaft  habe. 

Aubrj  et  Bau,  I  §99  bis,  S.410  sind  im  Grossen  und  Ganzen  gleich- 
falls unserer  Ansicht  —  nur  meinen  sie,  dass  das  Fehlen  jedes  Widerspruchs 


Abschnitt  I.  Die  Vonnuiidschaft  über  Minderjährige.  115 

Im  Fall  der  Weigemiig  des  einen  oder  anderen  Ehegatten,  bei 
einer  Vormnndschaftsliandlang  mitzuwirken,  kann  ein  Familienrats- 
beschlnss  erwirkt  werden. 

Eine  grosse  Streitfrage  tritt  uns  im  weiteren  entgegen,  nämlich 
daraber,  ob  im  Falle  der  Belassung  der  Vormundschaft  durch  den 
Familienrat  (Art  395)  derselbe  der  Mutter -Vormünderin  und  dem 
iÜt^ormund  Verwaltungsmassregeln  vorschreiben  kann,  und 
zwar  nicht  nur  solche,  wie  sie  in  Art.  454 — 456  u.  470  G.  c.  jedem 
Yonnund  mit  Ausnahme  des  gesetzlichen  Parens -Vormund  schon 
dim^h  das  Gesetz  vorgeschrieben  sind,  sondern  auch  noch  solche, 
welche  die  vormundschaftliche  Verwaltung  über  die  in  den  angeführten 
Artikeln  gezogene  Grenze  hinaus  einschränken. 

Ich  trage  kein  Bedenken,  diese  Frage  zu  verneinen,  indem 
ich  davon  ausgehe,  dass  die  im  Falle  des  Art.  396  der  Mutter 
über  ihre  erstehelichen  Kinder  belassene  Vormundschaft  eine  tutela 
legitima  ist,  und  die  Mitvormundschaft  des  zweiten  Ehemanns  sich 
gleiches  als  solche  darstellt  —  siehe  oben  S.  113  —  und  dass, 
wenn  der  zweite  Ehemann  auch  hier  kein  Parens -Vormund  im 
strengen  Sinne  ist  (es  handelt  sich  ja  bei  ihm  um  eine  Vormund- 
schaft über  seine  Stiefkinder),  doch  die  Mitvormundschaft  desselben 
ihi-en  Charakter  mit  der  gesetzlichen  Vormundschaft  der  Mutter 
gemem  hat,  wie  diese  zu  beurteilen  ist,  was  schon  aus  dem  Be- 
giiffe  „Mitvormundschaft"  und  den  Worten  „necessairement"  und 
„soUdairement'*  des  Art.  396  folgt. 

Mithin  kann  der  Familienrat  die  Verwaltungsmassregeln  der 
Art.  452—456  u.  470  hier  nicht  vorschreiben  —  und  umsoweniger 
kann  er  solche  vorschreiben,  die  über  die  dui^ch  die  gedachten 
Artikel  gezogene  Grenze  hinausgehen,  da  er  sie  nicht  einmal  den 
Dativ -Vormündern  vorschreiben  kann.  ^') 

seitens  eines  Ehegatten  gegenüber  den  durch  den  andern  vorgenommenen 
Yerwaltungshandlangen  unter  Umständen,  als  ein  stillschwelgendes  Mandat 
enthaltend,  die  Auirechtei'haltung  derselben  im  Gefolge  haben  könne. 

Dem  ist  nicht  beizupflichten,  weil  hiermit  fast  immer  die  Frau  der 
Tatelverwaltung  sich  enthalten  und  der  Mann  als  alleiniger  Vormund  er- 
scheinen würde.    Laurent,  lY  Nr.  388  Abs.  2. 

5~)  So  insbes.  auch  Boilenx,  I  Anm.  zu  Art.  396  S.  317.  Vgl  auch 
Xonrlon,  I  Nr.  1183,  1227. 

Eine  ganz  eigentümliche  Stellung  zu  dieser  Frage  nimmt  Demolombe^ 
TII  Nr.  142  ff.  ein,  er  wiU  das  Erstere,  die  Anwendung  der  Art.  454—456, 
470  zulassen,  verwirft  dagegen  das  Letztere,  die  Vorschrift  von  Verwaltungs- 

8* 
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Für  die  ihrer  Vormundschaft  infolge  Nichteinhaltung  der  Vor- 
schrift des  Art.  395  verlustig  gegangene,  aber  später  wieder  zur 
Vormünderin  ernannte  Mutter -Vormünderin  —  siehe  oben  S.  110, 11:^ 
—  ist  der  erstere  Teil  der  Frage  zu  bejahen,  da  sie  Dativ -Vor- 
münderin ist,  der  zweite  Teil  derselben  aber  gleichfalls  zu  ver- 
neinen, da  seine  Bejahung  überhaupt  gegen  das  Vormundschafl^recht 
als  solches  verstösst. 

Auch  die  Mutter -Vormünderin  des  Art.  396  verliert,  wie  jede 
sich  wiederverheiratende  Frau  ihre  elterliche  Nutzniessung  am  Ver- 
mögen ihrer  erstehelichen  Kinder  —  im  Übrigen  behält  sie  die 
Rechte  der  elterlichen  Gewalt  über  dieselben.    Siehe  oben  S.  103. 

Der  zweite  Ehemann  ist  nur  t-  dies  ergiebt  sich  aus 
Art.  396  —  insoweit  Mitvormund,  als  die  Mutter  selbst  Vor- 
münderin ist,  und  ebenso  ergiebt  sich  aus  Art.  396,  dass  sie 
nur  Vormünderin  bleiben  kann  unter  der  Bedingung,  dass  es 
jener  ist,  bezw.  bleibt. 

Hieraus  folgt :  Die  Vormundschaft  des  Mannes  hört  notwendig 
mit  der  Vormundschaft  der  Mutter  auf,  und  die  Vormundschaft 
dieser,  wenn  jene  aufhört. 

Das  Letztere  wird  jedoch  dann  nicht  angenommen,  wenn  die 
Mitvormundschaft  des  Mannes  durch  dessen  Tod  oder  infolge  Ent- 
mündigung desselben  aufhört,  da  in  diesen  Beendigungsgründen  der 
Mitvormundschaft  kein  Grund  erblickt  wird,  die  Muter  -Vormünderin 
der  vormundschaftlichen  Verwaltung  zu  berauben,  indem  der  Ein- 


massregeln über  die  Grenzen  dieser  Artikel  hinaus  (gut  widerlegt  djurcti 
Boileux  a.  a.  0.). 

Laurent,  lY  Nr.  386,  bejaht  von  seinem  Standpunkt  aus  mit  Recht 
(da  er  die  der  Mutter  nach  Art.  896  belassene  Yormundschaft  als  tutela 
dativa  bezeichnet)  das  Erstere,  verwirft  das  Letztere. 

Anbrj  et  Bau,  I  §99  bis,  Anm.  36  (sie  nehmen  gleichfalls  tutela 
dativa  an)  bejahen  das  Erstere,  verwerfen  aber  das  Letztere. 

Zachariä-Drejer,  I  §  121  Anm.  8,  konfundiert  die  Art.  395  u.  396,. 
offenbar  infolge  eines  Miss  Verständnisses. 

Was  das  badische  Eecht  anlangt,  so  schweigt  BehagheL 

Bentti  a.  a.  0.  S.  116  ist  ganz  unklar,  man  vermag  aus  seinen  Aus- 
führungen nicht  zu  erkennen,  was  er  für  Rechtens  hält.  Brauer  schweigt 
gleichflEdls  in  seinen  Erläuterungen. 

Oageur  a.  a.  0  S.  255,  256  will  Art.  470  anwenden  lassen,  er  beruft 
sich  dabei  auf  §  4h  der  vom  Grossh.  Justizministerium  erlassenen  Vormund- 
Schaftsinstruktion  vom  16.  März  1838.  Allein  diese  war  nie  Gesetz  und 
gilt  jetzt  auch  nicht  mehr. 
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fluss  des  zweiten  Ehemanns  von  jetzt  an  nicht  mehr  in  Beti^acht 
kommen  kann  (anders,  wenn  er  wegen  Incapacität  oder  Indignität 
abgesetzt  wird  —  hier  verliert  auch  die  Mutter -Vormünderin  die 
Yormundschaft  —  und  tritt  tutela  dativa  ein  —  Art.  405).  ^®) 

Die  Mutter -Vormünderin,  welcher  in  Gemässheit  des  Art.  396 
die  Vormundschaft  belassen  worden  ist,  hat  das  Recht  des  Art.  397 
(arg.  e.  contr.  Art.  399),  aber  sie  unterliegt  der  Beschränkung  des 
Art  400.    Siehe  §  10  Ziff.  3  u.  6  d.  W. 

Anhang  I. 

Die  Auflösung  der  Ehe  durch  Ehescheidung  giebt 
keinen  Anlass  zur  Eröffnung  der  Vormundschaft  über  die  minder- 
jährigen nicht  emanzipierten  ICinder. 

Das  Gesetz  sagt  nirgends,  dass  die  Eheauflösung  durch  Schei- 
dang  ein  Eröfl&iungsgrund  der  Vormundschaft  sei.  So  lange  beide 
Eltern  leben,  wenn  auch  in  geschiedener  Ehe,  tritt  keine  Vor- 
mnndschaft  ein.  Die  Kinder  stehen  allein  unter  elterlicher 
Gewalt.    Art.  389  u.  arg.  Ai-t.  390.  ^^) 

Anhang  II. 

Was  die  Vormundschaft  über  aussereheliche  Kinder 
anlangt,  so  hat  bezüglich  dieser  das  Gesetzbuch  keine  Bestim- 
mimgen. 

Die  gemeine  Meinung  in  Frankreich  geht  dabin,  dass  das 
aussereheliche  Kind  von  seiner  Geburt  an  einen  Vormund  haben 
soll,  einerlei,  ob  es  anerkannt  ist  oder  nicht.  Von  einer  gesetz- 
lichen Vormundschaft  von  Vater  oder  Mutter,  des  überlebenden 
Eltemteils  ist  keine  Rede  —  es  tritt  stets  tutela  dativa  ein. 


58)  So  aucli  in  Baden.  Vgl.  Annalen,  Bd.  LIV,  S.  169,  wonach  ein- 
mal von  einem  Amtsgericht  ausgesprochen  wurde,  dass  durch  die  Absetzung 
des  Mitvormunds  auch  die  Mutter  die  Vormundschaft  verliere. 

Vgl  auch  Mour Ion,  I  Nr.  1087;  Baudry-Lacantinerie,  I  Nr.  1008  Anm. 

^)  Renand,  CoUegienheft  §  38,  ist  der  Ansicht,  den  Kindern  sei  im 
Fall  der  Ehescheidung  ein  Vormund  vom  Familienrat  —  tutor  dativus  — 
aufsustellen,  und  als  solcher  könne  der  Vater,  die  Mutter,  ein  Dritter  auf- 
gestellt werden.  Für  diese  Ansicht  vermag  Benand  keinen  anderen  Grund 
an&abringen  als  den:  Sobald  die  Ehe  aufgelöst  sei,  müsse  der  minor  einen 
tator  haben.  Da  das  Gesetz  dies  nirgends  in  dieser  Allgemeinheit  sagt,  so 
i^  es  unrichtig. 
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Die  Behörde  ernennt  gewöhnlich  die  bekannte  Mutter  oder 
auch  den  Vater,  der  das  Kind  anerkannt  hat.  Dies  ist  übrigens 
alles  sehr  bestritten.  ^^) 

Nach  badischem  Landrecht  ist  das  Vormundschaftswesen 
über  die  ausserehelichen  Kinder  geregelt.  Die  bekannte  Mutter 
ist  kraft  Gesetzes  Vormttnderin.  Der  in  giltiger  Weise  an- 
erkannte Vater  (d.  h.  der  Vater,  welcher  das  Kind  in  gesetz- 
mässiger  Weise  —  freiwillig  oder  gezwungen  [infolge  Klage  und 
Urteils]  anerkannt  hat  —  Art.  334  u.  ff.  d.  Landr.)  hat  jedoch  das 
Eecht,  ihr  einen  Vormundschaftsbeistand  zu  ernennen. 

Ist  die  Mutter  nicht  bekannt,  so  hat  das  Amtsgericht 
von  Amts  wegen  den  Vormund  zu  bestellen. 

Art.  393  a  d.  Landr.  in  Verb.  m.  Art.  391  u.  §  17  R.-PoL-G., 
vgl.  mit  §  25  eod.  loco.  Vgl.  auch  §  13  des  II.  Einf.-Ed.  z.  Landr. 
(zu  Art.  393  a) ,  wodurch  die  in  Art.  393  a  vorgeschriebene  Mit- 
wirkung des  Kronanwalts  (Staatsanwalts)  beseitigt  ist.  «*)  Vgl.  auch 
§  68  E.-P0I.-O.;  §  54  D.-W.  f.  Standesb. 

§10. 

n.    Die  letztwillig  (vom  Iftngstlebenden  [zuletzt  mit  Tode 
abgehenden]   Eltemteil)  verordnete  Vormundschaft  (tutela 

testamentaria).  *) 

Als  ein  Recht  der  elterlichen  Gewalt  und  zugleich  als  eine 
Folge,  eine  Wirkung  der  gesetzlichen  Vormundschaft  des  über- 
lebenden Eltemteils  —  ja  das  Letztere  umsomehr,  als  mit  dem  Er- 


Vgl  namentlich  Laureut,  IV  Nr.  413  ff. ;  Aratz  a.  a,  0.,  Bd.  I  Nr.  697 ; 
Demolombe,  Vm  Nr.  385  u.  ff.  — 

Am  ausführlichsten  ist  Aeollas,  I  S.  487,  derselbe  verbreitet  sich  auch 
noch  auf  S.  492  sur  la  tutelle  des  eniants  trouves ,  abandonn^  ou  orphälins 
admis  dans  les  hospices. 

61)  Siehe  Behaghel,  I  §69  S.  212.  Vgl.  ferner  für  Baden  Rentti 
a.a.O.  S.98ff.  (zu  §  68  d.  R.-P0L-O.). 

*)  Vgl.  Zacharia-Dreyer,  I  §§  98  u.  100.  Stabel,  §  42.  Behaghel,  I 
§69  —  vgl.  auch  noch  namentlich  f&r  das  b ad i sehe  Recht  ausser  Be- 
haghel :  Gageur  a.  a.  0.,  Abschnitt  III,  Seite  160—164. 

Auch  die  Römer  kannten  diesen  Delationsgrund  der  Vormundschaft 
—  diese  Art  der  Tutel  — ,  nur  in  einem  erweiterten  Masse  als  der  C.  Nap. 

Nach  röm.  Recht  war  es  nicht  blos  dem  Vater  gestattet,  seinem  un- 
mündigen Kind  in  einem  gütigen  Testament  oder  Godizill  einen  Vormund 
zu  bestellen,  sondern  auch  —  aber  erst  im  späteren  Recht  —  in  Ermangelung 
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löschen  der  gesetzlichen  Voimundschaft  (dies^  Eltemteils),  .wenn 
auch  die  elterliche  Gewalt  bleibt,  das  Recht  erlischt  —  stellt 
sich  dar:  die  durch  Art.  397  ff.  statuierte  Wahlvormundschaft 
der  Eltern  (die  durch  den  Vater  oder  die  Mutter  deferierte  Vor- 
mundschaft) Art  397—401  C.  c. 

Der  zuletzt  sterbende  Elternteil  hat  das  aus- 
schliessliche Recht,  falls  er  bis  zu  seinem  Tode  die 
gesetzliche  Vormundschaft  über  seine  ehelichen  Kinder 
geführt  hat,  diesen  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  einen 
Vormund  aus  Verwandten  oder  Nichtverwandten  zu 
wählen.    Art.  397.  — 

Art.  397  im  Urtext  lautet: 

„Le  droit  individuel  de  choisir  un  tuteur  parent,  ou 
meme  ätranger,  n'appartient  qu'au  dernier  mourant  des  p^re 
et  mö?e."  — 

Hierdui-ch  soll  der  Gedanke  ausgedrückt  sein:  Wenn  die  Ehe 
der  Eltern  des  minderjährigen  Kindes  durch  den  Tod  des  Vaters 
oder  der  Mutter  aufgelöst  worden  ist,  und  der  überlebende  Parens 
(Vater  oder  Mutter)  die  gesetzliche  Vonnundschaft  bis  zu  seinem 
Tode  über  das  minderjährige  Kind  fortgeführt  hat,  so  kann  er, 
und  nur  er,  jenem  für  die  Zeit  nach  seinem  (des  betr.  Parens) 
Tod  einen  Vormund  als  seinen  (des  Parens)  Nachfolger  in  der  Vor- 


des  Vaters,  der  Mutter,  ja  sogar  einen  Fremden,  der  den  unmündigen  zum 
Erben  einsetzt.  Vgl.  §  3  u.  4  Inst,  de  tutelis  1, 13;  1. 1  Dig.  de  testamentaria 
ttttela  26, 2 ;  L  20  Dig.  eod.  loco ;  1. 1  §  1  Dig.  de  confirmando  tut.  26, 3 ;  1. 12  ff. 
Dig.  de  testamentaria  tutela  26,2;  1.  2  ff.,  1.  8 ff.  Dig.  de  confirmando  tutore 
26,2.  Die  testamentarische  Vormundschaft  war  dem  alt  französischen 
Becht  unbekannt;  erst  unter  dem  £in£uss  des  röm.  Rechts  tauchte  sie  hier 
und  da  auf.  Sie  bedurfte  aber  regelmässig  der  Bestätigung  der  Verwandten 
und  des  Gerichts,  nur  in  Bourbonnais,  Auvergne  undNivernois  ging 
sie  ohne  aUe  Bestätigung  allen  anderen  vor.  •  Im  Übrigen  gelten  von  ihr 
durchaus  die  Grundsätze  des  röm.  Rechts.  Vgl.  Warnkönig  n.  Stein,  Fran- 
zösische Staats  -  u.  Rechtsgeschichte  (2.  Ausg.  1875),  Bd.  II  S.  282. 

Auch  schon  der  Code  de  la  Convention  (d.  i.  das  [erste]  projet  de 
Ck)de  civil  präsentö  a  la  Convention  nationale  le  9^^  aoüt  1793  au  nom  du 
comitä  de  la  legislation  par  Cambac^rös)  hatte  die  tutela  testamentaria  in 
ganz  ähnlicher  (jedoch  viel  klarerer)  Weise  eingeführt,  als  dies  im  Code 
Nap.  der  Fall  ist  —  vgl.  Code  de  la  Convention ,  Tit  VHI  (des  tutelles)  ^ 
§  1,  Art  X  u.  XL  Siehe  Barazetti ,  Einführ,  in  das  französ.  Civik. ,  S.  313t 
iosbes.  341,  woselbst  als  Beilage  dieser  Code  de  la  Convention  abgedruckt 
ist,  und  §  2  Anm.  3  u.  4  und  Text  S.  18  daselbst. 
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mundschaft  wählen  (bestellen).  —  Seine  Wahl  kann  hierbei  auch 
auf  eine  Ascendentin  (badisch  freilich  nur  Grossmutter)  des  Kin- 
des fallen,  arg.  Art.  442. 

1.  Der  Urtext  des  Art.  397  C.  c.  bezeichnet  dieses  Recht  der 
Vormundschaftsbestellung  als  ein  droit  individuel  des  be- 
treffenden Parens. 

Damit  ist  ausgedrückt:  dieses  Recht  ist  ein  höchst  persön- 
liches Recht  (ein  jus  personalissimum),  es  kann  nur  von  dem  betr. 
Parens  ausgeübt,  nicht  auf  einen  Anderen  von  demselben  übertragen 
werden.  Mithin  kann  dieser  z.  B.  nicht  testamentarisch  über  die 
Ausübung  des  Rechts  zu  Gunsten  eines  Andei-en  eine  Verßigung 
treffen.  So  steht  z.  B.  auch  nicht  anderen  Personen  als  den  Eltern, 
z.  B.  auch  nicht  den  Grosseltem,  dieses  Recht  zu. 

Der  badische  Text  des  Art.  397  hat  den  Ausdruck:  „in- 
dividuelles Recht"  nicht,  allein  gleichwohl  muss  man  auch 
für  ihn  diese  Auslegung  gelten  lassen. 

Das  Recht,  wie  es  in  Art.  397  festgesetzt  ist,  und  das  sich, 
wie  oben  bemerkt,  nicht  blos  als  ein  solches  der  elterlichen  Ge- 
walt, sondern  viel  mehr  noch  als  eine  Folge  der  gesetzlichen  (na- 
türlichen, d.h.  im  natürlichen  Recht  begründeten)  Vormundschaft 
des  überlebenden  Eltemteils  darstellt,  kann  unter  den  angegebenen 
Voraussetzungen  daher  auch  der  minderjährige  überlebende 
Eltemteil  ausüben  (ohne  Mitwiitung  seines  Pflegere,  cui-ateur),  und 
da  es  ein  individuelles,  mit  der  elterlichen  Gewalt  und  der  gesetz- 
lichen Vormundschaft  zusanunenhängendes  Recht  ist,  kann  es  nicht 
durch  einen  Ehegatten  zum  Nachteil  des  andern  eingeschränkt, 
dem  einen  durch  den  anderen  entzogen  werden  —  weder  durch 
Verfügung  unter  Lebenden,  noch  durch  solche  von  Todes  wegen 
(trägt  ja  doch  alles,  was  mit  der  elterlichen  Gewalt  zusammen- 
hängt, einen  öffentlichen  Rechtscharakter  —  und  ,jus  publicum 
piivatorum  pactis  mutari  non  postet"  —  Art.  6  C.  c). 

So  hat  die  Mutter  z.  B.  dieses  Recht  auch  dann,  wenn  ihr 
der  Mann  einen  Vormundschaftsbeistand  gegeben  hat.  Vgl. 
Art.  391,  392.  Sie  kann  es  stets  ausüben,  ohne  dass  dieser  mit- 
zuwirken hat  (seine  Mitwirkung  kann  in  Bezug  auf  dieses  Recht 
nicht  vorgeschrieben  werden).    Vgl.  §  40  d.W. 

2.  Nach  der  gemeinen  Meinung  steht  das  Recht  des  Art.  397 
nur  einem  ehelichen  Parens  zu.  Dies  folgt  aus  den  Worten  des 
Art.  397:  „au  demier  mourant  des  pfere  et  mere." 
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3.  Von  den  ehelichen  Eltern  des  Minderjährigen  oder  der 
Mindeijährigen  hat  nnr  derjenige  Eltemteü  das  Recht  des  Art.  397, 
welcher  von  diesen  Eltern  der  überlebende  Teü  ist,  wobei  es  ganz 
einerlei  ist,  ob  dies  der  Vater  oder  die  Matter  ist  (also  anders  als 
nach  dem  „ursprünglichen^^  römischen  Recht  [dem  im  all- 
gemeinen die  Lehre  entnommen  ist  —  Siehe  oben  S.  118  Anm.  % 
wonach  das  Recht  der  Wahl  eines  Vormunds  durch  Testament  nur 
dem  überlebenden  Vater  zustand  —  nach  späterem  römischen 
Recht  wurde  es  freilich  auch  der  Mutter  zugestanden). 

Nur  in  einem  Falle  ist  die  Mutter  nach  rein  französischem 
Recht  anders  als  der  Vater  behandelt,  nämlich:  wenn  sie  der  über- 
lebende Teil  ist  und  zur  zweiten  Ehe  schreitet,  und  ihr  die  bisher 
innegehabte  Vormundschaft  durch  den  auf  ihre  Veranlassung  zu- 
sammenberufenen Familienrat  über  ihre  Kinder  erster  Ehe  belassen 
wird  (Art.  396)  und  sie  diesen  für  die  Zeit  nach  ihrem  (der  Mutter  - 
Tormünderin)  Tod  einen  Vormund  gemäss  Art.  397  wählt,  so  kann 
solcher  nach  ihrem  Tode  nur  unter  Bestätigung  des  Familienrats, 
welchem  dies  Recht  der  Bestätigung  nach  Gutbefinden  zusteht, 
zugelassen  werden.  Art.  400.  Bestätigt  er  den  so  gewählten  Vor- 
mund, so  erscheint  die  Vormundschaft  dann  gleichwohl  als  eine 
tatela  testamentaria :  denn  der  Familienrat  bestätigt  lediglich  die 
Wahl  der  Mutter -Vormünderin. 

Hieraus  folgt,  dass  die  gesetzliche  Vormundschaft  der  As- 
cendent«!  (Art.  402—404)  nicht  statthat,  wenn  der  testamentarische 
Vormund  infolge  eines  Entschuldigungsgrundes  nicht  in  die  Vor- 
mundschaft eintritt  —  sowie  auch,  wenn  der  Familienrat  ihn  nicht 
bestätigt.  In  diesen  beiden  Fällen,  eröffiiet  sich  dann  die  tutela 
dativa,  ist  es  dann  Sache  des  Familienrats,  einen  Vormund  zu  er- 
nennen (es  muss  nicht  auch  gerade  ein  Ascendent  ernannt  werden) 
—  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Art.  405. 

Wenn  die  Vorschrift  des  Art.  400  nicht  bestehen  würde, 
könnte  er  nicht  beliebig  einen  anderen  Vormund  ernennen  (er  könnte 
nur  einen  solchen  ernennen,  wenn  der  tutor  testamentarius  ent- 
schuldigt wäre).  1)     Vgl.  auch  oben  §  9  S.  111  d.  W.    In  aUen 

»)  Vgl.  Laurent,  IV  Nr.  398  in  Verb.  m.  Yalette  sur  Proudhon,  Da 
Tetat  des  peorsonnes,  t.  n  S.  294  Nr.  III. 

Vgl.  auch  Aeollas  a.a.O.  I,  zu  Art. 400,  S. 424,  der  hier  eine  gute 
Interpretation  des  Art.  400  giebt. 

Das  Nähere  über  Art.  400  weiter  unt^n  Ziffer  6. 
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anderen  Fällen  der  tutela  testamentaria,  sei  es,  dass  der  Mann,  sei 
es,  dass  die  Fran  den  Vormund  gewählt  hat,  gieht  es  keinBestäti- 
gangsrecht. 

Anders  ist's  nach  badischem  Eecht.  Hiemach  bedarf  jeder 
tator  testamentarius  der  Bestätigung  durch  den  Familienrat, 
die  das  Amtsgericht  nach  Anhörung  der  ständigen  Beiräte  und  des 
Waisenrichters  ausspricht,  und  darf  diese  Bestätigung  nicht  ohne  ge- 
setzlich begründete  Ursache  verweigert  werden.  Art.  397  in  Verb, 
m.  §  17  des  E.-P.-Ges.  u.  §  67  u.  68  St.-P.-O. 

Dadurch  wird  für  das  badische  Recht  der  Art.  400  überflüssig 
—  er  wäre  daher  zu  streichen  gewesen,  was  offenbar  aus  Über- 
sehen nicht  geschehen  ist  — 

Da  sich  das  Becht,  einen  testamentarischen  Vormund  zu  wäh- 
len, fär  den  einen  Ehegatten  nur  mit  dem  Tod  des  anderen  er- 
öffiiet  —  Art  397 ,  so  wäre  die  Ernennung  des  Vormunds  durch  den 
zuerst  stei*benden  Ehegatten  ohne  alle  rechtliche  Wirkung, 
und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  überlebende  Ehegatte  von  der 
gesetzlichen  Vormundschaft  entfernt  würde,  wegen  Entmündigung 
oder  Indignität.  —  vgl.  Art.  335  C.  p6n.  — 

4.  Der  überlebende  Ehegatte  kann  dem  minderjährigen  Kinde 
nur  für  die  Zeit  nach  seinem  (des  ersteren)  Tod  einen  Vormund 
bestellen.  Dies  ist  nun  zwar  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze  aus- 
gesprochen, allein  es  ergiebt  sich  aus  der  Ausdrucksweise  der 
Art.  397  u.  402  im  Urtexte,  —  womach  nur  der  „zuletzt  ster- 
bende" der  beiden  Eltern  das  Wahlrecht  hat.  Damit  ist  offenbar 
ausgedrückt:  der  überlebende  Ehegatte  Elternteü  hat  dies  Eecht, 
einen  Vormund  zu  ernennen  —  „für  die  Zeit  nach  seinem 
(des  Parens)  Tod".  (Die  Übersetzung  der  Art.  397,  402  im 
badischen  Landrecht  mit:  „der  Längstlebende"^  ist  daher 
ungenau,  weil  man  daraus  folgern  könnte:  er  kann,  wenn  er  nur 
seinen  Eliegatten  überlebt  hat,  auch  schon  für  die  Zeit  vor  seinem 
Tode,  also  für  sofort,  einen  Vormund  ernennen.)  Es  ist  also  durch 
die  Ausdrucksweise  des  französischen  Textes  „le  demier  moui*ant 
des  p6re  et  märe",  und  dieser  Schluss  ist  geradezu  genügend,  für 
den  überlebenden  Ehegatten  das  Recht  ausgeschlossen,  einen  Vor- 
mund zu  ernennen,  der  ihn  bei  Lebzeiten  ersetzen  soll.  Mithin  ist 
auch  der  überlebende  Elternteü  nicht  berechtigt,  wenn  er  aus 
irgend  einem  Grunde  (Weigerung  —  Art.  394  — ,  Entschuldigung, 
Unfilhigkeit,   ünwürdigkeit  [Ausschliessung  oder  Absetzung])   die 
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Vonnimdscliaft  über  sein  Kind  nicht  fuhrt,  sich  einen  Vonnimd  zu 
wählen,  der  ihn  zu  seinen  Lebzeiten  ersetzen  soll.  Auch  eine 
solche  Wahl  wäre  ohne  alle  rechtliche  Wirkung. 

5.  Das  Recht  des  Art.  397  kann  nur  derjenige  überlebende 
Ehegatte  ausüben,  welcher  selbst  dis  gesetzliche  Vormundschaft 
aber  seine  minderjährigen  Kinder  bis  zu  seinem  Tode  geführt  hat. 

Ist  ja  doch  dies  Recht  recht  eigentlich  eine  Wirkung  der 
gesetzlichen  Vormundschaft,  welche  mit  dieser  steht  und  fällt,  — 
und  dann:  wenn  der  überlebenden  Parens,  welcher  die  gesetzliche 
Vormundschaft  über  seine  Kinder  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  ffihrt,  einen  Vormund  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  bestellen 
könnte,  so  müsste  der  inzwischen  ernannte  andere  Vormund  —  und 
ein  solcher  muss,  wenn  der  Vater  die  Vormundschaft  (hier  die  gesetz- 
üche  Vormundschaft)  nicht  fiihrt,  vom  Familienrat  eniannt  werden, 
bezw.  worden  sem,  —  Art.  405  —  aus  seinem  Amte  treten,  m.  a.  W. 
der  fiberlebende  Parens  würde  den  im  Amte  befindlichen  Dativ- 
vormund absetzen,  wozu  ihm  das  Gesetz  kein  Recht  giebt.  Auch 
kann  er  eine  Gewalt,  welche  er  selbst-nicht  hat  —  und  er  hat  sie  nicht: 
denn  er  ist  ja  nicht  Vormund  — ,  nicht  auf  emen  anderen  übertragen. 

Frage:  Gesetzt  der  Dativvormund,  der  inzwischen  er- 
nannt worden  ist,  ist  im  Augenblick  des  Todes  des  zuletzt  ster- 
benden Eltemteils  tot  oder  abgesetzt  und  nicht  durch  einen  anderen 
ersetzt,  gilt  die  getroffene  Wahl  des  tutor  testamentarius? 

Wir  verneinen  die  Frage,  weil  der  Eltemteil  nicht  bis  zu 
seinem  Tode  die  Vonnundschaft  gefuhrt  hat. 

Die  tulela  testamentaria  kann  nur  der  Eltemteü  bestellen, 
welcher  selbst  bis  zu  seinem  Tode  (gesetzlicher)  Vormund  war: 
denn  ein  Recht,  das  er  nicht  hat,  kann  er  nicht  übertragen. 

Und  auch  die  Frage:  ob  der  überlebende  Eltemteil,  wel- 
cher die  Vormundschaft  veiioren  hat,  aber  in  der  !Folge  als  Dativvor- 
niund  eingesetzt  worden  ist  und  solcher  im  Augenblick  seines 
Todes  noch  ist,  einen  testamentarischen  Vormund  bestellen  kann? 
—  ist  zu  verneinen:  denn  der  Parens  hat  seine  Vormundschafts- 
gewalt nicht  mehr  kraft  Gesetzes,  sondern  auf  Grund  eines  Familien- 
ratsbeschlusses —  der  Familienrat  allein  >  der  ihn  ernannt  hat, 
kann  einen  Vormund,  der  ihn  ersetzen  soll,  ernennen. 

W(am  einmal  die  tutela  dativa  Platz  gegriffen  hat  und  es 
kommt  zu  einer  neuen  Vormundschaft,  so  kann  diese  stets  wieder 
nni*  eine  tutela  dativa  sein. 
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Das  Gesetz  selber  wendet  den  Grundsatz,  dass  der  über- 
lebende Eltemteil,  der  die  Vormundschaft  verloren  hat ,  nicht  einen 
tutor  testamentarius  bestellen  kann,  ausdrücklich  auf  einen  Fall  an: 
auf  die  Mutter- Vormünderin ,  welche,  sei  es  in  Folge  ihrer  Nach- 
lässigkeit (Art  395),  sei  es  in  Folge  der  Nichtbelassung  in  der 
Vormundschaft  durdi  den  Familienrat,  die  Vormundschaft  über  ihre 
erstehelichen  Kinder  nicht  mehi*  hat.  —  Sie  kann  ihnen  gemäss 
Art.  399  keinen  Vormund  bestellen.  Sie  ist  eben  nicht  Vormün- 
derin. Es  ist  denkbai',  dass  bei  ihrem  Tode  kein  Datiwormund 
ernannt  ist,  dann  ist  nur  eine  tutelle  de  fait  da  —  und  es  kann  da- 
her die  Mutter  auch  in  diesem  Falle  keine  Gewalt  auf  einen  An- 
deren übertragen,  welche  sie  nicht  hat  —  sie  ist  eben  nicht  Vor- 
münderin (de  droit).  Nur  der  Familienrat  kann  hier  den 
Vormund  ernennen. 

6.  Wenn  also  ein  Ehegatte  das  Recht  des  Art.  397  nicht 
ausüben  kann  und  gleichwohl  einen  tutor  testamentarius 
bestellt,  so  ist  die  Bestellung  durchaus  ohne  rechüiche  Bedeu- 
tung —  und  tritt  die  gesetzliche  Vormundschaft  der 
Ascendenten  ein.  Die  Sache  ist  so  anzusehen,  als  ob  gar  keine 
Wahlvormundschaft  vorliegt. 

Hat  hingegen  die  Wahl  eines  Vormunds  in  rechtsgiltiger 
Weise  stattgeftmden ,  so  genügt  dies,  um  die  gesetzliche 
Vormundschaft  des  Ascendenten  zu  beseitigen. 

Sollte  der  gilt  ig  von  dem  Parens  gewählte  Vormund  die 
Vormundschaft  nicht  annehmen  können,  weil  er  unfähig  ist,  oder 
sie  ablehnen,  d.  h.  in  Folge  der  Vorschützung  eines  Entschuldigungs- 
grundes ihrer  entledigt  werden,  oder  nach  angenommener  Vormund- 
schaft abgesetzt  werden  oder  sterben,  so  tritt  stets  tutela  dativa 
ein  (ebenso  bei  nicht  erfolgter  Bestätigung  im  Falle  des  Art.  400 
—  nach  badischem  Eecht  ganz  allgemein  bei  nicht  erfolgter  Be- 
stätigung in  allen  Fällen  —  siehe  oben  S.  122). 

(Die  Ascendenten  sind  in  den  Augen  des  G^etzgebei-s 
allein  durch  die  Thatsache,  dass  der  Parens  sie  durch  die  giltige 
Wahl  eines  Vormunds  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen  hat 
[freilich  er  kann  auch  einen  Ascendenten  selbst  wählen],  ver- 
dächtig geworden).    Dies  folgt  aus  den  Art.  402  u.  405. 

Stirbt  der  tutor  testamentarius  vor  dem  Parens,  welcher 
ihn  für  die  Zeit  nach  seinem  Tod  bestellt  hat,  so  tritt  dagegen 
tutela  legitima  ascendentium  ein  (Art.  405  ist  hier  nicht 
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anwendbar:  denn  wenn  der  Parens  durch  die  Ernennung  auch  die 
Absicht  hatte,  die  Ascendenten  auszuschliessen ,  so  ist  die  Er- 
nennung bei  seinen  Lebzeiten  hinfällig  geworden,  —  da  er  sie  nicht 
erneuert  hat,  so  hat  er  stillschweigend  seinen  Willen  kundgegeben, 
dass  die  Vormundschaft  auf  die  Ascendenten  übergehen  soll).  Vgl. 
auch  arg.  Art.  1037  u.  arg.  Art.  402  u.  405  2). 

Die  Ernennung  des  tutor  testamentarius  darf  weder  beding- 
ungsweise (d.  h.  weder  unter  einer  au&chiebenden  Bedingung 
—  Art.  1181  —  [Suspensivbedingung]  noch  einer  auflösenden  Be- 
dingung —  Art,  1183  —  [Resolutivbedingung],  noch  auch  nur  auf 
eine  bestimmte  Zeit  (ad  certum  diem),  noch  auch  so,  dass  er 
erst  nach  einer  bestimmten  Zeit  nach  dem  Tode  des  Parens 
ins  Amt  treten  ^oU  (a  cerfo  die)  erfolgen.  Eine  solche  Ernennung  ist 
nach  der  gemeinen  Meinung  nach  französischem  Recht  ungiltig.  (Ja, 
dies  trifft  nicht  blos  bei  der  Wahlvormundschaft,  sondern  überhaupt^ 
auch  bei  jeder  Dati wormundschaft ,  zu  —  es  ist  dies  prinzipiell 
unzulässig).  ^) 

Nach  badisohem  Recht  ist's  anders.  Hier  bestimmt  der  Zu- 
satz Art.  398  a:  „Niemals  kann  weder  von  den  Eltern,  noch  von 
dem  Familienrat,  der  Vormund  eines  Mindeijährigen  unter  „auf- 
schiebenden Bedingungen"  ernannt  werden."  —  Mithin  ist 
nach  badischem  Recht  prinzipiell  die  Ernennung  eines  Vor- 
munds, sei  es  eines  Wahlvormunds,  sei  es  eines  Datiwormundes, 
ungiltig,  wenn  sie  unter  Suspensivbedingung  erfolgt  ist,  wäh- 
rend sie  unter  Resolutivbedingung  oder  auf  bestimmte  Zeit  (nicht 
aber  so,  dass  sie  erst  nach  einer  bestimmten  Zeit  nach  dem  Tod 
des  wählenden  Parens  oder  nach  der  Dativtutoremennung  [a  die] 
eintreten  soll  —  was  einer  Ernennung  unter  Suspensivbedingung 
gleichkommen  würde)  geschehen,  als  giltig  zu  betrachten  ist.^) 

2)  Siehe  Laurent,  IV  No.  402. 

3j  Vgl  Laurent,  IV  No.  370.  Boileax,  I  zu  Art  397,  S.  320,  321  u 
insbes.  Demolombe,  VII  No.  227.  Zacharlä-Dreyer,  I  §  90  Text  u.  Anm.  1 
(Fächelt)  n.  Aubry  et  Bau,  I  §  89. 

*)  VgL  für  Baden:  Brauer,  Erläut.  I  S.  291  zu  Zusatasart.  398a:  femer 
&a(^iur  a.  a.  0.,  S.  162:  „denn  die  Vormundscliaft  muss  nach  dem  Zweck  und 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  unverzilglich  eintreten,  das  Elind  muss  stets 
geschützt  sein.**  —  Art.  6b  (das  frühere  gemeine  Recht  gilt  nicht  mehr,  nach 
welchen  die  unter  Bedingungen  überhaupt  erfolgenden  elterlichen  Vormund- 
schaftsemennungen  entsprechend  dem  röm.  Recht  verboten  waren). 

Vgl.  femer  Trefurt,  S.  42. 
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Im  Falle  einer  aus  diesem  Grund  ungiltigen  Ernennung  eines 
Wahlvormunds  tritt,  wie  bei  jeder  ungiltigen  Ernennung  eines  sol- 
chen, die  Ascendentenvormundschaft  ein.    Art.  402. 

Desgleichen,  wenn  die  getroffene  Wahl  in  formeller  Be- 
ziehung ungiltig  ist.    Siehe  weiter  unten  Ziffer  7. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  399  u.  400,  welche  wir  oben 
S.  124  u.  S.  121  d.  W.  schon  vorübergehend  besprochen  haben,  er- 
heischen hier  noch  eine  eingehendere  Erörterung. 

Beide  Artikel  enthalten  besondere  Bestimmungen  in  Bezug 
auf  die  tLberlebende  Mutter,  die  Vormünderin  ihrer  erstehelichen 
Kinder  ist  und  sich  wiederverehelicht.  Der  Vater  verliert 
durch  Wiedervehelichung  die  gesetzliche  Vormundschaft  nicht 
und  deshalb  auch  nicht  das  Ernennungsrecht  eines  testamentarischen 
Vonnunds  (er  verliert  selbstverstän^ich  dadurch  auch  nicht  eine 
etwaige  Dativvormundschaft,  diese  bleibt  ihm  —  er  hat  aber,  wenn 
er  Dativvormund  ist ,  kein  Recht  der  Ernennung  eines  Testaments- 
vormunds.) 

Anders  ist's  bei  derMutter-Vormünderin,  die  sich  wie- 
der verheiratet.  Ihre  neue  Ehe  hat  entweder  den  Verlust  des 
Bechts  des  Art.  397  im  Gefolge  (vorausgesetzt,  dass  sie  gesetzliche 
Vormünderin  war,  dann  war  sie  Dativvormünderin,  so  hat  sie  an  und 
für  sich  dieses  Becht  nicht),  oder  es  tritt  durch  dieselbe  eine  Modifi- 
kation des  sonst  in  betreff  der  testamentarischen  Vormundschaft 
geltenden  Rechts  ein. 

Das  Gesetz  unterscheidet  in  dieser  Beziehung,  ob  der 
Mutter-Vormünderin  bei  ihi'er  Wiederverheiratung  die 
gesetzliche  Vormundschaft  über  ihre  ehelichen  Kinder  be- 
lassen worden  ist,  oder  nicht. 

Ist  sie  ihr  belassen  worden,  so  hat  sie  das  Wahlrecht  des 
Art.  397  verloren.  Art.  399.  Ebenso  ist's,  wenn  sie  die  gesetz- 
liche Vormundschaft  wegen  nicht  veranlasster  Zusammenberufung 
des  Familienrats  kraft  Gesetzes  verloren  hat  —  arg.  Art.  399  in 
Verb,  mit  Art.  395.^) 


5)  Die  Regel  gilt  auch,  wenn  die  Mutter  nach  der  Wiederverheiratun 
Wittwe  geworden  ist  und  aus  der  zweiten  Ehe  keine  Eander  vorhanden  sind. 

Vgl.  Demolombe,  YII  No.  170;  Zaehari&-Drejer,  I  S.  100  Anm.  8 
(Dreyer). 

A.  M.  Gagenr  a  a.  0.,  S.  162  unten,  jedoch  ohne  stichhaltige  Gründe. 
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Ein  Recht,  das  sie  nicht  mehr  hat,  kann  sie  nicht  mehr  auf 
einen  Anderen  übertragen.  Sollte  sie  später  Datiwormünderin  ge- 
worden sein ,  so  ändert  dies  hieran  nichts.  Eine  von  ihr  getroffene 
Wahl  eines  Testamentsvormunds  ist  daher  ohne  alle  rechtliche 
Wirkung  —  arg.  Art.  399  — ,  und  tritt  somit  mit  ihrem  Ableben 
die  gesetzliche  Vormundschaft  der  Ascendenten  ein,  vorausgesetzt, 
dass  sich  kein  Datiwormund  im  Amte  befindet. 

Freilich,  wenn  keine  Ascendenten  da  sind,  so  hindert 
das  nicht,  dass  der  Familienrat  den  von  der  Mutter  gewähl- 
ten Vormund  zum  Dativvormund  ernennt. 

Ist  der  sich  wieder  verheiratenden  Mutter-Vormün- 
derin  die  gesetzliche  Vormundschaft  über  ihre  erstehe- 
lichen Kinder  belassen  worden,  so  behält  sie  ihr 
Wahl  recht  (vorausgesetzt  natürlich,  dass  sie  im  Besitz  dieser  Vor- 
mundschaft stirbt.) 

Da  aber  die  Wahl,  die  sie  trifft,  ihr  möglicherweise  durch 
ihren  neuen  Ehemann  an%enötigt  worden  ist,  so  schreibt  der 
Art.  400,  um  die  Interessen  der  erstehelichen  Kinder  zu  wahi*en, 
vor,  dass  die  Wahl  nur  dann  gültig  sein  soll,  wenn  sie  durch  den 
Familienrat  bestätigt  worden  ist. 

Diese  Bestätigung  kann  der  Familienrat  nach  seinem  Er- 
messen geben  oder  verweigern. 

Man  könnte  nun  sagen,  worin  liegt  aber  dann  der  Unter- 
schied zwischen  der  Vorschrift  des  Art.  399  und  jener  des  Art.  400, 
—  da  ja  der  Familienrat  im  Fall  des  Art.  399  den  von  der  Mutter 
in  nngütiger  Weise  gewählten  Vormund  so  gut  ernennen  kann,  wie 
er  im  Fall  des  Art.  400  den  von  ihr  giltiger  Weise  gewählten  Vor- 
mund bestätigen  kann  (was  in  seiner  Wirkung  auf  dasselbe  hinaus- 
kommt, wie  die  Ernennung  im  Fall  des  Art.  399  — ;  der  Betreffende 
wird  ebendann  Vormund). 

Es  ist  richtig,  dass  kein  Unterschied  vorhanden  ist,  im 
Falle  keine  Ascendenten  da  sind. 

Allein,  wenn  Ascendenten  da  sind,  dann  liegt  ein  grosser 
Unterschied  vor. 

Wenn  nämlich  Ascendenten  da  sind,  so  kann  die  Mutter, 
welche  infolge  ihrer  zweiten  Ehe  ihr  Wahlrecht  verloren  hat,  die 
gesetzlichen  Ascendenten  ihrer  Ejuder  nicht  von  der  Vormundschaft 
entfernen:  denn  sie  hat  das  Recht,  einen  Vormund  zu  wählen,  ver- 
loren.   Art.  399. 
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Die  Mutter  hingegen,  welche  in  der  Vormundschaft,  trotz 
ihrer  zweiten  Ehe  belassen  worden  ist,  kann  durch  die  Wahl  eines 
Vormundes,  da  sie  das  Kecht  hat,  eine  solche  vorzunehmen  — 
Art.  400  — ,  die  etwa  vorhandenen  Ascendenten  von  der  Vormund- 
schaft ausschliessen. 

Bestätigt  der  Familienrat  dann  den  gewäMten  Vormund, 
so  findet  die  gesetzliche  Ascendentenvormundschaft  nicht  statt;  be- 
stätigt er  ihn  nicht,  so  greift  gleichwohl  solche  nicht  Platz,  der 
Familienrat  muss  in  diesem  Falle  einen  Dativ>rormund  au&tellen: 
denn  die  zur  Wahl  berechtigte  Mutter  hat  dadurch ,  dass  sie  einen 
Vormimd  gewählt  hat,  die  Ascendentenvormundschaft  ausgeschlossen, 
wenn  auch  die  Wahl  des  von  ihr  bezeichneten  Vormund  ohne  Wir- 
kung geblieben  ist,  z.  B.  wenn  derselbe  sie  nicht  annimmt  u.  dergl. 
Die  Wahl  der  wahlberechtigten  Mutter  ist  (wenn  die  übrigen 
Voraussetzungen  zutreffen)  giltig  in  dem  Sinne  (wenn  sie  bestätigt 
imd  auch  wenn  sie  nicht  bestätigt  wird),  dass  sie  jedenfalls  die 
gesetzliche  Vormundschaft  der  Ascendenten  ausschliesst.  Arg. 
Art.  402  u.  405.») 

In  kurzer  Rekapitulation  des  hier  unter  Ziff.  1 — 6  Vor- 
getragenen, stellen  wir  mit  teilweisem  Anschlüsse  anZachariä, 
I  §  100,  folgende  Sätze  auf  (hierbei  die  vorgetragenen  Details  weg- 
lassend): 

Beide  Eltern,  sowohl  der  Vater  als  die  Mutter,  —  und  nur 
diese  —  haben  das  Recht  fär  ihre  ehelichen  Kinder  einen  Vormund 
zu  wählen  (choisir);  und  es  kann  kein  Eltemteil  den  anderen  in 
der  Ausübung  dieses  Rechts  beschränken  (so  hat  die  Mutter  z.  B. 
dieses  Recht  auch  dann,  wenn  ihr  der  Mann  einen  Vormund- 
schaftsbeistand gegeben  hat).    Jedoch  kann  nur  der  zuletzt  mit 


^)  Vgl.  hieraber  Bandry-Lacantinerie,  I  No.  1013  u.  1014;  MourloD, 
I  No.  1102,  1103;  Demolombe,  VH  No.  165  fi;  Arntz,  I  No.  706;  AcollnSy  I 
zu  Art.  399  u.  400  (siehe  auch  oben  Seite  121  Anm.  1).  Der  Letztere  sagt 
sehr  treffend:  „La  forme  de  l'art.  400  est  naive;  en  voici  le  sens  au  fond: 
ce  texte  veut  dire  que  ^s'il  y  a  des  ascendants  et  que  la  mere  remariee 
et  maintenue  dans  la  tuteile  ait  us6  dela  facult^  de  designation 
que  lui  conföre  Part.  400,  cette  d^signation  produira  Teffet 
d^ecarter  la  tiitelle  legitime  des  ascendants  et  de  faire  ouvrir 
la  tuteile  dative.*  — 

„Le  conseil  de  famille,  en  vertu  de  la  d^signation  de  la  mere,  a  alors 
le  droit  de  confirmer  le  tutenr  d^ignö  ou  d'en  nommer  un  autre  k  la  place ; 
ce  qu'il  n'eut  pas  pu  faire  si  l'art.  400  n'existait  pas." 
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dem  Tode  abgehende  Eltemteil  (d.  h.  der  überlebende  Eltemteil 
für  die  Zdt  nach  seinem  Tode),  und  zwar  erst  nach  dem  Tod 
des  anderen  Eltemteils,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen, 
Yoransgesetzt,  dass  er  gesetzlicher  Vormund  seiner  Kinder  (und 
zwar  bis  zu  seinem  Tode)  ist.  Art.  397.  Mithin  kann  er  in  fol- 
g^den  Fällen,  weil  er  in  denselben  nicht  oder  nicht  mehr  ge- 
setzlicher Vormund  ist,  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch 
machen  (dieses  Recht  nicht  ausüben): 

a)  Wenn  er  für  seine  Person  von  der  Vormundschaft  über 
seine  eigenen  Kinder  ausgeschlossen  oder  abgesetzt  worden  ist; 
arg.  Art.  399;  445;  — 

b)  wenn  er  für  seine  Person  die  Vormundschaft  von  sich 
abgelehnt  (Art  394)  oder  sich  von  der  Führung  der  Vormund- 
schaft entschuldigt  hat; 

c)  wenn  er  aus  irgend  einem  Grunde ,  z.  B.  wegen  Ver- 
brechen, der  elterlichen  Gewalt  und  damit  der  Vormundschaft 
veifcstig  gegangen  ist;  Art.  42  und  335  C.  p^n.  —  vgl.  ftii'  das 
bad.  Recht  auch  §  3  S.  27  ff,  u.  §  23  d.  W.; 

d)  wenn  die  Mutter  der  überlebende  Teil  ist,  und  ihr,  als 
sie  zu  einer  neuen  Ehe  schritt,  die  Vormundschaft  über  die  Kinder 
der  vorigen  Ehe  nicht  vom  Familienrate  belassen  worden  ist  — 
Art  399,  ebenso,  wenn  sie  solche  infolge  Zuwiderhandels  gegen  die 
Vorschrift  des  Art.  395  kraft  Gesetzes  verloren  hat;  —  ist  ihr 
dieselbe  im  Fall  einer  neuen  Heirat  belassen  worden,  so  ist  die 
Wahl  eines  Vormunds,  welche  sie  för  die  Kinder  ihrer  vorigen 
Ehe  getroffen  hat,  nur  insofern  giltig,  als  sie  von  einem  Fami- 
Kenrat  (nach  Gutbeflnden)  bestätigt  worden  ist.    Art.  400. 

—  Nach  badischem  Recht  bedarf  übrigens  jeder  vom 

überlebenden  Parens  gewählte  Vormund  der  Bestätigung,  welche 

ohne  gesetzlich  b^ründete  Ursache  nicht  verweigert  werden  darf. 

§  18  R.-P.-G.  in  Verb.  m.  §  62  Abs.  2,  3  u.  §  68  Abs.  2 

R-R-0.  — 

Dagegen  kann  der  überlebende  Ehegatte  auch  vom  Recht  des 
Art.  397  selbst  dann  Gebrauch  machen,  wenn  er  minderjährig  ist 
(raid  zwar  ohne  Mitwirkung  seines  Pflegers  —  Curators). 

Ist  der  zuletzt  sterbende  Ehegatte  Dativvormund,  so  steht 
ihm  dieses  Recht  nicht  zu. 

Hinsichtlich  der  Person  des  zu  Wählenden  besteht  keine  Be- 
schränkung.   Art.  397. 

Barasetti,  die  Vonnundackaft  n.  s.  v.  9 
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Es  dürfte  übrigens  auch  nichts  im  Wege  stehen,  dem  berech- 
tigten Eltemteil  zu  gestatten,  einen  anderen  Vormund  für  die  Er- 
ziehung, einen  anderen  für  die  Verwaltung  des  Mündelvermögens 
zu  ernennen,^)  —  umsomehr  dies  in  Baden,  wo  ja  stets  Bestäti- 
gung erheischt  wird,  —  ja  auch  die  Wahl  eines  Nebenvormundes 
dürfte  so  statthaft  sein.  ^)  Über  die  Folgen  einer  rechtsungütigen  Er- 
nennung des  Wahlvonnundes  und  darüber,  wenn  solche  rechtsun- 
giltig  ist  —  siehe  oben  S.  124  u.  flf.  d.W.  Dei'  luiehelichen  Mutter 
und  dem  anerkennenden  unehelichen  Vater  steht,  auch  wenn 
jene  oder  dieser  Vormund  wäre,  das  Recht  des  Art.  397  nicht 
zu  (da  es  nur  dem  längstlebenden  ehelichen  Eltemteil  gegeben 
ist).  Das  Gegenteil  für  das  badische  Becht  (ftir  das  franzö- 
sische Recht  kommt  die  Frage  überhaupt  nicht  in  Betra<^ht,  ja 
eigentlich  auch  nicht  ftir  das  badische  Recht)  aus  Art.  398a  im 
Wege  der  Analogie  folgern  zu  wollen ,  geht  nicht  an.  ®) 

7)  Was  die  Form  der  Wahl  des  testamentarischen  Vor- 
munds anlangt,  so  vollzieht  sich  solche  nach  den  Vorschriften, 
welche  das  Gesetz  für  die  Ernennung  eines  Vormundschaftsbei- 
stands vorschreibt  —  und  nur  so.  Art.  398  in  Verb.  m.  Art.  392. 
Vgl.  auch  §  40  d.  W. 

Demnach  kann  nach  französischem  Recht  die  Wahl  des 
Vormunds  dui^ch  den  längstlebenden  Ehegatten  nur  in  folgender 
alternativer  Weise,  was  die  Form  betrifft  geschehen:  1)  Entweder 
durch  eine  letztwillige  Verfügung,  ^^j  oder  2)  durch  eine  vor  dem 
Friedensrichter  des  Wohnsitzes   des  genannten  Ehegatten  ^^)    mit 

^)  Vgl.  Zacharift-Dreyer ,  I  §  103  Anm.  1  in  Verb.  m.  §  90  Anm.  3  u. 
Text;  Slrej  64 ^  I,  21.  (Es  sind  dies  keine  wirklichen  Gotatores,  deshalb 
haften  sie  auch  nicht  insolidam  —  arg.  Art.  396;  anders  im  FaUe  des  Art.  417 
—  Fachelt  in  Anm.  3  zu  Zaeharlä,  I  §  90). 

8)  Vgl.  Behaghel,  I  §  69  Ziff.  4  Abs.  2  u.  §  2  Ziff.  H  unseres  W. 

0)  Siehe  Gagenr  a.  a  0.  S.  163  u.  164,  welcher  dies  thut,  jedoch  auch 
ohne  jede  stichhaltige  Begründung. 

10)  In  irgend  einer  von  den  zulässigen  Testamentsformen,  Art.  969  u.  ö., 
so  bemerkt  richtig  Zacharift-Dreyer,  I  §  100  Text  u.  Anm.  11.  (Mithin 
würde  z  B.  die  Wahl,  welche  der  überlebende  Ehegatte  in  einem  eigen- 
händig geschriebenen  Testament  (testament  olographe,  Art.  970),  d.  h.  eben 
in  einem  eigenhändig  geschriebenen  und  unterzeichneten  und  datierten 
Aufsatz  getroffen  hätte,  wenn  auch  der  Aufsatz  keine  anderen  Verfügungen 
enthielte,  aufrecht  zu  erhalten  sein). 

")  So  wohl  nach  der  richtigen  Ansicht,  und  nicht  vor  einem  jeden 
Friedensrichter  (der  Artikel  sagt,  wie  Zacharlft  a,  a.  O.  Anm.  12  hervorhebt. 
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Zuziehung  des  Gerichtsschreibers,  oder  3)  vor  Notaren  (d.  h.  eben 
in  einer  Notariaturknnde)  abgegebene  Erklärung.    Art.  392. 

In  Baden  erfolgt  die  Wahl  des  Vormunds:  1)  entweder  durch 
eine  letzte   Willensverordnung    (=  letztwillige  Verfügung),    oder 

2)  durch  eine  vor  dem  Ortsvorsteher  (d.  i.  der  Bürgermeister  [bezw. 
Stabhalter])  und  seinem  Gerichtsschreiber  (d  .i.  Ratschreiber)  ^^),  oder 

3)  vor  Staatsschreibem  (d.  i.  Notaren)  geschehene  Erklärung.   Siehe 
Art.  392  d.  bad.  Landr.  (Übersetzung). 

In  der  Theorie  wird  die  Wahlvormundschaft  des  Art.  397  mit 
dem  nicht  durchaus  zutreffenden  Namen  „tuteile  testamentaire, 
tutelatestamentaria,  testamentarische  Vormundschaft^ 
(in  Anlehnung  an  das  römische  Recht)  bezeichnet,  weil  sie  stets 
einer  Verfügung  entspringt,  welche  erst  fiir  die  Zeit  nach  dem 
Tod  des  verfugenden  Parens  in  Kraft  tritt,  also  eine  gewisse  Ana- 
logie mit  einer  testamentarischen  Verfügung  hat,  wenn  auch,  wie 
wir  oben  gezeigt  haben,  die  Form  der  Ernennung  nicht  notwendig 
die  eines  Testaments  ist. 


„devant  le  jage  de  paix*',  und  nicht  wie  das  Tribunat  in  Vorschlag  brachte, 
,4evant  un  jage  de  palx  —  Locrö  ad  Art  392);  Aubrj  et  Bau,  1  §  99 
bis,  Note  5  o.  Demolombe,  VII  No.83  halten  die  Sache  für  zweifelhaft;  na- 
mentlich ist  der  letztere  der  Ansicht,  dass  man  die  Erklärang,  die  der  be- 
treffende Ehegatte  vor  einem  anderen  Friedensrichter  als  demjenigen  seines 
Wohnsitzes  abgegeben  hat ,  —  bezw.  die  auf  diese  Erklärung  sich  stützende 
Ernennung  —  nicht  für  nichtig  zu  betrachten  hat,  —  umsomehr  als  diese 
EmennoBg  giltig  yor  jedem  Notar,  auch  einem  nicht  am  Wohnsitz  resi- 
dierenden, abgegeben  werden  kann  —  arg.  Art.  392  No.  2  (Schlusssatas). 

Mit  Deiiiolombe  stimmt  überein  Boileux,  I  Anm.  zu  Art.  392  S.  3(>4. 
YgL  auch  Tonllier,  le  droit  civil  francais ,  No.  1097.  ~  Baadrj-Lacantinerie, 
I  No.  1002. 

*2)  Dies  ist  wohl  jetzt  noch  Bechtens  in  Baden.  Wenn  in  der 
Ausgabe  des  Landrechts  ,.das  badische  Landrecht  mit  den  Einfüh- 
rungsedikten ,  Gesetzen  u.  s.  w.,  nach  dem  Stand  vom  1.  Januar  189 1*'  (wir 
haben  in  Baden  leider!  seit  1867  keine  neue  amtliche  Ausgabe),  2.  Auf- 
lage, Tauberbischofsheim  bei  J.Lang,  1891  (welche  sich  als  eine  Privatarbeit 
darstellt)  zu  Art.  292  bemerkt  wird,  dass  die  Worte:  „vor  dem  Ortsvorsteher 
und  seinem  Gerichtsschreiber"  geschehene  Erklärung  —  geändert  seien  durch 
§  67  B.-P.-0.  in  ,,zu  Protokoll  des  Amtsgerichts'^  so  ist  dies  ohne  Belang: 
demi  die  Bechtspolizei- Ordnung  ist  nur  eine  Verordnung,  sie  kann  daher 
das  Landrecht  nicht  abändern.  Wenn  Benttl  zu  §  67  Abs.  1  R.-P.-O.  in 
Anm.  II  S.  97  bemerkt:  „Im  Landrechtss.  392  ist  der  Ortsvorsteher  als  Haupt 
des  Familienrats  gedacht^',  so  ist  dies  eine  nichtssagende,  ja  geradezu  unver- 
standliche Bemerkung. 

9* 
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Der  C.  Nap.  selbst  nennt  diese  Vormimdschaft  nicht  „tutelle 
testamentaire^  sondern  „la  tutelle  däfer^e  par  le  p6re  ou  la 
m6re,  —  das  badische  Landrecht:  „die  elterliche  ver- 
ordnete Vormundschaft." 

8.  Die  giltig  erfolgte  Wahl  eines  testamentarischen  Vormunds 
(giltig  in  ihren  Voraussetzungen  und  in  ihrer  Form)  hat  von  Rechts- 
wegen —  ohne  weiteres  —  die  gesetzlich  ihr  beigelegte  Wirkung 
—  wobei  jedoch  die  von  der  wiederverheirateten  Mutter,  der  die 
Vormundschaft  belassen  worden  ist,  getroffene  giltige  Wahl  die  Aus- 
nahme macht,  welche  in  Art.  400  bestimmt  ist.  Nach  badis ehern 
Recht  muss  dagegen  bei  jeder,  wenn  auch  giltigen  Wahl ,  ehe  sie 
in  Vollzug  gesetzt  werden  kann,  die  Bestätigung  erfolgen  (welche 
nur  aus  gesetzlichen  Gründen  versagt  werden  kann). 

Ist  die  Ernennung  des  Vormundes  einseitig  erfolgt,  z.B.  in 
einer  letztwUligen  Verfügung  (Testament)  oder  sonst  in  einem  dem 
Gesetz  entsprechenden  öffentlichen  Akt,  so  kann  sie  der  Parens  zu 
jeder  Zeit  vor  seinem  Tode  widennifen.  Übrigens  dürfte  es  nicht 
geboten  sein,  den  Widerruf  in  derselben  Form  vorzunehmen,  in 
welcher  die  Ernennung  erfolgt  ist.  Dies  scheint  mir  aus  der  rich- 
tigen Auslegung  des  Art.  1035  mit  Notwendigkeit  zu  folgen.  ^^) 

Wird  das  Testament  wegen  Formfehler  hinfällig,  oder  sonst, 
z.  B.  als  erschlichen,  umgestossen,  so  fällt  auch  die  in  demselben 
getroffene  Wahl  dahin,  und  greift  dann  die  tutela  legitima  ascen- 
dentium  Platz.    Siehe  oben  S.  126  unter  Ziff.  6.  »*) 

Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  die  Wahl  des  Vormunds  in 
zweiseitiger  Weise  erfolgt  ist,  indem  der  betreffende  Parens  mit 

>s)  Es  scheint  die  Meinung  Brauer'S ,  Erläut  I  S.  295  (Bern.  20)  za 
sein,  dass  der  Widerruf  in  derselben  Form,  wie  die  Ernennung  geschehen 
ist,  erfolgen  müsse  — ,  obwohl  er  sich  recht  unklar  ausdrückt. 

Demolombe,  1  No.85  ist  der  Ansicht,  dass  der  Widerruf  in  derselben 
Form  zu  erfolgen  habe,  in  welcher  die  Ernennung  geschehen  ist.  Er  folgert 
dies  aus  Art.  392  verb.  mit  Art.  1035.  Allein  dies  folgt  gerade  nicht  aus 
diesen  Artikeln,  im  Gegenteil:  aus  Art  1035  folgt  unsere  im  Text  ge- 
gebene Ansicht. 

Unserer  Ansicht  ist  auch  Botlenx,  I  zu  Art.  392  Seite  302  u.  303. 

^)  So  auch  Gageur  a.  a.  0.,  S.  161  unten. 

YgL  femer  auch  Zaehariä,  I  Anm.  13  ,,hinc  et  cum  testamento 
corruit.*' 

Banrlttel  a.a.  0.  zu  L.  R.  S.  398  a  will,  und  sicher  mit  Unrecht,  auch 
die  in  einem  ungiltigen  Testament  geschehene  Ernennung  eines  Vormunds 
aufirecht  erhalten. 
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demselben,  z.  B.  vor  dem  Friedensrichter,  vor  Notar  und  Zeugen, 
einen  Vertrag  wegen  der  Wahlvormundschaft  abgeschlossen  hat. 

In  diesem  Fall  liegt  eine  wahre  tutela  pactitia  vor. 

Es  ist  wohl  richtig,  dass  die  tutela  pactitia  dem  französischen 
Recht  nach  nicht  statthat,  —  wenigstens  in  der  Regel  nicht,  — 
aber  ganz  allgemein  lässt  sich  dieser  Satz  doch  nicht  au&tellen. 
Sie  kann  doch  ausnahmsweise  statthaben,  und  zwar  nur  bei 
der  Wahlvormundschaft,  die  der  überlebende  Eltemteil  anordnet 
-  arg.  Art.  »97,  398  verb.  mit  arg.  Art.  392.  ^^)  (Übrigens  ist 
die  tutelle  officieuse,  das  pflegeelterliche  Verhältnis,  auch  eine,  und 
zwar  ganz  eigene  Art  von  vertragsmässiger  Vormundschaft  —^ 
Art.  361  tf.,  insbes.  arg.  Art.  363.)  *«) 

Der  Vertrag,  der  wie  oben  angegeben ,  mit  der  Person  abge- 
schlossen wird,  welche  Vormund  werden  soll,  begründet  hier  die 
Vormundschaft. 

Dieselbe  ist  alsdann  verpflichtet,  die  Vormundschaft  bei  dem 
Tode  des  Parens  zu  übernehmen,  wenn  sie  auch  sonst  etwaige 
Entschuldigungsgründe  hätte  (diese  kann  sie  nicht  mit  Erfolg  vor- 
schützen). Arg.  1.  15  §  1  Dig.  de  excusationibus  27,1  (diese  Stelle 
wendet  man  hier  freilich  nur  in  uneigentlicher  Weise  an,  da  dem 
romischen  Recht  die  tutela  pactitia  unbekannt,  solche  vielmehr  ein 
germanisches  Rechtsinstitut  ist).  Vgl.  auch  arg.  Art.  401  —  siehe 
weiter  unten.  Dagegen  ist  der  Besteller  der  Vormundschaft  beftigt, 
von  der  Bestellung  des  Vormunds  nachträglich  (im  Interesse  der 
Kinder)  wieder  abzugehen. 


'S)  Es  ist  also  mmchtig,  wenn  Zaehariä,  I  §  98  Anm.  1  ganz  allge- 
mein den  Satz  aufstellt:  Eine  tutela  pactitia  findet  dem  franzdschen  Rechte 
nach  nicht  statt  —  arg.  Art.  398,  1388."  — 

*8)  Das  pfl^eelterliche  Verhältnis  des  Art.  361  ff.  d.  Code  Nap.  ist  das 
einer  vertragsmässig  übernommenen ,  einer  Freiwilligen  Vormundschaft,  einer 
tutela  pactitia,  welche  jedoch  mit  viel  weiter  gehenden  Verpflichtungen  als 
eine  gewöhnliche  Vormundschaft  ausgestattet  ist.  —  Dass  sie  eine  Vormund- 
schaft ist,  ist  durch  das  badische  Recht  ausdrücklich  anerkannt,  Art  370a 
(verlangt  Gregenvonnundschaft  und  nach  seiner  richtigen  Auslegung  greift 
auch  das  gesetzliche  Mündelschaftsrecht  —  Art.  2121  —  Platz). 

Vgl  auch  Behaghel,  I  §  65. 

Thibant  a.  a.  O.  §  12(>  sagt  ausdrücklich:  „Der  Code  Nap.  schweigt 
tlber  die  tutela  pactitia  im  Ganzen,  doch  hat  er  nach  §  116  (des  Werkes  v. 
Thibant)  in  s^ner  tutelle  officieuse  zur  Vorbereitung  der  Adoption 
eine  ganz  eigene  vertragsmässige  Vormundschaft.* 
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Ebenso  kann  aber  auch  eine  Vereinbarung  ira  Ehevertrag  (es 
ist  dies  stets  eine  notarielle  Urkunde,  Art.  1394)  unter  den  künftigen 
Eheleuten  statthaben,  wonach  der  längstlebende  der  Eheleute  eine 
bestimmte  Person  als  Vormund  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode 
wählen  soll.  Hier  liegt  ein  Vertrag  nicht  mit  der  Person  des  künf- 
tigen Vormunds,  sondern  des  einen  der  künftigen  Eheleute  mit  dem 
andern  vor. 

In  diesem  Falle  kann  der  betreffende  Parens  nicht  einseitig, 
d.  h.  nicht  ohne  Mitwirkung  des  anderen  Contrahenten ,  zurück- 
treten. 

Für  den  Dritten,  den  ernannten  Vormund,  dagegen  wirkt  der 
Vertrag  nicht  anders ,  als  wie  wenn  er  sonst  durch  letzten  Willen, 
durch  Akt  vor  dem  Friedensrichter  ernannt  worden  wäre  —  er  hat 
hier  dieselben  Entschuldigungsgründe,  welche  ein  überhaupt  nach 
Art.  397  gewählter  Vormund  hat.  Arg.  Art.  401.  Anders  ist's, 
wenn  er  im  Eheverti*ag  mitgewirkt  hat,  in  welchem  Falle  er  jene 
nicht  geltend  machen  kann  —  arg.  Art.  401  (so  verhält  sich's  auch, 
wenn  die  beiden  Ehegatten  während  der  Ehe  einen  Vertrag  unter 
Zuzug  des  tutor  testamentarius  abschliessen).^^) 


17)  Die  von  mir  aufgesteUten  Sätze  vertritt  namentlich  Benand  an 
3  Orten,  einmal  in  seinem  „Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts'S  Bd.  I  §  221,  woselbst  er  sich  auch  in  Anm.  3  auf  den 
Art  898  Cc  beruft;  femer  im  ,,Collegienheft  über  deutsches  Pri- 
vat recht"  (Sommersemester  1865),  §  246  und  endlich  noch,  kurz  vor  seinem 
Tode,  im  „Collegienheft  über  französisches  Civilrecht"  (Winter^ 
semeeter  1883/84),  §  39.  Über  das  Zurücktreten  des  PareDS  vgl.  ausser 
Renavd  a.a.O.  auch  Brauer,  Erl&ut,  I  S.  295  Bem.  20  (er  erblickt  in  der 
Ernennung,  die  durch  ein  vertragsartiges  Geschäft  geschehen,  nichts  als 
einen  seiner  Natur  nach  stets  einseitig  kündbaren  Auftrag  des  Oewaltgebeis, 
—  laut  Art.  2004)  u.  Locr« ,  VI  S.  72.  Der  Art  1388  D.  C.  N.  steht  nicht 
entgegen,  da  ja  keine  einseitige  Beschränkung  des  Rechts  des  Art.  397  im 
Abechluss  eines  solchen  Vertrags  erbUckt  werden  kann,  vielmehr  eine  gegen- 
seitigey  den  einen  wie  den  andern  Teil  verpflichtende  Übereinkunft  hier  vor- 
liegt, welche  nicht  gegen  das  droit  individuel  des  Art  397  verstöest,  das- 
selbe im  Gegenteil  wahrt  (von  einer  Entziehung  des  Rechts  dep  überlebenden 
Ehegatten,  gemäss  Art.  397  einen  Wahlvormund  aufzusteUen,  von  einer 
einseitigen  Beschränkung  dieses  Rechts  kann  hier  nicht  geredet  werden  — 
mithin  liegt  seitens  der  künftigen  Ehegatten,  welche  die  gedachte  Verein- 
barung treffen,  kein  durch  Art  1388  verbotenes  Attentat  g^gen  das  Vor- 
mundschaftsrecht  vor.) 

Über  die  tutela  pactitia,  die  dem  deutschen  Recht  entstammt, 
vgl.  insbesondere  nach  Mittemaier,  Grundsätze  desdeutschenPrivat- 
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Abgesehen  von  diesen  besonderen  Verhältnissen  ist  der  tutor 
testamentarius ,  der  Wahlvormund ,  wie  jeder  berufene  Vormund, 
?erpflichtet,  die  ihm  übertragene  (Wahl-)  Vormundschaft  an- 
zundmien,  es  wäre  denn,  dass  er,  wie  jeder  andere  Vormund,  einen 
vom  Gesetz  zugelassenen  Entschuldigungsgmnd  mit  Erfolg  geltend 
macht.  Dies  der  Gedanke,  welchen  Art.  401  ausdrückt,  i»)  Vgl. 
auch  Art.  405,  427  ff.,  432,  439. 

Der  Art.  401  lautet:  „Le  tuteur  61u  par  le  pfere  et  la  mfere 
n'est  pas  tenu  d'accepter  la  tuteile,  s'U  n'est  d'ailleurs  dans  la  classe 
des  personnes  qu'ä  d6fant  de  cette  ^lection  sptoiale  le  conseil  de 
&mi]le  eüt  pu  en  charger"  —  der  badische  Text  stimmt  in  seiner 
Übersetzung  vollständig  hiermit  überein,  lautend:  „Der  Vormund, 
welchen  Eltern  ernennen,  ist  nicht  schuldig  u.  s.w.,  wenn  er  nicht 
sonst  schon  in  die  Klasse  derjenigen  Personen  gehört,  denen  u.  s.w.", 
—  fugt  aber  dann  noch  (was  im  Urtext  nicht  steht)  folgende  Worte 
bei:  „oder  (d.  h.  er  ist  auch  nicht  schuldig  anzunehmen  dann, 
wenn)  besondere  Verpflichtungsgründe  bei  ihm  (nicht) 
eintreten." 

Solche  Verpflichtungsgrfinde  besonderer  Art  können  nun  darin 
liegen,  dass  er  ein  tutor  pactitins  ist,  femer,  dass  er  eine  Frei- 
gebigkeit (Legat  oder  Schenkung)  angenommen  hat,  welche  ihm 
unter  der  Auflage  zugewendet  wurde,  sich  der  Vormundschaft  zu 
nnterziehen.  ^^)     In  einem  solchen  Falle  kann  der  Wahlvormund 

rechts  (7.  AnfL.  1847),  Bd.  ü,  §418;  Manrenbreeher ,  Lehrbuch  des 
heutigen  gemeinen  deutschen  Rechts  (1834),  §523;  Kraut,  Vor- 
mundschaft, I,  S.277;  Ctorber,  System  des  deutschen  Privatrechts 
(16.  Aufl.,  1891),  §2d4;  Budorff,  Puchta's  Vorlesungen  über  d.  heut 
röm.  Recht  (5.  Aufl.  1863),  Bd.  11  §§  338,  339,  S.203  unten. 

Die  franiÖsisehen  Schriftsteller  schweigen  sich  über  die 
ganze  Frage  aus.  Beliaghel,  I  §  70  Zifll  1  scheint  die  tuteia  pactitia  an- 
zQuehmen. 

18)  So  richtig  Laurent,  IV  Nr.  399,  femer  Aeollas  a.  a.  0.  zu  Art.  401 
(„aucune  personne  n'est  tenue  d'accepter  une  tuteile,  lorsqu'elle  se  trouve 
daus  un  des  cas  d'excuses  prevus  par  la  loi.  L'art  401  signifle  que  le  tuteur 
testamentaire  rentre  sous  cette  rögle*). 

19)  Die  Worte,  die,  wie  bemerkt,  dem  bad.  Text  des  Art  401  noch 
besonders  zugefügt  sind,  deuten  m.  E.  u.  a.  auch  auf  eine  vertragsmSasig 
übernommene  Tutel  hin.  Dies  scheint  auch  Behaghel,  I  §  70  Ziff.  1  S.  215 
anzunehmen  (er  spricht  u.  a.  von  „Vertrag*').  Treftort,  System  d.  bad.  Civil- 
rechta  in  Zus&tzen  z.  2.  Aufl.  von  Zachariä's  Handbuch  des  franz.  Civilr., 
S.43  oben,   sagt  lediglich:    „welcher  Beisatz   sich  auf  unter  Bedingung 
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die  gesetzlichen  Ablehnungsgründe  nicht  geltend  machen.  Dies 
trifft  auch  für  das  französische  Recht  zu,  obwohl  der  Art.  401 
im  Urtext  es  nicht  ausdrücklich  sagt  (es  folgt  aus  der  Natur  der 
Sache),  vgl.  auch  §  4  S.  31  u.  ffl  d.  W. 

Stets  tritt  aber  in  Baden  das  Ermessen  dei*  Vormundschafts- 
behörde  ein,  ob  der  Wahlyormund  wirklich  auch  die  Befähigung 
besitzt  (es  kann  ihm  übrigens  die  Bestätigung  —  und  jeder  Wahl- 
vormund bedarf  in  Baden  der  Bestätigung  —  nur  aus  den  be- 
stimmten gesetzlichen  Gründen  versagt  werden  —  siehe  oben  S.  132) 
—  hieraus  folgt,  dass  er  in  Baden  erst  als  „Vormund"  von  dem 
Zeitpunkt  zu  betrachten  ist ,  wo  die  Behörde  ihn  bestätigt  hat.  ><>) 
Von  diesem  Zeitpunkt  an  beginnt  wohl  auch  die  Frist  für  Vor- 
brmgung  seiner  Entschuldigungsgründe  (das  gesetzliche  ünterpfmds- 
recht  dagegen  erst  vom  Tage  der  Eintragung  an  —  §§  1  u.  2  d. 
Pfandges.  v.  29.  März  1890),  während  er  vorher,  im  Falle  er  sich 
in  die  Vermögensverwaltung  eingelassen  hat,  nur  als  Greschäftsführer 
erscheint.    Art.  1370,  1372.  ^i) 

Nach  französischem  Bechte  ist's  anders;  hiemach  muss 
er,  sobald  ihm.  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  bekannt  geworden  ist, 
sein  Amt  antreten  und  wird  von  diesem  Zeitpunkt  an  verantwortlich 
(von  diesem  Zeilpunkt  datiert  auch  das  gesetzliche  ünterpfands- 
recht.  Vgl.  arg.  Art.  418,  439—441.  Vgl.  auch  §  13  d.  W.). 
Selbstverständlich  kann  er  auch,  wie  jeder  Vormund  (sowohl  nach 
franz.  wie  bad.  Recht),  abgesetzt  werden. 

§11. 

m.    Die  gesetBliche  VormundBchaft  (tutela  legitima)   der 

(übrigen)  Asoendenten.  *) 

In  den  Art.  402 — 404  ist  diese  Vormundschaft,  welche  wie 
die  des  überlebenden  Eltemteils  eine  gesetzliche  ist  (der  C.  N.  kennt 


der  Vormundschaftsübemahme  emp£Euigene  Legate  und  Schenkiingeii  be- 
zieht." — 

Vgl.  auch  zu  Art.  401  überhaupt  1. 11  Dig.  de  confirm.  tut.  26, 3;  1.  32 
bis  34  Dig.  de  excus.  27, 1. 

^)  Die  Art.  438  u.  439  finden  hier  nach  bad.  Becht  keine  Anwendung; 
sie  beziehen  sich  nur  auf  den  tutor  dativus,  und  der  Wahlvormund  ist 
kein  solcher. 

2»)  Vgl.  auch  Gagenr  a.  a.  0.  S.  163. 

*)  Zachari&.Drejer,  I  §§  98  u.  101;  Stabel,  §  42;  Behaghel,  1  §  69. 
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zwei  gesetzliche  Vormundschaften:  tutela  legitima  parentum  und 
tatela  legitima  ascendentium),  geregelt. 

Art.  402  sagt:  „Hat  der  Längstlebende  der  Eltern  dem 
UmdeijShrigen  keinen  Vormund  erwählt,  so  gehört  die  Vor- 
mundschaft von  Eechts  wegen  seinem  väterlichen  Grossvater  u.  s.  w." 
—  mit  anderen  Worten  tritt  die  gesetzliche  Vormundschaft  der 
Ascendenten  ein. 

Diese  Bestimmung  ist  sehr  mangelhaft  —  jedenfalls  drtickt 
sie  ans,  dass  die  Voimundschaft  den  Ascendenten  nicht  übertragen 
ist  wenn  der  überlebende  Eltemteil  nicht  Vormund  zur  Zeit  seines 
Todes  ist  —  sie  ist  in  Folgendem  klarzustellen,  zumal  im  Gesetz- 
buch (in  der  angezogenen  Bestimmung  des  Art.  402  und  auch  sonst) 
keine  formelle  ßegel  bestimmt  ausspricht,  wann  die  Ascendenten 
zur  Vormundschaft  berufen  sind.  Man  wird  am  besten  sagen,  und 
folgt,  dies  klar  aus  den  Art.  389,  390,  397,  402  u.  405 :  Die  gesetz- 
liche Vormundschaft  der  Ascendenten,  eine  Vormundschaft,  welche 
als  gesetzliche  ipso  jure,  de  plein  droit,  durch  das  Gesetz  über- 
tragen wird,  tritt  nur  dann  ein,   die  Ascendenten  sind  nur  dann 


Ich  sage  In  der  Paragraphenüberschrift:  Die  gesetzliche  Vor- 
mandschaft  der  (,,flbrigen^^)  Ascendenten,  weil  ja  auch  die  gesetz- 
liche Yormondschaft  des  überlebenden  Eltemteils  eine  solche  der  Ascen- 
denten ist,  da  er  der  (nächste)  Ascendent  des  Kindes  ist.  Im  Code  Nap. 
heisst  die  hier,  in  §  11,  zur  Darstellung  kommende  Vormundschaft  „la 
tateile  des  ascendants",  dsus  badische  Landrecht  nennt  sie  „die 
Vormundschaft  der  Ahnherrn." 

Treffend  hebt  Benaud,  Collegienheft,  §40  hervor,  dass  bei  der  tutela 
l^tima  ascendentium  derBegiiff  „As c enden f*  im  engeren  Sinn  genommen 
ist,  dass  das  französische  Eecht  keine  tutela  legitima  der  Collateralen  der 
an&tdgenden  Linie  kennt,  anders  als  nach  romischem  Recht,  wonach  der 
nächste  fähige  Intestaterbe  des  Pupillen  zur  Tutel  berufen  wurde  —  vgl. 
ll  §1,  2  Dig.  de  legitim,  tut  26, 4;  Nov.  118  Cap. 5  —  und  im  FaU  seines 
Todes  oder  seiner  Unfähigkeit  ein  Nachrücken  des  im  Grade  nach  Nächsten 
stattfemd  ^was  letzteres  im  französ.  Recht  nicht  der  Fall  ist,  wie  wii*  im 
Text  zeigen  werden). 

Vgl.  auch  Thibant  a.  a.  0.  §  124.  Die  gesetzliche  Vormundschaft  der 
Ascendenten  stammt  aus  den  Ländern  des  droit  ecrit  —  TnUhm  aus  dem 
röm.  Recht,  wurde  aber  im  Gesetzbuch  nur  sehr  modifiziert  aufgenommen 
(dea  Ländern  des  droit  contumier  war  sie  nicht  geläufig,  hier  gab  es  im 
allgemeinen  nur  tutela  dativa). 

Vgl.  über  das  Rechtsgeschichtliche:  Wamk5nig  n.  Stein,  französische 
Staats-  und  Rechtsgeschichte,  II  S.282. 
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zur  Vormundschaft  ihrer  ehelichen   Descendenten  berufen,  wenn 
folgende  drei  Voraussetzungen  zusammentreffen: 

1.  Beide  Eltern  des  Minderjährigen  müssen  tot  sein. 

2.  Der  zuletzt  sterbende  Elternteil  darf  nicht  einen 
Testamentsvormund  gewählt  haben. 

3.  Es  darf  im  Zeitpunkt  des  Todes  des  zuletzt  ster- 
benden Elternteils  kein  Dativvormund  im  Amt  sein. 

Zu  1.  Beide  Eltern  des  Minderjährigen  müssen  tot 
sein.  Arg.  Art.  402  in  Verb.  m.  Art.  394  u.  405.  Mithin  hat  die 
Vormundschaft  der  Ascendenten  nicht  statt,  wenn  noch  ein  Eltem- 
teil  lebt.  Übt  der  überlebende  Eltemteil  die  Vormundschaft  nicht 
aus,  d.  h.  ist  er  nicht  Vormund,  sei  es,  weil  er  sie  abgelehnt  hat 
(Art.  394  —  „la  mfere  survivante  doit,  en  cas  qu'elle  refttöe  la 
tuteile,  en  remplir  les  devoirs  jusqu'ä  ce  qu'elle  ait  fait 
nommer  un  tuteur^),  sei  es,  weil  er  dazu  unfähig  ist,  sei  es, 
weil  er  entschuldigt,  ausgeschlossen  oder  abgesetzt  ist  (Art.  405), 
so  tritt  stets  tutela  dativa  ein.  ^) 

Zu  2.  Der  zuletzt  sterbende  Elternteil  darf  nicht 
einen  Testamentsvormund  gewählt  haben.  -  Art.  402 
erste  Hälfte. 

Das  Gesetz  verlangt  nicht,  damit  Ausschluss  der  Ascendenten- 
vormundschaft  statthabe,  dass  ein  testamentarischer  Vormund  das 
Amt  wirklich  fuhrt.  Die  blosse  Thatsache,  dass  der  zuletzt  ster- 
bende Eltemteil  einen  testamentarischen  Vormund  „rechtsgiltig"  ') 

*)  Hieraus  folgt:  Die  Vormundschaft  geht  mithin  nicht  auf  den 
nächsten  Ascendenten  über. 

*)  Ebenso  tritt  tutela  dativa  ein  —  nicht  tutela  legitima  ascendentium, 
wenn  die  überlebende  Mutter  infolge  ihrer  Wiederverehelichung  der  Vor- 
mundschaft beraubt  ist,  bezw.  in  derselben,  wenn  sie  sich  wieder  verheiratet^ 
nicht  bestätigt  wird  —  Art.  395  u.  arg.  e  contr.  Art.  396  —  sie  ist  eben  in 
diesen  Fällen  nausgeschlossen",  Art  405. 

3)  Die  Ernennung  eines  testamentarischen  Vormunds  (Art  397)  ist 
dann  rechtsgiltig  erfolgt:  Wenn  der  zuletzt  sterbende  Eltemteil  die  ge- 
setzliche Vormundschaft  über  das  Kind  bis  zu  seinem  Tode  geftihrt  und 
demselben  ftb:  die  Zeit  nach  seinem  Tode  einen  Vormund  in  formell  giltiger 
Weise  und  ohne  Beifügung  einer  Bedingung  oder  Zeitbestimmung  (nach 
bad.  Recht  ist  dies  teUweise  anders)  ernannt  hat,  auch  solcher  im  Fall  des 
Art.  400  (nach  bad.  Recht  nicht  bloe  in  diesem  FaU,  sondern  überhaupt) 
bestätigt  worden  ist 

Vgl.  über  die  «Rechtsgikigkeit*^  der  Wahl  eines  testamentarischen 
Vormunds  meine  eingehenden  Ausführungen  im  §  10  d.  W. 
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ernannt  hat,  genügt,  um  die  gesetzliche  Vormundschaft  der  As- 
cendenten  abzuwenden,  ganz  einerlei,  ob  der  testamentarische  Vor- 
mund die  Vormundschaft  ftihrt  oder  nicht. 

Mithin  geht  die  Vormundschaft,  wenn  der  so  ernannte  Wahl- 
vormund ausgeschlossen  oder  entsetzt  worden  ist  oder  sich  ent- 
schuldigt hat,  nicht  auf  die  Ascendenten  über,  sondern  die  Dativ- 
vormundschaft  greift  Platz. 

Dies  geht  aus  Art.  402  hervor,  wonach  die  Ascendenten- 
Tormundschaft  .nur  eintritt  bei  Mangel  einer  rechtsgiltig  erfolgten 
Wahlvormundschaft  (diese  setzt  stets  den  Fall  des  Vorabsterbens 
beider  Eltern  voraus). 

Die  Ascendenten  werden  dadurch  allein  schon  in  den  Augen 
des  Gesetzgebers  verdächtig,  dass  der  zuletzt  sterbende  Eltemteil 
sie  durch  (rechtsgiltige)  Wahl  eines  Vormunds  von  der  Vormund- 
schaft entfernt.  *) 

Man  kann  also  die  Kegel  au&t^Uen:  die  rechtsgiltige  Wahl 
eines  Testamentsvormunds  genügt  in  allen  Fällen,  um  die  Ascen- 
dentenvormundschaft  auszuschliessen,  wobei  es  nicht  nötig  fällt,  zu 
unteracheiden,  ob  der  eraannte  Vormund  wirkUch  Vormund  wird 
oder  nicht,  noch,  wenn  er  es  nicht  wird,  aus  welcher  Ursache  seine 
Wahl  ohne  Ergebnis  geblieben  ist  (mit  Ausnahne  des  Falls,  dass 
er  vor  dem  ihn  ernannt  habenden  Parens  gestorben  ist  —  hier 
tritt  Ascendentenvormundschaft  ein). 

Zu  3.  Es  darf  im  Zeitpunkt  des  Todes  des  zuletzt 
sterbenden  Elternteils  kein  Dativvormund  im  Amte 
sein. 


*)  Siehe  §  10  unter  Ziffer  6  S.  124  d.  W. 

Diese  Yermutung  des  G^etzgebers  wird  nicht  dadurch  aufgehoben, 
dass  der  testamentarische  Vormund  in  der  That  von  der  Vormundschaft 
entfisrnt  wird,  nicht  Vormund  wird. 

Nicht  so  verhält  es  sich,  d.  h.  man  kommt  nicht  zu  demselben  Er- 
gebnis, sondern  die  gedachte  Vermutung  wird  aufgehoben,  bezw.  man  kann 
den  im  Text  angegebenen  Beweggrund  nicht  analog  zur  Anwendung  bringeUf 
—  wenn  der  rechtsgiltig  ernannte  Testamentsvormund  „vor^demParenSy 
der  ihn  ernannt  hat,  stirbt:  denn,  wenn  der  Parens  durch  die  Ernennung 
auch  die  Absicht  hatte,  die  Asoendetenvormundschaft  auszuschliessen,  so  ist 
doch  die  Ernennung  bei  seinen  Lebzeiten  hinfällig  geworden  — ,  da  er  sie 
nicht  erneuert  hat,  so  hat  er  stillschweigend  seinen  WiUen  kundgegeben, 
dass  die  Vormundschaft  auf  die  Ascendenten  übergehen  soll.  Siehe  §  10 
Zi£  6  S.  124  d.  W. 
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Wenn  sich  ein  solcher  in  diesem  Zeitpunkt  im  Amte  befindet, 
was  sich  in  den  in  den  Art.  394—396  vorausgesehenen  Fällen  er- 
eignen kann,  aber  auch  dann,  wenn  der  überlebende  Eltemteil 
entschuldigt,  ausgeschlossen  oder  abgesetzt  worden  ist,  so  tritt  die 
legitima  tutela  ascendentium  nicht  ein;  —  der  Minderjährige  hat 
ja  schon  in  diesem  Zeitpunkt  einen  anderen  Vormund.  Es  hätte 
keinen  Sinn,  wenn  das  Gesetz  die  Ernennung  eines  Dativvoimunds 
an  Stelle  des  Vaters  oder  der  Mutter,  welche  die  Vormundsdiaft 
nicht  führen  wollen  oder  können,  vorschriebe  und  es  thut  dies  in  diesem 
Falle,  wie  aus  Art.  405  hervorgeht  — ,  um  ihn  später  durch  die 
Ascendentenvormundschaft  ersetzen  zu  lassen.  Es  wäre  doch  sichei' 
einfacher  gewesen,  die  letztere  sogleich  zu  berufen.  ^)  Ai^.  Art.  405. 
Stirbt  der  DativYormund ,  so  kommt  man  nicht  auf  die  Vormund- 
schaft der  Ascendenten  zurück. 

(Manche  verlangen  auch  noch  das  Vorhandensein  einer  vierten 
Vorausetzung,  nämlich:  der  Ascendent,  welchem  die  gesetzliche 
Vormundschaft  der  Ascendenten  in  erster  Reihe  übertragen  ist 
(Art.  402),  muss  solche  auch  führen  können  oder  wollen.  Dies 
scheint  mir  auch  zuzutreffen,  indem  deijenige,  welcher  als  Ascen- 
dent zur  Ascendentenvormundschaft  gerufen  wird,  nicht  incapax 
oder  indignus  sein  darf,  da  er,  wenn  er  incapax  oder  indignus  ist, 
gar  nicht  als  geiTifen  erscheint  (wie  ja  überhaupt  in  der  Begel 
kein  incapax  oder  indignus  tutor  als  berufener  Vormund  erscheint), 
mithin  ihm  auch  die  Ascendentenvormundschaft  nicht  deferiert  wird, 
ja  überhaupt  in  einem  solchen  Fall  keine  Ascendentenvormundschaft 
eintritt,  da,  wie  wir  weiter  unten  zeigen  werden,  bei  der- 
selben kein  ordo  successorius  statthat,  sondern  die  Ernennung  eines 
Datiwormunds  erfolgen  muss  —  und  indem  derjenige,  der  sich 
nicht  rechtzeitig  entschuldigt,  wenn  er  auch  sonst  zur  Ascen- 
dentenvormundschaft berufen  wäre,  nicht  als  zu  derselben  be- 
rufen erscheint,  ihm  daher  solche  auch  nicht  deferieii;  wird, 
ja  solche  gar  nicht  eröffnet  wird,   da  keine  Succession  statthat. 


s)  Man  muss  vor  allem  das  Interesse  des  Kindes  im  Auge  haben.  Die 
Änderungen  in  der  Person  der  Vormünder  sind  kein  Nutzen  ft&r  die  vor- 
mundschaftliche  Verwaltung.  Es  ist  ja  wahr,  die  oben  im  Text  gegebene 
Entscheidung  stützt  sich  auf  keinen  formellen  Gesetzestext,  aUein  sie  ist  im 
Geiste  des  Gesetzes  begründet.  Vgl.  auch  Demolombe ,  YII  Nr.  182;  Bol- 
leuxj  I  Yorbem.  zu  den  Art  402  £P.;  Monrlon,  I  Nr.  1105  Zifil  1  Nr.  B; 
Baudrjr-Laeantineriey  I  Nr.  1016  Ziff.  3;  Laurent,  IV  Nr.  401. 
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sondern  auch  in  diesem  Fall  Dativtutel  eintiitt.    Dies  folgt  aus 
Art.  405. «) 

Man  kann  das  Dargelegte  auch  kürzer  (wenn  auch  nicht  so 
erschöpfend,  nicht  erschöpfend  genug)  auf  Grund  der  Art.  389,  390, 
397,  402,  405  SO  fassen: 

Die  gesetzliche  Ascendentenvormundschaft  eröf&iet  sich  nur 
in  dem  FaJl,  dass  der  überlebende  Eltemteil,  der  die  gesetzliche 
Vonnundschafl  über  seine  Kinder  bis  zu  seinem  Tode  innegehabt 
hat,  gestorben  ist,  ohne  ihnen  einen  testamentarischen  Vormund 
ernannt  zu  haben.  Mithin  hat  nicht  die  gesetzliche  Vormundschaft 
der  Ascendenten,  sondern  vielmehr  Datiwormundschaft  statt, 
wenn  die  Vormundschaftsführung  des  überlebenden  Eltemteils 
in  irgend  einer  anderen  Weise  als  durch  seinen  Tod  angehört 
hat,  und  dies  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  der  Vormund,  den 
er  gewählt  hat,  nicht  Vormund  wird,  weil  er  unfähig,  aus- 
geschlossen oder  entschuldigt  ist,  oder  die  Vonnundschaft  auf 
irgend  eine  Art  verloren  hat. ') 

S)  YgL  Bandrj-LaeantiBerie,  I  Nr.  1016  Ziff  4,  der  sagt:  „Enfin  11 
n'y  a  pas  Heu  k  la  tuteUe  qtii  nons  oocupe  (tutelle  legitime  des  ascendants), 
si  l'ascendant,  aaquel  la  tutelle  est  def^räe  en  premiere  ligne, 
ne  peat  ou  ne  veut  la  g^rer.  Ainsi  l'aieul  patemel  appelä  k  la  tuteUe 
s^en  fait  ezcnser;  11  y  aura  Heu  de  nommer  un  tuteur  datif  pour  leremplaoer; 
la  tateUe  ne  passera  pas  de  droit  k  un  autre  ascendant  Arg.  Art  405.** 
Vgl  auch  die  Art.  442  fT.  über  die  Incapadtät  und  Indignität  —  und  die 
Art  427  u.  ff.  Über  die  gesetzlichen  Excusationsgründe,  sowie  §§  3  u.  4  d.  W., 
in  welchen  ich  mich  über  diese  Incapadtäte  -  und  Indlgnitäts-  sowie  Ex- 
cusationsgründe ausfÜhrUch  ausgelassen  haben. 

7)  So  gut  Anbry  et  Ran,  I  §  101.  Siehe  auch  die  zu  diesem  §  101  ge- 
hörige Anm.  2,  wo  diese  Schriftsteller  unter  Berufung  auf  Art  405  u.  arg. 
hnjus  art  noch  mehr  in  die  Sache  eindringen. 

Die  Bemerkung  Pnchelfs  zu  Zachariä,  I  §  101,  die  Sache  sei  nach 
Art.  ^5  so  klar,  dass  die  gegenteiligen  Ansichten  (d.  h.  andere  Ansichten, 
als  sie  Zaehariä  a.  a.  O.  Anm.  1  aufsteUt)  keine  Beachtung  verdienen ,  ist 
eine  kühne  Behauptung,  welche  durchaus  nicht  zutrifft.  Die  Sache  Ist  im 
Gegenteil  immer  noch  sehr  unklar,  und  Paehelt  namentlich  hat  gar  nicht 
versucht,  sie  klar  zu  machen. 

Wenn  Behaghel^  I  §  69  Ziff.  3  sagt:  „Wenn  kein  Eltemteil  mehr  vor- 
handen und  auch  ein  Vormund  nicht  gewäMt  wurde,  oder  der  Gewählte 
nicht  in  das  Amt  tritt,  so  sind  die  männlichen  Ahnen  des  minderjährigen 
Kindes  zu  der  Vormundschaft  berufen  —  Art  402",  so  ist  dies  geradezu  un- 
richtig: denn  wenn  der  Gewählte  nicht  in  das  Amt  eintritt,  findet  stets 
Dativtutel  statt.    Siehe  oben  Text,  Ausftihr.  zu  Zlfi.  2  ö.  138  d.  W. 
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Nach  badisekem  Becht  wird  Bestätigung  des  gesetzlichen 
Ascendentenvormunds  (anders  als  nach  französischem  Becht, 
dem  dies  nicht  bekannt  ist)  vom  Gesetz  verlangt.  Diese  Be- 
stätigung kann  nur,  wenn  eine  gesetzlich  b^giöndete  Ursache  Tor- 
banden  ist,  versagt  werden. 

Der  Beschlussfassung  über  Bestätigung  oder  Nichtbestttigung 
muss  eine  Vernehmung  der  Beiräte  vorausgehen. 

(Die  gesetzliche  Vormundschaft  des  überlebenden  Eltemteils 
dagegen  bedarf  keiner  Bestätigung,  sie  wird  kraft  Gesetzes,  wie 
nach  französischem  Becht,  ohne  weiteres  wirksam.)  Vgl.  §  18 
d.  bad.  B.-P0I.-G.  verb.  m.  §  67  Abs.  2,  3  u.  §  68  Abs.  2  B.-PoL-O. 
Siehe  auch  §  9  d.  W. 

Die  tutela  legitima  ascendentium  greift  übrigens,  wie 
sich  aus  obigen  Ausführungen  mit  Sicherheit  ergiebt,  niemals  Platz 
gegenüber  unehelichen  Kindern  —  und  auch  nicht,  wenn  die 
Ehe  der  Eltern  durch  Scheidung  aufgelöst  wü-d  (in  welchem 
Falle  ja  überhaupt  keine  Vormundschaft  sich  eröffnet  —  siehe  §  9 
S.  117  d.W.). 

Im  Falle  der  gesetzlichen  Vormundschaft  der  Ascendenten 
sind  nur  männliche  Ascendenten  berufen.  Eine  gesetzliche 
Vormundschaft  „weiblicher"  Ascendenten,  der  Ascenden- 
tinnen,  ist  dem  (Sesetzbuch  fremd.**)  Art.  402 — 404  u.  ai-g.  Art.  405 
(„sans  ascendants  mäles")  C.  c. 

(Andere  Ascendentinnen ,  als  die  Mutter,  können  niemals  ge- 
setzliche Vormünderinnen  sein  —  als  gesetzliche  Vormünderin  fallt 


8)  Nach  dem  Entwarf  des  Code  Nap.  sollten  die  Ascendentinnen  auch 
gesetzliche  Ascendentenvormünderinnen  seüii  auch  bezüglich  ihrer  sollte  clie 
legituna  tutela  ascendentium  gegenüber  ihren  minderjährigen  Descendenteu 
Platz  greifen.  Allein  dies  wurde  nicht  Gesetz.  In  den  Beratungen  im 
Staatsrat  sagte  Berller^  und  er  drang  damit  durch:  ,,11  eüt  ete  dangdreux 
d'admettre  de  plein  droit  comme  tutrices  des  personnes,  en  qui  la f aiblesse 
du  sexe  est  jointe  &  la  faiblesse  de  l*äge.  C^est  au  conseil  de  famille 
ou  au  dernier  mourant  des  pere  et  mere  &  nommer  Tascendante  qoi 
est  en  ^t  de  porter  le  lourd  fardeau  de  la  tutelle.^ 

Vgl  hierüber  Poneelet^  Recueil  complet  de  discours  prononc^  lors 
de  la  pr^entations  du  Code  civil  etc.  (1838)  1. 1  (discours)  zu  Art.  402,  S.  253, 
t-  n  (discussions;  zu  Art.  402  (Staatsrat  Berlier),  S.  251. 

Im  Code  de  la  ConTention  findet  sich  eine  gesetzliche  Vormundschaft 
(der  Eltern)  und  der  männlichen  und  weiblichen  Voreltern  —  Titel  VIII, 
§  I,  Art.  II  —  siehe  Borazetti,  Einführung  in  das  franz.  Civilrecht,  S.  310. 
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Bbiigens  die  Mutter  nicht  unter  die  tutela  legltima  ascendentium, 
sed  parentom  [und  es  ist  dies  überhaupt  die  einzige  „gesetzliche^ 
Vormundschaft,  deren  überhaupt  „Frauen^  fähig  sind] — Art.  390ff. ; 
übrigens  Dativvormfinderinnen  können  die  Ascendentinnen  ein- 
schliesslich der  Mutter,  Wahlvormünderinnen  die  Ascendentinnen 
[selbstverständlich  ausschliesslich  der  Mutter]  sein,  Art.  442  Ziff.  3 
verb.  m.  Art.  397  u.  405  [Art.  442  Ziff.  3  bezieht  sich  nur  auf  die 
Wahl-  und  Dativ -Vormundschaften  der  höheren  Ascendentinnen 
und  die  gesetzliche  und  Dativ -Vormundschaft  der  Mutter  —  und 
nach  badischem  Recht  sind  zudem  nicht  alle  höheren  Ascenden- 
ÜDnen  der  Wahl-  und  Dativ -Vormundschaften  fähig,  sondern  nur 
die  Grossmutter,  vgl.  Art.  442  Ziff.  3  Urtext  vgl.  m.  Art.  442  Ziff.  3 
der  badischen  Übersetzung]). 

Eröffnet  sich  die  gesetzliche  Vormundschaft  der  (männ- 
lichen) Ascendenten,  so  steht  solche  von  Eechts  wegen  (nach 
badischem  Becht  muss  noch  Bestätigung  des  Berufenen  hinzu- 
treten —  siehe  oben)  dem  dem  Grade  nach  nächsten  Ascen- 
denten zu  (dei*  dem  Grade  nach  nächste  Ascendent  ist  berufen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  dei*  väterlichen  oder  mütterlichen 
Linie  angehört  [so  ist  z.  B.  der  mütterliche  Grossvater  des  Minder- 
jährigen Vormund,  und  nicht  der  väterliche  Urgrossvater]). 

Sind  die  männlichen  Ascendenten  gleichen  Grades,  so  ist 
dei*  Ascendent  beinfen,  dessen  Familiennamen  das  Kind  trägt. 
Hat  also  der  Minderjährige  noch  seinen  väterlichen  Grossvater  und 
seinen  mütterlichen  Grossvater  (den  Grossvater  der  väterlichen  und 
jenen  der  mütterlichen  Linie),  so  wird  der  erstere  dem  letzteren 
vorgezogen. 

Hat  der  Mindeijährige  noch  zwei  Urgrossvater,  dann  muss 
man  unterscheiden,  ob  sie  beide  der  väterlichen  Linie,  oder  ob  sie 
beide  der  mütterlichen  Linie  angehören.  (Man  kann  nicht  zwei 
väterliche  Grossväter  noch  zwei  mütterliche  Grossväter  haben.) 
Gehören  sie  beide  der  väterlichen  Linie  an,  so  geht  der  Urgross- 
vater, der  zur  väterlichen  Linie  des  Vaters  gehört,  d.  h.  der  väter- 
liche Grossvater  des  Vaters  des  Minderjährigen,  d.  h.  derjenige, 
dessen  Namen  der  Minderjähnge  trägt,  dem  anderen  vor.  Gehören 
sie  beide  der  mütterlichen  Linie  an,  so  entscheidet  der  Familiemat, 
welcher  von  diesen  beiden  die  Vormundschaft  haben  soll  (wenn 
bier  auch  der  Familienrat  den  Vormund  bezeichnet,  so  behält  doch 
der  also  bevorzugte  Urgrossvater  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen 
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Vormunds,  denn  er  hat  seine  Gewalten  in  der  That  nicht  vom 
Familienrat,  da  dessen  Wahl  hier  scharf  eingegrenzt  ist,  sondern 
vom  Gesetz).    Vgl.  Art.  402 — 404. ») 

Dieselbe  Eegel  muss  man  bei  den  entfernteren  Graden  analog 
zur  Anwendung  bringen.    Arg.  horom  art. 

Aus  allem  dem  ersehen  wir  auch,  dass  bei  der  tutela  legitima 
ascendentium  der  Begriff  „Ascendent"  im  engeren  Sinne  genommen 
ist  —  dass  m.  a.  W.  das  französische  Recht  keine  tutela  legitima 
der  CoUateralen  (der  au&teigenden  Linie)  kennt,  andei's  als  nach 
römischem  Becht,  wonach  der  nächste  fähige  Intestaterbe  des 
Pupillen  zur  Vormundschaft  berufen  war.  >0)  —  Im  Fall  der  Un- 


9)  Behaghel^  I  §  69  Ziff.  3  S.  212  fasst  dies  so: 

„Unter  mehreren  (männllcheTi)  Ahnen  entscheidet  die  Nähe  des 
Orades,  unter  den  gleich  nahen  Verwandten  die  Verbindung  durch  den 
Vater,  bezw.  väterlichen  Grossvater;  sind  aber  zwei  Urgrossväter  der  mütter- 
lichen Linie  vorhanden,  so  hat  das  Amtsgericht  aus  ihnen  den  Vormund 
zu  wählen." 

Man  kann  auch  so  sagen:  Die  Vormundschaft  ist  den  männlichen 
Ascendenten  übertragen,  und  zwar  entscheidet  in  erster  Reihe  die  Nähe  des 
Grades  f  dann  kommt  die  Linie  in  Betracht.  Der  nächste  Ascendent  ist  be- 
rufen, ohne  Bücksicht  darauf,  welcher  Linie  er  angehört  Bei  Gleichheit  des 
Grades  unter  mehreren  Ascendenten  ist  der  väterliche  Ascendent  dem  mütter- 
lichen vorgezogen.  Siehe  Art.  402.  Im  Fall  der  Gleichheit  der  Linie  und 
des  Grades  muss  man  unterscheiden  gemäss  Art.  408  und  404  —  siehe 
oben  Text. 

VgL  auch  zu  dem  Vorgetragenen  Zaehari&-Dreyer,  I  §  101,  der  sagt: 
Die  Vormundschaft  ftQlt  zuerst  an  den  Grossvater  des  Minderjährigen,  so- 
dann, wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  an  den  Grossvater  der  mütter- 
Heben  Linie,  endlich,  wenn  auch  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  an  die 
entfernteren  Ascendenten  der  väterlichen  und  der  mütterlichen  Linie,  an 
diese  jedoch  so,  dass  jederzeit  die  Ascendenten  von  der  Seite  des  Vaters 
denen  von  der  Seite  der  Mutter,  wenn  beide  in  demselben  Grade  mit  dem 
Minderjährigen  verwandt  sind,  vorgehen.  Wenn  ia  der  väterlichen  Linie 
zwei  Urgrossväter  noch  am  Leben  sind,  so  geht  der  Urgrossväter,  der  zur 
väterlichen  Linie  des  Vaters  gehört,  dem  anderen  vor;  tritt  dieser  Fall  in 
der  mütterlichen  Linie  ein,  so  entscheidet  der  Familienrat,  welcher  von  bei- 
den Urgrossvätem  die  Vormundschaft  verwalten  soll  Dieselbe  Regel  würde 
bei  den  entfernteren  Graden  analogisch  in  Anwendung  zu  bringen  sein. 
Art.  402—404." 

VgL  auch  Bavdrj-Lacantinerie,  I  Nr.  1017;   Mourlon,  I  Nr.  1106; 
Anbry  et  Ban^  I  §  101  Text. 

10)  So  ganz  zutreffend  Benand,  Collegienheft,  §  40. 

Vgl.  auch  1. 1  §§  1,  2  Dig.  de  leg.  tut.  26, 4;  Nov.  118  Cap.  5. 
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fatdgkeit  des  zunächst  Berufenen  oder  des  Todes  desselben,  nicht 
aber  in  jenem  der  Unfähigkeit,  des  Ansschlnsses  und  der  Absetzung, 
fand  em  Anfall  an  die  gesetzlichen  Mitvormünder,  bezw.  ein  Nach- 
röcken der  nächsten  Intestaterben  in  die  Vormundschaft,  m.  a.  W. 
me  Anwendung  des  Edictimi  successorium,  statt.  ^^) 

Nach  französischem  und  badischem  Recht  findet  kein 
ordo  successorius  statt.  Wenn  der  zunächst  berufene  Ascen- 
dent  infolge  begründeter  Entschuldigung  ablehnt,  so  geht  die  Vor- 
mundschaft nicht  auf  einen  anderen  Ascendenten  über,  sondern  es 
tritt  jetzt  obrigkeitliche  Bestellung  —  tutela  dativa  —  ein. 

Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  er  unfähig  ist,  und  auch  dann, 
wemi  er  die  Vormundschaft,  nachdem  er  in  deren  Führung  ein- 
getreten ist,  aus  irgend  einem  Grund,  sei  es  auch  infolge  seines 
Todes,  verliert. 

In  allen  diesen  Fällen  geht  die  Vormundschaft  nicht  von 
Bechts  wegen  auf  denjenigen  Ascendenten  über,  auf  welchen  sie 
anfänglich  deferiert  worden  wäre,  wenn  der  vor  ihm  Berufene  vor 
ihrer  Eröffnung  gestorben  wäre  —  sondern  es  muss  der  Vormund 
durch  den  Familienrat  ernannt,  d.  h.  ein  Dativvoimund  aufgestellt 
werden. 

In  den  beiden  ersten  Fällen  (Fall  der  Entschuldigung  und  der 
Unfähigkeit)  kann  man  sogar  eigentlich  gar  nicht  von  einer  Delation 
der  tutela  legitima  ascendentium  sprechen  —  siehe  oben  S.  40 
d.  W.,  Aean  auf  einen  Unlßlhigen  oder  sich  gütig  Entschuldigenden 
wird  überhaupt  keine  Vormundschaft  deferiert  — ,  also  auch  nicht 
von  einem  nicht  eintretenden  ordo  successorius,  welcher  doch 
nm-  in  Frage  kommen  kann,  wenn  überhaupt  die  tutela  legitima 
ascendentium  deferiert  worden  ist;  —  in  den  letzteren  Fällen  hin- 
gegen, wenn  der  zur  gesetzlichen  Vormundschaft  der  Ascendenten 
Berufene,  nachdem  er  in  die  Führung  der  Vormundschaft  eingetreten 
ist,  von  derselben  ausgeschlossen,  derselben  entsetzt  worden  oder 
gestorben  ist,  ist  Delation  der  gesetzlichen  Vormundschaft  der  As- 
cendenten eingetreten  und  findet  denmach,  weil  solche  nach  ihrem 
Eintritt  in  der  Person  des  zuerst  Berufenen  aufgehört  hat,  eine 
soccessio  auf  einen  anderen  Ascendenten  nicht  statt,  sondern  es 


11)  YgL  Wiadscheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts  (6.  Aufl.  1887),  U 
§433  Text  u.  Note 22  (L  17  Dig.  de  tut.  26, 1;  LIO  §7  Dig.  de  excus.  27,1; 
arg.  1 11  §§  1—3  Dig.  de  test.  tut.  26,2.  —  Keller,  Pandekten,  n  §  426; 
RUoTir,  n  §  468;  Yering,  §  249,  S.  745. 

Barai«tti,  Die  Vormundschaft  u.  s.w.  10 
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tritt  vielmehr  tutela  dativa  ein.  Arg.  Ai-t.  402  (aus  dem  Wort 
^ä  döfaut")  u.  arg.  Art.  405.  ^2) 

Anhang. 

Die  Ascendenten  haben  dieselben  Entschuldigungsgründe,  wie 
die  anderen  Vormünder,  und  können,  wie  diese,  wieder  von  der 
Yormundschaft  entfernt  werden.    Vgl.  Art.  442  u.  ff. 

^^)  In  Axt  402  heisst  es:  „Hat  der  Längstlebende  u.s.w.  keinen  Vor- 
mund gewählt,  so  gehört  die  Yormundschaft  von  Rechts  wegen  dem  väter- 
lichen Grossvater  des  Minderjährigen,  ,,in  dessen  Ermangelung^  (adä- 
faut  de  celui-ci)  seinem  mütterlichen  Gross vater,  und  so  weiter  aufwärts, 
dergestalt  u.s.w.^  Hieraus  folgt,  dass,  wenn  der  in  erster  Reihe  Berufene 
da  ist,  vorhanden  ist,  aber  nicht  annehmen  kann  oder  will,  es  nicht  an 
dessen  Vorhandensein  iehlt,  man  daher  nicht  sagen  kann,  dass  in  dessen 
Ermangelung  der  nächste  Asoendent  berufen  ist. 

Dies  folgt  umsomehr  noch  aus  Art.  405,  als  hier  gesagt  ist,  dass,  wenn 
der  zu  einer  der  genannten  Klassen  ( es  ist  die  Ascendentklasse  gemeint)  gehörige 
Vormund  giltig  entschuldigt  ist  oder  sich  in  einem  Ausschliessungsfalle  befindet 

—  das  letztere  kann  vor  und  nach  deferierter  Vormundschaft  sein,  wenn  nach 
deferierter  Vormundschaft,  so  erfolgt  Absetzung  (destitution)  —  die  tutela 
dativa  (als  kein  ordo  successorius)  eintritt.  Dies  muss  also  auch  gelten, 
wenn  der  Berufene  nach  Antritt  der  Vormundschaft  giltig  zurücktritt  oder 
stirbt.  Vgl.  so  namentlich  Laurent,  IV  Nr.  40;'),  der  dies  ausdrücklich  fiir 
den  FaU  des  Todes  des  gesetzlich  berufenen  Ascendenten  nach  geschehenem 
Antritt  annimmt,  obwohl  der  Art.  40 j  diesen  Fall  nicht  erwähnt,  indem  er 
im  Weg  der  Analogie  zu  diesem  gewiss  allein  richtigen  Resultat  gelangt. 
Übrigens  findet  sich  bei  Laurent  a.  a.  O.  ein  offensichtlicher  Druckfehler. 
Er  sagt:  „Que  faut-il  d^ider  si  Tascendant  meurt?  La  tuteUe  reste-t-elle 
Intime  ou  devient-elle  dative?  La  question  est  controversöe,  et  il  y  a 
quelque  doute.  Nous  croyons  que  la  tutelle  passera  a  Tascendant 
le  plus  proche.^  Es  muss  nun  sicherlich  heissen:  „Nous  ne  croyons 
pas  que  la  tutelle  passera  k  Fascendant  le  plus  proche."  Dies  ergiebt  sich 
aus  den  weiteren  Ausführungen  LaurenVsy  die  den  unsrigen  entsprechen. 

A.  M.  ist  Behaghel,  §  69  Ziff.  3,  der  sagt:  „Das  Nachrücken  eines 
Ahnen  findet  nur  statt,  wenn  der  vor  ihm  Berufene  während  der  Vor- 
mundschaft stirbt.    Dies  ist  eben  unrichtig:  es  findet  niemals  statt. 

Behaghel  a.  a.  0.  scheint  freilich  der  Ansicht  Demolombe's,  VII 
Nr.  187  (u.  Boilenx,  I  Anm.  zu  Art.  402)  zu  huldigen,  welche  ann^imen, 
dass  im  Fall  des  Todes  (lors  de  Fouverture  de  la  tutelle)  der  Übergang  der 
Tutel  von  einem  Ascendenten  auf  einen  dem  Grade  nach  entfernteren  statt- 
hat,   hingegen  im  Falle  der  excuse  oder  destitution  tutela  dativa  eintrete 

—  in  wörtlicher  Auslegung  des  Art.  405  und ,  wie  sie  sagen,  im  Geiste  der 
Art.  394  u.  405  —  allein  Behaghel  a.  a.  0.  giebt  keine  Gründe  an,  und  die 
Gründe  Demolombe's  und  Boilenx'  sind  nicht  stichhaltig. 

unserer  Ansicht  ist  auch  Zachariä,  §  101  Text  u.  Anm  2. 
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Im  Weiteren  hebe  ich  hervor:  ßücksichtlich  der  Vormund- 
schaft selbst  stehen  sie  den  Eltern  nicht  gleich,  denn  sie  dürfen 
die  Fahrnisse  nichl  behalten  wie  die  Eltern,  so  lange  diese  das 
Nntzniessongsrecht  am  Vermögen  ihrer  mindeijährigen  Kinder  haben 
(die  Ascendenten  haben  kein  solches  Nutzniessungsrecht  am  Ver- 
mögen ihrer  Enkel),  arg.  Art.  453  verb.  m.  Art.  384  u.  arg.  Art.  384 ; 
sie  müssen  sich  beim  Antritt  ihrer  Vormundschaft  vorschreiben 
lassen,  wie  viel  sie  jährlich  auf  den  Unterhalt  des  Handels  und 
far  die  Verwaltung  seines  Vermögens  verwenden  dürfen  u.  s.  w., 
wieviel  zurückzulegen  ist,  was  bei  der  elterlichen  Vormundschaft 
nicht  Platz  greift  —  Art.  454—456  u.  arg.  hör.  art.  Hieraus 
folgt,  dass  sie  den  gewöhnlichen  Vormündern  vollkommen  gleich- 
stehen. 

Abgesehen  von  der  Vormundschaft  haben  die  (höheren)  As-i 
cendenten  als  solche  einige  Rechte  wie  die  Eltem,  und  zwar:  sie 
können  Rat  und  Zustimmung  bei  Eingehung  der  Ehe  erteilen, 
Art.  148,  149,  152  u.  153  (dies  ist  ftir  Baden  unpraktisch:  die 
Art  148—159  sind  nämlich  durch  §  1  Ziflf.  2  des  bad.  Einf.-Ges, 
z.  Beichsges.  v.  6.  Febr.  1875  über  die  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes und  die  Eheschliessung  [sog.  ß.  -  St.  -  G.  -  B.]  aufgehoben) ; 
ebenso  können  sie  gegen  eine  Ehe  Einsprache  erheben,  Art.  173 
(der  Art.  173  ist  mit  den  Art.  172  u.  174 — 179  schon  durch  das  bad. 
StÄndesbeurk.-G^.  v.  1869  aufgehoben  worden  und  jetzt  ersetzt 
worden  durch  §  15,  bezw.  §§  14 — 22  d.  bad.  Einf -Ges.  z.  ß.-St.- 
G.-B.  —  das  Einspracherecht  der  Ascendenten  besteht  nach  an- 
gezogenem §  15  insofern  auch  in  Baden,  als  bei  Ermangelung 
der  Eltem  [welche  nach  §  14  Einsprache  wider  die  Heirat  ihrer  Kin- 
der aus  allen  Gründen  einlegen  können,  welche  der  Eingehung  der  Ehe 
nach  dem  Gesetze  entgegenstehen],  der  Grossvater  oder  die 
Grossmutter,  der  Bruder  u.  s.  w.  Einsprache  einlegen  können, 
jedoch  nur  in  zwei  Fällen :  wenn  für  den  minderjährigen  Verlobten 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Einwilligung  der  Obervormundschaft 
nicht  erwii'kt  worden  ist  —  femer,  wenn  die  Einsprache  sich  auf 
den  Wahnsinn  oder  die  Gemütsschwäche  eines  der  künftigen  Ehe- 
gatten gründet);  sie  haben  in  der  Dürftigkeit  das  Becht,  Alimente 
zn  fordern ,  Art.  205 ;  sie  können  für  die  Enkel ,  selbst  bei  Leb- 
zeiten der  Eltem  derselben,  Schenkungen  annehmen,  einerlei,  ob 
jene  gewaltsentlassen  sind  oder  nicht,  Art.  935  (wobei  es  nicht 
darauf  ankommt,  ob  sie  deren  Vormünder  oder  Kuratoren  sind) ;  sie 

10* 
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haben  Anspruch  anf  den  Vorbehalt  (Pflichtteil),  Art.  913,  914;  das 
Erbrecht  ist  wechselseitig,  Art.  745,  746;  sie  haben  zu  Gunsten  der 
Enkel  ein  ausnahmsweises  Substitntionsrecht  (Aftererbsetznngsrecht), 
Art.  896,  897,  1048  u.  flf.  J«) 

§  12. 

rv.  Die  vom  Familienrat  (in  Baden  vom  Amtsgerioht)  be- 
stellte Vormundschaft  (Tutela   dativa).     Anhang:    Die  Be- 
stellung   des    mtvormunds ,     des    Nebenvormundes«     des 
Gegenvormundes  und  der  Tutores  ad  hoc.'") 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Vormundschaft  nötig  fällt,  ein 
tutor  gerens,  ein  aUgemeiner  Verwaltungsvormund  dem  nicht  eman- 
jsipierten  Mindeijährigen  zur  Seite  stehen  muss,  tritt,  wenn  nicht 
einer  der  angeführten  und  in  den  §§  9,  10  und  11  d.  W.  dargestell- 
ten drei  Delationsgründe  Platz  greift,  die  Dativvormundschaft 
ein ,  d.  i.  die  von  der  Obervormundschaftsbehörde  bestellte  Vor- 
mundschaft. 

Man  kann  die  so  eintretende  Datiwormundschaft  bezeichnen 
als  die  Dativvormundschaft  im  engeren  und  eigentlichen 
Sinne,  da  es  auch  noch  eine  Dativ  Vormundschaft  giebt,  welche 
ganz  absolut  eintritt,  d.  h.  nicht  erst,  wenn  keiner  der  drei  übrigen 
Delationsgründe  Platz  greift,  sondern  von  vornherein.  Man  kann, 
sie  im  Gegensatz  zur  ersteren  die  Dativvormundschaft  im  wei- 
teren (uneigentlichen)  Sinne  nennen  (es  ist  dies  die  Datiwormund- 
schaft, welche  in  Betreff  des  Mitvormunds,  des  Neben  Vormunds,  des 
Gegenvormunds  und  der  tutores  ad  hoc  in  Anwendung  kommt).  Ich 
werde  diese  Datiwormundschaft  im  Anhang  zum  vorwürfigen 
Paragraphen  behandeln. 

Die  Datiwormundschaft  im  engeren  Sinne  anlangend, 
so  tritt  sie,  wie  bemerkt  ein,  wenn  nicht  ein  anderer  der  drei 
Delationsgründe  der  Vormundschaft  Platz  greift. 

Das  Gesetzbuch  hat  dies  nun  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen, 
sondern  in  Art.  405  versucht  die  Fälle  aufzuzählen ,  in  welchen  die 
Datiwormundschaft  eintritt. 


1")  So  zutreffend  Gageiir  a.  a.  0.,  S.  165,  dem  ich  hier  gefolgt  bin^ 
wobei  ich  jedoch  die  platzgreifenden  Änderungen  der  (Tesetzgebnng  in  B  ad  e  n ,. 
wie  sich  dies  aus  dem  im  Text  Vorgetragenen  zur  Genüge  ergiebt,  ent- 
sprechend berücksichtigt  habe. 

*)  Zaohariä-Drejer,  1  §§  98,  102,  103,  128,  femer  §88;  Stabel,  §42; 
Bebaghel,  I  §§69,  72. 


Abschnitt  I.  Die  Vormondschaft  über  Mindeijährige.  149 

Diese  Aafzählnng  ist  jedoch  nicht  vollständig. 
Art.  405  lautet : 

„Wenn  ein  minderjähriges  nicht  emanzipiertes  Eind  weder 
Vater  noch  Matter,  weder  einen  von  seinem  Vater  oder  seiner 
Matter  erwählten  Vormund,  noch  männliche  Ascendenten  hat, 
wie  auch,  wenn  der  zu  einer  der  erwähnten  Klassen  gehörige 
Vormund  sich  entweder  in  einem  der  weiter  unten  zu  bestim- 
menden Aasschliessungsfälle  befindet,  oder  giltig  entschuldigt 
ist,  so  muss  durch  einen  Familienrat  für  die  Ernennung  eines 
Vormunds  gesorgt  werden." 

Jedenfalls  ist  hier  übergangen  das  Verhältnis  der  ausserehe- 
liehen  Kinder,  welche  m  Frankreich  nach  der  gemeinen  Meinung 
stets  von  ihrer  Geburt  an  einen  Dativvormund  erhalten  (es  gehört 
diese  Dativyormundschaft  daher  eigentlich  in  die  Kat^^rie  der 
Dativvormundschaft  im  weiteren  Sinn  —  anders  ist's  nach  badi- 
schem Becht,  wonach  eine  Dativvormundschaft  hier  nur  eventuell 
eintritt,  nämlich  wenn  das  Kind  keine  bekannte  Mutter  hat  (diese 
ist  ja  nach  badischem  Recht  gesetzliche  Vormünderin  [Vormtin- 
derin  kraft  Gesetzes]).  Siehe  über  die  Vormundschaft  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  oben  §  9,  Anhang  11,  S.  117  d.  W.*) 

In  folgenden  Fällen  findet  die  Dativvormundschaft  im 
engeren  Süme  statt  (es  folgt  dies  aus  Art.  405  und  den  Grund- 
sätzen, die  wir  in  den  §  9,  10  und  11  d.  W.,  insbesondere  in  den 
§§  10  u.  11  über  die  tutela  testamentaria  und  die  tutela  legitima 
ascendentium  entwickelt  haben): 

1)  Wenn  ein  mindeijähriges  nicht  emanzipiertes  Kind  weder 
Vater  noch  Mutter  mehr  hat,  und  der  zuletzt  sterbende  Eltemteil 
keinen  testamentarischen  Vormund  gewählt  hat  und  auch  keine 
mamilichen  Ascendenten  des  Kindes  mehr  vorhanden  sind.  Art.  405. 

2)  Wenn  die  überlebende  Mutter  die  Vormundschaft  ablehnt. 
Art.  394;  vgl.  auch  §  9  Ziff.  I  1  S.  95  d.  AV. 

3)  Wenn  der  überlebende  Eltemteil,  der  testamentarische 
Vormund  oder  der  zur  gesetzlichen  Vormundschaft  berufene  männ- 
liche Ascendent  entschuldigt  sind.  Art  405. 


^)  Benrad,  Collegienheft,  §41,  behauptet,  es  sei  in  Art  405  ferner 
Übergangen  der  Fall  der  Ehescheidung.  Dies  ist  jedoch  nicht  zutreffend:  denn 
die  Ehescheidung  giebt  keinen  Grund  zur  Eröfinung  einer  Vormundschaft, 
a]so  auch  nicht  zu  jener  der  Daüwormundschafb  ab. 

Siehe  hierüber  §  9  Anhang  I,  S.  117  d.W.  (Text  \u  Anm.  60). 
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4)  Wenn  der  überlebende  Elternteil,  der  testamentarische 
Vormund  oder  der  zur  gesetzlichen  Vormundschaft  berufene  männ- 
liche Ascendent  unfähig  oder  ausgeschlossen  sind  oder  abgesetzt 
worden  sind  (dem  ist  der  Fall  gleich,  wenn  der  testamentarische 
Vormund  im  Fall  des  Art.  400  nicht,  nach  bad.  Recht  überhaupt 
nicht  bestätigt  worden  ist,  und  nach  bad.  Recht,  wenn  der  Ascen. 
dentenvormund  nicht  bestätigt  worden  ist).  Art.  405.  Vgl.  auch  §  10 
Ziff.  a  S.  122  und  §  11  S.  138  Text  u.  Anm.  2. 

5)  Wenn  die  Witwe -Vormünderin,  welche  sich  wieder  ver- 
heiratet, den  Familienrat  nicht  zusammenberufen  lässt,  oder  nicht 
in  der  Vormundschaft  durch  denselben  belassen  worden  ist.  Art. 
395,  arg.  Art.  396,  ai^.  Art.  402.  —  Vgl.  auch  Art.  405.  Siehe 
auch  §  9  I  4a  S.  99  u.  ff.  u.  Anm.  34  u.  I  4ba  S.  111  d.W.  u.  §  10 
Ziff.  3  S.  121  u.  Ziff.  5  S.  123  u.  Ziff.  6  S.  124  d.  W. 

6)  Wenn  der  testamentarische  Vormund  oder  der  männliche 
Ascendenten -Vormund  nach  übertragener  Vormundschaft  —  während 
der  Verwaltung  derselben  —  gestorben  ist.  Arg.  Art.  405.  Siehe 
auch  §  10  Ziff.  6  S.  124  u.  §  11  S.  145  Text  u.  Anm.  12  d.  W. 

7)  Wenn  ein  im  Amt  befindlicher  Datiwormund  aus  irgend 
einem  Grunde  ersetzt  werden  muss.  Arg.  Art.  405.  Siehe  auch 
§  11,  zu  Ziff.  3  Text  u.  Anm.  6,  S.  140,  141  d.  W.  und  §  10  Ziff.  5 
S.  123  d.W. 2) 

8)  Wenn  es  sich  um  die  Bevormundung  eines  ausserehelichen 
Kindes  handelt.  —  Siehe  jedoch  oben. 


2)  Behaghel  a.  a.  0.,  §  69  Zifi:  4  drückt  sich  in  Kürze  (in  aUzugrosser 
Kürze  und  daher  nicht  klar)  so  aus:  „Ist  eine  Person,  welche  (nach  den 
bisherigen  Ausführungen)  zur  Vormundschaft  berufen  wäre,  nicht  vorhandeaa 
und  ebenso,  wenn  der  danach  Berufene  ablehnt,  oder  von  der  Yormundschafb 
ausgeschlossen  oder  abgesetzt  wird,  so  ist  ein  Vormund  durch  das  zu- 
ständige Amtsgericht  zu  ernennen. 

Ich  habe  mich  im  Text  im  AUgemeinen  an  Laurent,  IV  No.  406  an- 
gelehnt, er  behandelt  die  Sache  am  Erschöpfendsten. 

Vgl.  auch  Anbry  et  Ran,  I  §  102,  auch  richtig  Zacharll,  §  102,  nur 
wegen  aJlzugrosser  Kürze  etwas  schwer  verständlich  —  er  sagt:  „Wenn  der 
Minderjährige  weder  kraft  Gesetzes  noch  kraft  einer  von  den  Eltern  getrofRsnen 
Wahl  einen  Vormund  hat,  oder,  wenn  der  gesetzliche  oder  der  von  den 
Eltern  gewählte  Vormund  die  Vormundschaft  nicht  verwalten  kann  oder 
sich  entschuldigt,  so  hat  der  Familienrat  dem  liündexjährigen  einen  Vor- 
mund zu  ernennen.    Art.  40j." 
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In  den  genannten  Fäflen  hat  der  Familienrat  dem  Minder- 
jährigen einen  Vormund  zu  ernennen.    Ai*t.  405. 

Der  Friedensrichter  des  domicile  de  la  tutelle  —  siehe  §  5 
d.  W.  —  hat  zu  diesem  Zwecke  einen  Familienrat  zusammenzube- 
rnfen,  und  zwar  nicht  nur  auf  Betreiben  der  Verwandten  des  Min- 
derjährigen oder  der  bei  der  Vormundschaft  sonst  beteiligten  Per- 
sonen, wie:  Gläubiger,  Schuldner  des  Minderjährigen,  sondern  auch 
von  Amtswegen.  Jedermann  ist  berechtigt,  dem  Friedensrichter 
die  Thatsachen  anzuzeigen,  welche  die  Ernennung  eines  Vormunds 
notwendig  erscheinen  lassen. 

Das  Q^etz  droht  übrigens  den  Verwandten  weder  Nachteile 
noch  Strafen  an,  wenn  sie  diesen  Antrag  zu  machen  unterlassen, 
und  zwar  wurde  nach  den  Vorarbeiten  zum  Gesetzbuch  absicht- 
lich hiervon  abgesehen.^) 

Jedoch  ist  die  überlebende,  eheliche  Mutter  nach  Art.  394  und 
der  Gegenvormund  nach  Art.  424  zur  Betreibung  der  Ernennung 
des  Vormunds  verpflichtet.  *)  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  diese  Per- 
sonen persönlich  haftbar  sind  für  den  etwa  aus  ihrer  Nachlässigkeit 
entspringenden  Schaden,  arg.  1882  ff.  In  Betreff  des  Gegenvor- 
mnnds  ist  dies  sogar  ausdrücklich  in  Art.  424  ausgesprochen,  wo- 
nach solcher  haftet  „sous  peine  des  dommages-int^rgts'^ 

Die  Ernennung  geschieht  in  derjenigen  Form,  welche  das 
G^etz  ffir  die  Beratungen  und  Beschlüsse  des  Familienrats  vor- 
schreibt ,  ohne  dass  sie  einer  Bestätigung  seitens  des  Gerichts  (einer 
homologation)  bedarf.  Siehe  §  8  d.  W.  Wenn  der  Beschluss  nicht 
in  Gegenwart  des  ernannten  Vormunds  gefasst  worden  ist,  (mei- 
stens wird  er  in  seiner  Gegenwart  gefasst  werden,  da  er  ja  vor 
semer  Ernennung  meist  dem  Familienrat  angehört  —  arg.  Art.  407, 
408,  432),  so  muss  er  demselben  bekannt  gegeben  werden  gemäss 


«)  Vgl.  Discussion  ad  Art.  406  —  inPoncelet  a.  a.  O.  Bd.  11  S.252, 
woselbst  angegeben  ist,  dass  auf  Cambao^rÖB  Antrag  absichtlich  hiervon 
abgesehen  wurde  ^  nachdem  auch  noch  namentlich  Tronehet  gegen  die  Sta- 
toierong  der  Verantwortlichkeit  sich  energisch  ausgesprochen  hatte,  weil  sie 
mmütz  sei  und  viele  Unzukömmlichkeiten  erzeuge. 

^  Vgl.  auch  Art.  419,  aus  welchem  nur  sich  zu  ergeben  scheint,  dass 
die  Erben  eines  Vormundes,  £Edls  sie  grossjährig  sind,  nicht  gehalten  sind, 
die  Ernennung  eines  neuen  Vormunds  zu  beantragen,  sondern  dass  diese 
Verpflichtung  auch  hier,  wie  überhaupt,  dem  Gegenvormund  obliegt.  Arg. 
Art  424. 
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den  Voi*schrift6n  des  Art  882,  1033  C.  de  proc.  civ.,  in  der  in 
diesen  Artikeln  bestimmten  Fiist  ^)  Vgl.  auch  Art.  439  Abs.  2  C.  c. 

Wegen  der  dem  ernannten  Vormund  g^gen  den  Familien- 
ratsbeschlnss  zustehenden  ßechtsmittel  vgl.  Art.  882  G.  d.  proc  civ. 

Nach  badischem  Becht  ernennt  das  zuständige  Amtsgericht 
(siehe  §  6  S.  57  d.  W.)  nach  Anhörung  der  Beiräte  (welche  erst  zu 
wählen  sind,  wenn  es  sich  um  den  Beginn  der  Vormundschaft  über- 
haupt handdt,  —  sind  sie  jedoch  einmal  gewählt,  so  bleiben  sie 
als  ständige  Beiräte,  die  in  allen  Vormundschaftssachen,  also 
namentlich  auch  bei  Bestellung  eines  Dativrormunds  beratende,  je- 
doch nicht  entscheidende  Stimme  haben  —  siehe  §  6  8. 58  und  §  8 
S.  73  d.  W.)  und  des  Wais^uichters  den  Vormund.    Art.  405. 

Der  Anlass  hierzu  kann,  wie  nach  französischem  Becht 
durch  einen  jeden  Beteiligten  gegeben  werden  —  es  wird  jedoch 
hierdurch  die  Thätigkeit  des  Amtsgerichts  nicht  bedingt.  Dieses 
hat  Tiehnehr  auch  von  Amtswegen  für  Ernennung  eines  Vormunds 
zu  soi^gen.    Vgl.  Art.  406. 

Übrigens  ist  es  den  Verwandten  und  Verschwägerten  des  zu 
Bevormundenden,  sowie  den  Burgermeistem,  den  Notaren  und  Wai- 
senrichtem  zur  Pflicht  gemacht,  dem  Amtsgericht  die  zu  ihrer 
Kenntnis  kommenden  Thatsachen  zur  Anzeige  zu  bringen,  welche 
die  Bestellung  eines  Vormunds  nötig  machen. 

Vgl.  insbes.  §17  E.-P.-Ges.,  §§58  u.  78  R.-P.-0.,  §103 
Not.-0.,  §7  Waisenr.-O.;  femer  §  10  ff.  D.-W.  f.  d.  Waisenr., 
§  54  D.-W.  f.  d.  Standes-B.,  §§  37  u.  40  D.-W.  f.  d.  Bürgerm. 
sowie  die  bad.  Verordn.  v.  12.  Nov.  1889,  die  Anzeige  der  Todes- 
aUe  betr.  (Ges.-Bl.  XXXH  S.  525). 

Was  die  Auswahl  der  Person  des  Dativvormunds  an- 
langt, des  zu  ernennenden  Vormunds,  so  ist  sowohl  ftb*  das  fran- 
zösische Becht  als  auch  für  das  Becht  Badens  in  erster  Beihe 
massgebend  der  Art.  432. 

Er  soll  aus  der  Verwandtschaft  bezw.  Schwägei'schaft  des 
Mündels  genommen  werden.  Und  erst  dann,  wenn  sich  am  Domi- 
zilorte der  Tutel  oder  in  dem  UmfBkuge  von  vier  Mjrriametem 
(badisch:  acht  Stunden)  keine  tauglichen  Verwandten  oder  Ver- 

A;  Diese  Artikel  haben  jetzt  in  Frankreich,  was  diese  Frist  betriff 
durchweine  Loi  v.  3.  Mai  1862  eine  Änderung  erfahren,  worauf  hier  nicht 
näher  einzugehen  ist,  da  wir  uns  nur  mit  den  Vorschriften  der  Code  Ni^. 
zu  be&ssen  haben. 
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schwägerten  finden,  so  sind  auch  Nichtverwandte  verpflichtet,  das 
Amt  anzunehmen  (der  Verwandte  mnss  übrigens  nicht  dem  Ver- 
schwägerten und  der  nahe  Verwandte  nicht  dem  entfernteren  vor- 
gezogen werden). 

In  Baden  ist  dies  durch  §  68  Abs.  3  u.  4  R.-P.-O.  dahm 
präzisiert:  Bei  der  Auswahl  der  Person  ist  lediglich  auf  deren 
Fähigkeit  zum  Amt  —  vgl.  §§  3  u.  4  d.  W.  —  und  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen,  ob  jemand  vor  anderen  zur  Dienstführung  geeig- 
net ist  und  hinsichtlich  der  Vermögensverwaltung  genügende  Sicher- 
heit gewfihre;  dagegen  ist  auf  Vei*wandtschaft  oder  Schwägerschaft 
mv  insofern  Bücksicht  zu  nehmen,  als  ein  Fremder  (d.  h.  nicht 
Verwandter  oder  Verschwägerter)  zur  Ablehnung  der  Vormundschaft 
berechtigt  sein  würde.  ^) 

Vgl  auch  Art.  432.  Nach  dem  oben  dt.  §  68  E.-P.-0.  soll, 
da  die  Ernennung  unter  sorgfältiger  Auswahl  aus  den  im  Allge- 
meinen geeigneten  Personen  (Art.  432,  442,  444)  zu  geschehen  hat, 
das  Amtsgericht  von  dem  Waisenrichter  den  Vorschlag  einer  Mehr- 
zahl geeigneter  Personen  zu  fordern  befugt  sein. 

Die  Ernennung  selbst  kann  nach  badischem  Becht  nur  in 
unbedingter  Weise  geschehen  —  Art.  398a  —  d.  h.  sie  kann 
niemals  „unter  au&chiebenden  Bedingungen  geschehen^  (so  der  Wort- 
laut des  Art.  398a).  Mithin  ist  nach  badischem  Becht  grund- 
sätzlich die  Ernennung  eines  Vormunds  nur  dann  ungiltig ,  wenn  sie 
unter  einer  Suspensivbedingung  erfolgt  ist,  während  sie  unter 
Resolutivbedingung  oder  auf  bestimmte  Zeit  (ad  diem) 
(nicht  aber  so,  dass  sie  ei^t  nach  einer  bestimmten  Zeit  (a  die) 
nach  der  nötig  fallenden  Vormundschaftsemennung  eintreten  soll, 
was  einer  Ernennung  unter  Suspensivbedingung  gleichkommen  würde) 
geschehen,  als  giltig  zu  betrachten  ist.^) 

Ffir  das  französische  Becht  herrscht  in  dieser  Beziehung, 
da  es  an  einem  Gesetzestext  fehlt,  Verschiedenheit  der  Ansichten 
—  und  verweise  ich  in  dieser  Beziehung  auf  dasjenige,  was  ich 
bezüglich  des  französischen  Bechts  über  die  bedingungsweise 
Ernennung  eines  tutor  testamentarius  in  §  10  Ziff.  6  Text  und  Anm.  4 
S.  125  d.  W.  vorgetragen  habe.  Es  trifft  auch  für  die  Datiwor- 
mänder  zu.    Ob  die  Ungiltigkeit  einer  in  solch  unzulässiger  Weise 

«)  So  ganz  zutreffend  Behaghel,  I  §  69  Ziff.  4  Abs.  1. 
')  8o  verhält  sich's  auch  nach  badischem  Recht  bei  derEmennong 
eineB  tator  testamentarius.    Art.  398a.    Siehe  §  10  Ziff.  6  S.  125  d.  W. 
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(sowohl  nach  badischem  als  nach  französischem  Eecht)  einge- 
tretenen Datiwormnndschaft  aber  die  Wirkung  hat.  dass  man  sagen 
könnte,  die  von  einem  solchen  Vormund  geftUirte  Vormondschafts- 
verwaltung  habe  nicht  giltig  statthaben  könne ,  wenngleich  Niemand 
dagegen  Einsprach  gethan ,  in  Sonderheit  wenn  der  Familienrat  und 
der  von  ihm  ernannte  Vormund  sich  nach  den  Klausehi  der  Er- 
nennung gerichtet  und  ihnen  entsprechend  gehandelt  hat,  ä&r^e 
doch  sehr  zu  bezweifeln  sein.^) 

Für  das  badische  Recht  ist  noch  zu  bemerken:  War  der 
ernannte  Vormund  bei  der  Beratschlagung,  die  seine  Ernennung 
aussprach,  nicht  zugegen,  so  muss  er,  wenn  ihm  Entschuldigungs- 
grtinde  zur  Seite  stehen,  solche  entsprechend  den  Vorschiiflen  der 
Art.  439  ff.  (bad-  Text)  geltend  machen,  während  er,  im  Falle  er  zu- 
gegen war,  solche  sofort  geltend  machen  muss.    Art.  438. 

Wegen  seiner  an  das  Landgericht  gehenden  Beschwerdeführung 
gegen  den  ihn  zum  Vormund  ernennenden  Beschluss  des  Amts- 
gerichts vgl.  §  24  R.-P0I.-G. 

Dem  Dativvormund  ist  nach  badischem  Recht  eine  Ur- 
kunde über  seine  Ernennung,  welche  den  Namen  und  die  6e- 
hurtszeit  des  Mündels  und  den  Namen  des  Vormunds  anzugeben 
hat,  gegen  Beurkundung  zu  behändigen.   Vgl.  §  68  Abs.  5  R.-P.-O. 

Anhang. 

Die  Bestellung  des  Mitvormunds  (cotuteur),  des  Neben- 
vormunds (protuteur),  des  Gegenvormunds  (tuteur  subrogä) 
und  der  tutores  ad  hoc. 

Ehe  ich  auf  die  Bestellung  dieser  verschiedenen  Vormünder 
des  Näheren  eingehe,  ist  Folgendes  noch  in  Kürze  zu  erörtern: 

Zur  gesetzlichen  Vormundschaft  ist  jedesmal  nm-  ein  einziger 
Vormund  berufen,  und  so  auch  grundsätzlich  zur  tutela  testamen- 
taria  and  nicht  minder  zur  tutela  dativa.  Art.  403,  404,  454  und 
arg.  hör.  art.  Eine  Ausnahme  bilden  die  in  den  Art.  396  u.  417 
vorgesehenen  Fälle ,  —  Fälle ,  in  welchen  neben  dem  Vormund  noch 
ein  Mitvormund  und  neben  dem  Vormund  noch  ein  Nebenvormund 
zu  ernennen  ist  Allgemein  nimmt  man  auch  an,  dass  es  den 
Eltern  gestattet  ist,  einen  anderen  Vormund  für  die  Erziehung, 
einen  anderen  für  die  Verwaltung  des  Mündelguts  im  Weg  der 
testamentarischen  Tutelübertragung  zu  wählen,  und  nicht  minder, 

d)  Vgl.  insbesondere  Demolombe,  VII  No.  226— 230. 
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dass  der  überlebende  Eltemteil  auch  einen  Nebenvorraund  er- 
nennen kann. 

Dies  ist  übrigens  alles  sehr  bestritten. ») 

Wenden  wii*  uns  nunmehr  zur  Sache. 

Was  1)  die  Bestellung,  die  Ernennung  eines  Mit  Vormundes 
(cotuteur)  anlangt,  so  ist  derselbe  stets  vom  Familienrat  zu  er- 
nennen. Der  C.  Nap.  erwähnt  nur  einen  Fall,  in  welchem  dem 
Vormund,  und  zwar  kraft  Gesetzes,  ein  Mitvormund  zu  geben 
ist  —  nämlich  im  Fall  des  Art.  396.  Es  ist  aber  auch,  und  dies 
ergiebt  sich  arg.  Art.  396,  der  Mutter -Vormünderin,  die  infolge 
ihrer  gesetzwidrigen  Handlung  —  Art.  395  —  die  Vormundschaft 
verloren  hat,  wenn  sie  dieselbe  gleichwohl  durch  den  Familienrat 
wiedei-  übertragen  erhält,  gleichfalls  in  ihrem  zweiten  Ehemann 
ein  Mitvormund  zu  bestellen.  Vgl.  über  den  Mitvormund  und  dessen 
solidarische  Haftung  mit  der  Mutter -Vormünderin  §  2  S.  23  u.  §  9 
Ziff.  I  4,  Ht.  a  S.  99  u.  ff.  u.  lit.  b  /$?  S.  112  d.  W.  «<>) 

Seine  Ernennung  erfolgt  nach  den  fär  die  Bestellung  eines 
Vormunds  durch  den  Familienrat  entwickelten  Grundsätzen. 

Wenn  2.  ein  Neben  vorm  und  (protuteur)  zu  ernennen  ist  — 


9)  Vgl  insbesondere  Anbry  et  Bao,  I  §  89  Text  u.  Annou  7  u.  8;  Locr6, 
Vn  S.  220;  Laurent,  IV  No.  369;  Sirey  64,  I  21;  Bebagrbel,  I  §  69, 
Ziff.  4  Absatz  2;  Demolombe,  Yll,  No.  19Tff,  220—223.  Im  römischen 
Recht  galt  auch  der  Grundsatz:  „Interest  pupilli  ne  tutela  per  plures  spar- 
gatar"  —  L  3  §  6  Dig.  de  adm.  et  per.  tut.  26,7.  Dieser  Grundsatz  hat 
offenbar  der  Redaktion  bei  Schöpfung  der  Art.  402  ff.  vorgeschwebt  und  geht 
dies  insbesondere  aus  den  Vorarbeiten  zum  Gesetzbuch  (siehe  Locrö  a.  a.  0., 
wo  dargelegt  ist,  dass  er  in  den  Observations  du  Tribunat  geradezu  in  for- 
meller Weise  proklamiert  worden  ist). 

*o)  Es  wirkt  verwirrend,  wenn  Zacharlft,  I  §  90  sagt,  der  C.  N.  ent- 
halte zwei  Fälle,  in  welchem  ein  Mitvormund  (cotuteur)  kraft  Gesetzes 
zu  geben  sei,  nämlich  in  den  FäUen  der  Art  396  u.  417.  £r  meint  offenbar 
dies  nicht  wörtlich,  sondern  er  bezeichnet  nur  unpräcise  den  in  Art.  417  im 
Urtext  aufgeföhrten  protuteur  als  Mitvormund. 

Dieser  ist  kera  Mitvormund ,  denn  wäre  er  solcher ,  so  würde  er  soli- 
darisch haften,  arg.  Art.  39^. 

Der  pTotutBur  des  Art.  417  haftet  jedoch  nicht  solidarisch  mit  dem 
(Haupt -"i  Vormund. 

Die  unrichtige  Bezeichnung  des  protuteur  als  Mitvormund  stanmit 
offenbar  aus  den  Übersetzungen  des  Art.  417  des  G.  N. ,  in  welchen  er  mit 
„Mitvormund"  in's  Deutsche  übertragen  ist. 

Der  offizielle  badische  Text  hat  die  Übersetzung  richtiger  mit  „Ne- 
benvormund" gegeben. 
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Art.  417  —  Vgl.  §  2  S.  21  d.  W.,  SO  hat  die  Ernennung  desselben 
gleichfalls  durch  den  Familienrat  zu  erfolgen  (in  Baden:  durch 
das  Amtsgericht  nach  Anhörung  u.  s.  w.)  Siehe  jedoch  oben,  wo- 
nach auch  nach  einer  vielverbreiteten  Ansicht ,  wenn  es  auch  keinen 
gesetzlich  berufenen  Nebenvormund  giebt ,  doch  die  Ernennung  eines 
Nebenvormunds  durch  den  zuletzt  sterbenden  Eltemteil  geschehen 
kann.  Arg.  Art.  397.  Abgesehen  hiervon  ist  er  in  der  Kegel  ein 
Dativvormund,  wie  dies  schon  daraus  hervorgeht,  dass  Art.  417 
unter  der  Rubrik:  „Von  der  durch  den  Familienrat  zu  bestellenden 
Vormundschaft"  steht.  Vgl.  für  Baden  auch  §  68  Abs.  6  R.-P.-0. 
Auch  die  Ernennung  des  Nebenvormunds  duich  den  Familienrat  er- 
folgt nach  den  Grundsätzen,  welche  für  die  Bestellung  eines  Dativ- 
vormunds Platz  greifen. 

Dem  Nebenvormund  ist  die  Verwaltung  der  inländischen 
Güter  durchaus  fremd.  Er  ist  auch  in  semer  Verwaltung  dieser 
Güter  (nach  französ.  Recht  ist  er  nur  zu  bestellen  für  die  Ver- 
waltung von  Gütern,  welche  der  Mündel  in  den  Kolonien  Frank- 
reichs besitzt,  oder  welche  der  in  den  Kolonien  wohnende  Mündel 
in  Frankreich  besitzt  —  und  nicht  für  Güter,  welche  derselbe  im 
Ausland  besitzt  — ,  nach  badischem  Recht,  wenn  er  überhaupt 
Güter  im  Ausland  [d.  h.  in  einem  anderen  deutschen  Staat  oder 
im  Reichsauslande]  hat)i^)  durchaus  von  dem  Vormund  (Hauptvor- 
mund) unabhängig.  Sie  haben  einander  für  ihre  gegenseitige  Ver- 
waltung nicht  zu  haften.    Art.  417. 

Was  seine  rechtliche  Stellung  auf  seinem  Verwaltungsgebiete 
betrifft,  so  ist  sie  gleich  deijenigen  eines  jeden  anderen  Vormunds. 
Mithin  muss  er,  wie  dieser,  einen  Gegenvormund  haben  (sagt 
doch  Art.  420,  dass  bei  jeder  Vormundschaft  die  Ernennung  eines 
(Jegenvormunds  geboten  ist).  Wenn  ein  Nebenvormund  aufee- 
steUt  ist,  so  bestehen  zwei  Vormundschaften,  mithin  müssen  auch 
zwei  Gegenvormünder  aufgestellt  werden. 

i^)  Vgl.  Zaeharift-Dreyer,  I  §  88  Anm.  4.  (Dreyer.) 

Es  ist  diircliaas  unrichtig,  wenn  Gagenr  a.  a.  0.,  S.  171  behauptet,  die 
Ernennung  eines  Nebenvormunds  sei  in  Beulen  nicht  unumgänglich  notwendig. 

Vgl  Behaghel,  §  69  Ziff.  4  Abs.  2,  welcher  mit  Recht  die  Ernennung 
eines  solchen  Nebenvormunds  in  allen  Fällen  (wenn  der  Mündel  Güter  im 
Ausland  hat)  für  geboten  erklärt. 

VgL  zu  Art.  317  insbes.  auch  Laurent,  IV  No.  409—412,  woselbst 
eine  Reihe  von  Controversen  behandelt  werden,  welche  jedoch  hier  nicht 
alle  zu  erörtern  sind. 
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Weil  seine  Stellung  wie  die  eines  jeden  anderen  Vormunds 
ist,  so  besteht  ihm  gegenüber,  wie  gegenüber  dem  (Haupt-)  Vor- 
mund das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  des  Mündels  —  Art.  2121 
—  and  finden  auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs ,  wonach  der 
Vormund  in  Bezug  auf  gewisse  Verhältnisse  mit  einer  „incapacit^^' 
behaftet  ist,  auf  ihn  Awendung  —  namentlich  Art.  907.  Sein 
Recht  zu  Ausgaben  wird  amiähemd  bestimmt,  er  bedarf  zu  Ver- 
äusserungen  der  höheren  Genehmigung,  muss  Rechnung  ablegen  u.  s.w. 
wie  der  gewöhnliche  Vormund. 

Darin  allein  unterscheidet  sich  ein  solcher  Nebenvormund 
vom  gewöhnlichen  Vormund,  dass  ihn  die  Person  des  Mündels, 
dessen  E^iehung,  Ernährung  u.  dgl.  gar  nicht  berührt.  ^^) 

Wegen  der  Bestellung  solcher  Nebenvormünder  können 
vielfach  Fragen  des  internationalen  Rechts  sich  aufwerfen. ^ 3) 
Baden  hat  nun  mit  einer  Reihe  von  deutschen  Bundesstaaten 
Verträge  abgeschlossen ,  welche  derartige  Fragen  regeln.  Siehe  §  2 
S.  22  (Anm.  7)  d.  W.  '-*) 

Ln  Weitem  ist  hier  3.  die  Berufung  zur  Gegenvormund- 
schaft, die  Deferierung  derselben  zu  erörtern.  Das  Gesetzbuch 
schreibt  in  Art.  420  vor,  dass  bei  jeder  Vormundschaft  ein 
vom  Familienrat  ernannter  Gegenvormund  (tuteur  subrogö  — 
auch  Beivormund  genannt)  vorhanden  sein  soll.  Vgl.  auch  §2  S.  22  d.W. 

Seine  Amtspflicht  ist,  für  den  Vorteil  des  Mindeijährigen  zu 
sorgeu,  wenn  dieser  gegen  jenen  desVormunds  verstösst  -  Art.  420  Abs.  2. 

Das  Nähei*e  über  die  Stellung  des  Gegenvormunds,  dessen 
Rechte  und  Pflichten  in  §  19  d.  W. 

Die  Gegenvormundschaft  entstammt  den  Ländern  des  droit 
contnmier.  **) 


12)  So  gut  eagenr^  S.  171. 

*')  Vgl.  insbes.  Ton  Bar^  Theorie  u.  Praxis  des  internationalen  Privat- 
rechts, 2.  Aufl.  1889,  Bd.  1  §§  208ff.,  woselbst  auch  die  einschlagende  fran- 
zösische Literatur  angegeben  ist.  Vgl.  femer  Barazetti^  Einführ,  in  das 
franz.  Civibecht,  §  17,  insb«.  S.  185,  186,  191,  (1«4,  165). 

'^)  Vgl.  auch  über  die  internationalen  Beziehungen  Badens  zam 
BdchsauBland  Bentti  a.  a.  0.,  S.  600  ff. 

15)  Siehe  Zaeharift- Breuer  ^  I  §  103  Anm.  4,  woselbst  hervorgehoben 
wird,  dass  in  den  Ländern  des  geschriebenen  Hechts  dem  Mündel,  wenn 
dessen  rechtliches  Interesse  mit  dem  des  Vormunds  im  Gegensatze  stand,  ein 
Ourator  ad  hoc  bestellt  wurde. 

Siehe  auch  die  hier  anget.  Literatur  —  insbes.  Bemolombe^  VII  Nr.  354. 
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Einem  jeden  Yormond  ist  also  ein  Gegenvormund  beizu- 
ordnen, mithin  hat  die  Gegenvormundschaft  statt  bei  der  gesetz- 
lichen Yormnndschaft  des  überlebenden  Eltemteils,^^)  bei  derjenigen 
des  männlichen  Ascendenten,  bei  der  tutela  dativa  und  der  tutela 
testamentaria ,  —  also  bei  jeder  Art  der  Yormundschaft ,  mitliin 
ist  ein  Gegenvormund  auch  der  Mutter  beizuordnen,  wenn  ihr  ein 
Yormundschaftsbeistand  von  ihrem  Ehemann  beigegeben  ist,  Artikel 
192,  193  —  siehe  auch  §40  d.W.,  femer  auch  dem  Nebenvor- 
mund (pi-otuteur  —  Art.  217),  siehe  oben,  auch  dem  tuteur  offl- 
cieux,  arg.  Art.  370,  für  das  badische  Eecht  in  Art.  370a  be- 
sonders vorgeschrieben,  femer  auch  dem  Mitvormund  (cotuteur), 
Art.  396,'';  —  jedoch  nicht  dem  tutor  ad  hoc,  denn  dieser,  wenn 
er  auch  in  manchen  Fällen  vormundschaftsähnliche  Funktionen  hat 
—  siehe  §  2  S.  18  u.  ff.,  so  ist  er  nach  der  herrschenden  Meinung 
doch  nicht  als  wiiüicher  Yormund  zu  betrachten,  ^^j 

Der  Gegenvormund  wird  stets  durch  den  Familienrat 
ernannt;  er  ist  stets  ein  tutor  dativus,  es  giebt  keine  gesetzliche 
oder  testamentarische  G^envormundschaft. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Satze  könnte  man  höchstens  för 
den  Fall  der  cura  ventris  annehmen,  da  der  Curator  ventris 
kraft  Gesetzes  zum  Gegenvormund  wird,  wenn  die  Mutter  mit 
einem  lebenden  und  einem  lebensfähigen  Kinde  niederkommt.  Art.  393. 

Allein  in  Wirklichkeit  liegt  doch  keine  Ausnahme  vor,  da  der 
Curator  ventris  selbst  durch  den  Familienrat  ernannt  worden  ist.  '^) 

Was  ich  oben  über  die  Zusammensetzung ,  bezw.  Bemfimg  des 
Familienrats  in  Bezug  auf  die  Ernennung  des  Yormunds  dargelegt 
habe,  gilt  auch  von  dem  Fall,  in  welchem  der  Familienrat  emen 
Gegenvormund  zu  ernennen  hat. 


*0)  Also  in  diesem  Falle  dem  überlebenden  Vater -Yormund  und  der 
überlebenden  Mutter -Yormünderin  (beiden  jedoch  nur,  wenn  sie  Yormünder 
sind,  mithin  nicht  dem  Yater  im  Falle  der  gesetzlichen  Verwaltung  des  Kin- 
dervermögens [Art.  389]) 

>7)  Siehe  auch  Behagrhel,  I  §  72  a.  A. 

^)  SieheDemoIombe,  Vli  No.3ö8u.Baadrjr-Lacaiitiiierie9  INo.l031 
Anm;  Movrlou^  1  No.  1132,  der  sagt:  „ToutefoiSY  le  tutem's  ad  hoc  (voy. 
les  Art  159  u.  318)  n'ont  point  de  subrogö  tuteur:  car,  k  proprement  parlei*, 
ils  ne  sont  point  tuteurs.  J'en  dis  autant,  et  par  le  meme  motif,  du  tuteur 
nommö  pour  survelller  Fexecution  d'une  Substitution  M6icommissaire  (voy. 
r^xplication  de  Tart.  1055).  — 

*»)  Vgl.  über  die  cura  ventris  meine  Ausführungen  in  §  9  S.  96  u.  ff.  d.  W. 
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Was  die  Ernennung  des  Gegenvormunds  selbst  betrifft, 
$0  mttss  man  unterscheiden: 

a)  Im  Falle  eine  Dativvormundschaft  eintritt,  kann  der 
Gegenvormund  erst  ernannt  werden,  nachdem  der  tutor  gerens  er- 
namit  ist  (das  Gesetz  wül,  dass  die  Ernennung  des  letzteren  vor- 
ausgeht, damit  der  Gegenvormund  nicht ,  wenigstens  teilweise  nicht, 
seine  Vollmachten  von  einem  Famüienratsmitgliede  erhalte ,  welches 
unter  Umständen  selbst,  nachdem  es  für  ihn  gestimmt  hätte,  zum 
Vormund  ernannt  worden  wäre),  und  die  Ernennung  des  Gegenvor- 
munds hat  sofort,  unmittelbar,  nach  der  Ernennung  des  tutor  gerens 
zn  geschehen  (um  die  Kosten  einer  weiteren  Zusammenberufung  des 
Familienrats  zu  vermeiden).    Art.  422. 

Vorausgesetzt  wird  hierbei  selbstvei*ständlich,  dass  noch  kein 
Gegenvormund  im  Amte  ist  (wenn  z.  B.  der  tutor  gerens  stu-bt  und 
ein  neuer  an  seine  Stelle  tritt ,  so  ist  kein  Gegenvormund  zu  er- 
nemien,  da  ja  bereits  von  Mher  ein  solcher  vorhanden  ist). 

b)  Im  Fälle  einer  gesetzlichen  oder  testamentarischen 
Vormundschaft  (stets  vorausgesetzt,  dass  noch  kein  Gegenvor- 
mund von  früher  im  Amte  ist)  muss  der  Vormund  bevor  er  sich 
der  vormundschaftlichen  Verwaltung  unterzieht,  die  Zusammen- 
berafdng  des  Familienrates  veranlassen,  damit  solcher  den  Gegen- 
vormund ernenne.  Mischt  er  sich  in  die  Verwaltung  ein,  ohne 
dieser  Vorschrift  genügt  zu  haben,  so  kann  ihm  der  Familienrat, 
der  entweder  auf  Betreiben  der  Verwandten,  der  Gläubiger  des 
Mündels,  jeder  beteiligten  Person  oder  auch  durch  den  Friedens^ 
richter  von  Amtswegen  zusammenberufen  worden  ist,  wenn  eine  Ge- 
fährde (dol)  seitens  des  Vormunds  vorliegt,  die  Vormundschaft  wie- 
der abnehmen,  und  haftet  er  unter  Umständen  auch  dem  Mündel 
für  den  etwa  diesen  zugegangenen  Schaden  (worüber  natürlich  nur 
das  zuständige  Gericht  zu  entscheiden  hat).    Art.  421. 

Gegen  den  Beschluss  des  Familienrats  kann  sich  der  Voimund 
beim  Gericht  der  ersten  Instanz  beschweren.  Arg.  Art.  441  u.  448 
C.  c.  u.  Art.  883  C.  de  proc.  civ.  — 

Die  Übernahme  bezw.Fortführung  der  Gegenvormund- 
schaft kann  aus  ganz  denselben  Gründen  vom  Gegenvormund  ab- 
gelehnt bezw.  verweigert  werden,  wie  jene  der  Vormundschaft 
seitens  des  Vormunds. 

Die  gesetzlichen  Entschuldigungsgründe,  welche  dem 
Vormund  zur  Seite  stehen,  finden  gleiche  Anwendung  auf  den  Gegen- 
vonnund.     Art.  426  verb.  m.  Art.  427—436. 
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Auf  die  Gegenvormundschaft  finden  aach  dieünfähig- 
keits-  und  ünwürdigkeitsgründe,  also  die  Gründe  des  Aus- 
schlusses und  der  Absetzung  (exclusion  und  destitution)  dieselbe 
Anwendung  wie  auf  die  Vormundschaft.    Arg.  Art.  442  ff. 

Da  der  Gegenvormund,  wie  dies  die  Natur  seines  Amtes  mit 
sich  bringt,  vom  Vormund,  dessen  G^chäftsfiihrung  er  zu  über- 
wachen hat,  vollständig  unabhängig  sein  muss,  so  hat  das  Gesetz 
verfügt,  dass  der  Vormund  als  etwaiges  Familienratsmitglied  (sonst 
kommt  er  ja  nicht  in  die  Lage),  nicht  bei  der  Ernennung  des 
Gegenvormunds  mitstimmen  darf  (denn  sonst  würde  dieser 
leicht  infolge  dieses  Vertrauensbeweises  in  seiner  Amtsführung  be- 
fangen sein)  —  Art.  423  — ,  femer  dass  der  Vormund  nicht  die 
Absetzung  des  Gegenvormunds  beantragen,  noch  in  einer  zu 
diesem  Zwecke  zusammenberufenen  Familienrats  -  Sitzung  mit- 
stimmen darf  —  Art  426  Abs.  3  —  und  endlich,  dass  der  Ge- 
genvormund aus  derjenigen  der  beiden  Linien  gewählt  werden  muss, 
welcher  der  Vormund  nicht  angehört  (also  z.  B.  aus  der  väterlichen 
Linie  des  Mündels,  wenn  der  Vormund  der  mütterlichen  Linie  an- 
gehört), vorausgesetzt,  dass  der  Vormund  mit  dem  Mündel  verwandt 
ist,  und  der  Gegenvormund  gleichfalls  aus  der  Zahl  der  Verwandten 
des  Mündels  genommen  wird  (was  nicht  notwendig  ist,  da  der 
Familienrat  auch  einen  Fremden  zum  Gegenvormund  wählen  kann, 
in  welchem  Fall  die  Vorschrift  nicht  Platz  greift). 

Wenn  der  Vormund  ein  Fremder  ist,  dann  kann  der  Fa- 
milienrat jeden  zum  Gegenvormund  wählen,  den  er  ftu*  ge- 
eignet hält. 

Die  Vorschrift,  dass  im  gegebenen  Fall  der  Vormund  aus 
einer  andei*en  Linie  als  aus  derjenigen,  welcher  der  Vormund  an- 
gehört, zu  wählen  ist,  erleidet  jedoch  folgende  Ausnahme:  Wenn 
der  Vormund  ein  voUbürtiger  Bruder  (fr^  germaüi)  des  Mündels 
ist,  so  darf  ein  anderer  voUbürtiger  Bruder  des  letzteren  als  Gegen- 
vormund angestellt  werden.    Ai-t.  423. 

Die  Verrichtungen  (das  Amt)  des  Gegenvormunds  endigen 
zugleich  mit  der  Vormundschaft,  d.  h.  wann  die  Vormundschaft  als 
solche  überhaupt  ihr  Ende  findet,  also  mit  dem  Tod,  der  Voll- 
jährigkeit oder  G^waltsentlassung  des  Mündels.    Art.  425. 

Wenn  dagegen  das  Amt  des  Vormunds  während  der  Vor- 
mundschaft aus  irgend  einem  Grunde  aufhört,  und  ein  neuer  Vor- 
mund an  seine  Stelle  tritt,  so  behält  der  G^egenvormund  —  er  muss 
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aber  bei  Yenneiden  von  Schadensersatzleisttmg  die  Ernennung  des 
neuen  Vormunds  betreiben  —  sein  Amt.    Art  424. 

Übrigens  kann  der  Familienrat  stets  auch  in  diesem  Falle, 
wenn  es  die  Interessen  des  Mündels  erheischen,  den  bisherigen 
Gegenvormund  durch  einen  neuen  ersetzen  und  muss  dies  sogar 
thun,  wenn  der  neue  Vormund  aus  derjenigen  der  beiden  Linien 
genommen  wird,  welcher  der  im  Amt  befindliche  Gegenvormund 
angehört.    Arg.  Art.  423. 

Wenn  ein  im  Amt  befindlicher  Gegenvormund  vor  Beendigung 
d^  Vormundschaft  als  solcher  stirbt  oder  infolge  eines  Entschul- 
digungsgrundes von  der  Gegenvormundschaft  befreit  wird,  oder 
wenn  er  derselben  entsetzt  wird,  so  hat  natürlich  der  Familienrat 
einen  anderen  zu  ernennen. 

Der  Vormund  hat  dann  stets  die  Ernennung  eines  neuen 
Gegenvormunds  zu  betreiben.  Ai^.  Art  421.  Der  Vormund  darf 
aber  nicht  die  Absetzung  des  Gegenvormunds  beantragen  noch  in 
einem  zu  diesem  Behufe  zusammenberufenen  Familiem*at  mitstimmen. 
Art.  426.  — 

Da  Art.  421  vorschreibt,  dass  der  Vormund,  bevor  er  sich  in 
die  Vormundschaft  einmischt,  die  Bestellung  eines  Gegenvormunds 
herbeifBhren  muss,  so  fragt  es  sich: 

Sind  die  Rechtshandlungen  des  Vormunds  schon 
deshalb  ungiltig,  weil  kein  Gegenvormund  bestellt 
worden  ist? 

Diese  Frage  dürfte  zu  verneinen  sein.  Wenn  der  Vormund 
gegen  einen  Drittten,  z.  B.  einen  Schuldner  des  Mündels,  auf  Zah- 
lung klagt,  so  kann  ihm  der  Dritte  nicht  die  Einrede  entgegen- 
setzen, es  sei  noch  kein  Gegenvormund  ernannt,  er  sei  erst  zu 
zahlen  schuldig,  wenn  ein  solcher  ernannt  worden  sei  —  oder  wenn 
der  Vormund  z.  1^  gegen  einen  Dritten  auf  ErflUlung  eines  Ver- 
trags klagt,  den  er  mit  diesem  als  Vormund  ohne  Mitwirkung  des 
Gegenvormunds  (ein  solcher  ist  ja  nicht  vorhanden),  wo  dieselbe 
notwendig  gewesen  wäre,  abgeschlossen  hat,  so  kann  ihm  der  Dritte 
nicht  die  Einrede  der  Nichtigkeit  entgegensetzen. 

Das  Gesetz  sagt  nirgends,  dass  der  Vormund,  wenn  kein 
Gegenvormund  bestellt  ist,  zur  vormundschaftlichen  Vei-waltung 
nnfähig  sei  —  es  ergiebt  sich  vielmehr  das  Gegenteil  aus  Art.  418, 
wonach  der  Vormund  vom  Tage  seiner  Ernennung  an  handehi  und 
verwalten  muss  als  Vormund. 

Bftifttt«  t ti ,  Di«  TormmidMliAft  u.  s.  w.  11 
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Die  Gregenpartei,  der  Dritte,  hat  in  keinem  Fall  ein  Anfech- 
tungsrecht. Arg.  Art.  1125.  Es  ist  ganz  einerlei,  ob  ein  Fall 
vorliegt,  bei  welchem  die  Mitwirkung  des  Gegenvormunds  notwendig 
gewesen  wäre  oder  nicht. 

Der  Mindeijfthrige  hingegen  freilich  kann,  wenn  er  volljährig 
geworden  oder  während  der  Mindeijährigkeit  durch  einen  tutor  ad 
hoc  vertreten,  die  vom  Vormund  allein  (d.  h.  ohne  G^egenvormund) 
vorgenommenen  Bechtshandlungen  anfechten  „wegen  mangelnder 
Form^S  wenn  das  Gesetz  die  Mitwirkung  des  Geg^vormunds  vor- 
schreibt (sonst  nicht).  Arg.  Art  1125  in  Verb,  mit  Art.  6  und 
Art.  6  k  (badischr.). 

Wenn  dem  Mindeijährigen  das  Anfechtungsrecht  so  zusteht, 
so  kann  er  unter  umständen  auch  noch,  d.  h.  im  Falle  er  ge- 
schädigt ist  (wenn  er  eine  Läsion  erfahren  hat),  gegen  den  Vor- 
mund auf  Schadenersatz  klagen.    Art  421.  ^^) 

Anlangend  das  badische  Recht,  so  ist  hier  bezflglich  der 
Gegenvormundschaft  Folgendes  hervorzuheben: 

Das  Institut  der  Gegenvormundschaft  wurde  bei  Ein- 
führung des  Landrechts  nicht  angenommen,  bezw.  der  Gegenvormund 
wurde,  wie  der  Familienrat  und  der  Eronanwalt,  durch  den  bad. 
Gesetzgeber  bei  der  Einführung  des  Landrechts  beseitigt.  Man 
behielt  viehnehr  die  schon  früher  vorhandenen  Waisenrichter 
anstatt  der  Gegenvormünder  beL  Vgl.  §  17  d.  ü.  bad.  Einf.-Ed. 
z.  Landrecht  in  Verb,  mit  §  5  Abs.  2  eod.  loco.  Auch  stellte  man 
unter  Umständen,  wenn  der  Vorteil  des  Vormunds  mit  dem  des 
Mändels  in  Widerstoss  geriet,  dem  Mündel  für  dieses  Greschäft  einen 
besonderen  Vormund  (tutor  ad  hoc)  auf.  ^0 

Eine  Änderung  dieses  Gesetzeszustandes  erfolgte  durch  das 
Gesetz  vom  28.  Mai  1864:  (R.-B1.  XXI),  die  Verwaltung  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat  betr.  •—  §  81  dieses  Ge- 
setzes. Damit  ist  die  Gegenvormundschaft  (Art.  420—426)  im 
Grossherzogtum  ins  Leben  getreten. 


V)  Vgl.  zum  Vorgetragenen  insbes.  Laurent^  IV,  Nr.  423.  VgL  auch 
Dallos^  au  mot  Minoritä,  Nr.  298,  (Urteil  des  Caasationshofe  v.  4.  Juni 
1818).  Sireyie,  I,  240.  Sirej87,  2,  110;  Zaehari&^  I,  §103  Text  geg. 
Ende  u.  Note  8;  AvhTj  et  Bau,  I,  §  103  Text  u.  Anm.  8  u.  9;  Demolombe, 
Vn,  Nr.  364  und  BoUeux,  11,  Anm.  zu  Art.  421  S.  358. 

<^)  Das  Weitere  über  diesen  früheren  Bechtszustand  in  Baden  siehe 
in  Oageur  a.  a.  0.,  Abschnitt  VI  S.  174  S. 
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Nach  heutigem  badischen  Recht  siad  für  die  Gegen - 
Tormandschaft  massgebend:  Die  ausdrücklich  von  derselben 
handekden  Art  420 — 426  (Sitz  der  Lehre)  und  diejenigen  sonstigen 
Artikel  des  Landrechts,  in  welchen  vom  Gegenvormund,  dessen 
Mitwirkung  bei  vormundschaftlichen  Handlungen  u.  dgl.  in  eiozehien 
Fällen  besonders  gehandelt  wird,  z.  B.  Art.  (505),  451,  452  ff.,  420  a, 
470  — ,  femer  das  sog.  R.-PoL-G.  v.  6.  Febr.  1879,  bezw.  20.  Juü 
1888,  insbesondere  die  Dienstweis.  f.  Gegenvormünder  vom  9.  Juni 
1888,  femer  die  R.-P0I.-O.  v.  2.  Nov.  1889,  die  Dienst -Weis,  f 
Waisenr.  vom  2.  Nov.  1889,  Dienst-Weis.  für  Vormünder  vom 
9.  Jmii  1888. 

Die  Ernennung  des  Gegenvormunds,  der,  wie  bemerkt,  bei 
jeder  Vormundschaft  zu  bestellen  ist  (Art.  420) ,  erfolgt  durch  das 
Amtsgericht  nach  Anhömng  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters, 
und  zwar  auf  Antrag  des  durch  Gesetz  oder  elterliche  Verordnung 
berufenen  Vormunds  oder  des  hierzu  besonders  verpflichteten  Waisen- 
richters, bezw.  dann,  wenn  der  Vormund  ernannt  wurde  (ein  Dativ- 
vormund ist),  von  Amts  wegen  sofort  nach  der  Ernennung  des 
letzteren.  Selbstverständlich  kann  die  Ernennung  des  Gegen- 
vormunds auch  stets  von  Amts  wegen  erfolgen,  d.  h.  im  Fall  es 
nötig  fällt,  kann  das  Amtsgericht  nach  Anhörung  u.  s.  w.  auch 
ohne  Antrag  die  Emennung  vollziehen.  Art.  421,  422,  §  4  D.-W. 
f.  Vorm.,  §  13  D.-W.  f.  Waisenr.    Vgl.  auch  §  15  d.  W.  — 

Abgesehen  von  der  Berechtigung  dei*  Beteiligten,  die  Er- 
nemiung  bezw.  Absetzung  des  Gegenvormunds  zu  veranlassen,  ist 
auch  noch  besonders  den  oben  genannten  antragsberechtigten  Per- 
sonen durch  das  Landrecht,  wie  nach  französischem  Recht,  die 
Verpflichtung  zur  Anzeige  der  Thatsachen  auferlegt,  welche  die 
Au&tellung  eines  Gegenvormunds  notwendig  erscheinen  lassen  — 
sie  sind  mit  a.  W.  zum  Antrag  verpflichtet.  Siehe  die  augerafenen 
Citate. 

Auch  den  Bürgermeistern  ist  eine  derartige  Anzeigepflicht  auf- 
erlegt   §  32  D.-W.  f.  Bürgerm. 

Bei  der  Auswahl  des  G^envormunds  kommt,  ausser  den  Be- 
stimmungen, welche  für  die  Auswahl  des. zu  ernennenden  Vormunds 
m^issgebend  sind,  Art.  426,  und  ausser  der  Bestimmung  des  Art.  423 
(siehe  oben  [firanz.  Recht]  S.  160),  noch  weiter  in  Betracht  die  Vor- 
schrift des  Zusatzart.  420  a. 

Hiemach  soll  der  Gtegenvormund  stets,  wenn  der  Hauptvor- 

ir 
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mund  mcht  Glied  der  Kirche  ist,  in  deren  Lehre  der  Mündel  er- 
zogen werden  soll,  ans  Gliedern  jener  Kirche  genommen  werden. 

Vgl.  anch  Art.  203  a  u.  bad.  Ges.  v.  9.  Okt.  1860,  die  Ans- 
übnng  des  Erziehnngsrechts  in  Bezug  anf  die  Religion  der  Kinder 
betr.  (R.  -Bl.  Nr.  LI  S.  380). 

Jedem  (ernannten)  Gegenvormund  ist  eine  Ernennungsurkunde 
gegen  Beurkundung  einzuhändigen.  Vgl.  auch  §  68  Abs.  3 — 5, 
insbes.  6  R.-P0I.-O.22) 

Vgl.  wegen  des  zum  Gegenvormund  werdenden  Pflegers  der 
Leibesfrucht  Art.  393. 

Recht  und  Pflicht  zur  Übernahme  des  Amts  eines  Gegen- 
vormunds, Untähigkeit,  Ausschliessung,  Absetzung  und  Ablehnung 
sind  den  vom  Vormund  geltenden  Grundsätzen  unterworfen. 
Art.  426. 

Es  gilt  eben  im  Übrigen  alles,  was  ich  über  die  Ernennung^ 
Pflicht  zur  Übernahme  des  Amtes  u.  s.  w.  als  nach  französi- 
schem Recht  Platz  greifend  oben  dargestellt  habe,  auch  im  ba- 
dischen Recht. 

Die  Beiräte  haben  bei  der  Ernennung,  Absetzung  u.  s.  w.  des 
G^envormunds,  wie  überhaupt  bei  allen  Vormundschaftsangelegen- 
heiten, keine  entscheidende,  sondern  nur  eine  beratende  Stimme. 
Vgl.  §  8. 

Art.  425  hat  im  badischen  Landrecht  den  „selbstverständ- 
lichen" (daher  geradezu  überflüssigen)  Zusatz  durch  Art.  425  a  er- 
halten, wonach  für  die  Ersetzung  eines  im  Lauf  der  Vormundschaft 
durch  Tod  oder  sonst  abtretenden  (Segenvormunds  wieder  gesorgt 
werden  muss,  und  zwar  entsprechend  den  Vorschriften  der  Art.  421 
und  422. 

Endlich  ist  noch  4.  die  Ernennung  der  tutores  (tuteurs) 
ad  hoc  zu  erörtern.  Vgl.  über  diese  tutores  ad  hoc  den  §  2  S.  la 
u.  ff.  d.  W.  Sie  sind  keine  wirklichen  Vormünder,  sie  erscheinen  mehr 
als  Mandatare,  die  mit  Spezialvollmachten  bekleidet  sind.  Sie 
werden  dem  AQnderjährigen  zu  den  verschiedensten  Zwecken  auf- 
gestellt. Siehe  Art.  159,  318,  838, 1056,  2208.  Da  sie  keine  Vor- 
münder sind,  so  wird  ihn^n  auch  kein  Gegenvormund  gegeben,  und 

«)  Vgl  auch  Beuttl  a.  a,  O.  S.  98,  99  (zu  §  68  R.  -Pol.  -0.,  insbes.  auf 
S.  99  unter  Ziff.  VI  3,  woselbst  Renttl  sehr  zutreffende,  weil  durchaus  prak- 
tische Weisungen  giebt. 
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von  dem  gesetzlichen  ünterpfandsrecht  des  Mündels  an  ihren  Liegen- 
schaften ist  keine  Bede  (arg.  Art.  2121). 

Ihre  Bestellung  ist  in  Frankreich  grundsätzlich  Sache  der 
Gerichtshöfe.  Nur  dann  erfolgt  ihre  Bestellung  durch  den 
Familienrat,  wenn  das  Gesetz  dies  ausdrücklich  bestimmt.  Vgl. 
z.  B.  968  C.  d.  proc.  civ.  in  Verb.  m.  Art  838  C.  c.  ^3) 

Nach  badischem  Landrecht  erfolgt  ihre  Ernennung  hingegen 
stets  durch  das  Amtsgericht  (als  Vormundschaftsbehörde, 
also  nach  Anhörung  der  Beistände  und  des  Waisenrichters).  Vgl. 
§  2  Ziff.  2  R.-P0I.-Ö.  vgl.  m.  Art.  405  d.  Landr.;  siehe  auch  §  68 
Abs.  6  R.-P0I.-O. 

Vgl.  auch  Art.  420b  d.  Landr.,  der  nichts  als  eine  Wieder- 
gabe des  Art.  968  C.  d.  pr.  civ.  enthält,  jedoch  nach  der  badischen 
Bechtssprechung  der  ausdehnenden  Auslegung  fähig  ist.  ^^) 

Unter  Umständen  hat  der  Gegenvormund  auch  die  Ernennung 
eines  besonderen  Gegenvormunds  —  eines  tuteur  subrogö  ad  hoc 
—  zu  beantragen.  ^)    Vgl.  auch  §  19  d.  W.  — 

Endlich  hat  der  Familiem*at,  in  Baden:  das  Amtsgericht  als 
Vonnundschaftsbehörde,  unter  Umständen  auch  —  freilich  entscheidet 
hierüber  das  freie  Ermessen  dieser  Behörde  —  einen  oder  mehrere 
bezahlte  Vennögensverwalter  dem  Vormund  bei  Beginn  seines  Amtes 
zu  bestellen.  Siehe  Art.  454  Abs.  2  u.  oben  §  2  S.  23  d.  W.  Über 
die  durch  den  Familienrat  zu  erfolgende  Ernennung  eines  einst- 
weiligen Vonnunds  über  minderjährige  Kinder,  deren  Vater  ver- 
schwunden ist  (vermisst  wird),  vgl.  die  Art.  142,  143  C.  c.  2*) 


»)  YgL  Laurent,  lY,  Kr.  419  u.  420;  Boilleux,  n,  zu  Art.  420,  S.  857. 

M)  Urteil  d.  Grossh.  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  v.  8.  Jan. 
1888  m  Innalen  d.  bad.  Ger.  Bd.  50,  S.  60. 

«)  YgL  auch  Deraolombe,  VII,  Nr.  378— 380,  wo  ausgeführt  wird, 
dass  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Gegenvormund  an  Stelle  des  Hauptvor- 
monds  handelt  und  dabei  eine  Handlung  in  Frage  steht,  för  welche  gesetzlich 
die  Mitwirkang  eines  Gegenvormunds  verlangt  wird,  vgL  Art  452,  459,  der 
an  Stelle  des  Hauptvormunds  handelnde  Gegenvormund  die  Ernennung 
eines  besonderen  Gegenvormunds  (eines  Gegenvormunds  ad  hoc)  zu  be- 
antragen hat. 

VgL  auch  f.  Baden  §§  8—10  D.-W.  f.  Gegenvorm. 

<B)  YgL  Barazetti,    das  Personenrecht  u.  s.  w.   des  Code  Nap.  §  28 

Seite  424. 
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lY.  Die  RecMtwirfcungen  der  Vonmiiidtcliaft. 

A.    Die  Verwaltung  des  Vormunds  ^  die  Thätigkeit  und  die 

Rechtsverhältnisse  desselben. 

§13. 

Der  Anfang  der  Vormundsohaft  und  der  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  beginnt; 
das  gesetzliche  Mündelpfandreoht  in  seinen  Grundzügen.*) 

Man  muss,  was  den  Anfang  der  Vormundschaft  betrifft^mid  den 
Zeitpmikt,  mit  welchem  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  beginnt, 
zwischen  französischem  und  badischem  Becht  unterscheiden, 
da  letzteres  nicht  unwesentliche  Abweichungen  vom  ersteren  ent- 
hält. — 

Französisches  Recht 

Der  Anfang  der  Vormundschaft,  der  Eintritt  in  das 
Yormundschaftliche  Amt,  ist  der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Secht 
und  die  Pflicht,  die  Vormundschaft  zu  führen,  wirksam  wird.  ^) 

Art.  418  giebt  nun  über  diesen  Zeitpunkt  eine,  freüich  un- 
zureichende Bestimmung,  und  zwar  dahin:  „Der  Vormund  muss 
von  dem  Tage  seiner  Ernennung  an,  wenn  dieselbe  in 
seiner  Gegenwart  geschehen  war,  sonst  aber  von  dem 
Tage  an,  wo  ihm  dieselbe  bekannt  gemacht  worden  ist, 
in  dieser  Eigenschaft  (als  Vormund)  handeln  und  ver- 
walten. 

Aus  dieser  Bestimmung  ergiebt  sich,  dass  sie  sich  nur  auf  die 
Dativ  Vormundschaft  bezieht 

Wenn  der  Vormund  mithin  bei  seiner  Ernennung  anwesend 
ist,  d.  h.  wenn  er  sich  unter  dem  Familienrate  befindet,  so  beginnt 
mit  seiner  Ernennung  sein  Amt  sofort,  so  tritt  er  sofort  in  das- 
selbe ein. 

Ist  er  hingegen  bei  seiner  Ernennung  in  der  Fanuliem^ats- 
sitzung  nicht  anwesend  gewesen,  so  tritt  er  erst  dann  in  sein  Amt 
ein,  wenn  ihm  die  Ernennung  bekannt  gegeben  worden  ist.    Dies 

*)  Zaoharift-Dreyer,  I,  §  109;  Behaghel,  I,  §  71;  femer  Zaehariä- 
Dreyer,  n,  §§  264, 267-271, 273  u.  ff.;  Stabe!,  §§  295, 237  u.  ff.;  Behasrhel, 
II,  §§  254, 259,  262,  263  u.  ff.,  268—271. 

')  So  sehr  zatreffend  Behag^hel  a.  a.  0. 
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hat  nach  Art  882  C.  d.  proc.  dv.  durch  ein  Mitglied  des  Familien- 
rats, das  zu  diesem  Zwecke  von  letzterem  bezeichnet  worden  ist, 
zu  geschehen. 

Vgl.  auch  Art.  451  (dans  les  dix  jonrs  qui  suivent  celui  de 
sa  nomination  „däment  connue  de  Ini^O?  Art.  418  findet  auch  ana- 
loge Anwendung  auf  die  Gegenvormünder. 

Bei  den  anderen  Vormundschaften  (den  gesetzlichen  und 
testamentarischen)  gelangt  man  im  Wege  der  analogen  Anwen- 
dung des  Art.  418  zu  dem  Ergebnis,  dass  das  Amt  des  Vormunds 
(Torausgesetzt,  dass  er  die  Vormundschaft  fahren  kann,  dass  er 
hierzu  fähig  ist  —  Art.  442  C.  c.)  mit  dem  Zeitpunkt  seinen 
Anfang  nimmt,  in  welchem  ihm  die  Thatsachen  der  an  ihn 
erfolgten  Übertragung  der  Vormundschaft  bekannt  ge- 
worden sind.  Arg.  Art.  418,  451,  1370.  Vgl.  auch  1.5  §10 
Dig.  de  admin.  tutelae  26,7.  ^)  Eine  Bekanntgebung  dieser  That- 
sachen durch  einen  Familienrat  oder  sonst  eine  Behörde  erheischt 
das  Gtesetis  nicht. 

Der  Anfang  der  Vormundschaft  tritt  stets  in  den  gedachten 
Zeitpunkten  ein,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Vormund  Ent- 
schuldigungsgrunde hat,  welche  er  geltend  machen  will. 

Dieser  Umstand  befreit  ihn  nicht  von  der  Führung  des  Amtes, 
—  er  muss  solches  ftlhren,  bis  der  Familienrat  erkasmt  hat,  dass 
die  von  ihm  vorgetragenen  Entschuldigunsgründe  ihn  von  der  Über- 
nahme des  Amtes  befreien. 

Arg.  Art  394,  418,  419,  440,  1370  C.  c. 

Man  muss  also  annehmen,  dass  beim  gesetzlichen  Vormund, 
wenn  er  zur  Zeit,  da  der  Vater  oder  die  Mutter  des  Minderjährigen 
gestorben  ist,  an  Ort  und  Stelle  ist,  sofort,  sonst  aber  erst  von  der 
Zeit  an,  da  er  vom  Todesfall  wirklich  Kenntnis  hatte,  das  vor- 
mundschaftUche  Amt  seinen  Anfang  nimmt  —  und  dass  bei  dem 

^  Die  Digestenstelle  laatet:  „Ex  quo  izmotuit  tutor,  se  tutorem  esse, 
scire  debet  (ein  Vormand  soU  wissen,  dass  von  der  Zeit  an,  wo  er  erfahr, 
er  seiYormnnd  geworden),  perictdum  tutelae  ad  eum  pertinere.  Innotescere 
autem  qnaliter-qaaliter  suMcit,  non  ntiqne  testato  eum  conveniri;  nam  etsi 
citra  testationem,  scilioet  undecunque  cognovit,  nulla  dubitaüo  est,  quin 
debeat  pexicaluin  ad  ipsom  respicere."  (Es  reicht  aber  jede  Kunde  davon  hin, 
und  man  braucht  nicht  in  Gtegenwart  von  Zeug^i  zu  ihm  zu  kommen;  denn 
obgleioh  er  ohne  Bezeugung  irgendwoher  davon  in  Kenntnis  gesetzt  wurde, 
so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  dass  die  Verantwortlichkeit  auf 
ihn  falle). 
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von  den  Eltern  gewählten  Yormnnd  dies  dann  sofort  der  Fall  ist, 
wenn  er  bei  Eröffiiung  des  Testaments  gegenwärtig  ist,  sonst  aber 
erst  dann,  da  ihm  die  von  den  Eltern  getroffene  Wahl  erweislich 
bekannt  gemacht  worden  ist. 

Im  Fall  des  Art.  400  beginnt  das  Amt  jedoch  wohl  erst  mit 
der  Bestätigung. 

Was  den  Beginn  seiner  Verantwortlichkeit  anlangt,  so 
untersteht  es  keinem  Zweifel,  dass  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
die  Vormundschaft  für  ihn  seinen  Anfang  nimmt,  auch  jener 
eintritt. 

Mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Amt  seinen  Anfiang  ge- 
nommen hat,  ist  der  Vormund  verantwortlich  für  die  Folgen, 
welche  aus  der  NichtfQhrung  der  vormundschaftlichen  Verwaltung 
oder  auch  aus  der  mangelhaften  Fährung  derselben  entspringen.  ^) 

Mit  diesem  Zeitpunkt  tritt  mithin  auch  das  nach  franzö- 
sischem Recht  (Ciode  Nopol^on)  stQlschweigende,  d.  h.  keines  Ein- 
trags bedürftige,  gesetzliche  ünterpfandsrecht  des  Mindeijährigen 
an  den  liegenden  Gütern  des  Vormunds  in  Kraft.  E^  ist  gegen 
jeden  Dritten  von  diesem  Tage  an  wirksam,  mag  es  erst  später 
oder  auch  gar  nicht  eingetragen  worden  sein.  Wenn  auch  Art.  2135 
sagt,  dass  das  Unterp&ndsrecht  seinen  Anfang  von  dem  Tage  an 
nimmt,  an  welchem  der  Vormund  die  Vormundschaft  angenommen 
hat  —  du  jour  de  Tacceptation  de  la  tuteile  —  und 
Art.  2194,  dass  es  von  jenem  Tage  seinen  Anfang  nimmt,  an 
welchem  er  die  Vormundschaft  angetreten  hat  —  du  jour  de 
rentr^e  en  gestion  du  tuteur  -,  so  nimmt  es  (die  beiden 
Artikel  sind  ungenau  gefasst)  gleichwohl  seinen  Anfang  mit  dem 
Tag,  mit  welchem  der  Vormund  sein  Amt  hat  tlbemehmen,  an- 
treten „müssen",  d.  i.  eben  mit  dem  oben  angegebenen  Zeitpunkte: 
denn  einerseits  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Annahme  der  Vor- 
mundschaft seitens  des  Vormunds,  er  kann  solche  nicht  zurück- 
weisen, es  wäre  denn,  dass  ihm  eine  gesetzliche  Entschuldigung 
zur  Seite  steht  (solche  befreit  ihn  aber  nicht  eher,  als  bis  der 
Familienrat  ihn  auf  Grund  derselben  für  befreit  erklärt)  —  Art.  1370, 

s)  Es  steht  nicht  entgegen  Art.  440  —  siehe  Art.  394.  Die  Folgen 
der  eigentlichen  Yormundsohaft,  wie  z.B.  die  gesetzliohe  Hypothek,  sind 
natürlich  nur  mit  dieser  verknüpft,  und  nicht  mit  dem  im  Text  an- 
gegebeaaien  FalL 

Vgl  Avbr/  et  Bau,  I  §  110  Anm.  1. 
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ühI  anderseits  wäre  der  Vormund,  der  sein  Amt  nicht  angetreten 
hat,  obwohl  er  es  hätte  thnn  mfissen,  unzweifelhaft  für  die  Nicht- 
ffilmmg  seines  Amts  verantwortlich.  *) 

Badisches  Becht. 

In  Baden  bedarf  jeder  Vormund  (ausgenommen  Vater  und 
Mutter,  im  Falle  jener,  bezw.  diese  als  überlebender  Eltemteil 
kraft  Gesetzes  zur  Vormundschaft  berufen  ist),  welcher  nicht  vom 
Amtsgericht  als  Vormundschaftsbehörde  ernannt  ist,  der  Be- 
stätigung desselben  in  der  Vormundschaft.    §  18  R.-PoL-G.  *) 

Hieraus  folgt: 

1.  Für  den  Beginn  der  gesetzlichen  Vormundschaft  von  Vater 
und  Mutter,  d.  i.  des  überlebenden  Elternteils,  gelten  die 
Grundsätze  des  französischen  Eechts. 

Das  Amt  des  überlebenden  Parens -Vormunds ,  und  damit 
seine  Verantwortlichkeit,  beginnt  vom  Tage,  mit  welchem  ihm  die 
Thatsachen  seiner  Berufung  bekannt  geworden  sind  —  also  sobald 
er  vom  Tod  des  anderen  Eltemteils  Wissenschaft  hat.    Art.  390. 

§§  18,  21  R.-P0I.-G.  in  Verb.  m.  §  68  Abs.  1  R.-P0I.-O.  u. 
§2  D.-W.  f.  Vorm. 

2.  Was  die  vom  Amtsgericht  ernannten  Vormünder  (die  Dativ- 
vormünder) anlangt,  so  beginnt  ihr  Amt  und  ihre  VerantworÜich- 
keit  von  der  Verkündigung  ihrer  Ernennung  an.  Art.  418,  451. 
§21  R.-P0I.-G.,  §  2  D.-W.  f.  Vorm.,  §  68  Abs.  3  R-PoL-O. 

3.  Wer  in  anderer  Weise  (als  1  u.  2)  zur  Vormundschaft 
berufen  vnrd  —  also  die  vom  überlebenden  Eltemteil  gewählten 
Vormünder  (d.  h.  die  sog.  testamentarischen  Vonnünder)  und  die 
dmt;h  das  Gesetz  berufenen  männlichen  (höheren)  Ascendenten  — 
bedarf  einer  Bestätigung  in  seinem  Amt  durch  das  Amtsgericht 
(obwohl  die  Bemftmg  der  Ascendenten  nach  dem  Landrecht  kraft 
Gesetzes  wirkt  [Art.  402],  so  ist  dem  Landrecht  in  dieser  Beziehung 
inrdi  das   [spätere]  Rechtspolizeigesetz  derogiert  —  eine  solche 

*)  Vgl  Demolombe,  VII,  Nr.  622  ff.,  insbes.  Nr.  526. 

B)  §18  R.-P0L-G.  lautet:  „Die  vom  Gesetze  oder  durch  elterliche 
Verordnung  berufenen  Tormünder  —  mit  Ausnahme  der  Eltern  —  bedürfen 
der  Bestätigung  durch  daa  Amtegericht;  diese  darf  ohne  gesetKÜch  begründete 
Ursache  nicht  verweigert  weiden;  ihr  muss  eine  Vernehmung  der  Beiräte 
Torausgehen.** 

Zum  Tollzug  vgl  §  67  Abs.  2,  8  u.  §  68  Abs.  2  B.-P0L-O. 
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Derogation  hat  auch  bei  Berufting  des  testamentarischen  Vonnonds 
statt,  welche  nach  dem  Landr.  mit  der  Kenntnis  von  der  Wahl 
wirkt,  durch  das  Bechtspol. - Qes.  aber  von  der  Bestätigung  ab- 
hängig ist. 

Das  Amt  und  die  Verantwortlichkeit  beginnen  erst  mit  der 
Eröffnung  dieser  Bestätigung. 

Die  Bestätigung  darf  vom  Amtsgericht  ohne  gesetzlich 
begründete  Ursache  nicht  verweigert  werden. 

Ihr  muss  eine  Vernehmung  der  Beiräte  und  des  Waisen- 
richters vorausgehen. 

§§18,  21R-P.-Ges.,  §67,  §  68  Abs.  2  R.-P.-0.,  §2  W. 
f.  Vorm. 

Sowohl  dem  Dativvormund  (2)  als  auch  dem  bestätigten 
Vormündern  ist  gemäss  §  68  Abs.  5  R.-P.-0.  eine  Urkunde  über 
die  Ernennung,  bezw.  Bestätigung  gegen  Beurkundung  auszuhändigen. 

Früher  war  in  Baden  (entsprechend  dem  gemeinen  Becht) 
auch  noch  eine  obrigkeitliche  Verpflichtung  (Vereidigung)  för  die 
Dativ-  und  testamentarischen  Vormünder  vorgeschrieben.  Dieselbe 
ist  infolge  der  Aufhebung  des  §  5  des  11.  Einf.  -  Ed.  z.  Landr.  hin- 
weggefallen (§  81  des  R.-P.-G.  v.  28.  Mai  1864).  Vgl.  auch  Be- 
kanntm.  des  Justizminist,  v.  12.  Januar  1865  (C.-V,-BL  11.  6). 

Die  Amtsführung  undVerantworUichkeit  des  Gegenvormunds 
beginnen  stets  mit  der  Eröffiiuug  von  dessen  Ernennung,  da  er  ja 
nur  im  Wege  der  Ernennung  zum  Amte  gelangt.  Arg.  Art.  418 ; 
vgl.  femer  §  21  R.-P.-G.  in  Verb.  m.  §  2  D.-W.  f.  Gegenvorm.  u. 
§  68  Abs.  6  R.-P.-0. 

Was  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gesetzlichen  Unter- 
pfandsrechts des  Mündels  an  den  Liegenschaften  des  Vormunds 
betrifft,  so  hat  das  badische  Landrecht,  das  früher  mit  dem  fran- 
zösichen  Becht  des  Code  Nap.  in  dieser  Beziehung  übereinstimmte, 
eine  wesentliche  Änderung  erfahren,  durch  das  Gesetz  v.  29.  März 
1890  (G.  u.  V.  Bl,  No.  n  S.  155),  die  Vorzugs-  und  Unterpfands- 
rechte betr.  —  in  Kraft  getreten  mit  dem  I.Juli  1890. 

Das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  ist  nach  diesem  neuen  P£wd- 
gesetz  kein  stillschweigendes  mehr,  sondern  es  ist  eintragsbe- 
dürftig (d.  h.  begriffsmässig  entsteht  es  unmittelbar  mit  den  durch 
es  gesicherten  Forderungen ,  allein  die  aus  ihm  entspringenden  droits 
de  pr6f(Srence  und  de  suite  können  hinsichtlich  der  Liegen- 
schaften [die  unbevorzugten  Gläubiger  des  Schuldners  nicht  aus- 
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genommen]    nur    nach    gehöriger    Eintragung    geltend    gemacht 
werden). 

Es  wird  nur  dadurch  wirksam,  dass  es  auf  bestimmte,  in- 
haltlich des  Grundbuchs  dem  Schuldner  (hier  dem  Vormund)  ge- 
hörige Liegenschaften  eingetragen  wird.  §§  1  ff. ,  §§  4  ff.  des  Pfand- 
gesetzes y.  29.  März  1890. 

Es  hat  unter  den  Gläubigem  den  Vorgang  von  dem  Tage  an, 
da  sem  Eintrag  durch  die  Vormnndschaftsbehörde ,  entsprechend 
den  angezog.  §§,  erwii'kt  worden  ist  —  vgl.  Art.  2184  in  der  neuen 
ihm  durch  das  Pfandgesetz  v.  29.  März  1890  gegebene  Fassung. 

Die  Eintragung  selbst,  welche  nur  auf  Antrag  des  für  die 
Vormundschaft  zuständigen  Amtsgerichts  erfolgen  kann,  das  von 
Amtswegen  zu  der  Stellung  dieses  Antrags  berechtigt  ist  —  vgl. 
si§  4  ff.  des  Pfandgesetzes  —  kann  erst  nach  Entstehung  des  Unter- 
pfandsrechts (also  nach  dem  Eintritt  in  das  vormundschaftliche 
Amt)  erfolgen,  und  wirkt  dann  das  Unterpfandsrecht,  wenn  es  ge- 
wahrt (eingetragen)  worden  ist,  für  die  Forderungen  des  Mändels 
gegen  den  Vormund  vom  Tag  der .  angenommenen  Vormundschaft 
id.  i.  von  dem  Tag  an,  mit  welchem  nach  dem  oben  Dargelegten 
das  Amt  des  Vormunds  begonnen  hat).  Vgl.  auch  Art.  2185  in  der 
neuen  ihm  durch  das  Pfandgesetz  v.  29.  März  1890  gegebenen 
Fassung.  §§18  u.  19  d.  Pfandges.  Was  die  bereits  bei  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  bestehenden  Mttndelpfandrechte  anlangt,  vgl. 
§§  15  u.  ff.  des  Pfandges.») 

—  Zur  Klarstellung  der  tLber  das  gesetzliche  MUndelpfand- 
recht  im  französischen,  bezw.  badischen  Becht  gegebenen 
Bestimmungen  soll  hier  eine  Darlegung  desselben  in  seinen  Grund - 
Zügen  gegeben  werden. 

Die  unter  Vormundschaft  stehenden  Personen,  m.  u.W. 
die  bevormundeten  Minderjährigen,  die  (vollständig)  Entmündig- 
ten und  nach  badischem  Recht  auch  noch  die  völlig  (im  2.  Grad) 
mundtodt  Erklärten  (das  sind  die  entmündigten  Verschwender  — 
siehe  §  27  —  nur  dem  badischen  Recht  bekannt) 7)  gemessen  ein 

>)  Vgl  zum  Vorgetragenen  Behaghel,  I  §  7t  Abs.  1  &.£.,  der  hier 
ganz  richtig  sagt,  dass  der  Eintritt  ins  Amt  auch  der  Zeitpunkt  ist,  mit 
weichem  das  Unterpfandsrecht  des  Mindeijährigen  in  Kraft  tritt. 

YgL  über  dieses  Unterpfand^recht  aach  noch  weiter  Behaghel, 
n  §§  268,  269,  262,  263,  264,  265  u.  £P. 

7)  Das  gesetzliche  Unterpiandsrecht  steht  also  nicht  zu  dem  minor 
emancipatns  an  den  Liegenschaften  des  Oorators  (Pflegers),  dem  verbei- 
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gesetzliches  Unterpfand  wegen  aller  Forderungen,  welche  sie 
gegen  die  ihr  Vermögen  verwaltenden  Vormünder  (Mitvonnünder 

—  Art.  396,  und  Neben  Vormünder,  Art.  417)**)  wegen  deren  Ver- 
mögensverwaltung, und  zwar  durch  die  in  Bezug  auf  diese  Ver- 
mögensverwaltung denselben  anzurechnenden  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen, erlangen  (also  wegen  aller  Forderungen,  die  sie  gegen 
dieselben  mit  der  actio  tutelae  verfolgen  können),  und  zwar  am  ge- 
samten (gegenwärtigen  und  künftigen)  liegenschaftlichen  Vermögen 
ihrer  (besagten)  Vormünder.  Vgl.  Art.  2121  Abs.  2  vgl.  mit  Art.  2135 
Ziff.  1,  Art.  2122.  Zu  diesen  Forderungen  gehören  auch  diejenigen, 
welche  der  Mündel  unabhängig  von  der  Vormundschaft  an  den 
Vormund  hat,  insofern  sie  vor  oder  während  der  Vormundschaft 
klagbar  geworden  sind ,  weil  in  diesem  Falle  in  der  Nichterfüllung 
zugleich  die  Unterlassung  einer  vormundschaftlichen  Pflicht  erblickt 
werden  muss  —  a  se  ipso  exigere  debuit  tutor.  ®)  Auch  gegen  den- 
jenigen ist  das  Mündelpfandrecht  begründet ,  welcher,  ohne  zur  Vor- 
mundschaft berechtigt  zu  sein,  das  Vermögen  des  Bevormundeten 
als  Vormund  verwaltet  (ft-eiwilüg  oder  aus  Intum),  wie  namentlich 
gegen  die  Wittwe,  welche  die  Vormundschaft  unbeftigt  fortfuhrt 

—  Art.  395  lö)  —  vgl.  auch  §  9  S.  101  d.  W. 


ständet em  Verschwender  an  den  Liegenschaften  des  Beistands,  den 
Vermissten  an  jenen  des  ftlr  sie  bestellten  Abwesenheitspflegers  (§  2  Zifif.  1 
R.-P.-0.,  vgl.  auch  Beliaghely  II  §  259  in  Verb.  m.  II  §  38,  unrichtig  Benmid, 
welcher  im  Gollegienheft,  §  133,  behauptet,  dass  nach  badischem  Recht 
der  Abwesende  eine  Legalhypothek  an  den  Immobilien  des  Guratois  habe), 
es  steht  ferner  nicht  zu  den  Minderjährigen,  deren  Vermögen  vom  Vater 
während  bestehender  Ehe  kraft  seiner  elterUchen  Gtewalt,  Art.  389,  oder  von 
der  wegen  Vermisstseins  des  Vaters  an  dessen  Stelle  getretenen  Mutter, 
Art.  141  verwaltet  wird.  —  Vgl  auch  §9  d.  W.  sowie  Urteil  des 
Oberlandesgerichts  Karlsruhe  v.  2.  Juh  1880  f in Puehelts  Zeltsthrifl, 
Bd.  XII,  S.  519).  Übrigens  wird  die  Verantwortlichkeit  des  Vaters  als  Vor  - 
mund  nicht  durch  sein  Nutzniessungsrecht  gemindert  Oberhofgericht 
Mannheim,  ürteü  v.  10.  Febr.  1857  (in  Amuden,  XXIT,  S.  72),  B«.G.  £. 
V.  15.  März  1889  (Entsch,  Bd.  XXIII,  S.314). 

s)  Dem  Gegenvormund  gegenüber  greift  das  UnterpfiEmdsrecht  nicht 
Platz,  er  hat  ja  auch  keine  Verwaltung.    §  19  d.  W. 

9)  So  gut  Behagliel^  II  §  250,  unter  Bezugnahme  auf  ein  Urteil  des 
Oberhofgerichts  zu  Mannheim  v.  10.  Nov.  1858  (in  Annalen  XXII, 
241),  femer  B.-e.  £•  Bd.  XXIII;  S.  814  (E.  v.  15.  März  1889)  Vgl  auch 
Zaehariä-I^reyer,  II  §  264  Text  u.  Anm.  4  u.  5. 

«>)  Beliagliel,  U  §259  Ziff.  I  1. 
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Für  Fordenmgen ,  welche  aus  der  Fortfiihnmg  der  Verwaltung" 
nach  beendigter  Vormundschaft  entstehen,  haftet  das  Unterpfands- 
recht nicht,  der  Vormund  ist  dann  nicht  mehr  Vormund,  sondern 
negotiorum  gestor,  es  wäre  denn,  dass  die  Verwaltungshandlungen 
eine  Folge  der  früheren  Verwaltung  sind.  ^^) 

Das  ünterpfandsrecht  dauert  fort  so  lange,  bis  der  Vor- 
mund Rechnung  abgelegt  und  den  etwa  verbleibenden  BQckstand 
ausbezahlt  hat,  oder  bis  es  nach  Art.  2180  erlischt,  ausserdem  auch 
fBi*  Forderungen  aus  Berichtigung  der  gestellten  Eechnung  (redresse- 
ments)  bis  zum  Ablauf  der  Verjährungszeit ,  ebenso  für  Forderungen, 
weil  der  überlebende  Eltemteil  nach  dem  Ehevertrage  die  Nutz- 
messung hatteJ2) 

Sehr  streitig  ist  es,  ob  das  Mündelpfandrecht  auch  auf  den 
im  Ausland  gelegenen  Liegenschaften  des  Vormunds  haftet,  und 
ebenso  ob  es  ausländischen  Mündel  auf  Liegenschaften  des  Vormunds 
imlnluid  zusteht.  In  Frankreich  versagt  man  den  ausländischen 
Mündehi  das  Mündelpfandrecht  an  Liegenschaften  des  Vormunds  im 
bland,  in  Baden  nimmt  man  an,  dass  in  dieser  Frage  das  natio- 
nale Gesetz  bezüglich  dieser  Mündelpfandrechte  entscheide,  dass 
infolgedessen  die  ausländischen  (d.  h.  nichtbadischen)  Mündel  das 
Recht  auf  diese  Hypothek  nur  nach  Inhalt  und  auf  Grund  des 
Rechte  ihres  Heimatsstaats  haben,  wobei  man  sich  jedoch  auf  den 
Standpunkt  der  thatsächlichen  oder  diplomatischen  Gegenseitigkeit 
steDt  (Art.  11  C.  c);  ob  das  Mündelpfandrecht  eines  unter  inlän- 
dische Vormundschaft  stehenden  Mündels  auch  die  im  Ausland  ge- 
legenen Liegenschaften  des  Vormunds  ergreift,  dürfte  nach  badischem 
Recht  ebenso  zu  entscheiden  sein.  ^^) 

11)  Siehe  Zaeharift-Dreyer^  U  S.  264  Anm.  4,  femer  Behaghel,  IL 
§259  S.  418  Anm.  4  unter  Berufung  auf  ein  Urteil  d.  Oberlandesger- 
Karlsruhe  V.  5.  Juli  1881  (Annalen,  XXXXTH  S.  339). 

13)  Zmchmriä-Dreyer  a.  a.  O.  Anm,  4.  Gut  bemerkt  hier  Fächelt,  daas 
das  Mündelpfandrecht  sich  nicht  auf  Zinsen  erstreckt,  welche  nach  Be- 
endigung der  Vormundschaft,  jedoch  vor  Ablegung  der  B.echnung,  von 
Gddem  verfallen  sind ,  die  der  Vormund  anzulegen  versäumt  hat,  siehe  auch 
Kulunrii-Drejer;  I§  111  Anm.  27.  Vgl.  namenüich  auch  zu  dem  im  Text 
Vorgetragenen  Demolombe,  VUI  No.  140  ff.;  Anbrj  et  Bau,  III  §  264  bis, 
No.4  S.215,  Sirey  88,  I,  193;  40,  I,  995  (Art.  475). 

»8)  Vgl.  über  diese  CJontroverse  Barazettl,  Einführung  in  das  franzöe. 
Civilrecht,  §  17  S.  191  u.  192  Text  u.  Anm.  71  u.  72.  — 

Behaghel,  Bd.  I  §  17,  Zacharift;  I  §  71  Anm.  3.  — 
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Das  gesetzliche  Mfindelpfandrecht  ist  ein  allgemeines 
ünterpfsindsrecht ,  eine  Generalhypothek  im  Sinne  des  französischen 
Rechts,  d.h.  es  ergreift,  wenn  es  einmal  entstanden  ist,  alle  der- 
maligen und  künftigen  Immobilien  des  Vormunds,  Art.  2121  u.  2122. 

Der  Bang  dieses  gesetzlichen  ünterpfandsrecht  bestimmt  sich 
analog  jenem  des  gesetztlichen  ünterpfandsrechtes  der  Elhefrau 
(Art.  2121,  2135)  —  auch  es  steht  wie  dieses  unter  einem  beson- 
deren Becht,  indem  bei  ihm  im  betreff  des  Bangs  das  Datum  der 
Inscription  nicht  massgebend  ist,  sondern  es  mag  eingetragen 
sein  oder  nicht,  es  nimmt  stets,  unabhängig  von  jedef  Eintragung, 
als  ein  stillschweigend  wirkendes  gesetzliches  Unter- 
pfandsrecht, seinen  Bang  —  auch  im  Falle  der  Collision  — 
von  dem  Tage  an,  mit  welchem  die  Verantwortlichkeit 
des  Vormunds  begonnen  hat,  Art.  2135  Ziff.  1  in  Verb,  mit 
Art.  2194,  2195  —  vgl.  meine  Ausftihrungen  oben  S.  166  u.  ff.  Grund- 
lose Weigerung  oder  Unterlassung  des  Antritts  der  Verwaltung 
seitens  des  Vormundes  sind  ohne  Einfluss  auf  das  Pfandrecht 

Wenn  der  Vormund  erst  später  Vermögen  erwirbt,  so  wird 
man  nach  allgemeinen,  aus  der  Natur  des  Pfandrechts  überhaupt 
fliessenden  Grundsätzen,  annehmen  müssen,  dass  in  Bezug  auf 
dieses  später  erworbene  Vermögen  das  Mündelp&ndrecht  erst  mit 
dem  späteren  Erwerb  beginnt,  erst  von  diesem  Moment  an  in  Bezug 
auf  dieses  Vermögen  seinen  Bang,  sein  Datum  nimmt.  ^*) 


Vgl  auch  Urteil  d.  Beleh§ger.  v.  81. Mai  1889  in  Evtsch,  Bd.  24» 
8.  S26  (atich  in  Puehelt'fl  Zeitschrift,  Bd.  XX,  8. 577.  (Hiemach  steht  z.  B. 
den  minderjährigen  Kindern  eines  preussischen  Staatsangehörigen  kein  ge- 
setzliches Unterptiandsrecht  auf  die  in  Baden  gelegenen  Liegenschaften  ihres 
Vaters  zu,  weil  Preussen  kein  Mündelpfandrecht  kennt.  Das  Gesetz  der 
Heimat  greift  Platz). 

^)  Im  Code  Nap.  findet  sich  hierüber  keine  Bestimmung,  die  herr- 
schende Lehre  im  römischen  (gemeinen)  Recht  steht  auf  unserem  Stand- 
punkt, vgl.  insbes.  Glttck,  Pandekten,  XIX,  S.  229.  232  u.  XVIIl  8.216  ff., 
der  sich  insbesondere  auf  Josephns  Areranl,  Interpretatio  juris  lib.  lll 
oap.  9  No.  1  u.  2  beruft,  sowie  auf  Philibert  Brüssel ^  De  conditionibus  lib. 
II  No.  16  pag.  217  IF.,  deren  Ausführungen  freilich  für  das  gemeine  Becht, 
aber  nicht  ganz  fdr  das  französische  Becht  zu  treffen  —  vgL  auch  T«  Yangerow, 
Pandekten,  I  Bern,  zu  §  361  u.  Pachta-Bndorff^  Pandektenvorlesungen,  I, 
Beilage  XIX.    Unserer  Ansicht  huldigt  auch  Benand^  Collegienheft,  §  133. 

A.  M.  ist  Boilenx,  YIl  zu  Art.  2135.  S.  428,  —  nach  ihm  nimmt  die 
Hypothek  auch  für  den  späteren  Erwerb  ihren  Anfang  vom  Tage,  mit  wel- 
chem die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  beginnt,   er  bezeichnet  sie  als 
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Das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  soll  zwar  inscribiert, 
jfflP&ndbucli  emgetragen  werden,  allein  wenn  es  nicht  eingetragen 
ist,  so  soll  dies  dem  Minderjährigen,  dem  Interdizierten  nicht  schaden, 
mthin  nimmt  es,  und  mnss  es  nehmen,  seinen  Bang  unabhängig 
TOD  der  Ldscription  (anders  nach  badischem  Becht,  wie  wir 
später  darlegen  werden). 

Wenn  auch  das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  eine  G^eral- 
hypothek  im  französischen  Sinne  ist,  so  kann  es  doch  im  einzelnen 
FaJl  beschränkt  werden,  und  zwar  1)  vor  dem  Beginn  der  Vor- 
mundschaft durch  den  Familienrat,  d.h.  eben  beider  Bestellung 
des  Vormunds  mit  Genehmigung  des  Familienrats  —  z.  B.  wenn 
dei'  Vonnund  ein  sehr  bedeutendes  liegenschaftiiches  Vermögen  hat 
—  Art.  2141,  2142,  2)  während  der  Vormundschaft,  wenn  es 
bei  B^inn  der  Vormundschaft  nicht  eingeschränkt  worden  ist,  hierzu 
bedarf  es  eines  Antrags  des  Vormunds  (Klage  gegen  den  Gegen- 
Tormund)  beim  Erstinstanzgericht  des  Domizüorts  der  Vormund- 
schaft (siehe  §  5  d.  W.).  Sie  muss  sich  darauf  stützen,  dass  das 
gesetzliche  Unterpfandrecht  (wenn  es  eingetragen  ist)  in  seiner 
jetzigen  Gestalt  notorisch  übermässig  ist;  es  muss  sich  ein  Gut- 
achten des  Familienrat«  Ar  diese  Beschränkung  aussprechen ,  auch 
hat  der  Staatanwalts  mitzuwirken  —  (in  Baden  findet  nicht  Mit- 
wirkung des  Staatsanwalts  statt,  §  25  B.-P.-0.)  —  Art.  2143,  2145. 
Dies  alles  hat  in  Baden  wesentliche  Änderungen  er&hren. 

Das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  ist  ausnahmsweise, 
wie  auch  das  gesetzliche  Pfandrecht  der  Ehefrau,  ein  sog.  still- 
schweigendes ünterpfandsrecht,  d.  h.  es  bedarf  nach  franzö- 
sischem Recht  nichts,  um  gegen  Dritte,  gegen  andere  Glaubiger 
des  Schuldners  wirksam  zu  sein,  dei*  Eintragung,  es  ist  in  dieser 
Beziehung  ganz  einerlei,  ob  es  eingetragen  ist  oder  später  als  es 
eingetragen  werden  soUte,  eingetragen  worden  ist,  oder  ob  es  nicht 
eingetragen  ist.  Sonst,  bei  anderen  gesetzlichen  Unterpfandrechten 
als  den  genannten,   und  überhaupt  bei  Pfandrechten  an  Liegen- 


eine hypoth^ue  pröpoetöre.  d.  h.  als  eine  Hypothek,  die  vor  der  Forderung, 
die  sie  sichem  soll,  entsteht,  welche  „rötroactivement^  wirkt. 

Dies  ist  aach  angesichts  der  verschiedenen  Ansichten  die  Ansicht  von 
itMwf  m  za  Art  2134,  2135  S.  760  fPl,  obwohl  er  sich  bezüglich  der 
Übrigen  gesetzlichen  Unterpfandsrechte  unserer  Ansicht  im  Prinzip  zuneigt, 
ihr  jedoch  «angesichts  der  Bestinmiungen  des  Napoleonischen  Gesetzbuchs^ 
nicht  beipflichtet 
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Schäften  ist  Regel,  dass  die  Wirksamkeit  des  Pfandrechts  gegen- 
über Dritten,  dritten  Besitzern  der  verpfändeten  LiegenschaÄ^n 
durch  die  Eintragung  bedingt  ist,  diase  bestimmt  (Art.  2134)  — 
Ausnahmen  von  der  Regel  enthalten  die  Art.  2107,  2135  — ,  das 
Datum,  den  Rang  des  Pfandrechts.  ^5) 

Grundsatz  ist,  wie  bemerkt,  auch  im  französischen  Recht, 
dass  jedes  Pfandi'echt  eingetragen  werden  soll  —  hiervon  giebt  es 
absolute  Ausnahmen,  welche  uns  hier  nicht  weiter  interessieren 
(hierher  gehören  z.  B.  die  allgemeinen  Vorzugsrechte  —  am  ganzen 
Vermögen  —  Art.  2107  [in  Baden  aufe^hoben  durch  §  146  d. 
bad.  Einf.-Ges.  zu  den  Justizgesetzen,  weil  sie  dui^ch  die  Reichs- 
konkursordnung, §  54,  ihre  Bedeutung  verloren  haben,  diese  hat 
ganz  andere  Kategorien  aufgestellt  —  aufgehoben  sind  durch  §  146 
cit.  Ges.,  ausser  Art.  2107,  auch  2100,  2101,  2104,  2105],  selbst- 
verständlich die  besonderen  Vorzugsrechte  an  Mobilien,  Art.  2102 
[durch  §  41  d.  Konkursordn.  ist  für  Deutschland,  Baden  dieser 
Artikel  zum  teil  ausser  Kraft  gesetzt])  —  und  dann  giebt  es  nach 
französischen  Recht  von  jenem  Grundsatz  relative  Ausnahmen 
indem  es  Vorzugsrechte  und  ünterpfandsrechte  giebt,  welche  be- 
ziehungsweise der  Eintragung  entzogen  sind,  d.  h.  welche  der- 
selben nicht  bedürfen. 

Zu  den  letzteren  gehört  auch  unser  Mündelpfandrecht. 
Die  nicht  erfolgte  Eintragung  schadet  dem  Gläubiger,  dem  Mündel, 
dem  Entmündigten  grundsätzlich  nicht,  jedoch  das  Gesetz  wünscht 
im  Interesse  des  Kredits  und  auch  noch  aus  anderen  Gründen  die 
Eintragung J<^)    Der  Rang  des  Mündelpfeuidrechts  ist  unabhäogig 

15)  Gegen  den  Schuldner  und  dessen  Erben  sind  Vorzugs-  und  Ünter- 
pfandsrechte schlechthin  auch  ohne  Eintragung  wirksam ,  woraus  z.  B.  folgt : 
a)  der  Unterpfandsgläubiger  kann  die  verpfikndete  Liegenschaft,  solange  sie 
in  den  Händen  des  Schuldners  ist,  zur  Yersteigerang  bringen,  ungeachtet 
das  Pfandrecht  nicht  eingetragen  oder  nicht  erneuert  ist,  b)  man  kann  ge^^ 
die  Erben  des  Schuldners  die  actio  hypothecaria  ansteUen,  wenn  man  auch 
nicht  Inscription  genommen  hat,  c)  der  Schuldner  kann  eine  Inscription 
nicht  aus  dem  Grund  anfechten,  weil  sie  mangel-  oder  fehlerhaft  ist. 

^)  Nämlich  in  gewissen  FäUen  v...liert  das  gesetzUche  Mündelpfiuid- 
recht  seine  Wirksamkeit  gegen  Dritte,  .  enn  es  nicht  eingetragen  ist,  —  in 
drei  Fällen,  mithin  kann  es  in  diesen  FäUen  Dritten  gegenüber  nur  durch 
Inscription  aufrecht  erhalten  werden,  nämlich:  a)  wenn,  im  FaU  einer  £rei- 
wiUigen  Yeräusserung  der  Liegenschaft,  der  dritte  Besitzer  von  dem  im 
Art.  2194  vorgezeichneten  (Purgations-)  YerfiEdiren  Gebrauch  macht,  b)  wenn, 
im  FaU  einer  Zwangsversteigerung ,  die  Liegenschaft  gerichtlich  zugeschlagen 
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von  der  Eintragung.  Art.  2135.  Die  Eintragung  selbst  kann  nur 
aof  Antrag  beim  Hypothekenbe wahrer,  nicht  von  Amtswegwi  ge- 
ächehen. 

Damit  nun  die  vom  Gesetz  „gewünschte"  Eintragung  statt- 
iabe,  hat  es  vorgeschrieben,  dass  gewisse  Personen  verpflich- 
tet, und  gewisse  Personen  berechtigt  sind,  die  Eintragung  zu 
beantragen.  Verpflichtet  sind:  der  Vormund,  der  Gegenvor- 
mund, der  Staatsanwalt  (dieser  kommt  far  Baden  überhaupt 
m  W^all  —  §  25  R..P.-G.),  Art.  2136,  2137,  2138  —  berech- 
tigt sind:  der  Minderjährige  selbst  (nicht  der  Entmündigte), 
Verwandte  und  Freunde  des  Mindeijährigen  und  Entmündigten 
Art.  2139.*') 

Anlangend  die  Bedingungen  der  Eintragung,  so  muss 
solche    1.  durch  den  zuständigen  Beamten  geschehen ^^)  und 


wird,  (Zaeharll^  U  §  293  Anm.  17  u.  Text,  §§  79,  80  des  bad.  Ein£-Ge8.  z. 
den  Jnstizges.),  c)  wenn  die  Liegenschaft  ihrem  Eigentümer  fttr  öffentliche 
Zwecke  unberührt  wird.    Vgl.  auch  Art.  2108  C.  c. 

")  In  Baden  besteht  eine  Verpflichtung  genannter  Personen  zur  An- 
tragstelinng  nicht  mehr,  wohl  aber  eine  solche  zur  Anzeige  beim  für  die 
Vormundschaft  zuständigen  Amtsgericht,  wenn  Veranlassung  vorliegt,  einen 
Eintrag  zu  erwirken.  §  4  d.  bad.  Pfandges.  v.  29.  Mäi'z  1890.  Das  Amis- 
gericht hat  dann  gegebenen  Falls  den  Eintrag  zu  beantragen,  bezw.  durch 
Verfügung  zu  erwirken. 

Die  Art.  2136,  2187,  2138,  2139  sind  aufgehoben  durch  §  18  d.  bad. 
Pfandges.,  bezw.  §  25  R.-P.-G. 

^)  In  Frankreich  zerfällt  das  ganze  Staatsgebiet  in  eine  Any-ahl 
Ton  P&ndbuchsbezirke ,  welche  mit  den  üntergerichtsbezirken  zusammen- 
Mlen.  (In  Baden  dagegen  fallen  sie  mit  den  Gemeinden  zusammen).  —  Der 
zuständige  Beamte  ist  daher  in  Frankreich  der  betreffende  Hypotheken- 
bewahrer  des  in  Frage  stehenden  Pfandbuchsbezirks  —  le  conservateur  des 
hypoth^ues  —  Art.  2146.  Diese  Hypothekenbewahrer  sind  in  Frankreich 
eigene  Beamte,  Verwaltungsbeamte,  sie  gehören  zu  den  sog.  offiders  ministeriels, 
welche  der  Staatsbehörde  (ministere  public)  unterstehen,  und  zwar  jener 
des  betreffenden  Erstinstanzgerichts. 

Vgl.  Baruettl ,  Einfähr,  in  d.  franz.  Civikecht^  §  9  S.  57.  Über 
deren  Verantwortlichkeit  vgl.  die  Art.  2196—2200,  2202,  welche  freilich  mit 
gewissen  Abänderungen  auch  für  Baden  gelten.  Li  Baden  ist  die  sog. 
Pfandschreibereibehörde,  d.h.  der  Gemeinderat,  die  Behörde,  wel- 
cbec  die  Vornahme  der  Pfandeinträge  obliegt.  Dieser  betraut  gewöhnlich, 
wenigstens  in  den  Städten,  welche  der  Städteordnung  unterstehen,  mit  diesen 
Geschäften  einen  besonderen  Beamten,  den  sog.  Grund-  u.  Pfandbuch- 
führer.  Die  einzelnen  Gemeinderäte  haften  jedoch  insolidum.  Das  Wei- 
tere gehört  nicht  hierher. 

Baraseiti,  Die  Vormnodscliaft  u.  s.  w.  12 
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2.  ins  richtige  ünterpfandsbuch^^)  und  8.  findet  sie  nur  auf 
Antrag  einer  antragsberechtigten  Person  (voransgesetzt  natürlich, 
dass  die  gesetzlichen  Bedingungen  vorliegen)  statt  (in  Baden  geht 
jetzt  der  Antrag  vom  Amtsgericht  ans). 

Soll  nnn  das  Mündelpfandrecht  eingetragen  werden  —  und 
dies  ist  eine  Generalhypothek  — ,  und  sind  die  Liegenschaften,  auf 
welche  der  Eintrag  genonunen  werden  soll,  in  verschiedenen  Be- 
zirken, Gemeinden  gelegen,  so  muss  das  Pfandrecht  an  den  einzel- 
nen Liegenschaften  in  die  Pf  andbücher  der  verschiedenen  Bezirke 
(Gremeinden),  in  welchen  die  Liegenschaften  geLegen  sind,  einge- 
tragen werden.  Geschieht  dies  nicht,  so  hat  man  ein  Unterpfimds- 
recht  an  allen  Liegenschaflien  des  Vormunds,  aber  kein  einge- 
tragenes an  allen  Li^enschaften. 

Erwii'bt  der  Schuldner  Liegenschaften  in  einem  Bezirke 
(badischr.  in  einer  Gemeinde),  an  welchen  man  noch  kein  einge- 
tragenes Pfändrecht  bisher  hatte,  so  muss  dort  auf  Antrag  der 
Eintrag  neu  statthaben.  Art.  2146,  2148  u.  Arg.  Art.  2148  a.  E. 
(Diese  Bestimmungen  haben,  wie  wir  zeigen  werden,  in  Baden 
Änderung  erfahren,  da  hier  der  Eintrag  beim  Mändelpfandrecht, 
w^m  es  Dritten  gegenüber  gelten  soll,  stattfinden  muss  —  siehe 
unten). 

Mängel  des  ünterpfandsbuchs  stellen  die  GUtigkeit  der  Ein- 
tragung nicht  in  Frage,  da  man  sie  den  Privaten  nicht  zur  Last 
legen  kann.^<)) 

4.  Die  Form  des  Antrags  nach  französischem  Recht  an- 
langend, so  muss  bei  den  gesetzlichen  ünterpfandsrechten,  also  auch 
beim  Mündelpfandrecht,  der  Antragsteller  zwei  gleichlautende 
Zettel,  sog.  bordereaux,  vorlegen,  welche  den  für  die  Eintragung 
massgebenden  Inhalt  haben  müssen.  Sie  müssen  enthalten: 
a)  Namen,   Beruf  und  Wohnort  des  Pfandgläubigers;   b)  die 


^9)  Das  richtige  Unterpfandsbuch  ist  das  des  Bezirks,  der  Ge- 
meinde,  in  welckem,  bezw.  in  welcher  die  in  Betracht  kommende  Liegen- 
schaft gelegen  ist,  d.  h.  eben  diejenige  Liegenschaft,  an  welcher  ein  bestehen- 
des Pfandrecht  eingetragen  werden  soll. 

Die  Eintragung,  Inscription,  ist  also  die  Einschreibimg  eines  Vorzugs - 
oder  Unterpfandsrechts  —  die  Beschreibung  desselben  —  in  das  (bezw.  in 
dem)  richtigea  Pfieuidbuch  durch  den  kompetente  Beamten. 

20)  YgL  Jahrbücher  d.  Grossh.  Oberhofsgerichts  zu  Mann- 
heim, Jahrgang  XK,  S.  224fi'. 
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Wahl  eines  Wohnsitzes  für  denselben  an  den\]enigen  Ort,  an 
vdchem  die  Eintragung  beantragt  wird ,  m.  a.  W.  im  betreffenden 
Pfimdbachsbezirke  —  siehe  Art.  2152,  2158  Ziff.  1,  2156  — ,21) 
e)  die  Person  des  Schuldners  mit  Namen,  Benif,  Wohnort, 
Art  2153  Ziff.  2,  endlich  d)  die  Eigenschaft  und  den  Wert 
(Betrag)  der  Forderung,  welche  durch  das  Pfandrecht 
sicher  gestellt  ist  —  ist  jedoch  diese  Forderung  ihrem  Wert 
nach  unbestimmt  (und  dies  ist  ja  meist,  ja  immer  der  Fall  beim 
Mändelpfiändrecht),  so  fiüilt  eine  Taxation  derselben  nicht  nötig, 
Art  2153  Ziff.  3. 

Nach  französischem  Becht  ist's  nicht  erforderlich,  dass  die 
bdden  Zettel  die  Pfandgegenstftnde  näher  bezeichnen  oder  überhaupt 
angeben.  Auf  Grund  derselben  trägt  der  Hypothekenbewahrer  ein: 
^Allgemeine  Hypothek";  —  ist  der  Eüitrag  so  erfolgt,  so  er- 
greift er  sämtliche  im  Pfandbuchsbezirke  gelegene  —  gegenwärtige 
und  künftige  —  Liegenschaften  des  Vormund  —  arg.  Art  2153 
(„deux  bordereaux,  contenant  seulement . .  *").  Siehe  auch  Ai*t.  2148 
Ziff.  5  Abs.  1  u.  2,  bezw.  arg.  dieses  Art.  2148  Ziff.  5  Ziff.  5  Abs.  2. 
—  Art.  2155  bezieht  sich  auf  die  Kosten  des  Eintrags. 

Nach  vollzogener  Eintragung  giebt  der  Hj^pothekenbewahi^er 
d^  einen  Zettel  dem  Antragsteller  zurück  unter  Bescheinigung  der 
erfolgten  Eintragung,  während  er  den  anderen  zu  seinen  Akten 
nimmt,  Art  2150  u.  arg.  higus  art. 

5.  Die  Eintragung  ins  ünterpfandsbnch  muss  rechtzeitig 
geschehen,  m.  a.  W.  sie  kann  nur  in  gewisser  Zeit  statthaben, 
weshalb  auch  der  Antrag  auf  Eintragung  in  bestimmter  Zeit  ge- 
steDt  werden  muss. 

Nach  dem  Code  Nap.  nun  kann  die  Einti^agung  nur  so 
laDge  beantragt  und  vorgenommen  werden,  als  die  Pfandliegen- 
schaft demjenigen  gehört,  dem  gegenüber  das  Pfandrecht  entstanden 

^^)  Der  dieser  Bestünmong  zu  Grand  liegende  Gedanke,  —  der  Grund 
weshalb  ein  domicile  diu  erheischt  wird  —  ist  der:  es  muss  erklärt  wer- 
<ieii,  dass  der  Gläubiger  in  allen  Angelegenheiten,  welche  die  Eintragung 
ins  P&ndbuch  betreffen,  im  Pfandbuchsbezirke  als  domiziliert  gelten  wolle. 
<lainit,  wenn  die  Eintragung  Klagen  veranlasse,  diese  Klagen  bei  dem  Ge- 
richte des  Orts  der  Eintragung  angestellt ,  d.  h.  zugestellt  «»  erhoben  werden 
können  —  z.  B.  wenn  später  eine  Klage  auf  Löschung  —  P&ndstrich  statthat. 

YgL  auch  Barasettl;  das  Personenrecht  u.  s.  w.  §  20  >S.27ö  u.  ff.,  wo  das 
Nähere  über  dieses  domicile  älu  ausgeführt  ist  (das  als  solches  nach  badi- 
^chem  Becht  nicht  mehr  Platz  greift). 

12* 


180  Capitel  I.  Die  Yornmndschaft. 

ist  —  mithin  kann  sie  nicht  mehr  geschehen,  wenn  die  betreffende 
Liegenschaft  veräussert,  in  dritte  Hand  übergegangen  ist  —  (vor- 
ausgesetzt natiu*lich,  dass  sie  auf  eine  bestimmte  Liegenschaft  ge- 
nommen werden  soll)  —  arg.  Art.  2166.  In  Frankreich  trat 
durch  Art.  834  C.  d.  pr.  civ.  hier  eine  Änderung  ein,  wonach,  wenn 
die  Pfendliegenschaft  veräussert  worden  ist,  die  Eintragung  gegen 
den  dritten  Besitzer  noch  so  lange  vorgenommen  werden  kann,  als 
nicht  fünfzehn  Tage  nach  der  Transscription  des  Erwerbstitels 
umlaufen  sind.  Diese  Grundsätze  erftdiren  in  Frankreich  wieder 
Abänderung  durch  das  unter  Napoleon  IE.  ergangene  sog.  Trans- 
scriptionsgesetz  v.  23.  März  1855,  Art.  6,  welches  den  Art.  834 
C.  d.  pr.  dv.  aufgehoben  und  bestimmt  hat,  dass  die  Eintragung 
des  Pfandrechts  in  das  Pfandbuch,  wenn  die  Pfandliegenschaft  ver- 
äussert werde,  solange  geschehen  könne,  als  nicht  die  Transscription 
stattgefunden  habe.  Diese  Vorschriften  sind  nun  für  dasMändel- 
pfandrecht  eigentlich  von  nicht  grosser  Bedeutung,  da  es  ja  auch 
uneiQgetragen  gegen  Dritte  wirkt,  und  die  von  ihm  einmal  er- 
fassten  Liegenschaften,  auch  wenn  sie  veräussert  weixlen,  infolge 
des  auch  ohne  Eintragung  wirkenden  droit  de  suite  umstrickt 
bleiben  —  allein  gewisse  Wirkungen  haben  sie  doch  auch  ihm 
gegenüber;  im  gegebenen  Fall  ist  das  Eintragebegehren  zurück- 
zuweisen und  ist  es  dann  möglich,  dass  der  so  zurückgewiesene 
Mündel,  weil  er  kein  emgetragenes  Mündelpfandrecht  in  Betreff 
der  einen  oder  anderen  Liegenschaft  hat,  Schaden  leidet,  nämlich, 
in  einem  der  drei  Ausnahmsfalle,  in  welchen  auch  das  Mündel- 
pfandrecht, um  gegen  Dritte  zu  wirken,  des  Eintrags  bedarf.  Siehe 
oben  S.  176  Text  u.  Anm.  15. 22) 


tt)  VgL  aach  zam  Vorgetragenen  Acollas ,  UI  zu  Art.  2146  S.  776  o. 
zu  Art  2166  S.  797,  798.  — 

Zu  bemerken  ist  hier :  Das  Gesetz  vom  23.  März  1855  hat  nur  Geltung 
für  Frankreich  und  Elsass-Lothringen. 

Es  gilt  dagegen  nicht  in  Bheinbayern,  Bheinhessen,  Rhein- 
preussen  und  Baden.  In  den  ersteren  drei  Gebieten  gelangte  der  Code 
de  proc.  civ.  zur  Geltung,  und  ist  der  Art.  8B4  desselben  noch  heute  in  Gel- 
tung, da  die  B.-Civ.  -Proz.-  Ord.  die  Bestimmung  des  Art  834  nicht  berührt^ 
während  in  Baden  allein  der  Code  civil  (das  badische  Landrecht)  gilt, 
also  der  Grundsatz  des  Art.  2166  —  solange  die  Liegenschaft  nicht  ver- 
äussert ist,  kann  das  Pfandrecht  eingetragen  werden,  -—  nach  bad.  Recht 
hat  dies  aber  wieder  eine  Modifikation  dahin  erfahren,  dass  eine  Liegen- 
schaft nach  bad.  Recht  erst  dann  als  veräussert  gilt,  wenn  der  Erwerbs- 


Abschnitt  I.   Die  Vormundschaft  über  Minderjährige.  181 

Anlangend  unter  den  Bedingungen  der  Eintragung  —  6.  den 
Inhalt  derselben,  so  ergiebt  er  sich  aus  dem  Inhalt  der  beiden 
Bordei-eaux  —  mithin  muss  also  der  Eintrag  im  Pfandbuch  gehau 
bezeichnen:  a)  die  Person  des  Gläubigers,  b)  jene  des  Schuld- 
ners, Art.  2148,  2149,  sowie  c)  die  Natur  und  Lage  der  P&nd- 
li^nschaiten ,  2150  verb.  m.  2148  Ziff.  5,  was  jedoch  bei  dem 
Mnndelpfandrecht,  als  gesetzlicher,  allgemeiner  Hypothek,  nicht 
notwendig  ist,  siehe  oben  S.  179.  *^^ 

Hier  ergreift,  weil  nur  allgemein,  nicht  spezialisiert,  auf  die 
Liegenschaften  eingetragen  wird,  die  Inscription  alle  Liegenschaften 
des  Schuldners,  die  im  betareffenden  Pfandbezirke  liegen,  Art.  2148 
in  fine.  2*) 

Anders  ist  es  dann,  wenn  beim  Mündelpfandrecht  der  Familien- 
rat bei  der  Ernennung  des  Vormunds ,  Art.  2143 ,  den  Beschluss 
ge&sst  hat,  dass  das  MündelpfiEindrecht  nur  auf  gewisse  Liegen- 
schaften des  Vormunds  eingetragen  werde  (Beschränkung  von  vorn- 
herein), hier  sind  die  übrigen  Liegenschaften  des  Vormunds  (jedoch 
mit  dem  aus  Art.  2131  sich  ergebenden  Vorbehalt,  wonach  unter 
Umständen  „Aufbesserung''  verlangt  werden  kann)  von  dem  Mündel- 
pfandrecht fi'ei,  in  diesem  Falle  haben  daher  die  Personen,  welche 
verpflichtet  sind,  für  die  Eintragung  besorgt  zu  sein  (Art.  2136). 
das  Pfandrecht  nur  auf  die  Liegenschaften  eintragen  zu  lassen, 
auf  welche  es  beschränkt  worden  ist.    Art.  2140 — 2142.^5)    Der 


titel,  der  Kauistitel,  transscribiert,  d.h.  im  Grundbuch  eingetragen  ist 
-Art  1583a,  939a,  1002a  des  bad.  Landr.,  §25  d.IL  Emf.-Ed.  z.  Landr. 

^)  Es  wird  hier  nur  eingetragen:  „Gesetzliches  UnterpfSeuidsrecht  für 
die  Forderung  X.  zu  Gunsten  des  Y.  an  den  Liegenschaften  des  N.  N. 

M)  Sehr  zutreffend  bemerkt  Benaud^  Colieglenheft ,  §138,  dass,  wenn 
die  Eintragung  anders,  spezialisierend,  geschehen  wäre,  speziell  auf  eine  ein- 
zelne Liegenschaft  des  Schuldners,  zwar  im  Prinzip  der  Gläubiger  ein  ein- 
getragenes Pfandrecht  nur  an  dieser  einzelnen  Liegenschaft  habe,  aber  diese 
Regel  gleichwohl  nicht  zutreffe  bei  der  Legalhypothek  der  Ehefrau,  des 
minor  und  interdictus,  denn  wenn  dies  aus  Versehen  geschehen  wäre,  so 
fährt  Benaiid  richtig  aus,  so  würde  es  diesen  in  keiner  Weise  präjudizieren, 
da  ja  auch  die  Nichteintragung  ihnen  als  Gläubigem  nicht  schade. 

^)  So  richtig  Zacharift-Drejer,  II,  §  273  Text  u.  Anm.  4a— 9  —  ,ge- 
doch  ist  und  bleibt  auch  hier  das  UnterpfiBtnd  von  der  Liscription  unabhängig 
—  und  das  unrichtig  inscribierte  Pfandrecht  ist  wirkungslos^ 
(Anm.  9  loco  dt.). 

Der  tutor  testamentarius  und  legitimus  können,  dies  folgt  aus  Art.  2143, 
die  Beschränkung  ihres  Unterpfands  nur  gemäss  Art.  2143  verlangen. 
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Eintrag  muss  d)  enthalten  die  Angabe  der  Natur  der  Pfandforderang 
samt  deren  Betrag  und  Accession,  Art.  2150  verb.  m.  Art.  2148 
Ziff.  3  u.  4,  arg.  Art.  2158  Ziff.  3,  Art.  2148  Ziff.  4,  —  allein  auch 
hier  findet  eine  Ausnahme  in  Betreff  des  Piinzips  der  Spezialität 
statt  beiin  Mündelpfandrecht,  hier  ist  (wie  beim  gesetzlichen 
Pfandrecht  der  Ehefrau)  der  Eintrag  zulässig  ohne  Angabe  einer 
bestimmten  Summe.    Art.  2153  Ziff.  3. 2«) 

Eine  Beschränkung  des  (eingetragenen)  Mfindelpfändrechts 
im  Lauf  der  Tormundschaftlichen  Verwaltung  ist  nur  zulässig, 
wenn  es  nicht  zu  Beginn  des  Amts  des  Vormunds  beschränkt  wor- 
den ist  —  siehe  oben  S.  181  —  das  Verfahren  richtet  sich  nach 
Art.  2143,  2145.  Die  Beschränkung  bei  Beginn  der  Vormundschaft 
und  jene  während  der  Vormundschaft  kann  sich  nur  erstrecken  auf 
Liegenschaften,  welche  den  Gegenstand  des  P&ndi-echts  bilden, 
und  nicht  auf  die  Forderung,  während  bei  der  Beschränkung  einer 
yertragsmässigen  Hypothek  auch  der  eingetragene  Forderungsbetrags 
gemindert  werden  kann. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  2161,  2162  u.  2165  (r^duction 
judiciaire)  finden  auf  die  Beschränkung  während  der  Vormundschaft 
Anwendung,  da  sie  sich  auf  die  Beschränkung  in  Betreff  der  Pfand- 
liegenschaften beziehen  (die  freiwillige  fibereinkunftsgemässe  Be- 
schränkung des  Mttndelpfandrechts  findet  nur  bei  Beginn  der  Vor- 
mundschaft statt).  Sie  erläutern  den  Art.  2143  näher  und  geben 
dem  Bichter  die  Anweisung,  wann  und  wie  er  die  Beschränkung 
vorzunehmen  habe. 

(Der  Art.  2143  ist  üi  Baden  durch  §  18  des  P&ndgesetzes 
aufgehoben,  da  er  durch  die  Bestimmung  des  §  8  dieses  Gesetzes 
überflüssig  geworden  ist,  und  die  Art.  2161  u.  2162  haben  bereits 
durch  §146  des  bad.  Einf.-Ges.  zu  den  Justizges.  eine  veränderte 
Fassung  erhalten.) 

Aus  der  Analogie  des  Art.  2131  folgt  auch,  dass,  wenn  ein 
Mfindelpfandrecht  von  vornherein  beschränkt  worden  ist  oder  später» 
während  der  Vormundschaft  Beschränkung  erfahi*en  hat,  bei  ver- 
änderten Verhältnissen  eine  Aufbesserung  desselben  begehrt  werden 
kann.  Die  nachträglich  erwirkte  Eintragung  wirkt  nur  salvo  jure 
tertii.2') 

»)  Vgl  auch  ZaehariA-Drejrer,  II,  §  274,  insbes.  Anm.  4. 
»)  So  namfintachZaeliarii-Dreyer,  n,  §  287  Anm.  7,  ü,  §  386  Nr.  2, 
I,  n,  §  266  Anm.  27  uxid  SoBaad^  CoUegieoheft,  §  139. 
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Das  badisohe  Recht  weicht  in  so  vielen  Punkten  vom  fran- 
zösischen Becht  in  Bezug  auf  das  Mündelpfandrecht  ab 
(sowie  in  Bezug  auf  die  Vorzugs-  und  XJnterpfandsrechte  überhaupt, 
worauf  wir  jedoch  hier,  da  wir  uns  nur  mit  dem  Mfindelpfandrecht 
beschäftigen,  nicht  eingehen  können),  dass  es  unumgänglich  not- 
wendig ist,  im  Weiteren  das  gesetzliche  Mündelpfandrecht 
des  badischen  Eechts  in  seinen  Grundzügen  darzustellen,  ^s) 

Von  besonderer  Bedeutung  hierbei  ist  das  neue  badische 
Pfandgesetz  y.  29.  März  1890  (in  Kraft  gestreten  am  1.  Juli 
1890),  die  Vorzugs-  und  Unterpfandsrechte  betr.  (Ges.-  u.  Verordn.- 
Bl.  Xn  S.  155  ff.). 

Alles,  was  ich  oben  S.  171  u.ff.  über  die  unter  Vormundschaft 
stehenden  Personen,  welchen  das  Mündelpfandrecht  zusteht  und 
über  die  Forderungen,  wegen  deren  es  ihnen  zusteht,  femer  über 
die  Fortdauer  des  Mündelpfandrechts  dargel^t  habe,  ist  auch  für 
das  badische  Recht  massgebend. 

Im  Weiteren  trage  ich  vor: 

Es  ist  für  das  badisohe  Becht  jetzt  ganz  allgemein  ^^)  der 
Satz  angestellt,  dass  Belastungen  von  Liegenschaften  mit  Vorzugs - 

%)  In  Betreff  des  b  ad.  Bechts  ist  besonders  zu  verweisen  auf  Behaghel 
a.a.O.  (Anm.*)  des  vorwürfigen  §  dieses  unseres  Werkes).  Behaghel  ist 
derjenige  ScbriflsteUer,  welcher  zuerst  das  neue  badische  Gesetz  in 
seiiiem  „badischen^^  bürgerlichen  Becht  mit  den  übrigen  Yorschriflen  des 
bad.  P&ndrechts  verbunden  und  in  systematischer  Weise  zur  Darstellung 
gebracht  hat  (ein  ihm  hoch  anzurechnendes  Verdienst).  £ine  weitere  Dar- 
stellimg  der  schwierigen  Lehre  vom  bad.  Pfandrecht  unter  Verwertung  des 
neuen  b ad i sehen  Rechts  liegt  bis  jetzt  nicht  vor. 

Vgl.  femer  Beuttl  a.  a.  O. ,  welcher  eine  erschöpfende  Zusammen- 
stdlung  der  hier  einschlagenden  noch  giltigen  alten  sowie  der  neuen  bad 
Voischriflen  giebt  —  vgl.  femer  die  Begierungsmotive  und  Landtags - 
Verhandlungen,  auch  sie  sind  ein  wichtiges  Interpretationsmittel  des 
neaen  Gesetzes,  auf  welche  jedoch  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden 
kann.  — 

Es  liegt  mir  endlich  noch  eine,  bei  Keiff  &  Cie.  in  Offenburg 
1B90  erschienene^  kleine  Schrift  vor  —  39  S^ten  umfassend  —:  ^^ie  neuen 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Unterpfands- u.  Vorzugs- 
rechte von  einem  Fachmann  für  das  Publikum  erläutert^,  welche  manche 
belierzigeiiswerte  Winke  enthält  und  manches  zum  Verständnis  des  neuen 
Gesetzes  beiträgt 

«)  Mit  einer  einzigen  Ausnahme,  indem  eine  Befreiung  von  jeder 
E^tragong  nur  den  im  L.-B.-S.  2103b  aufgeführten  gesetzlichen  Vor- 
zugsrechten der  Staatskasse,  der  Gemeinden  (bezw.  Gemairkungsinhaber), 
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und  Unterpfandsrechten  (gesetzlichen  und  richterlichen  ^)  —  bei  ver- 
tragsmässigen  ist  es  selbstverständlich  und  war  es  firuher  schon  so 
[bei  diesen  wird  schon  die  gütige  Entstehung  des  Bechts  durch 
einen  Eintrag  zum  Pfandbuch  bedingt,  welcher  in  allen  Fällen  dem 
Abschluss  des  ünterpfandsvertrags  vorausgehen  muss])  nur  dadurch 
wii*ksam  werden  (entstehen),  dass  sie  auf  bestimmt  zu  bezeichnende, 
auf  den  Namen  des  Schuldners  im  Grundbuch  eingetragene  Liegen- 
schaften und  für  ganz  bestimmte  (ganz  bestimmt  festgestellte  oder 
veranschlagte)  Summen  im  Unterpfandsbuche  ^^)  eingetragen  werden. 
§  1  des  Pfandgesetzes  vom  30.  März  1890.    Art.  2106,  2166. 

Kreisen  und  der  staatlichen  Feuerversicherungsajistalt  zukommt,  soweit  diese 
Forderungen  im  letzten  Jahre  vor  Geltendmachung  des  Vorzugsrechts  fällig 
geworden  sind,  oder  nach  §58  Konk.-Ordn.  als  fällig  gelten.  Diese  allen 
anderen  Vorzugs-  und  Unterpfandsrechten  vorgehenden  Vor- 
zugsrechte auf  die  Liegenschaften,  auf  welchen  sie  beruhen,  bedürfen 
keiner  Eintragung  weder  in  das  Grundbuch  noch  in  das  Unterpfandsbuch. 
Diese  Vorzugsrechte  gelten  auch  dann,  wenn  die  Liegenschaft  auf  den  Namen 
des  Schuldners  im  Grundbuch  nicht  eingetragen  ist.  Vgl.  §  3  des  P&ndges. ; 
L.-B.-S.  2103  b;  Ges.  v.  ö.  Mai  1856  nach  der  Fassung  durch  Ges.  v.  21.  Mai 
1886,  die  Verbesserung  der  Feldeinteilung  (Feldbereinjgung)  betr.,  —  §  1 
Art  23  (G.-Bl.  XXX,  305). 

Den  anderweiten  s.  Z.  gleich£aJls  eintragsfreien  Voi-zugsrechten  für 
Ablösungskapitalien  (Behaghel,  II,  §  257  Zifi'.  1)  und  dem  Anspruch  der 
Staatskasse  auf  Ersatz  von  Waldkulturkosten  (Behaghel  a.  a.  O.  Ziff.  2)  ist 
eine  Eintrags£rist  von  60  Tagen  von  Entstehung  des  Vorzugsrechts  an  ge- 
setzt (eine  verspätete  Eintragung  bewahrt  diesen  Vorrechten  nur  noch  die 
Kraft  eines  Unterpfandsrechts),  —  §  2  Abs.  3, 4  u.  §  3  des  Pfandges.  —  Art  2113 
d.  Landr. 

^)  Bezüglich  der  richterlichen  UnterpfiEindsrechte  ist  zu  bemerken,  dass 
dieselben,  um  zu  wirken,  nunmehr  entsprehend  §  1  d.  Pfandges.  ein- 
getragen werden  müssen  —  es  umfasst  sämtliche  inlandische  Liegenschaften 
(gegenwärtige  und  künftige)  des  Schuldners,  welche  „gr  und  buch  smässig^ 
Eigentum  des  Schuldners  geworden  sind.  Art.  2123  Abs.  2,  §  1  d.  Pfemdgeä. 
Siehe  Behaghel,  II,  §260  Ziff.  11.  (Um  Dritten  gegenüber  zu  wirken, 
mussten  sie  schon  früher  [vor  dem  Pfandges.]  eingetragen  werden  —  Art. 
2134,  2166). 

3^)  Der  Grundsatz  der  Eintragung  in  das  Unterpfandsbuch  erleidet 
einige  Ausnahmen  insofern,  als  bei  gewissen  Vorzugsrechten  eine  Eintragung 
in  das  Grundbuch  (was  schon  vor  dem  Pfandgesetz  Beohtens  war)  den 
Eintrag  in  das  Pfandbuch  ersetzt,  —  so  bei  den  gesetzlichen  Vorzugsrechten 
aus  Art.  2108  Abs.  1,  1583a,  §  25  des  II.  Einf.-Ed. 

Ja,  gegen  Gläubiger,  welchen  selbst  kein  Vorzugs-  oder  UnterpEemdä- 
recht  an  der  verkauften  Liegenschaft  zusteht,  ist  das  Vorzugsrecht  des  Ver- 
käufers auch  uueingetragen  wirksam  —  Art.  2111a,  §  3  des  Pfandges. 
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Es  kann  mithin  yom  1.  Juli  1890  (Tag  des  Inkrafttretens  des 
Ffiuidges.  V.  30.  März  1890)  kein  gesetzliches,  ohne  Eintrag 
isog.  stillschweigend)  wirksames  Vorzugs-  oder  Unterpfandsrecht 
JD  Kraft  treten  ohne  eine  den  neuen  Gesetzesbestimmungen  ent- 
sprechende Eintragung.  Es  ist  dann  aber  auch,  um  den  im  §  1 
des  PfiBuidgesetzes  aufgestellten  Grundsatz  zu  verwirklichen,  weiter 
bestimmt,  dass  ein  derartiges  vor  dem  1.  Juli  1890  entstandenes 
Vorzugs-  oder  Unterp&ndsrecht  auf  Liegenschaften,  welche  erst 
nach  diesem  Zeitpunkt  vom  Schuldner  erworben  worden,  nur  dann 
Wirkung  haben  kann,  wenn  es  den  neuen  Gesetzesbestimmungen 
entsprechend  eingetragen  ist  —  §  15  des  Pfandges.  (verb.  m.  §  1 
d.  P&ndgesO)  —  und  dass  alle  nach  den  bisher  bestandenai  Ge- 
setzen erfolgten  Einträge  von  Vorzugs-  und  Unterpfandsrechten, 
alle  bisher  ohne  Eintrag  wirksam  gewesenen  derartigen  Rechte  bis 
1.  Januar  1894  den  neuen  Bestimmungen  entsprechend  eingetragen 
werden  müssen,  widrigens  sie  ihi*en  bisherigen  Bang  und  ihre  recht- 
liche Wirksamkeit  Dritten  gegenfiber  verlieren  und  von  Amts 
wegeu  nach  Ablauf  dieser  Frist  gestrichen  werden.  §  17  des  Pfand- 
gesetzes. 

Was  den  Inhalt  der  zur  Bewahrung  der  Vorzugs-  und 
Unterp£wdsrechte  erforderlichen  Einti*äge  anlangt,  so  sind  nun  in 
Baden  die  Grundsätze  der  Publizität  und  Spezialität,  welche 
bis  zur  Erlassung  des  am  1.  Juli  1890  in  Kraft  getretenen  P£a.nd- 
gesetzes  vom  SO.  März  1890  nur  in  Betreff  der  Begründung  und 
Bewahrung  des  vertragsmässigen  Unterpfands  Durchführung 
gefunden  hatten,  durch  besagtes  Gesetz,  wie  oben  dargelegt,  auch 
in  Betreff  der  Bewahrung  der  Vorzugsrechte  auf  Liegenschaften 
und  der  gesetzlichen  und  richterlichen  ünterpüandsrechte  verwii*klicht 
worden. 

Nach  dem  Pfandgesetze  ist  eben  bezüglich  der  Wahrung 
sämtlicher  Vorzugsrechte  an  Liegenschaften  und  Unterp&nds- 
rechte  gemäss  §  1  dieses  Gesetzes  zu  verfahren,  und  ist  die  Wir- 
famg  dieser  Kechte  durch  die  Einhaltung  dieser  Gesetzesbestimmung 
bedingt.  32) 

VgL  im  Weiteren  noch  Behaghel,  II,  §  258  (Bewahrung  der  Vorzugs- 
itthte)  Ziff.  3—7. 

^  Sie  müssen  eingetiagen  werden  auf  best  immte  Li  egenschaf  ten, 
deren  grundbuchsmässiger  Eigentümer  der  Schuldner  ist  (vgl.  aucli  noch 
Oberho^.. Urteil  v.  11.  Dez.  187d  [in  Annalen,  XXXX,  280])  und  für  be- 
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Das  damit  zugleicli  gewahrte  Prinzip  der  Publizität  ist 
aber  auch  noch  dadurch  yollständiger  zur  Geltung  gekommen,  dass 
nicht  npr  eine  Beft*eiung  von  der  Eintragung  bezäglich  der  Unter- 
pfandsrechte beseitigt  (es  giebt  keine  stillschweigenden  gesetzlichen 
Unterpfandsrechte  mehr  —  die  gesetzlichen  Unterp&ndsrechte  der 
Ehefrauen  und  der  Bevormundeten  [unser  „Mündelpfand- 
recht^J  wirken  nur  noch  durch  Eintrag  gemäss  §  1  des  Pfandges.) 
und  bezäglich  der  Vorzugsrechte  nur  noch  in  ganz  beschränktem 
Umfange  (siehe  Anm.  29  u.  Text)  zugelassen,  sondern  auch  aas- 
gesprochen  ist,  dass  ein  gegenüber  dem  Datum  des  Eintrags  früherer 
Bang  nur  dann  beansprucht  werden  könne,  wenn  solcher  aus  einer 
bestimmten  desfallsigen  Bezeichnug  des  Eintrag  ersehen  werden 
kann.    §  2  d.  Pfandges.  ^^) 

Die  Eintragungen  selbst  erfolgen  nur  auf  Antrag  (Ein- 
tragsbegehren) der  Beteiligten.  §  14  der  Grund-  und  Pfandbuchs - 
Instruktion,  vgl.  jed.  §  117  ders. 

Bezüglich  der  Eintragungen  des  Mündelpfandrechts  (d.i. 
des  gesetzlichen  Unterpfandsrechts  der  bevormundeten  Personen 
[der  Minderjährigen  und  Mundlosen,  d.  i.  der  wegen  Geisteskrankheit 
oder  Vei'schwendung  Entmündigten]  —  Art.  2121,  2135)  ist  jedoch 
zu  bemerken,  dass  solche  nur  auf  Antrag  des  zuständigen  Vor- 
mundschaftsgerichts  erfolgen,  wovon  das  Nähere  weiter  unten. 

Das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  ist  ein  allgemeines 
Unterpfandsrecht,  d.  h.  es  ergreüt,  wenn  es  einmal  entstanden  ist, 
alle  dermaligen  und  künftigen  Liegenschaften  des  Vormunds. 
Art  2121  u.  2122. 

Nach  §  1  des  Pfandges.  kann  aber  die  Bewahrung  des 
Vorrechts  bezüglich  der  künftigen  Liegenschaften  erst  stattfinden, 
wenn  der  Rechtstitel,  wodurch  der  Schuldner,  also  hier  der  Vor- 
mund, sie  erworben  hat,  auf  sein  Betreiben  im  Grundbuch  ein- 
getragen worden  ist.  ^*) 

stimmte  (nach  Inhalt  des  SclmlcLtitels  angegebene,  oder  wenn  dies  untimnlich 
ist,  weil  der  Schuldner  noch  ungewiss,  nach  dem  Anschlag  zu  bezeichnende) 
Summen.    §  1  des  Pfandges. 

3S)  So  gut  Behaghel,  II,  §  263  ZiiF.II  Abs.  1  u.2,  dem  ich  mich  hier 
vollständig  angeschlossen  haha 

^)  Dies  trifit  natürlich  nicht  blos  für  die  gesetzlichen  Unterpfands- 
rechte  (wozu  auch  das  Mündelpfiandrecht  gehört),  sondern  in  allen  FäUen 
zu,  in  welchen  sich  ein  Unterpfandsrecht  auf  künf  t  ige  Li  egenschaf  ten 
eistredkt  (und  diese  FäUe  ergeben  sich  aus  den  Art.  2121—2123,  2130). 
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Das  Mfindelpfandrecht  (wie  das  gesetzliche  Unterpfands- 
recht  fiberhanpt)  entsteht  zwar  begnl^mässig  mit  dem  rechtlichen 
Verhältnis,  ans  welchem  die  zn  sichernden  Ansprüche  sich  ergeben, 
also  begrif&mässig  dem  Vormund  gegenüber  jedenfalls  von  dem 
Tage  an,  mit  welchem  seine  Verantworilicbkeit  begonnen  hat» 
Art.  2135.  Da  es  aber  nunmehr  in  Baden  nach  §1  des  Pfand- 
ges.  nicht  ohne  Eintrag  wirksam  ist  (entsteht),  so  nimmt  es 
Dritten  gegenüber  sein  Datum,  seinen  Rang,  erst  vom  Tage  der 
gebotenen  erfolgten  Eintragungen.  Mithin  bestimmt  der  Zeitpunkt 
der  Begründung  dieses  rechtlichen  Verhältnisses,  aus  welchem  sich 
die  zu  sichernden  Ansprüche  ergeben,  zugleich  den  Zeitpunkt,  von 
welchem  an  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  einen  rechtlich  wirksamen 
Eintrag  in  Betreff  dieses  Pfandrechts  zu  erwirken.  Mithin  hat  der 
Eintrag  erst  von  dem  Tage  an  statt,  mit  welchem  die  Verantwort- 
lichkeit des  Vormunds  begonnen  hat.  Wann  dies  der  Fall  ist, 
darüber  siehe  oben  S.  169. 

Dies  ergiebt  sich  aus  Art.  2135  Ziff.  1  in  Verb.  m.  Art.  2194 
n.  2195;  allein  seinen  Rang,  seüien  Datum  nimmt  das  Pfandrecht 
nach  §  1  des  Pfandges.  Dritten  gegenüber,  wie  bemerkt,  erst  vom 


Vgl  auch  Behaghel,  II§262  Ziff.2  und  sehr  zutreffend  I  §  82  Ziff.  n 
Lit  C  Nr.  3,  wo  er  ausführt,  dass  die  Eintragung  des  Eigentuniserwerbs- 
ütels  die  Wirksamkeit  des  erworbenen  Rechts  bedinge  gegen  Dritte  in  dem 
Sinn,  dass  diese  insolange,  als  die  Eintrag^g  nicht  erfolgt,  be^igt  sind, 
Doch  immer  den  Bechtsgeber  (autor)  als  den  Inhaber  des  abgetretenen 
Rechts  zu  betrachten,  woraus  folge,  dass  der  Bechtsnehmer  sein  erworbenes 
Becht  dem  Dritten  gegenüber  als  dingliches  Recht  nicht  zur  Geltung 
bringen  könne,  was  insbesondere  dadurch  von  Erheblichkeit  wird,  wenn  z.  B. 
ein  Pfandrecht  daran  von  Dritten  erworben  wird,  und  solche  dasselbe 
durch  die  gebotene  Eintragung  gegen  Dritte  wirksam  machen.  (Art.  1140, 
1083  a,  §25  des  U  Einf.-Ed.). 

Das  MfindelpfSandrecht  erfasst  die  sämtlichen  Liegenschaften , 
welche  der  Schuldner  (Vormund)  beim  Beginn  der  Vormundschaft  als 
gnmdbuchmftssiger  Eigentümer  besitzt  oder  bis  zur  Auflösung  dieses  Ver- 
hältnisses durch  irgend  welchen  belasteten  oder  ft^igebigen  Titel  erwirbt. 
Art  2122,  §  1  Pfandges.  Es  erstreckt  sich  aber  weder  auf  die  Liegenschaften, 
deren  Erwerbung  dem  Schuldner  (Vormund)  nur  durch  einen  (aufschiebend) 
bedingten  Titel  (einen  bedingten  Kauf,  ein  Wiederkaufsrecht  u.  dgl.)  in 
Aussicht  gestellt  ist,  noch  auf  diejenigen  Liegenschaften,  welche  die  in  die 
YeriDiodlichkeit  des  Schuldners  eintretenden  Erben  desselben  besitoen.  Die 
Liegenschaften,  die  der  Schuldner  mit  Anderen  in  ungeteilter  Gemeinschaft 
besitzt^  werden  nur  in  soweit,  als  sie  demselben  durch  die  Teilung  zofedlen, 
Tom  P&ndrecht  ergriffen.    Art.  888.  Siehe  Behaghel,  II  §  259  Ziff.  II,  8. 415. 
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Eintrag,  und  wenn  es  auf  künftige  Liegenschaften  des  Vormunds, 
d.  h.  auf  Liegenschaften,  welche  der  Vormund  während  der  vor- 
mundschaftlichen Verwaltung  erwirbt,  eingetragen  wird,  so  wirkt 
es  bezüglich  dieser  auch  erst  als  UnterpjßBtnd  gegen  Dritte  vom 
Tage  des  auf  sie  genommenen  Eintrags. 

Ja,  im  Hinblick  auf  die  Bestimmung  des  §  1  des  Pfandge- 
setzes, nach  dessen  Wortlaut  ein  Unterpfandsrecht,  überhaupt  erst 
mit  dem  gemäss  seinen  Vorschriften  vorgenommenen  Eintrag  wirk- 
sam wird,  d.  h.  entsteht,  wird  man  diese  Sätze  auch  auf  das  Ver- 
hältniss  des  Pfandgläubigers  zum  Schuldner  anwenden  müssen,  und 
so  z.  B.  die  Vorschrift  des  Art.  2209  auch  nur  dem  entsprechend 
auszulegen  haben.  3*) 

Der  zweite  Ehemann  einer  Mutter,  welcher  die  Vormundschaft 
über  die  erstehelichen  Kinder  belassen  wurde,  wird  nur  Vor- 
mund vom  Tage  seiner  Eheschliessung  an,  und  von  diesem 
Zeitpunkte  an  wird  er  dem  Mündelpfandrecht  begrifismässig  unter- 
worten  (Art.  396),  von  diesem  Tage  an  hat  daher  auch  bezüglich 
seiner  der  Eintrag  stattzufinden,  (wenn  überhaupt  die  Vormund- 
schaftsbehörde einen  solchen  stattfinden  zu  lassen  ftir  gut  befindet 
—  §§  4,  5  des  Pfandges.). 

Das  Vermögen,  welches  dann  der  Mitvormund  während  der 
Ehe  erwirbt,  wird  gleichfalls  vom  Mündelpfandi'echt  ergriffen; 
dies  wirkt  aber  nach  badischem  Recht  Dritten  gegenüber  auch 
nur,  wenn  es  eingetragen  ist  (§  1  des  Pfandges.).  Siehe  auch  Anm. 
33  U.Text  dazu. 

Das  Mündelpfandrecht  wirkt,  wenn  es  eingetragen 
ist,  in  Betreff  der  vom  Pfandrecht  ergriffenen  Liegenschaft;en  gegen 
Dritte  sowohl  während  der  Dauer  der  Vormundschaft  als  auch 
nach  Beendigung  derselben,  so  lange  eben  die  mit  der  actio  tutelae 
zu  verfolgenden  Ansprüche  bestehen,  oder  nicht  aus  einem  sonstigen 
gesetzlichen  Grunde  das  Fortwirken  derselben  aufgehört  hat.  In 
diesen  Fällen,  d.  h.  wenn  die  genannten  Ansprüche  nicht  mehr  be- 

85)  Art.  2209  bestimmt: 

„Der  Gläubiger  kaim  auf  den  Verkauf  der  Liegenschaften,  woran  er 
kein  Unterpfandsrecht  hat,  nur  alsdann  antragen,  wenn  sein  Unterpfand 
nicht  hinreicht"  Nach  dem  im  Text  Dargelegten  kann  daher  der  ehemalige 
Bevormundete,  wenn  er  keinen  Eintrag  auf  die  Liegenschaften  des  Vor- 
munds erlangt  hat,  auf  aUe  Liegenschaften  des  Vormunds  greifen  und  sie 
zum  Verkauf  bringen  lassen,  wenn  nicht  Art  2210  entgegensteht  —  und  selbst- 
verständlich nur,  wenn  keine  Einträge  Dritter  entgegenstehen. 
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Stehen  u.  s.  w.  — ,  ist  für  die  Löschung  des  Eintrags  Sorge  zu 
tragen.     Art.  2180,  2157. 

Neue  Eintragungen  hingegen  „nach"  Beendigung  der 
Vormundschaft  (als  solcher  oder  lediglich  in  der  Person  des  Vor- 
mimds,  ohne  dass  sie  selbst  aufhört)  zu  Gunsten  der  Bevormunde- 
ten und  deren  Erben  zu  erwirken,  ist  nach  §  9  des  Pfendges.  nur 
noch  zulässig  während  „eines"  Jahres  von  Beendigung  des  Amts 
dft?  Vormunds  an.  »«) 

Des  Näheren  hier  nun  auf  die  Wahrung,  den  Eintrag 
des  Mändelpfandrechts  eingehend,  den  Vollzug  desselben  ins 
Ange  fassend,  so  bemerke  ich: 

Die  Eintragung  ist  jeweils  bei  denjenigen  Pfandgericht 
iPfandbuchfnhra*)  zu  beantragen,  in  dessen  Bezirk  das  vom  Mün- 
delpfandrecht ergriffene  Gut  gelegen  ist. 

Wenn  mehrere  Güter  des  Vormunds,  welche  in  verschiedenen 
Bezirken  gelegen  sind,  in  Betracht  kommen,  oder  wenn  das  einzu- 
tragende Pfandrecht  sich  auf  ein  zusammenhängendes  Gut  bezieht, 


>>)  Dieser  §9  lautet: 

^Auf  die  Liegenschaften  eines  Vormunds,  dessen  Amt 
beendigt  ist,  kann  die  Eintragung  nur  noch  innerhalb  eines 
Jahres  erfolgen.  Sofern  der  Mündel  bevormundet  geblieben 
ist,  kann  die  Eintragung  nur  von  dem  zuständigen  Amtsge- 
richt, andernfalls  aber  nur  von  dem  gewesenen  Mündel  oder 
von  dessen  Erben  beantragt  werden." 

Durch  den  Tod  des  Schuldners  (also  hier  des  Vormunds)  wird  die 
Möglichkeit,  wegen  eines  schon  vorher  (begriffsmäfisig)  entstandenen  Vor- 
zugs- oder  Unterpfandsrechts  (hier:  des  Mündelpfandrechts)  —  siehe 
anch  Annalen,  XIX,  ü;  Magazin  f.  Rechtspflege  u.  Verwaltung,  III 406  — 
einen  Eintrag  auf  die  Güter  des  Schuldners  zu  erwirken,  nicht  ausgeschlossen, 
aber  der  Eintrag  gewährt  gegenüber  denjenigen  Erben,  welche  den  Nach- 
lasB  unter  der  Vorsicht  des  Erbverzeichnisses  angetreten  haben,  keine  Rechte. 
Art  2146,  2149.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Einfluss  der  Eröffnung 
des  Konkursverfahrens  über  das  Vermögen  des  Schuldners  und  Einleitung 
der  LiegenschaftBvoUstreckung  gegen  den  Schuldner.  Im  Fall  des  Kon- 
kurses bleiben  diejenigen  Eintragungen,  welche  Qüter  der  Konkursmasse 
betreffen,  den  Konkursgläubigem  gegenüber  wirkungslos ,  §  12  d.  Konk.- 
Ordn.,  bei  der  Zwangsvollstreckung  in  Liegenschaften  aber  kann  aus  den 
läntragungen,  welche  eist  nach  Eintragung  der  Versteigerungs- 
verfügung  im  Pfandbuch  zum  Vollzug  gekommen  sind,  keinerlei  Recht 
im  YoUstreckungsverfEihren  abgeleitet  werden. 

§  46  der  bad.  Einf.-Ges.  zu  den  Reichs-Just.-Ges.  Siehe  Bebaghel, 
II  §  2^  Ziff.  'in  Nr.  5,  den  ich  mich  hier  vollständig  angeschlossen  habe. 
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dessen  einzelne  Teile  in  verschiedenen  Bezirken  gelegen  sind,  so 
mnss  die  Vornahme  der  Eintragung  bei  den  Pfandgericht^  dieser 
verschiedenen  Bezirke  nachgesucht  werden.  Es  muss  also  m.  a. 
W.  die  Eintragung  beim  zuständigen  Ffandgericht  nachgesucht 
werden  (sie  kann  aber  stets  nur  genommen  werden  auf  bestimmte, 
dem  Schuldner  laut  Grundbuch  gehörige  Güter  —  §  1  d^  Pfend- 
ges.),  und  jede  von  einem  unzuständigen  Pfandgericht  vorgenom- 
mene Eintragung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung  (es  muss  also  die 
Eintragung  sowohl  in  das  richtige  Pfandbuch  als  auch  vom  zu- 
ständigen Beamten  eingetragen  werden).  ^^ 

Ueber  den  Inhalt  der  Einträge  der  Mündelpfandrechte 
vgl.  §  1  d.  Pfandges.,  wonach  die  Grundsätze  der  Publizität  und 
Spezialität  ganz  durchgreifend  aufgestellt  sind.  —  Abgesehen  vom 
Erfordernis  der  Eintragung,  müssen  sie  auf  bestimmte  Liegen- 
Schäften,  deren  grundbuchsmässiger  Eigentümer  der  Schuldner 
ist,  eingetragen  werden  und  für  bestimmte  Summen.  *^)  Siehe 
oben  S.  183,  184  d.  W. 

Die  Eintragungen  der  Mündelpfandrechte  erfolgen  wie 
bereits  oben  bemerkt  —  S.  186  —  nur  auf  Antrag,  und  zwar  auf 

97)  Vgl.  über  die  badische  PfiEuidbachsfiihniiig  und  PfSandbuchsein- 
richtung  §26  d.  II  Eiiif.-Ed.,  ferner  die  Anleitung  zur  Führung  der 
Grund-  u.  Pfandbücher,  sog.  Grund-  und  Pfandbuchs-Instruk- 
tion  (Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.),  v.  6.-23.  April  1868,  §§1—9  insbee. 
(Beg.-Bl.  XXXIV,  S.  489  —  mit  den  Änderungen  durch  die  Verordnungen 
V.  2.  August  1879  [Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  XXXV.  S.536]  u.  9.  Juni  1890 
(Ges.-  u.  V.-Bl.  XX  S.  269],  amtiiche  Ausgabe  Karlsruhe  1890)  —  vgl.  in 
Betreff  der  Pfandbuchsführung  in  den  Städten,  in  welchen  die  Städteoid- 
nung  y,  24.  Juni  1874  gilt,  das  Gesetz  v.  24.  Juni  1874,  die  Führung  der 
Grund-  und  Püandbücher  in  einigen  Städten  betr.,  §  1  (Ges.  o.  V.-Bl. 
XXnr,  S.  349),  §§  67  u.  86  d.  R.-P.-0.  Femer  ist  die  Führung  der  Grund- 
und  Pfandbücher  hinsichtlich  des  Bergwerkseigentums  durch  eine  besondere 
Verordnung  vom  21.  Juni  1891  geregelt. 

Über  die  Einrichtung  der  Pfeuidbücher  im  Allgemeinen  vgl.  auch 
Art.  2201,  2203  d.  Landr.,  femer  §§5  u.  ff.  der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.,  §2 
Ziff.  7  E.-P.-Ges.  u.  §  41  R.-P.-0. 

»)  Siehe  auch  Behaghel,  n  §  263  Ziff.  II,  welcher  in  Betreff  der 
Vorschrifib,  dass  die  Unterpfands-  u.  Vorzugsrechte  auf  bestimmte  Liegen- 
schaften eingetragen  werden  müssen,  auf  ein  Urteil  d.  Gr.  Oberhofger. 
Mannheim  v.  11.  Dezb.  1873  (in  Annalea  XXXX  S.  280)  verweist,  wonach 
es  genügt,  wenn  statt  spezieller  Bezeichnung  der  Güter  auf  die  im  Grund- 
buch eingetragene  Teilung  verwiesen  wird,  worin  dieselben  einzeln  auf- 
geführt und  beschrieben  sind. 
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Antrag  des  für  die  Yormundfichaft  zuständigen  Amtsgerichts 
(der  Vormundschaftsbehörde).  Siehe  jedoch  auch  §  9  des  Pfand- 
ges.») 

Dasselbe  hat  hierüber,  d.  h.  ob  es  solchen  Antrag  stellen  und 
dadurch  einen  Eintrag  veranlassen  und  durch  diesen  das  Pfand- 
recht wirksam  machen  (zur  Entstehung  bringen)  will  (arg.  §  1  des 
P&ndges.)  Yon  Amts  wegen  zu  bescbUessen,  indem  ihm  bei  jeder 
Vormundschaft  zur  Pflicht  gemacht  ist,  zu  prüfen,  ob  und  in  wie 
weit  ein  Eintrag  erforderlich  ist.  Daneben  ist  aber  auch  dem 
Vormund,  dem  Gegenvormund  und  Waisenrichter  die  Verpflichtung 
auferlegt,  dem  Amtsgericht  Anzeige  zu  erstatten,  wenn  Veranlassung 
zur  Erwirkung  eines  Eintrags  vorliegt.  Ehe  das  Amtsgericht  seine 
EntschliessuDg  trifft,  sind  die  genannten  Personen,  sowie  auch  die 
Beiräte  jeweils  einzuvemehmen.  Vgl.  §§  4  u.  5  des  Pfandges.  in 
Verb,  mit  §  9  ibid.;  femer  §  5a  R.-P.-Ges.  Vgl.  auch  §§  106, 107 
der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.,  §  71  R-P.-O.,  §  18  D.-W.  f.  Waisenr., 
§4  D.-W.  f.  Gegenvorm.  —  alle  in  neuer  Fassung. 

Die  Art.  2137,  2138  u.  2139  sind  aufeehoben,  —  Art.  2137 
durch  die  §§  4  u.  19  des  Pfandges.,  Art.  2138  schon  durch  §  25 
R.-P.-Ges.  (Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  hat  nicht  statt), 
Art.  2139  durch  §§  4  u.  19  des  Pfandges. 

Das  Amtsgericht  soll  bei  dieser  Entschliessung  davon  aus- 
gehen, dass  der  Eintrag  sowohl  hinsichtlich  der  Liegenschaften 
des  Vormunds  als  auch  des  zu  bestimmenden  Forderungsbetrages 
des  Mündels  nur  soweit  zu  bewirken,  bezw.  zu  veranlassen,  ist, 
als  es  die  vollständige  Sicherung  des  Mündels  erfordert,  —  ja< 
wsm  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  die  Ge&hr  eines  Verlustes 
ausgeschlossen  ist,  oder  wenn  vom  Vormund  in  anderer  Weise 
Sicherheit  geleistet  wird,  so  kann  es  von  der  Erwirkung  eines 
Eintrages  ganz  absehen.  §§  5  u.  6  des  Pfandges.  Vgl.  auch  §  71 
Abs.  2  u.  3  d.  R.-P.-0.  (neue  Fassung)  u.  den  allgemeinen  Ministerial- 
erlass  v.  24.  Juni  1890  No.  13,155.  ^^)  Hier  dürfte  jedoch,  im 
Falle  das  Amtsgericht  (die  Vormundschaftsbehörde)  es  hier  an  der 


*)  Die  in  §  9  des  Pfandges.  von  diesem  Grundsatz  gemachte  Aus- 
nahme ist  selbstverständlich,  da  der  nicht  mehr  bevormundete  Mündel  der 
Vormnndschaftsbehörde  nicht  mehr  untersteht,  er  daher  auch,  namentlich 
weil  er  voU^ifthiig  ist,  seine  Rechte  selbst  wahren  muss.  Siehe  über  §  9  des 
Pfandges.  die  Anm.  36  uns.  §. 

«J  Siehe  Beutti  a.  a.  O.,  S.  787. 
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gehörigen  Vorsicht  fehlen  lässt  und  dem  Mündel  in  Folge  nicht 
geschehener  Wahrung  seines  gesetzlichen  Pfandrechts  Schaden  zu- 
geht (er  sich  nicht  fiir  seine  Ansprüche  gegen  den  Vormund  Be- 
Medignng  verschaffen  kann,  weil  der  Eintrag  nicht  erfolgt  ist), 
Schadensersatzverpflichtung  des  Ämtsrichters  sowie  der  Beiräte 
u.  s.  w.  eintreten,  entsprechend  den  Grundsätzen,  welche  wir  in  §  6 
S.  47, 48  über  die  Haftung  der  Obervormundschaftsbehörde  dargelegt 
haben. 

Wenn  sich  die  Verhältnisse  ändern,  so  kann  das  Amts- 
gericht jeweils  nach  Vernehmung  der  oben  aufgeführten  Personen 
einen  Eintrag  auf  weitere  Liegenschaften  und  für  eine  höhere 
Summe  erwirken,  auch  das  Mündelpfandrecht,  wenn  von  dessen 
Eintragung  überhaupt  abgesehen  worden  ist,  nachträglich  eintragen 
lassen.  §  7  des  Pfandges.  Vgl.  auch  §  72  Abs.  1  R.-P.-0.  u.  §  107 
der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.  in  neuer  Fassung.    Arg.  Art.  2131. 

Dass,  im  Fall  der  Vormund  mit  Tod  abgeht,  die  Möglichkeit, 
wegen  des  (ja  schon  vorher  [begriflfemässig]  entstandenen)  Mündel- 
pfandrechts  einen  Eintrag  auf  dessen  Güter  zu  erwirken,  nicht  be- 
seitigt ist  —  darüber  siehe  oben  S.  189  Text  u.  Anm.  36  *«) 

Anlangend  die  Form  des  Eintragungsantrags  und  die 
Eintragung  selbst,  d.  h.  die  Vollziehung  derselben,  so  sind  in 
Betreff  der  gesetzlichen  Unterpfandsrechte,  also  hier  der  Münde  1- 
pfandrechte,  abgesehen  von  dem  im  Allgemeinen  hier  Platz 
greifenden  Art.  2148,  2149  u.  §§  32—38  der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr., 
die  §§  104—108  der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.  mit  den  Mustern  31—33 
massgebend.  (Beim  Mündelpfandrecht  übergiebt  also  das 
Amtsgericht  die  betreffenden  Urkunden,  worauf  sich  das  Unter- 
pfandsrecht gründet).  *2) 


4t)  ÄhnHftli  verhält  es  sich  mit  dem  "Rinflnafl  der  Eröffiiimg  des  Kon- 
kars Verfahrens  —  siehe  auch  deshalb  Anm.  36  —  und  wogen  des  Ein- 
flusses der  Einleitung  der  Zwangsvollstreckung  in  Liegenschaften  gegen  den 
Vormund  verweise  ich  gleichfalls  auf  Anm.  36. 

«»)  Vgl.  §§4  u.  9  des  Pfdgesetzes,  wodurch  Art.  2148  a.  A.  eine  Ab- 
änderung erfahren  hat,  bezw.  erfährt.  Die  zwei  Zettel  (Bordereaux)  — 
Art.  2148  Abs.  2  —  werden  nicht  mehr  erheischt.  Das  Amtsgericht 
legt  vielmehr  seine  Verfügung  vor,  wonach  es  den  Eintrag  be- 
antragt. 

Muster  32  der  Grd.-  u.  Pfd.-B.-lDSt.  Zu  ZifP.  1  des  Art  2148  ist  noch 
zu  bemerken:  Die  Wahl  eines  Wohnsitzes  ist  nicht  mehr  vorgeschrieben  — 
siehe  §§  107,  110,  113  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr. 
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Der  Eintrag  des  Mündelpfandrechts  kann  auch  bei 
Yerandenmg  der  Verhältnisse  und  nach  Vernehmung  des  Vor- 
munds, des  Gegenvormunds,  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters 
während  der  Vormundschaft  durch  Verfügung  des  Amts- 
gerichts (als  Vormundschaftsbehörde)  auf  Antrag  des  Vormunds 
beschränkt  (gemindert)  werden,  ja  es  kann  sogar,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  §  6  des  Pfandges.  vorliegen,  gänzlich  ge- 
strichen werden. 

Wird  der  Antrag  des  Vormunds  vom  Amtsgericht  abgelehnt, 
so  steht  jenem  nur  die  Beschwerdeführung  vor  dem  Landgericht 
gemäss  §  24  R.-P.-Ges.  zu.  Siehe  auch  §  8  des  Pfendges.  Vgl. 
§§  123,  135  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.,  §  72  E.-P.-0.  in  neuer  Fassung. 

Vgl.  auch  die  Art.  2161,  2162,  2132,  2163—2165,  welche 
teflweise  eine  andere  Fassung  erhalten  haben,  vgl.  femer  Art.2164a.E. 

Die  Ausstreichung,  welche  den  ganzen  Eintrag  zum 
Gegenstand  hat,  und  welche  gemäss  §  142  Grd.-  u.  Pfdbuchs-Instr. 
vom  Pfandgericht  vorzunehmen  ist,  geschieht  entweder  von 
diesem  von  Amts  wegen:  a)  wenn  der  Eintrag  länger  als  30 
Jahre  eingeschrieben  und  auf  Aufforderung  hin  nicht  erneuert 
worden  ist  —  vgl.  Gesetz  v.  5.  Juni  1860,  die  Bereinigung  der 
Unterpfandsbücher  betr.  (R.-B1.  XXX,  213)  m.  Ändenmgen  durch 
Gesetz  v.  28.  Januar  1874  (G.-  u.  V.-Bl.  V,  43),  Vollzugsverordn. 
T.  31.  Januar  1874,  §§  1—28  (G.-  u.  V.-Bl.  V,  44)  mit  Aender- 
ungen  durch  Verordn.  v.  20.  Mai  1890  (G.-  u.  V.-BL  XVI,  211) 
und  §§  140  ff  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr. ;  b)  bezüglich  der  Einträge  für 
Vorzugs-  und  Unterpfandsrechte,  also  auch  für  Mündelpfand- 
rechte, welche  vor  Inkrafttreten  des  Pfandgesetzes  v.  29.  März 
1890  entstanden  sind,  aber  nicht  auf  bestimmte  Liegenschaften 
und  für  bestimmte  Summen  eingetragen  sind,  und  welche,  weil  sie 
nicht  bis  zum  1.  Januar  1894  nach  Vorschrift  des  Pfandgesetzes 
bewahrt  wurden,  ihre  Wirksamkeit  (gegen  Dritte)  verloren  haben 

—  vgl.  §  17  des  Pfandges.,  femer  Verordn.  v.  9.  Juni  1890,  die 
Führung  der  Grund-  u.  Pfandbücher  betr.  (Ges.-  u.  V.-Bl.  XX  269) 

—  oder  sonst  nur  auf  Antrag  der  Beteiligten  (d.  i.  des 
Schuldners,  später  eingetragener  Gläubiger  oder  eines  dritten  Be- 
sitzers der  belasteten  Li^enschaft),  und  zwar:   a)  wenn  der  Be- 

Ziff.  5  Abs.  2  d.  Art  2148  ist  aufgehoben  durch  §  18  d.  P&udges.  — 
lieber  die  Kosten  der  Eintragiing  vgl.  Art.  2155  n.  §148  Grd.-  xl 
PfiL-B.-Instr. 
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rechtigte  den  Strich  bewilligt,  oder  b)  der  Richter  rechtskräftig 
denselben  verfägt,  bezw.  rechtskräftig  darauf  erkannt  hat.  Art. 
2157.«) 

Die  Rangordnung  der  ünterpfandsgläubiger  richtet  sich, 
was  also  auch  beim  Mündelpfandrecht  zutrifft,  „nur"  nach 
dem  Datum  der  das  Recht  bewahrenden  Eintragung.  §§  1  u.  2 
Abs.  1  d.  Pfandges.    Vgl.  auch  Art.  2147. 

Durch  die  Eintragung  wird  der  Rang  für  den  ganzen  in 
ihr  angegebenen  Betrag  der  Forderung  bestimmt. 

Hat  jedoch  auf  Begehren  des  Schuldners  eine  Minderung  dieses 
Betrages  stattgeftmden  (Art.  2132  u.  2163),  und  der  Gläubiger  später 
wegen  des  festgestellten  Mehrbetrags  seiner  Forderung  einen  neuen 
Eintrag  erwirkt,  so  hat  er  das  Pfandrecht  hierwegen  nur  vom  Tage 
des  neuen  Eintrags  (Art.  2164).  Wegen  des  Rangs  der  eines  beson* 
deren  Eintrags  bedürfenden  Zinsen,  vgl.  Art.  2151  u.  §  24  des  b ad. 
E.-G.  zu  dem  R.-J.-G. 


^)  Das  Amtsgericht  hat  als  Yormundschaftsgericht  über  die 
BewiUignng  des  Strichs  des  Mündelpfandrechts  zu  beschliessen,  solange  die 
Vormimdschaft  noch  währt  —  denn  wenn  auch  der  Mindeijahrige  der  Be- 
rechtigte ist,  so  kann  er  doch  wegen  seiner  Minderjährigkeit  und  der  daraus 
entspringenden  Handlungsunfähigkeit  keinen  Strich  hewilligen. 

Ist  dagegen  die  Vormundschaft  beendigt,  dann  ist  es  Sache  des  voll- 
jährig gewordenen  Mündels,  den  Strich  zu  bewilligen. 

VgL  auch  Art.  2157,  2158  —  femer  §§8u.  10  des  Pfandges.,  ferner 
§§72,  81  Abs.  5  It.-P.-0.  in  neuer  Fassung,  Art.  6  des  Ges.  v.  5.  Juni  186o 
über  Bereinigung  der  Pfandbücher  (R.-BL  XXX,  213),  §§  125  ff.  Grd.-  u. 
Pfd.-B.-Instr.  u.  s.  w. 

Es  dürfte  die  Aufgabe  der  Vormünder  und  deren  Erben  sein,  dafQr 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  MündelpfiBindrechtseinträge  nach  Ausfolgung  des 
Mündelvermögens  gestrichen  werden. 

Findet  die  Vermögensausfolgung  vor  dem  Amtsgericht  statt,  so  er- 
scheint dieses  als  Rechnungsnehmer  und  ist  zuständig  für  die  Au&ahme 
der  Urkunde  über  die  dabei  erteilte  Löschung  des  Eintrags  des  Mündel- 
pfandrechts —  dies  ergiebt  sich  eben  aus  §  10  d.  Pfdgesetzes  u.  §  81  Abs.  5 
R-P.-O.  sovne  §  125  Grd.-  u.  Pfd.-B.-Instr.  —  Ist  dies  nicht  der  FaU,  so 
muss  das  Mündel  selbst  oder  seine  Erben  die  Pfandstrichsurkunde  erteilen. 
VgL  auch  hierzu  den  Art.  472,  welcher  sich  auch  auf  die  Löschung  des 
Mündelpfandrechts  bezieht,  —  diese  kann  also  in  allen  Fällen  geuLäss  Art. 
472  erst  10  Tage  nach  der  Schlussrechnung  und  Auslieferung  der  Belege 
—  oder  nach  Eröffiiung  des  Ergebnisses  der  Prüfung  der  dem  Amtsgericht 
vorgelegten  Rechnung  bewilligt  werden.  Siehe  auch:  „Die  neuen  gesetz- 
lichen Bestimm,  über  die  Unterpfands-  u.  Vorzugsrechte  für 
dns  Publikum,  erläutert  von  einem  Fachmann,  .S  17. 
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Anhang. 
Einfluss  des  Pfandgesetzes  y.  29.  März  1890  auf  die 
Tor  seinem  Inkrafttreten  (d.h.  vor  dem  1.  Juli  1890)  be- 
gründeten Mündelpfandrechte. 

1)  Die  Mündelpfandrechte  werden  hinsichtlich  der  erst 
nach  dem  1.  Juli  1890  vom  Vormund  erworbenen  Liegenschaften 
nu  r  durch  einen  dem  §  1  des  P&ndges.  entsprechenden  Eintrag  ge- 
wahrt —  §  15  des  Pfandges.  —  vgl.  auch  Vollzugsverordn.  v.  9.  Juni 
1890  Ziff.  n— V.  ^4)  —  m.  a.  W.  auf  diese  Liegenschaften 
kann  die  Eintragung  nur  mit  dem  Rang  vom  Tage  des  Ein- 
trags erwirkt  werden,  während  der  bisherige  Rang  für  alle 
aus  der  Vormundschaft  und  während  derselben  entstehenden  An- 
sprüche bezüglich  der  bis  1.  Juli  1890  auf  den  Namen  des  Vor- 
munds eingetragenen  Liegenschaften  der  Beginn  der  vormundschaft- 
lichen Verwaltung  ist,  d.  h.  eben  mit  dem  Tage  zusammenfällt, 
womit  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  begonnen  hat. 

2)  Die  vor  dem  1.  Juli  1890  entstandenen  „uneinge- 
tragenen^  Mündelpfandrechte  müssen  bis  1.  Januar 
1S94  nach  den  Bestimmungen  des  Pfandgesetzes  v.  30.  März  1890 
eingetragen  und  bereits  erfolgte  Eintragungen  von  solchen 
Mündelpfandrechten,  die  diesen  Bestimmungen  nicht  ent- 
sprechen, müssen  denselben  entsprechend  ergänzt  (d.  h.  eben 
anf  bestimmte  Liegenschaften  und  für  bestimmte  Smnmen  ein- 
getragen) werden,  widrigens  sie  ihre  Wirksamkeit  Dritten  gegen- 
über verlieren  und  von  Amtswegen  gestrichen  werden.  Dies  ge- 
schieht auf  Anordnung  und  Verftigung  des  Amtsgerichts.  §  17 
Abs.  1  vgl.  m.  §  20  des  Pfandges. 

(Auf  die  Liegenschaften  eines  Vormunds,  dessen  Amt  vor 
don  1.  Juli  1890  sein  Ende  erreicht  hatte,  konnte  nur  noch  bis 
30.  Juni  1891  eine  Eintragung  erfolgen.  §  17  Abs.  4  des  Pfandges.). 

Was  über  die  Beschränkung  der  Eintragung  hinsichtlich  der 
verhafteten  Liegenschaften  als  auch  der  Forderungsbeträge  in  §  8 
des  Pfandges.  gesagt  ist,  trifft  auch  hierzu. 

Der  Bang,  welcher  dem  Gläubiger  nach  dem  früheren  Recht 
zukam,  wird  durch  den  neuen  Eintrag  nur  dann  mitbewahrt,  wenn 
er  in  demselben  bestimmt  angegeben  ist.   §  17  Abs.  2  des  Pfandges. 

Der  Gläubiger  hat  bei  Stellung  des  Antrags,  soweit  erforder- 
lich, nachzuweisen,  dass  ihm  der  beanspruchte  Rang  gebühre,  und 

**)  Siehe  Keiitti,  S.  460,  461. 
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dass  die  von  ihm  bezeichneten  Liegenschaften  von  seinem  Unter- 
pfandsrecht (hier:  dem  Mündelrecht)  ergriffen  worden  sind.  §  17 
Abs.  3  des  Pfandges.  **) 

§  14. 

Die    Vertretung    (la   Repräsentation)    des  Mündels    durch 

den  Vormund.*) 

Das  Gesetz  legt  dem  Vormund  bei  der  Verwaltung  der  Vor- 
mundschaft die  Verpflichtung  auf,  für  die  Person  des  Mündels  Sorge 
zu  tragen  und  sein  Vermögen  als  guter  Hausvater  zu  verwalten. 

Damit  er  diesen  beiden  Verpflichtungen  vollständig,  ent- 
sprechen könne,  vertritt  er  den  Mündel  in  allen  Rechtshand- 
lungen des  bürgerlichen  Lebens. 

Dies  ist  die  Regel,  wovon  es  Ausnahmen  giebt,  wie  ich 
zeigen  werde. 

Der  Art.  450  Abs.  1  spricht  die  Regel,  den  Grundsatz,  aus, 
indem  er  sagt:  „Letuteur  le  (nämlich:  le  mineur)  reprösen- 
tera  dans  tous  les  actes  civils.^*  Vgl.  auch  Art.  1124,  1125. 
Ich  bemerke  hier  von  vornherein,  dass  sich  diese  Vertretung  meist 
nur  auf  Vermögensrechtshandlungen  (aussergerichtliche  wie 
gerichtliche)  bezieht,  wie  sich  zeigen  wird. 

Vor  allem  ist  hier  der  Begriff  der  Vertretung,  reprösen- 
tation,  festzustellen. 

Siehe  auch  §  1  S.  11  d.  W-  ^) 

Der  Vormund  „vertritt"  den  Mündel,  d.  h.  er  handelt 
für  denselben  und  in  dessen  Namen.  Darum  berechtigt  und 
verpflichtet  er  nur  den  Mündel  durch  die  Vertretung  desselben  — . 
Siehe  jedoch  §  18  d.  W.  Er  vertritt  ihn,  er  bekräftigt  nicht 
blos  die  Rechtshandlungen  des  Mündels,  er  giebt  nicht  blos  sein 


«)  Vgl.  zu  §  17  des  Pfandgesetjses  Beutti,  S.  461,  462. 

Die  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  v.  30.  März  1890  (neues 
Pfandgesetz)  erfolgenden  Erneuerungen  der  vor  dem  1.  Juli  1890  voll- 
zogenen Einträge  sind  alle  der  Vorschrift  des  §  1  des  Pfandges.  unterworfen. 
VgL   Vollzugsverordn.  v.  9.  Juli  1890  Zifi:  3,  Verordn.   v.  20.  Mai  1890 

Ziff.  m,  IV,  viL 

'^)  ZMhartft-Drejer,  I§§90  Ziff.  4,  110,  112,  113,  114;  Stnbel,  §44; 
Behaghel,  I  §  74  Ziff.  IV ;  am  Be  sten':  Anbrjr  et  Bau,  I  §  109. 

^)  Ich  bemerke  hier,  dass  Lanrent  in  Bezug  auf  die  Bedeutung  des 
,^repräsenter''  sehr  mangelhaft  in  seinen  Ausführungen  ist;  in  Bd.  V  sdnes 
Werkes  schweigt  er  sich  ganz  aus  und  in  Bd.  IV  Nr.  365  giebt  er  nur  sehr 
unzulängliche  Darlegungen. 
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.,Vollwort,"  er  handelt  vielmehr  so,  als  ob  erder  Mindeijährige 
selbst  wäre. 

Wenn  der  Yormund  als  solcher,  tutorio  nomine,  handelt,  so 
erscheint  er  als  das  durch  das  Gesetz  bevollmächtigte  Organ  des 
Minderjährigen,  so  dass  dieser  angesehen  wird,  als  ob  er  selbst 
handelt,  denn:  „qni  mandat  fecisse  videtar/' 

In  diesem  Sinn  ist  es  auch  richtig  zu  sagen:  „factum 
tutoris  factum  pupilli,"  —  „tutor  et  pupillus  pro  una 
persona  habentur." 

Der  französische  (badische)  Yormund  ist  der  gesetz- 
liche Yertreter  des  Minderjährigen  in  der  Weise,  wie  in  Rom  der 
tutor  Yertreter  des  Pupillen  war  —  und  zwar  während  der 
ganzen  Dauer  der  Yormundschaft,  die  bis  zur  Yol^jährigkeit,  bezw. 
Gewaltsentlassung  dauert,  und  nicht,  wie  in  Rom,  blos  während 
der  Dauer  der  infantia. 

In  Rom  handelte  der  Pupille,  der  nicht  mehr  infans  vel  in- 
fantiae  proximus  war,  persönlich,  der  Yormund  stand  nur  bei, 
anctoritatem  suam  interposuit  —  tutor  personam  pupilli  augebat, 
—  er  ei'gänzte  die  unvollkommene  Rechtspersönlichkeit  durch  sein 
„Vollwort"  („autoritate*^). 

Nach  französischem  Recht  handelt  der  Yormund  —  er 
steht  nicht  bei,  er  assistiert  nicht  —  durchaus  fär  den  Minder- 
jährigen (mineur)  bis  zu  dessen  YoUjährigkeit,  bezw.  Grewaltsent- 
lassung» 

Es  wirft  sich  die  Frage  auf:  Können  die  Rechtshandlungen, 
welche  der  Yormund  in  Vertretung  des  Minderjährigen  durch 
das  Gesetz  vorzunehmen  beauftragt  ist,  auch  durch  den 
Minderjährigen,  den  Mandel,  selbst  mit  Autorisation  (Er- 
mächtigang)  des  Yormunds  vorgenommen  werden? 

Grundsätzlich  ist  diese  Frage  zu  verneinen. 

Mein  es  wird  allgemein  angenommen,  dass  diese  Rechts- 
handlungen, welche  der  Minderjährige  selbst  mit  Autorisation  des 
Vonnunds  vorgenommen  hat,  so  zu  betrachten  seien,  als  ob  sie  vom 
Vormund  selbst  vorgenommen  worden  seien. 

Freilich  ist  es  oft  Frage  des  einzehien  Falles ,  ob  Autorisation 
des  Yormunds  vorliegt. 

Solche  ist  anzunehmen:  Wenn  der  Minderjährige  das  Geschäft 
selbst  vorgenommen  hat  und  der  Yormund  zugegen  war  und  da- 
bei der  Minderjährige  mit  Wissen  und  Willen  des  Yormunds  ge- 
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handelt  hat;  —  oder  wenn  der  Mindeijahrige  zwar  in  Abwesen- 
heit des  Vormunds  gehandelt  hat,  jedoch  in  dessen  Auftrag.  Vgl. 
übrigens  auch  Art.  1030. 

Giltige  Ermächtigung  kann  jedoch  nicht  angenommen  werden, 
wenn  solche  nachträglich,  d.h.  nachdem  der  Minderjährige  ge- 
handelt hat,  vom  Vormund  erteilt  worden  ist.  Die  Autorisation, 
die  Ermächtigung,  muss,  um  giltig  zu  sein,  stets  sein:  entweder 
eine  mit  dem  Handeln  des  Minderjährigen  gleichzeitige  oder 
eine  demselben  vorhergehende. 

Dies  ergiebt  sich  daraus:  es  ist  stets  Grundsatz,  dass  der 
Vormund  zu  handeln  hat,  mithin  ist,  gilt,  eine  vorhergehende 
Handlung  des  Mindeijährigen  nichts. >)  Über  die  Folgen  des  ge- 
setzwidrigen Handebs  des  Mindeijährigen  siehe  §  20  d.  W.  — 

Wenn  das  Gtesetz  sagt :  „Der  Vormund  hat  den  Minder- 
jährigen bei  allen  Rechtshandlungen  des  bfirgerlichen 
Lebens  zu  vertreten,  so  sind  unter  diesen  Eechtshandlungen 
nur  Handlungen  zu  verstehen,  welche  dem  Privatrechte  und 
dem  Givilprozessrecht  angehören.  Der  Ausdruck  „actes  dvils'^ 
hat  nichts  mit  dem  jus  dvile  im  engeren  Sinne  zu  thun. ') 

Der  in  Art.  450  Abs.  1  angestellte  Grundsatz  über  die  notwen- 
dige Vertretung  ist  übrigens  nicht  stets  zutreffend  — Art.  450 
Abs.  1  ist  zu  weit  ge£asst. 

Es  giebt  nämlich  eine  Reihe  von  Rechtshandlungen,  welche 
der  Vormund  für  den  Minderjährigen  nicht  vornehmen  kann,  bei 
welchen  m.  a.  W.  von  einer  Vertretung  des  Mindeijährigen  keine 
Rede  ist,  bezw.  keine  Rede  sein  kann. 

Der  Grundsatz,  die  Regel,  der  Vertretung  des  Mündels  durch 
den  Vormund  erleidet  nämlich  1)  Ausnahmen  in  Betreff  der- 
jenigen Handlungen,  welche  nach  ihrer  Natur  oder  dem 
Gegenstand,  aufweichen  sie  sich  beziehen,  sich  als  der 
Ausdruck  des  persönlichen  und  unmittelbaren  Willens 
der  Person,  die  sie  betreffen,  darstellen  müssen — ,  welche 
m.  a.  W.  wesentlich  persönlicher  Natur  sind.   Diese  Rechts- 


2)  Siehe  Brauer,  Erläuter.,  Bd.  I ,  Bern.  71 ,  zu  Satz  468 ,  insbes.  Nr.  5, 
S.329. 

3)  Über  den  Begriff  des  jus  civil e  im  engeren  Sinn  siehe Baraxetti, 
Einleitung  in  das  französ.  Civilrecht  (Code  Nap.)  u.s.  w.,  §  17| 
S.  169,  170  und  Baraietti,  das  Personenrecht  u.s.  w.  des  Code  Nap., 
§3,  S.36. 
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handlnngen  kann  der  Minderjährige,  wenn  sie  überhaupt 
Toi^enommen  werden  dürfen,  nur  selbst,  nur  in  Person  vor- 
nehmen. Es  sind  zudem  Handlnngen,  die  der  Minderjährige  nur 
mit  emem  gewissen  Alter  yomehmen  darf  —  es  sind  Handlungen 
&milienrechtlicher  und  erbrechtlicher  Natur.    Hierher  gehören: 

a)  Die  Eingehung  einer  Ehe  (l'acte  de  c^l^bration  de 
mariage)  —  arg.  Art.  36  u.  75  C.  c.  —  vgl.  für  Baden:  arg. 
§  52  R-St-B.-G'.  4)  Der  Mindeijährige  muss  behu&  der  Eingehung 
der  Ehe  in  Person  vor  dem  Standesbeamten  erscheinen  —  ein 
Eheabschluss  per  procurationem  ist  dem  Gesetze  unbekannt.^) 

b)  Der  Abschluss  d es  Ehevertrags(contrat  de  mariage), 
und  zwar  auch  hinsichtlich  der  darin  verfügten  Freigebigkeiten 
zu  Gunsten  des  anderen  Ehegatten.  Art.  903,  1387,  1898  vgl. 
m.  Art  1095,  1309.») 


^  Nach  französisch  e  m  Becht  kann  sich  der  Minderjährige  mit  voUen- 
detem  18.,  bezw.  15.  Lebensjahr  (mit  diesem  Alter  ist  er  ehemündig)  ver- 
heirathen  —  Art  144  C.  c 

£r  bedarf  zwar  zur  Y erehelichung  der  Einwillig^g  gewisser  Personen, 
je  nach  den  Umständen  —  aber  bei  Vornahme  des  Traumigsaktes  selbst 
handelt  er  stets  in  Person,  und  auch  in  Betreff  der  Einwilligung  assistiert 
der  Vormund  nie  als  solcher,  er  ist  nie  als  Vormund  vom  Gesetze  beauftragt, 
seine  Einwilligung  oder  seine  Weigerung  in  die  Ehe  des  Minderjährigen  zu 
erklären.  Vgl  Art.  148—152.  So  auch  zutreffend  Demolombe,  VH  Nr.  793. 
Nach  badischem  Recht  tritt  die  Ehemündigkeit  mit  dem  vollendeten 
20.,  bezw.  16.  Jahre  ein  ->  §  28  B.-St.-B.-G.  Solange  das  Kind  mindeijälirig 
ist,  wird  nach  badischem  Recht  (Beichsrecht)  die  Einwilligung  des  Vor- 
monds  erheischt  —  §  29  R-St.-B.-G.  —,  der  vom  Familienrat  ermächtigt 
wird;  Art.  160,  182  d.  Landr.  vgl.  m.  §§  2a  u.  b.  des  bad.  E.-G.  z.  B.-St.-B.-G- 

^)  Siehe  Barazetti^  Personenrecht  des  C.  N.,  §  11  S.  131,  132  Anm.  4 
Q.  Text  hierzu. 

^)  In  diesem  Falle  handelt,  wie  sich  aus  den  angeführten  G^etzes- 
stollen  unwiderleglich  ergiebt,  der  Minderjährige  stets  selbst,  nicht  vertreten 
durch  den  Vormund ,  den  parens  —  aber  gleichwohl  unter  der  Mitwirkung, 
^^ssistance,  gewisser  Personen,  und  zwar  derjenigen,  deren  Einwilligung  not- 
wendig zur  Giltigkeit  seiner  Ehe  ist  —  befindet  sich  auch  darunter  der  Vor- 
mmid,  so  vertritt  er  den  Minderjährigen  nicht,  er  assistiert  ihm  auch  nicht 
in  seiner  Eigenschaft  als  Vormund,  sondern  vielmehr  als  eine  zur  Zahl 
jener  Personen  gehörige  Person  wirkt  er  dann  mit. 

Demolombe^  VII  Nr.  794. 

Gut  bemerken  Anbry  et  Bau,  I  §  109  Anm.  8.  „U  est  bien  entendu 
qae,  pour  passer  valablement  ces  actes^  nämlich  den  Eheabschluss,  den 
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c)  Die  testamentarische  Verfügang.  Der  Minder- 
jährige kann  nämlich,  wenn  er  sein  16.  Lebensjahr  zurackgelegt 
hat,  durch  Testament  verfugen  (thut  er  es,  so  muss  er  selbst 
handeln,  der  Vormund  kann  ihn  hierbei  nicht  vertreten,  nie  für 
ihn  testieren),  aber  nur  über  die  Hälfte  dessen ,  worüber  das  Ge- 
setz einen  Volljährigen  zu  verfügen  gestattet.  Art.  904,  arg. 
Art.  905,  226. 

d)  Die  Anerkennung  eines   unehelichen  Kindes. '^) 

e)  Der  Eintritt  in  den  Militärdienst. s) 


Ehevertrag  — ,  „le  mineur  doli  etre  pourvu  du  consentement  des  personnes 
sous  l'aatoritö  desquelles  il  se  trouve  plaoö  k  cet  ^gard." 

Vgl  für  das  badische  Eecht  zu  Art.  1398  dagegen  die  §§28  — 31 
B^-St-B.-G.  Hiernach  assistiert  der  durch  den  Familienrat  ermächtigte  Vor- 
mund als  solcher,  wenn  er  den  Minderjährigen  auch  nicht  vertritt.  Siehe 
auch  §  67  der  bad.  D.-W.  f.  Standesb.  (erläutert  Inder  Ausgabe  v.  SeyMed). 

Wurde  der  Ehevertrag  ohne  Assistenz  der  betr.  Personen  abgeschlossen, 
so  ist  er  von  einem  Minor  incapax  abgeschlossen  und  daher  auch  anfechtbar, 
jedoch  nur  Seitens  des  Minor ,  der  ohne  Consens,  Assistenz,   gehandelt  hat. 

B..e.-E.5  Bd.  Tn^  S.  285. 

7)  Die  Anerkennung  ist  eine  einseitige  Erklärung  des  Anerkennen- 
den vor  dem  Beamten,  ein  Geständnis  (un  aveu).  Mithin  ist  sie  ihrer  Natnr 
nach  wesentlich  persönlich,  ihre  Giltigkeit  setzt  zwar  Willens&elheit 
voranSi  keineswegsaberVertragsfähigkeit,  weshalb  insbesondere  auch  solche 
Anerkennungen  giltig  sind,  welche  von  Minderjährigen  ohne  Vertretung 
des  Vormunds  (und  dieser  kann  nicht  vertreten,  weil  es  sich  um  ein  n per- 
sönliche" Sache  handelt)  gemacht  worden  sind.  Ebenso  erfolgt  die  Aner- 
kennung von  unehelichen  Kindern  seitens  einer  Ehefrau  ohne  Ermächtigang 
des  Ehemanns,  vom  Entmündigten  in  lichten  Zwischenräumen  ohne  Ver- 
tretung. Siehe  Art.  334,  bezw.  arg.  hujus  art.,  Behaghel,  I  §  62  S.  192  u. 
§  74  Ziff.  IV  S.  224  oben,  Aeollas,  I  zu  Art.  334  S.  335,  Boilenx,  II  zu  Art  331i 
S.  128»  Zachariä-Dreyer,  in  §  568a  Text  u.  Anm.  4,  5  u.  5a,  Laurent,  IV 
Nr.  36  u.  ff.,  Aubry  et  Bav^  V,  §  568  Nr.  2. 

8)  VgL  für  Frankreich  Art.  46  d,  Loi  v.  20.  JuH  1872.  Hierauf 
weiter  einzugehen,  bietet  kein  Interesse  für  uns. 

Für  Baden  vgL  Reichsges.  v.  9.  Nov.  1867,  §  15  —  siehe  auch 
Annalen  d.  bad.  6er.,  Bd.  LUC,  S.  187.  Nach  französ.  Recht  kann  der 
Minder] äluige,  wenn  er  sein  20.  Jahr  vollendet  hat,  in  den  Militärdienst  ein- 
treten (Änderung  des  Art.  374).  Ist  er  noch  nicht  so  alt,  so  bedarf  er  der 
Zustimmung  der  Eltern  oder  des  durch  einen  Familienrat  ermächtigten  Vor> 
munds. 

Nach  badischem  Recht  (Reichsrecht)  ist  die  Bestimmung  des 
Art  374  d.  Landrechts  gegenstandslos  geworden,  da  nur  ein  gewaltsent- 
lassenes  Kind  in  den  Militärdienst  treten  darf,  in  diesen  zwar  vom  17.  Lebens- 
jahr, aber  ohne  Abbruch  der  Rechte  der  elterlichen  Gewalt. 
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f)  Die  Vertretung  der  rechtlichen  Folgen  eines 
Vergehens  vor  dem  Strafrichter.    Arg.  Art.  1310.*) 

g)  Der  Abschluss  eines  Vertrags,  durch  welchen 
gewisse  Dienste,  gewisse  Arbeiten  des  Mündels,  nicht 
behufs  dessen  Ausbildung  zu  einem  Gewerbe,  zu  einer 
Kunst,  einem  Andern  verpflichtet  werden,  sondern  wo- 
bei es  sich  um  die  Ausübung  des  Gewerbes,  des  Berufs, 
der  Kunst,  bezw.  der  damit  zusammenhängenden  Ar- 
beiten, Dienste  handelt  —  z.B.  Abschluss  eines  sich  auf 
ein  Theaterengagement  beziehenden  Vertrags.^®} 


*)  Hier  muss  der  Minderjährige  allein  geladen  werden,  um  sich  zu 
verteidigen,  arg.  Art.  216. 

Wenn  dagegen  der  verletzte  Teil  in  einer  Stra&ache  als  partie  civüe 
Sciiadensersatz  vom  Mindeij ährigen  verlangt,  dann  ist  jedenfalls  der  Vor- 
mond  mitzoladen. 

Sobald  der  CivÜpunkt  in  Stra&achen  Uberwi^,  ist  der  Vormund  mit 
Yorznladffli. 

Frage:  Ob  auch  der  Minderjährige  einen  StrafiEmtrag  allein  vor  Ge- 
richt stellen  kann? 

Diese  Frage  entscheidet  wenigstens  für  Deutschland  und  da* 
her  auch  ftir  Baden  der  §56  B.  -  Straf -G.-B.  dahin,  dass  der  Verletztei 
wenn  er  das  18.  Jahr  voUendet  hat,  selbständig  zum  Antrag  auf  Bestrafung 
berechtigt  ist,  dass  aber  auch,  so  lange  er  überhaupt  minderjährig  ist,  sein 
Vormund  unabhängig  von  der  eigenen  Befugnis  des  Verletzten  den  Antrag 
stellen  kann.  Bei  bevormundeten  Geisteskranken  und  Taubstummen  ist  der 
Vonnund  zur  Stellung  des  Antrags  berechtigt.  Vgl.  auch  Oppenhoff,  das 
Stra^esetzbuch  f.  d.  deutsche  Beich  (10.  Aufl.  1885),  Bem.  zu  §  86  E. -Straf - 
G.-B.  Nach  §  169  B.-Straf-Pr.-Ordn.  ist  der  Vormund  eines  minderjährigen 
Angfl]riM£rfnT»  als  Beistand  desselben  zuzulassen  und  auf  sein  Verlangen  zu 
hören.  Zur  ganzen  Lehre  vgL  Zaehariä-lhreyer,  I  §  114  Text  u.  Anm.  1, 
sowie  Demolombe,  VII  Nr  801  u.  ff.  Die  Klage  auf  Entmündigung  oder 
Verbeiständung  gegen  den  Minderjährigen  dürfte  sowohl  gegen  diesen  als 
auch  zugleich  gegen  den  Vormund  zu  richten  sein.  Anbry  et  Bau  ^  I  §  109 
Anm.  10  u.  Text,  Demolombe,  VII  Nr.  806,  Sirej,  1856,  2,  421. 

^)  BEieiTu  bemerke  ich  Folgendes: 

Es  wirft  sich  überhaupt  die  Frage  auf,  ob  der  Vormund  bei  Ver- 
trägen, welche  die  persönliche  Freiheit  des  Mündels  betrefPen,  wie 
2.B.  beim  Lehrvertrag  (contract  d'apprentissage),  überhaupt  bei 
jedem  Vertrag,  der  sich  auf  die  Ausübung  eines  Gewerbes,  einer  Kunst 
Q.  dgL  bezieht,  welcher  m.  a.  W.  den  Minderjährigen  fCür  seine  Person  zu  einer 
gewissen  hierher  gehörigen  Handlung  verpflichten  würde  —  contracte  de  louage 
d'oavrage,  z.B.  auch  bei  Eingehung  eines  Theaterengagements,  allein,  ohne 
Zostinunung  des  Mündels  handeln  darf  oder  nicht,  oder  ob  hier  vielmehr  der 
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Unser  Grundsatz  erleidet  2)  Ausnahmen,  indem  es  Eechts- 
handlungen  giebt,  welche  dem  Vormund  für  den  Mündel 
vorzunehmen  verboten  sind,  und  welche  der  Mandel  auch 


Mündel,  der  Mindeijälirige  selbst  handeln  kann,  bezw.  selbst  handeln  muss? 

Vgl.  z.  B.  Art.  382,  387  (Industrie  s^par^).  1308,  1710,  1779,  1780  0.  c. 

Diese  Frage  lässt  sich  nur  mit  folgender  Unterscheidung  beantworten: 
Handelt  es  sich  bei  derartigen  Verträgen  um  die  Erziehungspflicht 

des  Vormunds,   also  so  namentlich  beim  Lehrvertrag  (er  wird  ja  doch 

euig^^uigeii»  i^u^  d^u  Mündel  für  seinen  künftigen  Iiebensberuf  auszubilden, 

—  z.  B.  auch  bei  Unterbringung  des  Mündels  in  einer  Lehranstalt,  Pensionat 
u.  dgl),  so  darf  hier  der  Mündel  nicht  allein  handeln,  sondern  der 
Vormund  vertritt  ihn  (le  reprdsente),  vorausgesetzt,  dass  er  durch denFami- 
lienrat  ermächtigt  ist,  sei  es  von  vornherein,  indem  dieser  mit  dem  Erziehungs- 
plan einverstanden  ist  —  arg.  Art.  454  —  siehe  auch  §§  15,  16  d.  W.  — 
oder  im  betreffenden  FaUe  seine  Einwilligung,  d.  h.  Ermächtigung  giebt,  — 
und  der  Vormund  handelt  dann  ohne  Zustimmung  des  Mündels. 

Selbstverständlich  kann  der  also  ermächtigte  Vormund  auch  den  Mün- 
del handeln  lassen  unter  seiner  Mitwirkung  oder  vorhergehenden  Ermäch- 
tigung. In  beiden  Fällen  vertritt  er  ihn  —  also  stets  notwendige  Repräsen- 
tation ohne  Zustimmung  des  Mündels. 

Handelt  der  Vormund  fteilich  ohne  Ermächtigung  des  Familienrates, 
dann  kann  dieser  auf  Veranlassung  eines  seiner  Mitglieder  oder  des  Gegen- 
vormunds, ja  des  Mündels  selbst,  ins  Mittel  treten.  —  Handelt  es  sich  dagegen 
beim  Vertrag  um  Ausübung  eines  Gewerbes,  eines  Beru&,  einer  Kunst, 
indem  durch  den  Vertrag  der  Minderjährige  verpflichtet  werden 
soll,  gewisse  Dienste  zu  leisten  oder  gewisse  Arbeiten  auf  Grand 
eines  contrat  de  louage  d'ouvrage  — z.B.  auch  beim  Theaterengagement, 

—  also  nicht  um  die  Ausbildung  zum  Gewerbe,  zum  Beruf,  zur  Kunst  u.  dgl, 
sondern  um  das  Gewerbe,  den  Beruf,  die  Kunst  selbst,  so  muss  zur 
Giltigkeit  des  Vertrags  der  Minderjährige,  der  Mündel  jeden- 
falls bei  Abschluss  desselben  seine  Zustimmung  geben.  Hier 
kann  er,  ja  muss  er  selbst  handeln,  jedoch  immer  nm*  mit  Zustimmung 
des  Vormunds,  der  Eltern  —  oder  der  betr.  Parens,  der  Vormund  kann  ihn 
vertreten  mit  seiner  (des  Minderjährigen)  Zustinmiung  in  Betreff  des  abzu- 
schliessenden  Vertrags.  Diese  Vertretung  ist  aber  keine  Vertretung  im 
eigentlichen  Sinne,  keine  vormundschaftliche  Vertretung,  keine 
repr^sentation,  kein  Handeln  des  Vormunds  tutaris  nomine  (denn  solches 
zieht  nicht  die  Zustimmung  des  Schutzbefohlenen  in  Betracht)  im  Sinne  des 
factum  tutoris  factum  pupiUi,  sondern  ein  Handeln  des  Minderjährigen 
unter  Zustimmung  der  betreffenden  Personen.  Mithin  ist  dies 
„Handelnkönnen^^  des  Minderjährigen  hier  ein  „Handelnmüssen^ 
desselben,  wenn  die  Handlung  überhaupt  vorgenommen  werden  soll  —  und 
daher  müssen  wir  diesen  Vertragsabschluss  denjenigen  Handlungen 
beizählen,  die  wesentlich  persönlicher  Natur  sind,  bei  welchen,  bei  deren 
Vornahme,  der  Minderjährige  selbst  handeln  muss  und  von  einer  Vertretung 
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nicht  selbst  vornehmen  darf  — ,  welche  m.  a.  W,  absolut 
verboten  sind. 

Mithin  kann  hier  von  einer  Vertretung  des  Mindeijährigen 
durch  den  Vormund  keine  Bede  sein:  denn  eine  durchaus  un- 
zulässige Handlung  gestattet  keine  Vertretung. 

Hierher  gehören: 

a)  Der  Kompromiss,  d.  h.  der  Vertrag,  durch  welchen 
man  übereinkommt,  Schiedsrichtern  die  Entscheidung  einer  Streit- 
sache anzuvertrauen  —  compromissum  arbitri  — .  Das  Gesetz 
verbietet  den  Schiedsvertrag  für  alle  Streitigkeiten,  bei  welchen 


keine  Bede  sein  kann.  Er  f^t  daher  unter  die  Ausnahmen  vom  an^geBtell- 
len  Grandsatz,  dass  der  Vormund  den  Minderjährigen  in  allen  Geschäften 
des  bürgerlichen  Lebens  vertritt. 

Der  Minderjährige  muss  natürlich  schon  in  reiferen,  in  vorgerückteren 
Jahren  sein,  um  begreifen  und  einwilligen  zu  können.  — 

Dies  ist  auch  im  Allgemeinen  die  Ansicht  von  Demolombe,  VU  Nr.  798  ff., 
dem  ich  mich  zum  grössten  Teile  hier  angeschlossen  habe.  So  auch  Acollas, 
I  S.  443  zu  Art  450. 

A.M.  ist  Bandrj-Laeantlnerle,  LNr.  1073  Ziff.  6,  der  ganz  allge- 
mein annimmt,  dass  nur  der  Minderjährige  in  Person  (ohne  weitere 
Voraussetzung,  auch  ohne  Zustimmung?)  den  Lehrvertrag  und  überhaupt 
jeden  Vertrag,  der  auf  Ausübung  eines  Berufs,  Gtewerbes,  Kunst  —  z.B. 
auch  beim  Theaterengagement  —  geht,  giltig  vornehmen  könne. 

Hovrlon ,  I  Nr.  1166,  nimmt  dies  auch  ohne  Unterscheidung  an,  ver- 
langt jedoch  stets  die  Zustimmung  der  Personen,  welchen  die  elterliche,  bezw. 
vormundschaftliche  Gewalt  über  dem  Minderjährigen  zusteht. 

In  Betreff  des  Lehr  Vertrags  bezieht  er  sich  auf  die  sicherlich  ver- 
altete Loi  V.  22  germinal  de  l'an  XI,  wonach  der  Vormund  einen  solchen 
Vertrag  nicht  allein  abschliessen  kann,  sondern  derMinderjährige  stets  ein- 
willigen muss. 

Sehr  unzureichend  ist  Zaohariä,  I  §  113  Text,  S.  300,  der  lediglich 
sagt:  „Ebensowenig  wird  der  Vormund  berechtigt  sein,  solche  Verbindlich- 
keiten im  Namen  des  Mündels  einzugehen,  welche  diesen  fttr  seine  Person 
zn  einer  gewissen  Handlung  verpflichteten,  ausgenommen,  wenn  der  Vor- 
mund das  Becht,  eine  solche  Verbindlichkeit  einzugehen,  durch  die  Pflicht, 
ftir  die  Erziehung  imd  für  das  Unterkommen  des  Mündels  zu  sorgen,  begrün- 
den kann.  —  Arg.  Art.  400. 

Auch  Behaghel,  I  §  74  S.  224  berührt  die  wichtige  Frage  fast  gamicht, 
es  wäre  denn,  dass  er  unter  Hinweisung  auf  Art.  1124  b  des  bad.  Landrechts 
und  die  kurze  Ausführung  hiezu  die  Frage  für  erledigt  betrachtet  —  was 
aber  gamichts  mit  dieser  Frage  zu  thun  hat  Laurent,  IV  Nr.  365  steht  auf 
dem  Mourlon'schen  Standpunkt  und  beruft  sich  auch  auf  IhieaiiTroy,  Commen- 
taire,  1 1  Nr.  648  S.  463. 
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Minderjährige  beteiligt  sind,  mithin  kann  weder  der  Minderjährige 
noch  sein  Vormund  für  ihn  einen  solchen  Vertrag  abschliessen 
—  arg.  Art.  1004  C.  d.  proc.  civ.  in  Verb.  m.  Art.  83  Nr.  6  eod. 
loco  (obwohl  dies  streitig  ist,  und  für  das  badische  Eecht  durfte 
es,  was  die  Vertretung  durch  den  Vormund,  d.  h.  die  Nichtzu- 
lässigkeit  derselben  anlangt,  nicht  zutreffen,  zumal  auch  in  Baden 
der  Code  de  procödure  civile  nicht  gilt.^^) 

b)  Schenkungen  (donations).  Der  Minderjährige  kann 
in  keiner  Weise  durch  Schenkungen  unter  Lebenden  über  sein 
Vermögen  verfügen  (ausgenommen  im  Ehevertrag — wo  jedoch  keine 
Vertretung  statt  hat  —  siehe  oben  unter  1  lit.  b)  S.  199  d,  W.)  — 
Art.  903,  904,  1095  C.  c,  —  und  ebensowenig  darf  der  Vormund 
für  den  Minderjähiigen,  in  dessen  Vertretung,  über  dessen  Ver- 
mögen freigebig  verfügen,  weder  mittelbar  noch  unmittelbar,  es 
wäre  denn,  dass  die  Freigebigkeiten  sich  als  übliche  Ehrenge- 


1')  In  Baden  gilt  nämlich  die  B.-C.-Pr.,  welche  im  10.  Bach  in  den 
§§851  ff.  das  schiedsrichterliche  Verfahren  geordnet  hat.  Hierbei 
finden  sich  übrigens  auch  materiellrechtliche  Vorschriften  —  so  bestimmt 
§851  0.  P.  0.:  „Die  Vereinbarong,  dass  die  Entscheidung  einer  Rechts- 
streitigkeit durch  einen  oder  mehrere  Schiedsrichter  erfolgen  soll,  hat  in 
soweit  rechtliche  Wirkung,  dass  die  Parteien  berechtigt  sind,  über  den  Gegen- 
stand des  Streits  einen  Vergleich  zu  schliessen.^  —  Da  nun  das  französisch  - 
badische  Civilrecht  dem  Vormund  nicht  verbietet,  für  den  Minderjährigen 
Vergleiche  abzuschliessen,  da  femer  der  0.  d.  proc.  civ.  in  Baden  nicht  gilt, 
so  kann  der  Vormund  kompromittieren.  Er  muss  jedoch  dann  hierzu  nach 
Art.  467  wie  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  ermächtigt  sein. 

VgL  auch  Oagenr,  a.a.O.  S.  228,  der  dies  auch  anzunehmen  scheint, 
obwohl  er  sich  etwas  unklar  ausdrückt. 

Nach  römischem  Recht  war  das  compromissum  arbitri  dem  Vormund 
überhaupt  verboten  (wie  jetzt  wohl  auch  nach  rein  französischem  Recht) 
—  cf,  1.  34  §  1  Dig.  de  minoribus  4,4. 

„Minores,  si  in  judicem  compromiserunt  et  tutore  auctore  stipulati 
sunt,  integri  restitutionem  adveisus  talem  obligationem  jure  desiderant.^  — 

Nach  f  ranz  ÖS.,  nicht  nach  bad.  Recht,  ist  es  übrigens  dem  Vormund 
gestattet,  im  Lauf  eines  Prozesses  mit  Übereinstimmung  des  Gegners  ein 
von  Juristen  oder  Sachverständigen  aufgestelltes  Gutachten  dem  Gerichte 
zu  dem  Ende  vorzulegen,  dass  das  Gutachten,  nachdem  der  Staatsanwalt 
seine  Anträge  gestellt  haben  mag,  in  einen  richterlichen  Spruch  verwandelt 
werde.  Urteile  dieser  Art  heissen  jugements  convenus,  pass^  d'accord  oder 
par  exp^ent  Ohne  die  Formen  des  Art.  467  ist  ein  solcher  Akt  ungütig. 
Siehe  Zachariä,  1  §  113  Text  a.  E.  u.  Anm.  39. 
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schenke  darstellen,  arg.  Art.  852,  1083,  1100a  (bad.  Landr.), 
463.  ^2) 

c)  Die  Annahme  einer  dem  Minderjährigen  ver- 
fallenen Erbschaft  ohne  Benützung  der  Rechtswohl- 
thatdes  Inventars  (sine  beneficio  inventarii)  —  m.a.W. 
die  acceptation  pure  et  simple  d'une  succession  6chue  au  mineur. 
Nach  Art.  461  C.  c.  ist  diese  Annahme  ohne  den  gedachten  Vor- 
behalt unzulässig.  —  ^^) 


*<)  Das  Gresetz  sagt  das  Letztere  zwar  nicht  ausdrücklich ,  aber  der 
gesetzliche  Auftrag  des  Vormunds  geht  auf  die  Erhaltung  und  thunlichste 
Vennehrung  des  Mündelguts,  nicht  auf  seine  Verminderung  —  und  „  do  nar e 
est  perdere". 

Die  herkömmlichen  Geschenke  kann  der  Vormund  tutorio  nomine  an 
Diener,  Lehrer,  Arbeiter  (z.  B.  zur  Neujahrszeit,  an  Namens-  oder  Geburts- 
festen,  an  Weihnachten)  machen,  wenn  sie  nicht  übermässig  sind,  denn  solche 
Qeschenke  stellen  sich  nach  unserer  Anschauung  mehr  als  Zuschüsse  zu  den 
Lohnen  oder  Honorarien  und  nicht  als  eigentliche  Schenkungen  dar.  So 
gut  Bavdry-Lacantinerie^  I  Nr.  1074  Ziff.  3.  Vgl  auch  Gageur  a.  a.  O.  S.  228. 

Übrigens  als  unzulässige  Schenkungen  betrachtet  man  auch  unentgelt- 
liche Verzichte  auf  dem  Minderjährigen  zustehende  Rechte,  z.  B.  auf  Ver- 
jährung, Art.  2222  C.c.  —  siehe  auch  Demolombe ,  VH  Nr.  777,  femer 
Schulderlassungen ,  Art*  1282,  vgl.  hierzu  1.  46  §  7  Dig.  de  administr.  et 
peric  tut.,  Pothier,  traitä  des  obligations,  I  tit  VI  sect  IV  Art.  3  §2; 
femer  L  12  §  3  Dig.  de  admiu.  et  peric.  tut.,  Gagenr,  a.  a.  O.  S.  223. 

Ebensowenig  darf  der  Vormund  eine  Hypothek,  welche  an  eine  For- 
denmg  des  Mündels  geknüpft  ist,  vor  der  Zahlung  dieser  Forderung  auf- 
geben.   Siehe  auch  Bandry-Lacantinerie  a.  a.  0. 

VgL  jedoch  übrigens  auch  über  das  Verzichtsleistungsrecht  des  Vor- 
munds in  Betreff  der  Verjährung  Laurent,  XXXII  Nr  183—220,  überhaupt 
Zacharil,  IV  §  776  Anm.  4.  VgL  auch  Annalen  der  bad.  Gerichte,  Bd.  XXY, 
S.  391,  woselbst  ein  Urteil  des  Grossh.  Oberhofgerichts  zu  Mannheim  v.  4.  Nov. 
1858  aufgeführt  ist,  das  den  unentgeltlichen  Verzicht  auf  ein  Recht  auf  vor- 
zugsweise Befriedigung  mit  obervormundschafüicher  Genehmigung  fOr  wirk- 
sam erklärte,  u.  anderseits  Annalen,  Bd.  XXXIT^  S.  225,  wonach  ein  Urteil 
desselben  Gerichtshofs  v.  19.  Juni  1869  einem  solchen  Verzicht  jede  Wirk- 
samkeit versagte.    Siehe  Behaghel,  I  §  74  Ziff.  V  Anm.  1. 

*^  Dem  Vormund  sind  durch  das  Gresetz  noch  verschiedene  andere 
Handlungen  vorzunehmen,  durchaus  untersagt.  Diese  gehören  jedoch  nicht 
Merher:  denn  es  handelt  sich  bei  ihnen  nicht  xaa  eine  Vertretung  des 
Mündels,  nicht  um  ein  Handeln  für  denselben,  sondern  um  Handlungen, 
welche  der  Vormund,  wenn  er  sie  vornimmt  (contra  legem),  för  sich  vor- 
nimmt, es  sind  actes  dont  la  loi  d^fend  la  passatlon  au  profit  du  tuteur. 

Sie  sind  hier  nicht  näher  darzustellen,  es  sind  Handlungen,  die  dem 
Vormund  vorzunehmen  untersagt  sind,    —  welche  sich  darstellen  als  Be- 
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d)  Die  Adoption  —  weder  um  adoptiert  zu  werfen  noch 
um  zu  adoptieren,  kann  der  Mindeijährige  noch  sein  Vormund 
für  ihn  zu  einem  Adoptionsyertrag  zustimmen.  Art.  843  u.  34(3. 
Es  ist  absolut  unzulässig. 

Nicht  als  Ausnahmen  von  unserem  Grundsatz  erscheinen 
diejenigen  Eechtshandlungen,  welche  nicht  nur  durch  den  Vormund 
in  Vertretung  der  Minderjährigen,  sondern  auch  durch  den  Minder- 
jährigen selbst,  allein,  vorgenommen  werden  können. 

Es  giebt  nämlich  gewisse  Rechtshandlungen,  welche  auf  die 
eine  oder  andere  Weise  vorgenommen  werden  können,  sie  derogieren 
aber  dadurch  selbstverständlich  unserem  Grundsatz  nicht,  es  wäre 
denn,  dass  man  darin,  dass,  wenn  sie  vorgenommen  werden,  der 
Vormund  sie  nicht  als  Vertreter  des  Minderjährigen  vornehmen 
muss,  sondern  dieser  sie  selbst  vornehmen  kann,  eine  Aus- 
nahme von  dem  Grundsatz  erblicken  will  —  man  kann  sie  jeden- 
falls nur  als  relative  Ausnahmen  ansehen. 

In  dieser  Beziehung  ist  hervorzuheben: 

a)  Der  Minderjährige  kann,  so  gut,  wie  der  Vormund 
für  ihn,  diejenigen  Rechtshandlungen  selbst,  allein, 
wirksam  vornehmen,    welche   die  Sicherung  seiner  Ver- 


schränkungen  des  Yormunds  inseinenpersönlichenBeziehangen 
znm  Minderjährigen,  als  Bechtsgeschäfie  und  Rechtstitel,  mittels  wel- 
cher der  Vormund  überaU  nicht  von  dem  Mündel  oder  gegen  demselben  ein 
Recht  erwerben  kann.  —  Sie  finden  ihre  eingehende  DarsteUung  in  §  18 
d.  W.,  wo  ich  von  den  Rechtsverhältnissen  zwischen  Vormund  und  Mündel 
abgesehen  von  der  vormundschafUichen  Verwaltung  sprach.  — 

Hierher  gehören  u.  a.:  der  Kauf  der  Güter  des  Minderjährigen 
durch  den  Vormund  —  Art  450  Abs.  3  u.  Art.  1596,  ausgenommen,  wenn 
dieser  Miteigentümer  mit  dem  Minderjährigen  ist,  oder  wenn  er  dessen 
Gläubiger  ist  und  die  Güter  im  Zwangswege  versteigert  werden ;  der  Pacht 
oder  die  Miete  der  Güter  des  Minderjährigen  durch  den  Vormund, 
ohne  dass  der  Facht-,  der  Mietsvertrag  mit  ihm  durch  den  vom  FamiHenrat 
hierzu  eigens  ermächtig^ten  Gegenvormund  abgeschlossen  wird.  Art.  450 
Abs.  3,  1708,  1710,  1711;  dieCession  einesBechts  oder  einer  Forde- 
rung, welche  einem  Dritten  gegen  den  Minderjährigen  zustehen, 
an  den  Vormund.  Die  Annahme  einer  solchen  Cession  ist  dem  Vormund 
verboten.  Der  Kauf  ist  eine  Spekulation,  will  der  Vormimd  spekulieren,  so 
spekuliere  er  gegenüber  einem  Anderen  als  seinem  Mündel  —  so  bemerkt 
gut  Baudry-Laeantinerie,  I  Nr.  1074  Ziff.  5. 
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mögensrechte  „gegenüber  seinem  Vormund"  bezwecken 
—  Art,  2139,  2194 1^) 

Ja,  die  Wissenschaft  und  der  Gerichtsgebrauch  haben  dies 
dahin,  und  wohl  zutreffend,  verallgemeinert,  dass  sie  dem  Minder- 
jährigen überhaupt  die  selbständige  Vornahme  aller  Rechts- 
handlungen, welche  die  Sicherung  seiner  Vermögensrechte 
bezwecken,  auch  gegenüber  allen  Dritten,  nicht  blos  gegen- 
über dem  Vormund,  zugestehen,  arg.  Art.  2139,  2194,  derart 
dass  er  z.  B.,  um  den  Lauf  einer  Verjährung  zu  unter- 
brechen —  Art.  2278  —  Klage  erheben  darf.  ^^) 

b)  Der  Minderjährige  kann,  wenn  er  ein  Gewerbe  be- 
treibt, die  auf  den  Gewerbebetrieb  bezüglichen  Rechtshandlungen 
vornehmen.    Arg.  Art.  1308  ^«) 

c]  Speziell  nach  badischem  Recht  kann  der  Mündel,  der 
Minderjährige,  wenn  er  vollmündig  ist  (d.  h.  das  16.  Lebens- 
jahr vollendet  hat  und  sich  selbst  überlassen  ist  (d.  h.  der  ausser 


**)  Dies  dürfite  in  Baden,  wenn  auch  nicht  durchaus  unzulässig,  so 
doch  von  wenig  praktischer  Bedeutung  sein. 

Infolge  des  neuen  Unterpfandsgesetzes  y.  29. März  1890  haben 
Dämlich  dje  Art  2139  u.  2194  Abänderungen  erfahren,  und  ist  nunmehr  in 
Baden  es  Sache  des  Amtsgerichts  aJs  Yormundschaftsbehörde  ffir  die 
£m<iagmig  des  Mündelpfandrechts,  und  zwar  sogar  von  Amtswegen,  Sorge 
zu  tragen.  Vgl.  §§  1,  4,  18  des  bad.  P&ndgesetzes  v.  29.  März  1890.  —  Siehe 
Äuch  §  13  S.  186,  190  d.  W. 

Wenn  nun  jetzt  auch  der  Mündel  nicht  selbst  mehr  den  Eintrag  des 
PfaodiechtB  beim  Pfandgericht  beantragen  kann,  so  kann  er  sich  doch  im 
gegebenen  FaU  an  das  Amtsgericht  wenden  und  dieses  zur  Beantragung  des 
Eintrags  beim  Pfandgericht  im  Wege  der  Verfügung  veranlassen. 

<s)  Siehe  Benolombe,  YII  Nr.  808  ff.,  femer  Aubr j  et  Bau,  I  §  109 
AmiL  11  u.  12  sowie  Text  Eichtig  bemerken,  m.  £.,  die  Letzteren,  dass  im 
Falle  einer  solchen  IQage  übrigens  der  Prozeasgegner  sich  erst  dann  auf 
dieselbe  einzulassen  brauche,  wenn  der  Vormund  beigetreten  sei,  —  hierdurch 
düifie  fireilich  dies  Recht  sich  unter  Umständen  als  illusorisches  erweisen. 

1^}  Der  Art.  1308  findet  auf  die  nicht  gewaltsentlassenen  Min- 
derjährigen —  von  diesen  allein  handeln  wir  hier —  nur  dann  Anwendung, 
wenn  sie  ein  Gewerbe  betreiben,  wenn  sie  Gewerbsleute,  Handwerker, 
«aitisans^*  sind,  —  soweit  Art,  1308  von  dem  mineur  „commercant,  banquier^ 
spricht,  handelt  er  nur  vom  gewaltsentlassenen  (emanzipierten) Minder- 
jährigen: denn  ein  Mindeotj ähriger  kann  nur  dann,  wenn  er  emanzipiert 
ist,  commercant,  banquier,  m.  a.  W.  „Kaufmann"  sein. 

Vgl  Art  2  u.  3  C.  d.  comm.  u.  Art.  487  G.  c,  sowie  für  Baden  noch 
besondere  die  Art  2  u.  3  des  badischen  £inf.-Ges.  z.  deutsch.  H.-Gks.K-B. 
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der  Eltern  oder  Pfleger  [Vormänder]  Haus  ist  und  nicht  einem 
Fürsorger  übergeben  ist  —  mithin  sich  selbst  überlassen  ist), 
alle  die  Verträge  wirksam  in  Person  abschliessen,  welche  fttr 
seinen  Unterhalt  und  Beruf  geeignet  sind  (jenen  und  diesen  be- 
treffen).   Art.  1124  b  des  bad.  Landr. 

Ja  selbst  Halbmündige  (d.  h.  Personen,  welche  das  14., 
aber  noch  nicht  das  16.  Jahr  vollendet  haben)  können  allein 
Verpflichtungen  eingehen,  insoweit  sie  nur  vorübergehende  Folgen 
haben  und  nicht  die  Erziehungsbestimmung  aufheben,  welche 
ihnen  ihr  Fürsorger  gegeben  hat. 

§  27  d.  VI  bad.  Const.-Ed.  —  siehe  auch  §  1  S.  4  u.  5  d. 

Eine  eigentliche  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der  Ver- 
tretung des  Mündels  durch  den  Vormund  in  allen  bürgerlichen  Ge- 
schäften liegt  auch  dann  nicht  vor,  wenn  es  sich  um  Eechtshand- 
lungen  handelt,  bei  welchen  der  Vormund  den  Mündel  in  Folge 
gesetzlicher  Vorschrift  nicht  vertreten  kann,  sondern  wobei  seine 
Vertretung  durch  die  Vertretung  anderer  Personen  ersetzt  wird 
(und  der  Mündel  nicht  allein  handeln  kann). 


^^)  Zu  c:  Siehe  auch  über  die  BegrifTeUJnm  und  ige,  Halbmündige 
und  Vollmündige  und  deren  Bedeutung  nach  dem  Rechte  Badens  die 
Ausfuhr.  Brauer's  in  seinen  Erläut,  Bd.  U,  Bemerk,  zu  Satz  und  Zus.  1124 
u.  1125,  S.200,  201,  femer  Stabel,  Vortsräge  über  das  franz.  u.  bad.  avil- 
recht,  insbes.  Über  dessen  Einleitung  (titre  präliminaire),  S.  157 ff.;  Trefnrt, 
System  des  bad.  Civilr.,  §  62  u.  a.  — 

Ob  diese  Bestimmungen,  wenigstens  was  die  Vollmündigen  anlangt, 
auch  für  das  rein  französ.  Recht  zutreffen,  mag  dahin  gestellt  blähen  — 
ich  glaube  jedoch,  dass  die  Frage  eher  zu  bejahen  sein  dürfte,  da  in  der 
Thatsache,  dass  die  Fürsorger  dieselben  sich  selbst  überlassen  haben,  auch 
die  selbstverständliche  stillschweigende  Ermächtigung  liegen  dürfte,  die 
genannten  Verträge  wirksam  in  Person  zu  schHessen.  Auf  Ausländer,  die 
sich  in  Baden  in  der  gedachten  Welse  —  vollmundig  —  aufhalten,  dürften 
sie  JedenftJls  volle  Anwendung  finden.  Dies  ist  ausgesprochen  durch  das 
Gesetz  v.  20.  Febr.  1868  (G.  u.  V.  BLIV  809)  in  Betreff  der  Studierenden, 
indem  §  1  d.  Ges.  besagt: 

„Die  Studierenden  der  beiden  Universitäten  Heidelberg  und  Frei- 
burg stehen  lediglich  unter  den  allgemeinen  Landesgesetzen^  —  u.  §  2  d.  Ges. 
lautet:  „Das  Ges.  v.  21.  Juli  1823  über  die  Schulden  der  Akademiker  ist 
aufgehoben.  Dagegen  findet  der  Landrechtssatz  1124  b.  auch  auf  studierende 
mindeijährige  Ausländer,  welche  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 
Anwendung.^  — 
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Es  ist  dies  deshalb  keine  eigentliche  Ausnahme  von  dem 
Grundsatz  des  Art.  450  Abs.  1,  weil  ja  in  diesen  Fällen  stets 
Vertretung  stattfinden  muss,  wenn  auch  nicht  solche  dm*ch  den 
Vormund*  Man  kann  hier  höchstens  von  einer  relativen  Aus- 
oahine  sprechen. 

Hierher  gehören  folgende  Fälle: 

a)  Wenn  bei  der  betreffenden  Handlung  das  Interesse  des 
Vormunds  gegen  das  Interesse  des  Mündels  verstösst,  *^)  —  hier 
wird  die  notwendige  Vertretung  durch  den  Vormund  ersetzt 
durch  die  Vertretung  des  Gegenvormunds  —  Art.  420,  450 
Abs.  3.    Siehe  auch  §  19  d.  W. 

b)  Wenn  einer  der  Fälle  der  Art.  318,  420b  (badisch 
rechtl.),  838,  1056  vorliegt  —  hier  wird  die  notwendige  Ver- 
tretung ersetzt  durch  die  Vertretung  durch  einen  besonderen 
vom  Familienrat —  badisch  rechtlich:  Amtsgericht  —  zu 
ernennenden  Vormund  oder  Pfleger  (tuteur  ad  hoc).  Vgl. 
auch  fui"  Baden  noch  §  68  Ziff.  6  der  R.-P.-0. 

(Über  das  Recht  der  Ascendenten  für  minderjährige  Abkömm- 
linge Schenkungen  anzunehmen,  siehe  Art.  935  Abs.  2). 

Nach  dem  Dargelegten  nun  gelangt  man  zu  dem  Ergebnis, 
der  allzuweit  gefasste  Grundsatz  des  Art.  450  Abs.  1  des  Gesetz- 
buchs ist  dahin  zu  präcisieren: 

Die  Vertretung  des  Minderjährigen  durch  den  Vormund,  bezw. 
durch  den  den  Vormund  ersetzenden  Gegenvormund  oder  Vormund  ad 
hoc,  hat  nur  statt  in  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Rechts- 
handlungen unter  Lebenden,  die  zumeist,  wenn  auch  nicht  aus- 
schliesslich,  dem  Vermögensrechte  angehören,^®)  Vermögensrechts- 
handlungen sind,  und  muss  bei  diesen  Rechtshandlungen  statthaben, 
Torausgesetzt,  dass  sie  der  Minderjährige  nicht  allein  vornehmen  muss^®), 


18)  Vgl.  B,-G.-E.  Bd.  XXI,  S.  325  (Urteil  v.  19.  Okt.  1888)  u.  Ober- 
landesgericht  Karlsruhe  v.  8.  Jan.  1883  (in  Annalen,  Bd.  50  S.  60). 

*9)  Dem  Vermögensrechte  gehören  z.B.  nicht  an:  die  Erhebung  einer 
Standesklage  für  den  Minderjährigen,  einer  Injurienklage  für  denselben,  die 
Abschlieesung  eines  Lehrvertrags  für  denselben. 

20)  Siehe  oben :  Ausnahmen  von  der  Vertretung  1  lit  a-g.  S.  199ff.  d.  W. 
Die  Handlungen,  bei  welchen  eine  Vertretung  nicht  statthat,  sondern  der 
Mmderjahrige  aUein  handeln  muss,  sind  hauptsächlich  solche,  die  dem  Gfe- 
bietdes  Familienrechts  und  des  Erbrechts  (letztwillige  Dispositionen)  angehören, 
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oder  sie  überhaupt  nicht  dem  Minderjährigen  sowie  dem  Vormund 
für  ihn  vorzunehmen  verboten  sind,  ^i) 

Kann  der  Mindeijährige,  muss  er  aber  nicht  im  gegebenen 
Falle  derartige  Rechtshandlungen  vornehmen,  kann  sie  vielmehr 
auch  der  Vormund  für  ihn  vornehmen,  so  kann  man  nur  von  einer 
relativen,  beziehungsweisen  Vertretung  des  Minderjährigen  durch 
den  Vormund  sprechen.  2«) 

§15. 

Die   Rechte    und  Pflichten    des  Vormunds    gegenüber    der 

Person  des  Mündels.*) 

Der  Vormund  hat  gemäss  Art.  450  Rechte  und  FQichten  in 
zwei  Richtungen,  einmal  gegenüber  der  Person  des  Mündels, 
wovon  wir  hier  handeln,  und  dann  in  Bezug  auf  das  Vermögen 
des  Mündels,  wovon  in  §§  16,  17  u.  18  d.  W.  die  Rede  sein  wird. 

Innerhalb  des  Bereichs  dieser  beiden  Klassen  von  Rechten 
und  Pflichten  liegt  der  gesetzliche  Wirkungskreis  des  Vor- 
munds. 

Er  hat  teils  für  das  persönliche  Interesse  des  MBndels 
gleich  als  ein  Vater  zu  sorgen,  teils  das  Vermögen  des  Mündels 
als  ein  guter  Hausvater  (en  bon  p6re  de  famille)  zu  verwalten. 

Handelt  er  diesen  Pflichten  gegenüber  nicht,  wie  er  handeln 
sollte,  so  haftet  er  für  Schadensersatz.^) 

aber  auch  solche,  welche  vermögensrechtlicher  Art  sind,  wie  z.  B.  Ab- 
Schliessung  von  Verträgen ,  durch  welche  der  Minderjährige  sich  zu  gewissen 
Diensten  u.  dgl.  verpflichtet  —  z.  B.  Eingehung  eines  Theaterengagements. 

2')  Siehe  Ausnahmen  2  vom  Grundsatz  des  Art  450  Abs.  1  —  oben. 
S.  203u.  flfl  d.W. 

22)  Siehe  oben  S.  206  u.  ff.  d.  W. 

*)  Zaeharift-Drejer,  I  §  110,  112;  Stabe!,  §  44;  Behaghel,  I  §  73. 

^)  So  sehr  zutreffend  Zaehariä,  I  §  110,  der  noch  weiter  bemerkt; 
„Damit  er  aber  diesen  Pflichten  vollständig  genügen  kann,  vertritt  er 
(11  repr^ente)  den  Mündel  in  allen  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens." 
Art.  450  Abs.  1  a.  £.  So  das  Prinzip,  das  aber,  wie  wir  in  §  16,  wo  wir  uns 
auch  über  den  Begriff  der  „Vertretung^  (repr^entation)  verbreiten  werden, 
seine  Ausnahmen  hat. 

Zur  Sicherheit  ihrer  eventuellen  Forderungsrechte  aus  der  geftlhrten 
Tutel  giebt  das  Gesetz  den  Minderjährigen  eine  Generalhypothek  auf'  das 
ganze  gegenwärtige  und  künftige  Liegenschaftsvermögen  des  Vormunds. 
Diese  kann  durch  einen  vor  dem  wirklichen  Antritt  der  Vormundschaft  zu 
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Das  Nähere  hierüber  in  §§  16,  17  und  20  iL  26  d.  W.  — 

(Bemerkt  sei  hier  noch,  dass  der  Nebenvormund  [protnteur] 
nur  die  Verwaltong  der  Güter  [soweit  solche  seiner  protutelarischen 
Gewalt  unterstehen]  hat,  und  nicht,  wie  der  tntor  gerens,  auch 
die  Sorge  ffir  die  Person  des  Mündels  —  arg.  Art.  417).  Über  den 
Nebenvormund  siehe  §  2  d.  W. 

Die  Pflicht  des  Vormunds  fiir  das  persönliche  Interesse  des 
Mündels,  wie  ein  Vater  zu  sorgen,  ist  seine  Hauptpflicht,  die  Ver- 
waltung des  Mündelvermögen  konunt  erst  in  zweiter  Linie  in  Be- 
tracht, d.  h.  seine  Pflicht  zu  dieser  Verwaltung  besteht  aus  dem 
Grande,  weil  er  der  Person  des  Mündels  seine  vormundschaftliche 
Fürsorge,  seinen  vormundschaftlichen  Schutz  angedeihen  lassen  muss. 
Hiermit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  dass  die  Fürsorge  für  die  Per- 
son des  Mündels  und  die  Verwaltung  seines  Vermögens  grundsätz- 
lich von  einander  zu  trennen  sind  —  im  Gegenteil:  Grundsatz  ist, 
dass  sie  in  der  Regel  mit  einer  verbunden,  bezw.  zu  verbinden 
sind  (ausnahmsweise  kann,  dies  wird  angenommen,  der  längstlebende 
parens  —  Vormund  einen  anderen  Vormund  für  die  Verwaltung 
seiner  Güter  ernennen  —  siehe  §  2  S.  23  d.  W.  ^) 

In  der  Pflicht  des  Vormunds ,  Sorge  für  die  Pereon  des  Mün- 
dels zu  tragen ,  ist  inbegriffiBn  die  Verpflichtung  jenes ,  für  die  kör- 
perüche  Wohlfahrt  des  Mündels  sowie  für  die  geistige  Entwickelung 
desselben,  namentlich  für  eine  seinem  Stande  gemässe  Erziehung 

lassenden  FamiÜenratsbeschluss  auf  eine,  nur  einzelne  bestimmte  Immobilieu 
tivffende  Speziaihypothek  beschränkt  werden,  ja  es  können  auch,  wenn  dies 
nicht  geschehen  ist,  während  der  Vormundschaft  einzehie  Liegenschaften 
infolge  einer  desfallsigen  Klage  des  Vormunds  durch  richterliches  Erkenntnis 
aas  dem  hypothekarischen  Nexus  entlassen  werden,  vgL  Art  2121,  2185^ 
2141  u.  2143  C.  c. 

So  gut  Banerband,  Institutionen  des  französischen  in  den  deutschen 
Landern  des  linken  Bheinu^rs  u.  s.  w.  geltenden  Civilrechts  (1873),  §  dÖ,  und 
meine  Ausftlhrungen  in  §  13  d.  W. ,  wo  ich  auch  das  hierüber  geltende 
badische  Recht  in  seinen  Grundzügen  dargestellt  habe. 

2)  Gut  bemerkt  Gageur,  S.  195,  dass  in  einem  solchen  Falle  der  Trennung 
des  Erziehungsrechts,  bezw.  der  Erziehungspfiicht  von  der  Vermögensver- 
waltung es  natürlich  der  Obervormundschaft  unbenommen  bleiben  muss,  aus 
triftigen  Gründen  von  diesem  Wunsche  des  parens -tutor  Umgang  zu  nehmen, 
nnd  dass  eine  Verpflichtung  fUr  die  betreffende  Person,  die  erziehen  soll, 
nicht  eintritt,  sie  aber  das,  was  sie  bei  der  Annahme  aus  dem  Testament 
«rhalten  hätte,  verliert,  wenn  sie  die  Vormundschaft  ablehnt.  VgL  1.  1 
^§  1-3  Dig.27,2;  1.  39  Dig.  de  poenis. 
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und  seine  Heranbildung,  bezw.  Vorbereitung  zu  einem  künftigen 
Lebensberufe  Sorge  zu  tragen.  Vgl.  Art.  450  a  des  bad.  Landr., 
der  dies  ausdrücklich  ausspricht,  und  dessen  Bestimmungen,  als  in 
der  Natur  der  Sache  gelegen,  auch  für  das  französische  Recht 
zutreffen. 3)  Vgl.  auch  §  3  D.-W.  f.  Vorm.  (badische),  in  welchem 
dasselbe  bestimmt  ist. 


3)  Hier  wirft  sich  auch  die  Frage  auf,  ob  der  Vormund  auch  das  Recht 
hat,  die  religiöse  Erziehung  des  Mündels  zu  leiten?  ob  er  ihn  z.B.  in 
einer  anderen  Religion,  als  in  welcher  er  geboren  ist,  erziehen  kann  und 
darf?  Die  Sache  ist  sehr  streitig.  Man  wird  am  Besten  so  entscheiden: 
Nach  Art.  450  hat  der  Vormund  das  Recht  und  die  Pflicht,  den  Mündel  zu 
erziehen,  und  keine  Gesetzesbestimmung  schränkt  dies  in  Bezug  auf  die  reli- 
giöse Erziehung  ein,  mithin,  wird  er,  so  gut  der  Vater  dies  kann,  über  die 
Religion,  in  welcher  der  Mündel  zu  erziehen  ist ,  zu  entscheiden  haben.  Wenn 
der  Vormund  zugleich  der  Vater  des  Mündels  ist,  untersteht  dies  keinem 
Zweifel.  Ist  er  es  nicht,  und  der  Vater  lebt  noch ,  so  dürfte  freilich  der  Wille 
des  Vaters  von  ihm  in  dieser  Beziehung  zu  berücksichtigen  sein,  es  wäre  denn, 
dass  der  Vater  die  religiöse  Erziehung  in  einer  für  das  Kind  verderblichen 
Weise  leitet.  Ist  der  Vater  tot,  so  hat  der  Vormund  wohl  den  in  Betreff 
der  Erziehungsfrage  von  den  verstorbenen  Eltern  klar  an  den  Tag  gelegten 
Willen  zu  respektieren,  es  wäre  denn,  dass  dieser  Wille  dem  geistigen, 
bezw.  moralischen  Wohl  des  Kindes  nicht  entspricht.  Die  Vormundschaft 
ist  im  Interesse  des  Mündel  geschaffen  und  muss  daher  in  seinem  Interesse 
geleitet  werden. 

Soviel  ist  jedenfalls  sicher,  dass  der  Famihenrat  dem  Vormund  hier 
keine  Vorschriften  machen  kann,  denn  Art.  454  giebt  jenem  nur  das  Recht, 
in  Betreff  der  jährlichen  Ausgaben  für  die  Erziehung  des  Mündels  dem  Vor- 
mund Vorschriften  zu  geben,  und  dies  nicht  einmal  dann,  wenn  der  über- 
lebende Eltemteil  Vormund  ist.  So  namentlich  Anbry  etBau,  .  §  II  ,  siehe 
auch  Laurent,  V  Nr.  4. 

Für  Baden  ist  die  Sache  geregelt.  Hier  greift  das  Gesetz  v.  9.  Okt. 
1860,  die  Ausübung  des  Erziehungsrechts  in  Bezug  auf  die  ReUgion  der 
Kinder  betr.  (R.-BL  XXXXI,  380)  Platz  —  vgl.  auch  Art.  203  a  des  Landr. 
—  sowie  §  5  des  Ges.  v.  9.  Okt.  1860,  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen 
und  kirchlichen  Vereine  im  Staate  betr.  (R-Bl.  XXXXI,  375). 

Nach  diesem  §  6  des  zuletzt  genannten  Ges.  haben  Diejenigen,  welchen 
nach  den  bürgerhchen  Gesetzen  die  Erziehungsrechte  zustehen,  zu  bestiumien, 
in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen.  Die  nahem  Ver- 
fügungen hierüber  wurden  hierbei  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten, 
und  dies  besondere  Gesetz  ist  das  zuerst  angeführte  von  gleichem  Datum, 
die  Ausübung  des  Erziehungsrechts  in  Bezug  auf  die  Religion 
der  Kinder  betr. 

§  1  dieses  Gesetzes  bestimmt  nun,  dass  es  Sache  der  Eltern  ist  zu 
beschliessen ,   in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen   werden  sollen,   und 
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Damit  der  Vormund  diesen  Verpflichtungen  auch  Folge  leisten 
kann ,  so  steht  ihm  natürlich  auch  das  Recht  der  Aufeicht  über  den 
Mündel  und  damit  jenes  der  Aul'enthaltsbestimmung  sowie  iLberhaupt 
des  Anspruchs  auf  Gehorsam  des  Kindes ,  seines  Mündels  zu ,  woraus 
dami  auch  folgt,  was  durch  das  Gresetz  in  Art.  468  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist,  dass  er  nötigenfalls  berechtigt  ist,  auf  die  Ein- 
sperrung des  Mündels  wegen  Unbotmässigkeit  desselben  beim  Erst- 
instanzgerichtspräsidenten  anzutragen. 


zwar  bei  ehelichen  Kindern  Sache  des  Vaters,  bei  anehelichen  ICindern 
(einerlei,  ob  sie  vom  Vater  anerkannt  sind  oder  nicht)  Sache  der  Matter, 
lind  dass,  wenn  eine  Bestimmang  hierüber  nicht  getroffen  ist,  die  ehelichen 
Kinder  der  Religion  des  Vaters,  die  anehelichen  jener  der  Mutter  folgen. 
Wenn  die  £ltem  unbekannt  sind,  so  entscheidet  nach  §2  d.  G^.  über  die 
religiöse  Erziehung  der  Vormund  mit  Zustimmung  des  Amtsgerichts  nach 
eingeholtem  Gutachten  des  Ortsvorgesetzten  und  des  Waisenrichters.  Vgl. 
hierzu  §  73  Abs.  4  B.-P.-Ordn.  §  3  des  Ges.  bestimmt  sodann ,  dass  eine 
Änderung  in  der  reUgiösen  Erziehung  der  ehelichen  Eonder  der  Mutter  zu- 
steht, wenn  auf  sie  das  Recht  der  Erziehung  übergegangen  ist,  —  dass  sie 
jedoch  diese  Änderung  nur  mit  Genehmigung  des  Amtsgerichts  —  §  73 
Abs.  4  R.-P.-0.  nach  Vernehmung  der  Beiräte,  und  zwar  wo  möglich  der 
nächsten  beiderseitigen  Verwandten ,  des  Ortsvorgesetzten  und  Waisenrichters 
vornehmen  darf.  Vgl.  auch  §§  11  u  ff.  R.-P.-G.,  sowie  §  34  D.«W.  f.  Bürger- 
meister. §4  des  Ges.  bestinmit,  dass  bei  Waisen  eine  Veränderung  der 
Religion  nur  aus  besonders  erheblichen  Gründen  mit  Genehmigung  der 
höheren  Staatsbehörde  (dies  ist  jetzt  nach  §  73  Abs.  4  R.-P.-0.  das  Amts- 
gericht, —  wegen  des  Beschwerderechts  vgl.  §§  23, 24  R.-P.-G.,  es  gehört  an 
das  Landgericht)  und  nach  erhobenem  Gutachten  der  nächsten  beiderseitigen 
Verwandten  (§§  11  u.  ff.  R.-P.-G),  der  Ortsvorgesetzten  und  der  Waisenrichter 
eintreten  darf.  Vgl.  auch  §  34  D.-W.  f.  BUrgerm.  Nach  §5  des  Ges.  steht 
Jedem,  der  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  die  Wahl  der 
Religion  frei. 

Früher  kam  es  auch  vor,  dass  namentlich  bei  gemischten  Ehen  die 
Eltern  im  Ehevertrag  die  Religion ,  in  welcher  die  Kinder  zu  erziehen  seien, 
bestunmten.  Der  Code  Nap.  hat  hierüber  keine  Vorschriften.  Rechtlich 
bindend  sind  solche  Abmachungen  nicht.  Dies  was  früher  in  Baden  anders, 
ein  solcher  Vertrag  war  bindend.  Dies  ist  jetzt  durch  §  6  des  Ges.  vom 
9.  Okt  1860  beseitigt. 

Durch  diese  Bestinmiungen  ist  das  Recht,  welches  dem  Vormund  nach 
badischem  Recht  in  Betreff  der  religiösen  Erziehung  des  Mündels  zusteht, 
UargesteUt,  und  lässt  sich  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  im  einzelnen 
FaQ,  insbesondere  auch,  wenn  der  Vormund  kein  Eltemteil  ist,  leicht  ver- 
wirklichen. 

Im  Einklang  hiermit  steht  auch  die  in  der  Zeit  zwar  frühere  Be- 
stimmung des  Art. 420a  des  Landrechts;  hiernach  muss,  wenn  der  Haupt- 
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M.  a.  W. :  Aus  der  dem  Vormund  obliegenden  Sorge  ftirdiePei-son 
des  Mündels  folgt  naturgemäss,  dass  ihm  zur  Verwirklichung  dieser 
Pflicht  die  Rechte,  die  Befugnisse  der  elterlichen  Gewalt  zustehen, 
die  sich  in  den  droits  d'^ducation,  de  garde  et  de  correction  äussern 
—  Art.  450  Abs.  1 ,  450  a  des  bad.  Landr.  verb.  m.  Art.  374  und 
Art.  468,  376  u.  377  —  (das  Einsperrungsrecht  ist  für  Baden 
beseitigt,  hiervon  unten).  Allein  gleichwohl  ist  diese  Gewalt  des 
Vormunds  als  solchen,  die  ihm  zur  Verwirklichung  seiner  Pflicht, 


Vormund  Glied  einer  anderen  Kirche  ist,  als  zu  welcher  das  Kind  er- 
zogen werden  soU,  der  Gegenvormund  notwendig  aus  Gliedern  jener 
Kirche  genommen  werden,  zu  welcher  das  Kind  erzogen  werden  soll, 
und  hat  dieser  alsdann  die  Obsorge  über  dessen  kirchliche  Erziehung  be- 
sonders auf  sich.  — 

Der  Vormund  hat  femer  im  gegebenen  Falle  die Familienste Hang 
des  Mündels  zu  wahren,  actions  en  r^clamations  d'^tat,  insbesondere  Klagen 
auf  Anerkennung  der  Vaterschaft,  Alimentenklagen  anzusteUen. 

Nicht  dürfte  dies  zutreffen  für  Klagen  auf  Ungiltigkeit  oder  Nichtig- 
keit der  Ehe  seines  Mündels,  auch  nicht  für  Ehescheidungsklagen  (nach 
f  ran  zös.  Recht  nimmt  man  jedoch  an,  dass  der  Vormund  [eines  entmündigten 
Ehegatten]  berechtigt  ist,  namens  des  Mündels  die  Klage  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  [la  demande  en  Separation  decorps,  Art.  3(J6  ff.  C.  c]  anzusteUeu, 
und  zwar  bevor  er  die  Sorge  für  die  Peison  des  Mündels,  die  ihm  übertragen  ist, 
im  weiteren  übernimmt,  also  im  gegebenen  Falle  gleich  bei  Anfang  seines 
Amts  —  so  AcoUas,  I  S.  275  —  nach  badischem  Recht  trifü  dies  nicht 
zu,  da  die  Art.  306— 311a  aufgehoben  sind,  da  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  fOr  Baden   aufgehoben  wurde.   —   Siehe  §1  des  bad.  Einf.-Ges.  z. 

R.-St-C.-G.). 

Ob  er  zu  diesen  Klagen  der  Ermächtigung  des  Familienrats  bedarf, 
ist  streitig.  Man  wird  es  wohl  richtiger  annehmen,  ohne  dass  man  hierbei 
die  Analogie  des  Art.  464  beizieht,  wie  das  Zacharlä,  I  §114  Anm.  6  u. 
Text,  thut,  sondern  indem  man  mit  Demolombe ,  VII  Nr.  691  a.  E.  sagt, 
dass  gemäss  der  ganzen  Theorie  des  C.  N.  der  Vormund  nicht  ohne  Ermach- 
ügong  des  Familienrats  die  Klagen,  welche  sich  auf  die  Person  des  Mündels 
beziehen r  anstellen  kann,  und  dass  dies  insbesondere  hauptsächlich  für  die 
Standesklagen  zutrif^,  da  diese  von  besonderer  Wichtigkeit  sind  —  arg. 
Art.  175,  468,  510. 

Gut  bemerkt  auch  Denolombe^  VII  Nr.  694,  dass  in  dem  allgemeinen 
gesetzlichen  Auftrag,  den  Art.  450  für  den  Vormund  enthält,  inb^piffen  ist 
,ila  garde  et  la  defense  des  int^ts  morauz  du  mineur,  de  son  etat,  de  son 
honneoT.^  —  Vgl  auch  Anbry  et  Bau,  I  §  114  Text  u.  Anm.  7  u.  Zaeharil, 
I  §  115  Text  u.  Anm.  6.  Laurent,  V  No.  82  vgl  m.  III  Nr.  216  maint,  .der 
Vormund  könne  Überhaupt  nicht  eine  Standesklage  ansteUeu.  Das  ist  nicht 
zu  billigen,  auch  sind  Standesklagen  viel  wichtiger  als  Immobilienklagen,  die 
er  anstellen  kann.    Art  464.    Siehe  auch  §  17  d.  W. 
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Sorge  fBr  die  Person  des  Mündels  zu  tragen,  eingeräumte  Macht- 
befugnis über  die  Person  des  Mündels  nicht  so  weitgehender,  so 
ausgedehnter  Natur  wie  jene,  welche  den  Eltern  eingeräumt  ist, 
sie  ist  m.  a.  W.  nicht  indentisch  mit  der  elterlichen  Gewalt  als 
solcher,  wie  später  dargelegt  werden  wird. 

Der  Vormund  hat  als  solcher  die  Sorge  für  die  Person  des 
Mündels  nicht  auf  seine  Kosten  zu  tragen  (natürlich  abgesehen  von 
der  elterlichen  Vormundschaft  und  Alimentationspflicht). 

Er  bestreitet  den  Aufwand  für  diese  Soi-ge  aus  dem  Veimögeu 
des  Mündels,  bezw.  aus  dessen  Einkünften.  Hat  der  Mündel  kein 
Vermögen ,  so  liegt  dem  Vormund  ob ,  die  Personen  und  unter  Um- 
standen die  Kassen  heranzuziehen,  welchen  die  Alimentation  und 
Unterstützung  des  Mündels  obliegt  —  (siehe  auch  unter  Anm.  3,  wo 
ich  hervorgehoben,  dass  er  im  geeigneten  Falle  deshalb  klagend 
auftreten  kann). 

Auch  hierin  unterscheidet  er  sich  von  den  Eltern,  die  unter 
Umständen  ans  ihrem  eigenen  Vermögen  hierfür  aufkommen  müssen, 
erst  in  letzter  Reihe  den  Grundstock  des  Vermögens  des  Kindes 
angreifen  dürfen  und  ganz  eyentuell  die  öffentlichen  Kassen  anzu- 
gehen berechtigt  sind.^) 

*)  In  erster  Reihe  hat  der  Vormund  als  solcher  die  Mittel  zur  Er- 
ziehung des  Kindes  aus  dessen  eigenem  Vermögen  zu  nehmen,  falls  es 
solches  hat,  und  zwar  dann  zuerst  aus  dessen  Einkünften.  Sind  solche  nicht 
oder  doch  nicht  ausreichend  vorhanden,  so  dürfteer  den  Grundstock,  aher 
nur  mit  Ermächtigung  des  Familienrats,  der  Obervormundschafts- 
behdrde,  anzugreifen  berechtigt  sein.  Dies  triüt  vollständig  zu,  wenn  die 
Eltern  des  EÜndes  tot  sind. 

Über  die  Zulässigkeit  der  Verwendung  von  Bestandteilen  des  Ghiind- 
scocks  (mit  Ermächtigung  des  Familienrats)  siehe  Urteil  des  früheren 
badlseken  Oberhof geriehts  Mannheim  v.  13.  Juli  1868  (Annalen,  XXXIY, 
241)  o.  Urteil  des  Grossh.  Oberlandesgerlobts  Karlsruhe  v.  13.  Okt.  1881 
(Innalen,  XXXXYII^  354.) 

Leben  die  Eltern  noch,  oder  lebt  doch  im  FaU  der  Vormundschaft 
noch  ein  Eltemteil,  so  sind  in  erster  Reihe  die  Mittel  aus  dem  eigenen 
YennÖgen  des  Kindes  zu  nehmen,  und  zwar  zuerst  aus  dem  Erträgnis  der- 
jenigen Bestandteile  desselben,  an  welchen  dem  betreffenden  Eltemteil  die 
Nutzniessung  zusteht  (mit  dem  emolumentum  ist  auch  das  onus  desselben 
verbunden)  —  vgl  Art.  385  Ziff.  2  vgl.  m.  Art  305  Abs.  2,  entsprechend  dem 
Betrag  jener  Erträgnisse. 

Sind  solche  Erträgnisse  nicht  oder  doch  nicht  ausreichend  da,  so  sind 
die  Mittel  aas  den  Erträgnissen  desjenigen  eigenen  Vermögens  des  Kindes 
zu   entnehmen,    an   welchem    dem  Eltemteü    keine  Nutzniessung  zusteht 
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Nach  diesen  Ausfuhningen  müssen  wir  jedoch  zur  Klarstellung 
Folgendes  bemerken: 

Wenn  auch  der  Art.  450  Abs.  1  (erste  Hälfte)  ganz  absolut 
ausspricht:  „Der  Vormund  muss  für  die  Person  des  Mün- 
dels Sorge  tragen",  so  darf  doch  dieser  Satz  nicht  buchstäbUch 
genommen  werden ,  er  trifft  nicht  in  allen  Fällen  in  dieser  Absolut- 
heit zu:  denn  die  Sorge  für  die  Person  des  Mündels  ist  nicht  stets 
dem  Vormund  „unmittelbar"  anvertraut. 

Der  Vormund  hat  also  nicht  stets  unmittelbar  die  Sorge 
fiir  die  Pereon  des  Mündels,  und  hat  er  sie  unmittelbar,  so  sind 
seine  Rechte ,  wenn  er  nicht  die  elterliche  Gewalt  dabei  hat ,  nicht 
so  weitgreifend,  so  ausgedehnt,  als  jene  des  Inhabers  der  elterUchen 
Gewalt. 

Allein  gleichwohl  ist  es  nicht  richtig  zu  behaupten,  die  Ver- 
pflichtung zur  Sorge  für  das  Kind ,  den  Mündel ,  sei  nur  ein  naturale 
der  vormundschaftlichen  Gtewalt,  welches,  wie  alle  naturalia  eines 
Eechtsverhältnisses ,  im  Gegensatz  zu  den  essentialia,  unter  Um- 
ständen nicht  mit  der  vormundschaftlichen  Gewalt  verknüpft  sei. 
Die  besagte  Verpflichtung  ist  vielmehr  stets  eine  mit  der  Vormund- 
schaft verknüpfte  Wesenseigenschaft:  denn,  wenn  sie  auch  nicht 
stets  dem  Vormund  unmittelbar  obliegt,  so  liegt  sie  ihm  doch 
stets  ob,  wenn  nicht  unmittelbar,  so  doch  mittelbar. s) 

(Art.  357),  falls  das  Kind  solches  Yermögeii  hat.  Sind  auch  solche  Erträg- 
nisse nicht  oder  nicht  ausreichend  vorhanden,  dann  muss  der  Eltern  teil 
mit  seinem  eigenen  Vermögen  für  die  Beschaffung  der  Mittel  aufkommen. 
Können  auch  hieraus  die  erforderlichen  Mittel  nicht  gewonnen  werden,  so 
kann  der  Grundstock  des  Kindes  zur  Verwendung  kommen.  Siehe  auch 
Behaghel,  I  §  50. 

Mit.hiTi  muss  der  Vormund,  wenn  er  ein  extraneus  ist,  dem  entsprechend 
verfahren,  wenn  noch  ein  Eltemteil  lebt,  er  muss  sich  dann  im  entsprechen- 
den FaU  an  diesen  halten.  Ist  der  Eltemteil  selbst  Vormimd,  so  muss  er 
also  unter  Umständen^  anders  wie  der  extraneus  tutor,  aus  eigenen  Mitteln 
aufkommen;  dies  thut  er  aber  dann  nicht  als  Vormund,  sondern  als  parens. 

Gelangt  er  als  parens-tutor  dazu,  den  Grundstock  des  Kindervermögens 
angreifen  zu  müssen,  so  bedarf  er  als  parens,  anders  wie  der  extraneus  tutor, 
keiner  obervormundschafüichen  Ermächtigung:  denn  er  ist  in  seiner  Verwaltung 
imabhängig  von  Familienratsbeschlfissen ,  arg.  Art.  456. 

&)  Desshalb  dürfte  die  Darlegung  Demolombe^s,  VII  Nr.  532,  nicht  zu- 
treffen, der  behauptet,  diese  Verpflichtung  sei  nur  ein  naturale  tutelae,  und 
könne  daher  auch  unter  Umständen  fehlen;  Art.  450  Abs.  1  (erste  Hälfte) 
habe  aber  nur  den  FaU  im  Auge,  der  gewöhnlich  vorHege,  nämlich,  dass 
der  überlebende  Eltemteil  Vormund  ist,  weil  solcher  stets  die  Sorge  ftlr  die 
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Drei  Fälle  sind  möglich: 

1)  Wenn  dieselbe  Person  zugleich  parens  und  Vormund  ist, 
^^^'i  es ,  dass  die  Vormundschaft  als  gesetzliche  durch  den  überleben- 
den Eltemteil  (Art.  390),  sei  es,  dass  sie  als  Dativvormundschaft 
durch  den  überlebenden  Eltemteil  geführt  wird  (Art.  405,  wenn 
2.  B.  die  Mutter  wegen  Nichtbeachtung  der  Vorschrift  des  Art.  395 
der  Vormundschaft  verlustig  gegangen  ist ,  dieselbe  ihr  aber  später 
als  Dativvormundschaft  wieder  übertragen  worden  ist  —  siehe  §  9 
Ziff.  I  S.  110  d.  W.),  so  ist  die  Vormundschaft  und  die  elterliche 
Gewalt  in  einer  und  derselben  Hand,  d.  h.  in  der  des  parens-tutor, 
oBd  dieser  hat  die  Verpflichtung  der  Erziehung  und  der  Vermögens- 
verwaltung unmittelbar  als  parens,  mittelbar  als  Vormund,  insofern 
mittelbar,  als  er  jetzt  nicht  mehr  so  unbeschränkt  ist  in  Bezug  auf 
die  Erziehung,  welche  er  seinen  Kindern  angedeihen  lassen  will, 
wie  er  es  während  bestehender  Ehe  ist  (wähi*end  bestehender  Ehe 
kann  er  seinen  Kindern  eine  Erziehung  geben,  wie  er  will,  ohne 
dui-ch  die  Vermögensverhältnisse  gebunden  zu  sein ,  nicht  so  verhält 
es  sich,  wenn  er  Vormund  ist,  denn  als  Vormund  hat  er  auch  die 
Pflicht  der  Vermögensverwaltung,  hieraus  folgt,  dass,  da  die  Aus- 
gaben der  Erziehung  aus  dem  Vermögen  der  Kinder,  einerlei  ob 
er  die  Nutzmessung  an  demselben  hat  oder  nicht,   zu  bestreiten 

Person  des  Minderjährigen  und  zugleich  die  Verwaltung  des  Vermögens  des- 
selben habe,  woraus  sich  ergebe,  dass  die  Sorge  für  die  Person  ein  naturale 
und  nicht  essentiale  tutelae  sei,  zumal  auch  der  parens-tutor  die  Sorge  fflrj 
die  Erziehung  nicht  auf  Grund  seiner  vormundschaftlichen ,  sondern  seiner 
eiterUchen  Gewalt  habe.  (Dies  ist  nicht  zutreffend:  er  hat  sie  als  parens 
vrnd  auch  als  Vormund.)  So  sind  auch  Aubrjr  et  Bau,  I  §  111  Anm.  7  u.  Text, 
der  Ansicht  Demolombe's,  so  AeoUas,  I  S.  442,  Zachariä,  I  §  112  Anm.  4 
u.  Text,  jedoch  mit  einer  gewissen  Temperierung. 

Wenn  der  Vormund  als  solcher  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
nicht  unmittelbar  hat,  so  hat  er  sie  doch  mittelbar,  und  stets  hat  er  eine 
Au&icht  über  die  Leitung  der  Erziehung,  wenn  er  nicht  parens  ist,  welche 
freilich  nicht  den  Rechten  der  elterlichen  Gewalt  Eintrag  thun  darf  —  aber, 
wenn  der  betreffende  Eltemteil  seine  Gewelt  missbraucht  in  Betreff  der  Sorge 
f£ir  die  Person  des  Kindes,  dann  kann  der  Vormund  einschreiten  beim 
FamiHenrat,  dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache  —  denn:  Salus  liberorum 
suprema  lex  esto^  —  freilich  die  Franzosen  scheinen  dies  nach  der  mir  be- 
kannten Litteratur  nicht  anzunehmen,  nach  badischer  Praxis  dürfte  dies 
aber  ausser  Zweifel  stehen. 

VgL  auch  Laurent,  V  Nr.  3,  der  gleichfalls  mit  uns  die  Sorge  für  die 
Person  des  Kindes  als  ein  essentiale  tutelae  erachtet,  was  er  namentlich  für 
den  Fall  der  tutela  legitima  parentis  superviventis  darthut.  — 
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sind,  diese  Ausgaben  ihrem  Vermögen  entsprechen  müssen,  mithin 
der  parens  als  Vormund  nicht  mehr  denselben  Spiebaum  hat  in 
Bezug  auf  die  Erziehung  als  während  seiner  Ehe  —  wenn  auch 
der  parens -tutor,  es  wäre  denn,  dass  er  Dativronnund  ist,  vgl. 
§16  d.  W.  nicht  der  Vorschrift  des  Art.  454  untersteht,  so  unter- 
steht er  doch  in  Betreff  der  Vermögensverwaltung  dem  gemeinen 
Eecht  —  dem  Regelrecht  —  und  dieses  giebt  ihm  die  Vorschriften 
für  jene  und  damit  auch  ffir  die  ihm  obliegende  Sorge  ftlr  die  Er- 
ziehung der  Kinder,  wenigstens  f olgeiningsweise ,  mithin  liegt  ihm 
diese  unmittelbar  als  Vormund  ob.)^) 

In  diesem  Falle  sind  die  Rechte  des  parens -tutor  in  Betreff 
der  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  weitgehender  als  jene  eines 
extraneus  tutor  —  siehe  unten. 

2.  Ist  der  Vormund  eine  persona  extranea,  daneben  aber  noch 
ein  Eltemteii  vorhanden  (der  also  die  Vormundschaft  aus  irgend 
einem  Grunde  nicht  hat,  sei  es,  weil  er  als  die  überlebende  Mutter 
die  Annahme  solcher  abgelehnt  hat  [Art.  394],  sei  es,  weil  er  in- 
folge von  gesetzlichen  [oder  auch  thatsächlichen]  Entschuldigungs- 
grttnden  —  §  4  S.  31  u.  ff.  d.  W.  —  davon  befreit  worden  ist, 
sei  es,  weil  der  überlebende  Eltemteii  der  Vormundschaft  ohne 
Entziehung  der  elterlichen  Gewalt  verlustig  gegangen  oder  entsetzt 
worden  ist),  so  behält  der  Eltemteii  gleichwohl  infolge  der  ihm 
zustehenden  elterlichen  Gewalt  das  Recht  und  die  Verpflichtimg 
der  Erziehung,  der  Sorge  für  die  Person  des  Kindes. 

Dies  folgt  aus  den  Art.  372,  373,  wonach  die  Ausübung  der 
elterlichen  Gewalt  während  der  Ehe  dem  Vater  und  nach  der  durch 
den  Tod  eines  Eltemteils  erfolgten  Auflösung  der  Ehe  dem  über- 
lebenden Eltemteii  zusteht,  einerlei,  ob  er  Vormund  ist  oder  es 
nicht  ist.  '^) 

Der  überlebende  Eltemteii  hat  auch  hier  weitei^hende  Rechte 
wie  der  extraneus  tutor,  der  als  Datiwormund  ernannt  ist,  mag 


6)  So  durchaus  zutreffend  Laurent  a.  a.  0.  —  siehe  Anm.  5  dieses  uns. 
Paragr.  —  gegen  Ende. 

^)  Das  Erziehungsrecht  der  Mutter,  welche  durch  Schliessung  einer 
zweiten  Ehe  die  Vormundschaft  verloren  hat  —  Art.  395  — ,  kann  wegen 
Verletzung  ihrer  Pflicht,  für  die  sittliche  Erziehung  der  Kinder  zu  sorgeOf 
beschränkt  werden;  B-6.  E.  Bd.  XXXYI  S.  860  (Urteil  v.  26.  März  18H0,, 
Sirej  27,  II,  119;  28,  11,  56.  Vgl  besonders  hier  auch  Zaeharift-Drejer, 
I  §  112  Anm.  4  und  die  dort  angeführte  Litteratur. 
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er  auch  ein  entfernterer  Ascendent  des  Mündels  oder  gar  nicht  mit 
demselben  verwandt  sein.  Jener  ist  hier  unmittelbar  zur  Sorge 
für  die  Person  des  Mündels  berufen,  während  der  Vormund,  der 
zwar  hier  die  Verwaltung  des  Vermögens  allein  in  der  Hand  hat 
(Art.  450  Abs.  2),  nur  mittelbar  jene  Sorge  hat. 

Er  hat  nämlich  nur  die  AuMcht  in  Bezug  auf  die  Leitung 
der  Erziehung,  aber  damit  auch  mittelbar  jene  Sorge,  da  er  ja  die 
Verwaltung  des  Vermögens  hat,  und  aus  dem  Vermögen  die  Aus- 
gaben der  Erziehung  zu  bestreiten  sind. 

Deshalb  muss  er  auch  bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten, 
welche  mit  der  Erziehung  zusammenhängen,  da  er  ja  auch  die 
Geldmittel  beschaffen  muss,  befi*agt  werden.  ^) 

Sein  Mitwirkungsrecht  greift  übrigens,  so  wird  meistens  an- 
genommen, hier  nur  soweit  ein,  als  es  die  Verwaltung  des  Mündel- 
yermögens  mit  sich  bringt  (indem  die  Geldfrage  bei  der  Erziehung 
stets  in  Betracht  kommt).  ®) 

3.  Sind  beide  Eltern  tot,  oder  ist  der  überlebende  Eltemteil 
aus  u^end  einem  Grund  nicht  Vormund  und  zudem  an  der  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  rechtlich  oder  thatsächlich  be- 
hindert (rechtlich  ist  er  es,  wenn  ihm  z.  B.  die  Ausübung  der- 
selben auf  Grund  des  Art.  335  Code  p6n.  [und  damit  auch  die 
Vormundschaft  entzogen  ist]  ^®),  thatsächlich,  wenn  er  z.B.  ab- 


^)  Nach  der  jetzt  herrschenden  Aiisicht  bat  auch  der  Parens  usufnic- 
tuarius,  wenn  er  nicht  Yormund  ist,  nicht  das  Vermögen  in  der  Hand,  son- 
dern der  Yormund  hat  ihm  den  ihn  aus  der  Nutzniessung  treffenden  Anteil 
je^'eils  ausasuhändigen.    Es  ist  dies  übrigens  streitig. 

Eme  Entsch.  d.  B-G.  v.  25.  Nov.  1884  (Bheinlselies  Archl?  75,  128) 
geht  dahin,  dass  der  überlebende  Yater,  wenn  ein  Anderer  Vormund  ist, 
niclit  das  Recht  habe,  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Kinder  zu  führen 
ond  die  Einkünfte  aus  demselben  zu  erheben,  sondern  nur  vom  Vormund 
die  Auszahlung  des  nach  Abzug  der  Erziehungskosten  verbliebenen  Über- 
schusses verlangen  könne. 

9)  Vgl.  auch  Benand,  Collegienhefi,  §  43,  femer  Behaghel,  I  §  73, 
Zacharii,  I  §  112,  der  ganz  treffend  hier  bemerkt,  dass  der  Vormund  nicht 
den  Rechten  der  elterlichen  Gewalt  Eintrag  thun  darf. 

Siehe  übrigens  auch  oben  Anm.  5. 

^)  Nach  badischem  Recht,  Art.  14  Ziff.  II  des  bad.  Ges.  v.  21.  Dez. 
1871,  die  Einfuhr,  des  R.-Straf-G.-B.  in  Baden  betr.,  giebt  es  diesen  Er- 
löschungsgrund nicht,  es  giebt  kein  Strafurteil,  dass  ^e  elterliche  Gewalt 
als  solche  abspricht.    Es  werden  die  Eltern  nur  infolge  des  Urteils,  das  gegen 
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wesend  [absent],  Art.  141,  oder  entmündigt  ist),  so  übt  der  Vormund 
die  vormundschaftliche  Gewalt  (hier  verbindet  sich  die  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  mit  jener  der  vormundschaftlichen 
Gewalt,  jedoch  nicht  vollständig,  wie  wir  unten  zeigen  werden,  in 
der  Person  des  Vormunds)  in  ihren  beiden  Richtungen  aus :  er  hat 
hier  unmittelbar  die  Sorge  für  die  Person,  d.  i.  die  Erziehung 
des  Mündels  u. s.w.  in  der  Hand  und  selbstverständlich  daneben 
die  Verwaltung  des  Vermögens  des  Mündels.    Art.  450. 

Allein  hier  hat  er  (FaU  3)  auch  nicht  in  Bezug  auf  die  Lei- 
tung der  Erziehung  dieselben  Eechte,  welche  dem  betr.  Eltemteil 
sonst  zustehen,  wenn  er  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  hat, 
sei  es,  dass  der  Eltemteil  Vormund  ist  (Fall  1),  sei  es,  dass  er  es 
nicht  ist  (Fall  2). 

M.  a.  W.  auch  in  diesem  Falle,  d.  h.  in  welchem  dem  Vor- 
mund als  solchem  die  Leitung  der  Erziehung  unmittelbar  zusteht, 
ist  er  nicht  ganz  und  gar  selbständig  und  demnach  unabhängig 
von  den  Anordnungen  des  Familienrats ;  die  Ausübung  der  elter- 
lichen Gewalt,  welche  ihm  hier  zusteht,  welche  sich  mit  der 
vormundschaftlichen  in  seiner  Person  vereinigt  hat,  steht  ihm  nicht 
zu  in  derselben  Ausdehnung,  wie  sie  dem  überlebenden  Ehegatten 
sonst  zusteht. 

In  folgenden  Punkten  ist  er  eingeschränkter: 

a)  Während  der  überlebende  Elternteil,  einerlei,  ob  er 
Vormund  ist  oder  es  nicht  ist,  wenn  er  nur  die  Ausübung  der 
elterlichen  Gewalt  hat  und  nicht  Dativvormund  ist,  das  Erziehungs- 


Verübung  eines  der  in  §§  173—181  E.- Straf- G.-B.  bezeichneten  strafbaren 
Handlungen  gegen  sie  ergeht,  kraft  Gesetzes  die  Rechte  entzogen,  welche 
aus  der  elterlichen  Gewalt  fliessen,  während  die  Verpflichtungen  bleiben  — 
es  tritt  m.  a.  W,  durch  das  Urteil  das  Erlöschen  der  dem  Verurteilten  durch 
die  Art.  148— 153,  371—374  u.  384  des  bad.  Landr.  eingeräumten  Rechte 
und  Befugnisse  über  die  Person  des  £[indes  tmd  dessen  Güter  von  Rechts 
wegen  ein.  — 

Durch  §  3  des  bad.  Ein£-Ges.  v.  9.  Dezemb.  1875,  zum  Vollzug  der 
Einführung  des  R.-Stand-B.-G.  v.  6.  Februar  1875,  ist  eine  Abänderung  dahin 
eingetreten,  dass  die  Anführung  der  Art.  148—153  des  bad.  Landr.  in  Art.  14 
Ziff.  II  des  oben  angef.  Ein£.-Ge6.  z.  R.- Straf- Ges. -Bach  gestrichen  wurde. 
Es  darf  das  v.  R.-Standes-B.-G.  den  Eltern  verliehene  Recht  der  Zustinmiung 
zu  der  Ehe  ihrer  Kinder  —  §§  29,  36  R.-Standes-B.-G.  —  nicht  infolge  einer 
blos  landesgesetzlichen  Strafandrohung  entzogen  werden,  daher  diese  Ab- 
änderung. 
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recht  in  durch  Spezialvorschriften  uneingeschränkter  Weise  hat 
(er  untersteht  nur  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  —  siehe 
Fall  1 ,  oder  dem  sehr  beschränkten  Aufeichtsrecht  des  Vormunds 
-  siehe  Fall  2),  m.  a.  W.  Art.  454  nicht  bei  dem  überlebenden 
Elteniteil  Platz  greift,  er  vielmehr  in  unabhängiger  Weise,  nur  nach 
gemeiuen  Eechtsvorschriften  verantwortlich,  bestimmt,  in  welcher  Art 
das  Kind  zu  erziehen  und  welche  Summe  jährlich  zu  Erziehungs- 
zwecken aufgewendet  werden  darf  —  so  übt  dagegen  jeder  Vormund 
als  solcher,  also  derjenige,  der  die  Leitung  der  Erziehung  unmittel- 
bar (und  nicht  als  parens-tutor  oder  neben  einem  parens,  der  nicht 
Vormund  ist,  aber  die  elterhche  Gewalt  hat)  in  der  Hand  hat,  sowie 
auch  die  elterliche  Dativvoimünderin,  das  Erziehungsrecht  nur  unter 
der  Aufsicht  des  Familienrats  aus,  welcher  für  diesen  Fall 
das  Recht  hat,  ihm  den  Höchstbetrag  der  jährlichen  Ausgaben  für 
den  Erziehungsaufwand  festzusetzen  (Art.  454  —  „Lors  de  l'entr^e 
en  exerdce  de  tout  tuteile  ,autre  que  celle  des  pere  et  möre*, 
le  consefl  de  famille  r^lera  u.  s.w.  la  somme,  ä  laquelle  pourra 
s'flever  la  döpense  annuelle  du  mineur"  u.  s.w.)  ^^) 

")  Dies  im  Text  dargelegte  folgt  mithin  aus  Art.  454.  Freilich  wemi 
der  überlebende  Eltemteil  seine  Gewalt  missbi-aucht,  so  kann,  dies  nimmt 
man  allgemein  an,  auch  gegen  ihn  die  Behörde  einschreiten. 

Der  Eltemteil  ist  auch  vom  Familienrat  ganz  unabhängig  in  Betreff 
des  droit  de  garde,  dem  Eltemteil  liegt  es  daher  ob,  ganz  frei  zu  bestimmen, 
wo  der  Mündel  seinen  Aufenthalt  zu  nehmen  hat  —  Art.  372 — 374. 

Nicht  so  verhält  es  sich  gegenüber  dem  Vormund,  dem  unmittelbar 
die  Leitung  der  Erziehung  obliegt. 

In  der  Rechtssprechung  und  dem  Gerichtegebrauch  nimmt  man  an, 
dass  der  Familienrat  z.  B.  auch,  wenn  er  es  für  nötig  erachtet,  dem  Vor- 
mund (als  solchem)  die  Bestimmung  des  Aufenthaltsorts  des  Mündels  zu 
entziehen  und  solchen  bei  einer  von  ihm  (dem  Familienrat)  bezeichneten 
Person  unterzubringen,  dies  thun  kann,  vorbehaltlich  des  B.echts  des  Vor- 
munds, beim  Erstinstanzgericht  dagegen  vorstellig  zu  werden,  wenn  er  der 
Ansicht  ist,  dass  die  Entscheidung  des  Familienrats  den  Interessen  seines 
Schutzbefohlenen  widerstreitet. 

Vgl.  Mourlon^  l  Nr.  1162  Ziff.  2  und  die  daselbst  angegebene  zahl- 
reiche Litteratur,  namentlich  auch  Demolombe ,  VII  Nr.  537.  Dagegen 
Laurent;  V  Nr.  1  u.  2.  —  Über  die  Frage,  ob  der  Vormund,  dem  die  Leitung 
der  Erziehung  unmittelbar  in  die  Hand  gegeben  ist,  ganz  und  gar 
selbständig  und  demnach  vollständig  unabhängig  von  den  Anordnungen  des 
Familienrats  ist,  herrscht  übrigens  grosser  Streite 

Manche  behaupten  es,  weil  das  Gesetz  keinen  Weg  zum  Einschreiten 
gebe,  der  Familienrat  ihn  höchstens  absetzen  könne  (Ai-t.  444);  so  namentlici. 


^ 
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b)  Der  unmittelbar  mit  der  Leitung  der  Emehung  des 
Mündels  betraute  Vormund  kann  niemals  das  droit  de  correction. 
das  Einsperrungsrecht ,  anders  als  par  voie  de  r^quisition  und  zu- 
gleich mit  Erlaubnis  des  Familienrats  ausüben  —  Art.  ^68  — , 
während  der  parens  dies  Recht  bald  par  voie  d'autoritö,  bald  par 
voie  de  r^quisition  ausüben  kann,  und  zudem  in  allen  Fällen,  mag 
er  Vormund,  mag  er  es  nicht  sein,  unabhängig  vom  Familienrat 
—  Art.  375  u.  ff.  (um  als  parens  dies  Recht  ausüben  zu  könneu, 
muss  er  natürlich  stets  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
haben). 

Dieses  Recht,  die  Einsperrung  zu  beantragen,  bezw.  solche  zu 
veranlassen  —  das  droit  de  correction  —  ist  fiir  Baden  in  Weg- 
fall gekommen,  indem  durch  Art.  2  Ziff.  I  d.  Ges.  v.  23.  Dez.  1873, 
die  Einführung  des  R.-Str.-G.-B.  in  Baden  betr.,  die  Art.  468  u. 
376 — 383  d.  Landr.  aufgehoben  worden  sind. 

Ein  Ersatz  hierfür  ist  jedoch  in  Baden  derart  geschaffen 
worden,  dass  auf  Giimd  des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1886,  die  staat- 
liche Fürsorge  für  die  Erziehung  verwahrloster  jugendlicher  Per- 
sonen betr.  —  und  der  Vollzugsverordnung  hierzu  vom  27.  Nov.  1886, 
das  Amtsgericht  die  Unterbringung  von  missratenen  Minder- 
jährigen, welchen  gegenüber  sich  die  Erziehungsgewalt  und  die 
Zuchtmittel  der  Schule  als  unzulänglich  erweisen,  zur  Zwangs- 
erziehung in  dazu  bestimmten  Anstalten  beschliessen  kann. 


Magnin,  I  Nr.  GOT.  —  Allein  diese  Ansicht  ist  verwerflich,  da  es 
geradezu  unnatürlich  wäre,  den  Vormund  in  der  wichtigen  Angelegen- 
heit der  Erziehung  frei  schalten  und  walten  zu  lassen  und  dem  Familien- 
rat nur  das  Recht  der  Absetzung  zu  gewähren,  und  dann  giebt  ja  das 
G^esetzbuch  dem  Familienrat  indirekt  ein  Mittel,  auf  den  Vormund  in 
Bezug  auf  die  Erziehung  einzuwirken,  das  in  Art.  451  vorgesehene  Mittel  — 
und  es  kann  nun  der  Familienrat  offenbar,  bevor  er  bei  Beginn  der  Vormund- 
schaft die  für  die  Erziehung  au&uwendende  Summe  feststellt,  sich  bei  dem 
Vormund  nach  dem  Erziehungsplan  erkundigen. 

Darauf  stützen  wir  auch  unsere  im  Text  angeführte  Ansicht  und  ver- 
werfen die  Gegenansicht. 

So  auch  Benftudy  CoUegienheft,  §  43,  femer  Demolombe^  VII  Nr.  53.% 
Dnrantoii,  III  Nr.  628;  Urteil  des  Cassationshofs  v.  8.  Aug.  1815 
(Slrey  15,  1,  321). 

In  Baden  huldigt  man  ganz  allgemein  unserer  Ansicht,  vgl.  Behaghel, 
I  §  73  —  siehe  auch  §  73  R.-P.-0. 
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Vgl.  auch  §  73  Abs.  5  vgl.  mit  §  58  Abs.  4  R.-Pol.-O., 
fenier  §  7  Waisenr.-Ordn.,  §  12  D.-W.  f.  Waiseiir.,  §  30  D.-W.  f. 
Bürgemi.  ^^) 

c)  Ein  weiterer  Auaflnss  der  elterlichen  Gewalt  ist  die  elter - 
lide  Natzniessung,  welche  das  Gfesetz  dem  parens,  hier  dem 
äberleb^den  parens,  am  Vermögen  des  Kindes  einräumt  —  die 
Mutter,  die  eine  neue  Ehe  eingeht,  verliert,  auch  wenn  ihr  die 
Vonnundschaft  belassen  wird,  unter  allen  Umständen  die  elterliche 
Natzniessung,  Art.  386  — ,  während  sie  jedem  anderen  Vormund 
nicht  zusteht. 

d)  Femer  stehen  dem  äberlebenden  Eltemteil,  ganz  einerlei, 
ob  ei-  Vormund  ist  oder  nicht,  als  Rechte,  Ausflüsse  der  elterlichen 
Gewalt  im  weiteren  Sinn  zu:  das  Recht,  das  Kind  zu  emanzipieren, 
Art.  477,  zu  dessen  Ehe,  Adoption  und  Hingabe  in  ein  Pflegschafts- 
verhütniss,  seine  Einwilligung  zu  geben  (Art.  148,  346,  361),  bezw. 
gegen  eine  ohne  seine  Einwilligung  abgeschlossene  Ehe  Einsprache 
zu  erheben,  Art.  173;  ^^)  —   diese  Rechte  stehen  jedem  anderen 

*^)  Dies  trifft  auch  zu  in  Betreff  der  unter  Vormundschaft  stehen- 
den Personen. 

Das  VerÜBphren  zerfällt  in  ein  Vorverfahren  beim  Bezirksamt  und  in 
ein  Verfahren  beim  Amtsgericht,  hier  beim  Amtsgericht  des  Domizilorts  der 
Vormundschafi  §  5  a  B.-P.-G.  £s  kann  von  den  Vormündern  und  Eltern 
veranlasst  werden;  gewisse  Personen,  wie  die  Staatsanwälte,  Bürgermeister, 
femer  die  Polizei-  und  Gemeindebehörden,  die  Schulbehörden  u. s.w.  haben 
aber  auch  die  Verpflichtung,  beim  Bezirksamt  die  Thatsachen  zur  Anzeige 
zu  bringen,  welche  die  Unterbringung  zur  Zwangseiziehung  wegen  sittlicher 
Verwahrlosung  im  Sinne  des  §  1  des  G^.  begründet  erscheinen  lassen.  Das 
Bezirksamt  hat  dann  die  nötig&llenden  Ermittelungen  vorzunehmen  und 
geeigneten  Falls  beim  Amtsgericht  die  entsprechenden  Anträge  zu  stellen. 

Das  Amtsgericht  kann  aber  unter  Umständen  auch  von  Amts  w^^n 
vorgehen  —  es  hat  dann  jedenfalls,  in  dem  einen  wie  anderen  Fall,  den  Vor- 
mund, die  Eltern  u.  s.  w.  zu  vernehmen,  ehe  es  seine  Entschliessung  triSL 

Eine  Abgrenzimg  der  Rechte  des  unmittelbar  mit  der  Sorge  des  Mün- 
deis betrauten  Vormunds  und  des  Eltemteils,  der  die  elterliche  Gewalt  hat, 
wie  dies  z.  B.  beim  droit  de  correction  des  0.  Nap.  stattfindet,  greift  hier 
nicht  Platz 

£s  handelt  sich  eben  hier  mehr  um  eine  Massregel  des  Verwaltungs- 
rechts als  um  civilrechtliche  Vorschriften. 

Vgl  im  Weiteren  das  Gesetz  selbst  und  die  VoUzugsverordnung  dazu. 

^)  Diese  Rechte  sind  keine  eigentlichen  Ausflüsse  der  elterlichen 
(lewalt,  denn  einmal:  diese  hört  stets  mit  der  Volljährigkeit  auf,  und  dami: 
^6Q  diese  Rechte  auch  teilweise  den  höheren  Ascendenten  als  den  Eltern 
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Vormund  nicht  zu  (den  Antrag  auf  Emanzipation  kann  er  zwar 
stellen,  nur  kann  er  nicht  selbst  emanzipieren,  Art.  478,  479),  was 
die  Eheschliessung  des  Mündels  betrifft,  so  geht  seine  Gewalt  nicht 
so  weit,  dass  seine  Einwilligung  hierzu  erfordert  wird. 

Ist  daher  das  Kind  unter  seiner  Vormundschaft,  und  keines 
der  Eltern  oder  Grosseltem  ist  mehr  am  Leben,  oder  sind  solche 
ausser  Stand ,  ihren  Willen  zu  erklären ,  so  bedarf  dasselbe  nicht 
seiner  Einwilligung  zur  Heirat,  wohl  aber  jener  des  Familienrats 
(und  im  FaU  des  Eheabschlusses  ohne  diese  Familienratseinwilligung 
darf  der  Vormund  nicht  als  solcher,  sondern  nur  mit  Einwilligung 
des  Familienrats,  gewissermassen  als  dessen  Beauftragter,  Einspruch 
erheben).    Art.  160,  175  verb.  m.  Art.  174.  ^^) 

Dies  ist  in  Baden  abgeändert. 

In  Baden  bedarf  nämlich  der  Mindeqährige ,  im  Falle  dem 
Vormund  unmittelbar  die  Sorge  seiner  Erziehung  anvertraut  ist, 
der  Einwilligung  des  Vormunds  zur  Eheeingehung,  denn  wenn  beide 
Eltern  tot  sind,  oder  dauernd  ausser  Stand  sind,  ihre  Einwilligung 
zu  geben,  oder  ihr  Aufenthalt  dauernd  unbekannt  ist,  hat  er  nach 

zu  —  die  Rechte  der  elterlichen  Gewalt  im  eigentHchen  Sinn  dauern  nur 
bis  zur  Voiyährigkeit  und  stehen  blos  dem  betr.  Eltemteil,  keinem  höheren 
Ascendenten  zu. 

Die  aufgezählten  Rechte  sind  vielmehr  zum  Teil  Ausflüsse  der  elter- 
lichen SteUung  überhaupt,  zum  Teil  eigentliche  Familienrechte  und  Familien- 
pflichten, welche  mit  der  elterlichen  Gewalt  als  solche  nichts  zu  thun  haben 
—  man  kann  sie  Rechte,  Ausflüsse  der  elterlichen  Gewalt  im  weiteren 
Sinne  nennen.  —  Es  sind  spezielle  Vorschriften,  welche  hauptsächlich  des 
Interesses  des  Kindes  und  der  Auß'echterhaltnng  der  Ordnung  in  der  Familie 
wegen  eingeftlhrt  sind. 

Bei  der  elterlichen  Gewalt  handelt  es  sich  aber  nur  um  Rechte,  die 
dem  Vater  und  bezw.  der  Mutter  bis  zur  Volljährigkeit  zur  Verwirklichung 
des  Erziehungsrechts,  bezw.  der  Erziehungspflicht  ihrer  Kinder  eingeräumt  sind. 

Zu  den  Rechten  der  elterlichen  Gewalt  im  weiteren,  uneigent- 
lichen Sinne  gehört,  ausser  den  angeführten,  auch  das  Recht,  Alimente  zii 
fordern,  Art.  205,  207,  das  Recht,  Schenkungen,  welche  dem  Kind  unter 
Lebenden  gemacht  werden,  für  dieses  anzunehmen  (Art.  935,  dieses  Recht 
hat  auch  der  Vormund,  dem  unmittelbar  die  Leitung  der  Erziehung  zu- 
steht, daneben  aber  auch  die  Eltern  und  Ascendenten  —  Art.  935,  463),  daa 
Recht,  Ehrerbietung  und  Hochachtung  zu  fordern,  Art.  B71  (was  freilich  auch 
jedem  anderen  Vormund  zukonmit).' 

^*)  Über  die  Auslegung  des  Art.  175  (crux  interpretum)  vgl.  Baudrj- 
Lacantinerie,  I  Nr.  484,  Zaeharlä-Dreyer^  III  §459  Anm.  13  u.  Text, 
Demolombe,  III  Nr.  148,  Monrlon^  I  Nr.  627. 
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§29  Abs.  2  ß.-St.-B.-G.  seine  Einwilligung  zu  geben*  Ja  noch 
mehr,  es  bedaxf  der  Minderjährige  in  allen  Fällen,  in  welchen  nur 
noch  seine  Mutter  lebt,  er  aber  unter  Vormundschaft  eines  Andern 
steht,  der  Einwilligung  dieses  anderen  Vormunds.  Art.  160  in 
neuer  Fassung:  §  2  des  bad.  Einf.-Ges.  z.  R.-St.-B.-G. 

Zudem  bedarf  der  Vormund  stets  zu  seiner  Einwilligung  der 
Ermächtigung  des  Familienrats,  d.  h.  eben  des  Amtsgerichts  als 
Yormundschaitsbehörde.    Siehe  Art.  160. 

Vgl.  auch  Art.  182;  —  Art.  174  u.  175  sind  aushoben,  und 
zwar  bereits  durch  das  bad.  St.-B.-G. 

Vgl.  femer  §  73  Abs.  2  E.-PoL-O.,  wonach  das  Amtsgericht 
vor  Erteilung  der  Ermächtigung  geeignetenfalls  ehevertragsmässige 
Sicherung  der  Vermögensrechte  des  Mkdeijährigen  verlangen  kann. 

Wenn  der  Mindeijährige  keine  Eltern  mehr  hat  und  ein 
Pflegschaftsvertrag  bezüglich  seiner  in  Frage  kommt,  so  kann  der 
Vormund  weder  nach  französischem  Eecht  noch  nach  badi- 
schem Kecht  ohne  Beistimmung  des  Familienrats  bezw.  Amts- 
gerichts in  die  Eingehung  des  Pflegevaterverhältnisses  einwilligen* 
Art.  361  und  §73  Abs.  3  R.-P0I.-O.  vgl.  mit  §59  E.-P0I.-O. 

Auch  nach  badischem  Becht  findet  bei  Ausübung  der  elter- 
lichen Gfewalt,  mag  der  betr.  parens  Vormund  sein  oder  nicht, 
d.  h.  also  weder  bei  Ausübung  der  elterlichen  Grewalt  während  be- 
stehender Ehe  durch  den  Vater,  als  auch  nach  aufgelöster  Ehe 
durch  den  überlebenden  Ehegatten,  mag  er  Vormund  sein  oder  nicht 
(es  wäre  denn,  dass  die  Mutter  Datiwormünderin  geworden  ist), 
so  wenig  wie  nach  französischem  Rechte,  grundsätzlich  eine  Mit- 
wirkung oder  Beaufsichtigung  seitens  des  Familienrats,  bezw.  des 
Amtsgerichts  statt.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatz  macht 
das  bad.  Recht  insofern,  als  die  Amtsgerichte  (als  Vormundschafts- 
behörden) die  flir  die  Minderjährigen  während  der  Ehe  ihrer  Eltern 
im  enizelnen  Falle  nötigen  besonderen  Vertreter  -—  tutor  ad  hoc  — 
bestellen  (die  Bestellung  eines  solchen  ist  z.  B.  notwendig  im  Falle 
der  Art  305,  318,  dann  nach  Analogie  des  Art.  420b,  wenn  der 
Vater  bei  einem  Rechtsgeschäft  mit  eigenem  Interesse  selbst  be- 
teiligt ist ,  z.  B.  im  Falle  des  Art.  577  cf ;  femer  im  Falle  des 
Art.  935,  ferner,  wenn  während  der  Ehe  der  Eltern  das  Vermögen 
der  Kinder  durch  üble  Verwaltung  gefährdet  wird)  —  dies  ist  in 
Frankreich  Sache  der  Gerichtshöfe,  der  tribunaux  de  premi6re 
instance. 

B&razetti,  Die  Yormiiodschaft  n.  8.  w.  15 
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Eine  weitere  Ansnahme  dieses  Grundsatzes  besteht  nach  bad. 
Recht  femer  darin,  dass  die  Amtsgerichte  auch  über  die  Abgabe 
der  elterlichen  Nutzniessung  nach  vollendetem  18.  bis  zum  21. 
Leben^ahre  des  Kindes  zu  befinden  haben  ^^)  —  und  endlich  stellt 
sich  als  eme  Ausnahme  noch  dar  die  Befugnis  der  Vonnundschafts- 


is)  Nach  französichem  Hecht,  Art.  384  C.  c,  erlischt  die  elterliche 
Nutzniessung  als  solche  —  abgesehen  von  anderen  Erlöschungsgründen  (tne: 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Gewaltsentlassung  des  Kindes  [Art.  384 
verb.  m.  476 ff.]«  Tod  des  Kindes,  Verurteilung  des  parens  gemäss  Art.  394 
und  335  Code  p4n.  [hier  geht  sie  auf  den  unschuldigen  parens  über],  Ehe- 
scheidung aus  bestimmter  Ursache  für  den  schuldigen  Teil  [Art.  386  Satz  1], 
zweite  Ehe  der  Mutter  [Art.  386  Satz  2] ,  femer  Fall  des  Art.  1442,  als  Folge 
der  Entziehung  der  elterUchen  Gewalt  wegen  notorisch  lüderlichen  Lebens- 
wandels des  parens ,  arg.  Art.  444  —  Eintritt  einer  der  Thatsachen ,  in 
welchen  auch  die  gewöhnliche  Nutzniessung  erlischt  [Art.  617, 618]),  —  mit  dem 
Tage ,  an  welchem  das  Kind  das  18.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Man  hat  die 
gesetzliche  Nutzniessung  auf  dieses  Alter  beschränkt,  weil  man  besorgte,  dass 
sonst  die  Eltern,  um  desto  länger  im  Yermögensgenuss  zu  bleiben,  die 
GewaltsenÜassung  verzögern  würden ,  bezw.  sich  weigern  würden ,  ihre  Zu- 
stimmung zur  Verehelichung  des  Kindes  zu  geben. 

Loer6  ad  Art.  384,  AeoUas,  I  1.  404. 

Nach  badisehem  Becht  ist  es  an ders.  Hiemach  erlischt  die  el t erli  c  h  e 
Nutzniessung  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  Kind  sein  18.  Lebensjahr 
vollendet  hat  oder  vollendet  haben  würde,  wenn  es  am  Leben  geblieben 
wäre.  —  Art  384  vgL  m.  Art.  620  und  der  landesherrL  Verordn.  v.  9.  Mätz 
1819  (B.-B1.  X),  wonach  unter  Hinweisung  auf  Art.  620  die  Nutzniessung  im 
Falle  des  Todes  des  Kindes  dennoch  bis  zum  18.  Jahre  dauern  soll ,  indem 
Art.  620,  der  nur  von  einer  vermachten  Nutzniessung  handelt,  auf  die  ge- 
setzliche Nutzniessung  der  Eltern  ausgedehnt  worden  ist.  Mithin  soll  der 
parens  jeden&lls  bis  zum  gedachten  Zeitpunkt  die  gesetzliche  Nutzniessung 
haben,  einerlei  ob  das  Kind  jenen  erlebt  hat  oder  nicht.  (Wenn  man 
übrigens  dieser  Verordnung,  weil  sie  nur  vom  Justizministerium,  nicht  aber 
vom  Ghx)6sherzog  selbst  publiziert  ist,  die  Gtesetzeskraffc  bestreitet,  so  muss 
man  für  Baden  die  Nutzniessung  als  mit  dem  Tode  des  Kindes  erioschen 
betrachten  —  siehe  Stabel,  gedrucktes  Hefb  von  der  elterlichen  Gewalt,  S.  19.) 

Ja,  noch  mehr,  der  parens  soll  die  Nutzniessung  bis  zu  erreichter 
Volljährigkeit  des  Kindes,  oder  wenn  es  vorher  sterben  sollte,  bis  zur 
Zeit,  wo  es  volljährig  geworden  wäre,  MLs  es  diesen  Zeitpunkt  erlebt  hätte, 
behalten,  wenn  nicht  ein  besonderes  Interesse  des  Kindes  die 
Abgabe  der  Nutzniessung  an  jenem  früheren  Zeitpunkt  (d.  h.  an  dem 
Tage,  an  welchem  das  Kind  sein  18.  Leben^ahr  vollendet  hat  u.  s.  w.)  als 
angemessenerscheinenlässt  — lEinf.-Ed.  §  VUI  Ziff.  3  — ,  worüber  die 
Obervormundschaftsbehörde  (Amtsgericht  nach  Anhörung  der 
Beiräte  und  des  Waisenrichters)  zu  entscheiden  hat.  §2  Ziff.  2 
R.-P.-Ges.  u.  §  58  Ziff.  2  der  R.-P.-Ordn. 
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bdiörde,  die  nbrigess  auch  für  das  französ.  Becht  ebenso  Platz 
greifen  dürfte,  wonach  es  dem  Familienrat,  dem  Ämtsgericht,  freisteht, 
wie  es  den  Vormund  überhaupt,  wenn  er  sich  notorisch  schlecht 
auffährt  oder  sich  bei  der  Verwaltung  der  Vormundschaft  treulos 
oder  un&hig  erweist,  absetzen  kann,  Art.  444,  siehe  auch  Art.  421, 
aach  dem  Vater  oder  der  Mutter  aus  diesen  Gründen  die  Vormund- 
sehaft  zu  entziehen,  ja  auch  den  Eltern,  selbst  dem  Vater  während 
der  Ehe  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Kinder  zu  nehmen.  ^^) 

Hieraus  ei^ebt  sich  sowohl  für  das  französ.  wie  auch  für  das 
bad.  Becht,  dass,  wenn  auch  grundsätzlich  keine  Einschränkung 
der  elterlichen  bezw.  vormundschaftlichen  Gewalt  der  Eltern  üi 
Betreff  der  Erziehung  des  Kindes  zulässig  ist,  gleichwohl  ein  all- 
gemeines Aufsichtsrecht  des  Familienrats,  der  Vormundschafts- 
behörde, im  richtig  verstandenen  Sinn,  freilich  in  weitergehendem 
Masse  im  bad.  Becht  als  im  französ.  Recht,  bei  jeder  Vormund- 
schaft, also  auch  bei  jener  der  Eltern,  wie  auch  bei  der  Ausübung 
der  dterlichen  Gewalt  während  bestehender  als  auch  nach  auf- 
gelöster Ehe,  in  Betreff  der  Erziehung  des  Kindes  angenommen 
w^en  muss.  Es  erheischt  dies  das  Interesse  des  Kindes,  wegen 
dessen  die  elta^liche  und  vormundschaftliche  Gewalt  vom  G^etz 
eingeführt  ist. 

Vgl.  auch  noch  in  Betreff  des  badischen  Bechts  den  §  58 
d.  R.-P.-0.  in  Verb.  m.  §  73,  femer  §  15  ibidem  u.  Erlass  des 
Hinist,  der  Justiz  v.  28.  Mai  1886  Nr.  9410  (abgedruckt  in  Annalen 
V.  1886  S.  265),  femer  §  7  B.-P.-0.,  §  10  D.-W.  f.  Waisenr.,  § 29 
D.-W.  t  Bürgerm.,  §  17  Abs.  1  d.  B. -Pol.- Ges.  V') 

Schliesslich  sei  noch  hervorgehoben:  Wenn  man  dem  Vormund, 
der  munittelbar  die  Sorge  für  die  Person  des  Mündels  in  der  Hand 


1«)  Vgl  auch  Reutti  a.  a.  0.  Bern.  IV I  za  §  58  Abs.  3  R.-P.-0.  S.  91, 
der  unter  Hmweisung  auf  Zaehariä-Dreyer,  I  §  120  Anm.  4  S.  316,  treffend 
hervorhebt,  dass  dies  der  jetzt  wohl  herrschenden  Praxis  entspricht,  dass 
aber  hierbei  die  freie  gerichtliche  Beurteilung  der  Sache  keiner  Einschränkung 
tmterliege,  dass  auch  in  den  Fällen  des  Art.  389  (s.  o.  Text)  ein  Einschreiten 
nach  Art  444  in  §  58  Abs.  3  B.-P.-0.  vorgesehen  sei,  welches  im  Interesse 
der  Kinder  ebenso  erforderlich  sei ,  wie  im  Interesse  ihres  sittlichen  Wohles 
das  Einschreiten  nach  Abs.  4  des  §  5S  B.  -P.  -0.  (Zwangserziehung  des  Kindes 
wegen  Missbrauchs  des  Erziehungsrechts  u.  s.  w.). 

Für  das  franz.  Becht  vgl.  auch  Anbrj  et  Bau,  §  119  n.  4,  Demolombe, 
Vn  Nr.  495,  Sürey  64,  I,  155,  Laurent,  IV  Nr.  54. 

")  Vgl  Benttt  a.  a.  O. 

15* 
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hat,  zugestehen  will,  dass  er  die  Dienste  des  Mfindels  im  Vertrags- 
weg einem  Anderen  unterwerfen  könne  —  über  diese  Frage  siehe  §  14 
S.  201  d.  W.  — ,  so  kann  er  dies  jedenfalls  nur  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  desselben,  nicht  darüber  hinaus,  und  auch  nicht, 
falls  jener  gewaltsentlassen  wird,  über  den  Zeitpunkt  der  Gewalts- 
entlassung hinaus.  Denn  von  diesen  Zeitpunkten  an  hat  seine  vor- 
mundschaftliche  Gewalt  aufgehört.  ^^)  Dies  dürfte  nicht  minder  in 
Betreff  der  Eltern  Platz  greifen,  welche  die  elterliche  Gewalt  haben, 
sei  es ,  dass  sie  zugleich  Vormünder  sind  oder  nicht  — :  denn  auch 
die  elterliche  Gewalt  erlischt  mit  der  Volljährigkeit  oder  der  Ge- 
waltsentlassung des  Kindes.    Art.  372. 

Die  persönlichen  Bechtsverhältnisse  des  Mündels  überhaupt 
und  zu  Dritten  (abgesehen  vom  Fall  örtlicher  StatutenkoUission) 
richten  sich  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  des  Vormunds,  d.  h.  der 
Sitz  der  Beziehungen  des  Vormunds  zu  Dritten,  m.  a.  W.  der  Sitz  der 
Beziehungen,  welche  aus  den  Handlungen  des  Vormunds  in  Betreff 
der  Führung  der  Vormundschaftsangelegenheiten  Dritten  gegenüber 
entstehen  bezw.  bestehen ,  ist  am  Wohnsitze  des  Vormunds  —  hier 
hat  auch  der  Mündel  seinen  (gesetzlichen)  Wohnsitz.  —  Art.  108 
verb.  m.  Art.  450.  Hier  sind  dem  Vormund  die  Zustellungen  zu 
machen,  welche  den  Mündel  betreffen,  z.  B.  die  Zustellungen  der 
Klagen,  welche  gegen  den  Mündel,  vertreten  durch  seinen  Vormund, 
zu  richten  sind  infolge  der  Geschäftsführung  des  Vormunds,  m.  a.W.. 
zu  welchen  die  für  den  Mündel  und  im  Namen  des  Mündels  durch 
den  Vormund  vorgenommenen  Bechtshandlungen ,  abgeschlossenen 
Verträge  u.  s.  w.  Veranlassung  geben. 

Der  Wohnsitz  des  Mündels  wechselt,  wenn  der  Vormund  seinen 
Wohnsitz  wechselt  —  er  ist  also  veränderlich. 

Dem  überlebenden  Eltemteil  ist  es  übrigens  unbenommen,  den 
Aufenthaltsort  (la  r&idence)  des  Mündels  an  einem  anderen  Ort, 
als  an  dem  Wohnsitz  des  Vormunds  zu  bestimmen,  hierdurch  wird 
jedoch  der  Wohnsitz  des  Mündels  nicht  beeinflusst ,  er  ist  stets  am 
Wohnsitz  des  Vormunds. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Wohnsitz  des  Mündels  ist  der 
Wohnsitz  der  Vormundschaft  (le  domicüe  de  la  tuteile).  Dieser 
bleibt  stets  derselbe  während  der  ganzen  Vormundschaft,  wenn  auch 

>8)  Siehe  auch  Aubry  et  Ran,  I  §  112  Text:  („D-un  autre  cöte),  le 
tuteur  ne  peut  engager  les  Services  du  pupüle  que  jusqa'  k  sa  vingt  et 
unieme  azmöe  ou  jasqu^  k  son  ^mancipation.^ 
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der  Wohnsitz  des  Mündels  wechselt,  denn  jener  ist  nicht  identisch 
mit  diesem  —  dieser  ist  veränderlich,  jener  ist  unveränderlich. 
(Vgl.  über  das  domicile  de  la  tutelle  den  §  5  S.  41  u.  ff.  d.  W.  ^») 

§16. 

Die  Bechte  und  Pflichten  des  Vormunds  in  Bezug  auf  das 
Hündelvermögen ,    und  zwar    I)  bei  Beginn  der  Vormund- 
schalt. *) 

Der  Vormund  hat  das  Mündelvermögen  als  ein  guter 
Haaswirt  zu  verwalten  (administrer).    Art.  450  Abs.  2. 

Dies  ist  seine  weitere  gesetzliche  Verpflichtung  ausser  der- 
jenigen, welche  ihm  in  Bezug  auf  die  Sorge  für  die  Person  des 
Mundeis  obliegt.    Vgl.  §§  14  u.  15  d.  W. 

(Der  Fall  ist  jedoch  auch  denkbar,  dass  noch  ein  überleben- 
dei-  Eltemteil  vorhanden  ist,  welcher  nicht  Vormund  ist  [weil  er 
z.  6.  unfähig  ist  oder  als  Mutter  die  Vormundschaft  abgelehnt  hat, 
Art  394] ,  dem  aber  die  elterliche  Gewalt  und  damit  das  gesetz- 
lische  Nutzniessungsrecht  am  Vermögen  semer  Kinder  zusteht  (wir 
setzen  den  Fall,  solche  haben  Vermögen,  an  welchem  ihm  die 
Nutzmessung  nicht  entzogen  ist)  —  in  Betreff  dieses  Vermögens 
steht  dem  überlebenden  Eltemteil  die  Verwaltung  am  Nutzniessungs- 
vermögen  zu,  und  nicht  dem  Vormund,  dieser  hat  hier  nur  die 
Verw«dtung  am  etwaigen  anderen  Vermögen  der  Kinder,  welches 
nicht  in  der  gesetzlichen  Nutzniessung  steht  —  dies  ist  selbstver- 
ständlich ,  denn  mit  dem  Nutzniessungsrecht  ist  stets  die  Verwaltung 
des  diesem  Eecht  unterstehenden  Vermögens  verbunden,  Art.  578  ff. 
—  ist  dagegen  der  überlebende  Ehegatte  weder  gesetzlicher  Nutz- 

^)  VgL  auch  über  den  Wohnsitz  des  Mündels  die  Ausführungen  in 
Baraiettiy  das  Personenrecht  u.  s.  w.  des  Code  Napol^n,  §  19  S.  265  n.  ff. 

Der  nicht  emanzipierte  Minderjährige,  der  nicht  unter  Vormundschaft 
steht,  weil  seine  Eltern  „beide^  noch  leben,  hat  seinen  gesetzKchen  Wohnsitz 
am  Wohnsitz  seiner  Eltern,  —  dieser  gesetzliche  Wohnsitz  kommt  dem  ehe- 
lichen Kinde  bei  seiner  Geburt  zu, 'es  hat  m.  a.  W.  seinen  gesetzlichen  Ur- 
spnmgswohnsitz  im  Moment  seiner  Geburt  am  Wohnsitz  seines  Vaters,  weil 
die  gestion  de  ses  int^rets  seinem  Vater  anvertraut  ist  —  Art.  389  —  (domi- 
cile d'origine),  sobald  sich  die  Ehe  der  Eltern  durch  den  Tod  löst,  hat  es 
von  Bechtswegen  seinen  Wohnsitz  bei  seinem  Vormund,  wenn  es  noch 
nündeijährig  oder  nicht  gewaltsentlassen  ist:  denn  der  Vormund  göre  ii 
prösent  ses  affaires.  —    Art.  450. 

*)  Zaehariä-Dreyer,  I§111;  Stabel,  §44:  Behaghel^  I§74. 
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niesser  (weil  z.  B.  kein  solches  Natzniessnngsvermögen  da  ist  oder  ihm 
solches  entzogen  ist)  noch  Vormund  (Art.  394,  427  ff.),  so  fehlt  es  ihm 
an  jedem  Kechtstitel  für  die  Verwaltung  des  Vermögens  und  hat 
solche  mithin  der  Vormund  —  denn  von  einer  Verwaltung  des 
Kindervermögens ,  welches  nicht  der  Nutzniessung  des  parens  unter- 
steht, kann  nur  dann  für  den  überlebenden  parens  die  Bede  sein, 
wenn  er  Vormund  ist,  arg.  Art.  389,  390,  und  hier  verwandelt  sich 
seine  gesetzliche  Verwaltung  in  eine  vonnundschafüiche ,  wenn  er 
der  Vater  ist,  ist's  die  Mutter,  so  erhält  sie  etwas,  was  sie  bis 
jetzt  nicht  hatte,  eine  Verwaltung,  und  zwar  eine  vormundschaft- 
Hche.  1) 

Der  Vormund  hat,  um  seiner  Aufgabe  der  Vermögensverwal- 
tung gerecht  zu  werden ,  Rechte  und  Pflichten  in  Betreff  des  Mün- 
delguts: I)  bei  Beginn  seines  Amtes  (wovon  in  diesem  Paragi\ 
gehandelt  wii-d),  II)  während  der  ganzen  Dauer  seines  Amtes 
(während  „la  gestion  de  la  tuteile"  —  §  17,  sowie  endlich  III)  nach 
Beendigung  seiner  Vormundschaft—  §§23,  24  u.  25  d.W. 

Wir  sprechen  hier  I)  von  den  Rechten  und  Pflichten 
des  Vormunds  in  Betreff  des  Mündelguts  bei  Beginn 
seines  Amtes. 

■ 

Siehe  §  13  S.  166  u.  fl.  d.  W.  über  den  Beginn  der  Vormundschaft. 

Der  Vormund  hat  bei  Beginn  seines  Amtes  folgende  Ver- 
pflichtungen: 

1)  Er  muss  die  Ernennung  eines  Gegenvormunds 
beim  Familienrat  betreiben  —  Art.  421  — ,  vorausgesetzt, 
dass  er  gesetzlicher  oder  elterlich  verordneter  Vormund  ist,  und  ein 
Gegenvormund  noch  nicht  im  Amt  ist  oder  nicht  mehr  im  Amt  ist. 
Arg.  Art.  420  u.  421.  Ist  der  Vormund  dagegen  Dativvormnnd, 
und  es  fäUt  bei  seinem  Amtsantritt  die  Ernennung  eines  Gegenvor- 
munds notwendig,  so  erfolgt  unmittelbar  nach  der  Ernennung  jenes 
die  Ernennung  des  Gegenvormunds  durch  den  Familienrat.  Art.  422. 

0  Vgl.  Laurent,  IV  Nr.  845  verb.  m.  Nr.  263,  siehe  auch  Deinolontbe, 
VI  Nr.  448  bis;  vgl.  auch,  wenigstens  teilweise,  §  9  S.  78  u.  ff.  d.  W. 

Freilich  in  der  Praxis  überweist  man  trotzdem  die  Verwaltung  des 
gesamten  Vermögens  dem  Vormund.  Dieser  hat  aber  dann  die  Pflicht, 
die  Erträgnisse  des  Nutzniessungsvermögens  entsprechend  den  Verhältnissen 
dem  parens  usufiiictuarius  zukommen  zu  lassen.  Liesse  man  zwei  getrennte 
Verwaltungen  hier  zu,  so  entstände  hierdurch  eine  ganze  Beihe  von  GoUi- 
sionen  und  Wirrsalen. 
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Ist  nach  dem  Tode,  der  Absetzung  des  bisherigen  Vormunds 
ein  neuer  Vormund  an  dessen  Stelle  getreten  und  ist  er  aus  der- 
jenigen Verwandtenlinie  des  Minderjährigen  genommen ,  zu  welcher 
der  Gegenvormund  gehört  (es  wäre  denn,  dass  beide  voDbürtige 
Bruder  sind),  so  muss  die  Ersetzung  des  Gegenvormunds  durch 
einen  anderen  erfolgen.  Der  neue  Vormund  muss  diese  Ersetzung, 
\mw.  Ernennung  eines  Gegenvormunds,  vorausgesetzt,  dass  er 
gesetzKcher  oder  elterlicher  Vormund  ist,  betreiben  —  ist  er  Dativ- 
vormund,  so  erfolgt  auch  hier  die  Ernennung  des  neuen  Gegenvor- 
munds unmittelbar  nach  der  Ernennung  jenes  durch  den  Familien- 
rat. Ai'g.  Art.  423  verbunden  mit  Art.  421,  422  u.  arg. 
Art.  420,  421,  422. 

M.  a.  W.  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  gesetzlicher  oder 
elterlich  verordneter  Vormund  die  Vormundschaft  übernimmt,  und 
in  welchen  die  Ernennung  eines  Gegenvormunds  nötig  fallt,  muss 
der  Vormund  bei  Beginn  seines  Amtes  solche  betreiben,  und  zwar 
bei  Vermeiden  des  in  Art.  421  Abs.  2  angedrohten  Nachteils  — , 
während  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Dativvormund  die  Vor- 
mundschaft übernimmt,  die  Ernennung  des  Gegenvormunds,  sofern 
überhaupt  ein  solcher  ernannt,  werden  muss,  unmittelbar  nach  Er- 
nennung des  Datiwormunds  erfolgt.  ^) 


2)  Die  Richtigkeit  des  Dargestellten  folgt  aiis  Art.  421  ff. 

Art  421  sagt:  ,,Weim  die  VormuBdschai^  übertragen  wird  auf  eine 
der  im  L,  IL  u.  HI.  Abschnitt  des  gegenwärtigen  Capitels  (Cap.  IV)  bezeich- 
neten Personen  —  (mithin  auf  den  überlebenden  Eltemteil  [Ahschn.  I],  auf 
den  elterlich  verordneten  Vormund  [Abschn.  II],  auf  den  männlichen  höheren 
Ascendenten  [Abschn.  IH]),  —  so  muss  dieser  Vormund  vor  Antretung  seiner 
Verrichtungen  zur  Ernennung  des  Gegenvormunds  einen  Familienrat  zu- 
sammenberufen  lassen.  Hat  er  sich  vor  ErfEQlvmg  dieser  Förmlichkeiten  in 
die  Verwaltung  eingemischt,  so  kaim  der  Familienrat,  welcher  auf  Ansuchen 
der  Verwandten  u.  s.  w.  zusammenberufen  wird,  dem  Vormund,  wenn  von 
Seiten  desselben  Arglist  vorhanden  war,  die  Vormundschaft  entziehen,  un- 
besdiadet  der  dem  Minderjährigen  gebührenden  Entschädigung. 

Art  422  bestimmt  dagegen:  „Bei  den  übrigen  Vormundschaften 
muss  die  Ernennung  des  Geg^ivormunds  unmittelbar  nach  der  des  Vor- 
mimds  geschehen.^^  Unter  den  übrigen  Vormundschaften  können  also  im 
Hinblick  auf  Art.  421  nur  die  Dativvormundschaften  verstanden  sein. 
Art  423  hat  dann  eine  besondere  Bestimmung  hinsichtlich  des  zu  ernennen- 
den Gegenvormunds,  in  Betreff  deren  auch  die  Art.  421  u.  422  im  gegebenen 
Fall  Anwendung  finden.  Vgl.  auch  noch  Art.  42ö,  wonach  die  G^envor- 
mimdschaft  nur  mit  der  Vormundschaft  als  solcher  endigt. 
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Vgl.  auch  §  12^.  158  u.ff.  d.  W.  und  für  Baden  noch:  §4  D.-W. 
f.  Vorm.  u.  §  13  D.-W.  f.  Waisenr. 

2)  Der  Vormund  muss  die  Aufnahme  eines  In- 
ventars (eines  Vermögensverzeichnisses)  über  das 
Mündelgut,  welche  in  Gegenwart  des  Gegenvormunds 
zu  geschehen  hat,  veranlassen.  Art.  451  C.  c,  Art.  941  ff. 
C.  d,  pr.  civ. 

Der  Zweck  des  aufizunehmenden  Vermögensverzeichnisses  ist 
der :  Es  soll  damit  eine  Grundlage  für  die  am  Ende  der  Vormund- 
schaft zu  erstattende  Vormundschaftsrechnung  (Art.  469)  geschafft 
und  die  Möglichkeit  der  Feststellung  des  Veimögens,  welches  dem 
Vormund  bei  Antritt  seines  Amtes  übergeben  worden  ist,  erbracht 
werden.  ^) 

Das  Inventar  soll  nach  Art.  451  C.  c.  über  das  Vermögen 
des  Mündels  aufgenommen  werden. 

Gegenstand  der  Vermögensaufnahme  ist  daher:  Das 
gesamte  dermalige  Vermögen  des  Mündels,  des  beweg- 
lichen wie  unbeweglichen  Vermögens,  der  körperlichen 
und  unkörperlichen  Sachen  (d.  h.  der  Sachen  und  Forderungen), 
der  Aktiven  und  Passiven.  Art.  451. 

Für  das  französische  Eecht  ist  hierin  eine  Beschränkung 
eingetreten,  indem  Art.  943  C.  d.  pr.  civ.,  welcher  den  Inhalt  dessen 
angiebt,  was  das  Inventar  Alles  enthalten  muss,  nicht  von  den 
Liegenschaften  spricht.  Gleichwohl  ist  es  in  Frankreich  Ge- 
brauch, auch  die  Liegenschaften  im  Inventar  in  Kürze  anzu- 
führen, aber  ohne  nähere  Beschreibung  und  Abschätzung  der- 
selben. *) 


8)  VgL  auch  Laurent,  VNr.  9,  der  noch  weiter,  sehr  treffend,  als 
Zweck  des  YennÖgensverzeichnisses  angiebt,  dass  der  Familienrat  das  Ver- 
mögen des  Mündels  genau  kennen  muss,  um  die  gesetzliche  Hypothek 
spezialisieren  zu  können  —  für  Baden  von  besonderer  Bedeutung  in  Folge 
des  neuen  Pfandgesetzes  v.  29.  März  1890  — ,  die  der  Mündel  an  den  Ldegen- 
schafben  des  Vormunds  hat,  und  um  die  Summe  der  jährlichen  Ausgabe  föi* 
die  Person  des  Mündels  bestimmen  zu  können  —  Art.  454. 

*)  Sehr  zutreffend  hebt  Benand^  Collegienheil,  §  44,  hervor,  dass  der 
Qrund  dieser  Bestimmung  des  C.  d.  pr.  civ.  der  sei,  dass  die  Inventarisierung 
der  Immobilien  minder  notwendig  sei,  weil  man  sie  nicht  verschwinden 
lassen  könne  (auch  können  sie  stets  vom  Eigentümer  vindiziert  werden,  was 
bei  Mobilien  nicht  der  Fall  ist  —  Art  2279),  und  ausserdem,  weil  die  Ver- 
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In  Baden  ist  der  Ck)de  de  proc.  civ.  niemals  Gesetz  gewesen, 
mithin  gilt  auch  Art.  948  C.  d.  pr.  civ.  nicht,  sondern  allein  das 
Landrecht,  Art.  451,  mithin  ist  eine  eingehende,  sich  auch  auf 
die  Liegenschaften  erstreckende  Inventarisierung  in  Baden  vor- 
zunehmen. 

Was  die  Form  des  Inventars  anlangt,  so  genügt  nicht  die 
Form  eines  Privatverzeichnisses,  sondern  es  ist  durch  einen  Notar, 
den  der  Vormund  zuzuziehen  hat,  in  öffentlicher  Form  aufzunehmen. 
Der  Aufiiahme  selbst  hat  ausser  dem  Vormund  auch  der  Gegen- 
vormund beizuwohnen.  *)  Art.  451  C.  c,  Art.  941  C.  d.  pr.  civ. 
Die  Abschätzung  der  Fahrnisse  nimmt  entweder  der  Notar  selbst 
vor  oder  er  bedient  sich  hierbei  Sachverständiger,  welche  in  Frank- 
reich aus  der  Zahl  der  Gerichtsschreiber  (greffier),  der  Gerichts- 
vollzieher (huissier),  der  verpflichteten  Schätzer  (commissaire-priseur) 
genommen  werden. 

In  Baden  hat  die  Aufiiahme  des  Inventars  gleichfalls  durch 
einen  Notar  zu  erfolgen,  und  hat  derselben  ausser  dem  Vor- 
mund und  Gegenvormund  auch  noch  der  Waisenrichter  bei- 
zuwohnen. Diese  Personen  sind  vom  Notar  beizuziehen.  Die 
Schätzung  der  Liegenschaften,  sowie  überhaupt  die  Schätzung, 
ninunt  der  Waisenrichter  vor.  Vgl.  auch  Art.  821  C.  c.  — 
femer  für  Baden  noch  §  5  D.-W.  f.  Vorm.,  §  6  D.-W.  f.  Q^env., 
§§  26,  32  R.-P0I.-G.,  §§  5,  80  ff.,  107  ff.  Not-Ordn.,  §§  26  ff.,  32  ff. 
D.-W.  f.  Waisenr.,  §  55  D.-W.  f.  Bürgerm. 

Aus  allem  dem  geht  hervor,  dass  weder  in  Frankreich 
noch  in  Baden  die  Form  eines  Privatverzeichnisses  genügt. 

Besondere  Verpflichtung  des  Vormunds,  der  „Gläu- 
biger" des  Minderjährigen  ist: 

Ist  insbesondere  der  Vormund  „Gläubiger"  des  Minder- 
jährigen, so  muss  er  seine  Forderung  sofort  zum  Inventar  angeben, 
und  zwar  bei  Strafe  des  Verlusts  derselben.  Diese  Verluststrafe 
tritt  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  ein,  dass  der  Vormund 
vorher  von  dem  inventarisierenden  Beamten  (Notar)  zur  An- 
gabe semer  etwaigen  Forderungen  besonders  angefordert  worden 

mefisimg  derselben  und  Beschreibimg  ihrer  Kultur  und  Beschaffenheit  kost- 
spielig und  sehr  zeitraubend  sei. 

^)  Aus  diesem  Qrunde  muss  der  Vormund  sofort  nach  Beginn  seines 
Amtes,  wenn  er  gesetzlicher  Vormund  ist  und  der  Minderjährige  noch  nicht 
bevormundet  war,  die  Ernennung  des  Gegenvormunds  betreiben. 
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ist,  und  dass  der  Beamte  dieser  Aufforderung  ausdrücklich 
im  Protokoll  Erwähnung  gethan  hat.    Art.  451  Abs.  2. 

Hat  der  Notar  die  Aufforderung  unterlassen,  so  ist  er  dem 
Minderjährigen  für  den  daraus  entstehenden  Schaden  haftbar. 
Art.  1382.6) 

Der  Vormund,  welcher  bei  Aufiiahme  des  Inventars  seine 
Forderung  trotz  Aufforderung  nicht  angegeben  hat,  verliert  solche 
jedoch  dann  nicht,  wenn  er  aus  gerechter  Ursache  seine  Eigen- 
schaft als  Grläubiger  nicht  kannte  und  daher  keine  Angabe  gemacht 
hat  —  siehe  Anm.  6. 

Art.  451  Abs.  2  findet  keine  Anwendung  auf  den  Gegen- 
vormund. 

Die  Zeit  für  Beginn  und  Vollendung  des  In- 
ventars: 

Das  Inventar  ist  innerhalb  zehn  Tagen  nach  dem  Eintritt 
des  Vormunds  in  sein  Amt  zu  beginnen.  Bezüglich  der  Zeit, 
innerhalb  welcher  es  zu  vollenden  ist,  giebt  das  Gtesetz  keine 
Vorschriften. 

Art.  451  Abs.  1  bestimmt:  Der  Vormund  soll  binnen  zehn 
Tagen  nach  seiner  ihm  gehörig  bekannt  gewordenen  Ernennung 
die  Abnahme  der  Siegel,  wenn  dieselben  angelegt  waren,  be- 
antragen und  unmittelbar  darauf  zur  Aufnahme  eines  Inventai^s 
über  das  Vermögen  des  Mindeij  ährigen  im  Beisein  des  Gregen- 
vormunds  schreiten  lassen. 

Der  Gesetzgeber  hat  in  Art.  451  den  Fall  im  Auge,  dass  zu- 
gleich mit  Eröflfeung  der  Vormundschaft^  dem  Minderjährigen  eine 


ö)  Der  Grund  der  Bestimmung  des  Art.  451  Abs.  2  ist  der:  das  Ge- 
setz befürchtet,  dass  ein  Vormund,  der  irüher  eine  Forderung  hatte,  welche 
getilgt  ist,  die  Zahlung  dieser  Forderung  nochmals  begehren  könnte,  £bl1Ls 
er  unter  den  Papieren  des  Minderjährigen  keinen  Beleg  ftir  die  Zahlung 
findet. 

Die  gesetzliche  Bestimmung  ist  so  strenge  und  bestimmt,  dass  auch 
Forderungen  des  Vormunds,  welche  durch  öffentliche  Urkunden  festgestellt 
sind,  nicht  ausgenommen  werden  können.  Es  ist  auch  einerlei,  ob  die 
Forderung  des  Vormunds  liquid  oder  nicht  liquid  ist.    Sirey  52,  2,  340. 

Der   Art.  451  Abs.  2  ist  nicht  anwendbar,  wenn  der  Vormund  ohne 
sein  Wissen  Gläubiger  des  Mündels  geworden  ist,  z.  B.  infolge  einer  £rb- 
uchafb,  deren  Eröffiiung  nur  kurz  vor  jener  der  Vormundschaft  statthatte  - 
so  Demelombe,  Vn  Nr.  563.     Vgl.   femer  Slrej  79,   I  347.     Siehe  auch 
Gageiir  a.  a.  0.,  S.  198, 199. 
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Erbschaft  zufallt,  m.  a.  W.,  dass  sich  die  Vonniindschaft  durch 
den  Tod  des  einen  Eltemteils  eröfihet. 

Eine  solche  Erbschaft  muss  amtlich  (durch  den  Friedens- 
richter) vemegelt  werden,  d.  h.  es  müssen  an  die  Öfinungen  der 
verschiedenen  Fahrnisse  und  Räume  des  Sterbehauses,  welche  jene 
enthalten  (z.  B.  an  die  Schi*ank-  und  Thürschlösser)  Siegel  an- 
gelegt werden  (l'apposition  des  scelles),  um  Entwendungen,  Unter- 
schlagungen vorzubeugen.  Art.  819  C.  c.  in  Verb.  m.  Art.  907  flF. 
C.  d.  pr.  dv. 

Der  Art.  451  ist  jedoch  hier  offenbar  zu  eng  gefasst,  indem 
eine  Vormundschaft  eröffnet  werden  kann,  ohne  dass  es  sich  dabei 
um  eine  dem  Mindeijährigen  angefallene  Erbschaft  handelt  — 
z.  B.  wenn  eine  Vormundschaft  über  aussereheliche  Kinder  sich 
eröffiiet,  oder  auch  sonst,  wenn  z.  B.  bei  Eröffnung  der  Vormund- 
schaft durch  den  Tod  des  einen  Eltemteils  offensichtlich  durchaus 
nichts  vorhanden  ist,  was  der  Versiegelung  unterworfen  wäre. ') 

Ja,  nach  rein  französischem  Eecht  kann  es  sogar  im 
Falle  des  Art.  819  C.  c,  wenn  dem  Minderjährigen  bei  Eröfl&iung 
einer  Vormundschaft  eine  Erbschaft  zufällt,  vorkommen,  dass  keine 
Siegelanlegung  stattgeftinden  hat.  Nach  Art.  819  C.  c.  sollte  zwar 
stets  Sißgelanlegung  stattfinden,  sobald  Minderjährige  bei  einer 
Erbschaft  beteiligt  sind,  aber  durch  Art.  911  C.  d.  pr.  dv.  tritt 
in  dieser  Beziehung  eine  Modifikation  des  Art.  819  G.  c.  ein,  indem 
nach  den  Worten  des  Art.  911  C.  d.  pr.  civ.  die  Siegelanlegung 
nnr  notwendig  ist,  wenn  der  Minderjährige,  der  bei  einer  Erbschaft 
beteiligt  ist,  keinen  Vormund  hat. 

Hat  er  einen  Vormund,  Art.  911  C.  d.  pr.  civ.,  so  sind  die 
Siegel  nur  auf  dessen  Antrag  anzulegen.  ^) 

Und  auch  in  der  Richtung  ist  Art.  451  zu  eng  gefasst,  indem 
er  sagt:  Der  Voimund  solle  in  den  nächsten  zehn  Tagen  „nach 

')  Wenn  Senaudy  GoUegienheft,  §44  anführt,  dass,  wenn  z.B.  die 
Ehe  der  £ltem  durch  Ehescheidung  aufgelöst  wird,  die  Vormundschaft,  ohne 
dasB  von  einer  Erbschaft  die  Rede  sei,  eröffnet  werde,  so  ist  dies  Beispiel 
anzutreffend,  weil  durch  die  Ehescheidung  überhaupt  keine  Eröf&iung  einer 
Vormundschaft  statthat  —  siehe  auch  §  2  S.  17  d.  W. 

8)  Sirey  18,  2,  231. 

Der  Vormund  wird  mithin  gutthun,  die  Anlage  zu  beantragen,  um 
jeden  Verdacht  einer  Veruntreuung  von  sich  fernzuhalten,  denn  die  Unter- 
lassung der  Siegelanlage  könnte  ihn  unter  umständen  dem  Minderjährigen 
ersatzpflichtig  machen. 
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seiner  ihm  gehörig  bekannt  gewordenen  Ernennung" 
das  Inventar  beginnen.  Danach  würde  sich  das  Gesetz  nnr  auf 
die  Dativvormundschaft  beziehen. 

Nach  der  richtigen  Ansicht  ist  nun  der  Art.  415  einer 
ausdehnenden  Auslegung  unterworfen  und  ist  daher  so  aus- 
zulegen: 

Der  Vormund  soll  innerhalb  der  nächsten  zehn 
Tage,  nachdem  sein  Amt  begonnen  (seine  Verantwort- 
lichkeit ihren  Anfang  genommen)  hat,  die  Siegel- 
abnahme beantragen,  falls  Siegel  angelegt  waren,  und 
sodann  unmittelbar  zur  Aufnahme  des  Inventars 
schreiten  lassen;  —  wenn  Siegel  angelegt  waren,  so 
soll  er  unmittelbar  (da  hier  von  Beantragung  der  Siegel 
keine  Eede  sein  kann),  d.  h.  eben  innerhalb  der  zehn  Tage, 
inventarisieren  lassen. 

Mithin  soll  der  Vormund  „in  jedem  Falle"  inner- 
halb der  zehn  Tage  zur  Inventarisierung  schreiten 
lassen.  ®) 

Vgl.  auch  §  5  lit.  a  der  bad.  D.-W.  f.  Vorm. 

Nach  bad.  Recht  (der  Code  de  proc.  civ.  gilt  in  Baden 
nicht)  ist  schon  vor  dem  Eintritt  des  Vormunds  in  das  Amt  bei 
jedem  Todesfall,  welcher  eine  Vormudschaft  eröffnet, 
von  Amts  wegen  eine  Versiegelung  des  Nachlasses  durch  den 
Notar  oder  den  Bürgermeister  vorzunehmen  —  mithin  kann  in 
solchem  Falle  nicht,  wie  nach  französ.  Eecht,  es  sich  ereignen, 
dass  eine  Versiegelung  nicht  stattgefunden  hat. 

Vgl.  Art.  819  des  Landr.  in  Verb.  m.  §  32  E.-P0I.-G.,  §  80 
Not.-Ordn.,  §§  26,  27  D.-W.  f  Waisenr.,  §  55  D.-W.  f  Bürgerm. 

Hieran  schliesst  sich  dann  in  Baden  die  Betreibung  der  Er- 
nennung eines  Gegenvormunds  durch  den  Voimund  und  der 
Antrag  desselben  binnen  zehn  Tagen  nach  dem  Eintritt  ios  Amt, 
dass  die  Siegelabnahme  statthabe  und  der  Notar  die  demselben, 
sogar  schon  von  Amts  wegen  obliegende  Inventarisierung  vornehme, 
zu  der  von  diesem,  wie  oben  bemerkt,  ausser  dem  Vormund  und 
Gegenvoimund  auch  noch  der  Waisenrichter  beizuziehen  ist.  Art.  451, 


9)  Vgl.  über  das  Ausgeführte  Benaud,  GoUegienheft,  §  44,   dem  ich 
mich  hier  im  Allgemeinen  angeschlossen  habe. 
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821  in  Verb.  m.  §  32  E.-PoL-G.,  §§  107,  111  Not-Ordn.,  §  5  D.-W. 
f.  Vorm.,  §  28  D.  -W.  f.  Waisenr. 

Die  Entsiegelung  findet  in  Frankreich  durch  den  Friedens- 
richter statt  —  und  sie  kann  nicht  eher  vorgenommen  werden, 
als  bis  der  Minderjährige  mit  einem  Vormund  (der  den  Antrag 
zu  stellen  hat)  versehen  oder  emanzipiert  ist.  Art.  929  C.  d. 
pr.  dv. 

Alles  das,  was  Art.  451  vom  Inventar  sagt,  gilt  auch  natürlich 
mutatis  mutandis,  wenn  der  Vormund  nicht  die  Vormundschaft  über 
einen  nicht  schon  bevormundeten  Minderjährigen  übernimmt,  also 
nicht  bei  Eröflftiung  der  Vormundschaft  überhaupt  eintritt,  sondern 
nur  als  neuer  Vormund  den  früheren  Vormund  ersetzt  und  dabei 
die  Errichtung  eines  Inventars  nötig  fällt.  —  Dieselbe  kann  in 
diesem  Falle  und  auch  sonst  noch  wegfallen: 

a)  Sie  fällt  weg  —  von  der  Errichtung  eines  Inventars  ist  selbst- 
verständlich keine  Rede  —  wenn  der  Minderjährige  nichts  hat. 

Dies  muss  jedoch  durch  ein  Zeugnis  des  Friedensrichters  fest- 
gestellt werden.  Man  nennt  dieses  Zeugnis  Garrenzprotokoll 
procte -verbal  de  carence  (vom  latein.  carere).  Art.  924  C.  d. 
pr.  civ. 

In  BadennimmtsolchesderNotar,bezw.  der  Bürgermeister 
und  Batschreiber  auf.  Es  ist  dies  im  bad.  Recht  nicht  besonders 
bestimmt,  folgt  aber  aus  der  Natur  der  Sache. 

b)  Auch  dann  ist  kein  Inventar  zu  errichten,  wenn  ein  Vor- 
mund eine  Vormundschaft  über  einen  Minderjährigen,  der  be- 
reits bevormundet  war,  übernimmt;  denn  das  Vermögen  des 
Minderjährigen  wird  in  diesem  Falle  durch  das  bereits  vorhandene 
Inventar  und  die  Rechnung  des  abti-etenden  Vormunds,  bezw.  seiner 
Erben  festgestellt,  es  wäre  denn,  dass  auch  hier  ausnahmsweise 
die  Auftiahme  eines  Inventars  geboten  wäre. 

In  dem  angeregten  Falle  hat  nämlich  der  neue  Vormund  in 
der  Regel  nur  von  dem  ffüheren  Vormund  oder  von  dessen  Erben 
die  Ablegung  der  Vormundschaftsrechnung  in  Gegenwart  des 
Gegenvormunds  bei  Schadensersatzvermeiden  und  die  Ausantwortung 
des  Mündelvermögens  zu  verlangen.  —  Art.  469,  ai'g.  Art.  419, 
arg.  Art  470.  -  Siehe  auch  §  25  d.  W. 

Vgl.  auch  für  Baden  noch  §  5  Ut.d  der  D.-W.  f.  V.,  §80 
R.-Pol.-O.,  §  24  D.-W.  f.  Waisenr.,  §  12  D.-W.  f.  Gegenvorm. 
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Ausnahmsweise  ist  aber  auch  im  angeregten  Fall  die  Auf- 
stellung eines  Inventars  dui^ch  den  neuen  Vormund  geboten,  nämlich 
dann,  wenn  der  frühere  Vonnund  die  Errichtung  eines  Inventai-s 
versäumt  hat  —  arg.  Art.  451  —  und  auch  dann,  wenn  der 
frühere  Vormund  gestorben  und  der  Mindeijährige  an  dessen  Erb- 
schaft beteiligt  ist,  oder  wenn  dem  Minderjährigen  im  Zeitpunkt 
des  Vormundswechsels  eine  Erbschaft  angefallen  ist,  welche  nicht 
in  der  Rechnung  aufgeführt  ist.  Arg.  Art.  451  Abs.  1,  arg. 
Art,  819  ff. 

In  solchem  Fall  muss  der  neue  Vormund  bei  der  Inventar- 
au&ahme  selbstverständlich  auch  seine  etwaigen  Forderungen  an 
das  Mündel  angeben,  da  ihn  sonst  der  Nachteil  des  in  Art.  451 
Abs.  2  angedrohten  Verlustes  derselben  trifft.  Arg.  Art.  451 
Abs.  2. 10) 

Abgesehen  von  der  Verpflichtung  des  Vormunds  bei 
Beginn  der  Vormundschaft  inventarisieren  zu  lassen, 
besteht  aber  auch  selbstverständlich  für  jeden  Vormund 
die  Verpflichtung  zur  Inventarisierung  während  der 
Vormundschaft,  wenn  nämlich  dem  Mündel  neues  Ver- 
mögen zufallen  sollte.    Arg.  Art.  451. 

Hier  wirft  sich  auch  die  Frage  auf:  Ob  der  Vormund  die 
Inventarisation  dann  unterlassen  kann,  wenn  dem  Mündel  Ver- 
mögen im  Schenkungswege  (sei  es  inter  vivos  oder  mortis  causa) 
zugewendet  wird  unter  ausdrücklicher  Erlassung  der 
Verpflichtung  des  Vormunds  zur  Inventarisierung  sei- 
tens des  Zuwendenden? 

Diese  Frage  ist  durchaus  zu  verneinen.  Jede  in  dieser 
Weise  vom  Schenkgeber  oder  Erblasser  verfügte  Erlassung  der 
Inventarisationspflicht  des  Vormunds  ist  rechtlich  wirkungslos,  sei 
es,  dass  es  sich  um  eine  Erlassung  der  Errichtung  des  Inventai's 
bei  Beginn,  oder  um  eine  solche  während  der  Vormundschaft 
handelt. 

Die  Vorschrift  der  Inventaraufiaahme  ist  juris  publici, 
eine  solche  Befreiung  von  derselben  ist,  als  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  verstossend,  als  nicht  erfolgt,  nicht  geschrieben,  zu  be- 
trachten.   Arg.  Art.  900  in  Verb.  m.  Art.  6  C.  c. 


«>)  Vgl.  zu  dem  Ausgeftihrten:  Zacharift-Drejer,  I  §111  Anm.  1, 
Demolombe,  VII  Nr.  552  u.  Laurent,  V  Nr.  9. 
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Unsere  Ansicht  findet  ihre  Hauptstütze  in  der  Vorschrift  des 
Art  461,  wonach  der  Vormund  eine  dem  Mündel  anerfallene  Erb- 
schaft nur  anter  der  Eechtswohlthat  des  Erbverzeichnisses  (sab 
beneficio  inventarii)  annehmen  dar^  und  dann  kann  dem  Vor- 
miind  d esshalb  die  Verpflichtung  zur  Au&ahme  des  Inventars 
nicht  erlassen  werden,  weil  ihm  nach  dem  Code  Napolton  (und 
badischem  Landrecht)  die  Verpflichtung  zur  Ablegung  der  Vor- 
mnndschaftsrechnung  nicht  erlassen  werden  kann  —  Art.  469  ff — 
siehe  auch  §  25  d.  W. :  denn  Vormundschaftsrechnung  ohne  Inven- 
tiLF  ist  nicht  denkbar.  ^^ 

Wenn  der  Vormund  seiner  Verpflichtung  zur  Inventarisation 
nicht  nachgekommen  ist,  so  kann  der  Mindeijährige,  bezw.  sein 
Vertreter,  s.  Zt.  gegen  den  Vormund  den  Bestand  und  Betrag 
(Wert)  des  Mundelvermögens  durch  eine  jede  Art  von  Beweis- 
mitteln erbringen  —  also  durch  Urkunden,  Zeugen,  Indizien  und 
insbesondere  durch  den  „gemeinen  Ruf"  (la  commune  renommße)  ^^) 
und  unter  Umständen  vermittelst  des  Schätzungseides  (Art.  1869 
—  juramenteun  in  litem).  —  Vgl.  Art.  1348,  1353,  1415,  1442, 
1504  u.  1369.  — 

Es  ist  also  hier  eine  Ausnahme  von  der  Regel  des  Code 
Nap.,  wonach  wenn  ein  gewisser  Wert,  eine  Summe  von  über  150 
Franken  in  Betracht  kommt,  der  Beweis  durch  Zeugen  und  In- 
dizien ausgeschlossen  ist  —  Art.  1341  ff  —  durch  Art.  1348  ge- 
macht. 

In  Baden  ist  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  14  Ziff.  2  des 
Einf.-Ges.  zur  R.-Civ.-Proz.-Ordn.  dahin  Änderung  erfolgt,   dass 


^*)  So  durchaus  zutreffend  und  überzeugend  Benaud,  CoUegienheft  §  44. 

ZaebarlA,  I  §  111,  will  eine  solche  Entbindung  zulassen,  jedoch  nur 
iiisoweit,  als  der  Mmderj  ährige  nicht  der  Vorbehaltserbe  des  Verfügenden  ist 
(da  beim  Vorbehalt,  la  reserve,  keine  Bedingung  zulässig  ist),  bezw.  als 
dieses  Vermögen  nicht  Vorbehalt  des  Minderjährigen  ist  Allein  dies  ist  aus 
den  angeftlhrten  Gründen  unrichtig.  Zachariä  hat  hier  den  Standpunkt  des 
römischen  Hechts  emgenommen  (lex  ult  §  1  Cod.  arbitrium  tutelae  5, 51  — ), 
der  aber  nicht  jener  des  französischen  Kechts  ist. 

Vgl.  insbes.  auch  Bolleux,  n  Anm.  zu  Art  451  S.  401  und  Aubrj  et 
BtOy  I  §112  Anm.  15,  femer  Demolombe,  Vn  Nr.  547—549. 

1-)  Siehe  jedoch  Laurent,  V  Nr.  11,  welcher  die  Zulässigkeit  des  Be- 
weises durch  den  ,,gemeinen  Buf^*  bestreitet 

VgL  über  diese  Art  des  Beweises  ganz  insbesondere  Bellot  des 
UlBi^res,  trait^  du  contrat  de  manage,  II,  80;  Zaeharift,  m  §613  Anin  16. 
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der  Beweis  durch  alle  Arten  von  Beweismitteln  nicht  mehr  als 
Ausnahme  von  der  Regel,  sondern  als  Regel  erscheint,  indem 
durch  §146  des  bad.  Einf.-6es.  zu  den  Reichs- Jusüzgesetzen  die 
Art.  1341  ff.  aufgehoben  worden  sind,  weil  sie  in  gewissen  Rechts- 
verhältnissen einzelne  Arten  von  Beweismitteln  ausschliessen  oder 
nur  beschränkt  zulassen. 

In  Baden  sind  in  unserem  Falle  alle  durch  die  Reichsciv.- 
Prozessordn.  zugelassenen  Beweismittel  anwendbar  sowie  auch 
ausser  der  ordentlichen  Beweisführung  die  Bezugnahme  auf  den 
gemeinen  Ruf  (es  ist  dies  eine  Art  von  Zeugenbeweis  bezw.  eine 
besondere  Art  des  Vermutungsbeweises,  und  er  ist  durch  die 
R.-C.-Pr.-Ordn.  nicht  in  Wegfall  gekommen).")  Vgl.  auch  §§259 
u.  260  R.-C.-Pr.-Ordn.  (der  §  260  entspricht  im  allgemeinen  dem 
Art.  1369  C.  c.) 

Die  Nichterrichtung  des  Inventare  hat  unter  Umständen  noch 
weiter  zur  Folge:  die  Absetzung  des  Vormunds  —  Art.  444  — , 
den  Verlust  einer  etwaigen  Forderung  des  Vormunds  an  den 
Mündel  —  arg.  Art.  451  —  und  endlich  für  den  überlebenden  Eltem- 
teil,  der  Vormund  ist  und  in  Gütergemeinschaft  mit  seinem  ver- 
storbenen Ehegatten  lebte,  den  Verlust  des  gesetzlichen  Niess- 
brauchsrechts  am  Vermögen  der  Kinder  —  ^^)  —  auch  wird  der 


*3)  Nach  der  Meinmig  Mancher  ireilich  ist  das  Beweismittel  des  ^ge- 
meinen Rufs",  weil  es  der  R.-C.-P.-Ordn.  unbekannt  ist,  nicht  zulässig  -  - 
imd  tritt  an  dessen  Stelle  das  freie  richterliche  Ermessen  gemäss  §249 
R,-C.-P.-Ordn.  Vgl.  'Weinrich,  der  Einfluss  der  Beichscivilprozessordn.  auf 
das  französisch-badisch  eheliche  Güterrecht  (1881),  S.  43  u.  Loew^  der  Code 
civil  mit  den  durch  die  Reichs-  u.  Landesgesetzgeb.  geschaffenen  Abände- 
rungen u.  s.  w.,  für  die  Pfalz  bearbeitet,  Anm.  zu  Art  1415. 

Vgl.  auch  Cretschmar,  Rheinisches  Civilrecht,  Anm.  zu  Art.  1415. 

Dagegen  Bingner,  das  badische  Einftihrungsges.  z.  d.  Reichsjnstiz- 
ges.,  Anm.  zu  den  L.-R.-S.  1414—1416,  S.  IdS,  199.  Die  Sache  ist  sehr 
streitig,  und  gehört  deren  weitere  AusilLhrung  nicht  hierher. 

**)  Gut  bemerkt  Amtz,  I  Nr.  728  g.  E.,  dass  dieser  Verlust  nicht 
allein  dadurch  schon  eintritt,  dass  das  Inventar  nicht  in  den  zehn  Tagen  be- 
gonnen wurde,  sondern  gemäss  Art.  1442  Abs.  2  nur,  wenn  das  Inventar 
überhaupt  nicht  errichtet  wurde,  d.  h.  nicht  innerhalb  der  hier  Platz  greifen- 
den drei  Monate  (droit  commun).  Vgl.  auch  noch  in  Betreff  der  Folgen, 
welche  bei  Unterlassung  des  Inventars  eintreten,  1.  7  pr.  Dig.  de  admin.  et. 
perle  tutor.  26,7  —  „Tutor  qui  repertorium  non  facit  quod  vulgo  inventarium 
vocatnr,  dolo  fecisse  videtur.    Si  quis  igitur  dolo  inventarium  non  fecerit,  in 
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Gegenyonnmid,  der  nicht  die  Ermhtnng  des  Inventars  (der  Erb- 
yeraeidinQDg)  betreibt,  mit  dem  überlebenden  Ehegatten  samtyerbind- 
licb  f8r  alles  das,  was  dem  Mindeijährigen  zu  gut  erkannt  werden 
mag.    Vgl.  aach  §  13  D.-W.  f.  Gegenv. 

S)  Der  Vormund  hat  sodann  die  Fahrnisse  des 
Mündels  öffentlich  versteigern  zu  lassen.  **)  Art.  452.  Vgl. 
auch  für  Baden  noch:  §  5c  D.-W.  f.  V.  u.  §  7a,  10  D.-W.  f.  Gegenv. 
Obgleich  Art.  452  sagt,  alle  Fahrnisse  seien  der  Versteigerung  zu 
unterwerfen,  so  ist  man  doch  darin  einig,  dass  darunter  nur  zu  ver- 
steh» sind:  die  körperlichen  Fahrnisse  mit  Ausnahme  des  Geldes 

—  und  nicht  die  unkörperlichen  Fahrnisse  (die  Forderungen,  die 
Mobiliarrechte). 

Dies  ergiebt  sich  aus  dem  unten  in  Anm.  15  angedeuteten 
Zwecke  der  Bestimmung  des  Art.  452. 

Der  Ausdruck  „meubles^^  ist  in  Art.  452  übrigens  auch 
meht  in  der  Bedeutung  zu  nehmen,  welche  Art.  533  damit  ver- 
bindet, wonach,  wenn  im  Code  Nap.  das  Wort  „meuble^^  ohne 
weiteren  Zusatz  gebraucht  wird,  darunter  nicht  inbegriffen  sind: 
Edelsteine  (Schmucksachen),  Instrumente  wissenschaftlicher  oder 
künstlerischer  Art,  Handwerkszeug,  Leibweisszeug,  Luxusgegen- 
stftnde,  wie:  Pferde,  Equipagen  u.  dgl. 

Wollte  man  den  Art.  533  in  der  Sphftre  des  Art.  452  zur 
Anwendung  bringen  und  somit  alle  diese  „meubles^^  von  dem 
Versteigerungsgebote  ausnehmen,  so  würde  der  Zweck  des  Gesetzes 

—  siehe  unten  Anm.  15  —  nicht  erreicht.  ^•) 


ea  cQuditiQiie  est,  ut  teneator  in  id,  quod  pupilliinterest:  quod  ez  jorejurando 
in  litem  aestimandum  est.^^ 

>5)  Ganz  zutreffend  bemerkt  Behaghel/ 1  §  74  Ziff.  11,  diese  Voi-schrifi 
bezwecke  die  Abwendung  von  Yermögensverlusten  durch  Wertsverminderung 
der  Fahrnisse  und  Ersetzung  der  toten  durch  zinstragende  Kapitalien.  Die 
Vorschrift  bezweckt  zu  dem  ncxjh  eine  wesentliche  Vereinfachung  der  Ver- 
Draltung. 

^)  So  auch  Zacharlft-Dreyer,  I  §111  Anm.  11,  der  ausfahrt,  das 
Wort  ^enbles^  sei  in  dem  Art.  452  nicht  in  der  Bedeutung  zu  nehmen, 
welche  Art.  538  damit  verbindet,  sondern  von  allen  meubles  corporels  zu 
verstehen,  die  nicht  Zubehör  einer  liegeDSchaft  sind.  Geld,  Sdiuldver- 
sdireibimgeQ,  bemerkt  e«*,  Staatsrenten  sind  unter  der  Vorschrift  des  Art.  452 
mcht  begriffen. 

Fnehelt  bemerkt  hierzu  gut:  ,, Ausgenommen  sind  auch  Forderungen 
ond  Waren,  die  als  Bestandteil  eines  Handlungsgeschäfts  (fonds  de  commerce) 
zom  täglichen  Verkaufe  bestimmt  siod. 

BaTasatti,  die  VonDundsobftft  a.  s.  w.  16 
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Nach  der  herrschenden  Ansicht  bedarf  der  Vormund  keiner 
Ermächtigung  des  Familienrats  zur  Vornahme  der  Versteigerung, 
solcher  bedarf  er  nur,  um  gewisse  Sachen  nicht  zu  versteigern, 
in  Natur  aufzubewahren  (z.  B.  Sachen,  welche  einen  besonderen 
Kunstwert  haben,  der  bei  einer  öffentlichen  Versteigerung  nicht 
zur  Geltung  kommen  würde)  —  arg.  Art.  452  — ,  allein  gleidi- 
wohl  wird  man  annehmen  müssen,  dass  der  Vormund,  ehe  er  die 
Versteigerung  vornimmt,  sich  mit  dem  Familienrat  ins  Benehmen 
setzen  muss,  da  es  sonst  kommen  könnte,  dass  er  die  Fahrnisse 
versteigert,  deren  Aufbewahrung,  NichtVersteigerung  der  Familien- 
rat wünscht.  ^') 

Die  Versteigerung  selbst  hat  der  Vormund  innerhalb 
eines  Monats  nach  Abschluss  des  Inventars  vorzunehmen. 

Da  es  sich  im  Gesetze  nur  um  den  Verkauf  von  Fahrnissen 
handelt,  welche  dem  Mündel  bei  Eröfhung  der  Vormundschaft  ge- 
hören, so  wirft  sich  die  Frage  auf:  Sind  auch  die  Fahrnisse,  welche 
der  Mündel  im  Laufe  der  Vormundschaft,  z.  B.  durch  Schenkung, 
Vermächtnis  u.  dgl.  erwirbt,  zu  verkaufen,  und  wann,  innerhalb 
welcher  Frist? 

Die  Frage  ist  nach  Analogie  des  Art.  452  zu  bejahen,  und 
zwar  dahin,  dass  der  Vormund  diese  Fahrnisse  innerhalb  eines 
Monats  nach  ihrer  Erwerbung  zu  verkaufen  hat,  da  hier  von  einer 
Inventarisierung  im  Sinne  des  Art.  451  nicht  gesprochen  werden 

kann. 

Wenn  der  Vormund  der  Verpflichtung  der  Ver- 
steigerung innerhalb  der  Monatsfrist  nicht  nachkommt, 
so  ist  er  dem  Minderjährigen,  falls  ihm  hierdurch  Schaden  zu- 
g^angen  ist,  zum  Ersatz  desselben  verpflichtet  —  z.  B.  wenn  die 


Über  den  Verkauf  der  in  Art  452  nicht  inbegriffenen  Fahrnisse  siehe 
Zftchariä,  I  §  113  Anm.  G. 

Wegen  Art.  452  vgl.  insbesondei-e  auch  Laurent,  V  Nr.  17,  ferner 
^agreuTy  S.  200. 

")  So  wohl  zutreifend  Laurent,  V  Nr.  17,  dessen  Ausfährungen  hier 
überhaupt  äusserst  sachlich  und  praktisch  erscheinen. 

Arntz,  I  Nr.  729,  scheint  anderer  Ansicht  zu  sein,  indem  er  behauptet, 
der  Vormund  müsse  durch  den  Familienrat  bestimmen  lassen,  welche  der 
körperlichen  Fahrnisse  in  Natur  aufzubewahi'en  imd  welche  dagegen  zu  yer- 
steigem  seien.  Dieses  dürfte  nur  soweit  richtig  sein,  als  man  es,  wie 
Laurent  a.  a.  0.  thut,  etwas  temperiert,  nicht  als  eine  absolute,  zwingend« 
Vorschiift  hinstellt 
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Sachen  im  Preise  fallen,  zufällig  untergehen,  wenn  der  Mündel^da- 
(Inrch  geringere  Zinsen  hat  u.  dgl.    Arg.  Art.  452,  1382.  ^^) 

Durch  Art.  452  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Vor- 
mand  auch  nach  Umlauf  der  Monatsirist  die  Fahrnisse  noch  ver- 
kaufen kann,  —  denn  die  Verpflichtung  zur  Versteigerung  derselben 
besteht  während  der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft. 

Es  fragt  sich:  Ob  der  Vormund  von  der  Vornahme  der  Ver- 
steigerung der  Fahrnisse  durch  Dispensation  von  Seiten  des- 
jenigen, der  dem  Mündel  solche  im  Schenkungswege  (inter  vivos 
oder  mortis  causa)  zuwendet,  entbunden  werden  kann? 

Die  Fi*age  ist  zu  bejahen:  denn  die  Aufbewahrung  der 
Fahrnisse  hat  nichts  mit  der  öffentlichen  Ordnung  zu  thun  (freilich, 
wenn  das  unter  dieser  Bedingung  zugewendete  Vermögensstück 
Vorbehalt  des  Mündels  ist,  dann  gilt  diese  Entbindung,  diese 
dispensatio  nicht  pro  scripta.)  *») 

Der  Verkauf  der  Fahrnisse  ist  durch  den  Voiinund  im  Wege 
der  öffentlichen  Versteigerung  (aux  encheres  et  apres  afiiches) 
im  Beisein  des  Gegenvormunds  vorzunehmen  —  Art.  452  — , 
und  zwar  durch  einen  öffentlichen  Beamten,  welchen  der  Vormund 
zu  wählen  berechtigt  ist.  Es  sind  bezüglich  der  Art  der  Vei-- 
steigerung  die  Vorschriften  des  Code  de  procödure  civile 
<Art.  941 — 951  C.  d.  pr.  civ.)  massgebend.  Doch  nimmt  die  ge- 
meine Meinung  an,  dass  diese  Förmlichkeiten  nicht  Platz  greifen, 
wenn  es  sich  um  Waren  handelt,  die  zu  einem  Handelsgewerbe  ge- 
hören und  bestimmt  sind,  Tag  für  Tag  verkauft  zu  werden.  ^^) 

Es  entsteht  die  Frage:  Ist  der  Verkauf  ungiltig,  wenn  der 
Vormund  diese  Fonn  nicht  beobachtet  hat?  Er  ist  ungiltig,  aber 
nicht  nichtig,  d.  h.  er  kann  nur  von  selten  des  Minderjährigen 
angefochten  werden.  Art.  6  k  d.  bad.  Landr.  trifft  hier  wohl  auch 
ffir  das  französische  Recht  zu.    Wenn  jedoch  der  Dritte  in  bona 


^)  Siehe  auch  1.  7  §  1  Big.  26,7  —  „  Si  tutor  cessaverit  in  dLstractione 
earom  reroin  quae  tempore  deperierunt  suum  periculnm  facit.  Vgl.  Laurent^ 
V  Nr.  20. 

»ö)  Vgl.  Zaeharlä^  I  §  111  Anm.  21  (Fächelt),  wo  gut  bemerkt  ist, 
<]iiS8  die  gegenteilige  Ansicht  von  Demolombe,  Yll  Nr.  579,  Aubrj  et  Bau, 
I  §112  Anm.  26,  Dalloz,  unter  tutela  Nr.  735,  keinen  vernünftigen  Orund 
habe,  indem  es  sich  hierbei  nicht,  wie  beim  Inventar,  um  die  öffentliche 
Ordnung  handle. 

YgL  auch  Laurent,  Y  Nr.  18,  der  unserer  Ansicht  ist. 

V)  Sirey  78,  I  446. 

16* 
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fide  war,  so  wird  der  Mindei jährige  mit  dieser  AnfechtHiig  nichts 
ausrichten.    Arg.  Art.  1141,  2279.  ^^) 

Übrigens  ist  der  Vormund  auch  dem  Minderjährigen,  im  Falle 
diesem  Schaden  durch  die  Nichteinhaltung  der  Form  zugegangen 
ist,  zum  Schadensersatz  verpflichtet. 

Selbstverständlich  bezieht  sich  die  Vorschrift  des  Art  452 
dass  die  Fahrnisse  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  ver- 
kauft werden  müssen,  nicht  auf  die  Früchte,  welche  die  Güter 
des  Minderjährigen  abwerfen.  Der  Verkauf  der  Früchte,  der 
Ernten,  vollzieht  sich  täglich,  man  würde  ihn  dadurch  unter  um- 
ständen unmöglich  machen,  wenn  man  ihn  den  Formen  eines  öffent- 
lichen Verkaufe  unterwerfen  würde.  ^2) 

Was  die  unkörperlichen  Fahrnisse,  die  Mobiliarrechte 

—  Art.  529  2^)  —  anlangt,  welche  dem  Minderjährigen  bei  Beginn 
der  Vormundschaft  gehören,  oder  ihm  später,  im  Laufe  der  Vor- 
mundschaft ,  zufallen ,  so  ist  der  Vormund ,  wie  wir  gezeigt  haben 

—  siehe  S.  241  — ,  zu  deren  Verkauf  nicht  verpflichtet. 

Hieraus  folgt,  dass  er  berechtigt  ist,  dieselben  am  Anfang 
seines  Amtes  oder  auch  während  desselben  zu  verkaufen  —  wenn 
es  notwendig,  ja  erspriesslich  ist.    Arg.  Art.  450  Abs.  2. 

Es  wirft  sich  die  Frage  auf:  Muss  sich  der  Vormund,  wenn 
er  die  unkörperlichen  Fahrnisse  verkaufen  will,  zu  diesem  Ver- 
kauf durch  den  Familienrat  ermächtigen  lassen,  und  kann  er 
sie  unter  der  Hand  —  „amiablement"  —  verkaufen,  oder  muss  er 
sie  gleichfalls,  wie  die  Mobilien,  in  öffentlicher  Versteigerung  zum 
Verkauf  bringen? 

21)  So  Honrlon,  1  Kr.  1187  Ziff.  1  u.  Nr.  1174,  Boileux,  II  Anm.  zu 
Art  452  Seite  405,  Demolombe,  Yll  Nr.  582. 

^)  So  Monrlon,  1  Nr.  1187  Ziif  1  Abs.  2,  ferner  Bandrj-Laeairtisepie, 
1  Nr.  1063  Amn.  a.  E. 

ö)  Hierher  gehören  u.  a.  die  Amter  (les  offices),  weiche  in  Frank-^ 
reich  bekaimtÜch  käuflich  sind,  vorausgesetzt,  dass  der  Käufer  die  ent- 
sprechende Qualifikation  hat;  femer  die  industrieUen  und  EEandels- Geschäfte, 
wie  Hammerwerke,  Fabriken,  Modemagazine,  Gewürzhandlungen,  Metzgereienr 
Bäckereien  u.  dgl. ;  —  das  sog.  litterarische  oder  industrielle  Eigentum ;  die 
Staatsrenten  und  die  Aktien  der  Bank  von  Frankreich;  die  Piix^atrentenfor- 
derungen;  die  Aktien  von  Handels-  und  industrieUen  Unternehmungen;  die 
Forderungsrechte,  welche  gegen  Dritte  zustehen,  d.h.  die  gewöhnliehen 
Forderungsrechte,  mögen  sie  fallig  oder  nicht  fällig,  streitig  oder  nicht 
streitig  sein. 

Vgl.  Demolombe ,  VII  Nr.  586. 
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Das  Gesetzbuch  spricht  sich  nicht  ans  —  Art.  452  schweigt. 

Da  es  aber  Grundsatz  ist,  dass  der  Vormund,  als  all- 
gemeiner  gesetzlicher  Gewalthaber  des  Mündels  in  allen  denselben 
betreffenden  GescMften,  alle  Akte,  welche  ihm  nicht  das  Ge- 
setz ausdrücklich  oder  stillschweigend  vorzunehu^en 
untersagt,  yornehmen,  und  zwar  allein  vornehmeu  kann, 
d.  h.  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  und  ohne  Förmlichkeiten 
(ako  z.  B.  ohne  öffentliche  Versteigerung  u.  dgL),  es  wäre  denn, 
dass  das  Gesetz  jene  und  (oder)  diese  besonders  vor- 
i^chreibt,  so  nimmt  die  gemeine  Meinung  an, 

dass  der  Vormund  für  den  Verkauf  der  unkörperlichen 
Fahrnisse  keiner  Ermächtigungung  bedarf,  und  dass 
er  diesen  Verkauf  „amiablement"  vornehmen  darf. 

Diese  Gesetzesauslegung  findet  ihre  Bestätigung  durch  die 
Lei  vom  24.  März  1806  und  das  Dekret  vom  25.  Sept.  1813. 

Erst  eres  verbietet  dem  Vormund,  Staatsrentenschuldscheine 
(insicriptions  de  rente  sur  TEtat),  welche  den  Betrag  von  500  Franken 
überschreiten,  ohne  Genehmigung  des  Familienrats  zu  verkaufen 
—  mid  letzteres  enthält  dasselbe  Verbot  hinsichtlich  des  Ver- 
kaufe von  dem  Mtindel  gehörigen  Aktien  der  Bank  von  Frankreich, 
wenn  solcher  Eigentumer  mehrerer  dieser  Aktien  ist  oder  mehrerer 
Aktienteüe,  welche  den  Betrag  einer  Aktie  überschreiten. 

In  beiden  Fällen  mnss  auch  der  Verkauf  an  der  Börse  und 
zwar  zum  Kurs  am  Tage  des  Verkaufe  stattfinden.  Dies  ist  auch 
Yorgesclu-ieben ,  wenn  es  sich  um  einen  Eentenschein  von  nur 
öO  Franken  oder  darunter  oder  auch  nur  um  eine  einzige  Aktie 
der  Bank  von  Frankreich  handelt,  aber  in  diesen  Fällen  kt  die 
Ermächtigung  des  Familienrats  nicht  vorgeschrieben.  Mitibin  ist 
die  ßegel,  dass  der  Vormund  alle  „meubles  incorporels"  des  Mün- 
dels ohne  Genehmigung  des  Familienrats  veräussern  kann  —  allein 
aasgenommen  die  Staatsrenten  und  die  Aktien  der  Bank  von 
Prankreich.  ^*) 

^)  Diese  Yoischrüten  sind  nunmehr  hinfallig  geworden  in  Frankreich 
<larGh  ein  nenes  französisches  Gesetz,  die  Lol  v.  27.  Febr.  1880.  Durch 
Art.  12  dieses  neuen  Gesetzes  sind  die   im  Texte  erw&hnten  Gesetze  axdge- 

hoben. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  istEegel,  dass  der  Vormund  und  zwar  jeder 
Vormund  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  keine  unkörper- 
lichen Fahrnisse  veräussern  kann.     Art.  1   des  Ges.  in  Verb,  mit 
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Für  das  badische  Recht  trifft  gleichfalls  diese  Regel  zu, 
und  zudem  zwar  ohne  jede  Ausnahme. 

Unsere  oben  —  S.  242  d.W.  —  dargelegte  Vorschrift,  wo- 
nach der  Vormund  die  körperlichen  Fahrnisse  des  Mün- 
dels bei  Beginn  seines  Amtes  in  der  Frist  eines  Monats 
in  öffentlicher  Versteigerung  verkaufen  lassen  „muss" 
—  Art.  452  —  hat  drei  Ausnahmen. 

Die  Versteigerung  hat  nicht  stattzufinden: 

a)  Wenn  dem  Mindeijährigen  schenkungsweise  (inter  vivos 
oder  mortis  causa)  Fahrnisse  zugewendet  worden  sind,  und  der 
Schenkgeber  die  Veräusserung  durch  den  Vormund  ausgeschlossen 
hat.    Siehe  oben  S.  243  d.  W. 

b)  Wenn  der  Familienrat  den  Vormund  ermächtigt,  ge- 
wisse Fahmisstficke  oder  auch  die  sämtlichen  Fahmisstficke  des 
Mflndels  in  Natur  au&ubewahren.    Art.  452. 

c)  Wenn  der  Vormund  oder  ein  Dritter  an  den  Fahrnissen 
einen  Niessbrauch  hat.    Arg.  Art.  453. 

Der  Vormund  kann  einen  Niessbrauch  haben  als  parens- 
tutor  —  hat  ja  doch  der  parens  am  gesamten  Vermögen  des 
Kindes  (in  der  Regel)  den  gesetzlichen  Niessbrauch,  Art.  384  u. ff.: 


Art.  529  C.  c.  Das  Weitere  dieses  Gesetises  interessiert  uns  hier  nicht,  da  wir 
es  nur  mit  dem  Rechte  des  Code  Napol^n  zu  thon  haben. 

Ich  verweise  wegen  dieses  Gesetzes  auf  Roger  et  Sorel^  Liois  usuelles 
(21.  Ausgabe,  1887),  S.  1217,  —  Loi  relative  k  Tali^nation  des  valeurs  mobi- 
lieres  appartenant  aux  minenrs  ou  aux  interdits,  et  &  la  conversion  de  ces 
memes  valeurs  en  titres  de  portenrs  t.  27.  Febr.  1880. 

Nach  dem  Code  Napol^n  ist  also  der  grösste  Teil  des  Vermögens  de» 
Mündels  ganz  der  willkürlichen  Verfügung  des  Vormunds  überlassen  —  siehe 
oben  S.  245,  wonach  er  über  alle  daselbst  angeführten  Mobiliarrechte  mit 
Ausnahme  von  zweien  nach  seiner  Diskretion  verfügen  kann.  Die  einzige 
Garantie,  die  hier  dem  Mündel  gewährt  ist,  ist  die  Verantwortlichkeit  d^ 
Vormunds. 

Manche  Schriftsteller  haben  versucht,  Systeme  aufisubauen,  um  die 
Gewalten  des  Vormunds  in  dieser  Frage  einzuschränken ,  allein  diese  Systeme 
ermangeln  jeder  gesetzlichen  Grundlage  und  sind  nur  künsüiche  Gebäude. 
Siehe  so  z.  B.  Demolombe,  VII  Nr.  586. 

Vgl  für  unsere  Ansicht  insbesondere  AcoIIm,  I  Anm.  zu  Art  45*2 
S.  446,  447;  Zaeharift,  I  §  113  Anm.  6  in  Verb.  m.  §  111  Anm.  11;  Amte« 
I  Nr.  788;  Anbrjr  et  Bau,  I  §  118  Text  Nr.  &  Ut.  D.  u.  Anm.  67;  Movrlon, 
I  Nr.  1187  Ziff.  2  in  Verb.  m.  1176. 
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—  der  Vormuiid  kann  aber  auch  einen  Niessbrauch  haben,  ohne 
dass  er  parens-tntor  ist,  nämlich  infolge  eines  besonderen  Bechts- 
titds,  z.  B.  auf  Grand  eines  Vertrags  oder  einer  testamentarischen 
Verfogung.  Der  parens  kann  aber  auch  als  Dritter,  d.  h.  wenn 
er  nidit  parens -tutor  ist,  den  gesetzlichen  Niessbrauch  haben, 
ja  auch  einem  sonstigen  Dritten  kann  ein  Niessbrauch  an  den 
Fahrnissen  des  Minderjährigen  infolge  besonderen  Bechtstitels  zu- 
stehen. 

In  allen  diesen  Fällen  muss  der  Vormund  die  Fahrnisse 
nicht  yersteigem  lassen,  ja,  wenn  einem  Dritten,  sei  dies  ein 
parens  oder  ein  extraneus,  der  Niessbrauch  zusteht,  so  darf  er 
dies  nicht  thnn,  weil  er  dadurch  den  wohlerworbenen  Hechten  des- 
selben Abbrach  thun  würde. 

Selbstverständlich  gilt  diese  Ausnahme  von  der  Vorschrift 
des  Art.  452  nur  solange,  als  der  Niessbrauch  besteht  —  ist  er 
erloschen,  so  greift  jene  Vorschrift,  die  Regel,  wieder  Platz.  In 
solchem  Falle  ist  also  dann  z.  B.  der  parens -tutor  verpflichtet,  die 
Fahrnisse  versteigern  zu  lassen,  es  wäre  denn,  dass  der  Familienrat 
ihn  ermächtigt,  solche  in  Natur  zu  bewahren,  nicht  versteigern 
zu  lassen. 

Das  Gesetz  selbst  hat  jedoch  diese  dritte  Ausnahme  von  der 
Vorschrift  des  Art.  452  nicht  in  der  von  uns  aufgestellten  (selbst- 
verständlichen) Ausdehnung  ausgesprochen,  sondern  in  Art.  453 
bestimmt: 

dass  die  Verpflichtung  des  Vormunds,  die  Fahrnisse  versteigern 
zu  lassen,  nicht  besteht,  wenn  und  so  lange  sie  im  gesetzlichen 
Niessbrauch  des  parens -tutor  sich  beflnden. 

Dieser  ist  von  der  Verkaufsverpflichtung  befreit  in  Bezug 
auf  die  Fahrnisse,  welche  er  lieber  aufbewahren  will,  um  sie  s.  Z. 
in  Natur  zurfickzugeben  —  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  auf 
seine  Kosten  die  Fahrnisse  nach  ihrem  wahren  Wert  (estimation 
a  juste  valeur)  ^6)  von  einem  Sachverständigen,  der  vom  Gegen- 


^)  Demolombe,  YII  Nr.  577.  Diese  neue  Abschätzung  wird  desshalb 
erheischt,  weil  die  im  Inventar  getroffene  Abschätzung  dem  Mündel  unter 
Umständen  nicht  genügende  Gfurantie  bieten  wird.  Hat  doch  die  Abschätzung 
im  Inventar  nur  den  Zweck,  den  allgemeinen  Wert  des  Vermögens  des 
Minderjährigen  mehr  oder  weniger  annähernd  festzustellen. 

Das  Liventar,  von  welchem  Art.  451  spricht  imd  über  welches  wir  uns 
in  diesem  Paragr.  verbreitet  haben,  ist  aufinmehmen  gemäss  den  Vorschriften 
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Tonftmid  ernannt  wird  und  von  dem  Friedensrichter  zu  beeidigen 
ist,  abschätzen  lässt 

Wenn  nun  die  Sachen,  deren  Genuas  er  sich  so  gewahrt  bttt^ 
am  Ende  des  Niessbraachsrechts  noch  in  Natur  yorhanden  sind,  so 
muss  er  sie  in  dem  Zustand  herausgeben,  in  welchem  sie  sick  m 
diesem  Zeitpunkt  befinden,  es  wäre  denn,  dass  sie  durch  seine 
Schuld  verschlechtert  worden  sind,  in  welchem  Falle  er  fiir  den 
Minderwert  verantwortlich  ist. 


der  Art.  941—944  C.  d.  pr.  civ.  —  n.  Art.  821  u.  ff.  C.  c.  —  und  ist  hierbei, 
entsprechend  Art.  943  Ziff.  3  C.  d.  pr.  civ.  u.  Art.  825  C.  c,  die  Abschätzung  der 
Sachen  „ijuste  valeur  (prix)  etsans  crue",  d.h.  „nach  wahrem  Wert 
und  ohne  weitere  Erhöhung"  vorzunehmen. 

(Zum  Verständnis  dieser  Worte  „i  juste  valeur  (prix)  et  sans  cnie" 
diene  Folgendes:  Ein  Edikt  König  Heinrichs  II.  vom  Jahre  1556  er- 
klärte die  sachverständigen  Schätzer  verantwortlich  fiir  ihre  Abschätzung 
in  der  Weise,  dass,  wenn  das  Ergebnis  des  Verkauf  unter  der  Schätzungssumme 
blieb,  sie  das  Fehlende  zahlen  mussten.  Um  dem  vorzubeugen,  schätzten 
die  Sachverständigen  die  Fahrnisse  tmter  ihrem  Wert,  und  in  fast  allen  Con- 
tumfes  sah  man  sich  daher  genötigt,  den  Gebrauch  einzuführen,  dass  man 
der  Schätzungssumme  eine  Preiserhöhung  beifügte,  die  man  crue  oder 
parisis  nannte.  Diese  Erhöhung  war  fast  aUgemein  auf  V4  des  Schätzungs- 
preises festgesetzt.  Da  nun  jetzt  die  Sachverständigen,  die  Schätzer,  nicht 
mehr  in  der  gedachten  Weise  haftbar  sind ,  so  verbot  das  Gesetzbuch  in  den 
angezog.  Art.  943  Ziff.  3  C.  d.  pr.  c.  u.  Art  821  C.  c.  jenen  Gebrauch  und  be- 
stimmte, dass  die  Fahrnisse  nach  wahrem  Wert  und  ohne  weitere  Erhöhung 
abzuschätzen  seien  —  „a  juste  valeur  (prix)  et  sans  crue^^  siehe  MerliD^ 
Eöpert,  m  voce  „Crue").  Trotz  den  bestimmten  Worten  der  angeführten 
GesetzessteUen  kann  die  Abschätzung  im  Inventar  nur  eine  annähernde  sein, 
der  wahre  Wert  der  Fahrnisse  zeigt  sich  erst  bei  der  späteren  Yersteigerang, 
werden  sie  nicht  vereteigert,  dann  können  die  Irrtümer  bei  der  Schätzung 
nicht  schaden. 

Hier  aber,  beim  Niessbrauch,  handelt  es  sich  darum,  durch  eine  genaue, 
eingehende  Schätzung  den  wahren  Wert  der  Fahrnisse  zwischen  dem  Minder- 
jährigen und  dem  gesetzlichen  Niessbraucher  festzustellen,  der  nur  diesen 
Wert  restituieren  muss,  wenn  er  die  Fahrnisse  nicht  mehr  in  Natur  heraus- 
geben kann. 

Aus  diesem  Grund  verlangt  das  Gesetz  in  Art.  453  C.  c.  eine  neue 
Abschätzung  ä  juste  valeur. 

So  Demolombe,  VH  Nr.  577,  Monrlon,  I  Nr.  1178,  Amt«,  I  Nr.  729, 
Bandry-Laeantlnerie,  I  Nr.  1064  Anm.,  Zacharlä,  I  §  111  Text  u.  Anm.  18 
—  hier  sagt  Pochelt  sehr  zutreffend:  „Die  Abschätzimgspflicht  gilt  auch 
dann,  wenn  die  Sachen  schon  im  Inventar  taxiert  sind,  weil  die  Schätzung 
im  Inventar  in  Bücksicht  auf  die  vorzunehmende  Versteigerung  im  ZweLfel 
keine  zuverlässige  ist."  — 
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Kann  er  sie  nieht  mehr  in  Natur  herausgeben,  so  nniss  er 
aufkommen  nicht  nur  flir  den  Wert,  welchen  sie  im  Zeitpunkt  der 
Beendigung  des  Niessbrauchs  haben  würden,  wenn  sie  in  diesem 
Zeitpunkt  noch  vorhanden  wären,  sondern  vielmehr  für  den  Wert, 
welcher  vorher  durch  die  Schätzung  festgestellt  worden  ist.  Art.  453 
in  fine.26) 

Jedoch  dann  hat  er  für  nichts  au&ukommen,  wenn  er  den 
Beweis  erbringt,  dass  sie  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  zu 
Grunde  gegangen  smd.    Arg.  Art.  589,  950  u.  1302. 2?) 

Besteht  der  Niessbrauch  an  Sachen,  welche  durch  den  Gre- 
brauch  aufgebraucht  werden  z.  B.  in  Waren ,  so  wird  der  Niess- 
braucher  Eigentümer  mit  der  Verbindlichkeit,  bei  Erlöschen  des 
Niessbrauchs  die  Schätzungssumme  zu  zahlen  oder  Sachen  derselben 
Art  und  Menge  zu  erstatten.    Arg.  Art.  587  C.  c.  ^^) 

.  Die  Bestimmung  des  Art.  453  findet  gleiche  Anwendung  auf 
den  Fall,  in  welchem  der  überlebende  Eltemteü,  ohne  Vormund 
zn  sein,  gesetzlicher  Niessbraucher  des  Vermögens  seiner  bevor- 
mnndeten  Kinder  ist. 

Hier  kann  er  sich  dem  Vormund  gegenüber  auf  das  ihm 
analog  zustehende  Eecht  des  Art.  453  berufen,  wobei  er  jedoch 
den  Voraussetzungen  dieses  Artikels  Genüge  leisten  muss. 

Wenn  der  Vormund,  nicht  als  parens,  sondern  auf  Gnmd 
irgend  eines  Eechtstitels  Niessbraucher  der  Fahrnisse  ist,  so  ist  er 
von  dem  Verkauf  derselben  befreit,  und  zwar  ohne  dass  er  den 
besonderen  Verbindlichkeiten  des  Art.  453  unterworfen  wäre,  indem 
sein  Niessbrauch,  trotzdem  er  Vormund  ist,  in  Bezug  auf  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Fragen  den  Kegeln  des  gemeinen  Beehts, 
welche  für  den  gewöhnlichen  Niessbrauch  gelten,  untersteht.  Art. 
600  ff. 


»)  Siehe  Amn.  25,  Laurent,  V  Nr.  22  mit  IV  Nr.  329. 

'^  Casum  sentit  dominus. 

«)  Dies  ist  sehr  streitig;  Aoollas,  I  zu  Art.  587  S.  617,  ist  der  An- 
sicht, dass  hier  der  Niessbraucher  den  Schätzungspreis  zaMen  muss  und  äch 
nicht  durch  Erstattung  von  Sachen  derselben  Art  und  Menge  Hberieren  kann. 

YgL  Dreyer  bei  Zaeharlft,  n  §  225  Anm.  6.  Besteht  der  Niessbrauch 
an  einem  Kandelsgewerbe,  so  hat  der  Nutzniesser  dieses  zu  erhalten  und 
^^.  Zt  zu  restituieren,  also  keinen  Werth  (Geldsumme).  Die  Waiden  ver- 
ätissert  er,  nicht,  weil  sie  Objekt  der  Nutzniessung  sind  und  dieses  ein 
quasi  usus  fructus  ist,  sondern  weil  sie  zum  Geschäft  gehören,  das  fortbe- 
trieben  werden  muss.    So  zutreffend  Breyer  bei  Zaeharlft^  n  §  225  Anm.  2. 
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Ist  ein  Dritter,  der  nicht  parens  und  nicht  Vormund  ist, 
Niessbraucher,  so  darf  der  Vormund  die  dem  Niessbrauche  unter- 
stehenden Fahrnisse  nicht  veräussem,  weil  er  hierdurch  dessen 
Hechten  Abbruch  thun  wurde.  Hier  greift  übrigens  nicht  Art.  453, 
sondern  das  gemeine  Recht  Platz. 

Wenn  der  Vormund  die  Fahrnisse  veräussert,  an  welchen 
einem  Dritten  (sei  es  der  parens,  der  nicht  Vormund  ist,  sei  es 
ein  sonstiger  Dritter  [ein  extraneus])  der  Niessbrauch  zusteht,  — 
also  rechtswidrig  veräussert,  —  so  ist  er  diesem  schadensersatz- 
pflichtig.   Art.  1382  u.  arg.  Art.  599. 

Eine  andere  Frage  ist,  ob  der  also  Geschädigte  auch  den 
Kauf  anfechten  kann,  ob  er  z.  B.  die  actio  confessoria  gegen 
den  Käufer  erheben  kann.  Fasst  man  die  coufessorische  Klage 
als  utilis  rei  vindicatio  auf,  als  eine  besondere  Art  der  rei 
vindicatio,  dann  durfte  Art.  2279  entgegenstehen,  es  wäre  denn, 
dass  der  Käufer  in  mala  flde  war  (vorausgesetzt,  dass  man  für 
den  durch  Art.  2279  geschützten  Besitz  eine  bonae  fidei  possessio 
heischt) 

Beschränkt  man  hingegen  den  Schutz,  den  Art.  2279  dem 
Besitzer  gewährt,  nur  auf  den  Fall,  dass  eine  wirkliche  rei  vindi- 
catio erhoben  wird  (und  um  eine  solche  handelt  es  sich  nie  bei 
Geltendmachung  des  Servitutenrechts ,  denn  der  coufessorische 
Kläger  ist  ja  nicht  „Eigentümer'*),  so  dürfte  dem  Geschädigten  die 
actio  confessoria  gegen  den  Käufer  gegeben  sein,  ohne  dass  er 
sich  auf  die  praesumtio  juris  et  de  jure  des  Art.  2279  berufen 
könnte.  Ja  hier  dürfte  die  Klage,  weil  sie  eben  actio  confessoria 
und  nicht  rei  vindicatio  ist,  auch  gegen  einen  dritten  Besitzei-, 
der  z.  B.  vom  Käufer  die  Sache  überkommen  hat,  gewährt  werden 
müssen. 

Von  einer  Nichtigkeit,  bezw.  Nichtexistenz  des  Verkaufe  wegen 
mangelnder  Verftigungsgewalt  des  Vormunds  kann  man  nicht 
sprechen  —  die  Verfügungsgewalt  zum  Verkauf  beweglicher  Sachen 
des  Mündels  hat  der  Vormund,  da  der  Verkauf  solcher,  bezw.  das 
Recht  des  Verkaufs  dieser  Sachen,  zweifelsohne  in  der  Verwaltungs- 
befugnis des  Vormunds  —  ist  er  ja  doch  als  Vormund  kraft  Ge- 
setzes Verwalter  des  Mündelvermögens  —  liegt  —  vgl.  §  17  d.  W. 
Er  ist  an  sich  hierzu  befugt.  Dass  er  in  concreto  nicht  zum  Ver- 
kauf beftigt  war,  hebt  seine  Verfügungsgewalt  über  die  Sache  ak 
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j^Iche  nicht  auf  —  ein  absolutes  Veräusserungsverbot  liegt  nicht 
vor.  2^ 

Für  Baden  ist  hier  Folgendes  hervorzuheben:  Die  in  Art.  452 
gebotene  Versteigerung  der  sämtlichen  (körperlichen)  Fahrnisse  — 
die  drei  AusnahmsfäUe,  S.  246  oben,  ausgenommen  —  liegt,  wenn 
die  Beteiligten  hiermit  nicht  den  Notar  beauftragen,  in  Glemeinden 
von  3000  und  mehr  Einwohnern  den  Waisenrichtern,  sonst  den 
Bürgermeistern  ob. 

Die  Schätzung  der  Fahrnisse  findet  bei  der  Vermögensauf- 
nahme (Inventarisation)  durch  den  Waisenrichter  statt.  Damit  ist 
aber  nicht  gesagt,  dass  die  besondere  Wertschätzung  im  Art.  453 
dann  stets  wegfällt,  solche  muss,  weim  sie  im  Inventar  nicht  in 
eingehendster  Weise  und  auf  das  Sorgfältigste  stattgeftmden  hat, 
später  entsprechend  dem  Art.  453  stattfinden,  zumal  ja  der  Fall 
so  gelagert  sein  kann,  dass  bei  der  Inventaraufiiahme  der  EHtem- 
teil,  der  nicht  Vormund  ist,  und  dem  die  Nutzniessung  zusteht,  sich 
noch  nicht  erklärt  hat,  ob  er  solche  in  Natur  ausüben  wül.  ^^) 

Jedenfalls  sind  aber  nach  badischem  Becht,  da  eben  der 
Waisenrichter  stets  abschätzt  und  solcher  überhaupt  bei  Antritt 
seines  Dienstes  vereidigt  wird  (§3  der  Waisenrichter -Ordn.  u.  §5 
D.-W.  f.  Waisenr.),  die  Worte  des  Art.  453,  „der  (nämlich  der 
Sachverständige),  von  dem  Gegenvormund  ernannt  wird  und  vor 
dem  Qrtsvorsteher  das  Gelübde  abzulegen  hat^S  a,usser  Geltung,  da 
sie  mit  den  übrigen  in  dieser  Bichtung  geltenden  badischen  Vor- 
schriften nicht  in  Einklang  zu  bringen  sind. 

Was  die  übrigen  zu  Art.  452  u.  453  C.  c.  föi^  das  französische 
Hecht  gemachten  Darlegungen  anlangt,  so  gelten  sie  auch  für  Baden. 
Namentlich  ist  der  Vormund  auch  nach  bad.  Becht  in  Betreff  der 
nnkörperlichen  Fahrnisse  des  Minderjährigen  in  seiner  Disposition 
unbeschränkt,  er  kann  solche  ohne  Genehmigung,  bezw.  Ermäditi- 
gung  des  Amtsgerichts  veräussem,  und  zwar  aus  freier  Hand  — 


^)  Vgl.  über  die  Dispositionsbefagnis:  Barazetti^  das  Personenrecht 
des  CJode  Nap.  u.  s.  w.,  §  4  S.  47  u.  48. 

30)  Mithin  ist  die  Behauptung  Behaghelci,  I  §74  Ziff.  II,  der  ganz 
allgemein  im  Anschluss  an  die  Darlegung,  dass  die  Versteigerung  bezüg- 
lich der  Fahmi^sse,  welche  der  überlebende  Eltemteil,  so  lange  ihm  die  eltei'- 
liche  Nutzniessung  zusteht,  behalten  will,  bemerkt:  „Die  Wertschätzung 
findet  schon  bei  der  Vermögensaufiiahme  durch  den  Waisemichter  statt" 
--  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zutreffend. 
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er  haftet  in  dieser  Beziehung  dem  Mindeijährigen  allein  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen,  welche  für  die  yormundschaftliche  Ver- 
waltimg und  die  mit  derselben  zusanunenhängende  Verantwort- 
lichkett  des  Vormunds  gelten.    Siehe  oben  S.  245,  246.  — 

Für  das  badische  Recht  vgl.  zu  dem  Vorgetragenen,  ausser 
den  Art.  452  u.  453  d.  Landr.,  noch  insbesondere:  Zn  Art.  452  in 
Betreff  der  Beiwirkung  des  Gegenvormonds  zur  Versteigerung :  §  7 
D.-W.  f.  Gegenvorm.,  —  zu  „Familienrat":  §2  Ziff.  2,  11  u.  ff. 
B.-P.-Ges.  (Amtsgericht)  —  über  die  Zuständigkeit  der  Notare, 
Waisenrichter  und  Bürgermeister  zur  Vornahme  der  Versteigerung : 
§  79  (115,  126)  der  Not.-Ordn.,  §  46  D.-W.  f.  Waisenr.,  §  58  D.-W.  f. 
Bürgerm.  — 

Vgl.  auch  §  5  D.-W.  f.  Vorm.  Vgl.  zu  Art.  453  d.  Landr. 
noch:  §9  Waisenr.-Ordn.,  §§32  u.  ff.  D.-W.  f.  Waisenr. 

Unter  Umständen  haben  die  Waisenrichter  bei  der  Schätzung 
noch  besondere  sachverständige  Schätzer  beizuziehen.  Siehe  die 
aJigezog.  §§  der  D.-W.  f.  W. 

4)  Der  Vormund  ist  bei  seinem  Amtsantritt  ver- 
pflichtet, den  Familienrat  um  die  Erteilung  von  Ver- 
haltungsmassregeln  bezüglich  seiner  Verwaltung  in 
dreifacher,  bezw.  vierfacher  Richtung  zu  ersuchen. 

Diese  Verhaltungsmassregeln  betreffen  den  Plan  der  Ver- 
waltung, die  Aufetellung  einer  allgemeinen  Norm,  die  der  Vormund 
bei  Führung  der  Verwaltung  einzuhalten  hat  —  m.  a.  W.  die  Fest- 
setzung des  budget  de  la  tuteile.  Diese  Instruktion  ist  dem 
Vormund  beim  Antritt  der  Vormundschaft  zu  erteilen,  sie  kami 
jedoch  nach  Zeit  und  Umständen  wieder  abgeändert  werden.  Hier- 
über enthalten  die  Art.  454 — 456  unseres  Gesetzbuchs  die  näheren 
Bestimmungen. 

In  dieser  Beziehung  ist  Folgendes  Rechtens: 

a)  Der  Familienrat  soll  den  Höchstbetrag  der 
jährlichen  Ausgaben  für  die  Person  —  d.  i.  die  Er- 
ziehung und  den  Unterhalt  — des  Mündels  bestimmen. 

b)  Er  soll  ferner  bestimmen  den  Höchstbetrag 
der  jährlichen  Ausgaben  für  die  Verwaltung  des 
Vermögens  des  Mündels.  Art.  454  Abs.  1.  Vgl.  auch 
iiir  Baden  noch:  §  6a  D.-W.  f.  Vorm.,  §  12  Ziff.  4  D.-W.  f. 
Gegenv. 
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Hierbei  (bei  den  nach  a  n.  b  zutreffenden  Bestinunungen)  soll 
der  Familienrat  diese  Bestinunnngen  treffen  nach  einem  nngeflChren 
Ubersdilag  (par  appercu)  nnd  mit  Rücksicht  auf  den  Ertrag  des 
zn  verwaltenden  Vermögens  des  Minderjährigen  (selon  Timportance 
des  biens  rägis).    Art.  454  Abs.  1.  ^^) 

Diese  Anordnungen  sind  einem  jeden  Vormund  zu  erteilen, 
und  hat  um  solche  ein  jeder  Vormund  nachzusuchen.  Ausgenommen 
allein  ist  der  gesetzliche  parens-tutor  (der  flbeiiebende 
Eltemteil,  wenn  er  kraft  Gesetzes  Vormund  ist  —  Art.  390), 
einerlei,   ob  er  die   gesetzliche  Nutzniessung  am  Vermögen  des 


^)  Hiemach  hat  also  der  Familienrat  das  Budget  der  Vormundschafb 
im  elg.  Sinne  zu  bestimmen. 

G-rundsätzlich  darf  er  nicht  für  die  j&hrlichen  Angaben  des 
Minderjährigen  eine  höhere  Summe  bewilligen  als  seine  Einkünfte  betragen 
und  soll  er,  wenn  es  möglich  ist,  eine  Summe  festsetzen,  die  niedriger 
»Is  der  Ertrag  des  Mündelvermögens  ist,  um  dem  Vormund  Ersparnisse, 
Vermögensvermehrung,  zu  ermöglichen.  Freilich,  wenn  das  Kapital  des 
Minderjährigen  nicht  hinreicht,  um  seine  Erziehung  und  seinen  Unterhalt 
durchzufahren,  dann  kann  der  Familienrat  auch  einen  Teil  des  Kapitalver- 
mögens,  ja  unter  Umständen  auch  das  ganze  Kapitalvermögen  des  Minder- 
jährigen diesen  Zwecken  widmen. 

Dieser  Familienratsbeschluss  bedarf  keiner  Bestätigung  durch  das  Ge- 
richt (keiner  homologatlon),  da  das  Gesetz  dies  nicht  heischt. 

Bei  der  Bestimmung  des  Budgets  kommt  wohl  auch  noch  der  Stand 
des  Minderjährigen  in  Betracht. 

Vgl.  auch  1.  1  §  1 ;  1. 2  §  1  Dig.,  ubi  pupill.  —  „ex  persona, ....  ex  can- 
ditione,  ex  tempore pro  modo  facultatum.^ 

Vgl.  ferner  L  3  §  1  Dig.  ubi  pupUlus. 

In  Betreff  der  Bestimmung  des  Höchstbetrages  der  jährlichen  Aus- 
gaben f&r  die  Verwaltung  des  Mündelvermögens  ist  besonders  in  Betracht 
zu  ziehen  die  Bedeutung  der  verwalteten  Güter,  ihre  Beschaffenheit,  die 
Alt  und  Weise  ihrer  Ausbeutung,  die  mehr  oder  weniger  vorhandene  Noi- 
wendi^eit  von  Reparaturen  oder  Wiedererbauungen.  Hieraus  schon  ist  zu 
entnehmen,  bemerkt  Demolombey  Vli  Nr.  605  sehr  zutreffend,  dass  der 
Familienrat  eine,  wenn  zwar  indirekte,  doch  sehr  in  die  Wagschale  fallende 
(^lewalt  in  Betreff  der  aUgemeinen  Führung  der  Verwaltung  des  Vormunds 
hat  Vgl.  überhaupt  Demolombe  a.  a.  0.,  der  in  diesen  Punkten  sehr  be- 
hemgenswerte  Darlegungen  giebt. 

Gut  bemerkt  Gagenr^  S.  203,  dass,  wenn  mehrere  Geschwister  unter 
^uoer  Vormundschaft  stehen,  für  den  einen  Mündel  nach  Bestimmung  und 
Bedflr&iss  mehr  ausgegeben  werden  dtirie  als  für  den  anderen,  dass  aber 
Derjenige,  der  mehr  braucht,  den  übrigen  das  Mehr  erseteen  müsse  naoh 
<leu  Gnmdsätzen,  die  vom  Gesellschaftsvertrag  gelten. 
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Minderjährigen  hat  oder  nicht  hat  — ,  er  untersteht  diesen  Vor- 
schriften nicht:  denn  Art.  454  Abs.  1  sagt  ausdrücklich:  „Bei  dem 
Antritt  einer  jeden  Vormundschaft,  die  der  Eltern  ausgenommen 
(autre  que  ceUe  des  pere  et  m^re),  muss  der  Familienrat  bestimmen 
u.  s.  w."  —  und  die  Mutter- Vormtinderin,  welcher  bei  ihrer  neuen 
Ehe  die  Vormundschaft  belassen  worden  ist  denn  sie  erscheint,  wie 
ich  in  §  9  S.  115  Text  u.  Anm.  57  nachgewiesen  habe,  als  gesetz- 
liche Vormünderin  (ihre  Vormundschaft  Lst,  nach  wie  vor,  die  ge- 
setzliche Vormundschaft  des  überlebenden  Eltemteils)  und  ebenso 
ist's  in  Betreff  ihres  zweiten  Ehemanns  —  Art.  396. 

Ist  der  parens  Datiwormund,  so  finden  dagegen  die  unter 
a  tt.  b  aufgeftihrten  Bestimmungen  —  die  Regel  —  ihre  volle  An- 
wendung. 

Hat  der  Vormund  das  Kapitalvermögen  des  Mündels  an- 
gegriffen, um  die  Kosten  seines  Unterhalts  oder  seiner  Erziehun«; 
daraus  zu  bestreiten,  da  die  Einkünfte  desselben  nicht  hinreichend 
waren,  —  und  zwar  ohne  dass  er  sich  vorher  von  dem  Familien- 
rat hierzu  hat  ermächtigen  lassen,  so  dürfte  er  gleichwolü  berech- 
tigt sein,  diese  Ausgabe  in  Rechnung  zu  stellen.  Freilich  es  könnte 
dann  immerhin  die  Notwendigkeit,  bezw.  Nützlichkeit  dieser  Aas- 
gabe bestritten  werden  und  wegen  solcher  daher  ihm  unter  Um- 
ständen die  Entlastung  verweigert  werden.  Arg.  Art.  47 1  Abs.  2. 
Hat  er  sich  vorher  zu  solchem  Handeln  vom  Familienrat  er- 
mächtigen lassen,  so  ist  er  gegen  derartige  Möglichkeiten  ge- 
sichert. 32) 


3^)  So  zutreffend  Bandry-Lacantinerie,  I  Nr.  1065  Amu. 

Hat  übrigens  der  Yormund  in  dringenden  FäUen  die  ihm  bewilligte 
Summe  überschritten  oder  das  Kapital  angegriffen,  ohne  vorherige  Anfrage, 
und  kann  er  die  Nützlichkeit  oder  Notwendigkeit  nachweisen,  so  ist  ihm  die 
Ausgabe  nicht  zur  Last  zu  lassen.  Erwiesene  Ausgaben,  die  einen  nüte- 
lichen  Zweck  haben,  gelten  dem  Vormund  stets  in  Rechnung.  Art.  471. 
So  gut  eagenr,  S.  203.  Vgl.  auch  1.  2  princ.  Dig.  27,  2  u.  47  §  1  Dig.  26.7 
^sumptum  boni  vlri  arbitrio  faciendum.^* 

Immerhin  muss  der  Vormund  sich  aber  die  nach  Art.  4ö4  verlangte 
Genehmigung  am  Anfang  der  Vormundschaft  erbitten,  denn  sonst  imterli^ 
jede  Ausgabe  einer  um  so  gestrengeren  Beurteilung.    Vgl.  Gageur,  a.a.O. 

Ob  auch  der  Familienrat  mit  dem  Vormund  einen  Vertrag  in  Bausch 
imd  Bogen  —  un  forfait  -  abschliessen  kann ,  dass  dieser  mn  eine  gewisse 
Summe  oder  für  die  Gesamtheit  der  Einkünfte  die  Vei-waltung  und  Er- 
ziehung besorge,  ist  streitig.  — -  besonders  deshalb,  weil  es  Begel  ist,  dass 
der  Vormimd  seine  Ausgaben  verrechnen  muss,  und  hieixiurch  der  Verrech- 


J 
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c)  Der  Familienrat  soll  bestimmen,  ob  der  Vor- 
mund ermächtigt  sein  soll,  sich  bei  der  Führung  der 
Vormundschaft  von  einem  oder  einigen  besonderen 
und  besoldeten  Verwaltern  (für  welche  er  jedoch  verant- 
wortlich bleibt)  Beistand  leisten  zu  lassen.  Art.  454 
Abs.  2. 

Diese  Ermächtigung  ist  im  gegebenen  Fall  für  jeden  Vor- 
mimd,  wenn  er  solcher  Verwalter  nötig  zu  haben  meint,  geboten  — 
ausgenommen  hiervon ,  d.  h.  solcher  Ermächtigung  bedarf  es  nicht 
bei  der  gesetzlichen  Vormundschaft  des  überlebenden  Eltemteils  — 
(Art.  452  Abs.  2  greift  bei  dieser  Vormundschaft  nicht  Platz,  so- 
wenig wie  Art.  452  Abs.  1  [oben  lit.  a  u.  b]  bei  ihr  Platz  greift). 

Diese  administratem*s  salari6s  sind  juristisch  als  Gewalthaber 
des  Vormunds  zu  betrachten,  welche  er  nach  seiner  Willkür  wählen 
und  entlassen  kann. 

Der  Minderjälirige  hat  selbstverständlich  kein  gesetzliches 
Unterpfandsrecht  an  ihrem  liegenschafüichen  Vermögen.  Zu  b  u.  c 
ist  noch  zu  bemerken,  dass  der  Vormund  hinsichtlich  des  Auf- 
wandes für  die  Vermögensverwaltung  an  die  bei  Beginn 
der  Vormundschaft  vom  Familienrat  gegebenen  Bestimmungen  bei 
eigener  Haftbarkeit  für  Überschreitungen  gebunden  ist.  Vgl.  auch 
noch  §  6  D.-W.  f.  Vorm.  (Baden),  siehe  jedoch  Art.  471  Abs.  2 
u.  Art.  1375. 

d)  Endlich  hat  der  Familienrat  die  Summe  be- 
stimmt (positivement)  festzusetzen,  mit  welcher  für 
den  Vormund  die  Verbindlichkeit  anfangen  soll,  den 
Überschuss  der  Einnahme  über  die  Ausgabe  nutzbar 
(zinsbringend)  anzulegen. 

Art.  455  Abs.  1.  (Im  bad.  Landrecht  übersetzt:  „Dieser 
Familienrat  soll  auch  bestimmen,  bei  welcher  Summe  der  Vormund 
die  Übererspamis  auf  Zins  zu  legen  habe").  Vgl.  auch  für  Baden 
noch:  §  6  a  u.  b  D.-W.  f.  W.  u.  §  12  Ziff.  4  D.-W.  f.  Gegen- 
vormünder. 


nnng  überhoben  würde.  Es  ist  quaestio  facti.  £s  dürite  wohl  zulässig  sein, 
wenn  z.  B.  der  Vormund  den  Mündel  zu  sich  in  Kost  und  Wohnung  nimmt 
lu  in  anderen  Fällen.  So  gut  Demolombe,  YU  Nr.  604.  Laurent,  V  Nr.  24 
verwirft  ein  solches  forfait  überhaupt,  Anbry  et  Bau,  I  §112  Anm.  36  u. 
Text  sind  daftir. 
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Diese  drei,  bezw.  vier  Weisungen  (a — d)  sind  dem  Vormund 
schriftlich  —  auf  sein  Ansuchen,  eventuell  von  Amtswegen, 
durch  den  Familienrat  zu  erteilen  —  Art.  454  u.  455  Abs.  1  (es 
ist  die  Rede  von  „acte,  Urkunde^O  —  ^^^  kajm  diesei*  dieselben, 
was  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  nach  Zeit  und  Umständen,  wie 
oben  schon  bemerkt,  im  Lauf  der  Vormundschaft  wieder  abändern. 

Übrigens  kann  der  Familienrat  —  und  dies  betone  ich  ganz 
besonders  —  die  gesetzlichen  Regeln  über  die  Vormundschaft- 
liehe  Verwaltung  nicht  unter  Einschränkung  des  Vormunds  modi- 
fizieren: denn  sie  sind  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  ge- 
geben, und  eine  solche  Einschränkung  bindet  daher  den  Vormund 
nicht,  selbst  wenn  er  zustimmt.  '^) 

Selbstverständlich  kann  der  Familienrat,  jedoch  nur  unter 
dem  eben  hervorgehobenen  Vorbehalt,  in  seinen  Weisungen  an  den 
Vormund  auch  Normen  au&tellen.  fiber  die  Art  der  Erziehung  des 
Mündels  und  der  Verwaltung  seines  Vermögens,  dies  folgt  aus 
Art.  454  u.  455  Abs.  1:  denn  in  der  Erteilung  der  in  diesen  Ar- 
tikeln vorgeschriebenen  Instruktionen  liegt  indirekt  auch  dieses 
Recht  des  Familienrats  —  diese  Normen  kann  er  daher  auch  selbst- 
verständlich nur  deiyenigen  Vormündern  geben,  welchen  er  auch 
jene  Weisungen  zu  erteilen  hat,  also  z.  B.  nicht  dem  übeiiebenden 
parens-tutor,  der  kraft  Gesetzes  Vormund  wird. 

Zu  d)  ist  Folgendes  noch  zu  bemerken: 

Die  Voi*schrift  in  Art.  455  ist  gegeben,  weil  es  nicht  angeht, 
dem  Vormund,  der  die  Verpflichtung  hat,  die  Summen,  welche  er 
für  den  Mündel  erübrigt,  zinsbringend  anzulegen,  zuzumuten,  auch 
die  kleinste  Summe  anzulegen. 

'S)  So  Demolombe,  YIE  Nr.  144,  Laurent,  IV  Nr.  487. 

Vgl.  auch  B.-O..E.  Bd.  XI  Nr.  81  S.  347. 

Wollte  man  dies  zulassen,  so  wäre  nicht  abzusehen,  in  wie  weit  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  in  Betreff  der  vormundschaftlichen  Verwaltung 
zwingender  oder  fakultativer  Natur  sind,  der  Familienrat  würde  sich  da- 
durch gewissermassen  zum  Gesetzgeber  machen  und  die  Vorschriften  des 
Gesetzbuchs,  die  doch  im  Intere&se  des  Minderjährigen  gegeben  sind,  wfirden 
geradezu  illusorisch  werden. 

Vgl.  insbes.  noch  Zaehnrlä-Ureyer,  I  §  111  Anm.  29  u.  Text,  wo  die 
hier  einschlagende  Litteratur  ausführlich  angegeben  ist  und  auch  eineBefthe 
von  Urteilen  sowohl  des  Kassationshois  als  auch  anderer  franz.  Gerichtshöfe 
angeftdut  sind,  welche  —  jedoch  sicherlich  mit  Unrecht  —  Einachrilnlnmgep 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  zulassen. 
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Hierdurch  würde  seine  Verwaltung  ganz  ausserordentlich  er- 
schwert, audi  ist  es  ein  Erfahrungssatz,  dass  die  kleinen  Kapitalien 
schwierig  anzulegen  sind.  '*) 

Der  Vormund  hat  innerhalb  der  nächsten  sechs  Monate, 
nachdem  die  Summe,  deren  zinstragende  Anlage  der  Familienrat 
bestimmt  hat,  vorhanden  ist,  solche  zinstragend  anzulegen,  widrigens 
er  sie  aus  eigenen  Mitteln  verzinsen  muss.    Art.  455  Abs.  2.  u.  3. 

Hat  der  Vormund  nicht  dafiir  Sorge  getragen,  dass  ihm  vom 
Familienrat  die  Summe,  bei  welcher  die  zinstragende  Anlegung 
ihren  Anfang  nehmen  soll,  bezeichnet  wurde,  so  ist  er  verpflichtet, 
jedweden  Überschuss,  mag  er  noch  so  klein  sein,  nach  sechs 
Monaten  zu  verzinsen.    Art.  456.  »*) 

^)  Sehi*  zutreffend  hebt  Benavd,  Collegienheft,  §44,  hervor,  dass  in 
Betreff  der  Präge,  wie  man  den  Überschuss  der  Einnahme  über  die  Ausgabe 
berechnet,  so  zu  verfahren  sei:  der  Vormund  habe  am  Schlüsse  eines  jeden 
Jahres  zu  berechnen,  wie  hoch  der  Betrag  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
sich  in  diesem  Jahre  belaufe;  übersteigen  die  Einnahmen  die  Ausgaben,  so 
sei  ein  Überschuss  da,  erreiche  dieser  den  Betrag,  der  vom  Familienrat  als 
der  zinsbringend  anzulegende  festgesetzt  ist,  so  müsse  dessen  zinstragende 
Anlage  erfolgen;  es  könne  sein,  dass  am  Ende  des  Jahres  der  Überschuss 
nicht  den  festgesetzten  Betrag  erreiche,  sondern  dass  dies  erst  in  den  folgen- 
den Jahren  der  Fall  sei,  dann  beginne  die  Verpflichtung  der  Anlage  erst 
mit  dieser  Zeit. 

®)  Die  Zinspflicht  des  Vormunds  beginnt  also  erst  mit  dem  Ablauf 
der  sechs  Monate,  von  dem  Zeitpimkt  an  gerechnet,  wo  der  excedant  des 
revenues  sur  la  döpense  eingegangen,  vollständig  in  seiner  Hand  ist  —  und 
dieser  ezcÄlant  wird  sich  in  der  Begel  erst  durch  die  Bechnungsablage  ergeben. 
Demolombe ,  VH  Nr.  614,  Laurent,  V  Nr.  33. 

Der  Vormtmd  muss  auch  Zinsen  von  Zinsen  (Zinseszinsen)  zahlen,  wenn 
die  Zinsen  einen  Überschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  bilden:  denn 
die  Zinsen  sind  gegenüber  dem  Vormund  Einnahmen  —  so  auch  Laurent, 
V  Nr.  34,  Bloeehel,  a.  a.  O.,  S..ö8,  Ihiranton,  m  S.  550  Nr.  564,  Maleville, 
t.  1  zu  Art  465  u.  456. 

Hat  der  Voimund  das  Geld  in  eigenen  Nutzen  verwendet^  so  schuldet 
er  von  da  an  Zinsen  —  arg.  Art.  1996  (erste  Hälfte). 

Der  Art.  456  ist  übrigens  als  eine  lex  specialis,  als  dne  Ausnahme  vom 
gemeinen  Recht,  nicht  auf  den  Fall  auszudehnen,  dass  der  Vormund  nach 
Beendigung  der  Vormundschaft  Geld  des  Mündels  in  Händen  behält« 
I>ajin  tritt  vielmehr  Art.  1996  (zweite  HUfte)  in  Kraft  —  „er  hat  die  Summen, 
welche  er  (als  gesetzlich  Bevollmächtigter)  aus  seiner  Bechnung  schuldig 
bleibt,  vom  Tag  der  Verzugsetzung  an  zu  verzinsen.**  —  Dies  ist  die  Ansicht 
^Mkirli'sy  I  §  111,  Amn.  27^  «nd  ihr  folgen  auch  nenereUrteile  von  französ. 
Appellhöfen  und  namentlich  auch  Laurent,  V  Nr.  35,  120  u.  121. 

Barazetii,  Dia  Vormuadflcliafl  u.  s.  w.  \1 
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In  beiden  Fällen  (Art.  455  u.  456)  befreit  den  Vormund 
jedoch  der  Nachweis,  dass  die  Anlage  in  dieser  Frist  anthunUch 
war  (dass  es  an  einer  Grelegenheit  znr  Anlage  fehlte)  — :  denn  im- 
possibiHmn  nemo  tenetur. 

Die  Bestimmungen  der  Art  455  u.  456  greifen  übrigens  auch, 
obwohl  das  Gesetz  nur  von  der  Anlage  der  Ersparnisse  aus  den 
Einkauften  des  Mündelvermögens  spricht,  analog  Platz  in  Betreff 
der  Anlage  der  Kapitalien  des  Mündels,  d.  h.  in  Betreff  der  Anlage 
jeder  Art  von  Mündelgeldern,  also  der  Kapitalien,  welche  sich  bei 
Eröffiiung  der  Vormundschaft  in  der  Erbschaft,  die  der  Mündel 
macht,  vorfinden,  femer  der  Gelder,  welche  aus  der  Versteigerung 
der  Fahrnisse  (Art.  452)  erlöst  werden,  endlich  auch  der  Kapitalien, 
welche  der  Vormund  während  des  Lau&  seiner  Verwaltung,  sei  es, 
dass  sie  ihm  zurückbezahlt  wui^den,  sei  es,  dass  sie  dem  Mündel 
als  Schenkungen,  Erbschaften  u.  dgl.  zugefallen  sind,  eingenommen 
hat.  Für  die  Anlage  der  Kapitalien,  welche  sich  in  dem  Nach- 
lasse finden  und  der  aus  der  Versteigerung  der  Fahrnisse  ein- 
genommenen Grelder  spricht  auch  das  zwingende  Argument  der 
Art.  1065  u.  1068,  welche  hier  analog  Platz  greifen.  Bestritten 
dagegen  —  und  zwar  herrscht  hier  grosse  Meinungsverschiedenheit 
—  ist,  ob  die  Art.  455  u.  456  ebenso  auch  in  Betreff  der  Anlage 
der  Kapitalien  Platz  greifen,  welche  der  Vormund  während  des 
Laufe  der  Vormundschaft  eingenommen  hat. 

Ich  habe  schon  betont,  dass  auch  bezüglich  dieser  Kapitalien 
dies  anzunehmen  sei  —  es  folgt  dies  aus  der  Natur  der  Sache  — 
der  Vormund  wird  aber  jedenfalls  auch  in  diesem  Falle  zur  An- 
lage erst  in  sechs  Monaten  verpflichtet  sein,  welche  von  dem 
Tage  an  laufen,  an  welchem  er  die  Kapitalien  eingenommen 
hat  —  wie  dies  auch  bezüglich  der  anderen  Kapitalien  und  Grelder 
zutrifft. 

Der  Vormund  wird  also  nicht  jedes,  auch  das  kleinste  Kapital 
anlegen  müssen,  sondern  es  wird  ihm  zu  gestatten  sein,  mit  dei* 
Anlage  zu  warten,  bis  er  andere  Mündelgelder  hat,  welche,  mit 
jenem  Kapital  vereinigt,  die  vom  Familienrat  bestinunte  Summe, 
mit  welcher  die  Anlage  erfolgen  soll,  erreichen. 

und  auch  auf  die  Kapitalien  werden  die  Art.  455  u.  456  An- 
wendung finden,  welche  der  Vormund  selbst  dem  Mindeijährigen 

Die  Verjährung  der  Zinsen  untersteht  nicht  dem  Art.  2277  —  Maread^, 
Art.  456  Nr.-m. 
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ziirnckzubezahlen  hat  —  hier  gilt  der  Satz:  tutor  a  semet  ipso 
exigere  debnit  —  auch  hier  beginnt  die  Zinsfrist  erst  nach  Ablauf 
der  sechs  Monate,  es  wäre  denn,  dass  der  Vormund  ex  lege  Zinsen 
schTÜdet  (Art.  1652,  1996).  3«) 

Für  Baden  ist  die  Frage,  ob  auch  die  Art.  455  u.  456  be- 
züglich der  Kapitalien  Platz  greifen,  ausser  allen  Zweifel  gestellt 
durch  die  Übersetzung  des  Art.  455  — :  der  Familienrat  soll 
auch  bestimmen,  bei  welcher  Summe  der  Vormund  die 
Überersparnis  auf  Zins  zu  legen  habe.  ^^) 

Das  Gesetzbuch  spricht  sich  übrigens  nicht  darüber  aus,  in 
welcher  Weise  die  verzinslich  zu  machenden  Anlagen  zu  er- 
folgen haben. 

»)  Vgl.  über  diese  Fragen:  Loer6,  t.  VI  S.279,  Demolombe,  VII 
Nr. 618 ff.,  Laurent^  V  Nr.  32  u.  33,  Boilenx^  II  Anm.  zu  Art  465  S.413, 
lileTÜle,  I ZQ  Art  455, 456,  Bolleux,  U,  Anm.  za  Art.  456  S.  414,  (Dnranton ^ 
Nr.  565,  Toullier,  Nr.  2116,  Hagnin,  Nr.  660,  dagegen  teilweise  Delrlneovrt, 

S.  104  Nr.  4). 

Vgl.  auch  Zachariä,  I  §  111  Anm.  27  u.  28  —  imd  namentlich  auch 
ZaehATiA  (1.  Au£.  1808)  §  40,  Anm.  2. 

In  Art.  6  d.  Loi  v.  27.  Febr.  1880  (Bogeret  Sorel,  Lois  usuelles, 
8. 1217)  sind  ttbrigens  jetzt  Bestunmungen  getroffen,  dass  der  Art  455  auch 
aaf  die  Kapitalien  Anwendung  finde,  wobei  jedoch  die  sechsmonatliche  An- 
lagefirist  auf  eine  solche  von  drei  Monaten  herabgesetzt  worden  ist.  Dies 
interessiert  hier  weiter  nicht,  da  wir  uns  nur^mit  dem  Code  Nap.  beschäftigen. 

*')  VgL  Brauer^  Erläuter.,  I  Bern.  60,  S.  519,  der  sagt :  „Wenn  übrigens  im 
Grandtext  von  einer  Anlegung  der  überschiessenden  Einkünfte  geredet  wird,, 
und  um  deswUlen  der  Satz  auf  eingehende  Vermögensteile ,  als  z.  B.  abge- 
kfindete  Kapitalien,  Verkaufspreise  u.  s.  w.  nur  durch  eine  bestreitbare  Bechts- 
ähnlichkeit  angewendet  werden  kann  —  Zachaiiä^  Bd.  I  §  40  Anm.  2  b  (erste 
Auflage  v.  1806),  obwohl  er  unstreitig  auch  auf  diese  gemeint  ist,  Locr^, 
t  VI  S.  279  ^,  so  hat  unsere  Übersetzung  das  allgemeinere  Wort  „Über-: 
ersparnis'  gewählt,  das  so  gut  auf  eingehende  entbehrliche  Kapitalgelder 
^ie  auf  Beuten  sich  schickt,  um  damit  jenem  Anstand  auszuweichen."  — 

Sehr  zutreffend  bemerkt  Laurent  in  seinem  Cours  ^lementaire  de 
droit  civil,  I  Nr.  387,  dass  es  selbstverständlich  ist,  dass  der  Vormund  die 
Überschüsse  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  anlegen  muss  und  dass  zur 
Zeit  der  Redaktion  des  Code  civil  es  noch  keine  Sparkassen  gegeben  habe, 
weshalb  die  Bestimmung  des  Art  455  im  Gesetzbuch  gegeben  wurde,  zumal 
num  eben,  weil  keine  Sparkassen  bestanden,  nicht  wusste,  wo  man  kleinere 
Snnunen  unterbringen  sollte.  Heute  bestehen  die  Sparkassen;  nunmehr  kann 
der  Vormund  in  dieselben  die  kleinsten  Summen  legen,  vorbehaltlich  des 
^hts  des  Familienrats  zu  entscheiden,  ob  die  Beträge  daselbst  verbleiben 
sollen,  oder  ob  die  Ersparnisse,  wenn  sie  eine  gewisse  Höhe  erreicht  haben, 
ZQ  höheren  Zinsen,  als  die  Sparkassen  geben,  angelegt  \^'erden  sollen. 

17* 
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Dies  ist  dem  Ermessen  des  Vormunds  überlassen,  welcher  als 
bon  p6re  de  famille  hierbei  handeln  muss  —  und  gr&fm  die  Grund- 
sätze Platz,  welche  in  Betreff  semer  Verantwortlichkeit  bei  Ffihnmg 
der  vormundschaftlichen  Verwaltung  gelten.  Arg.  Art  450  Abs.  2. 
Vgl.  auch  §  17  d.  W. 

Übrigens  kann  auch  —  arg.  Art.  455  —  der  Familienrat  in 
dieser  Bichtung  Weisungen  erteilen.    Siehe  oben  S.  253  d.  W. 

Der  Vormund  wird  Liegenschaften  kaufen  3»),  verzinsliche 
Einlagen  in  Sparkassen  machen,  sonstige  Kapitalanlagen  treffen, 
welche  dem  Minderjährigen  eine  gute  Sicherheit  bieten,  so  namentlich 
gegen  doppelte  hypothekarische  Sicherheit  (womöglich  auf  erete 
Hypothek)  die  Gelder  ausleihen,  inländische  Staatspapiere  kaufen 
u.  dgl. »») 

In  Baden  sind  durch  §  7  D.-W.  f.  Vorm.  über  die  Art  und 
Weise  der  Vermögensanlage  bestimmte  Vorschriften  gegeben  — 
lüervon  miten. 

Zur  Klarstellung  der  Sache  rekapitulieren  wir  in  Kürze, 
wie  folgt: 

Soweit  der  Erlös  aus  der  Fahrnisversteigerung  (Art.  452)  und 
die  vorhandene  Barschaft,  die  bei  Beginn  der  Vormundschaft  vor- 


38)  Zum  Ankauf  von  Liegenschaften  bedarf  der  Vormund  —  dies 
ist  die  jetzt  herrschende  Ansicht  —  weder  nach  französchem  noch  nach 
badischem  Recht  der  obervormundschaftlichen  Ermächtigung.  VgL 
Diinuit#ii5  ni  Nr.  570;  Brauer^  Erläut.,  VI  Nr.  6,  S.  14;  Behaghel,  I  §  74 
Ziff.  II  Abs.  1  u.  Anm. 2  —  urteil  des  Oberlandesger.  Karlsr ohe  v.  16.  Febr. 
1880  (in  InHalen,  XXXXVI  S.99)  und  B.-G..E.  Bd.  VHI  Nr.  74,  8.293, 
wo  ausgeföhrt  ist,  dass  an  und  för  sich  zum  Ankauf  von  Grundstücken  der 
Vormund  keiner  Ermächtigung  bedarf,  wenn  er  solche  aus  veri)igi>aren 
Mitteln  bezahlt,  im  anderen  Fall  aber  dieser  Erwerb  als  im  Wesen  der 
Contrahierung  einer  Darlehnsschuld  enthalten  anzusehen  ist,  daher  der  Be- 
stimmung des  Art.  457  (obervormundschafbliche  Ermächtigung  bei  Au&ahme 
von  Darlehen  Seitens  des  Vormunds)  unterliegt.  Siehe  auch  Zaeharli-Drejrer, 
I  §  118  Anm.  10.    Vgl.  §  17  d.  W. 

^)  Li  Frankreich  ist  nunmehr  die  Lücke  des  Gesetzbuchs  durch  die 
Loi  V.  27.  Febr.  1880  (siehe  Boger  et  Sorel  Lois  usuelles,  S.  1217)  aus- 
gefällt, indem  der  Art.  6  dieser  Loi  genaue  Bestimmungen  über  die  Art 
und  Weise  giebt,  wie  das  Mündelvermögen  überhaupt  anzulegen  sei  in 
der  Art,  dass  der  Familienrat  ausdrücklich  ermächtigt  wird,  über  die  An- 
lage aUe  die  Massregeln  vorzuschreiben,  die  ihm  gutdünken.  Vgl.  auch 
Baudry-Lacantinerie,  I  Nr.  1069.  Uns  interessiert  die  Loi  weiterhin  nicht, 
wir  haben  uns  um*  mit  dem  Code  Nap.  zu  beschäftigen. 
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handenen  Kapitalien ,  nicht  zur  Bestreitung  der  Bedürfiiisse  der  Er- 
zfehnng  und  des  Unterhalts  des  Mündels  sowie  der  Verwaltung 
seines  Vermögens  verwendet  werden  müssen  —  und  dies  ergiebt 
sich  aus  der  gemäss  Art.  454  durch  den  Familienrat  (bad.  Amts- 
gericht als  Vormundschaftsbehörde)  bei  Beginn  der  Vormundschaft 
zn  treffenden  Bestimmung  über  den  jährlich  in  beiden  Bichtungen 
za  machenden  Aufwand  — ,  ist  jener  Erlös,  sind  jene  vorhandenen 
Barschaften,  Kapitalien,  soweit  sie  ^cht  schon  angelegt  sind,  samt 
allen  Einkfinfl;en  des  Mündels,  da  sich  jene  dann  mit  diesen  Ein- 
kfinfl«n  als  Übererersparnis**)  dai'stellen,  mit  jenem  Betrag  dieser 
Übererspamis,  bei  welchem  der  Familienrat  diese  Anlage  vor- 
g^chrieben  hat,  nutzbar  anzulegen,  und  zwar  innerhalb  sechs 
Monaten,  da  sich  die  betr.  Summen  in  den  Händen  des  Vormunds 
befinden,  widrigens  der  Vormund  selbst  am  Ende  dieser  Frist  die 
Sommen  aus  eigenen  Mitteln  zu  verzinsen  hat,  es  wäre  denn,  dass 
er  den  Nachweis  erbringt,  dass  die  Anlage  in  dieser  Frist  unthunlich 
gewesen  sei.  Art.  455.  Hat  er  versäumt,  sich  durch  den  Familienrat 
besthnmen  zu  lassen,  von  welcher  Summe  an  die  nutzbare  Anlage 
erfolgen  soll,  so  muss  er  jeden  noch  so  geringen  Überschuss,  vor- 
ausgesetzt, dass  er  nicht  rechtzeitig  verzinslich  angelegt  wurde, 
aus  seinen  Mitteln  am  Ende  der  Frist  verzinsen,  es  wäre  denn, 
dass  er  den  gedachten  Nachweis  auch  hier  erbringt.  Art.  456.  Vgl. 
auch  §§  6  u.  7  D.-W.  f-  Vorm. 

Das  Gebot  der  Veräusserung  von  Fahrnissen  und  der  An- 
legung von  Barschafl;en  findet  auch  auf  diejenigen  Fahrnisse  und 
Geldsummen  Anwendung,  welche  dem  Mündel  während  der  Vor- 
mundschaft anfallen  —  siehe  auch  oben  S.  258  d.  W.  —  bezw. 
durch  Zahlung  von  Schulden  eingehen  oder  erspart  werden.  Mit- 
hin hat  der  Vormund  auch  die  Pflicht,  während  des  Laufe  der 
Vormundschaft,  wenn  die  bei  Beginn  derselben  in  Betreff  der 
Bestimmung  der  Summe  durch  den  Familienrat,  bei  welcher  die 
Übererspamis  nutzbar  angelegt  werden  soll,  getroffene  Anordnung 
nicht  mdir  zutrifft  infolge  veränderter  Umstände,  sich  durch  den 
Familienrat  bestimmen  zu  lassen ,  von  welcher  Summe  jeweils  die 
Anlage  erfolgen  soll. 

^)  Ich  gebranche  hier  absichtlich  den  in  der  badischen  Übersetzung 
des  Art  4fö  angewendeten  Aiisdrack  „Überersparniss",  weil  er  die  Sache 
Vlarer  stellt  als  die  französische  Ausdrucksweise  —  siehe  auch  Anm.  37 
nnseres  Vorwurf.  Paragr. 
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Unterlässt  er  diese  Anlage,  so  hat  er  am  Ende  der  secbs- 
monaüich^  Frist  die  Summe  aus  eigenen  Mitteln  zu  verzinsen, 
es  wäre  denn,  dass  er  den  Nachweis  der  Unthunlichkeit  der  Anlage 
erbringt. 

Hat  er  versäumt,  sich  im  gegebenen  Falle  durch  den  Fa- 
milienrat bestimmen  zu  lassen,  von  welcher  Summe  an  die  nutzbare 
Anlage  erfolgen  soll,  so  muss  er  jeden  noch  so  geringen  Überschuss, 
vorausgesetzt,  dass  er  nicht  rechtzeitig  verzinslich  angelegt  wm^e, 
aus  eigenen  Mittebi  verzinsen,  es  wäre  denn,  dass  er  den  gedachten 
Nachweis  erbringt.    Art.  455,  456.    §§  6  u.  7  D.-W.  f.  Vonn.  -»«) 

Die  bad.  D.-W.  f.  Vorm.  schreibt  sehr  zweckmässig  vor  — 
§  9  D.-W.  f.  V.  — ,  dass  der  Vormund  ein  fortlaufendes  Tagebuch 
über  Einnahme  und  Ausgabe  zu  führen  und  jede  Ausgabe  mit  Quittung 
zu  belegen  hat  (von  besonderer  Bedeutung  wegen  Art.  471  Abs.  2). 
Aus  diesem  Tagebuch  kann  sich  dann  die  Obervormundschaftsbe- 
hörde jederzeit  überzeugen,  wie  es  sich  mit  der  Anlage  der  Über- 
ei*spamis  verhält. 

Die  betr.  Anlagen  sind  in  Baden  nach  der  Vorschrift  des 
§  7  D.-W.  f  Vorm.  folgendermassen  zu  machen:  Der  Erlös  aus 
der  Fahrnisversteigerung,  die  Barschaften,  Kapitalien  des  Mündels 
sind  gegen  Unterpfand  mit  doppelter  Sicherheit  verzinslich  aus- 
zuleihen oder  in  näher  bezeichneten  Schuldverschreibungen^^) 
oder  sonstigen  Wertpapieren,  welche  vom  Justizministerium  zu- 
gelassen sind  ^3)  oder  bei  hierfür  anerkannten  Spar-  und  Waisen- 
kassen ^^)  nutzbar  anzulegen,  —  auch  ist  die  Anlegung  durch  An- 
kauf von  Liegenschaften  gestattet.     Die  auf  Inhaber  lautenden 

«0  Behaghel,  welcher  Bd.  I  §  74  Ziif.  n  Abs.  2  u.  3  diese  Fragen  be- 
handelt, ist  unverständlich,  offenbar  weil  er  sich  zu  kurz  ausdrückt. 
Seine  Ausführungen  geben  zu  Missverständnissen  Anlass. 

«)  Die  in  §  7  Ziff.  2  bis  4  D.-W.  f.  Vorm.  nälier  bezeichneten  Schuld- 
verschreibungen sind  folgende:  a)  Schuldverschreibungen  des  Reichs  oder 
eines  Bundesstaats;  b)  solche,  deren  Verzinsung  von  dem  Reich  oder  einem 
Bundesstaat  gewährleistet  ist;  c)  Schuldvei'schreibungen,  welche  von  deutschen 
kommunalen  Körperschaften  oder  von  deren  Kreditanstalten  ausgesteUt  oddr 
'  entweder  von  Seiten  der  Inhaber  kündbar  sind  oder  einer  regelmässigen 
Tilgung  unterUegen. 

^)  Kraft  besonderer  Ermächtigung  des  Grossh.  Justizministeriums 
V.  1.  August  1872  (G.-  u.  Y.-Bl.  XXXTT,  308)  kann  die  Anlegung  in  Pfand- 
briefen der  Rheinischen  Hypothekenbank  geschehen. 

**)  Siehe  badisches  Gesetz,  die  Rechtsverhältnisse  und  die  Ver- 
waltung   der    mit    Gemeindebürgschaft    versehenen    Spai'kassen    betr.    v. 
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Wertpapiere,  in  welchen  etwa  die  Anlage  in  zulässiger  Weise  er- 
folgt, sind  auf  d^  Namen  des  Mündels  eintragen  zu  lassen.  ^^  *^) 

Die  Art.  454 — 456  verpflichten  den  Vormund ,  ohne  weitere 
Unterscheidung,  sich  strenge  nach  den  in  ihnen  enthaltenen  Vor- 
schriften zu  richten.  Thut  er  dies  nicht,  so  dürfte  er  einer  um  so 
strengeren  Eontrolle  unterworfen  sein.  In  solchem  Fall  durfte  der 
Gegenvormund  verpflichtet  sein,  die  Zusammenberufung  des  Familien- 
rats zu  veranlassen,  und  jedes  Mitglied  desselben  könnte  dies  Ein- 
schreiten gegen  den  pflichtvergessenen  Vormund  veranlassen.  Auch 
dürfte  hier  Art.  444  (Absetzung  des  Vormunds  wegen  Unfähigkeit 
in  der  Verwaltung)  im  gegebenen  Falle  Platz  greifen. 

Wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  Vormund  ist,  d.  h.  wenn 
der  überlebende  Eltemteil  kraft  Gesetzes  Vormund  ist  (nicht  wenn 
er  als  Datiwormund  die  Vormundschaft  innehat)  —  auch  wenn 
der  Mutter -Vormünderin  gemäss  Art.  396  die  Vormundschaft  ge- 

9.  April  1880  (Ges.-BI.  Nr.  4)  —  siehe  auch  Rentti  a.  a.  0.  Anhang  Nr.  28, 
S.  757,  wo  das  Gesetz  ahgedruckt  ist 

Erlaubt  ist  die  Anlage  zur  Zeit  auch:  a)  bei  der  Hinterlegungs- 
iind  Sparkasse  der  Allgemeinen  Versorgungsanstalt  im  Gross- 
herzogthum  Baden,  jedoch  nur,  wenn  die  Einlegung  in  eine  von  Ge- 
meinden gewährleistete  Waisen-  und  Sparkasse  den  Mündeln  nicht  grössere 
Vorteile  gewährt  (Vermag.  Grossh.  Justizministeriums  v.  2.  Mai  1867,  Beg.- 
Bl.  Nr.  22,  S.  186);  b)  bei  der  Kasse  der  Privatspargesellschaft  in 
Karlsruhe  bis  zum  Betrag  von  500  Gulden  =  857,14  Mark  (Erlass  Grossh. 
Justizministeriums  v.  15.  Juni  1871  Nr.  4969). 

«)  In  §7  Abs.  3  D.-W.  f.  Vorm.  ist  bestimmt:  „Fallen  dem  Mündel 
durch  Erbschaft  oder  Schenkung  auf  Inhaber  gestellte  andere  Wertpapiere 
zu,  so  hat  der  Vormund  mit  dem  Waisenrichter  zu  beraten,  ob  diese  Ver- 
mögensteile in  eine  den  obigen  Vorschriften  (§7  Abs.  2  Ziff.  1—6)  ent- 
sprechende Anlage  umzuwandehi  oder  in  der  bisheiigen  Beschaffenheit  zu 
erhalten  sind. 

Der  Vormund  hat  (§  7  Abs.  4  D.-W.  f.  Vorm.)  die  auf  Inhaber  lauten- 
den Schuldverschreibungen  und  Aktien  des  Mündels,  mit  Ausnahme  der 
Talons  und  Zins-  oder  Dividendenscheine,  sofern  es  zulässig  ist,  auf  den 
Kamen  des  Mündels  mit  dem  Beisatz  einschreiben  zu  lassen,  dass  die  Auf- 
hebung der  Einschreibung  nur  mit  amtsgerichtlicher  Ermächtigung  verlangt 
werden  dürfe. 

^)  ^S^'  zu  dem  Vorgetragenen  auch  Benttl  a.  a.  0.  zu  §§  7  D.-W.  f. 
Vorm.,  Seite  441  u.  442,  woselbst  auch  alle  hier  einschlagenden  Verweisungen 
der  badischen  Gesetze  und  Verordnungen  gegeben  sind  —  und  über  den 
Begriff  der  gesicherten  und  ungesicherten  Forderungen  nach  badischem 
Recht  vgl.  §  17  d.  W.  — 
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lassen  wordra  ist,  so  ist  d^  parens -Vonnund  yon  den  in  Ait.  454 
(siehe  oben  Ziff.  4  a,  b  u.  c>  erwähnten  Vorhattungsmassregeln  ent- 
bunden. Siehe  oben  S.  258  u.  ff.  d.  W.  Art.  454  sa^  ausdrücklich : 
„Bei  dem  Antritt  einer  jeden  Vormundschaft,  die  der  Eltern 
ausgenommen,  tt.s.w."  —  Ganz  unbestritten  ist  die  Entbin- 
dung des  gesetzlichen  parens  -  tutor  (bestritten  dagegen  di«  Entbindung 
der  ttbei-lebenden  Mutter -Vormünderin,  welcher  g^nä^  Art.  396 
die  Vonnundschaft  gelassen  worden  ist),  was  wir  bevdts  erörtert 
haben. 

Sehr  bestritten  ist  es,  ob  die  Vorschrift  der  Art.  455  u. 
456  —  siehe  oben  Ziff.  4d  &  255  u.  ff.  auf  d^  parens -tutor  Anwen- 
dung findet  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist,  da  in  Art.  455  ftir  den- 
selben keine  Ausnahme  gemacht  ist. 

Man  ist  darin  einig ,  dass  die  Art.  455  u.  456  nicht  anwend- 
bar sind  auf  den  parens-tutor,  wenn  er  zugleich  den  gesetzlichen 
Niessbrauch  am  Vermögen  seines  minderjährigen  Eondes  hat:  denn 
der  Überschuss  der  Einkünfte  der  Vermögen  des  Kindes  über  die 
Ausgaben  gehört  dem  gesetzlichen  Niessbraneher  —  Art.  383 — 385 
—,  mithin  kann  hier  von  einer  Anlage  f&r  Rechnung  des  Kindes 
keine  Eede  sein  und  somit  auch  nicht  von  einer  dahin  zielenden 
Anordnung  des  Familienrats. 

Der  Streit  dieht  sich  um  die  Frage,  ob  die  Ai*t.  455  und  456 
auf  den  parens-tutor,  der  nicht  den  gesetzlichen  Niessbraudi  hat, 
Anwendung  finden. 

Die  richtige  Ansicht  ist  die,  dass  auch  in  diesem  Falle, 
also  stets  —  der  parens-tutor  den  Vorschriften  der  Art.  455  u.  456 
nicht  untersteht. 

Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  All;.  454 — 456  eine  An- 
ordnung des  Gesetzes  enthalten,  welche  aus  redaktionellen  G-iünden 
in  drei  Artikel  zerlegt  wurde,  während  der  folgende  Art.  457  eine 
ganz  neue  Anordnung  giebt,  welche  für  jeden  Vormund  ohne  Aus- 
nahme gelten  soll,  beginnend  mit  den  Worten:  „Der  Vormund, 
selbst  der  Vater  oder  die  Mutter,  kann"  u.  s.  w. ") 


*"')  Art.  455  u.  456  düi-ften  jedoch  Platz  greifen  gegenüber  dem  über- 
lebenden Eltemteil,  der  nicht  gesetzlicher  Yormundy  sondern  tutor  dativus 
ist:  denn,  wenn  das  Gesetz  von  der  tatelle  des  pere  et  mere  ^rieht,  hat  es 
stets  die  gesetzliche  Vormundschaft  des  üJt>erIeb«nden  Eltemteüs  im  Aa|^ 

Autor j  «t  Ba%  I  §  112  S.  444  sagen  auch  ausdrücküch:  „Les  disposi- 
tions  des  art.  454  ä  456  sont  etrang^res  h  la  tiitelle  legale  des  pöre  et  mere 
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Ich  komme  zu  folgendem  Ergebnis:  Die  Bestimmungen  der 
Art  454  —  456  finden  keine  Anwendung  auf  den  überlebenden 
Elternteil,  der  die  gesetzliche  Vormundschaft  hat  und  ebensowenig 
auf  die  sich  wieder  verheiratende  Mutter-Vonnflnderin,  der  als  ge- 
setzlicher Vormünderin  die  Vormundschaft  über  ihre  Kinder  ge- 
laasen wurde  (und  demnach  auch  nicht  auf  ihren  zweiten  Ehemann 
—  Arg.  Art.  396). 

Hat  hingegen  der  überlebende  Eltemteil  die  Vormundschaft 
als  Dativvormund,  so  finden  die  Art.  451—456  auf  ihn  ihre  volle 
Anwendung  (es  wäre  denn,  dass  er  die  gesetzliche  Nutzniessung 
hat  oder  noch  hat). 

Insoweit  nun  die  Art.  454 — 456  nicht  Anwendung  auf  den 
parens-tutor  finden,  greifen  jedenfalls  für  denselben,  was  die  Ver- 
antwortlichkeit desselben  fih*  die  Anlage  der  Ersparnisse,  welche 
sich  aus  den  Überschüssen  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  er- 
geben —  der  Übererspamisse  (es  wäre  denn,  dass  er  den  gesetz- 
lichen Niessbrauch  hat),  so¥rie  die  Ausgaben  ffir  die  Person  des 
Kindes  und  die  Verwaltung  des  Vermögens  desselben  anlangt,  die 
Brandsätze  des  Mandats  (Art.  450  —  Haftung  en  bon  pere  de 
famille)  Platz.  So  muss  er  namentlich,  was  das  badische  Recht 
betrifft,  auch  die  Anordnungen  befolgen,  welche  in  §  7  D.-W.  f. 
Vorm.  in  Betrefi'  der  Art  und  Weise,  wie  das  Mündelvermögen  an- 
zulegen ist,  ausfuhrlich  vorgeschrieben  smd  —  und  dürfte  hier  auch 
die  sechsmonatliche  Anlagefiist  (Art.  455)  einzuhalten  sein  bei 
Veimeiden  eigener  Zinsverpfllehtung.  Er  wird  femer  auch  die 
Nützlichkeit,  bezw.  Notwendigkeit  der  etwa  aufgewendeten  Aus- 
gaben für  emen  oder  mehrere  administrateurs  salarife  nachweisen 
müssen  (es  wäre  denn,  dass  er  die  gesetzliche  Nutzniessung  hat, 
in  welchem  Falle  er  diesen  Aufwand  aus  seinen  Mitteb,  bezw.  aus 
den  Einkünften  der  Nutzniessung  bestreitet).   Dies  alles  folgt  daraus, 

-  und  ich  bin  der  Ansicht,  dass  sie  auch  keine  Anwendung  auf  die  Mutter^ 
Tormündmn  finden,  der  gemäss  Ai*t.  396  die  Vormundschafb  gelassen 
worden  ist. 

Siehe  dagegen  Aubrjr  et  Bau  a.  a.  O.  Text  —  und  vgl.  auch  diese 
ächrifteteiler  a.  a.  0.  §  112  Anm.  42. 

IiAirenty  V  Nr.  39,  will  überhaupt  die  Art.  4o5  u.  456  auf  die  Vor- 
mundschaft der  Eltern  zur  Anwendung  bringen. 

Unserer  Ansicht  ist  auch  Demolombe,  VII  Nr.  628.  Behaghel  be- 
irUurt  för  das  badische  Becht  die  Frage  gar  nicht,  gleichwohl  Ist  sie  tilr 
dasselbe,  wie  wir  sie  im  Texte  gelöst  haben,  zu  beantworten. 
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dass  er  wie  jeder  Vormund  am  Schlüsse  der  Vormundschaft 
Rechnung  ablegen  muss  —  eine  Verpflichtung,  die  ihm  kraft  Ge- 
setzes obliegt,  Ton  der  er  nicht  entbunden  ist  und  nicht  entbunden 
werden  kann.    Art,  469. 

(Wenn  man  die  Ausnahmen,  welche  das  Gesetz  zu  Gunsten 
der  parentes-tutores,  welche  die  gesetzliche  Vormundschaft;  [bezw. 
die  Nutzmessung]  haben,  ins  Auge  fasst,  so  sind  es  deren  vier: 
sie  sind  entbunden  1.  unter  Umständen  von  der  Vorschrift  des 
Art.  452  (siehe  Art.  453),  2.  von  der  Vorschrift  des  Art.  454 
Abs.  1,  8.  von  jener  des  Art.  454  Abs.  2  und  endlich  4.  von  der 
Vorschrift  des  Art.  470  [Verpflichtung  zu  der  dem  Gregenvonnund 
im  Laut  der  Vormundschaft  periodisch  zu  erstattenden  Eechnungs- 
abläge.])  — 

—  Vielfach  wird  auch  behauptet,  dass  es  bei  den  Ver- 
fügungen, welche  der  Erblasser  über  die  Verwaltung  des 
Mündelguts  getroffen  habe,  billigerweise  sein  Bewenden  behalte, 
dass  solche  daher  auch  unter  Umständen,  falls  sie  im  Interesse  des 
Mündels  liegen,  den  Vorschriften  der  Art.  452,  454—456,  wenn  nicht 
derogieren,  so  doch  solche  modifizieren  können. 

Jedenfalls  ist  dieser  Satz  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen. 
Durch  solche  Bestimmungen  daif  in  keinem  Falle  die  gesetzliche 
Verwaltung  des  Vormunds  eingeschränkt  werden  und  überhaupt 
sind  derartige  Verfügungen  nicht  statthaft  in  Betreff  solcher  Vor- 
schriften des  Vormundschaftsrechts,  welche  juris  publici  sind,  was 
wohl  zu  beachten  ist,  da  solche  anscheinend  erlaubte  Verfägungen 
gar  leicht  in  die  Sphäre  dieser  öffentlich-rechtlichen  Vorschriften 
des  Vormundschaftsrechts  hinüberspielen. 

Der  Grundsatz,  dass  es  bei  den  Verfägungen  des  Erblassers 
billigerweise  sein  Bewenden  behalte,  dürfi;e  u.  a.  zutreffen  in  Be- 
treff der  Befreiung  des  Vormunds  von  der  Versteigerungspflicht 
hinsichtlich  der  dem  Mündel  unter  der  Bedingung,  dass  sie  nicht 
versteigert  werden  sollen,  Unterlassenen  Fahrnisse,  femer  hinsicht- 
lich der  Bestimmungen,  welche  z.  B.  ein  parens  in  Betreff  des 
Erziehungsaufwandes,  vorausgesetzt,  dass  er  hierbei  nicht  die  wü-k- 
Kchen  Vermögensverhältnisse  ausser  Augen  lässt,  getroffen  hat, 
femer  hinsichtlich  jener  in  Betreff  der  Portfiilimng  des  elterlichen 
Geschäfts,  vorausgesetzt,  dass  dies  für  die  Vermögensverhältnisse 
des  Mündels  von  in  die  Augen  springendem  Vorteil,  bezw.  wirklich 
erspriesslich  ist.     Zulässig  ist   auch  die  Verfügung  des  zuletzt 
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Sterbenden  parens-tiitor,  welcher  einen  tutor  testamentarius  ernannt 
hat,  dass  die  Verwaltung  desselben  durch  einen  oder  mehrere  be- 
soldete Verwalter  unterstützt  werde  und  endlich  die  Verfügung 
eines  solchen  parens- tutor,  dass  dem  tutor  testamentarius  ein 
Honorar  für  seine  Mühewaltung  gegeben  werde.  *») 

Eine  Befreiung  von  der  Inventarisationspflicht,  —  siehe 
oben  S.  232  ff. ,  von  der  Rechnungsablage  u.  s-  w.  ist  dagegen  un- 
zulässig. 

Abgesehen  von  dem  Fall,  dass  der  zuletzt  sterbende  parens- 
tator  dem  von  ihm  ernannten  Vonnund  ein  Honorar  aussetzt  — 
die  Zulässigkeit  einer  solchen  Verfügung  wird  allgemein  ange- 
nommen — ,  kann  der  Vormund  kein  Honorar  (salaire)  für  die 
Verwaltung  seines  Amtes,  als  Belohnung  für  seuie  Mühewaltung, 
beanspruchen.  Kein  Gesetzestext  gewährt  ihm  ein  solches  Recht, 
und  aus  dem  Art.  471  ergiebt  sich,  dass  das  Gesetz  es  ihmgerade- 
zn  verweigert,  indem  nach  Art.  471  unter  den  Posten,  welche  in 
der  Vormundschaftsrechnung  im  Passiv  erscheinen,  die  Honorare 
der  Vormünder  nicht  erwähnt  wei'den.  Es  findet  mithin  keine 
Bewilligung  eines  Honorars  durch  die  Obervormundschaftsbehörde 
statt.  *») 


«)  Vgl.  auch  Zachariä-Drejer,  I  §111  Text  u.  Anm.  32,  woselbst 
sich  bezüglich  des  Satzes,  dass  es  bei  den  Verfügongen  des  £rblaäsers  in 
Betreff  der  Verwaltung  des  Mündelguts  billigerweise  sein  Bewenden  be- 
halte, auf  Sirey  7,  2,  711  berufen,  jedoch  zugleich  auch  zutreffend  auf  die 
lex  2  §3  Dig.  ubi  pupillus  educari  etc.  27,2  vei-wiesen  wird. 

Diese  Digestenstelle  lautet: 

„Sed  si  pater  statuit  alimenta  liberis,  quos  hei-edes  scripserit,  ea 
preestando  tutor  reputare  potent,  nisi  forte  ultra  vires  facultatum  statuerit; 
tunc  enim  imputabitur  ei,  cur  non  adito  Praetore  desideravit  alimenta  miniii.^^ 

«)  So  zutreffend  Bandry-Laeautinerie,  I  Nr.  1066. 

Vgl.  auch  übereinstimmend  für  das  badische  Recht  Behaghel,  I§  74 
Ziff.  m  S.  223;  anderer,  und  zwar  unrichtiger  Ansicht  ist  Gagrenr,  S.  193, 
der  unter  Berufung  auf  das  römische  Eecht  —  Anm.  a  — ,  fragm.  33  §  3 
de  administratione  tut.  26,7  (so  soll  das  Gitat  wohl  lauten:  denn  „&.  33  in 
E.  N.  tit.^  ist  offenbar  ein  Druckfehler)  ganz  allgemein  behauptet,  der  Vor- 
mund könne  bei  einer  verwickelten  tmd  schwierigen  Yormuudschafb,  und  nur 
bei  einer  solchen,  eine  Belohnung  erhalten.  Die  röm.  Gesetzesstelle  sagt 
aber,  der  Vormund  könne  übliche  Vergütung  fordern,  wenn  er  dem  Mündel 
besondere  Dienste  geleistet  hat,  welche  in  seinen  Beruf  schlagen.  Hierbei 
handelt  es  sich  also  nicht  lun  „Voimundshonorai-" ,  sondern  ^Berufs- 
honorar."  — 
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Zum  Schlüsse  noch  folgende  Bemerkung: 

Nach  der  herrschenden  Lehre  greifen  die  Verpflichtungen  des 
VonnundSj  betreffend:  1.  die  Ernennung  des  Gegenvormunds; 
2.  die  Abnahme  der  Siegel  und  die  Errichtung  des  Inventars;  3.  die 
Versteigeinmg  der  Fahrnisse ;  4.  die  Festsetzung  der  Ausgaben  fiir 
die  Person  des  Mündels  und  die  Verwaltung  seines  Vermögens: 
o.  die  Bestimmung  der  Summe,  bei  welcher  die  Übererspamis  ver- 
zinslich anzulegen  ist  —  nur  bei  Eröffnung  der  Vormund- 
schaft, d.  h.  bei  dem  Antritt  der  Vormundschaft  Aber  einen 
Minderjährigen,  welcher  bisher  noch  nicht  unter  Vormundschaft  ge- 
standen hat,  Platz.  Mithin,  so  nimmt  man  fast  allgemein  an,  hat 
der  neue  Vormund,  welcher  an  die  Stelle  eines  früheren  Vormunds 
tritt,  also  die  Vormundschaft  über  einen  Minderjährigen,  der  be- 
reits unter  Vormundschaft  gestanden  hat,  übernimmt,  diese  Ver- 
pflichtungen nicht  zu  erffillen,  da  sie  bereits  der  frühere  Vormund 
erftillt  hat. 

Hier  hat  der  neue  Vormund  in  der  Regel  nur  vom  früheren 
Vormund  oder  von  dessen  Erben  die  Ablegung  der  Vormund- 
schaftsrechnung in  Gegenwart  des  Gegenvormunds  zu  verlangen. 
Art.  469. 

Die  Vonnundschaftsrechnung  ersetzt  jedoch  dann  das  Inventar 
nicht,  wenn  der  frühere  Vormund  ein  solches  nicht  errichtet  hat. 
denn  bei  der  Vormundschaftsrechnung  wirkt  kein  öffentlicher  Be- 
amter mit.  *®) 


80;  Dies  ist  die  gewiss  richtige  Auffassung  von  Laurent,  V  Nr.  9. 
wähi'end  Moarlon,  I  Nr.  11M4  ganz  allgemein,  aber  damit  auch  unzuti-effend. 
die  Behauptung  aufstellt:  „le  compte  qu'il  re^oit  du  tuteur  sortant  equivaut 
a  l'inventalre.** 

WoUte  man  dies  annehmen,  dann  wäre  der  Minderjährige  nicht  ge- 
schützt es  würde  jede  Grundlage  für  eine  gewissenhafte  RechnungssteUung 
beseitigt  sein.  Die  Pflichtvergessenheit  des  früheren  Vormunds  —  und  solche 
liegt  doch  sicherlich  in  der  Unterlassung  der  Inventarisation  —  kann  den 
neuen  Vormund  nicht  berechtigen,  in  gleicher  Weise,  wie  sein  Amtsvor- 
gänger, gewissenlos  und  pflichtvergessen  zu  verfahren. 

Wir  haben  auch  gezeigt,  dass  der  Art.  451  zu  eng  gefasst  ist,  dass 
er  imterstellt,  dass  dem  Minderjährigen  eine  Erbschaft  anerfallen  ist  —  es 
kann  aber  auch  sein,  dass  dies  nicht  der  FaU  ist  und  dass  keine  Siegel  an- 
gelegt waren  —  dann  soU  der  Vormimd  innerhalb  der  nächsten  zehn  Tage, 
nachdem  sein  Amt  begonnen,  zur  Vornahme  der  Inventarisation  schreiten  — 
siehe  oben  S.  236,  238;  hat  er  dies  versäumt,  dann  muss  eben  sein  etwaiger 
Nachfolger  inventarisieren  laRsen. 
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Die  Siegelaiilegung  wird  nicht  notwendig  sein,  freilich  dann 
wird  sie  anch  zu  erfolgen  haben  und  später  die  Errichtung  eines 
Inventars  durch  den  neuen  Vormund,  wenn  der  frühere  Vormund 
gestorben  und  der  Mindeijährige  an  dessen  Erbschaft  beteiligt  ist, 
und  nicht  minder,  wenn  dem  Minderjährigen  im  Zeitpunkt  des 
Vormundswechsels  eine  Erbschaft  angefallen  ist,  die  nicht  in  der 
Rechnung  aufgeführt  ist.  ^0  Unter  Umständen  muss  auch  der  neue 
Vormund  die  Ernennung,  bezw.  die  Ersetzung  des  (Gegenvormunds 
beantragen.    Arg.  Art.  423.    Siehe  oben  S.  230. 

Die  Feststellung  des  Budgets  der  Vormundschaft 
(Art.  454 — 455  [456])  bleibt  beim  Eintritt  des  neuen  Vormunds  in 
der  Regel  so,  wie  es  beim  Beginn  der  Vormundschaft  überhaupt 
festgestellt  worden  ist. 

Übrigens  können  auch  in  dieser  Richtung  Änderungen  infolge 
der  veränderten  Umstände  nötig  fallen,  und  dann  hat  auch  der 
neue  Vormund,  wie  jeder  Vormund  bei  Beginn  der  Vormundschaft, 
über  einen  noch  nicht  bevormundeten  Minderjährigen,  neue  Be- 
stimmungen des  Familienrats  zu  veranlassen,  wie  sich  dies  auch 
Während  des  Laufe  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  als  not- 
wendig herausstellen  kann.  In  solchen  Fällen  greift  die  Analogie 
der  einschlagenden  Gesetzesbestimmungen  Platz. 

Es  ist  überhaupt  die,  obwohl  herrschende,  Ansicht,  dass  die 
Bestimmungen  der  Art.  451  flf.  nur  bei  Begum  der  Vormundschaft 
über  einen  noch  nicht  bevormundeten  Mindeijährigen  Platz  greifen, 
m.  E.  eine  viel  zu  absolut  von  ihren  Vertretern  ausgesprochene, 
man  wird  richtiger  sagen :  in  der  Regel  greifen  die  gedachten  Ge- 
setzesbestimmungen nur  bei  Eröfbung  der  Vormundschaft  überhaupt 
Platz,  sie  gi*eifen  aber  unter  Umständen,  und  dies  ist  thatsächlich 
die  Ausnahme,  auch  dann  Platz,  wenn  ein  neuer  Vormund  den 
früheren  ersetzt.  ^^) 

«)  Siehe  oben  S.  237. 

^)  Dies  und  nichts  anderes  wollen  offenbar  auch  die  Gesetzesbe- 
stimmungen sagen. 

Heisst  es  doch  ganz  allgemein  in  Art.  451.  „Binnen  zehn  Tagen 
nach  seiner  ihm  gehörig  bekannt  gewordenen  Ernennung  muss 
der  Vormund  die  Abnahme  der  Siegel,  wenn  dieselben  angelegt 
waren,  beantragen  und  unmittelbar  darauf  zur  Aufnahme  eines  Inven- 
tars u.  s.  w.  schreiten  lassen. 

£s  ist  dies  eine  ungenaue  Ausdrucksweise  des  Gesetzes,  denn  Art  451 
betrifft  nicht  blos   den   ernannten,    sondern   auch    den    gesetzlichen  und 
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§17. 

Fortsetzung,     n.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds 
in  Besug    auf   das  Mündelvermögen  während   der  ganzen 

Dauer  der  Vormundschaft.*) 

Die  Verbindlichkeit  des  Vormunds,  welche  ihm  das  Gre- 
setz  ausser  der  bereits  in  §  15  d.  W.  erörterten,  welche  die  Sorg-e 
fdr  die  Person  des  Mündels  betrifit,  auferlegt,  besteht  in  der  Ver- 
waltung des  Mündelvermögens. 


testamentarischen  Vormund.  Aber  gerade  damit,  dass  der  ernannte  Vor- 
mund, d.  i.  der  Datiwormund,  hervorgehoben  wird,  ist  ausgedrückt,  dass  in 
gegebenem  Fall  die  Verpflichtung  des  Art  451  auch  dem  neuen  Vormund, 
der  einen  frühem  ersetzt,  obliegt  — :  denn  die  Datiwormundschaft  tritt  bei 
der  Eröffiiung  der  Vormundschaft;  über  einen  noch  nicht  bevormundeten 
Mündel  —  in  der  Begel  wenigstens  —  nicht  ein. 

In  Art  454  heisst  es:  Bei  dem  Antritt  einer  jeden  Vormundschatl, 
die  der  Eltern  ausgenommen,  muss  der  Familienrat  nach  einem  ungefähren 
Überschlag  u.  s.  w.  bestimmen."  — 

Dies  drückt  doch  offenbar  aus:  ,,Bei  dem  Antritt  eines  jeden  Vor- 
munds, mag  er  sich  als  solchen  über  einen  noch  nicht  bevormundeten  oder 
über  einen  schon  bevormundeten  Minderjährigen  darstellen,  hat  der  Familien- 
rat zu  bestimmen  u.  s.  w. ;  diese  Bestinmiung  ist  durchaus  notwendig,  wenn 
der  Minderjährige  noch  nicht  bevormundet  war,  sie  ist  aber  im  gegebenen 
Fall,  unter  Umständen,  auch  notwendig,  wenn  ein  filtherer  Vormund 
durch  einen  neuen  ersetzt  wird. 

ZaeharlS*Dreyer,  I  §  111  stellt  m.  £.  den  Grundsatz,  dass  die  Art  451 
bis  455  bei  Beginn  der  Vormundschaft  über  einen  noch  nicht  bevormundeten 
Minderjährigen  Platz  greifen,  viel  zu  absolut  auf  —  ebenso  BoUeux,  11 
Vorbem.  zu  Art.  451  u.  ff.,  S.  395,  —  ebenso  Amtz^  I  Nr.  727,  728,  der  aber 
schon  etwas  temperiert  —  ebenso  Mourlon,  I  Nr.  1184. 

Anbrj  et  Baii^  I  §112,  unterscheiden  nicht  zwischen  dem  Fall  der 
Eröffiiung  der  Vormundschaft  und  jenem  des  Eintritts  eines  neuen  Vormand.s 
in  die  Stelle  des  früheren,  sie  stellen  die  Vorschriften  der  Art.  451  ff.  dar  als 
Platz  greifend  für  jeden  Vormund  bei  Antritt  seines  Amts  (ausgenommen 
für  den  Parens- Tutor  im  gegebenen  Fall),  ebenso  Bandr j-Laeantineiie ,  I 
Nr.  1059  ff.,  Stabel^  §  44,  Demolombe,  VEI  Nr.  541  ff. ,  desglächen  Laurent, 
V  Nr.  6  ff.,  der  freilich  hierbei  verschiedene,  der  Klarheit  entbehrende  Unter- 
scheidungen macht,  Behaghel,  I  §  74,  scheint  ftir  das  badische  Recht 
auch  auf  dem  Standpunkt  Stabei's,  Anbrj  et  Bau's,  Baudrj-Lacantlnerie's 
zu  stehen  Tseine  Entwickelung  ist  jedoch  nicht  klar),  auch  Gageiir  a.  a.  O., 
S.  198 ff.,  dürfbe  so  zu  verstehen  sein,  er  drückt  sich  jedoch  auch  nicht  klar 
genug  aus. 

*)  Zachartfi-Dreyer^  I  §§  113. 114. 90;  Stabel,  §  4^1;  Behaghel,  I  §  74, 
namentl.  Ziff.  IV  u.  ff. 
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Sie  mnfasst  zugleich,  wie  jene,  das  Recht  und  die  Pflicht  des 
Vomuuids,  dem  Mündel  bei  allen  Rechtshandlungen  des  bürgerlichen 
Ijebens  —  in  der  Regel,  es  giebt  hiervon  Ausnahmen  —  zu  ver- 
treten,    Art.  450  Abs.  1.     Über  den  Begiiff  der  Vertretung 
Tgl.    das,  was  ich  in  §  14  d.  W.  ausgeführt  habe. 

Bei  der  Verwaltung  des  Mündelguts,  also  bei  den  hierher 
gehörigen  Vertretungshandlungen,  wie  überhaupt  bei  d^iselben,  soll 
der  Vormund  als  guter  Hausvater  handeln  und  haftet  er  für 
diese  Sorgfalt.    Art  450  Abs.  2. 

Er  soll,  wie  ein  guter  Hausvater,  Alles  thun,  was  im 
materiellen  Interesse  seines  Mündels  liegt.  Er  soll  Alles  thun, 
was  zur  Erhaltung  des  Mündelguts  sowie  zu  dessen  Vermehrung 
dient.  — 

Dies  der  Inhalt  seiner  gesetzlichen  Verwaltungsvollmacht. 
Es  wird  bei  der  Beurteilung  seines  Verschuldens  jedoch  auch 
der  Umstand  zu  berücksichtigen  sein,  dass  er  das  Amt  unentgeltlich 
verwaltet.    Art.  1137, 1928,  1992.  >) 

Bei  seiner  Verwaltung  kann  er  die  Vornahme  einzelner  Ge- 
schäfte, aber  niemals  seine  ganze  Geschäftsführung,  —  oder  auch 
die  Verwaltung  emzelner  Güter  (dies  aber  nur  mit  Genehmigung 
des  Familienrats  [Amtsgerichts])  an  einen  Gewalthaber  übeiiragen 
arg.  Art  454,  ja  er  kann  sich  zur  V(»iiahme  einzelner  Handlungen 
selbst  des  Mündels  als  Gewalthabers  bedienen.    Arg.  Art.  1990. 

Was  nun  den  Umfang  der  Vertretungsgewalt  des  Vor- 
mimds  bei  der  Führung  der  Vormundschaft  hinsichtlich  des  Mündel- 
vermogens  anlangt,  den  Umfang  der  pouvoirs  de  Tadministra- 
tion  on  de  la  gestion  de  la  tuteile,  so  muss  man  im  Hinblick 
auf  Art.  450  („dans  tous  les  actes  civils''  —  diese  Worte  richtig 
verstanden)  die  unbeschränkte  Vertretungsgewalt  desVor- 
mmicls  als  Regel  annehmen  und  die  beschränkte  Vertretungs- 
gewalt als  Ausnahme. 

Der  Vormund  vertritt  den  Mündel  als  allgemeiner  gesetelidier 
Gewalthaber  in  allen  denselben  betreffenden  Geschäften  (im  oben, 
§  14  8. 196 1  d.  W.,  dargelegten  richtigen  Sinn),  welche  ihm  nicht 
das  Gesetz  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vorzunehmen  untersagt, 

*)  Vgl.  auch  in  Betreff  der  BeurteÜung  des  Verschuldens  des  Vormunds 
bd  seiner  Verwaltung  insbesondere  ein  urteil  des  Grossh.  ^^^^^^J^^^^" 
gerichts  Karlsruhe  v.   12.  Mai  18S2  (in  den  ABnalen   der  baüMca 
Gerichte,  Bd.  XXXXVHI,  S.  229).  - 
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nnd  zwar  allein,  ohne  weiteres,  d.h.  ohne  Ermächtigung  und 
ohne  Formalitäten,  es  wäre  denn,  dass  das  Gesetz  jene  und  (oder) 
diese  besonders  vorschi^eibt.  M.  a.  W.,  der  Vormund  kann  flu*  die 
Rechnung  seines  Mündels  alle  Vermögensrechtshandlungen,  welche 
ihm  nicht  eine  ausdrückliche  oder  stillschweig^de  Bestimmung  des 
Gesetzes  vorzunehmen  untersagt,  voiiiehmen  (ohne  dass  man  hier 
zwischen  Verwaltungs-  und  Veräusserungshandlungen  zu 
unterscheiden  hat),  und  die  Giltigkeit  der  vom  Vormund  als  solchem, 
tutorio  nomine,  vorgenommenen  Rechtshandlungen  ist  nur  dann  an 
die  Einholung  der  Ermächtigung  der  Vormundschaftsbehörde  oder 
die  Beobachtung  gewisser  Formvorschriften  geknüpft,  wenn  das 
Gesetz  jene  bezw.  diese  ausdrücklich  vorschreibt. 

Dies  ist  der  Gedanke  des  Gesetzgebers,  den  er  mit  dem  aller- 
dings zu  absolut  gefassten  Satze:  „le  tuteur  repr^sentera  le 
mineur  dans  tous  les  actes  civüs"  in  Art.  450  Abs.  1  C.  c.  aus- 
gedrückt hat. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  ihm  gewisse  Rechts- 
handlungen imtersagen  (z.  B.  Art.  450  Abs.  3)  oder  ihm  bei  Vor- 
nahme solcher  die  Einholung  der  Ermächtigung  des  Familiem*ats 
oder  die  Beobachtung  gewisser  Formvorschriften  vorschreiben,  müssm 
als  Ausnahme  von  der  Regel  betrachtet  werden  und  sind  daher 
einer  strengen,  womöglich  einschränkenden  Auslegung  zu  unter- 
werfen. 

Die  Verwaltungsgewalt  des  Vormunds  mnfasst  also 
als  Regel  die  „Verwaltung  im  weiteren  Sinn",  d.h.  die 
Verwaltungshandlungen  im  engeren  Sinn  und  die  Dis- 
position shandlungen  (Veräusserungshandlungen,  Eigentumsakte). 
Beide  fidlen  unter  die  Verwaltung  im  weiteren  Sinn,  d.h. 
unter  die  administration  de  la  tuteUe,  welche  identisch  ist  mit  der 
gestion  de  la  tutelle.  Die  Richtigkeit  des  Vorgetragenen  ergiebt 
sich  aus  Art.  450  Abs.  2,  woselbst  das  Wort  „administration"  syno- 
nym mit  „gestion"  gebraucht  ist,  und  das  Wort  „gestion"  umfasst 
die  Verwaltungshandlungen  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  eben  die  Ver- 
waltungshandlungen im  engeren  Sinne  und  die  Veräusserungshand- 
lungen, es  begreift  m.  a.  W.  in  sich:  die  Führung  der  Vormund- 
schaft in  allen  ihren  Richtungen. 

Der  Gesetzgeber  wollte  zudem  in  Art.  450  Abs.  2  nicht  sagen, 
dass  der  Vormund  die  Gewalt  habe,  zu  verwalten,  sondern  er 
wollte  vielmehr  darlegen,  wie  der  Vormund  die  Vormundschaft 
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Terwalten  nnd  ffihren  müsse  (doit  administrer  ou  g^rer),  denn  seine 
V^nnraltung  muss  die  eines  gnten  Hausvaters  sein. 

Zudem  ergiebt  sich  ans  der  ganzen  Sprechweise  der  gesetz- 
lichen hier  einschlagenden  Bestimmungen,  da  sie  in  negativer  oder 
einschränkender  Weise  gegeben  sind,  dass  der  Gfesetzgeber  Aus- 
nahmen statuiert,  welche  unsere  Regel  ersetzen.  ^ 

Es  ergiebt  sich  freilich  aus  dieser  eigenartigen  Behandlung 
des  Stoffes  im  Gesetzbuch,  dass  man  in  ann&hemd  zutreffender 
Weise  nur  dann  die  Kategorie  von  Rechtshandlungen,  welche  unsere 
Regel  ausmachen,  bestimmen  kann,  wenn  man  die  Kategorien  von 
Rechtshandlungen,  welche  dem  Vormund  Oberhaupt  vorzunehmen 
untersagt  sind,  oder  welche  er  nur  mit  Erm&chtigung  des  Familien- 
rats vornehmen  darf,  also  welche  m.  a.  W.  die  Ausnahme  von  der 
Regel  bilden,  näher  erörtert  hat. 

Man  muss  m.  a.  W.,  um  zur  Regel  zu  gelangen^  von  der  Er- 
örterung der  Ausnahmen  zur  Regel  au&teigen,  analytisch  ver- 
fehren.  ^) 

Aiüangend  die  Regel,  welche  sich,  wie  bemerkt,  in  Bezug 
aof  die  ihr  unterworfenen  Rechtshandlungen  nur  nach  genauer 
Prüfung  der  Ausnahmen  feststellen  lässt,  kann  man  jedoch,  wenn 
mann  das  Ganze  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Betreff  dieser 
schwierigen  Materie  ins  Auge  fasst,  im  Allgemeinen  den  Satz 


2)  So  namentlich  Anbrj  et  lUu,  I  §  113  Note  1  u.  Text,  ferner  Loer^, 
Esprit  dn  Ck)de  Nap.  Y  S.  194  ff.,  Aeollas,  I  S.  451.  Nach  dem  Dargelegten 
halte  ich  es  daher  nicht  für  richtig,  dass,  wie  z.  B.  Lanrent,  V  Nr.  40 — 43 
behauptet,  die  „Omnipotenz"  des  Vormunds  sich   nur  auf  die  Verwaltnngs-  | 

handlungen  im  engeren  Sinne  beziehe,  und  dass  sie  nicht  bei  den  Dispositions-  1 

akten  zutreffe  —  nach  ihm  ist  der  Vormimd  nur  zu  Yerwaltungsakten  und  i 

zu  Bispoeitionsakten  blos  dann  ermächtigt,  wenn  ihm  das  Gtesetz  solche  ge- 
stattet. Gut  bemerkt  Dreyer  in  Zaehariä-]>re7er9  I  §  113  Anm.  *)  hierzu, 
dass  diese,  die  Laarent'sche  Auslegung  das  Wort  (administrer,  administration) 
fiir  sich  habe,  aber  gewiss  nicht  den  Geist  des  Gesetzes  und  in  der  Praxis 
kaum  durchftlhrbar  sei. 

Der  Vormund  darf  allein  Alles  vornehmen,  worin  ihn  das 
Gesetz  nicht  beschränkt. 

Wie  wir,  so  fasst  auch  Baudry-Lacandinerie,  I  Nr.  1057  (Etendue 
des  ponvoirs  du  tuteur),  die  Sache  auf. 

*)  In  solcher  Weise  verfahre  ich  bei  Darstellung  dieser  schwierigen 
Lehre  und  folge  ich  hierin  dem  Vorgange  von  Anbr  j  et  Baii|  I  §  113,  welche 
meines  Wissens,  die  einzagen  SchriftsteUer  sind,  welche  bis  jetzt  die  Lehre 
m  dieser  eigentlich  allein  logischen  Weise  entwickelt  haben. 

BMatetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  18 
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au&tellen,  dass  der  Vormund  allein,  selbständig,  d.  h.  ohne  weitere 
Ermächtigung  u.  s.  w.,  alle  Rechtshandlungen  der  Verwaltung  ini 
engeren  Sinn,  alle  actes  de  pure  (simple)  administration  vornehmen 
kann  —  alle  reinen  Verwaltungshandlungen,  d.  h.  alle  die- 
jenigen Rechtshandlungen,  welche  zum  Zwecke  haben  die  Erhaltuug 
der  Güter  und  die  Früchteeinziehung,  alle  Handlungen,  welche 
keine  wesentliche  Änderung  des  Vermögens  zur  Folge  haben  — 
und  anlangend  die  Ausnahmen  von  der  Regel,  also  die  Fälle,  in 
welchen  der  Vormund  nur  mit  Ermächtigung  des  Familienrats  u.  s.w. 
handeln  kann,  im  allgemeinen  den  Satz:  dass  der  Vormund  nur 
mit  Ermächtigung  des  Familienrats  u.  s.  w.  die  Veräusserungs- 
handlungen,  die  Dispositions-,  Eigentumshandlungen,  vornehmen  kann, 
d.  h.  diejenigen  Rechtshandlungen,  welche  wesentliche  Änderungen 
in  der  Gfestalt  des  Vermögens  herbeiführen,  und  zwar  entweder 
unmittelbar  eine  Verringerung  des  Vermögens  in  seinem  Wert  oder 
auch  nur  eine  solche  Veränderung  eines  Vermögensstfickes,  wodurch 
die  Sicherheit  der  Einhaltung  seines  Wertes  eine  Verminderung  er- 
leidet (hierher  gehört  namenüich  die  Entäusserung  unbeweglicher 
Güter  ohne  Entgelt  und  die  Veräusserung  unbeweglicher  Gütei^ 
gegen  Entgelt,  hingegen  die  Veräusserung  beweglicher  Güter  [im 
einzelnen]  erscheint  als  Verwaltungshandlung).  *) 

Durchaus  zutreffend  sind  diese  beiden  Sätze  nicht 
denn  es  kommen  sowohl  in  der  einen  als  auch  in  der  anderen 
Richtung  Ausnahmen  vor,  weshalb  man  die  Unterscheidung 
zwischen  Verwaltungs-  und  Veräusserungshandlungen 
nicht  als  ein  hinreichendes  Critericum  anerkennen  kann, 
um  mit  HQfe  desselben  mit  voller  Bestimmtheit  die  schwierige 
Frage  lösen  zu  können,  welches  die  Rechtshandlungen  sind,  die 
der  Vormund  allein,  selbständig,  und  welches  diejenigen  sind,  die 
er  nur  mit  Ermächtigung  u.  s.  w.  vornehmen  kann.  Das  Gesetz  ist 
nämlich  vielfach  unbestinmit,  schweigt  in  vielen  Punkten,  wodurch 
Zweifel  entstehen  und  der  praktischen  Anwendung  des  Gesetzes 
grosse  Schwierigkeiten  bereitet  werden,  insbesondere,  wenn  nach 
Lösung  der  in  vielen  Beziehungen  schwierigen  Frage,  ob  die  einzahle 
Handlung  als  Verwaltungshandlung  oder  als  Veräusserungshandlung 
(Eigentums-,  Dispositionshandlung)  zu  betrachten  sei,  sich  die  Frage 


^)  So  giebt  gut  den  Begriff  der  Verwaltungs-  und  Yeräussemngshand- 
lungen  Behayhel^  I  §  82  Zifi.  lY,  der  diese  Sätze  noch  weiter  ausführt. 
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aufwrft,  welche  besondere  Vorschriften,  namentlich  welche  Form- 
Torschriften  der  Yormund  in  Bezug  auf  diese  Veräusserungshand- 
Iimgen  zu  erfüllen  hat  (ob  er  z.  B.  auch  der  Ermächtigung  bedarf ), 
in  Bezug  auf  welche  das  Gesetz  nichts  bestimmt  hat. 

Hier  hilft  nur  strenge  Anwendung  der  Begel,  wonach  das 
Älleinhandeln,  das  Selbständighandeln  des  Vormunds,  d.h. 
sein  Handeln  ohne  besondere  Ermächtigung  und  ohne  Beobachtung 
besonderer  Formvorschriften ,  als  Grundsatz  zu  betrachten  ist, 
hingegen  alles  Andere  als  Ausnahme,  welche  möglichst  streng 
aaszulegen  ist. 

Es  ist  endlich  auch  noch  zu  betonen:  Es  können  dem  Vor- 
mund andere  Beschränkungen,  als  diejenigen,  welche  ihm  das  Ge- 
setz f3r  die  Vermögensverwaltung  auferlegt,  weder  durch  eine  An- 
ordnung des  Eltemteils,  der  ihn  zum  Vormund  bestellt  (bei  der 
tutela  testamentaria),  noch  durch  die  Obervormundschaftsbehörde 
auferlegt  werden  —  und  umgekehrt:  es  kann  der  Vormund  von 
der  Einhaltung  dieser  ihn  in  seiner  Verwaltung  beschränkenden  ge- 
setzlichen Vorschriften  nicht  entbunden  werden. 

Sie  sind  alle  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  ange- 
führt. *) 

Die  Vorschrift  des  Art.  135,  wonach  derjenige,  der  ein  Recht 
beansprucht,  das  einer  Person  anerfidlen  sein  soll,  deren  Existenz 
Dicht  anerkannt  wird,  nachzuweisen  hat,  dass  jene  Person  z.  Zt. 
der  Eröffiiung  des  Rechts  noch  lebte,  gelangt  auch  dem  einen  Ab- 
wesenden bestellten  Vormund  gegenüber  zur  Anwendung  — ,  und 
gilt  sowohl  vom  gerichtlich  für  abweisend  Erklärten  (Verschollenen), 
als  auch  vom  blos  Vemussten. «) 

A)  Die  Rechtshandlungen,  welche  der  Vormund 
nicht  selbständig,  nicht  allein  in  seiner  Eigenschaft 
als  Vormund  vornehmen  kann,  sondern  wozu  er  noch 
der  Ermächtigung  des  Familienrats  (in  Baden:  des 
Amtsgerichts  nach  Einvernahme  der  Beiräte  und  des 
Waisenrichters)  bedarf.  ^) 

Diese  Rechtshandlungen  fallen  meistens  in  das  Gebiet  der 
Veränsserungshandlungen,  der  Dispositionsakte.  Ich  sage  „meistens^, 

5)  Vgl.  auch  Behaghel,  I  §  74  Ziff.  VH  S.  227  u.  228. 
e)  Puchelt's  Zeitschrift,  XXU  (1891)  S.  76. 

7)  YgL  hier  hauptsächlich  Anbry  et  Bau,  I  §  113  Nr.  1  und  Demo- 
lombe,  VU  Nr.  695—749. 

18» 
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weil  es  nicht  stets  zutiifft,  und  sie  auch  zum  Tdl  jenem  der  Ver- 
waltungshandlungen angehören,  aber  ihrer  Wichtigkeit  wegen  yom 
Gesetz  von  der  Begel,  wonach  der  Vormund  selbständig  handehi 
kann,  ausgenommen  sind.  Siehe  meine  obigen  Ausflihrungen,  S.  271 
u.  S.  d.  W.  Diese  Ausnahmen  sind  als  solche  möglichst  streng  aus- 
zulegen. 

Nach  französischem  Recht  muss  man  bei  den  unter  A 
fallenden  Rechtshandlungen  unterscheiden:  solche,  bei  welchen 
zur  Giltigkeit  die  Ermächtigung  des  Familienrats  ge- 
nügt, und  solche,  bei  welchen  das  Gesetz  ausserdem  noch  die 
Bestätigung  des  die  Ermächtigung  aussprech^den  Familienrats- 
beschlusses durch  das  zuständige  Erstinstanzgericht  verlangt. 
Diese  Bestätigung,  die  dann  erfordert  wird,  um  den  Beschluss  voll- 
ziehbar  zu  machen,  muss  der  Vormund  bei  dem  Gericht  erwiiken, 
welches  nach  Vernehmung  des  Staatsanwalts  darüber  in  der  Baths- 
kammer  entscheidet.  Arg.  Art.  485  C.  c  Vgl.  Art.  882  C.  d. 
pr.  dv.  *) 

Nach  badischem  Landrecht  erteilt  die  Ermäditigung  an 
Stelle  des  Familienrats  das  Amtsgericht  nach  Anhörung  der 
Beiräte  und  des  Waisenrichters,  und  es  genügt  bei  allen  unter 
A  fallenden  Rechtshandlungen  die  Ermächtigung  des  Amts- 
gerichts, da  durch  §§  2  u.  19  R.-P.-G.  die  Unterscheidung  zwischen 
bestätigten  und  nicht  bestätigten  Familienratsbeschlüssen  mit  Aus- 
nahme beim  Fall  des  Vergleichs,  bezüglich  dessen  §  19  R.-P.-G. 
eine  besondere  Bestimmung  enthält,  in  Baden  beseitigt  ist  und 
damit  auch  die  Mitwirkung  des  Staatsanwalts  im  allgemeinen.  Vgl 
auch  §  25  R.-P.-G. 

8)  Siehe  Demolombe,  VII  Nr.  7S1.  Über  die  Rechtsmittel,  welche 
dem  Vonnmid  zustehen,  wenn  der  Familiemut  die  Ermächtigang  verweigert, 
bezw.  das  Gericht  die  Erraächtigiiag  nicht  bestätigt,  vgl.  §  8,  sowie  AeoUtf» 
1  S.  4B1,  Anbry  et  Bau,  I  §  95.  Gut  bemerkt  auch  Demolombe,  VII  Nr.a22, 
dass  der  Vormund  unter  Umständen  ein  Gutachten  (avis)  des  Familienrats 
begehren  und  deshalb  dessen  Zusammenberu&ng  beantragen  kann,  dass 
aber,  wenn  es  sich  um  einen  Akt  handelt,  den  der  Vormund  allein 
vornehmen  kann  und  keine  G^esetzesbestimBiung  ihn  nötigt,  ein  solches  Gut- 
achten zu  verlangen,  der  Familienrat  nicht  strenge  verpflichtet  ist,  zu  beraten 
uM  ein  Gutachten  zu  geben,  und  der  Vormund,  wenn  ein  solches  Gutachten 
gegeben  wird,  es  nicht  durchaus  befolgen  muss,  dass  aber,  wenn  er  es  be- 
folgt hat,  seine  persönliche  Verantwortlichkeit  rechtUch  stets  dieselbe 
bleibt,  wenngleich  sie  thatsächlich  dann  einer  weniger  strengen  Beurteilung 
unterstehen  wird. 
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Über  die  Sechtsmittel,  welche  dem  Vonnund  nach  franzö- 
sischem Recht  wegen  Verweigerong  der  Ermächtigung  u.  s.  w.  zu- 
stehen, siehe  unten  Anm.  8.  Gegen  die  jugements  d^homologation 
ist  Opposition  nnd  Appellation  zulässig.  Art  458  C.  c.  u.  Art.  885 
bis  889  C.  d.  pr.  dv. 

In  Baden  ist  durch  §  14  R.-P.-0.  bestimmt,  dass  dem  Vor- 
mund, falls  das  Amtsgericht  ihm  die  beantragte  Ermächtigung  ver- 
sagt, das  Recht  zusteht,  binnen  8  Tagen  zu  verlangen,  dass  der 
Staatsanwalt  um  seine  Meinung  befragt  werde,  —  und  dass,  falls 
dieser  die  Entschliessung  des  Amtsgerichts  billigt,  solche  ^dgiltig 
wird,  dass  hingegen  andernfalls  der  Staatsanwalt  die  Sache  zur 
endgiltigen  Entscheidung  dem  Landgericht  vorzulegen  hat.  Vgl. 
auch  § 8b  des  R.-P.-G.,  §§74,  75  R.-P.-0.,  §§10  u.  12  D.-W.  f. 
Vena,  (der  Vormund  hat  die  Ermächtigung  gemeinschaftlich  mit 
dem  Waisenrichter  nachzusuchen).  Unter  A  fallen  nun  folgende 
Rechtshandlungen : 

1.  Die  Aufnahme  von  Darleihen  (l'emprunt).    Art.  457. 

2.  Die  Veräusserung  des  unbeweglichen  Vermögens 
des  Mündels  (raliänations  des  inuneubles  du  mineur).    Art.  457. 

3.  Die  Verpfändung  von  Liegenschaften  des  Mün- 
dels (la  Constitution  d*hypotheque).    Art.  457. 

Für  diese  Fälle  verlangt  das  Gesetz  die  Ermächtigung  des 
Familienrats  und  die  Bestätigung  des  Ermächtigungsbeschlusses 
durch  das  Gericht. »)    Art.  457  u.  458.  ^^) 

Vgl.  auch  für  Baden:  §  10a  D.-W.  f.  Vorm.  u.  §  8a D.-W. 
f.  Gegenvorm. 

Ausserdem  verlangt  das  Gesetz  in  diesen  drei  Fällen  noch 
materielle  Bedingungen:  die  Ermächtigung  (und  Bestätigung)  soll 
nur  erfolgen  im  Falle  unvermeidlicher  Notwendigkeit  oder  eines 
augenscheinlichen  Nutzens.  In  Bezug  auf  die  Beurteilung  des 
Falls  hat  der  Familienrat  freies  Ermessen. 

Handelt  es  sich  um  Darleihensaufnahme,  so  soll  er 
übrigens  seine  Ermächtigung  nicht  eher  erteUen,  als  nachdem  ihm 
durch  eine  vom  Vormund  eingereichte  summarische  Rechnung  (Be- 
rechnung) nachgewiesen  ist,  dass  die  Barschaft,  die  Mobiliareffekten 

9)  Letzteres  ist  für  Baden  unpraktisch.    Siehe  oben  Text. 
^)  Art.  468,  der  die  Bestätigung  des  Beschhisses  vorschreibt,  ist  fär 
Baden  aufgehoben  durch  §  19  Abs.  2  R.-P.-G. 
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und  die  Einkünfte  des  Minderjährigen  unzureichend  sind.  Art  457 
Abs.  3. 

Selbstverständlich  kann  auch  der  Familienrat  mit  seiner  Er- 
mächtigung die  Bedingungen  der  Darleihensaufhahme  regeln.  Arg. 
Art-  457  Abs.  4. 

Um  Kapitalien  des  Mündels  anzugreifen,  bedarf  der  Vormund 
keiner  Ermächtigung  —  es  fällt  diese  Handlung  nicht  unter  die 
Darleihensau&ahme. 

V7as  die  Veräusserung  der  unbeweglichen  Guter  be- 
trifft, so  fällt  hierunter  der  Verkauf,  der  Tausch  von  Liegenschaften 
und  liegenschaftlichen  Rechten,  die  Verlängerung  der  .Frist,  in 
welcher  der  Wiederkauf  in  Bezug  auf  eine  Liegenschaft  des  Mün- 
dels ausgeübt  werden  kann  (Sirey  13,  —  I,  301),  die  Aufliebnng 
eines  Vertrags,  vermöge  dessen  der  Mündel  eine  Liegenschaft  er- 
worben hat  (Sirey  27,  I,  220). 

Wenn  der  Familienrat  seine  Ermächtigung  zu  hierher  ge- 
hörigen Veräusserungshandlungen  erteilt,  so  kann  er  auch  hier  die 
ihm  nützlich  scheinenden  Bedingungen  vorschreiben.  Arg.  Art.  457 
Abs.  4. 1^) 

Die  Veräusserung  selbst  muss  aber  ausserdem  noch  unter 
Einhaltung  gewisser  Formvorschriften  geschehen. 

Sie  muss  im  Beisein  des  Gegenvormunds  im  Wege  der 
öffentlichen  Versteigerung  —  publiquement,  aux  enchöres  — 
stattfinden  und  überhaupt  in  Gemässheit  der  Vorschriftai  der 
Art.  459,  1687  C.  c  verb.  m.  Art.  953  ff.  C.  d.  pr.  civ. 

In  Baden  kann  die  Veräusserung  entweder  im  Wege  einer 
obrigkeitlichen,  nach  den  Vorschriften  über  die  Zwangsvoll- 
streckung in  Liegenschaft;en  und  der  Notariatsordnung  durchzuftihren- 
den  Versteigerung  vorgenommen  werden,  bei  welcher  ausser  dem 
Vormund  auch  der  Gegenvormund  mitzuwirken  hat  —  und  zwar 
liegt  sie  dann  den  Notaren  ob,  welche  die  Beteiligten  damit  beauf- 
tragen können,  sie  kann  aber  auch  in  Städten  von  mehr  als  3000 
Einwohnern  von  den  Waisenrichtem,  in  andern  Gemeinden  von  den 
Bürgermeistem  vorgenommen  werden.  (Art.  457  u.  §  64  R.-P.-G., 
§§  71—78  Not-Ordn.,  §§  37—45  D.-W.  für  Waisenr.,  §§  44— 52D.-W. 
f.  Bürgerm.,  Bekanntmach,  d.  Justizminist,  v.  4.  Nov.  1876,  landes- 


*i)  lU-G.-E.  Bd.  11  S.  347  —  Anordnungen   in  Betreff  der  Wieder- 
anlage und  Verwendung  des  Erlöses. 
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herrl.  Verordn.  v,  25.  Juli  1879,  das  Verfahi'en  bei  Zwangsvollstr. 
in  Liegenschaften  betr.,  §§84  ff.  [Ges.-Bl.  XXXVn  S.  555]),  — 
oder  sie  kann  auch  unter  Beiwirkung  des  Gegenvormunds 
nach  vorausgegangener  gerichtlicher  Abschätzung  durch  den  Vor- 
mund aus  freier  Hand  erfolgen,  wenn  der  Familienrat  (das 
Amtsgericht)  aus  Granden  überwiegender  Zweckmässigkeit  zu  dieser 
Form  der  Veräusserung  ermächtigt. 

Vgl.  Art.  459  d.  Landr.  in  der  ihm  neu  gegebenen  Passung 
durch  das  Gesetz  v.  26.  April  1886,  das  Teilungsverfahren  und 
die  Veräusserung  von  Mündelgfitem  und  von  Gütern  gewaltsent- 
lassener  Minderjährigen  betr.  (G.-Bl.  XIX),  Bekanntmachung  hierzu 
vom  gleichen  Datum  (G.-Bl.  XIX),  Art.  1687  —  §  9  der  Waisenr.- 
Ordn.  (wonach  zur  Abschätzung  die  Waisenrichter  zuständig  sind). 

Vgl.  zu  Art.  459  auch  §§  7  b  u.  10  D.-W.  f.  Gegenvorm. 

Die  Regel,  wonach  Immobilien  vom  Vormund  nur  nach  er- 
wirkter (gerichtlich  bestätigter)  Ermächtigung  des  Familienrats  ver- 
änssert  (versteigert)  werden  dürfen ,  Art.  457  Abs.  4,  458  —  er- 
leidet in  drei  Fällen  eine  Ausnahme: 

a)  Wenn  eine  Immobilie  sich  im  ungeteilten  Eigentum 
Mehrerer  befindet,  wovon  der  eine  Miteigentümer  der  Min- 
derjährige ist,  und  einer  dieser  Gemeinschaftsgenossen  gegen 
den  Minderjährigen  gemäss  Art.  815  die  Teilung  beantragt,  und 
das  Gericht,  da  sich  die  Immobilie  nicht  fuglich  teilen  lässt,  die 
Versteigerung  ausspricht. 

Hier  ist  selbstverständüch  die  Ermächtigung  des  Familienrats 
zmn  Verkauf  nicht  erforderlich,  weil  nicht  möglich  —  arg.  Art.  815. 
Die  Versteigerung  selbst  findet  hier  in  den  Formen  des  Art  459 
C.  c,  Art.  954  C.  d.  pr.  civ.  statt.  Art.  460  C.  c.  Vgl  auch  Art.  1687 
(Art.  827,  1686—1688).  Vgl.  auch  für  Baden  Art.  459  C.  c.  in  der 
Qun  gegebenen  neuen  Fassung. 

Anders  ist's,  wenn  die  Versteigerung  durch  den  Vormund 
durch  Antrag  auf  Teilung  hervorgerufen  wird  —  hier  bleibt's  bei 
der  Regel. 

b)  wenn  die  Zwangsversteigerung  der  Immobilien  des 
Mündels  auf  Antrag  der  Gläubiger  desselben  richterlich  verfugt 
wird,  so  kann  natürlich  von  einer  Ermächtigung  des  Vormunds 
durch  den  Familienrat  keine  Rede  sein.  Den  einzigen  Vorzug, 
welchen  das  Gesetz  dem  Minderjährigen  hier  gewährt,  besteht  darin, 
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dass  die  Gläubiger  sich  zuerst  an  sein  Mobiliarvermögen  halten 
müssen.    Art.  2206,  siehe  jedoch  Ait.  2207. 

c)  Endlich  erleidet  die  Regel  eine  Ausnahme  im  Falle  eines 
Zwangsverkaufs  aus  Gründen  des  öffentlichen  Nutzens  —  in 
Gemässheit  des  Art.  13  der  loi  v.  3.  Mai  1841,  Texpropriation  pour 
cause  publique.  ^^) 

Im  Falle  des  Art.  460  geschieht  nach  französischem,  wie 
nach  badischem  Eecht  die  Veräusserung  nur  im  Wege  der 
öffentlichen  Versteigerung. ^*) 

Abgesehen  von  diesen  Ausnahmen  kann  der  Verkauf  der 
Immobilien  des  Mündels ,  bei  welchem  die  Ermächtigung  des  Fami- 
lienrats nicht  eingeholt  wurde,  oder  bei  welchem  es  an  der  Be- 
stätigung des  Familienratsbeschlusses  durch  das  Gericht  tehlte,  oder 
bei  welchem  sonst  die  Formvorschrifben  nicht  eingehalten  wurden, 
von  Seiten  des  Mündels  angefochten  werden.  Dies  wird  man  auch 
aimehmen  müssen,  wenn  es  zwax  an  diesen  Erfordernissen  nicht 
fehlte,  wenn  aber  die  vom  Familienrat  erteilte  Ermächtigung  nicht 
das  Vorhandensein  einer  unvermeidlichen  Notwendigkeit  oder  eines 
augenscheinlichen  Nutzens  festgestellt  hat.  Dasselbe  gilt  auch  für 
den  Fall  der  Au&ahme  einer  Verpfändung  von  Liegenschaften.  — 
Wenn  ein  Grundstück  Grossjährigen  und  Minderjährigen  gemein- 
schaftlich gehört,  so  macht  zwar  die  Versagnng  der  obervonnund- 
schaftlichen  Genehmigung  der  Lizitation  des  Grundstücks  den 
Zuschlag  für  den  ideelen  Teil  des  Minderjährigen  daran  unwirksam, 

^)  Siehe  Beyer  et  Sorel,  Lois  usuelles,  21.  Ausgabe,  S.  687.  Vgl. 
fQjc  Baden;  §46  des  Ges.  v.  28.  Aug.  1835  über  die  Zwangsabtretong 
(Expropriatiousgesetz)  u.  Art.  40  des  Gres.  v.  25.  Aug.  1876,  die  Benützung 
und  Instandhaltung  der  Gewässer  betr.  (sog.  Wassergesetz)  —  (G.  u.  V.-BI. 
XXXVI  S.  233),  femer  Art.  22  des  Ges.  v.  31.  Juli  1848,  die  Ablösung  der 
Weiderechte  betr.,  B.-B1.LV  8.303)  u.  Art  6  des  badischen  Feldbereinigungs- 


18)  Wenn  auch  Art.  460  des  bad.  Landr.  auf  Art.  459  verweist  und 
ausspricht,  die  Versteigerung  habe  nach  den  Vorschrülen  dieses  Artikels  za 
geschehen,  so  kann  sich  dies  doch  nur  auf  die  Vorschrift  der  öffentlichen 
Versteigerung  (Art.  459  Abs.  1)  beziehen:  denn  die  in  Art  459  des  Landr. 
(in  der  ihm  durch  das  oben  angeführte  Gesetz  v.  26.  April  1886  gegebenen 
Fassung)  vorgesehene  Veräusserung  aus  fi:^ier  Hand  kann  hier  keine  An- 
wendung finden.  Offenbar  hat  Art.  460  nur  Bezug  auf  Art  459  in  seiner 
ursprünglichen,  dem  französischen  Text  entsprechenden  Fassung  —  auch  die 
Verweisung  in  Art.  460  auf  Art.  458  ist  unzutreffend  und  zu  streichen,  da 
Art.  458  durch  §  19  B.-P.-G.  in  Wegfall  gekommen  ist 
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alteriert  aber  nicht  die  ßechtsbeständigkeit  der  Versteigerung  hin- 
sichtlich der  dem  Grossjähiigen  gehörigen  Teile,  es  sei  denn,  dass 
die  Erteilung  der  gedachten  Genehmigung  als  Bedingung  der  Giltig- 
keit  des  Vertrags  angestellt  gewesen  sei.^^) 

Anlangend  insbesondere  die  Verpfändung  von  Liegen- 
schaften des  Mündels  —  Art.  457  — ,  so  wird  der  Famili^irat  (Amts- 
gericht) bei  Erteilung  seiner  Ermächtigung  noch  besonders  die- 
jenigen Liegenschaften  zu  bezeichnen  haben,  welche  Tor  anderen 
mit  dem  Unterpfand  belastet  werden  sollen.    Arg.  Art.  457  Abs.  4. 

Was  für  die  Verpfändung  von  Liegenschaften  des  Mündels 
(Art.  457)  gilt,  findet  auch  in  analoger  Weise  Anwendung  auf  die 
Bestellung  von  Dienstbarkeiten  an  Liegenschaften  oder  emes 
Xutzpfandrechtes  (Antichrese,  —  Art.  2085  ff.).  Es  findet  auch 
Anwendung  Air  die  Übertragung  des  auf  einer  Liegenschaft  ruhen- 
den ünterp&ndsrechts  auf  eine  andere  Liegenschaft.  **  ^-  ^®) 

4.  Speziell  nur  für  Frankreich:  Die  Veräusserung  von 
unkörperlichen  Mobilien  (Forderungstiteln),  deren  Wert 
den  Betrag  von  1500  Frcs.  überschreitet.  Auch  hier  wird 
bestätigter  (homologierter)  Familienratsbeschluss  verlangt.  Über- 
schreitet ihr  Betrag  den  Wert  von  1500  Frcs.  nicht,  so 
genügt  ein  einfacher  Familiem*atsbeschluss.  Art.  1  u.  2  der  Loi 
Tom  27.  Februar  1880.  Dies  ist  dem  Code  Nap.  unbekannt.  Nach 
diesem  kann  der  Vormund,  da  es  ihm  nicht  untersagt  oder  er  doch 
nicht  in  dieser  Beziehung  eingeschränkt  ist,  ohne  Eimächtigung 
alle  Forderungsrechte  (meubles  incorporels)  veräussem  —  siehe 
unten  D. 

5.  Die  Annahme  einer  dem  Minderjährigen  an- 
erfallenen  Erbschaft  (wozu  auch  Erbvermächtnisse  und 


<«)  DrteU  des  B.-6er.  v.  8.  Okt.  (in  Puehelt's  Zeitschr.),  Bd.  XIV, 
Seite  84. 

»»)  Vgl.  über  diese  Fragen  Anbrj  et  Bau,  I  §  113  Nr.  2  üt.  ß,  Abs.  ^ 
«owle  Demolombe,  Vn  Nr.  742  u.  735,  Zaehariä-Dreyer,  §113  Anm.  11. 

^)  ^g^  zu  dem  zu  A  Ziff.  1,  2  u.  3  Ausgeführten  auch  namentlich 
für  das  badische  Becht  noch  Beha^rbel,  I  §74  Ziff.  V  1  lit.  a  S.  225  u. 
Asm.  1.  Hier  wird  besonders,  was  natürlich  au^  für  das  französische  Becht 
zQtrifib,  hervorgehoben,  dass  die  Vorschriften  der  Art  457 — 460  zwingende 
sind,  von  welchen  nicht  ans  Nützlichkeitsgründen  Umgang  genommen 
werden  kann  —  unter  Berufring  auf  das  Landgericht  Offenhurg  (als 
Obergericht  in  Bechtspolizeisachen),  Erkenntnis  v.  4.  Oktober  1885(Amiialen, 
liV  S.  327). 
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Erbteilvermächtnisse  zu  rechnen  sind.  ^')  Art.  461  u.  776 
Abs.  2.    Vgl.  auch  Art.  1003,  1010. 

Ausser  unter  Ermächtigung,  die  jedoch  keiner  gerichtlichen 
Bestätigung  bedarf,  muss  die  Annahme  aber  auch  noch  unter  dem 
Vorbehalt  der  Rechtswohlthat  des  Erbverzeichnisses 
(sub  beneficio  inventarii)  —  also  nicht  purement  et  simplement  ge- 
schehen. Vgl.  auch  Art.  776  —  femer  774  u.  793  S.  —  für  Baden 
auch  noch  §  10a  D.-W.  f.  Vorm.  u.  §  8b  D.-W.  f.  Gegenv. 

Das  Letztere,  d.  h.  die  Notwendigkeit  der  Annahme  sub  bene- 
ficio inventarii,  lässt  deshalb  die  Ermächtigung  nicht  als  uber- 
flfissige  Vorschrift  erscheinen,  weil  die  Annahme  sub  beneficio  in- 
ventarii den  Beneficiarerben  nicht  vor  jedem  Schaden  schützt,  indem 
«r,  wie  jeder  Erbe,  seinen  etwaigen  Miterben  zwecks  der  Teilung 
Alles  in  die  Erbmasse  einwerfen  muss,  was  er  vom  Erblasser  ge- 
schenkt erhalten  hat,  bezw.  die  Auslieferung  der  Vermächtnisse 
nicht  verlangen  kann,  es  wäre  denn,  dass  ihm  die  freigebige  Zu- 
wendung unter  ausdrücklicher  Entbindung  von  der  Einwerfong 
gemacht  worden  ist  —  Art.  843  — ,  während  der  verzichtende 
Erbe  nichts  einzuwerfen  hat,  sondern  das  behält,  bezw.  erhalt,  was 
ihm  zugewendet  worden  ist,  Art  845. 

Es  ist  daher  begreiflich,  dass,  wenn  der  Minderjährige  Schen- 
kungen vom  Erblasser  erhalten  hat,  er  unter  Umständen  mehr 
Interesse  am  Verzicht  als  an  der  Annahme  der  Erbschaft  hat, 
namentlich  dann,  wenn  er  mit  anderen  Erben  konkurriert,  und  die 
vorhandene  Erbmasse  viel  geringer  ist  als  die  Schenkung,  die  ihm 
der  Erblasser  gemacht  hat,  und  er  daher,  da  er  einwerfen  muss, 
unter  Umständen  weniger  bei  der  Teilung  erhfilt,  als  er  sdion 
hatte  (weniger,  als  der  einzuwerfende  Betrag),  bezw.  dieses  zum 
Teil  einbfisst. 

Ist  die  Erbschaft  einmal  mit  Ermächtigung  des  Familienrats 
angenommen,  so  kann  die  Annahme  nicht  widerrufen  werden  (anders 
als  ein  ausgesprochener  Verzicht).  *»)  Arg.  Art  783. 


'  17)  Demolombef  VIl  Nr.  708  Zaeharift-Dreyer,  §  113  Text  u.  Anm.  20, 
Anbry  et  Bau,  I  §  113  Nr.  1  lit  d,  die  besonders  bei-vorheben,  dass  sich 
die  Art  461  u.  776  Abs.  2  nicht  blos  auf  die  Intestaterbschaften  beziehen. 
Laurent,  V  Nr.  73,  ist  der  Ansicht,  dass  auch  zur  Annahme  von  Singular- 
Vermächtnissen  der  Vormund  der  Ermächtigung  bedürfe. 

18)  Siehe  Baudry-LaoantiDerie,  I  Nr.  1080.     Vgl  auch  Zaeharift- 
Dre/er, 
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Man  muss  auch  bei  Ausfibung  des  retrait  successoral  —  Art.  841 
—  die  Ermächtigimg  des  Vormmids  dm*ch  den  Familienrat  für  ge- 
boten erachten.  ^^) 

6.  Der  Verzicht  auf  eine  dem  Minderjährigen  an- 
erfallene  Erbschaft  (Intestat- oder  testamentarische  Erbschaft). 
Art.  461. 

Es  ist  hierbei  einerlei,  ob  die  Erbschaft  aus  Mobilien  oder 
Immobilien  besteht.  Der  Verzicht,  den  der  Vormund  ohne  Er- 
mächtigung vornimmt,  ist  ungQtig  und  ohne  Wirkung  för  den 
Mündel,  d.  h.  fllr  diesen  der  Anfechtung  unterworfen.  Verzichtet 
der  Vormund  mit  Ermächtigung,  so  ist  der  Verzicht  giltig,  aber 
nicht  stets  unwiderruflich.  Das  Gesetz  unterscheidet:  Wenn  die 
Erbschaft  von  anderen  Erben  angenommen  worden  ist,  so  hat  es 
beim  Verzicht  sein  Bewenden,  andernfalls  kann  er  zurückgenommen 
werden  und  zwar  durch  den  zu  diesem  Zwecke  durch  einen  neuen 
Familienratsbeschluss  ermächtigten  Vormund,  oder  auch  durch  den 
volljährig  gewordenen  Mandel.  Natürlich  muss  aber  dann  die  Erb- 
schaft in  dem  Zustand,  in  welchem  sich  die  Erbschaft  dermalen 
befindet,  hingenommen  werden,  und  ohne  dass  etwaige  von  einem 
inzwischen  bestellten  Pfleger  vorgenommenen  Rechtshandlungen, 
wie;  Verkäufe,  Verpfandungen  u.  dgl.,  wenn  sie  nur  gesetzmässig 
Yorgenonmien  worden  sind,  angefochten  werden  könnten.  Art.  462 
verb.  m.  Art.  790. 20) 


19)  Demolombe,  YII  Nr.  678,  Aiibry  et  Bau,  I  §  113  a.  a.  0.,  S.  448 
oben  n.  Anm.  9,  welch'  Letztere  ausführen,  dass  die  Ausübung  des  retrait 
successoral  nicht  nur  der  Annahme  der  Erbschaft  sub  benefido  inventarii 
nicht  gleichkomme,  sondern  auch  fElr  den  Mindeijährigen  die  persönliche 
YerbindUchkeit  im  Gefolge  habe,  den  Cessionspreis  zu  bezahlen,  wodurch 
ihm  ein  sein  Vermögen  beschädigender  Nachteil  erwachsen  könne.  — 

Die  Annahme  der  Erbschaft  ohne  Ermächtigung,  oder  mit  Ermäch- 
tigung aher  ohne  den  Vorbehalt  des  Erbverzeichnisses,  ist  ungiltig,  d.  h.  ftlr 
den  Mfindel  anfechtbar  und  verpflichtet  unter  Umständen  den  Vormund 
gegenüber  den  Erbschaftsgläubigem  u.  s.  w.  zum  Schadenersatz. 

VgL  Aiibry  et  Ban^  §611c.  Ja,  man  nimmt  sogar  an,  dass  es  bei 
der  Annahme,  welche  mit  Ermächtignng  des  Familienrats  durch  den  Vor- 
mund stattgeftmden  hat,  aber  ohne  den  Vorbehalt  des  Erbverzeichnisses,  so 
betrachtet  werde,  als  ob  mit  dem  Vorbehalt  angetreten  sei^  so  dass  alle 
Wirkungen  des  Vorbehalts  eintreten.  Demolombe,  Vn  Nr.  732,  Behaghel,  I 
§125. 

^)  Aabrj  et  Bau,  I  §  113  Anm.  4  und  Text.  Sie  bemerken  zu- 
treffend —  Anm.  5  u.  Text  — ,  dass  der  Vormund  auch  dann  der  Ermäch- 
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Siehe  auch  §  10a  D.-W.  f.  V.  und  §  8b  D.-W.  f.  Gegenv. 

7.  Die  Annahme  einer  dem  Mündel  g^emachten 
Schenkung.     Art.  463. 

Der  Grund  der  hier  vorgeschriebenen  Ermächtigung  ist: 
Wenn  der  Minderjährige  eine  Schenkung  annimmt,  bezw.  der  Vor- 
mund fßr  ihn,  so  kann  er  leicht  hierdurch  in  eine  moralische  Ab- 
hängigkeit vom  Schenker  kommen,  auch  können  bedenkliche  Auf- 
lagen mit  der  Schenkung  verbunden  sein,  auch  zieht  sie  eine  even- 
tuelle Emährungsverbindlichkeit  nach  sich.  Art.  955  Nr.  8,  Art. 
953,  954. 

Eine  Ausnahme  vom  Art.  463  tritt  ein  für  den  Parens  -  Tutor 
sowie  für  die  Ascendenten  des  Minderjähiigen  überhaupt,  mögen 
sie  die  Vormundschaft  fähren  oder  nicht  ftthren,  indem  sie  die 
Schenkung  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  annehmen  können. 
Art.  935  Abs.  3. 

Siehe  auch  §  10c  D.-W.  f.  Vorm.  u.  §  8c  D.-W.  f.  Gegen- 
vormünder. 

Im  Hinblick  auf  die  allgemeine  Fassung  des  Art.  463  ist  an- 
zunehmen, dass  er  auch  auf  die  testamentarischen  Schenkungen, 
d.  i.  die  Singularvermächtnisse  (b ad i  seh -i^chÜ.:  Erbstflckvermächt- 
nisse,  Art.  1014)  Anwendung  findet,  jedoch  wohl  nur,  wenn  das 
Singularvermächtnis  belastet  ist.  (Ausschlagung  bedarf  der  Er- 
mächtigung des  Familienrats.) 

8.  Der  Pacht  oder  die  Miete  der  Güter  des  Minder- 
jährigen für  den  Vormund.    Art.  450  Abs.  3. 

Der  Vormund  kann  nur  Güter  des  Mündels  mit  Ermächtigung 
des  Familienrats  pachten  (obwohl  in  Art.  450  Acs.  3  nui*  die  Rede 
von  der  Pacht  ist,  so  wird  die  Bestimmung  des  Artikels  doch  auch 
auf  die  Miete  —  pi'opter  paritatem  —  ausgedehnt).  Der  Familien- 
rat hat  in  solchem  Fall,   wenn  er  dem  Vormund  gestatten  will, 


tigung  bedarf,  wenn  er  die  dem  Beneficiar-Erben  durch  Art.  802  Nr.  1  ein- 
geraximte  Befugnis  der  Überlassung  der  Erbschaftsmasse  an  die  Glaubiger 
und  Vermächnisnehmer  ausüben  wilL 

Auch  beim  d^kussement  par  hypotheque  —  Art  2172  ff.  ~,  wenn  es 
vom  Vormund  ausgeübt  wird,  wird^  wenn  die  Aufgabe  auch  nicht  eine  Ter- 
äussenmg  ist  (sie  führt  aber  dazu),  die  Beobachtung  der  für  die  Yerftusserang 
des  Mündelguts  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten  verlangt  —  Zaeharift- 
Breyer»  n  §287  Anm.  30  u.  Text,  Amtz,  IV  Nr.  1899  vgl.  m.  I  Nr.  745, 
746,  772 und  zwar  gerichtlich  bestätigter  Familienratsbeschluss. 
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(röter  des  Mfindels  zü  pachtoi,  zu  mieten,  den  Gegenvonnimd  mit 
der  Ab&ssung  des  Vertrags  für  den  Mttndel  zu  ermächtigen. 

Siehe  auch  §  13  D.-W.  f.  Vorm.  und  §  7  Abs.  2  D.-W.  f. 
Gegenvormünder. 

9.  Die  Anstellung  einer  Immobiliarklage  und  die 
Anerkennung  des  mit  einer  solchen  Klage  geltend  ge- 
machten Anspruchs,  ferner  das  Abstehen  von  einer  mit 
Ermächtigung  angestellten  Immobiliarklage,  sei  es  mit 
oder  ohne  Aufgeben  des  Rechts.  Art.  464  u.  arg.  Art  464, 
§§10d  der  D.-W.  f.  Vorm.  und  §  8d  der  D.-W.  f.  Gegenvorm. 

Der  Vormund  bedarf  der  Ermächtigung  des  Familienrats 
zur  Erhebung  einer  Immobilienklage,  d.i.  einer  Klage  auf 
liegenschaftliche  Rechte.  ^^) 

Wenn  hingegen  der  Mündel  mit  einer  Immobiliarklage  be- 
langt wird,  so  bedarf  der  Vormund,  so  wenig  wie  im  Falle,  dass 
jener  mit  einer  Mobiliarklage  belangt  wird,  der  Ermächtigung. 
Siehe  unten  D. 

Eine  Mobiliarklage  kann  der  Vormund  ohne  Ermächtigung 
anstellen.    Siehe  unten  D. 

Arg.  e  contr.  Art.  464. 

Der  Grund  des  Unterschieds  ist  nicht  leicht  zu  erkennen. 
Zomal  kann  man  ihn  heute,  wo  das  bewegliche  Vermögen  eine  so 
grosse  Bolle  spielt,  schwer  einsehen. 

Die  Vorschrift  des  Art.  464  beruht  eben  auf  der  zur  Zeit  des 
Gesetzbuchs  herrschenden  Anschauung,  wonach  nur  der  Grund  und 
Boden  als  eigentlicher  „Wert"  galt  —  res  mobilis  res  vilis.  Durch 
die  „Physiokraten"    hatte  diese  Anschauung  hauptsächlich 


^*)  Das  französische  Becbt  unterscheidet  bekanntlich  nach  dem  Vor- 
gange des  germanischen  Rechts,  was  die  Klagen  überhaupt  betriff, 
zwischen  beweglichen  und  unbeweglichen  Klagen  (Mobiliar-  und 
Inunobiliarklagen,  actions  mobilieres  und  actions  immobiliöres).  Unter  ersteren 
versteht  man  alle  Klagen,  welche  Mobilien  (bewegliche  Sachen  und  Rechte, 
eben  bewegliche  Güter)  zum  Gegenstande  haben,  unter  letzteren  dagegen 
alle  Klagen,  welche  auf  eine  Liegenschaft,  ein  liegenschaftliches  Recht  gehen, 
d.h.  an  dingliches  Recht  an  einer  Liegenschaft  zum  Gegenstand  haben. 
Es  kommt  bei  dieser  Klageneinteilung  nicht  darauf  an ,  ob  die  Klagen  per- 
sönlicher oder  dinglicher  Natur  sind. 

Vgl.  Benaud,  Collegienhefl,  §  87,  Barasetti,  Einföhrung  in  das  iranz. 
Civilrecht,  §  7  S.  46  Anm.  25  u.  26  sowie  Text,  AooUas,  I  S.  4r>:3  Anm.  1. 


286  Oapitel  I.   Die  Vonnundschaft. 

Verbreitung  gefunden  22)  und  im  Code  Nap.   sich  Eingang  ver- 
schafit. 

Der  Beklagte,  der  vom  nicht  ermächtigten  Vormund  mit  einer 
Immobilienklage  belangt  wird,  kann  bis  zu  erfolgter  Ermächtigung 
die  Einlassung  verweigern.  Lässt  er  sich  ein,  so  kann  nur  der 
Minderjährige  den  Mangel  der  Ermächtigung  geltend  machen  (d.  h. 
vertreten  durch  den  Vormund  oder  in  Person,  wenn  er  volljährig 
geworden). 

Obwohl  die  possessorischen  Klagen  ^^)  Immobüienklagen 
sind,  kann  gleichwohl  der  Vormund  sie  ohne  *  Ermächtigung  an- 
stellen, denn  sie  fallen  unter  die  das  Mündelgut  erhaltenden  Akt«. 


^)  Die  sog.  physiokratische  Lehre  genoss  schon  vor  der  Revolution 
grosses  Ansehen,  ihre  Hauptfvertreter  in  Frankreich  waren  der  ältere 
Mirabean  und  Turgot. 

Sie  fand  albnählich  Aufiiahme  in  den  Codifikationen  der  damaligen 
Z&t,  und  waren  die  Redaktoren  des  Code  Napol^n  wohl  auch  Anhänger 
derselben. 

Vgl.  auch  Bftraietti,  Einführung  in  das  franz.  Civih^echt,  §  8  Ziff.  II 
Seite  53. 

^)  Die  possessorischen  oder  Besitzklagen  sind  Klagen,  welche  sich  aul* 
einen  Besitz  (possesion)  stützen  und  gewisse  hestimmte  Eigenschaften  haben 
(Art  23  C.  d.pr.  dv.  u.  Art  22*29  C.  c.) ,  deren  Begehren  dahin  geht,  einer 
diesen  Besitz  bereiteten  Störung  (trouble)  ein  Ende  zu  bereiten  (action  en 
complainte  oder  la  complainte),  oder  um  einen  verlorenen  Besitz  einer  Sache 
wieder  zu  erlangen  (action  en  röint^grande  oder  la  r^integrande),  m.  a.  W.  es 
giebt  Klagen  zum  Schutz  des  Besitzes  als  rei  und  als  juris  possessio,  welche 
vorkommen  als  remedia  retinendae  und  recuperandae  possessionis.  Vgl. 
Art.  2060  u.  1428  C.  c.  sowie  Art  23  C.  d.  pr.  civ.  Sie  stehen  sowohl  dem 
£iigentümer  als  auch  den  Servitutenberechtigen  zu.  Der  Besitzesschutz  kommt 
aber  nur  bei  Immobilien  vor. 

Bewegliche  Sachen  können  dagegen  nicht  Gregenstand  einer  Besitzes- 
klage sein,  wenigstens  nicht  einzelne  bewegliche  Sachen.  Ausnahmsweise  stehen 
Mobilien  dann  unter  possessorischem  Schutze,  wenn  es  sich  iim  eine  Ver- 
lassenschaft  handelt,  insbesondere  um  eine  Mobiliarverlassenschaft.  Arg. 
Art.  724  C.  c. 

Auch  die  Dienstbarkeiten  an  beweglichen  Sachen  kommen  nicht  als 
Gegenstände  der  Besitzklage  in  Betracht 

Vgl.  Benandy  CoUegienheft,  §  98  u.  AeoUas,  I  S.  453  Anm.  l. 

Aiibry  et  Bau,  I  §  114  Anm.  8  u.  Text,  sagen  zutreffend:  die  Besitz- 
klagen, obwohl  ihrer  Natur  nach  unbewegliche  Klagen  können,  infolge 
ihres  caractöre  conservatoire,  imd  da  sie  nicht  das  Recht  selbst  betreffen, 
durch  den  Vormimd  ohne  Ermächtigung  angestellt  werden. 
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ZU  deren  Vornahme  der  Vormund  volle  Fähigkeit  der  Vertretung 
in  selbständiger  Weise  hat.    Siehe  unten  D. 

Übrigens  kann  der  Vormund  einen  bereits  begonnenen  Prozess 
des  Minderjährigen,  mag  es  sich  um  eine  Immobiliarklage  od^  eine 
andere  £[lage  handehi,  selbständig  foitfnhren.  Ebenso  kann  er 
selbständig  Eechtsmittel:  Appellation,  Cassation  —  ergreifen. . 

Mithin  ist  zu  einer  Vertretung  in  höherer  Instanz  die  Er- 
mächtigung nicht  notwendig.    Arg.  Art,  464. 

Wie  zur  Erhebung  der  Immobilienklage,  so  bedarf  der  Vor- 
mund aber  auch  der  Ermächtigung,  wenn  er  einer  gegen  den  Mündel 
erhobenen  Immobiliarklage  nachgiebt,  d.  h.  den  mit  ihr  geltend  ge- 
machten Anspruch  anerkennt  —  acquiescement.    Art.  464. 

Ja,  arg.  Art.  464  ergiebt  sich  auch,  dass  er  der  Ermächtigung 
bedarf,  wenn  er  von  einer  mit  Ermächtigung  angestellten  Immobiliar- 
klage absteht,  sei  es,  dass  er  sich  blos  aus  dem  Prozessverband 
entbinden  lässt,  sei  es,  dass  er  auf  das  Eecht  selbst  verzichtet  — 
desistement.  Mithin  folgt  arg.  e  contr.,  dass  der  Vormund  sich 
nicht  blos  auf  eine  Mobiliarklage  verteidigen,  sondern  ihr  auch 
nachgeben  kann,  ja,  dass  er  auch  von  einer  erhobenen  Mobiliar- 
klage mit  oder  ohne  Anheben  des  Rechts  abstehen  kann.  Das 
Letzere  ist  übrigens  bestritten.  **) 

10.  Die  Erhebung  einer  Teilungsklage  (action  en 
partage),  bezw.  der  Antrag,  eine  Gemeinschaft  durch 
endgiltige  Teilung  aufzuheben,  welches  auch  der  Grund 
der  Gemeinschaftlichkeit  sein  möge.    Art.  465,  817. 

§  10  e  D.-W.  f  Vorm.  u.  §  8  c  D.-W.  f.  Gegenv. 

Ohne  Ermächtigung  darf  der  Vormund  jedoch  auf  eine  Tei- 
Inngsklage,  die  wider  den  Mindeijährigen  gerichtet  ist,  sich  ein- 
lassen. 2^) 


M)  SIrey  1875,  I,  152,  1877,  2,  84. 

%)  Die  Verzichtserklänmg  des  Vormunds  auf  die  Berufung  gegen  ein 
Urteil,  das  ergangen  ist,  nachdem  er  sich  auf  die  Teüungsklage  eingelassen, 
bedarf  gleichMls  keiner  Ermächtigung.    Dies  folgt  aus  Art.  465. 

Wie  der  Vormund  die  Befugnis  in  Art  465  in  einer  Weise  ausüben 
kann,  dass  eine  Verurteilung  des  Minderjährigen  gemäss  dem  verfolgten 
Allspruch  eintreten  kann ,  so  ist  seiner  selbständigen  Erwägung  auch  anheim- 
gegeben, ob  er  nach  eingetretener  Verurteilung  durch  Nichtergreifang  der 
Appellation  oder  durch  Verzicht  auf  dieselbe  es  beim  Urteil  belassen  wilL 

Siehe  Pvehelt's  Zeitschrift,  XXII  (1891),  S.  209. 
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Der  Grund  des  Unterschieds  beruht  darin:  Wenn  die  Teilung 
von  einem  der  Miterben  des  Minderjährigen  begehrt  wird,  so  wird 
sie  zn  einer  notwendigen  Operation,  denn  kein  Miterbe  ist  yer- 
bunden,  in  der  Ungeteiltheit  der  Gemeinschaft  zu  verharren 
(Art.  816)  und  jeder  Beteiligte  hat  das  Recht,  die  Teilung  zu  for- 
dern. Wärde  man  nun  hier  die  Ermächtigung  vorschreiben,  so 
würe  dies  bedeutungslos,  da  ja  der  Familienrat  sie  nicht  ver- 
weigern könnte. 

Hing^en,  um  selbst  auf  Teilung  zu  diingen,  bedarf  der  Vor- 
mund der  Ermächtigung,  weil  jede  Teilung,  die  während  der  Minder- 
jährigkeit eines  Teilungsinteressenten  voi^enommen  wird,  gerichtlich 
(badisch -rechtlich:  öffentlich)  geschehen  muss  —  Art.  466  — , 
und  einaüffentliche  Teilung  grosse  Kosten  verursacht,  —  und  des- 
halb wird  der  Familienrat  die  Ermächtigung  nicht  auf  das  Gerade- 
wohl erteilen,  zumal  wenn  der  Minderjäluige  vielleicht  bald  voll- 
jährig wird,  da  dann  die  Teilung  auf  gütlichem  Wege  statt- 
finden kann. 

Da  der  Art. "465  ganz  aUgemein  ge&sst  ist,  so  findet  er  An- 
wendung, welches  auch  immer  der  Grund  der  GemeinschaftUchkeit 
sein  möge,  sei  er  eine  Erbschaft,  eine  G^ellschaft,  eine  sonstige 
Gemeinschaft,  z.  B.  Ehegütergemeinschaft  —  arg.  Art.  1476, 1872, 
und  ist  es  einerlei,  ob  die  Güter  um  deren  Teilung  es  sich  handelt, 
Fahrnisse  oder  Liegenschaften  sind,  —  ja,  der  Ait.  465  findet 
wegen  seiner  allgemeinen  Fassung  sogar  Anwendung  auf  den  Fall, 
dass  die  Teilungsmasse  nur  aus  Fahrnissen,  Mobilien,  besteht  — 
„universitas  mobilium  sapit  immobile."  Arg.  e  conti'.  Art  465 
folgt,  dass  der  Vormund  ohne  Ermächtigung  alle  gütlichen  vor- 
läufigen Teilungen  beantragen  kann.  Vgl.  Art.  840.  Siehe  auch 
unter  D.  Alles,  was  unter  A.  Ziff.  9  über  das  Acquiescement  und 
Desistement  bezüglich  der  Immobiliarklagen  dargelegt  worden  ist, 
findet  auf  die  Teilungsklage  analoge  Anwendung. 

Die  Gemeinschaftsteilmigen  (Erbteilungen,  Teilung  irgend 
einer  Gemeinschaft),  bei  welchen  Mindeijährige  beteiligt  sind, 
müssen,  wenn  sie  als  endgiltige  Teilungen,  als  sog.  Eigentoms- 
teilungen,  erscheinen  sollen,  wenn  sie  gegen  einen  Minderjährigen 
volle  Wirkungen  wie  unter  und  gegen  Volljährige  haben  sollen,  in 
den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Formen  vollzogen  werden,  als 
sog.  gerichtliche  (öffentliche)  Teilungen.  Art.  466  in  Verb.  m. 
Art.  838 ,  840  C.  c. ,  unter  Vorbehalt  der  Ausnahme ,  die  sich  aus 
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Art  467  ergiebt,  d.  h.  die  Teilung  kann  auch  im  Wege  des  Ver- 
gleichs geschehen.  ^ 

Über  die  Antinomie,  die  zwischen  Art.  466  u.  Art.  824  zu 
herrschen  scheint,  ist  hier  nicht  weiter  zn  sprechen.  ^) 

Zuständig  fOr  die  Teilung  sind  in  Baden  die  Notare,  §  28 
Ziff.  4  R.-P0I.-G.,  vgl.  femer  §2  Ziff.  6  R.-P0I.-G.,  §  137  ff. 
Not.-Ordn.,  siehe  auch  Ait.  819  ff.  des  Landr. 

11.  Speziell  nur  für  Baden:  die  Bewilligung  der  Um- 
wandlung einer  ehelichen  Nutzniessung  in  eine  Rente. 
Art.  745  a.  28) 

Hier  hat  der  Gegenvormund  mitzuwirken,  wenn  der  Vormund 
betdligt  ist,  indem  dann  jener  für  den  Mündel  die  Ermächtigung 
des  Amtsgerichts  zur  Umwandlung  der  Nutzniessung  in  eine  Rente 
erwirken  muss.  §10g  D.-W.  f.  Vorm.,  §8g  D.-W.  f.  Gegen- 
vonntinder. 

12.  Der  Abschluss  eines  Vergleichs  für  den  Minder- 
jährigen.   Art.  467  in  Verb.  m.  Art.  2044,  2045. 

Der  C!ode  Nap.  verlangt  hier  nicht  nur  eine  bestätigte  Er- 
mächtigung des  Familienrats,  sondern  noch  andere  Formalität^. 

Der  Familienrat  darf  nämlich  nur  seine  Ermächtigung  geben 
auf  Grund  eines  vorausgegangenen,  sich  für  den  Vergleich  über- 
einstimmend aussprechenden  Gutachtens  von  drei  Rechtsgelehrten, 
welche  durch  den  Staatsanwalt  des  Erstinstanzgerichts  zu  be- 
zeichnen sind. 

Der  Vergleich,  der  so  auf  Grund  einer  derartig  beschaffenen 
Ermächtigung  abgeschlossen  wird,  ist  nur  giltig,  wenn  er  dann 
noch  vom  Erstinstanzgericht  nach  Anhörung  des  Staatsanwalts  die 
Bestätigung  erhalten  hat.  2») 

«)  Sirey  1816,  I,  404. 

^}  Vgl.  hierüber  Zmchariä,  lY  §  624. 

%)  Art.  745  a  des  bad.  Landr.  lautet:  ,)Von  der  Verlassenschaft  der 
Eltern  blabt  auf  ein  Vierteil  dem  überlebenden  Eltemteil,  der  in  einer  Ehe- 
gemeinschaft lebte,  die  lebenslängliche  Nutzniessung,  oder  in  Wiederver- 
heiratongsflLllen,  nach  Ermessen  der  Kinder  oder  ihrer  Vormünder  imd  des 
Familienräte,  eme  dem  mittleren  Ertrage  im  billigen  Anschlage  gleiche  Beute, 
kraft  ehelichen  Rechts;  auf  die  übrigen  drei  Viertel  kann  jeder  solche  nur 
in  geeigneten  Fällen  Iraft  Eltemrechta  haben."^ 

tt)  Sind  diese  Vorschriften  nicht  eingehalten,  so  kann  der  Minderjährige 
anfechten. 

Vgl  Zaehariä-l^reyer,  I  §  113  Anm.  32— 3ö  u.  Text  dazu. 

B&rasetti,  Die  VoriDundscbaft  n.  8.  w.  19 
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Die  Erfordernisse,  welche  das  Gesetz  vorschreibt,  mässen  bei 
jedem  Vergleich  eingehalten  werden,  auch  wenn  er  sich  nur  auf 
Mobilien  bezieht. 

Der  Vormund  kann  im  Prozesse  dem  6^;ner  den  Schieds- 
eid auch  nur  zuschieben,  wenn  er  dazu  in  derselben  Weise,  wie 
beim  Vergleich  ermächtigt  worden  ist:  denn  die  Eideszuschiebung: 
wird  wie  ein  Vergleich  beurteilt.^®) 

Was  Baden  anlangt,  so  hat  der  Art.  467  Abänderung  er- 
fahren durch  §  19  R.-Pol.-G.  Dieser  hat  das  Gutachten  der  drei 
Juristen  beseitigt  und  die  im  Art.  467  im  Urtext  absolut  gebotene 
richterliche  Bestätigung.  Es  ist  Folgendes  Rechtens:  Wenn  der 
Gegenstand  des  streitigen  Anspruchs,  bezüglich  dessen  ein  Ver- 
gleich stattfinden  soll,  den  Wert  von  800  M.  (vgl.  §§  3ff.  R.-Civ.- 
Pr.-Ordn.  u.  §  23  Ger. -Verf. -Ges.)  nicht  übersteigt,  so  genügt  die 
amtsgerichtliche  Ermächtigung. 

Übersteigt  er  jedoch  diesen  Betrag,  so  hat  das  Amtsgericht 
(der  Amtsrichter)  dem  Staatsanwalt  des  Landgerichts  die  Ent- 
schliessung  der  Vormundschaftsbehörde  (d.  i.  des  Amtsgerichts  nach 
Anhörung  der  ständigen  Beiräte  und  des  Waisenrichters)  unter 
Vorlage  der  Akten  mitzuteilen  und  ihn  um  seine  Meinung  zu  be- 
fragen. Tritt  er  dem  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  bei,  so  wird 
dieser  damit  endgiltig,  andernfalls  legt  der  Staatsanwalt  die  Sache 
dem  Landgericht  zur  endgiltigen  Entscheidung  vor.  §  19  Abs.  1 
R.-P0I.-G.  Vgl.  auch  §75  Abs.  3  R.-P0I.-O.,  femer  §61  der 
Dienstvorschriften  fär  die  Staatsanwaltschaft  v.  23.  Sept.  1879 
(Ges.-  u.  V.-Bl.  XXXXVH).  Vgl.  auch  Art.  2044  des  Landrechts 
in  der  ihm  dmch  §  160  des  bad.  Einf.-Ges.  zu  den  Reichs -Justiz- 
gesetzen gegebenen  neuen  Fassung. 

Auch  bei  „anderen"  Vergleichen,  d.  h.  bei  solchen,  bei 
welchen  es  sich  nicht  um  einen  „streitigen"  Anspruch  handelt 
genügt,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag,  der  hierbei  in 
Betracht  kommt,  die  amtsgerichtliche  Ermächtigung,  —  z.  B.  wenn 
es  sich  um  Borg-  oder  Nachlassvergleiche  bei  unbestrittenen  For- 
derungen handelt,  oder  nur  die  Ungewissheit  eines  Rechtsverhält- 
nisses, das  an  sich  nicht  bestritten  ist,  beseitigt  werden  soll.  §  19 
Abs.  2  R.-P0I.-G.  31) 


*>)  Siehe  Arnti,  1  Nr.  749  Abs.  3,  S.  44Ö. 

«')  Vgl.  hier  Reutti  a.  a.  O.,  Bern.  3  zu  §  19  Abs.  2  des  R.-P.-G.,  S.  13. 
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13.  Speziell  für  Frankreich.  Dem  Vormund  ist  es  nach 
der  Loi  v.  27.  Febr.  1880  Art.  1  ff.  untersagt,  ohne  förmliche  Er- 
mächtigung des  Familienrats  (und  unter  Einhaltung  besonderer 
Formvorscliriften)  gewisse  Mobiliarrechte,  wie:  Forderungstitel 
11.  dgl.  zu  verkaufen. 

B.  Rechtshandlungen,  welche  der  Vormund  vor- 
nehmen kann,  bei  welchen  jedoch  das  Gesetz  die  Ein- 
haltung gewisser  Förmlichkeiten  vorschreibt,  welche 
je  nach  dem  Falle  verschieden  sind. 

Hierher  gehören: 

1.  Der  Verkauf  der  körperlichen  Fahrnisse  des 
Minderjährigen.    Art.  452.    Siehe  hierüber  §  15  S.  241  d.  W. 

2.  Der  Verkauf  von  dem  Minderjährigen  gehörenden 
Liegenschaften  —  siehe  oben  A.  Ziff.  2  S.  277  u.  ff.  d.  W. 

3.  Die  Teilung  einer  ungeteilten  Gemeinschaft  — 
Art.  466. 

4.  Der  Vergleich  —  Art.  467.    Siehe  oben  A.  Ziff.  12. 

5.  Der  Verkauf  von  unkörperlichen  Rechten,  wie:  Forderungs- 
titel —  speziell  ftr  Frankreich  —  siehe  oben  A.  Ziff.  13  u.  4. 

6.  Speziell  für  Baden  noch:  Die  Verpachtung  oder  Ver- 
mietung von  Liegenschalten.    Siehe  unter  D.  S.  299  d.  W. 

Bei  diesen  verschiedenen  Rechtshandlungen  wird,  wie  wir 
gezeigt  haben,  auch  teilweise  die  Mitwirkung  des  Familienrats  er- 
fordert, so  bei  B.  Ziff.  2,  3,  4,  (6)  —  bald  nicht,  wie  wir  unter  D. 
zeigen  werden.  ^^} 


M)  Gut  bemerkt  Aiibry  et  Bau,  1  §  113  Nr. 3  hier  Folgendes: 
Wenn  die  Formvorschriften  nidit  eingehalten  wnrden  bei  Fahmisver- 
käofen,  bei  Immobiliarverkänfen,  so  sind  solche  ungiltig,  d.h.  sie  können 
durch  den  Minderjährigen  angefochten  werden  Gleichwohl  können  die 
dritten  Beisitzer  der  körperlichen  Fahrnisse ,  welche  sie  in  gutem  Glauben 
vom  Vormund  gekauft  haben,  nicht  durch  den  Minderjährigen  auf  Rück- 
gängigmachung des  Kaufs  belangt  werden;  der  Minderjährige  hat  aber  in 
solchem  Fall  höchstens  einen  BückgrüF  gegen  den  Vormund  auf  Schadlos- 
baltong.  Arg.  Art.  2279.  Ja,  dies  dürft»  auch  zutreffen,  wenn  die  bona 
fides  jener  nicht  vorhanden  wäre ,  was  übrigens  bestritten  ist. 

Die  definitiven  Teilungen  irgend  einer  Gemeinschaft  bei  deren  Aus- 
einandersetzung ein  Minderjähriger  beteiligt  ist,  müssen  nach  französischem 
B«cht  gerichtlich  (badisch - rechtl.    öffentlich   durch  Notar)   stattfinden 

19* 
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Anhang. 

Für  Baden  ist  auch  noch  durch  §52  C.-P.-O.,  der  nicht  nur 
eine  civilprozessualische,  sondern  auch  eine  materiell  rechtliche  Be- 
stinunung  enthält,  eine  Änderung  des  Gesetzeszustandes  in  sofern 
eingetreten,  als  der  Vormund,  wenn  er  gesetzlich  befligt  ist, 
für  den  Mündel  im  Prozesse  aufzutreten,  sei  es,  dass  er  für 
IBrhebung  einer  Immobilienklage  (Art.  464)  oder  einer  Teüungs- 
klage  (Art.  465)  die  landrechtlich  vorgeschriebene  Ermächtigung 
des  Amtsgerichts  —  siehe  oben  A.  Ziff.  9  u.  10  —  erhalten  hat, 
sei  es,  dass  er  den  beklagten  Mündel  im  Prozesse  vertritt  (in 
welchem  Falle  er  ja  ohne  Ermächtigung  als  dessen  gesetzlicher 
Vertreter  erscheint  —  siehe  A  Ziff.  9  u.  10  und  unter  D),  — 
im  Verhältnisse  zur  Gegenpartei  zur  Vornahme  aller  in 
dem  betr.  Prozesse  vorkommenden  einzelnen  Prozesshandlnngen 
ohne  besondere  Ermächtigung  berechtigt  ist,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  er  nach  dem  Landrecht  der  amtsgerichtlichen  Ermäch- 
tigung zur  Vornahme  derselben  bedarf  und  solche  nicht  beibringt 
—  also  namentlich  zum  Vergleich,  zur  Zuschiebung  des  Haupt- 
eides, Art.  467,  §  19  R.-P0I.-G.,  sowie  zur  Anerkennung  des  geg- 
nerischen Anspruchs  (wenigstens  Unbestrittenermassen,  ausser  bei 


in  den  Formen  des  Art.  466,  822 — 839  C.  a  und  unter  den  Modifikationen, 
welche  diese  Artikel  durch  die  Art.  969—976  C.d.pr.civ.  erleiden,  da  sonst 
in  Betreff  des  Minderjährigen  die  Teilung  nur  sich  als  eine  vorläufige 
darstellen  würde.  Art.  840.  —  Das  l^ähere  über  die  vorläufigen  Teilungen 
siehe  unter  D. 

Im  Interesse  des  Minderjähiigen ,  aber  nur  dieses,  könnte  dann  stets 
eine  definitive,  endgiltige  Teilung  verlangt  werden. 

Gleichwohl  muss  man  annehmen,  dass  die  Teilung,  die  im  Wege  eines 
Vergleichs  gemäss  den  in  Art.  467  vorgesehenen  Förmüchkeiten  vor- 
genommen worden  ist,  auch  in  Betreff  des  Minderjährigen  endgÜtig  ist, 
gerade  so.  wie  wenn  sie  während  seiner  Grossjährigkeit  vorgenommen 
worden  wäre. 

Hat  die  Gemeinschaflsteilung  nur  die  Teilung  einer  oder  mehrerer 
Liegenschaften  zum  Gegenstande,  welche  nach  der  Auseinandersetzung  un- 
geteilt geblieben  sind,  oder  welche  überhaupt  mit  keiner  Yerlaasenachail, 
noch  mit  dem  Aktivum  einer  sonstigen  Gemeinschaft  zusammenhängen,  so 
hat  sie  stattzufinden  nach  den  im  Art.  466  C.  c.  u.  975  C.  d.  pr.  dv.  ange- 
gebene Formvorschriften. 

Handelt  es  sich  unter  denselben  Umständen  um  die  Teilung  einer 
oder  mehrerer  MobiÜen,  so  kann  sie  der  Yoimund  ohne  Einhaltung  irgend 
einer  Förmlichkeit  vernehmen. 
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beweglichen,   so  anch  bei  liegenschaftlichen  nnd  Teilnngs- Klagen). 
55  52  C.-P..O.    Siehe  auch  §  77  eod.  loco. 

Da  die  Vorschrift  des  §  52  G.-P.-O.  jedoch  nur  Bezug  auf 
die  Giltigkeit  der  einzelnen  Prozeashandlungen  gegenüber  dem 
Gegner  im  Prozesse  hat,  so  hebt  sie  die  civibrechüiche  Verpflich- 
tung zur  Einholung  der  Sondervollmacht  gegenüber  dem  Minder- 
jährigen (der  prozessnnfähigen  Partei)  nicht  auf,  und  kann  infolge- 
dessen der  Vormund,  wenn  er  eine  besondere  Ermächtigung  (Voll- 
macht) der  Obervormundschaftsbehörde  nicht  einholt  —  z.  B.  fui- 
AbscUuss  des  Vergleichs  —  dem  Mündel  hieraus  unter  Umständen 
schadensersatzpflichtig  werden.    Vgl.  Art.  1882  u.  1888.  ^^) 

C.  Kechtshandlungen,  welche  dem  Vormund  für 
den  Minderjährigen  vorzunehmen,  durchaus  untersagt 
sind  —  bei  welchen  also  von  einer  Vertretung  keine  Rede  sein 
kann  (die  aber  auch  der  Mindeijährige  nicht  selbst  vornehmen 
kann  —  welche  also  „absolut"  verboten  sind). 

1.  Der  Vormund  kann  keinen  Kompromiss  für  den 
Minderjährigen  abschliessen. 

2.  Er  kann  in  keiner  Weise  durch  Schenkungen 
über  das  Vermögen  des  Minderjährigen  verfügen. 

Vgl  hierzu  §  14  Ziff.  2  lit.  a  u.  b  Text  u.  Anm.  11  u.  12 
S.  203  u.  ff.  d.  W. 

3.  Die  Annahme  einer  dem  Minderjährigen  an- 
erfallenen  Erbschaft  sine  beneficio  inventarii  —  siehe  A. 
Ziff.  5  Text  S.  281  d.  W.  Siehe  auch  noch  Anm.  18  des  §  14 
S.  205  u.  Text  dazu. 

D.  Die  Rechtshandlungen,  welche  der  Vormund 
allein,  selbständig,  ohne  irgend  eine  Ermächtigung  des 
Familienrats  und  auch  (in  der  Regel)  dhne  Einhaltung 
spezieller  Formvorschriften  für  den  Mttndel  vornehmen 
kann. 

Nachdem  wir  unter  A.,  B.  u.  C.  die  Ausnahmen  unseres 
Satzes,  dass  dem  Vormund  bei  der  vormundschaftlichen 

^)  Siehe  hierüber  auch  BaraietU,  Zur  Lehre  von  der  ProzesssfiUüg- 
keit  u.  8.  w.  (1885),  §  1  S.  10  u.  11. 

Unbegreiflicherweise  hat  Reutti  in  seinem  angetUhrten  Werke  diese 
für  das  badische  Recht  so  wichtige  Frage  auch  nicht  einmal  durch  eine 
kurae  Bemerkung  gestreift. 
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Verwaltung  unbeschränkte  Vertretungsgewalt  zusteht, 
dargelegt  haben,  entsprechend  dem  Verfahren,  das  von  den  Ke- 
daktoren  des  Gesetzbuchs  eingehalten  worden  ist,  welche  in  nega- 
tiver oder  einschränkender  Weise  die  Ausnahmen  statuiert  haben, 
welche  den  förmliche  Ausspruch  des  Begelsatzes  ersetzen,  gelangen 
wir  nunmehr,  von  diesen  Ausnahmen  ausgehend,  zur  Darlegung  der 
Regel  selbst.  Wir  geben  im  Nachstehenden,  unter  stetem  Mck- 
blick  auf  die  vorgetragenen  Ausnahmen  und  Einschränkungen,  die 
Gewaltsbefiignisse ,  welche  der  Vormund  selbständig  üben  kann, 
wir  zeigen,  dass  der  Vormund  die  volle  Freiheit  geniesst,  unter 
seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit,  und  nur  innerhalb  der 
Schranken  dieser,  alle  die  Rechtshandlungen,  welche  die  Verwaltung 
der  Vermögens  des  Minderjährigen  betreffen  und  damit  die  Er- 
haltung desselben  in  seinem  Bestand  und  dessen  Vermehrung  be- 
zwecken, vorzunehmen,  ohne  Ermächtigung  und  Einhaltung  be- 
sonderer Formvorschriften.  Dies  ist  die  Regel,  die  Ausnahmen 
hiervon,  die  wir  dargestellt  haben,  schränken  sie  nur,  wie  sich  aus 
ihrer  Natur  ergiebt,  deshalb  ein,  weil  gewisse  Rechtshandlungen 
ohne  besondere  Garantien,  die  das  Gesetz  in  der  Gestalt  der  Er- 
mächtigung oder  von  Formvorschriften  giebt,  das  Vermögen  des 
Minderjährigen  leicht  gefährden  könnten,  wenn  man  in  Bezug  auf 
sie  den  Vormund  ganz  frei  und  selbständig  handeln  liesse  —  oder 
verbieten  in  absoluter  Weise  gewisse  Handlungen,  die  sonst  unter 
die  Regel  fallen  würden,  weil  sie  die  Verminderung  des  Vermögens 
des  Mündels  ohne  Ersatz  oder  Erlangung  eines  Gegenwertes  im 
Gefolge  hätten. 

Aus  den  Ausnahmen  ergeben  sich  folgende  Anwendungen 
der  Regel,  Anwendungen,  die  das  freie,  selbständige  Vertretungs- 
recht des  Mündels  durch  den  Vormund  aus  den  Ausnahmen,  den 
Beschränkungen  dieses  Vertretungsrechts  selbst  in  klarer  Weise  als 
Regel  hervortreten  lassen.  Wenn  der  Vormund  im  Zweifel  ist, 
ob  er  eine  Handlung  selbständig  vornehmen  darf,  so  wird  er  gut 
thun  ein  Gutachten  des  Familiemrats  einzuholen.  Dies  entbindet 
ihn  zwar  nicht  seiner  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Mündel 
—  arg.  Art.  450  Abs.  2  —  allein  die  Gerichte  dürften  immerhin 
in  einem  solchen  Fall  sein  Verschulden  milder  beurteilen. 

Gegenüber  Dritten  hat  der  Vormund  bei  allen  Rechtshand- 
lungen, die  er  allein,  in  seiner  Eigenschaft  als  Vormund  vor- 
nimmt, volle  Fähigkeit  (capacit6),  es  wäre  denn,  dass  eine  besondere 
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gesetzliche  Bestmmiung  seine  Gewalten  einschränkt.  Mithin  ge- 
messen Dritte,  welche  in  besagter  Weise  mit  ihm  contrahieren, 
Sicherheit  gegenüber  jeder  Anfechtang :  denn  die  Bechtshandlungen, 
welche  der  Vormund  in  gedachter  Weise  vornimmt,  sind  verbindlich 
fnr  den  Mündel,  gerade  so,  als  ob  er  sie  als  Volljähriger  vor- 
genommen hätte,  er  kann  sie  somit  auch  nicht  in  der  Volljährigkeit 
anfechten  (denn:  factum  tutoris  fEtctum  pupilli).  Das  versteht  sich 
Yon  selbst,  dass  wenn  der  Vormund  selbst  für  ihn  hätte  anfechten 
können,  wenn  er  sich  in  Bezug  auf  die  Anfechtung  in  der  Lage 
eines  jeden  Individuums  befindet,  das  anfechten  kann,  z.  B.  wegen 
Zwang,  Betrug  u.  s.w.,  dass  dann  auch  der  Minderjährige  in  der 
Mindeijährigkeit  wie  in  der  Volljährigkeit  anfechten  kann.  Er 
fechtet  aber  dann  nicht  an,  weü  der  Vormund  gehandelt  hat, 
überhaupt  eine  Handlung  des  Voimunds  vorliegt,  sondern  weil 
dieser  selbst  zur  Anfechtung  Namens  des  Mündels  berechtigt  ist, 
bezw.  war.  Der  Vormund  muss  übrigens  die  Handlungen,  welche 
er  allein  in  seiner  Eigenschaft  als  Vormund,  tutorio  nomine,  ohne 
weitere  Bedingungen  u.  dgl.  vornehmen  kann,  vornehmen,  falls  sie 
sich  als  notwendig  darstellen  —  arg.  Art.  450  Abs.  2  —  („il  ad- 
ministrera"  =  il  doit  administrer),  gerade  so,  wie  er  für  die 
Handlungen,  welche  er  nur  mit  Ermächtigung  des  Familienrats 
u.  s.w.  vornehmen  kann,  auch  im  Falle  der  Notwendigkeit  die 
Ermächtigung  einholen  und  dann  dieselben  vornehmen  muss.  Arg. 
Art.  450  Abs.  2. 

Versuchen  wir  im  Nachstehenden  eine  sachgemässe  Gruppie- 
rung dieser  einzelnen  Anwendungsfälle  der  Regel  nach  gewissen 
Gesichtspunkten,  wobei  ich  bemerke,  dass  die  Aufzählung  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht  limitativ  ist,  bezw.  nicht  limitativ 
sein  kann. 

1.  Vornahme  der  Massregeln,  welche  die  Erhaltung 
des  Mündelvermögens  als  solches  bezwecken  — sog.  actes 
conservatoires.  — 

Der  Vormund  hat  das  Vermögen  des  Mindeijährigen  als  guter 
Hausvater  zu  verwalten.  Art  450  Abs.  2.  Mithin  hat  er  in  erster 
Reihe  die  Verpflichtung,  die  dieses  Vermögen  ausmachenden  Güter 
zu  erhalten  und  alle  Handlungen,  die  darauf  abzielen,  vorzunehmen, 
widrigens  er  für  die  durch  Unterlassung  dieser  Handlungen  ent- 
stehenden Verminderungen,  Verschlechterungen,  Entwertungen  der 
genannten  Güter  aufkommen  muss,  gerade  so  wie  der  Ehemann, 
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den  dieselbe  Verpflichtung  in  Betreff  der  in  seiner  Verwaltung  be- 
findlichen eheweiblichen  Güter  trifft.    Arg.  Art.  1428. 

Der  Voimund  ist,  in  Anwendung  dieser  Grundsätze,  ver- 
pflichtet und  berechtigt,  dieMündelgäter  in  gutem,  bau- 
lichem Zustand  zu  erhalten,  mithin  auch  Verträge  mit  Dritten 
einzugehen,  welche  die  Reparaturen  der  Mflndelgüter  bezwecken. 

Hier  entsteht  die  vielumstrittene  Frage:  Kann  er  in  setner 
Eigenschaft  als  Vormund,  selbständig,  ohne  Ermächtigung,  auch 
Verträge  wirksam  abschliessen,  welche  sich  auf  die  sog.  grossen 
Reparaturen  beziehen? 

Während  er  dies  unstreitig,  weil  durchaus  selbstverständlich, 
in  Bezug  auf  alle  Unterhaltungsreparaturen  (räparations  d*entretien) 
kann,  ist  es  streitig  in  Bezug  auf  die  sog.  grossen  Reparaturen, 
d.  h.  auf  die  Verwendungen,  welche  notwendig  werden,  um  die 
Sache  überhaupt  noch  zu  erhalten  (nicht  blos  in  dem  vor- 
handenen Zustand  fortzuerhalten  —  dies  sind  die  sog.  Unterhal- 
tungsreparaturen). 

Man  wird  so  zu  entscheiden  haben:  Wenn  sich  die  grossen 
Reparaturen  als  erhaltende  Massregeln  darstellen,  insbesondere, 
wenn  sie  sich  als  unumgänglich  notwendig  zeigen,  so  kann  der 
Vormund  unzweifelhaft  solche  Verträge  abschliessen. 

Er  hat  eben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Ver- 
pflichtung, fiir  die  Erhaltung  der  Mündelgüter  emsige  Sorge  zu 
tragen  —  und  das  Gesetz  hat  ihm  in  dieser  Beziehung  keine 
Grenzen  gesetzt,  es  hat  keine  bestimmte  Vorschrift  in  dieser  Rich- 
tung gegeben. 

Es  kann  der  Vormund  mithin  auch  bedeutende  Verbesserungen 
und  Baue  vornehmen  und  mit  Dritten  deswegen  giltig  in  Vertrags- 
verhältnisse treten,  es  wäi*e  denn,  dass  dolose  CoDusion  Torliegt. 

In  dieser  Beziehung  hat  man  nicht  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Fall,  dass  der  Vormund  genügende  Äfittel  in  Händen  hat,  um 
sofort  für  diese  Reparaturen  aufzukommen ,  und  jenem  Fall ,  dass 
er  solche  verfügbare  Mittel  nicht  in  Händen  hat.  Selbst  ün  letzteren 
Fall  wäre  eine  Ermächtigung  des  Familienrats  nicht  geboten,  um 
den  zwischen  dem  Vormund  und  Dritten  zur  Herstellung  der  Re- 
paraturen abgeschlossenen  Verträgen  Giltigkeit  zu  verschaffen.  **) 

M)  So  insbesondere  kahrj  et  Bau,  I  §  HS  Nr.  5  lit  a  und  Anm.  50, 
femer  Laurent,  Y  Nr.  44,  Zacharift-Dreyer,  I  §  113  Anm.  4  (Drejrer). 


Abschnitt  I.  Die  VoTmondschaft  über  Minderjährige.  297 

Mit  der  dai^legten  Pflicht,  dem  dargelegften  Recht,  für  die 
£rhaltang  der  Mimdelgttter  in  gutem  Zustande  besorgt  zu  seih, 
hängt  auch  weiter  zusammen,  dass  der  Vormund  berechtigt  und 
yapffichtet  ist,  die  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  des 
Mnndels  gegen  Feuersgefahr  und  andere  Unfälle  (wie:  Hagel- 
sehlag,  Viehseuchen,  Transportgefahr  u.  dgl.)  zu  versichern, 
Handlungen,  welche  die  Sicherung  des  Mflndelguts  überhaupt 
bezwecken,  vorzunehmen,  z.  B.  Grund-  und  Pfandbuchseinträge 
(Art.  940, 1057,  1069,  2134,  2181),  Unterbrechung  von  gegen 
den  Minderjährigen  als  solchen  laufenden  sowie  auch  von  allen 
anderen  Verjährungen  —  siehe  Art.  2251,  2252  u.  2278  — ,  wobei 
es  jedoch  bestritten  ist,  ob  der  Vormund,  wenn  es  sich  lun  ein 
Immobiliarrecht  handelt,  dies  im  Weg  der  Klage  ohne  Ermächtigung 
des  Familienrates  kann.  Diese  Frage  dürfte  jedoch  dahin  zu  be- 
jahen sein,  dass  ihm  diese  Befugnis  ohne  die  erwähnte  Ermächtigung 
gegeben  ist.  ^^) 


Anderer,  offenbar  unrichtiger  Ansicht  ist  Demolombe,  VII  Nr.  650, 
welcher  dafür  hält,  dass,  im  Falle  der  Vormund  die  verftlgbaren  Mittel 
nicht  in  Händen  hat,  er  unter  aUen  Umständen,  um  grössere  Reparaturen, 
Bane  u.  dgl.  auszufahren  und  mit  Dritten  deshalb  Verträge  abzuschliessen, 
der  Ermächtigung  des  Familienrats  bedarf,  widrigens  dem  Mündel  das 
(relative)  Anfechtungsrecht  gegeben  ist  Er  beruft  sich  hierbei  auf  die 
Art^  454  u.  457  —  aber  mit  Unrecht:  denn  die  zur  Zahlung  der  grösseren 
Beparaturen  au£suwendenden  Summen  fallen  augenscheinlich  nicht  unter 
die  Kategorie  der  jährlichen  Ausgaben  für  die  Führung  der  Vormundschaft- 
liehen  Verwaltung  —  mithin  kann  Art.  454  nicht  Platz  greifen.  Allein 
Art.  457  greift  gleichfalls  nicht  Platz,  es  handelt  sich  in  unserem  Falle  um 
kaue  Anlehensaufhahme. 

^)  So  auch  Boileux,  Ü,  unter  der  Bubrik:  „Actes  que  le  tutenr  peut 
faire  en  sa  seule  qualit^^  —  S.  427.  Vgl.  femer  Demolombe,  VII  Nr.  687 
ond  Laurent,  V  Nr.  4B  Abs.  2,  welche  gleichfalls  das  Letztere  bejahen  trote 
Art  464  u.  2247. 

Der  Beklagte  kann,  nach  diesen  beiden  Schriftstellern,  höchstens  ver- 
langen, dass  der  Vormund  die  Ermächtigung  des  Familienrats  beibringe, 
ond  dieses  Beibringen  kann  giltig  während  das  Laufs  der  Instanz  geschehen. 
Hat  während  des  Prozesses  der  Beklagte  die  Einrede  der  mangelnden  Er- 
mächtigung nicht  vorgeschützt,  so  kann  nur  der  Minderjährige  diese  Regel- 
widrigkeit geltend  machen.  Man  kann  ihm  gegenüber  nicht  sich  auf  eine 
Förmlichkeit  berufen,  die  nur  zu  seinen  Gunsten  vom  Gesetz  eingeftlhrt  ist. 
^^gl.  auch  Dvraiiteii,  m  Nr.  572. 

Anders  nach  badischem  Recht  —  siehe  oben  Anhang  S.  292  — 
§52  C..P..O. 
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Vgl.  auch  bezüglich  der  vom  Vormund  vorzunehmenden  Grund- 
und  Pfandbuchseinträge  für  das  badische  Recht:  §8  Abs.  2  n.  3 
D.  -W.  f.  Vorm.  3«) 

Da  der  Vormund  eine  das  Mündelvermögen  entwickelnde 
Thätigkeit  entwickeln  muss,  so  kann  er  auch  possessorische 
Klagen,  die  sog.  Besitzklagen  (remedia  retinendae  und  recu- 
perandae  possessionis,  nur  bei  Liegenschaften  und  liegenschaftlichen 
Rechten  Platz  greifend)  selbständig,  ohne  Eimächtigung  anstellen. 
Arg.  Art.  1428.  Siehe  oben  A.  Ziff.  9  Anm.  21  und  Text  dazu, 
Seite  285  d.  VST. 

Der  Vormund  muss  für  die  Erhaltung  der  Fahrnisse, 
welche  nicht  verkauft  worden  sind,  Sorge  tragen.  Er  muss  sie 
erforderlichenfalls  wiederherstellen,  ausbessern  lassen  und  den  aus 
ihnen,  etwa  durch  Vermietung  derselben,  wenn  die  Umstände  des 
Falls  dies  für  zweckdienlich  erscheinen  lassen,  möglichen  Vorteil 
ziehen. 

2.  Vermietungen  und  Verpachtungen  der  Mündel- 
güter. 

Der  Vormund  kann  Pacht-  und  Mietverträge  bezüglich 
der  liegenden  Güter  des  Mündels  eingehen  mit  Dritten  —  und 
zwar  selbständig,  ohne  Ermächtigung  durch  den  Familienrat 
Gleichwohl  ist  er  in  Bezug  auf  die  Zeit,  auf  welche  der  Vertrag 
abgeschlossen  werden  kann,  beschränkt,  indem  er  nicht  auf 
länger  als  neun  Jahre  vermieten,  bezw.  verpachten  soll.  Er  ist 
denselben  Beschränkungen  hier  unterworfen  wie  der  Ehemann  in 
Bezug  auf  die  Liegenschaften  seiner  Frau.  Art.  1718,  1429, 1430. 

Die  Verpachtungen  u.  s.  w.  verpflichten  den  Mündel  nach 
Beendigung  der  Vormundschaft  (durch  GewaltsenÜassung  oder 
Grossjährigkeit)  nur  für  die  Dauer  derjenigen  Periode  von  neun- 
jährigen Perioden,  welche  zur  Zeit  der  Beendigung  der  Vormund- 
schaft läuft.  Erneuerungen  des  Vertrags  verpflichten  übrigens 
nur  dann  den  Mündel,  wenn  ihr  Abschluss  entweder  erst  in  den 


»)  Dieser  §  8  Abs.  2  u.  3  D.-W.  f.  Vorm.  bestimmt:  „Wenn  der 
Mündel  ErbgleichsteUmigsgelder,  KaufschiUinge  u.  dgl.  za  fordern  hat,  so 
sind  dieselben  alsbald  durch  Eintrag  in  das  ünterpfandsbnch  sicher  sa 
stellen  (Art.  2103,  2106,  2108,  2109);  ebenso  ist  jeder  Erwerb  von  Immobilien 
oder  von  Nutzniessungsrechten  an  solchen  (Art.  2118)  alsbald  in  das  be- 
treffende Grandbuch  einzutragen  (Art.  1583  a,  §  25  des  n.  Eins.-Edito  z. 
Landrecht). 
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letzten  drei,  bezw.  zwei  Jahren  vor  Ablauf  der  früheren  Pacht, 
bezw.  Mietzeit  erfolgt  ist,  oder  wenn  bei  früherem  Abschloss  des 
Vertrags  die  neue  Facht  oder  Miete  bei  Beendigung  der  Vor- 
mundschaft ihren  Anfang  genommen  hat    Siehe  die  Citate. 

Die  Verträge,  welche  während  der  Vormundschaft  in  Betreff 
der  Pacht,  der  Miete  abgeschlossen  worden  sind,  müssen  mithin, 
auch  wenn  sie  über  die  Zeit  von  neun  Jahren  abgeschlossen  wor- 
den sind,  sowohl  vom  Vormund  als  vom  Mündel,  so  lange  die 
Vormundschaft  als  solche  dauert,  eingehalten  werden.  Der 
Vormund  hat,  so  wenig  wie  der  Mündel,  für  diesen  Fall  eiu  An- 
fechtungsrecht, welches  dem  ersteren  überhaupt  nicht  zusteht. 
Sonst  hat,  wie  aus  Obigem  hervorgeht,  der  Minderjährige  ein  An- 
fechtungsrecht —  es  handelt  sich  nur  um  relative  Anfechtbarkeit. 

Selbstverständlich  haftet  der  Vormund  dem  Pächter,  dem 
Mieter,  falls  solcher  durch  den  volljährig  gewordenen  Mündel  ver- 
trieben wird,  nicht  für  den  durch  Nichtbeobachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  jenem  zugegangenen  Schaden,  indem  der  Pächter, 
der  Mieter,  das  Gesetz  kennen  muss,  er  wäre  denn,  dass  ein  dolus 
des  Vormunds  vorliegt,  wenn  z.  B.  dieser  sich  für  den  Eigentümer 
ausgegeben,  bezw.  seine  Eigenschaft  als  Vormund  verheimlicht  hat. 
Vgl,  Art.  1,  Art.  Ib  des  bad.  Landr.,  Art.  1382.»') 

Anderen  Einschränkungen,  als  den  in  den  Art.  1429,  1430 
enthaltenen,  ist  der  Vormund  nach  französischem  Eecht  bei  der 
Vermietung  oder  Verpachtung  der  Mündelliegenschafl;en  nicht  unter- 
worfen, namentlich  ist  nicht  notwendig,  dass  er  dieselbe  einer  Ver- 
steigerung unterwerfe. 

Nach  badischem  Recht  ist  es  anders.  Hiemach  sollen 
Bestandverträge  (d.  h.  Miet-  und  Pachtverträge)  über  Liegen- 
schaften des  Mündels  —  welche  in  der  Begel  niemals  länger  als 
auf  neun  Jahre  abgeschlossen  werden  können  — ,  vorausgesetzt, 
dass  es  nicht  unbeträchtliche  Gfiterstücke  sind,  oder  der  Bestand 
auf  ganz  kurze  Aufkündigung  geschlossen  wird,  nur  unter  Mit- 
wirkung des  Waisenrichters  im  Wege  öffentlicher  Ver- 
steigerung eingegangen  werden.  Vom  Amtsrichter  kann 
jedodb  die  Bestandgabe  in  anderer  Form  genehmigt 
werden. 


«)  Vgl.   auch  Zacharift-Dreyer,  in  §510;  Laurent,  V  Nr.4ö— 48; 
Aibrj  et  Bau,  I  §  113  Nr.  5  lit.  t  Anm.  60,  61,  62,  63  u.  Text. 
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Vgl.  Verordn.  v.  6.  März  1885  (R.-B1.  XIV  S.  80)  u.  §  6 
D.-W.  f.  Vorm.  sowie  §  28  Abs.  1  D.-W.  f.  Waisenr. 

Bei  der  Vennietung  und  Verpachtung  von  Grundstücken 
dürfte  der  Vormund  wohl  auch  die  Befugnis  haben,  auszubedingen, 
dass  der  Mieter,  der  Pächter,  die  Zinsen  im  Voraus  bezahlen 
solle.  Ich  kann  keinen  Grund  finden,  dem  Vormund  dieses  Recht 
abzusprechen.  *"*) 

Es  untersteht  auch  keinem  Zweifel ,  dass  der  Vormund  ak 
solcher  im  Übrigen  die  Pacht-  und  Mietverträge  unter  den  Klauseta 
und  verschiedenen  Bedingungen,  welche  solche  Verträge  mit  sich 
bringen,  abschliessen  kann.  So  kann  er  z.  B.  ausbedingen,  dass 
die  Pachtzinsen  im  Ganzen  in  Geld  zu  zahlen  sind,  oder  zum  Teil 
in  Geld,  zum  Teil  in  Früchten.    Art.  1768.  ^^) 

Der  Vormund  ist  verpflichtet  und  berechtigt,  die  Grundstücke 
zu  verpachten  oder  auch  bewirtschaften  zu  lassen  —  er  hat  in 
dieser  Beziehung  die  Wahl. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  er  die  nicht  verpachteten 
Felder  u.  s.w.  auch  selbst  bestellen  darf?  Im  älteren  Recht 
war  diese  Frage  streitig.  Heute  bejaht  man  sie  ganz  allgemein. 
Man  kann  nicht  Art.  450  für  die  Verneinung  ins  Feld  filhren. 
Nach  Art.  450  kann  der  Vormund  die  Güter  des  Mindeijährigen 


^)  Gleichwohl  herrscht  hierüber  Meinungsverschiedenheit  Aubrj  et 
Ran,  1  §  113  Nr.  2  Lit.  cf  behaupten,  der  Vormund  könne  eine  solche  Stipu- 
lation nur  auf  Grund  eines  homologierten  Familienratsbeschlusses  machen, 
derselben  Ansicht  ist  Demolombe,  VII  Nr.  642.  Beide  behaupten,  in  der 
Stipulation  einer  solchen  Vorauszahlung  sei  eine  Art  von  Gennasver&osserung 
zu  erblicken,  welche  sich  als  ein  Dispositions-  oder  Verausserungsakt  dar- 
stelle, auch  könne  dem  Mündel  ein  Nachteil  erwachsen,  wenn  der  Vormund 
in  Vermögenszerfall  gerate.  Laurenti  V  Nr.  49  tritt  diesen  Ausführungen 
mit  Becht  entgegen,  darthuend,  dass  der  Vormund  zu  einer  solchen  Stipulation 
vollauf  berechtigt  sei,  in  derselben  sei  nur  eine  Verwaltungshandlung  ent- 
halten, welche  sich  unter  Umständen  als  eine  sehr  gute  Massregel  darstelle, 
indem  der  Minderjäiirige  dadurch  gegen  etwaige  Zahlungsunfähigkeit  des 
Pächters,  des  Mieters,  geschützt  sei,  und  di&ses  Einkommen  bilde  unzweifel- 
haft einen  Überschuss  über  die  Einnahmen  und  müsse  daher  notwendig  in 
6  Monaten  angelegt  werden  —  hierdurch  habe  dann  auch  der  Minderjfihrige 
den  Vorteil  der  Kapitalisation  der  Zinsen.  Er  betont,  dass  jede  Verpachtung 
eine  Genussveräusserung  sei,  es  sei  nicht  einzusehen,  warum  denn  ein  Ver- 
kauf anzunehmen  sei,  wenn  z.  B.  die  Zinsen  am  1.  Januar  anstatt  am 
31  Dezember  zu  zahlen  seien  u.  s.  w. 

»)  So  zutreffend  Demolombe,  VII  Nr.  643. 


Abschnitt  I.   Die  Vormimdachaft  Über  Minderjährige.  301 

nur  selbst  pachten,  mieten,  wenn  der  vom  Familienrat  ermächtigte 
Gegenvormund  mit  ihm  den  Vertrag  abschliesst. 

Allein  hier  handelt  es  sich  nicht  um  diese  Frage,  sondern 
Tielmehr  darum,  ob  der  Vormund  selbst  sie  bestellen,  ausbeuten 
darf  für  Rechnung  des  Mündels.  Dem  steht  nichts  entgegen. 
Sollte  der  Vormund  sich  bei  dieser  Bestellung  Ungehörigkeiten 
zu  Schulden  kommen  lassen,  so  kann  ihm  der  Familienrat,  der 
durch  den  Gegenvormund  oder  eines  seiner  Mitglieder  hiervon 
unterrichtet  worden  ist,  die  Auflage  der  Verpachtung  machen.  ^^) 

3.  Verschiedene  Handlungen,  welche  mit  der  Nutz- 
barmachung des  Mfindelvermögens  zusammenhängen. 

Hierher  gehört  z.  B.  die  Frage ,  ob  der  Vormund  ohne  Ermäch- 
tipng  die  Holzschläge  (les  coupes  de  bois)  veräussem  kann? 

Man  muss  unterscheiden  zwischen  Hölzern,  welche  in  ordent- 
liche Schläge  —  en  coupes  r^l6es  —  gelegt  sind,  und  solchen, 
bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist  —  bois  de  haute  flitaie  (Hoch- 
wald). 

Die  ersteren  kann  der  Vormund,  wenn  sie  nicht  Teil  eines 
Grundstücks  sind,  selbständig  veräussem,  ohne  gerade  an  die  Vor- 
schrift des  Art.  452  gebunden  zu  sein,  denn  es  sind  Früchte. 

Sind  sie  Teil  eines  Grundstücks,  so  kann  er  sie  mit  diesem 
verpachten.  ♦*) 

Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Hochwald,  so  erscheinen 
die  Bäume  nicht  als  Früchte,  sondern  als  ein  Grundstock,  ein 
Kapital,  als  integrierender  Bestandteil  der  Liegenschaft.  (Artikel 
592,  1403.) 

Da  nun  der  Vormund  die  Liegenschaften  des  Mündels  nicht 
ohne  Ermächtigung  u.  s.  w.  und  ohne  Einhaltung  der  Formvor- 
schriften des  Art.  457  veräussem  kann,  so  kann  er  auch  nicht  ohne 
Einhaltung  dieser  Gesetzesbestimmungen  die  nicht  in  regelrechte 
Schläge  gelegten  Bäume  des  Waldes  fällen  lassen,  bezw.  ver- 
äussem. *2) 

Siehe  auch  oben  A.  Ziif.  2  S.  277  ff.  d.  W.  — 


«0;  So  Demolombe^  VII  Nr.  644,  Laurent,  V  Nr.  45,  Anbrj  et  Rau, 
1  §  112  Anm.  32. 

^1)  DemolOBibe,  Yll  Nr.  645,  ganz  richtig,  denn  im  ei-steren  Fall  würde 
sicli  die  Yeräussernng  als  einen  Liegenschafbsverkauf  darstellen ,  wozu  der 
Vormnnd  (homologirte)  Ermächtigiuig  bedarf. 

«2)  Demolombe ,  YII  Nr.  646. 
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Der  Voimiind  dürfte  auch  nicht  berechtigt  sein,  selbständig, 
olme  Ermächtigung,  einen  Steinbruch,  ein  Bergwerk,  auf  einem 
Grundstück  des  Mündels  zu  eröffiien.  Durch  eine  solche  Eröfihung 
würde  dem  Grundstücke  eine  ganz  andere  Gestalt  gegeben,  als  es 
fiüher  gehabt  hat,  es  würde  hierdurch  in  seinem  Wesen  eine  Um- 
gestaltung er&hren,  so  dass  man  hier  wohl  nach  Analogie  der  Grund- 
sätze, welche  beim  Verkauf  der  Liegenschaften  des  Mündels  durch 
den  Vormund  gelten,  die  Ermächtigung  des  Familienrats  heischen 
muss.  Was  anderes  ist  es,  wenn  das  Bergwerk,  der  Steinbruch,  bei 
Übernahme  der  Vormundschaft  bereits  eröfihet  war,  hier  dürfte 
man  die  Erzeugnisse  des  Bergwerks  u.  s.  w.  als  Früchte  betrachten, 
welche  der  Vormund  als  solcher  veräussem  kann,  und  zwar  ohne 
Ermächtigung,  hier  würde  es  sich  sicher  auch  nur  um  einen  Yer- 
waltungsakt  im  eigentlichen  Sinne  handeln.  ^^) 

Die  Naturalfrüchte  der  Mündelgüter  hat  der  Vormund  natürlich, 
soweit  sie  nicht  einem  Pächter  zufallen,  zu  ernten  und  zu  ver- 
äussem,  wobei  er  selbstverständlich  nicht  an  die  Bestimmung  des 
Art.  452  gebunden  ist,  da  sich  solche  Früchte  tagtäglich  verkaufen 
und  nicht  im  Weg  der  Versteigerung  veräussert  zu  werden  pflegen.  Es 
würde  ein  derartiger  Veräusserungsmodus  allen  Grundsätzen  der  Land- 
wiilschaft  spotten,  wollte  man  ihn  als  Regel  gelten  lassen.  Mit 
dieser  Vorschrift  würde  man  den  Verkauf  der  Früchte  in  vielen. 

4 

ja  den  meisten  Fällen,  geradezu  unmöglich  machen.    Siehe  auch 
§  16  S.  244  d.  W. 

4.  Die  Zahlung  der  Schulden  des  Minderjährigen, 
sowie  die  Beitreibung  der  Forderungen  desselben. 

Der  Vormund  ist  als  solcher  berechtigt  und  verpflichtet,  die 
Schulden  des  Minderjährigen  (seien  es  Kapital-  oder  Zinsen- 
schulden) ftir  Rechnung  dieses  zu  beza&len. 

Versäumt  er  die  Zahlung  und  erwächst  dem  Mmderj&hrigen 
hieraus  Schaden,  so  muss  er  hierfür  aufkommen,  es  wäre 
denn,  dass  er  nicht  genügende  Mittel  für  die  Zahlung  in  Hän- 
den hatte. 

Selbstverständlich  darf  er  nur  wirkliche  und  rechtlich  be- 
gi*ündete  Schulden  bezahlen  und  nur  die  Zahlung  solcher  Schulden 
verweigern,  welche  nicht  genügend  gerechtfertigt  sind. 

43)  Demolombe)  VII  Nr.  647,  der  dies  offenbar  meint,  sich  aber  etwas 
unverständlich  —  jedenfalls  sehr  gesucht  ausdrückt. 


Abschnitt  1.   Die  Vormundschaft  tlber  Minderjährige.  303 

Im  Zweifelsfalle  wird  er  daher  gat  thon,  sich  an  den  Fa- 
mUienrat  zu  wenden,  oder  auch  den  Rat  von  Rechteverständigen 
einzQholen. 

Namentlich  dürfte  er  auch  nicht  beftigt  sein,  ohne  Ennäch- 
tigmig  des  Familienrate  bei  einer  Abrechnung,  die  festeteilt,  in 
wieweit  der  Mündel  Gläubiger,  inwieweit  er  Schuldner  ist,  mit- 
zuwirken, so  wenig  wie  er  einen  Vergleich  ohne  Ermächtigung 
abschliessen ,  oder  ein  den  Mündel  bindendes  Geständnis  ablegen 
kium  (eine  solche  Mitwirkung  würde  ja  als  ein  Vei*gleich  zu  be- 
orteilen  sein,  sie  würde  ein  Geständnis  enthalten).  ^*) 

Es  steht  ihm  nicht  zu,  auf  Zahlungsftisten  zu  verzichten, 
nicht  fallige  Sdiulden  vor  dem  Fälligkeitetennine  zu  zahlen. 
Grleichwohl  dürfte  ihm,  falls  er  dies  gethan  hat,  Entlastung  er- 
teilt werden,  wenn  er  durch  die  sofortige,  die  frühere  Zahlung 
emer  betagten  Schuld  den  Interessen  des  Mündels  gedient  hat,  so 
namentlich,  wenn  er  eine  verzinsliche  Schuld  vor  Ver&U  ge- 
zahlt hat. 

Ist  die  Schuld  eine  unverzinsliche  und  zahlt  er  vor  Verfall 
derselben,  so  wird  er  das  Intern surium  in  Abzug  bringen  müssen, 
denn  würde  er  das  nicht  thun,  so  würde  er  durch  die  vor  der 
Fälligkeit  geleistete  Zahlung  gewissermassen  Zinsen  bezahlen,  welche 
der  Minderjährige  nicht  schuldet.  Hierin  würde  eine  Schenkung, 
die  sich  unter  der  Form  der  Zahlung  verbirgt,  liegen  —  und 
dei*  Vormund  darf  aus  dem  Mündelgut  nichte  verschenken.  Siehe 
oben  §  14  S.  204  u.  vorwürfe  §  17  unter  C.  S.  293  d.  W.  Dw 
Vormund  darf  auch,  ohne  Ermächtigung  des  Familieiu:ate,  die 
Kapitalien  des  Mündels  angreifen,  um  dessen  Schulden  zu  zahlen, 
wie  er  dies  auch  zu  anderen  Zwecken  ohne  diese  Ermächtigung 
zn  thun  berechtigt  ist  —  siehe  oben  A.  S.  275  u.  ff.  d.  W. 

Wenn  der  Vormund  aus  eigenen  Mittehi  eine  Schuld  des 
Mündels  bezahlt  hat,  so  fragt  es  sich,  ob  er  ein  Recht  hat,  Ver- 
zinsmig  seines  Vorschusses  zu  verlangen?  Diese  Frage  dürfte  im 
Hinblick  auf  Art.  2001  zu  bejahen  sein.    Die  Interessen  des  Vor- 


**)  Laurent,  V  Nr.  54,  der  sich  hier,  und  wohl  mit  Recht,  gegen  ein 
Urteil  des  Appemio£3  yonGrenoble  v.  11.  Januar  1864  (Dallog  1865,  2,57) 
wendet,  welches  das  Mitwirken  des  Vormunds  zu  besagter  Handlung  ohne 
Ermächtigung  des  Familienrats^*  für  zulässig  erklärt  —  eine  Ansicht,  die 
freilich  auch,  aber  ohne  weitere  Begründung,  Alibrjr  et  Bau,  I  §  113  Anm.  52 
Q.  Text  teilen. 
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munds  sind  ja  in  diesem  Falle  nicht  jenen  des  Mflndels  entgegen- 
gesetzt: denn,  wenn  der  Vormnnd  ein  Interesse  hat,  das  zn  erhalten, 
was  ihm  geschuldet  wird,  so  hat  der  Mündel  auch  seinerseits  ein. 
Interesse,  zu  zahlen,  was  er  schuldet.  ^^) 

Ist  der  Vormund  selbst  Gläubiger  des  Mündels,  so  macht  er 
sich  selbst  bezahlt,  ohne  dass  es  notwendig  ist,  dass  der  Gegen- 
vormund dabei  anwesend  ist.  *^) 

Hat  der  Vormund  fiir  den  Mündel  Einkünfte  oder  Kapitalien 
eingenommen  und  ist  er  zugleich  Gläubiger  desselben,  so  findet 
keine  Wettschlagung  (Compensation)  statt.  Er  ist  zwar  Schuldner 
des  Mündels  durch  diese  Einnahmen  geworden  insofern,  als  er  s.  Z. 
Eechnung  legen  muss  —  aber  gerade  hieraus  folgt,  dass  er  diese 
Schuld  nicht  mit  seiner  Forderung  wettschlagen  (compensieren) 
kann,  weil  die  Schuld  nicht  liquid  ist  —  arg.  Art.  2191.  Er  darf 
sich  m.  a.  W.  aus  dem  Gelde  des  Mündels  bezahlt  machen,  es  tritt 
aber  keine  Wettschlagung  kraft  Gteetzes  ein.  Ist  der  Vormmid 
dagegen ,  unabhängig  von  der  Vormundschaft ,  Schuldner  des  Mün- 
dels, und  hat  er  zugleich  eine  Fordening  an  denselben,  so  findet 
Wettschlagung  ipso  jure  statt  —  Art.  1290  — ,  und  zwar  jusqu'ä 
due  concurrence  (soweit  die  Schuld  und  die  Forderung  dem  Betrage 
nach  gleichkommen). 

Wenn  der  Vormund,  der  Gläubiger  des  Mündels  ist,  nicht 
genug  Geld  des  Mündels  in  Händen  hat,  um  sich  bezahlt  zu  machen, 
so  läuft  seine  Forderung  selbstverständlich  in  Zinsen,  wenn  sie 
bereits  verzinslich  war.  War  sie  jedoch  nicht  verzinslich,  so  laufen 
die  Zinsen  erst  vom  Tag  der  Klage  nach  dem  Rechnungsabschlüsse. 
Arg.  Art.  474.  ^') 

«I  So  Lanrenti  V  Nr.  51,  a.  M.  Demolombe,  VIT  Nr.  669,  welcher  der 
Ansicht  ist,  dass  der  Vormund  nur  mit  Ermächtigung  des  Familienrats 
Vorschüsse  machen  kann,  und  dann  unter  dieser  Voraussetzung  solche  auch 
nur  yerzinslich  sind,  d.  h.  wenn  der  Familienrat  ihm  auch  Zinsen  zuspricht, 
nachdem  er  ihm  die  gedachte  Ermächtigung  gegeben  hat. 

^)  Die  Zahlung  ist  nur  ein  Akt  der  Verwaltung  im  engeren  Sinn  in 
diesem  Fall  <-  DftUoz^  1882^  2,  195.  Gleichwohl,  bemerkt  Demolonbe, 
Vn  Nr.  656,  dürfte  der  Beizug  des  Gegenvormunds  sehr  zu  empfehlen  sein, 
wenn  die  Forderung  des  Vormimds  nicht  über  jeden  Einwand  erhoben  ist 
Vgl.  auch  Laurent^  V  Nr.  56  a.  A.;  Zaohariä-Dreyer^  I  §  113  Anm.2. 

^)  So  zutreffend  Laurent,  V  Nr.  56  und  Demolombe,  Vil  Nr.  657. 
Der  Vormund  ist  Schuldner  geworden,  ihn  trifßb  die  Wiedererstattongspflicht 
aber  erst,  wenn  die  Rechnungsablage  stattgefunden  hat. 
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Ist  der  Vormuiid  Gläubiger  des  Mttndels,  und  sind  nicht  ge- 
nügend Mittel  desselben  vorhanden,  bezw.  flüssig,  um  jenen  zu 
decken,  zu  bezahlen,  so  kann  er  den  Verkauf  der  Güter  des  Mün- 
dels betreiben  —  siehe  übrigens  Art.  2209  —  und  sich  aus  dem 
erzielten  Erlöse  bezahlt  machen,  und  zwar  unmittelbar,  und  nicht 
erst  auf  Grund  der  VormundschaJRtsrechnung  am  End^  der  Vor- 
mundschaft. *^) 

Wie  der  Vormund  die  Schulden  des  Mündels  bezahlen  soll, 
so  hat  er  auch  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Forderungen  des 
Mündels  geltend  zu  machen,  überhaupt  alle  Zahlungen  für  denselben 
in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu  quittieren.  Er  kann  die 
Einkassierung  auch  im  Wege  der  Klage  betreiben,  da  er  über- 
haupt die  beweglichen  Klagen,  die  dem  Mündel  zustehen,  als 
Vormund  ohne  weitere  Ermächtigung  erheben  kann.  Arg.  e  contr. 
Art.  464.  *«) 

Ist  der  Vormund  selbst  Schuldner  des  Mündels,  so  ist  er 
mithin  verpflichtet,  seine  Schuld  bei  Verfall  zu  zahlen.  Auch  hier 
beginnt  die  Zinspflicht  erst  nach  Ablauf  der  in  Art.  455  bestimmten 
sechsmonatlichen  Frist.  *") 

Hier  wii-ft  sich  die  Frage  auf,  ob  der  Vormund,  der  dem 
Mündel  eine  Summe  Geldes  schuldet,  in  Betreff  welcher  die  Verjäh- 
rung gegen  den  Mündel  läuft  —  Art.  2252,  2278,  1663,  1676  C.  c, 

Demolombe  a.  a.  O.  bemerkt  treffend:  „Et  c'est  trös  justement  qu'il  a 
ete  döcid^  qnil  n'y  a  pas  Heu  ä  compensation  entre  le  reliqtiat  &  futur  du 
compte  de  tateUe  et  les  sommes  dnes  au  tuteur.^    Sirej,  1820  I,  387. 

So  richtig  Laurent,  V  Kr.  ö7,  der  dies  durchaus  überzeugend  darlegt, 
nachweisend,  dass  Art  2001  nicht  Platz  greifen  kann. 

«)  Laurent,  Y  Nr.  ö6,  Abs.  2,  in  Übereinstimmung  mit  Demolombe, 
Vni  Nr  49.  Er  führt  aus,  die  Rechnung  setze  sich  aus  Einnahmen,  die 
der  Vormund  fär  den  Mündel  gemacht  habe,  und  aus  Ausgaben  zusammen; 
diese  Ausgaben  seien  von  den  Einnahmen  in  Abzug  zu  bringen,  imd  der 
Vormund  müsse  nicht,  als  solcher,  Vorschüsse  machen,  denn  die  Vorschüsse 
seien  keine  Ausgaben  der  Vormundschaft,  sondern  eine  Schuld  des  Mündels, 
welche,  wie  jede  Schuld  bezahlt  werden  müsse. 

«)  Mit  Ausnahme  der  Teilungsklage,  wovon  später  die  Rede  sein 
^ird  —  siehe  auch  oben  A  Ziffer  10  S.  287  d.  W. 

»)  Siehe  Laurent,  V  Nr.  55  Abs.  1.  Vgl.  auch  1.  9  §  3  Dig.  de 
administratione  et  periculo  tutor.  26,7  — :  „Et  generaliter,  quod  adversus 
alium  praestare  debuit  pupillo  suo,  id  adversus  se  quoque  praestare  debet, 
fortassis  et  plus;  adversus  alios  enim  experiri  sine  actione  non  potuit, 
adversus  se  potuit." 

Barazetti,  Die  Vormundsthaft  u.  s.w.  20 
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Art.  149  H.-Ges.-B.,  Art.  5  des  bad.  Gres.  v.  2.  Juli  1839  (Rück- 
forderung z.  Ungebühr  bezahlter  öffentlicher  Abgaben  —  R.-Bl. 
Nr.  XXI),  solche  zu  seinen  Gunsten  geltend  machen  kann? 

Diese  Frage  ist  zu  venieinen,  da  der  Vormund  verpflichtet 
ist,  das,  was  er  selbst  dem  Mündel  schuldet,  von  sich  selbst  ein- 
zutreiben: denn  wenn  er  auch  nach  den  Grundsätzen  des  strengen 
Rechts  sich  auf  die  Verjährung  berufen  könnte,  so  wird  er  dies 
thatsächlich  nicht  thun.  Es  war  seine  Pflicht,  die  Zahlung  von 
sich  selbst  einzutreiben;  wenn  er  dies  nicht  gethan,  so  hat  er  als 
schlechter  Hausvater  gehandelt,  seine  Pflicht  vernachlässigt  und  ist 
deshalb  verantwortlich. 

Mithin  muss  er  den  Mündel  entschädigen,  m.  a.  V7.  er  müsste, 
wenn  er  sich  zu  seinen  (des  Vormunds)  Gunsten  auf  die  Verjährung 
berufen  würde,  dem  Mündel  als  Entschädigung  den  Betrag  der 
Schuld  einschliesslich  der  Zinsen  bezahlen,  bezüglich  welcher  er 
die  Verjährung  geltend  macht.  **) 


51)  Vgl.  Laurent,  V  Nr.  i}ö  Abs.  2,  der  das  im  Text  Dargelegte  iu 
juristisch  eleganter  Weise  so  giebt.  —  Die  Verjährung  lauft  gegen  alle 
Personen,  es  wäre  denn,  dass  das  Gesetz  f%Lr  sie  eine  Ausnahme  macht  — 
Art.  2251  —  es  sagt  nun  aber  kein  G^esetz,  dass  die  Verjährungen,  welche 
gegen  den  Mündel  laufen,  nicht  zu  Gunsten  des  Vormunds  laufen.  — 

Vgl.  femer  Zaeharlft-Dreyer,  I  §113  Anm.  2  (Fächelt)  und  §211 
Anm.  11. 

Der  Vormund  ist  eben  verbunden,  seinen  Mündel  zu  verteidigen,  also 
auch  gegen  sich  zu  verteidigen  —  man  kann  sich  auch  auf  das  Ai^^uxnent 
des  Satzes:  dolo  petit  qui  petit,  quod  redditurus  est,  berufen.  Siehe  auch 
Anbry  et  Bau,  I  §  116  Nr.  4  Text  und  Anm.  11  u.  12,  wobei  gut  hervor- 
gehoben wird,  dass  es  sich  bei  dieser  Frage  natürlich  nur  um  diejenigen 
Verjährungen  handeln  kann,  welche  überhaupt  geeignet  sind,  gegen  den 
Minderjährigen  zu  laufen  —  Art.  2252  u.  2278  ~  und  auf  den  Satz  mit 
Becht  hingewiesen  wird:  „Tutor  a  se  ipso  exigere  debuit"  —  arg.  Art  2278. 
Dnrantoii,  in,  604. 

Wie  stehts  mit  der  Verjährung  der  Forderungen  des  Vormunds  zu 
Gunsten  des  Mündels  —  m.  a.  W.  läuft  sie  gegen  den  Vormund  zu  Gunsten 
des  Mündels? 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen:  der  Art  2251  ist  formell,  er  sagt:  die 
Verjährung  läuft  gegen  Jedermann,  es  wäre  denn,  dass  das  Gesetz  sie 
hemmt;  das  Gresetz  hemmt  aber  nicht  die  Verjährung  zu  Gunsten  des 
Vormundes. 

Gut  bemerkt  übrigens  Laurent,  V  Nr.  58,  dass  der  Mündel  gleich- 
wohl kein  Interesse  hätte,  sich  auf  die  Verjährung  zu  berufen,  weil  der 
Vormund   zu  jenes  Nutzen  handle,   wenn   er  nicht  klage,    es  stehe   ihm 
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Der  Vormund  ist  als  solcher  berechtigt,  ja  verpflichtet,  die 
Ansstreichung  der  zu  Gunsten  des  Minderjährigen  auf  den  Gütern 
Dritter  bestehender  Einträge  in  Grund-  und  Pfandbnchern  zu  be- 
willigen, wenn  die  Zahlung  der  durch  Eintrag  gesicherten  Schuld 
erfolgt  ist. 

Dies  trifft  auch  für  Baden  zu,  woselbst  jedoch  vorgeschrieben 
ist,  dass  die  Thatsache  der  Zahlung  in  der  Strichbewilligungs- 
nrkunde  anzugeben  ist. 

In  anderen  Fällen  bedarf  der  Vormund  zur  Erteilung  der  Strich- 
bewilligung der  Ermächtigung  des  Familienrats  (d.  L  in  Baden  des 
Amtsgerichts  nach  Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters).  ^^) 
Vgl.  auch  für  Baden:  §§  131  u.  137a  der  Grund-  u.  Pfandb.-Instr. 

Auch  auf  Bürgschaften  darf  der  Vormund  nicht  verzichten, 
ehe  die  Schuld,  fär  welche  die  Burgschaft  eingegangen,  ge- 
tilgt ist. 

Der  Vormund  ist  nicht  berechtigt,  den  Schuldnern  des  Mün- 
dels einen  Nachlass  an  der  Schuld  oder  Erlass  der  Schuld  zu  be- 
willigen. Dies  würde  als  Schenkung  sich  darstellen.  *^)  —  Etwas 
anderes  ist  es  bei  sog.  Stundungs-  und  Nachlassverträgen  in  Betreff 
unbestrittener  Forderungen  —  siehe  oben  A.  Ziff.  13  S;  290. 

Der  Vormund  kann  als  solcher  eine  Bechtswandlung 
(novatio)  in  Betreff  der  Forderungsrechte  des  Mündels  vornehmen : 

wegen  dieses  nützlichen  Handebis  ein  Klagerecht  zu,  mithin  müsse  der 
Minderjährige  ihn  für  den  Nachteil,  der  hieraus  für  ihn  entsprungen,  schad- 
los halten,  m.  a.  W.  ihm  die  verjährte  Forderung  erstatten.  Avbry  et  Bau, 
1  §116  Nr.  4  Abs.  2  Anm.  13  u.  Text. 

^)  In  solchem  Fall  ist  die  Bewilligung  der  Streichung  ein  Dispositions- 
akt, sie  bedarf  analog  den  Liegenschaftsveräussemngen  der  Ermächtigung 
des  Familienrats  —  oder  vielleicht  noch  besser  wird  man  sagen:  es  handelt 
sich  hier  um  eine  Handlung,  welche  das  Kapital  des  Minderjährigen  mehr 
oder  weniger  in  Mitleidenschaft  zieht,  und  desshalb  die  Ermächtigung. 

Siehe  auch  Zaehariä-  Dreyer,  n  §  282  Anm.  5  u.  Text:  Laurent, 
XXXI  Nr.  157—178,  ]>emoloinbe,  VII  Nr.  666,  Slrey  45,  I,  707. 

Siehe  auch  Anbry  et  Bao ,  n  §  281  Nr.  1  u.  Anm.  4  u.  I  §  114  Nr.  5 
lit  if  Text  u.  Anm.  57. 

»)  Demolombe ,  YII  Nr.  665,  der  hier  zutreffend  auf  die  lex  4G  §  7 
Big.  de  adnmüstratione  et  periculo  tutor.  26,7  verweist.  Die  Stelle  lautet: 
nTatoribus  concessum  est  a  debitoribus  pupilH  pecuniam  exigere,  ut  ipso 
jure  liberentur;  non  etiam  donare,  vel  etiam  diminuendi  causa  cum  üs 
transigere,  et  ideo  eum,  qui  minus  tutori  solvit.  a  pupillo  in  reliquum  con- 
veniri  posse."  — 

20* 
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denn  da  der  Vormund  als  solcher  berechtigt  ist,  ZaMungen  ent- 
gegenzunehmen und  solche  anzulegen,  so  ist  er  auch  berechtigt,  an 
Stelle  eines  Mheren  Schuldners,  dem  er  quittiert,  einen  neuen  an- 
zunehmen, oder  von  einem  Schuldner  eine  neue  Verbindlichkeits- 
annähme  an  Stelle  der  früheren  (z.  B.  eine  Wechselverbindlichkeit 
an  Stelle  einer  gewöhidichen  Verbindlichkeit)  entgegenzunehmen.  ^*) 

Einen  Betrakt  in  Bezug  auf  Erbrechte  —  retralt  successoral 
—  Art.  841  —  oder  auf  streitige  Rechte  —  darf  er  ohne  Er- 
mächtigung des  Familienrats  nicht  vornehmen.  Siehe  oben  A. 
Ziff.  5  S.  283  d.  W.  ") 

Wenn  der  Schuldner  einer  immerwährenden  Rente  sich  iii 
einem  der  Fälle  befindet,  in  welchen  der  Art.  1912  dem  Grläabiger 
gestattet,  ihn  zur  Ablösung  zu  zwingen,  so  ist  auch  der  Vormund 
des  minderjährigen  Rentengläubigers  berechtigt,  dies  zu  thun:  denn 
die  Rente  ist  beweglich,  Art.  529  —  und  der  Vormund  ist  als 
solcher,  d.  h.  ohne  Ermächtigung  berechtigt,  alle  beweglichen 
Klagen  anzustellen.    Arg.  Art.  464. 

5.  Verkauf  von  Mobilien  und  Mobiliarforderungen. 

Der  Voimund  kann  ohne  Ermächtigung  die  Mobiliarfor- 
derungen des  Mündels  im  Wege  der  Veräusserung  abtreten 
(cedieren),  selbst  dann,  wenn  sie  hypothekarisch  gesichert  sind, 
denn  auch  die  durch  Unterpfand  gesicherte  Mobilimfordenmg  ist 
beweglich  (accessorium  sequitur  principale).  Arg.  e  contr.  Art. 
457.  Ä«) 

Dieser  Grundsatz  findet  seine  Anwendung  auf  fällige  oder 
nicht  fällige  Forderungen,  auf  Renten,  die  auf  Private  lauten,  sowie 
auf  Staatsrenten  (hier  macht  jedoch  die  Loi  v.  27./28.  Februar 
1880  für  Frankreich  gewisse  Ausnahmen,  indem  es  dem  Vormund 
nach  Art.  1  u.  ff.  dieser  Loi  untersagt  ist,  ohne  vorherige  Ermäch- 
tigung des  Familienrats  und  Einhaltung  gewisser  Förmlichkeiten 
gewisse  Mobiliarrechte,  wie:  bestinmite  Forderungstitel  u.  dgl.  zu 
verkaufen  —  siehe  oben  A.  Ziff.  4  S.  281  d.  W.),  auf  Rechte  aas 


54)  Demolombe,  VII  Nr.  668.  Siehe  auch  lex  10  Dig.  de  novatio- 
nibus:  „Gui  recte  solvitur,  Is  etiam  novare  potest;^^  Pothler,  Traitö  des 
obligatioDs,  t.  m  Chap.  11  Art.  3  Nr.  502:  „Un  tiiteur,  un  curateor,  im  man 
peuvent  faire  novation." 

»)  Siehe  auch  Denolombe,  VII  Nr.  678. 

^)  Siehe  Fächelt  in  den  Annalen  der  badischen  Gerichte,  1854 
S.  119.    Sielie  insbes.  Aübry  et  Ran,  I  §  113  Nr.  5  lit.  D.  Text  u.  Anm.  57. 
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dem  litterarischen,  künstierischen  oder  industriellen  Eigentum  (Patent- 
rechte), auf  Aktien,  auf  Ämter,  welche  der  Parens  des  Mündels 
inne  hatte  (dies  trifft  fOr  Baden  nicht  zu,  da  es  daselbst  keine 
käuflichen  Ämter  giebt).  ^^)  Kursfähige  Fordenmgen  darf  er 
natörlich  nur  zum  Börsenpreis  verkaufen. 

Rechte  des  Minderjährigen  auf  einen  Nachlass,  selbst  wenn 
solcher  nur  aus  Mobilien  bestände,  kann  der  Vormund  nicht 
selbständig  cedieren,  so  wenig  wie  den  künftigen  Anteil  des  Minder- 
jährigen an  einer  Ehe-  oder  Gesellschaftsgemeinschaft,  selbst  dann 
nicht,  wenn  er  ausschliesslich  aus  Mobilien  bestände.  Arg.  Art.  465 
verb.  m.  Art.  464.  ^«) 

Derartige  Cessionen  können  nur  im  Vergleichswege  und  in 
Gemässheit  derjenigen  Formen  stattfinden,  welche  der  Art.  467  für 
Vergleiche  aufetellt.  ^») 

Über  unangefallene  Erbschaften  ist  jeder  Vertrag  ungiltig, 
also  auch  über  etwaige  Anteile,  welche  dem  Minderjährigen  an 
solchen  zufallen  könnten.  Hier  kann  der  Vormund  nicht  einmal 
mit  Ermächtigung  eine  Veräusserung  vornehmen.  Arg.  Art.  1130. 

Die  körperlichen  Fahrnisse  ist  der  Vormund  zu  verkaufen 
berechtigt,  ja  verpflichtet. 

Er  bedarf  zwar  nicht  der  Ermächtigung  des  Familienrats, 
um  den  Verkauf  vorzunehmen,  gleichwohl  ist  es  ihm  grundsätzlich 
verwehrt,  solche  im  Privatwege  —  amiablement  —  zu  verkaufen. 
Das  Gesetz  heischt  Verkauf  der  körperlichen  Fahrnisse  im  Wege 
der  öffentlichen  Versteigerung  —  aux  enchferes ,  es  muss  der  Vor- 

^7)  Siehe  namentlich  Aubry  et  Bau  a.  a.  O.  Offenbar  unrichtig  und 
auf  der  diesen  eigentümlichen  Auslegung  des  „administrer^^  beruhend,  wonach 
es  nur  die  Vornahme  Yerwaltungshandlimgen  im  eigentlichen,  im  engeren 
Sinne  in  sich  begreiten  soU.  —  Diese  allein  soll  der  Vormund  vornehmen 
dflrfen,  während  er  zu  Dispositionsakten  der  Ermächtigung  des  Familien- 
rats, bald  der  einfachen,  bald  der  homologierten  bedürfe,  vorausgesetzt,  dass 
sie  ihm  überhaupt  das  Gesetz  vorzunehmen  erlaube  —  dies  ist  die  Ansicht  von 
lAirent,  V  Nr.  63,  64,  65,  wonach  der  Vormund  zur  Veräusserung  von  be- 
weglichen Forderungsrechten  der  homologierten  Ermächtigung  des  Familien- 
rats bedarf. 

Unserer  Ansicht  ist  insbesondere  auch  MourlOD,  I  Nr.  1175  u.  1176. 

»)  Sirey  1889,  2,  369. 

^)  Für  Baden  dürfte  hier,  namentlich  wenn  es  sich  um  unstreitige 
Bechte,  unbestrittene  Forderungen  handelt,  die  Ermächtigung  des  Amts- 
gerichts genügen.    Siehe  oben  A.  Ziff.  12  S.  290. 
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mund  also  gewisse  Formvorschriften  einhalten.  Art  452  o.  ai^. 
hujus  art.  Siehe  auch  §  16  S.  243  d.  W.  Mithin  fällt  diese  Ver- 
waltungshandlang unter  die  Ausnahmen  von  dei*  Regel.  Siehe  ob^i 
B.  Ziff.  1  S.  291  d.  W.  Dieses  Verbot  des  Privatverkaufs  findet 
natürlich  keine  Anwendung  auf  die  „Früchte".  Siehe  oben  S.302 
und  §  16  S.  244  d.  W. 

6,  Handlungen,  welche  sich  auf  die  Anlage  der 
Kapitalien  und  Einkünfte  des  Mündelvermögens  be- 
ziehen. 

Was  das  französische  Recht,  das  Recht  des  Code  Nap., 
anlangt,  so  ist  der  Vormund  berechtigt  und  verpflichtet,  das  in 
semen  Händen  befindliche,  verfügbare  Mündelvermögen  anzulegen, 
wie  er  es  für  angemessen  erachtet,  sei  es,  dass  er  Liegenschaften 
kauft  oder  sichere  Staatspapiere,  sei  es,  dass  er  es  unter  gehörigen 
Garantien,  wie:  Bürgschaften,  Unterp&ndsbestellung  u.  dgl.  aus- 
leiht. Es  erscheint  unter  Umständen  als  geeignete  Anlage  auch 
die  Verwendung  der  verfügbaren  Gelder  zu  nutzbringenden  Neu- 
bauten oder  Arbeiten,  welche  die  Verbesserung,  Wertserhöhung  der 
Gi-ündstücke  und  Gebäude  des  Mündels  bezwecken. 

Der  Code  Napolton  giebt  über  die  Art  und  Weise  der  Anlage 
des  Mfindelvermögens  gar  keine  Vorschriften.  E^  ist  in  dieser 
Beziehung  Alles  der  Verantwortlichkeit  des  Vormunds,  seiner  Ver- 
pflichtung, als  guter  Hausvater  die  Verwaltung  zu  fuhren,  über- 
lassen. Fallen  ihm  Nachlässigkeiten,  Pflichtwidrigkeiten  zur  Last, 
so  haftet  er  eben  dem  Mündel  für  den  diesem  zugegangenen 
Schaden. 

In  Baden  sind  jedoch  hier  besondere  Vorschriften  gegeben, 
welche  vom  Vormund  einzuhalten  sind.  Vgl.  §  7  D.-W.  f.  Vorm. 
u.  Verordn.  des  Grossh.  Justizministeriums  v.  2.  Mai  1867  (R.-B1. 
XXn,  S.  186)  u.  a.  hier  einschlagende  Vorschriften.  Siehe  auch 
namentlich  §  16  Anm.  42—46  u.  Text  dazu  —  S.  262  d.  W.  ^) 

*^)  So  ist  unter  anderem  auch  in  §  7  D.-W.  f.  V.  vorgeschrieben,  dass, 
wenn  dem  Mündel  durch  Schenkung  oder  Erbschaft  auf  Inhaber  gestellte 
andere  (als  in  §  7  ZifP.  2,  8,  4,  6)  angegebene  Wertpapiere  anfaUen,  der 
Vormund  mit  dem  Waisenrichter  zu  beraten  hat,  ob  diese  Vermögensteile 
in  eine  den  Vorschriften  des  §  7  Ziff.  1  u.  ff.  D.-W.  f.  V.  entsprechende  An- 
lage umzuwandeln  oder  in  der  bisherigen  Beschaffenheit  zu  erhalten  seien, 
-  und  dass  der  Vormund  die  auf  Inhaber  lautenden  Schuldverschreibungen 
und  Aktien   des  Mündels,  mit  Ausnahme   der  Talons  und  Zins-  oder  Divi- 
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Es  ist  heute  die  herrschende  Ansicht,  sowohl  in  Frank- 
reich als  auch  in  dem  französischen  Kechtsgebiete  Deutschlands, 
also  auch  in  Baden,  dass  der  Vormund  auch  Grundstücke 
(Peldgnmdstäcke  oder  Gebäude  -,  Wald  -  und  Wiesengrund  u.  dgl.) 
ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  erwerben  kann  — 
hierin  liegt  die  Vornahme  einer  Eigentumshandlung  (acte  de  pro- 
prietö),  d.  i.  einer  Handlung,  welche  wesentliche  Änderung  in  der 
Gestalt  des  Verm(^ens  hervorbringt,  solche  kann  demnach  der 
Vormund  selbständig,  ohne  Beobachtung  weiterer  Vorschriften  vor- 
nehmen —  jedoch  nur,  wenn  die  Zahlung  des  Kaufpreises  aus  ver- 
fügbaren (paraten)  Mitteln  erfolgt. «') 

7.  Die  Klagen,  welche  der  Vormund  als  solcher  für 
den  Mündel  ohne  Ermächtigung  u.  dgl.  erheben  kann. 

Der  Vormund  kann  die  beweglichen  Klagen  (Mobiliar- 
klagen) —  über  den  Begriff  siehe  oben  S.  285  d.  W.  —  ohne  Er- 
mächtigung des  Familienrats  anstellen  und  auch  den  Mündel  gegen 
Mobiliarklagen  verteidigen,  ja  sogar  bei  solchen  dem  Anspruch 
nachgeben.  Gegen  Immobiliarklagen  kann  er  den  Mündel  gleich- 
falls ohne  Ermächtigung  verteidigen,  während  er  zur  Anstellung 
derselben  sowie  zum  Nachgeben  auf  den  Anspruch  bei  ihnen  der 
Ermächtigung  des  Familienrats  bedarf.  — 


dendenscheine,  sofern  es  zulässig  ist,  auf  den  Namen  des  Mündels  mit  dem 
Beisatz  einschreiben  zu  lassen  habe,  dass  die  Aufhebung  der  Einschreibung 
nur  mit  amtsgerichtlicher  Ermächtigung  verlangt  werden  dürfe.  Die  Ein- 
schreibung der  Inhaberpapiere  (Partialobligationen,  Pfandbriefe,  Aktien)  auf 
den  Namen  des  Mündels  mit  dem  angegebenen  Beisatz  ist  also  jetzt  aU- 
gemein  vorgeschrieben  —  anders  wie  früher,  wo  sie  der  besonderen  An- 
ordnung des  Amtsgerichte  vorbehalten  war. 

Der  Ankauf  von  Grundstücken  ist  gestattet,  nicht  mehr,  wie  früher, 
in  erster  Reihe  vorgeschrieben. 

«0  Siehe  Dnraiitoii,  m  Nr.  570;  ZachariA-Dreyer ,  I  §113  Anm.  10; 
Denolonbe,  VII  Nr.  676,  677;  Urteii  des  Grossh.  Oberlandesgerichte  Karls- 
ruhe V.  16.  Febr.  1880  (in  Annalen,  XXXXYI  S.  99);  Braver,  Erläut. 
Bd.  VI  Nr.  6  S.  14;  Behaghel,  I  §  74  Ziff.  U  Abs.  1  Anm.  2.  — 

Vgl.  R-G.-E.  Bd.  yni  Nr.  74,  S.  293,  wo  ausgeftihrt  ist,  dass  an  und 
för  tdch  zum  Ankauf  von  Grundstücken  der  Vormund  keiner  Ermächtigung 
bedarf,  wenn  er  solche  aus  paraten  Mitteln  bezahlt,  im  anderen  Fall  aber 
dieser  Erwerb  als  im  Wesen  die  Kontrahierung  einer  Darlehensschuld 
(emprunt)  enthaltend  anzusehen  ist,  daher  der  Bestimmung  des  Art  457 
(obervormundschaftliche  Ermächtigung)  imterliegt. 
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Arg.  Art.  464,  bezw.  Arg.  e  contr.  hujus  art.  Siehe  auch 
oben  A.  Ziff.  9  S.  285  d.  W. 

In  Betreff  der  beweglichen  Klagen  ist  jedoch  auch ,  was  das 
unbeschränkte  Vertretungsrecht  des  Mündels  durch  den  Vormund 
betrifft,  zu  bemerken,  dass  hier  in  Bezug  auf  die  Teilungsklage 
(actio  communi  dividundo,  familiae  erciscundae  —  action  en  partag^e) 
eine  Ausnahme  insofern  besteht,  als  der  Vormund,  auch  wenn  es 
sich  bei  dieser  Klage  um  die  Auseinandersetzung  einer  beweglichen 
Verlassenschaft,  beweglichen  Gremeinschaft  überhaupt  handelt,  sie 
nur  mit  Ermächtigung  des  Familienrats  anstellen  kann:  denn  die 
Teilungsklage  kann  er  stets  nur,  einerlei,  ob  es  sich  bei  ihr  um 
bewegliche  oder  unbewegliche  Rechte  handelt,  unter  der  Voraus- 
setzung anstellen,  dass  er  hierzu  vom  Familienrate  ermächtigt  ist. 
Diese  Klage  ist  stets  den  unbeweglichen  Klagen  gleichgestellt 
Art,  465  u.  arg.  Art.  465  (464). «-«) 

Was  die  action  en  bomage  (die  Klage  des  Eigentümers  gegen 
seinen  Grenznachbar  auf  Abmarkung  ihrer  an  einander  stossenden 
Grundstücke)  —  Art.  646  —  anlangt,  so  kann  der  Vormund  ohne 
Zweifel  als  solcher  in  der  Beklagtenrolle  jRlr  den  Mündel  hier  auf- 
treten. Arg.  464.  (Es  verhält  sich  mit  der  action  en  bornage  wie 
mit  der  Teflungsklage ,  der  Kläger  kann  nicht  auf  das  Recht  auf 
Abmarkung  verzichten,  darum  ist  auch  dem  Vormund  das  Recht 
zuzuerkennen,  den  Mündel  auf  die  Klage  zu  verteidigen,  da  die 
Weigerung  des  Familienrats,  ihm  die  Ermächtigung  zur  Vertei- 
digung zu  erteilen,  ohne  Belang  wäre,  er  kann  dem  Mündel  das 
Verteidigungsrecht  nicht  entziehen,  vgl.  Art.  460,  646,  815.)    Eine 


^)  Gut  bemerkt  hierzu  Demolombe,  YII  Nr.  681,  dass  Art  840,  der 
erklärt,  dass  die  Teilungen,  um  endgiltig  zu  sein,  durch  die  vom  Familien- 
rat ermächtigten  Vormünder  gemacht  werden  müssen  —  dem  Anschein  nach 
nicht  unterscheide  zwischen  dem  Fall,  in  welchem  der  Vormund  nur  in  der 
Beklagtenrolle  für  den  Mündel  auftritt,  und  jenem,  wo  er  klagend  erscheint; 
—  gleichwohl  möchte  dieser  Unterschied  aufrecht  erhalten  werden,  da  er  in 
der  Natur  der  Sache  begründet  sei,  indem  niemand  gezwungen  werden 
könne,  in  einer  Gemeinschaft  zu  verbleiben  (Art.  815),  und  der  Familienrat 
dem  Vormund  die  Ermächtigung  als  Beklagter  auf  die  gegen  ihn  erhobene 
Klage  zu  antworten,  nicht  verweigern  könnte,  es  mithin  unnötig  sei,  ihn 
um  die  Ermächtigung  zu  bitten  —  und  dann  weil  Art.  465  ausdrücklich  diese 
Unterscheidung  mache,  welcher  Art.  840  in  seiner  allgemeinen  und  Mehreres 
umfassenden  Formulierung  durchaus  nicht  derogier,  sondern  sich  nur  darauf 
beschränke,  sie  nicht  zu  erwähnen. 
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andere  Frage  ist,  ob  der  Vormund  diese  Klage  selbständig  erheben 
kann?  Wenn  auch  diese  Klage  eine  Lnmobiliarklage  ist  und  des- 
halb grundsatzlich  Art.  464  Anwendung  zu  finden  hat,  so  kann  sie 
doch  nur  eine  einfache  Verwaltungshandlung  begründen,  deren 
Zweck  allein  das  Setzen  oder  die  Wiedererrichtung  von  Grenz- 
steinen betrifit.    Man  steht  hier  vor  einem  Dilemma. 

Am  richtigsten  wird  man  zui*  Beseitigung  desselben  so  unter- 
scheiden: der  Vormund  kann  selbständig  diese  Klage  erheben,  wenn 
das  Eigentum,  oder  die  Titel,  auf  welchen  es  beruht,  nicht  be- 
stritten sind,  während  er,  wenn  ein  derartiger  Streit  vorliegt,  zur 
Erhebung  der  Klage  der  Familienratsermächtigung  bedarf.  ^^) 

Wenn  auch  der  Vormund  grundsätzlich  ein  den  Mündel  ver- 
pflichtendes gerichtliches  Geständnis  (aveu)  nicht  ablegen 
kami  —  siehe  jedoch,  was  das  badische  Recht  anlangt,  oben 
Anhang  S.  292  — ,  so  trifft  dies  doch  nur  insoweit  zu,  als  es 
sich  um  Eechte  handelt,  deren  Aufgeben  die  Gewalten  des  Vor- 
munds überschreiten  würde,  und  nicht  insoweit,  als  es  sich  um 
Handlungen  handelt,  welche  der  freien  Verfugung  des  Vormunds 
als  solchen  unterstehen.  In  letzterer  Beziehung  ist  jedoch  zu  unter- 
scheiden: Handelt  es  sich  um  Handlungen,  die  dem  Vormund  als 
solchem,  als  z.  Zt.  noch  in  der  Ausübung  seines  Amts  sich  be^ 
findend,  zustehen,  so  dürfte  sein  Geständnis  den  Mündel  verpflichten, 
—  handelt  es  sich  dagegen  um  solche  Handlungen  eines  Vormunds, 
der  nicht  mehr  Vormund  ist,  so  kann  er  nicht  durch  ein  Geständ- 
nis in  Bezug  auf  eine  solche  Handlung  den  Mündel  verpflichten. 
Im  letzteren  Fall  ist  seine  Gewalt  erloschen,  er  könnte  daher  keine 
Zahlung  mehr  in  Empfang  nehmen  noch  den  Schuldner  entlasten, 
mithin  auch  kein  Geständnis  ablegen,  einen  Eid  zuschieben  —  und 
hierdurch  den  Mündel  verpflichten.  «*) 


®)  So  überzeugend  Demolombe,  VII  Nr.  689. 

M)  Vgl.  die  zutreffende  Ausftthrungen  von  Demolombe^  VU  Nr.  690  flf. 
n.  Laurent,  V  Nr.  54  Abs.  2  u.  3.  Teilweise  anderer  Ansicht  ist  DelTlnoourt, 
I  S.  120  Note  8. 

Unserer  Ansicht  sind  jedoch  auch  Anbry  et  Ran,  I  §  114. 

Wenn  der  Yormund  ein  solches  Geständnis  nicht  ablegen  kann,  da 
kann  er  es  auch  nicht  mit  Ermächtigung  des  Familienrats  ablegen,  bezw.  es 
kann  dem  Mündel,  auch  wenn  er  es  also  „ermächtigt^'  abgelegt  haben 
würde,  nicht  präjudizieren. 

AnhaDg :  Bemerkt  sei  hier  noch,  was  eigentlich  nicht  strenge  genommen 
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8)  Vornahme  fürsorglicher  Teilungen. 

Der  Vormund  kann  selbstÄndig  in  gütlichem  Wege,  ohne 
Beobachtung  besonderer  Vorschriften,  ohne  Ermächtigung,  alle 
fürsorglichen  Teilungen  (sog.  Genusstdlungen)  in  Bezug  auf  Fahr- 
nisse und  Liegenschaften  vornehmen,  an  welchen  dem  Mündel  ein 
Miteigentum  zusteht,  —  ja  selbst  in  dem  Falle,  dass  diese  Güter 
den  Teil  einer  Erbschaft  oder  des  Aktivums  einer  Gemeinschaft  oder 
Gesellschaft  ausmachen. 

Die  Teilung  hat  in  einem  solchen  Falle  nur  die  Folge,  dass 
den  Teilungsgenossen,  den  Erben  u.  s.  w.  die  Nutzungen  gehören, 
welche  sie  von  den  (fui-sorglich)  verteilten  Gütern  beziehen  (fructus 
percipiendo  suos  faciunt),  dagegen  ist  es  ihnen  unverwehrt,  sei  es, 
dass  sie  minderjährige  oder  nicht  minderjährige  Teilungsgenossen 
seien,  eine  neue  und  endgiltige  Teilung  zu  fordern,  solange  ihnen 
nicht  die  Einrede  der  30jährigen  Verjährung  entgegensteht  Art.  840 
—  siehe  auch  Art.  466.  «^) 

hierher  gehört,  dass  der  Vormund  auch  die  moralischen  Interessen  des  Mün- 
dels zu  vertreten  hat. 

Man  ist  hierüber  der  verschiedensten  Meinungen,  und  es  wird  haupt- 
sächlich in  der  lebhaftesten  Weise  über  die  Frage  gestritten ,  ob  der  Vormund 
eines  Minderjährigen  eine  Standesklage  (action  en  redamation  d^^tat)  zu 
erheben  ermächtigt  ist.  Diese  Frage  dürfte  zu  bejahen  sein,  jedoch  mit  der 
Einschränkung,  dass  er  hierzu  jedenfalls  der  Ermächtigung  des  Familienrats 
bedarf.  Vgl.  Demolombe,  VII  Nr.  694  sowie  meine  in  Betreff  dieser  Frage 
in  §  15  Anm.  3  S.  214  d.  W.  gegebenen  Darlegungen.  Vgl.  auch  noch  AeollftB, 
I  S.  4:j3,  der  gleichfalls  hervorhebt,  dass  in  Betreff  dieser  Frage  man  sehr 
wenig  sich  in  Übereinstimmung  befindet.  — 

Der  Vormund  ist  nicht  verpflichtet,  zur  Bewilligung  der  Entlassung 
des  Mündels  aus  dem  Staatsverbande  und  zur  Auswanderung  desselben  die 
Zustimmung  des  Familienrats  zu  erholen.  So  Beschlüsse  des  kais.  Land- 
gerichts Metz  V.  9.  Mai  1890  —  in  Pochelt's  Zeitschrift,  Bd.  XXI  (1890), 
Seite  73. 

»)  Anbry  et  Ban,  I  §  113  Nr.  5  Ut.«.  Vgl.  auch  AeollM,  I  zu 
Art  466  S.  458,  der  treffend  hervorhebt,  dass  alle  Parteien  nach  Ablauf  der 
übereingekonunenen  Zeit,  deren  Höchstbetrag  nicht  5  Jahre  überschreiten 
kann  (Art.  815),  die  endgiltige  Teilung  verlangen  können.  Laorenty  V  Nr.  78 
bestreitet  dem  Vormund  dagegen  überhaupt  das  Becht,  eine  provisorische  Tei- 
lung selbständig  vorzunehmen.  Nach  ihm  steht  allein  dem  Famihenrat  das 
Becht  zu,  zu  entscheiden,  ob  eine  vorläufige  oder  endgiltige  Teilung  vor- 
zunehmen sei.  —  Ist  der  Vormund  der  Meinung,  er  habe  eine  definitive  Tei- 
lung gemacht,  ohne  dass  er  jedoch  die  in  Art.  466  vorgeschriebenen  Formen 
beobachtet  hat,  so  dürfte  dieser  Akt  durchaus  ungiltig  sein,  insoweit  er  den 
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—  Für  Baden  vgl.  auch  noch  in  Betreff  der  Vertretungs- 
liandlungen  des  Vormnnds  für  den  Mündel  die  §§  6,  7,  8,  9,  12 
Abs.  2  D.-W.  f.  V.  Der  Vormund  soll  das  Gutachten  des  Waisen- 
richters über  wichtige  Fragen  seiner  Amtsführung,  wie  namentlich 
daraber  einholen,  ob  bedeutende  Bauten  voi^enommen,  ausser- 
ordentliche Ausgaben  bestritten,  Liegenschaften  erworben,  andere 
als  die  in  §  10  D.-W.  f.  Vorm.  bezeichnete  Klagen  erhoben  werden 
sollen. 

§  18. 

Beehtsverhftltnisse  des  Vormunds  Bum  Mündel  und  zu 
dritten  Personen  im  Zusammenhang  mit  der  Verwaltung 
der  Vormundschaft  —  und  die  Reohtsverhftltnisse  swisohen 
Vormund  und  Mündel  abgesehen  von  der  vormundsohaft- 
lichen  Verwaltung  (d.  h.  die  Beschränkungen  des  Vor- 
munds in  seinen  persönlichen  Beziehungen  zum  Mündel).  *) 

L  Rechtsverhältnisse  des  Vormunds  zum  Mündel 
and  zu  Dritten  Personen  im  Zusammenhang  mit  der 
Verwaltung  der  Vormundschaft. 

Der  Vormund  steht  zum  Mündel  in  Bezug  auf  die  Verwaltung 
der  Vormundschaft  in  einem  Quasimandatsverhältnis  —  es 
liegt  ein  gesetzliches  Mandat  vor. 


försorglicheii  Genuss  überschreitet  —  und  zwar  sowohl  ungiltig  ^  die  dabei 
beteiligten  volljährigen  als  auch  minderjährigen  Teüungsgenossen. 

Vgl.  Valette^  ExpHcation  sommaire,  pag.  271. 

Nach  einer  anderen  Ansicht  sind  nur  die  Minderjährigen  nicht  an 
diese  Teilung  gebunden,  während  es  die  Volljährigen  gegenüb^  den  Minder- 
jährigen sind:  denn  die  volljährigen  Erben  können  die  Teilung,  in  welcher 
Form  immer  sie  wollen,  vornehmen —  Art.  819,  die  Ungiltigkeit  einer  Über- 
einkunft zwischen  Personen ,  welche  fähig  sind ,  Verträge  abzuschliessen  mit 
solchen,  welche  diese  Fähigkeiten  nicht  besitzen,  kann  nur  durch  diese  letz- 
teren geltend  gemacht  werden.  Vgl  Dalloz  1869,  2,  112  u.  Dalloz  1869, 
1,  373  n.  DaUoz  1876,  1,  317,  SIrej  1875,  I,  117.  Siehe  auch  Amtz,  I 
Nr.  743,  Alibrj  et  Bau,  §  623  Anm.  15— 18  und  Demolombe,  XY  Nr.  690,  691 . 

Sehr  richtig  bemerken  Anbry  et  Ban  a.  a.  0.  o.  Laurent,  X  Nr.  284  fF., 
welcher  auch  diese  Ansicht  teüt,  dass  die  Volljährigen  die  Minderjährigen 
nach  erreichter  Volljährigkeit  zur  Erklärung  zwingen  können,  ob  sie  an- 
fechten. Dies  Mittel,  sie  zu  dieser  Erklärung  zu  zwingen,  kann  in  Baden 
unter  Umständen  die  Feststellungsklage  des  §231  R.-C.-P.-0.  sein. 

Siehe  auch  Zaeharlft-Dreyer,  I  §  113  Anm.  31  u.  Text  sowie  IV  §  623 
Anm.  9  u.  Text  — 

*)  Zaebarift-Dreyer,  I  §§  115, 116;  Stabe!,*  §  44;  Bebagbel,  I  §§74  u.  7&. 
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Hieraus  ergeben  sich  nachstehende  Folgerungen: 

1.  Der  Voimund  haftet  dem  Mündel  aus  den  Handlungen  der 
vormundschaftlichen  Verwaltung  fiir  omnis  culpa  —  praestat  levem 
culpam.    Art.  450.  ^) 

Um  dieser  Haftung  eine  sichere  Unterlage  zu  geben,  an 
welcher  sich  der  Mündel  erholen  kann,  hat  das  Gesetz  das  Mündel- 
pfandrecht an  den  Liegenschaft;en  des  Vormunds  geschaffen.  Art.  2121. 
Siehe  auch  §  13  d.  W. 

2.  Wenn  der  Vormund  als  solcher  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  gesetzlichen  Vollmacht  handelt,  so  verpflichtet  und  berechtiget 
er  nur  den  Mündel  und  nicht  sich  gegenüber  dem  Dritten.  Dies 
der  Sinn  der  Regel:  Factum  tutoris,  factum  pupilli. 

Die  vom  Vormund  in  solcher  Weise  vorgenommenen  Rechts- 
handlungen sind  rechtlich  so  zu  beurteilen,  als  ob  sie  der  Mündel 
selbst  als  Volljähriger  vorgenommen  hätte.  Art.  450  u.  Arg.  Art.  450, 
1997,  1998. 

Ja,  man  muss  sogar  sagen:  Diese  Regel  gilt  selbst  für  den 
Fall,  dass  der  Vormund  bei  Vornahme  seiner  Handlungen  als  Vor- 
mund nicht  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Vollmacht  gehandelt, 
sondern  die  für  ihre  Giltigkeit  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Er- 
fordernisse und  Förmlichkeiten  nicht  eingehalten  hat:  Denn  der 
Mindeijährige  kann  diese  Handlungen  nicht  einfach  als  Handlimgen 
eines  Mandatlosen  verwerfen. 

Dies  folgt  aus  Art.  1304,  wonach  dem  Mindeijähiigen  nur 
das  Recht  zusteht,  mit  der  in  10  Jahren  vor  seiner  Volljährigkeit 
an  verjährenden  Anfechtungsklage  in  solchen  Fällen  anzufechten. 

Dem  steht  der  Art.  1998  nicht  entgegen,  denn  er  handelt 
nur  vom  eigentlichen  Mandat  und  hebt  nicht  das  besondere  Recht 
der  Bevormundeten  auf 

0  Er  hat  nämlich  das  Mündelvermögeu  wie  ein  gater  Hausvater  zu 
verwalten  —  hierin  stimmt  das  französ.  Recht  mit  dem  röm.  Recht  überein 
und  ist  daher  auch  aus  diesem  zu  erläutern.    Vgl.  Loer6,  ad  Art  450. 

Nach  der  neueren  Daktion  des  römischen  Bechts  nimmt  man  ^  dieses, 
also  auch  f%ir  das  französische  Recht  an ,  dass  der  Vormund  nur  diligentlam 
quam  in  suis  zu  prästieren  habe,  und  lässt  den  Vormund  für  levis  culpa  nur 
vorbehaltlich  des  Gegenbeweises  haften,  dass  er  selbst  in  seinen  Angelegen- 
heiten geringere  Sorgfalt  aufzuwenden  pflegt. 

Vgl.  z.B.  Windsolieid,  Pandekten,  II  §438  Anm.ö.  Bei  der  Be- 
messung der  Verantwortlichkeit  des  Vormund  kommt  jedenfalls  in  Betracht, 
dass  er  kein  Honorar  bezieht.    Siehe  auch  §  16  S.  267  d.  W. 
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Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Richtigkeit  unserer  in  §  17 
d.  W.  aufgestellten  Regel,  wonach  der  Vormund  im  Grundsatz 
alle  Handlungen  der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne  selbständig, 
ohne  Ermächtigung  und  weitere  Formalitäten  vornehmen  kann. 

Abgesehen  hiervon  und  im  Hinblick  auf  das  unter  2  Dar- 
gelegte muss  man  weiter  sagen,  dass  der  Minderjährige,  da  er  so 
angesehen  wird,  als  ob  er  selbst  als  Volljähriger  gehandelt  hat, 
wenn  der  Vormund  innerhalb  der  Grenzen  seiner  gesetzlichen  Voll- 
machten gehandelt,  weder  die  Ungiltigkeit  der  Rechtshandlung  noch 
die  Umstossung  derselben  wegen  Verletzung  (Verkürzung)  herbei- 
iuhren  kann,  das  letztere  ausgenommen  in  den  Fällen,  in  welchen 
auch  ein  Volflähriger  wegen  Verletzung  (Verkürzung)  die  Um- 
stossung herbeifuhren  könnte.  Arg.  Art.  1318  in  Verb.  m.  783 
(Erbantretung),  887  (Erbteilung),  1079  (elterliche  Teilung),  1674 
(Kauf),  1872  (Gesellschaftsteilung).  2) 

Art.  463  und  Art.  1314  sprechen  dies  zwar  nur  aus  für  ge- 
wisse Handlungen  des  Vormunds,  welche  besonderen  Förmlich- 
keiten und  Bedingungen  unterworfen  sind,  diese  Regel  ist  jedoch 
ex  ratione  legis  anwendbar  auch  auf  die  Handlungen,  welche  der 
Vormund  selbständig  ohne  weitere  Förmlichkeiten  u.  s.  w.  vor- 
nehmen kann. 

Wenn  der  Vormund  Rechtshandlungen  vorgenommen  hat  ohne 
Einhaltung  der  besonderen  gesetzlichen  Vorschiiften  und  Förmlich- 
keiten, so  kann  der  Minderjährige,  und  nur  dieser,  nicht  der  Dritte, 
sie  im  Allgemeinen  anfechten  im  Wege  der  Anfechtungsklage 
(Art.  1125),  und  diese  Klage  kann  auch  in  seinem  Namen  durch 
seine  Erben,  Gläubiger  und  den  Vormund  selbst  erhoben  werden 
(abgesehen  von  den  Ausnahmen,  z.  B.  bei  Verpachtungen,  siehe  oben 
§  17  S.  298  u.  ffi  d.  W.) 

Über  die  weiteren  Folgen  der  Handlungen  des  Vormunds  füi* 
den  Mündel,  insbesondere  wenn  sie  gesetzwidrig  sind,  vgl.  §20 
(1.  W. 

Aus  dem  unter  2  aufgestellten  Grundsatz:  Factum  tutoris, 
factum  pupilli  folgt  insbesondere,  dass  der  Vormund  aus  Verti-ägen, 
die  er  als  solcher  eingegangen  hat,  nur  solange  vom  Dritten  be- 

2)  Nicht  anfechtbar  von  Volljährigen  wegen  Verkürzung  sind:  der 
Tauschvertrag  (Art.  1706),  der  Verpfändungsvertrag  (Art  1983  u.  fF.),  der  Ver- 
gleich (Art  2052),  Handelsgeschäfte  (Art.  286  H.-G.-B.) 
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langt  werden  kann,  als  er  Vormund  ist.  Erfolgt  Veruiteilung  des 
Vormunds,  so  wird  in  der  That  der  Mindeij&hrige  verurteilt.  Die 
Frozesskosten,  zu  deren  Tragung  der  Vormund  verurteilt  worden 
ist,  können  daher  nie  in  solchen  Fällen  aus  seinem,  sondern  nm* 
aus  des  Mündels  Vermögens  beigetrieben  werden.  Die  gegen  den 
Vormund  zu  richtende  Klage  aus  der  vormundschaftlichen  Ver- 
waltung wird  übrigens  während  bestehender  Vormundschaft  regel- 
recht nur  gegen  den  Mündel,  vertreten  durch  den  Vormund,  zu 
richten  sein. 

Ausnahmsweise  kann  jedoch  auch  der  Vormund  direkt,  un- 
mittelbar, vom  Dritten  verklagt  werden,  und  zwar  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  Vormund,  sondern  als  Partei  selbst,  und  tritt  in 
diesem  Falle  eine  Ausnahme  von  dem  Satze :  Factum  tutoris,  factum 
pupilli  ein,  nämlich  dann,  wenn  der  Vormund  in  der  Ausübung 
seiner  Befugnisse  sich  gegenüber  dem  Dritten  einer  Gefährde  (dolus) 
schuldig  gemacht  oder  ein  Delikt  (Vergehen)  oder  Quasidelikt 
(Versehen)  begangen  hat,  ^)  vorkommenden  Falls  steht  hier  dem 
Dritten  gegen  den  Minderjährigen  die  Actio  de  in  rem  verso  zu, 
aber  auch  nur  diese  Klage,  da  dieser  für  den  dolus  u.  s.  w.  seines 
Vormunds  nicht  haftet.    Vgl.  auch  noch  Art.  132  C.  d.  pr.  cio.  , 

Wenn  der  Vormund  bei  Vornahme  der  Rechtshandlung  nicht 
als  solcher  gehandelt,  sondern  bei  seinem  Mitcontrahenten  die  Unter- 
stellung erwirkt  hat,  als  ob  er  in  eigenem  Namen  handle,  so  ist 
er  demselben  persönlich  verpflichtet  —  der  Mündel  vorkommenden 
Falles,  eventuell,  nur  wenn  eine  in  rem  versio  für  ihn  vorliegt. 

Hat  sich  der  Vormund  für  die  von  ihm  im  Namen  des  Mün- 
dels *)  vorgenommenen  Rechtshandlungen  verbürgt ,  so  haftet  er 
natürlich  auch  dem  Dritten.    Arg.  Art.  1997. 


3)  Vgl.  auch  Art.  1394,  den  man  auch  für  den  Vormund  in  Betracht 
zieht,  in  sofern  als  man  ihn  fUr  den  Schaden  verantwortlich  erklärt ,  den 
sein  Mündel,  welcher  bei  ihm  wohnt,  anrichtet,  vorbehaltlich  des  Beweises, 
dass  er  die  That  nicht  verhindern  konnte. 

Siehe  darüber  Aubrjr  et  Bao^  IV  §  447,  Anm.  11. 

Aeollas,  11  zu  Art.  13B4,  S.  979  sagt,  die  Logik  spreche  daför,  aber 
andererseits  könne  man  sagen ,  dass  Vermutungen  auf  ihren  Gegenstand  zu 
beschränken  sind,  und  dass  Art.  1384  nicht  vom  Vormund  spricht. 

^)  „Im  Namen  des  Mündels  handeln^  setzt  nicht  notwendig  voraus, 
dass  dies  ausdrücklich  erklärt  wird,  es  kann  sich  auch  aus  facta  conclu- 
dentia  ergeben,  und  dies  ist  gewöhnlich  der  Fall  tmd  genügt,  um  die  Ver- 
tretung in  Gewissheit  zu  stellen. 
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Abgesehen  von  diesen  Fällen,  haftet  der  Vormimd  dem  Diitten 
nicht,  sollten  selbst  seine  im  Namen  des  Mündels  abgeschlossenen 
Rechtshandlungen  wegen  Nichtbeobachtung  der  besonderen  Be- 
dingungen oder  Formvorschriften,  welche  das  Gresetz  vorschreibt, 
auf  Klage  des  Mindeijährigen  für  ungiltig  erklärt  worden  sein. 
Das  Nähere  in  §  20  d.  W. 

3.  Die  dem  Minderjährigen  gegen  den  Vormund  aus  dessen 
Geschäftsführung  zustehende  Klage  auf  Entschädigung,  die  er 
wegen  doloser  oder  kulposer  Handlungen  des  Vormunds  begehren 
kami,  ist  die  Actio  tutelae  directa,  welche  er  quasi  ex  contractu 
(entsprechend  der  Actio  mandati  directa)  gegen  denselben  anstellt 

Sie  verjährt  in  zehn  Jahren,  und  ihre  Verjährung  beginnt 
nicht  von  dem  Tage,  mit  welchem  die  Vormundschaft  des  betr. 
Vormunds  ihr  Endß  erreicht  hat,  zu  laufen,  sondern  viehnehr  von 
der  Volljährigkeit  oder  dem  Tode  des  Minderjährigen  vor  der  Voll- 
jährigkeit (das  letztere  ex  paritate  rationis).    Art.  475.  ^) 

Für  die  Actio  tutelae  contraria  des  Vormunds  gilt  die  ge- 
wöhnliche Verjährungsfrist  des  gemeinen  Rechts  —  die  ordentliche 
Verjährung  —  sie  veijährt  in  dreissig  Jahren  von  der  Nativität 
der  Klage  an.    Art.  2262,  arg.  e  contr.  Art.  475. 

Über  die  Verjährung  der  anderweiten  Klagen  des  Mündels 
gegen  den  Vormund  und  dieses  gegen  jenen,  vgl.  §  26  d.  W. 

n.  Rechtsverhältnisse  zwischen  Vormund  und 
Mandel,  abgesehen  von  der  Vormundschaft  (vormund- 
schaftlichen Verwaltung)  —  d.  h.  die  Beschränkungen 
des  Vormunds  in  seinen  persönlichen  Beziehungen  zum 
Mündel. 

Wenn  man  das  Verhältnis  zwischen  Vormund  und  Mündel, 
abgesehen  von  der  vormundschaftlichen  Verwaltung,  die  persön- 
lichen Beziehungen  zwischen  Beiden,  ins  Auge  fasst,  so  greifeq. 
hier  im  Allgemeinen  keine  besonderen  Grundsätze  Platz. 

Das  civilrechtliche  Verhältnis,  in  welchem  der  Mündel  Dritten 
geg^über  stehen,  bezw.  kommen  kann  in  Bezug  auf  Besitz  und 
Erwerbung  von  Rechten,  tritt  in  der  Regel  zwischen  dem  Vormund 
nnd  Mündel  in  derselben  Weise  ein. 

^)  Es  handelt  sich  hier  um  eine  eigentliche  Verjährung  und  uni  keine 
Frist,  sie  ist  also  nicht  von  Amtswegen  vom  Richter  zu  berücksichtigen, 
sondern  nur  dann,  wenn  sie  im  Wege  der  Eini-ede  vorgeschützt  wird. 
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In  der  rechtlichen  SteUung  des  Vormunds  liegt  an  sich  kein 
Grund,  der  diesen  verhinderte,  gegenüber  dem  Mündel  alle  die 
Rechte  zu  besitzen  und  zu  erwerben,  welche  er  gegenüber  Dritten 
haben  kann.  ^)  Mithin  kann  der  Vormund  selbst  während  der 
Dauer  des  vormundschaftlichen  Verhältnisses  gegenüber  der  Person 
oder  dem  Vermögen  des  Mündels  alle  die  Eechte  erwerben,  welche 
auch  ein  Dritter  erwerben  kann  und  umgekehrt  —  m.  a.  W.  in 
diesen  Beziehungen  kann  von  einer  Einheit  der  Personen  zwischen 
Vormund  und  Mündel  keine  Bede  sein. 

Dieser  allgemeine  Grundsatz  erleidet  jedoch  eine  Reihe  von 
Ausnahmen  und  Beschränkungen,  welche  ihren  gesetzgeberischen 
Grund  darin  haben,  dass  der  Vormund  nur  dann  das  Interesse  des 
seiner  Gewalt  Untergebenen  unbefangen  und  erspriesslich  wahren 
könne,  und  dass  deshalb  derselbe  nur  dann  gegen  Übervorteilungen 
und  Beeinträchtigungen  durch  den  Vormund  thunlichst  sicher  ge- 
stellt sei,  wenn  vermögensrechtlicher  Verkehr  zwischen  Beiden 
möglichst  vermieden  wird.  ^) 

Hierin  wurzeln  folgende  Gesetzesvorachriften: 

1.  Der  Vormund  (und  zwar  jeder  Verwaltungsvormund,  also 
auch  der  Nebenvormund  und  Mitvormund)  ist  verpflichtet,  bei  An- 
tritt seines  Amtes  eine  etwaige  ihm  gegen  den  Mündel  zustdiende 
Forderung  zum  Inventar  anzugeben. 

Art.  451  Abs.  2.  Siehe  das  Nähere  hierüber  in  §  16  S.  233 
d.  W. «) 

2.  Der  Voimund  (und  zwar  jeder  Vormund ,  auch  der  Tutor 
ad  hoc,  jedoch  nicht  der  Gegenvonnund ,  es  wäre  denn,  dass  er 
an  Stelle  des  Vormunds  handelt,  siehe  §  25)  kann  während  der 
Dauer  seiner  Verwaltung  kein  Vermögensstück  des  Mündels  (weder 
bewegliche  noch  unbewegliche  Güter)  in  irgend  einer  Form,  sei  es 
im  Wege  der  öflfentlichen  Versteigerung  oder  des  Privatkaufs, 
kaufsweise  erwerben. 

Art.  450  Abs.  3  in  Verb.  m.  Art.  1596  Abs.  2. «) 


6)  So  zutrefTend  Behaghel,  I  §  75  a.  A. 

7)  So  zutreffend  Behaghel,  I  §  75  a.  A. 

8)  Vgl.  auch  Urteil  des  Oberhofgerichts  in  Mannheim  v. 
28.  Febr.  18G5  (in  Annalen,  XXXI  S.  198),  femer  IU.6.*E.  v.  9.  Juli  1889 
(in  Annalen,  LVI,  S.  1). 

9)  Der  Vormund  kann  weder  das  eine  noch  das  andere  in  indirekter 

Weise  thun. 
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Dieses  Verbot  erleidet  jedoch  eine  Ausnahme  in  Betreff  der 
Güter,  hinsichtlich  derer  der  Vormund  mit  dem  Mfindel  in  un- 
geteiltem Miteigentum  steht.  Werden  sie  behnfs  der  G^mein- 
schaftsaufhebung  öffentlich  versteigert,  so  kann  der  Vormund  mit- 
steigern  und  sich  so  den  Zuschlag  erteilen  lassöi.  Art.  577  b  g 
des  bad.  Landr.,  Art.  815.  Hierbei  dürfte  jedoch  der  Mündel  durch 
einen  Tutw  ad  hoc  zu  vertreten  sein.    Art.  460  u.  888. 

Eine  weitere  Ausnahme  dürfte  auch  dann  eintreten,  wenn  der 
Vormund  selbst  der  betreibende  (Hypothekar-)  Gläubiger  ist  und 
der  Gegenvormund  den  Mündel  (deshalb)  vertritt.  ^®) 

Eine  dritte  Ausnahme  nimmt  man  auch  noch  dann  an,  wenn 
es  sich  um  eine  Liegenschaft  handelt,  woran  dem  Vormund  oder 
dem  Mündel  das  Eigentum  und  zugleich  dem  einen  oder  andern 
der  Niessbrauch  zusteht  —  also  woran  dem  Vormund  das  Eigentum 
mid  dem  Mfindel  der  Niessbrauch  zusteht  —  hier  nimmt  man  an, 
der  Vormund  könne  den  Niessbrauch  kaufen  — ,  oder  woran  dem 
Mandel  das  Eigentum  und  dem  Vormund  der  Niessbrauch  zu- 
steht, hier  nimmt  man  an,  der  Vormund  könne  die  Liegenschaft 
kaufen.  ^  ^) 

»raiolombe,  VII  Nr.  755,  Sirey  1844,  2,  255. 

Vgl  auch  Zaeharift-IHreyer,  11  §  351  Anm.  6  u.  Text. 

*o)  Vgl.  GhavTeaii  svr  Garr6,  quest.  2595;  Denolombe,  VII  Nr.  753 
(es  wäre  nicht  billig  und  gerecht,  sollte  seine  Eigenschaft  als  Vormund  die 
rechtmässige  Ausübung  seines  Gläubigerrechts  aufheben). 

ti)  Yaletle,  Cours  de  Code  civil,  I  p.  550;  SlreylSM,  2,  406;  Dallos 
1856.  %  228;  ZaehariS-Dreyer,  I  §116  Anm.3a.E.;  Lanreat,  XXIV  Nr.  45. 
Das  Gesetz  wollte  eben  durch  die  Vorschriften  der  Art.  450  Abs.  S  u.  1596 
nicht  gerade  Alles  verbieten,  was  dem  Vormund  zum  Vorteil  gereichen 
könnte,  sondern  es  wollte  ihn  nur  nicht  in  Zwiespalt  zwischen  seiner  Pflicht 
und  seinen  Vorteil  bringen.  Als  Vormund  ist  es  seine  Aufgabe,  den  Preis 
der  Gater  des  Mündels  soviel  wie  möglich  in  die  Höhe  zu  treiben  und  mit- 
hin die  Kauflustigen  in  möglichst  grosser  Zahl  herbeizuziehen;  wäre  es  ihm 
mm  gestattet  —  in  der  Begel  —  selbst  zu  kaufen,  so  läge  es  in  seinem 
Vorteil,  die  Bieter  durch  unrichtige  Unterweisungen  über  den  Wert  des 
Kanfgegenstandes  ferne  zu  halten.  Dies  wollte  das  Gesetz  vermeiden,  bezw. 
nnmöglich  machen.  Siehe  Moarlon,  I  Nr.  1202  u.  Baitdry-LacuitlHerie,  I 
Nr.  1074  Ziff.  4. 

Abgesehen  von  den  angeführten  Ausnahmen  ist  die  Begel  streng 
aufrecht  zu  erhalten,  m.  a.  W.  das  Verbot  streng  auszulegen. 

Es  ist  auch  anzuwenden  bei  der  auf  Betreiben  der  Gläubiger  erfolgen, 
den  Zwangsversteigerung  der  Mündelgüter  —  es  wäre  denn,  dass  der  Vor- 
mund als  Hypothekargläubiger  solche  betreibt. 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  21 
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Nach  der  hen^chenden  Ansicht  sind  die  gegen  das  Verbot 
der  Art.  450  Abs.  3  und  1596  abgeschlossenen  Käufe  nicht  absolut 
ungiltig  —  nichtig  — ,  sondern  nur  relativ  ungiltig,  d.  h.  anfechtbar, 
und  zwar  nur  relativ  anfechtbar,  indem  sie  allein  vom  Minder- 
jährigen, bezw.  dessen  Rechtsnachfolgern  und  Gläubigem  angefochten 
werden  können.  ^^) 

3.  Der  Vormund  kann  Güter  des  Mündels  weder  pachten  noch 
mieten,  es  wäre  denn,  dass  er  den  Vertrag  mit  dem  G^envonnund 
abschliesst,  der  dazu  vom  Familienrate  ermächtigt  ist.  Art.  450 
Abs.  3.  Handelt  er  gegen  das  Verbot,  so  hat  der  Mindeijährige, 
und  nur  dieser,  bezw.  seine  Eechtsnachfolger  und  Gläubiger,  das 
Recht  der  Anfechtung  (relative  Anfechtbarkeit).  *•*) 

In  Bezug  auf  den  zulässig  abgeschlossenen  Pacht-,  bezw. 
Mietsvertrag ,  greift  dann  aber  auch  alles  daq'enige,  was  ich  oben 
in  Betreff  der  Abschliessung  von  Miet-  und  Pachtverträgen  aus- 
geführt habe  —  §  17  S.  284  u.  ff.  — ,  analog  Platz. 

^2)  Dies  ist  die  Ansicht  von  Zacharlä,  n  §  351  Anm.  14  a.  Text; 
Dvranton,  XVI,  139,  TroplonsT}  De  la  vente,  Nr.  194,  siehe  auch  Dalloi  1885, 
101  (Urteil  des  Kassationshofs  zu  Paris  v.  18.  Nov.  1884),  wonach  die 
Nichtigkeit  nicht  public!  juris  ist  und  demnach  Art.  1304  Anwendung  findet. 
So  auch  Anbrj  et  Bau,  lY  §  351  Anm.  119,  Amti,  m  Nr.  940,  Aeollu,  m 
zu  Art.  15%  S.257.  VgL  auch  Baraietti,  EinfEIhrung,  §15,  insbes.Anm«23 
u.  Text,  woselbst  ich  mich  auch  für  die  relative  Anfechtbarkeit  ausgesprochen 
habe,  weil  diese  Bechtsgeschäfte  nicht  im  öffentlichen  Interesse,  sondern 
nur  im  Interesse  bestimmter  Personen  und  zum  Schutze  derselben  (eben  der 
Minderjährigen)  ungiltig  sind. 

Behaghel,  n  §  213  S.  214  (—  u.  I  §  75)  erklärt  einen  solchen  verbots- 
widrigen Verkauf  für  kraft  Gesetzes  nichtig,  sagt  aber,  er  sei  (gleichwohl) 
nur  von  dem  Mündel,  bezw.  seinen  allgemeinen  Bechtsnachfolgem,  anfecht- 
bar —  gemäss  Art  1304;  er  will  offenbar  damit  ausdrücken,  er  sei  relativ 
anfechtbar.  Denn,  was  krafb  Gesetzes  nichtig  ist,  kann  nicht  anfechtbar 
sein  —  es  ist  dies  eine  Contradictio  in  adjecto. 

Vgl.  Baraxettl  a.  a.  O.,  §15  S.  108,  über  die  Begriffe,  bezw.  Unter- 
schiede  von  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit. 

Vgl.  auch  die  vom  Behagliel  a.  a.  0.  angezogenen  Urteile  des 
Oberhofgerichts  zu  Mannheim  v.  13.  Febr.  1841  u.  17.  Dez.  1847  (in 
den  OberhofiBrer.-JAhrb.  N.  F.,  Bd.  TI  346  u.  X  118). 

IS)  Gut  bemerken  Anbrj  et  Bau,  I  §  116  Nr.  2,  dass  die  Ungütigkeit 
die  aus  der  Verletzung  dieses  Verbots  entspringt,  auch  ausgesprochen 
werden  muss  (im  Falle  der  Anfechtung),  wenn  der  Pacht  oder  die  Mlethe, 
welche  anfänglich  mit  einem  Dritten  und  zum  Vorteil  desselben  vom  Vor- 
mund eingegangen  ist,  später  auf  diesen  durch  ein  Rechtsgeschäft,  das  er 
mit  dem  Dritten  abschliesst,  übergeht 
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4.  Dem  Vormimd  ist  es  untersagt,  ein  Recht  irgend  welcher 
Art  oder  eine  Forderung,  welches,  bezw.  welche  einem  Dritten 
gegen  den  Mündel  zusteht,  schenkweise  oder  durch  ein  belastetes 
Rechtsgeschäft  auf  sich  übertragen  (sich  cedieren,  abtreten)  zu  lassen. 
Art.  450  Abs.  3  (le  tuteur  ne  peut  ....  „ni  accepterla  cessio n 
d'aucun  droit  ou  cr&tnce  contre  son  pupille").  Dieses  Verbot  ist 
der  NoveUa  72  Cap.  5  Justinians,  freilich  mit  Modifikationen,  ent- 
nommen. 

Nicht  unter  das  Verbot  fallen:  der  Erwerb  der  Forderung, 
des  Eechts  im  Wege  der  Universalsuccession,  also  durch  Erbschaft 
ab  intestato  oder  durch  Erbvermächtnis  im  Falle  des  Art.  1006, 
m.  a.  W.  wenn  der  Vormund  zu  einer  Intestaterbschaft  berufen  ist 
oder  sich  als  Erb  Vermächtnisnehmer  gemäss  Art.  1006  darstellt  und 
das  Recht,  die  Forderung  einen  Teil  der  Intestaterbschaft,  des 
Erbvermächtnisses  ausmacht,  —  femer  der  Erwerb  der  Forderung, 
des  Eechts  durch  Vermächtnis,  bei  welchem  von  keiner  Universal- 
SQCcession  die  Rede  ist,  sondern,  wodurch  ihm  die  Forderung,  das 
Eeebt  als  Gegenstand  eines  Stückvermächtnisses,  als  Teil  eines  sich 
nicht  als  Universalsuccession  darstellenden  Erbvermächtnisses,  als 
Teil  eines  Erbteilvermächtnisses  zufällt,  —  ferner,  wenn  der  Fall  einer 
subrogatio  in  locum  creditoris  ex  lege  vorliegt,  d.h.  wenn  der 
Vormund  die  Forderung  des  Dritten  gegen  den  Mündel  dadurch  er- 
wirbt, dass  er  (der  Vormund)  eine  Schuld  des  Mündels  in  dem  einen 
oder  andern  der  durch  die  Art.  1251  u.  2029  vorgesehenen  Fälle  tilgt 
und  infolgedessen  kraft  Gesetzes  in  die  Rechte  des  abbezahlten 
Gläubigers  eintritt  —  und  endlich  im  Falle  einer  subrogatio  in 
locmn  creditoris  ex  contractu,  Art.  1250,  es  wäre  denn,  dass 
eineCession  in  die  Subrogation  verschleiert  ist,  was  aber 
nicht  vermutet  wird,  sondern  zu  beweisen  ist.  ^^) 

14)  Dass  die  aufgeffihrten  Fälle  nicht  unter  das  Verbot  der  Annahme 
der  Cession  fallen,  ergiebt  sich  ganz  klar  und  unwiderlegbar  aus  dem  Um- 
stände, dass  bei  ihnen  allen  von  einer  Cession  keine  Bede  ist.  Nach  der 
ganz  bestimmten,  absoluten  Fassung  der  Gesetzesstelle  (Art.  450  Abs.  3) 
le  tuteur  ne  peut  ....  „ni  accepter  la  cession  d'aucun  droit  ou  de  creance 
contre  le  mineur^  ist  nur  die  Annahme  einer  Cession  verboten. 

Daher  sind  u.  a.,  wie  ich  gezeigt  habe,  auch  die  Erwerbungen  im 
Wege  der  Subrogation,  sei  es  der  gesetzmässigen,  sei  es  der  vertragsmässigen, 
nicht  als  unter  das  Verbot  fallend  zu  betrachten.  Die  Subrogation  ist  keine 
Cession,  bei  der  Cession  bleibt  der  Gläubiger  Kreditor,  der  Cessionar  wird 
nor  creditoris  loco  procurator  in  rem  suam,  während  bei  der  Subrogation 

2r 
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Auch  der  Fall  fällt  nicht  unt^  das  Verbot,  wenn  der  Vor- 
mund aus  eigenen  Mitteln  eine  Schuld  seines  Mändels  bezahlt  (ab- 
gesehen vom  Fall  der  Zahlung  mit  Subrogation,  d^  gleichfalls 
nicht  unter  das  Verbot  fällt,  wie  wir  gezeigt  haben)  —  er  erwirbt 


der  ursprüngliclie  Gläubiger  ganz  und  gar  aus  der  Obligation  ausscheidet; 
die  Cession  kann  niemals  geschehen  ohne  einen  WillensaJct  des  Cedenten, 
bei  der  Subrogation  kann  der  Gläubiger  ohne  seinen  Willen  aus  der  Ob- 
ligation ausgestossen  werden,  siehe  Art.  1250  a.  £.,  Art  1351.  Die  Subro- 
gation hat  viele  Ähnlichkeit  mit  der  Novation,  und  zwar  mit  der  Art  der 
Novation  oder  Delegation,  bei  der  eine  Forderung  getilgt  wird  und  ^ne 
neue  Obligation  begründet  wird  mit  demselben  Schuldner,  aber  einem 
anderen  Gläubiger. 

Gleichwohl  ist  die  Subrogation  keine  Novation,  denn  eine  Novation 
der  angeführten  Art  kann  nur  geschehen  mit  der  Einwilligung  des  Schuld- 
ners, wahrend  die  Subrogation  ohne  solche  statthaben  kann,  und  dann  geht 
bei  der  Novation  die  alte  Obligation  unter,  es  tritt  bei  ihr  eine  neue  an 
deren  Stelle,  bei  der  Subrogation  dagegen  bleibt  die  alte  Obligation  durch- 
aus bestehen,  es  findet  nur  Wechsel  des  Gläubigers  statt 

Die  Zahlung  mit  Subrogation  ist  ein  Fall  von  Singularsuccessiou 
ins  Forderungsrecht,  der  einzige  Fall  einer  solchen,  den  das  Gesetzbuch 
kennt  VgL  die  lichtvollen  Ausfuhrungen  BeBEOd's,  Collegienheft,  §  lb*2, 
über  das  hier  in  Bezug  auf  die  Subrogation  und  deren  Unterschiede  von 
Cession  und  Novation  Ausgeföhrte.  Siehe  auch  Zaeharlft-Dreyer,  n  §  321 
Anm.  2  Abs.  2,  woselbst  Pnchelt  die  Darlegungen  Benand^s  a.  a.  O.  (aus 
einem  ältei-en  Collegienhefb,  deshalb  Bezugnahme  auf  §  157  des  Heftes) 
reproduziert. 

Wollte  man  die  Subrogatio  ex  contractu  als  unter  das  Verbot  £ülend 
betrachten,  so  würde  man  damit  überhaupt  dem  Vormund  verbieten,  für 
den  Mündel  zu  zahlen.  Dies  will  man  doch  nicht  und  kann  es  vernünftiger 
Weise  nicht,  und  es  ist  daher  nicht  einzusehen,  daas  der  Vormund,  wenn 
er  aus  seinen  Mitteln  einen  Gläubigei*  des  Mündels  beMedigt,  nicht  von 
Art.  12dl  Nr.  1  Gebrauch  machen  soU.  Zacharü-Dreyer,  I  §  116  Anm.  4  a.  £. 

In  ganz  unzutreffender  Weise  wollen  die  meisten  Schriftsteller  die 
Annahme  der  schenkweisen  Cession  inter  vivos  vom  Verbote  des 
Art.  450  Abs.  3  ausnehmen,  und  stützen  sie  sich  dabei,  so  namentiich 
Demolonbe,  VIL  Nr.  760,  761,  auf  die  gewiss  irrige  Ansicht,  dass  das  Wort 
,,Cession^^  allein  vom  Gesetze  angewendet,  wie  dies  in  Art  4ö3  Abs.  3 
der  Fall,  im  Allgemeinen  nur  von  einer  Cession  zu  verstehen  sei,  die  titolo 
oneroso  stattfinde,  m.  a.  W.  von  der  im  Wege  des  Verkaufs  stattgefundenen 
(^/ession,  was  namentlich  daraus  hervorgehe,  dass  der  Code  Nap.  im  Titel 
,,vom  Verkaufe^  handle  vom  Verkauf  oder  dem  Übertrag,  der  Cession 
von  Forderungen  u.  a.  Rechten  —  vgl.  Art  1689  u.  ff.  Diese  Ansicht  ist 
verwerflich:  es  ist  allgemein  anerkannt,  dass  die  Stellung  der  Cession  unter 
dem  Kaufvertrag  im  Gesetzbuch  verfehlt  ist,  indem  man  nicht  blos  vendendo, 
sondern  auch  dando,  mutando  u.  s.  w.  cedieren  kann,  wenn  auch  zugegeben 
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hier  gegen  den  Mflndel  die  actio  negotiorum  gestorum,  mittels  deren 
er  den  Betrag  des  von  ihm  fiir  den  Mündel  Aufgewendeten  zurück- 
verlangen  kann  (es  liegt  eben  hier  auch  keine  Gession  vor). 


werden  muss.  dass  die  Cession  am  Meisten  beim  Kauf  vorkommt,  weshalb 
sie  auch  bei  diesem  im  G^esetzbuch,  wenn  auoh  nicht  ganz  regelrecht,  ihre 
Darstellnng  findet. 

Da  nun  eine  Cession  auch  unentgeltlich  erfolgen  kaim,  und  Art.  450 
Abs.  3  ganz  allgemein  von  ^Cession*  spricht,  die  Annahme  einer  jeden 
Cession  verbietet,  so  ist  auch,  zumal  auch  die  ratio  legis  dafür  spricht,  die  An- 
nahme einer  schenknngsweise  erfolgten  Cession  dem  Vormund  verboten  — : 
abi  lex  non  distinguit  (et  ratio  dlstinguendi  non  est),  nee  nos  non  distinguere 
debemus. 

Das  ist  richtig,  dass  das  Gesetzbuch,  wenn  es  den  Ausdruck  „Cession" 
allein  gebraucht,  darunter  meistens  nur  die  kaufsweise  Cession  versteht  — , 
dies  ist  der  Fall  in  Art.S41,  1697  u.  1699,  allein  hier  ist  stets  auch  kein 
6nmd  vorhanden  die  schenkweise  Cession  der  Vorschrift  dieser  Artikel  zu 
anterstellen,  aber  in  Art.  450  Abs.  3  gebraucht  das  Gesetzbuch  auch  den 
Ausdruck  ,,Cession^'  allein,  und  doch  ist  hier  jede  Cession,  auch  die  schenk- 
weise darunter  zu  verstehen,  weil  sich  dies  hier  aus  der  ratio  legis  ergiebt; 
die  drei  Artikel  841,  1697  u.  1699  können,  weil  sie  nur  von  der  Cession 
titalo  oneroso  handeln,  nicht  zum  Schlüsse  berechtigen,  dass  auch 
Art.  460  Abs.  3  nur  von  dieser  verstanden  werden  müsse.  Solche  Schlass- 
folgerong  wäre  gezwungen  und  rein  willkürlich. 

Wie  schon  oben  bemerkt,  wird  das  Verbot  des  Art.  460  Abs.  3  auf  die 
Novella  72  Cap.  5  Jnsttnluis  zurückgeführt.  In  dieser  Novella  ist  aber  aus- 
drücklich bemerkt,  dass  das  Verbot  sich  auf  die  im  Wege  des  Verkaufs 
oder  der  „Schenkung"  stattgeftmdenen  Cessionen  erstrecke. 

Warum  soll  dies  —  das  Verbot  der  schenkweise  stattgefundenen 
Cession  nun  nicht  ftlr  das  französische  Recht  gelten,  während  das  Verbot 
der  kaufs weisen  Cession  in  der  Novella  für  jenes  gelten  soll? 

Der  G^anke  der  Redaktoren,  wie  Justtnlans,  war  bei  Au&tellung 
des  Verbots  folgender:  Der  Vormund  soll  nicht  auf  Kosten  des  Mündels 
spekulieren;  dagegen  ist  der  Mündel  zu  schützen.  Es  liegt  die  Gefahi*  nahe, 
dass  der  Vormund,  wenn  er  sich  zum  Cessionar  macht,  die  Titel,  die 
Quittangen,  die  sich  unter  den  Papieren  des  Mündels,  die  er  in  seiner 
Hand  hat,  befinden,  und  welche  unter  Umständen  beweisen,  dass  die  Forde- 
nmg,  die  sich  der  Vormund  codieren  lässt,  nie  bestanden  habe  oder  durch 
Zahlung  des  Rechtsvorgängers  des  Mündels  getilgt  sei,  —  verschwinden 
lasse,  um  die  Spekulation ,  die  er  durch  Annahme  der  Cession  gemacht  hat, 
sich  zu  sichern. 

Die  Zahlung  mit  Subrogation  ex  contractu,  d.  h.  die  Zahlung 
unter  Stipulation  der  Subrogation,  gehört,  weil  sie  eben  keine  Cession  ist, 
wie  bemerkt,  nicht  hierher.  WoUte  man  aber  auch  von  diesem  Grund,  der 
^ein  schon  hinreichend  ist,  absehen,  so  wäre  bei  ihr  keine  besondere  Gefahr 
^r  den  Mündel  zu  befürchten ,  weil  der  Subrogierte  niemals  mehr  verlangen 
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Selbstverständlich  ist  die  Annahme  der  Cession  auch  nicht 
durch  pei*sonae  interpositae  zulässig  —  man  kann  nicht  annehmen 
neque  per  se  neque  per  interpositam  personam.   Arg.  Art.  1596.  — 


kann^  als  er  selbst  gezahlt  hat,  er  läuft  Gefahr  zu  verlieren,  aber  nicht 
zu  gewinnen  (so  spekuliert  niemand,  man  spekuliert  blos  auf  GewiimV 

Hingegen  bei  der  Cession  kann  der  Cessionar  die  ganze  Forderung 
gegen  den  Debitor  cessus  eintreiben ,  auch  wenn  er  einen  geringem  Gessioxis- 
preis  als  den  wirklichen  Betrag  der  oedierten  Forderung  bezahlt  hat.  Die 
lex  Anastasiana  samt  den  aus  ihr  fliessenden  Beschränkungen  ist  dem  Code 
Nap.  unbekannt.  Da  die  Cession  in  Art.  450  Abs.  3  überhaupt  verboten 
ist,  so  ist  auch  von  den  Ausnahmen  des  Art.  1701  bei  der  Begel,  welche  die 
Cession,  namentlich  auch  die  Cession  'streitiger  Rechte  verbietet,  selbstver- 
ständlich keine  Bede;  sie  sind  hier  nicht  anwendbar.  So  zutrefiiond  AooUMi 
1  S.  463. 

Ganz  zutreffend  ist  auch  die  Darlegung  von  Talette,  Ezplication 
sommaiie,  pag.  283  Note,  die,  wie  sie  AcoUas  a.a.  0.  angiebt,  dahin  gebt: 
,JLia  Prohibition  s^applique  non-seulement  k  la  cession  d'une  creance,  mais 
encore  a  celle  d'un  usuiruit  ou  d'un  autre  droit  de  jouissance,  ou  meme  de 
simple  bau  sur  immeuble  du  mineur;  on  doit,  a  fortiori,  Tappliquer  aox 
droits  litigieux  de  toute  nature.  Mais  il  n'y  a  pas  lieu  d*y  soumettre 
les  droits  de  propri^tä,  reconnus  et  incontest^s,  entrainassent- 
ils  pour  les  mineur  des  cons^quences  de  servitude  on  d'obli- 
gation.* 

So  kann  z.  B.  ein  angebliches  Eigentumsrecht  eines  Dritten  an  einer 
Liegenschaft,  überhaupt  an  einem  Gut  des  Minderjährigen  nicht  dem  Vor- 
mund cediert  werden. 

Wenn  dagegen  der  Vormund  ein  Grundstück  von  einem  Dritten  er- 
wirbt, welchem  (Grundstück)  ein  Servitntenrecht  an  einem  Grundstück  des 
Mündels  zusteht,  so  erwirbt  er  damit  giltig  jenes  Servitutenrecht,  da  dieses 
ein  Accessorium  des  herrschenden,  vom  Vormund  erworbenen  Grundst&cks 
ist.  Der  Vormund  kann  im  Wege  der  Cession  mittelbar  zu  dem  Eigentom 
des  Grundstücks  gelangt  sein ,  indem  ihm  z.  B.  der  Dritte  seine  Eigentmns- 
klage  gegen  den  Besitzer  des  Grundstücks  cediert  hat,  und  er  (der  Vormund) 
im  Eigentumsstreit  das  Eigentum  des  Grundstücks  zuerkannt  erhalten  hat 
Geniesst  das  Grundstück  nun  ein  Servitutenrecht,  wie  oben  dargelegt,  so 
schliesst  dies  nicht  aus,  dass  der  Vormund  solches  gegenüber  dem  Mündel 
erworben  hat.  Es  kann  dies  ftir  den  Mündel  eine  sehr  lästige  Sache  sein, 
allein  das  Verbot  des  Art.  450  Abs.  3  steht  nicht  im  Weg. 

Wenn  der  Vormund,  welcher  an  einen  Dritten  eine  Forderung  hat, 
die  Cession  eines  diesem  Dritten  gegen  den  Mündel  zustehenden  Bechts, 
einer  derartigen  Forderung,  als  Zahlung  ftLr  seine  Forderung  angenommen 
hat,  so  genügt  dies  nicht,  um  die  Cession  gegenüber  dem  Mündel  giltig  er- 
scheinen zu  lassen. 

Auch  hier  i^  das  absolut  gegebene  Verbot  des  Art  450  Abs.  3  in  Betreff 
der  Cession  verletzt. 
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(Novella  72  Cap.  5).  Da  das  Gesetz  nur  dem  Vormund  die  An- 
nahme der  Cession  verbietet ,  so  ergiebt  sich  hieraus ,  dass  dies  Ver- 
bot nur  wSlirend  der  Dauer  der  Vormundschaft  besteht  und  nicht 
ffir  die  Zeit  nach  ihrer  Beendigung  (wie  dies  die  Novella  72  Cap.  5 
bestimmte).  Wenn  die  Vormundschaft  in  Betreff  des  Verbots  ihr 
Ende  erreicht  hat,  wenn  sie  überhaupt  als  beendigt  zu  betrachten 
ist,  ergiebt  sich  aus  den  Art.  472,  907,  2045,  wovon  später. 

Art.  450  Abs.  3  hat  nur  das  Verbot  der  Annahme  der  Cession 
durch  den  Vormund,  nicht  aber  die  Folge  der  Übertretung  dieses 
Verbots  ausgesprochen  —  keüie  „Sanktion"  des  Verbotes  angegeben. 

Es  fragt  sich  nun :  Wbs  ist  Rechtens,  wenn  der  Vormund  dem 
Verbot  zuwidergehandelt  hat? 

Die  jetzt  herrschende  und  wohl  auch  richtige  Ansicht  geht 
dahin,  dass  ein  solches  Zuwiderhandeln,  gerade  wie  das  gegen  das 
Verbot  des  Eau&  und  der  Pacht  oder  Miete  der  Güter  des  Mtindels 
durch  den  Vormund  —  Art.  450  Abs.  3,  —  Ungiltigkeit  des  Eechts- 
geschäfts,  also  der  Cession,  im  Gefolge  habe,  die  sich  als  Anfecht- 
barkeit derselben  darstelle,  und  zwar  als  i*elative  Anfechtbarkeit  in 
der  Weise,  dass  nur  der  Mindeijährige  anfechten  kann.  Arg. 
Art.  1125  Abs.  2. 

Es  liegt  hier  ein  Rechtsgeschäft  vor,  dem  die  Ungiltigkeit 
anhaftet,  weil  es  voiTamehmen  verboten  ist;  der  üngiltigkeitsgrund 
wm^elt  jedoch  hier  nur  im  Interesse  des  Mündels,  des  Minder- 
jährigen, er  ist  zum^  Schutze  desselben  eingeführt,  und  ist  hierbei 
die  Anfechtbarkeit  durch  die  Klage  des  Ai*t.  1304  geltend  zu 
machen  (bezw.  durch  die  aus  Art.  1304  abgeleitete  Einrede).  ^^) 

8o  richtig  Attbry  et  Bau,  I  §  116  Nr.  3  Abs.  2  n.  Demolombe,  VII 
Nr.  762. 

^)  Sehr  gut  ftihrt  Aeollas,  I  8.  465  ^  die  im  Text  angenommene, 
auch  nach  seiner  Meinung  richtige,  Ansicht  folgende  Gründe  an: 

a)  Es  giebt  keinen  vemünftigen  Grand ,  die  Cession  zwischen  den 
Cedenten  nnd  Cessionar  nicht  iilr  giltig  zn  halten,  und  es  ist  geradezu  un- 
geheuerlich, dass  der  Vormund  in  seinem  Fehler,  seiner  G^esetzesühertretnng 
selbst  die  Veranlassung  einer  Klage  finde,  mit  welcher  er  einen  Vertrag,  der 
Oun  einzugehen  verboten  war,  umstösst; 

b)  da  der  Gesetzestezt  schweigt,  so  muss  man  die  Begehi  der  Logik 
ZOT  Anwendung  bringen ,  wonach  bei  Verletzung  eines  Verbots  nur  derjenige 
Hich  auf  die  hieraus  entspringende  Ungiltigkeit  berufen  kann,  in  dessen 
Interesse  das  Verbot  eingefiihrt  worden  ist,  und  da  in  unserem  FaU  das  Gesetz 
mit  seinem  Verbot  nur  dem  Minderjährigen  hat  Schutz  angedeihen  lassen 
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Im  Falle  der  Qeltendmachung  der  Ungiltigkeit  durch  den 
Minderjährigen,  wenn  er  gros^ährig  geworden,  oder  während  der 
Minderjährigkeit  vertreten  durch  den  Q^envormond,  tritt  dann 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  ein. 

Der  Cedent  erhält  seine  Forderung  wieder  gegen  den  Minder- 
jährigen.   Hat  zu  dem  die  Cession  kauf s weise  stattgefunden,  so 

wollen,  es  allein  in  seinem  Interesse  gegeben  hat,  so  kann  auch   noi*  der 
Minderjährige  die  Cession  als  ungiltig  anfechten. 

Es  giebt  noch  zwei  andere  Ansichten  bezüglich  der  Folgen,  die  bei 
Missachtang  unseres  Verbots  eintreten. 

Nach  einer  dieser  Ansichten  ist  die  Cession  vollständig  giltig  gegen- 
über dem  Cedenten,  dagegen  ungiltig  zwischen  dem  Vormund  and  dem 
Minderjährigen.  Hieraus  folgert  man:  Die  cedierte  Forderang  ist  erloschen 
—  mithin  gehört  sie  weder  dem  ursprünglichen  Gläubiger,  da  er  sie  cediert 
hat,  noch  dem  Vormund,  da  er  sie  nicht  erwerben  konnte.  Hat  der  letztere 
den  Cessionspreis  bezahlt,  so  verliert  er  ihn,  weil  die  Cession  zwischen  ihm 
und  dem  Cedenten  giltig  ist. 

Dies  war  die  bestimmte  VerfQgung  der  Novella  72  Cap.  5  (siehe  auch 
1.  2  Cod.  ne  liceat  potentioribus  etcj,  man  beruft  sich  zur  Verteidigung  dieser 
Ansicht  hierauf  und  dann,  sagt  man,  hat  Ait.  451  dieselbe  Bestimmung  för 
einen  anderen  Fall  —  siehe  oben  §  16  S.  2dS  d.  W.  Man  sagt,  wenn  der  Vor- 
mund nicht  auf  die  Aufforderung  des  Notars  seine  Forderung  angebe,  so 
verliere  er  sie;  wenn  er  während  der  Vormundschaft  eine  Forderung  gegen 
den  Mündel  erworben  zu  haben  behaupte,  so  müsse  er  sie  gleichfalls  ver- 
lieren —  ex  paiitate  causa.  Das  Letztere  hat  etwas  fär  sich,  allein  die 
Analogie  iöt  doch  weit  hergeholt,  in  Art.  451  wird  präsumiert,  dass  er  keioe 
Forderung  habe,  und  zwar  gegen  ihn  auf  Grund  seines  eigenen  Geständ- 
nisses; diese  Präsumtion  entkräftet  seine  spätere  Behauptung,  er  sei  Gläubiger 
vor  der  Vormundschaft  gewesen.  In  unserem  Falle  dagegen  würde  eine 
ähnliche  Präsumtion  sich  nur  auf  die  Annahme  stützen,  dass  der  Vormund 
ein  Spitzbube  sei. 

Hauptsächlich  aber  spricht  gegen  die  Ansicht,  dass  man  sich  uicht 
auf  das  römische  Becht  hier  berufen  kann.  Die  Novella  72  Cap.  5  enthält 
einePönalbestimmung;  zur  Strafe  verfügt  sie  den  Verlust  der  Forderang. 
Art.  450  Abs.  3  spricht  nicht  von  der  Vernichtung  der  Forderung,  man  kann 
dies  also  auch  nicht  annehmen ,  Strafen  kann  man  nicht  in  das  Gesetz  hinein- 
interpretieren. Die  zu  verwerfende  Ansicht  vertritt  DelTineonrt  zu  Art  i^i^^ 
(Bd.  I  S.  119  Note  2)  u.  Maroad^,  Nr.  IH  zu  Art  450.  Vgl.  dagegen  De««- 
lombe,  VII  Nr.  766,  767. 

Eine  dritte  Ansicht  nimmt  absolute  Anfechtbarkeit  an,  wonach  der 
Cedent,  der  Vormund  und  der  Minor  anfechten  können  —  so  z.  B.  Taullerj^ 
n,  pag.  69,  auch  Zacharlft,  I  §  116  Anm.  4  u.  2. 

Diese  Ansicht  widerlegt  sich  durch  die  Begiündung  der  oben  im  Text 
gegebenen,  jetzt  herrschenden  Ansicht  und  durch  das,  was  in  ich  Anm.  1  j  a.  A. 
unter  a  u.  b  ausgeführt  habe. 
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kann  dann  selbstverständlich  der  Vormund  vom  Cedenten  die  Rück- 
gabe des  Eaufyreises  (Cessionspreises)  mit  der  Condictio  sine  causa 
verlangen  —  ich  sage  selbstverständlich:  denn  die  Cession  ist  un- 
giltig,  mithin  muss  der  Cedent  den  Cessionspreis  zurückgeben,  er 
kann  nicht  zu  einem  doppelten  Bezug  kommen,  zum  Bezug  der 
Forderung  und  zu  jenem  des  Cessionspreises. 

Wenn  der  Minderjährige  dagegen  von  seinem  Anfechtungs- 
recht nicht  Gebrauch  macht,  sondern  lieber  das  Rechtsgeschäft  auf- 
recht erhalten  will  —  er  hat  zwischen  Beidem  die  Wald,  und  solche 
übt  während  der  Vormundschaft  der  Gegenvormund,  nach  erlangter 
Volljährigkeit  der  vol\jähriggewordene  Minderjähiige  aus  — ,  so 
muss  er  m.  E.  dem  Vormund  den  ganzen  Betrag  der  cedierten 
Forderung  und  nicht  blos  den  etwa  geringeren  Cessionspreis  be- 
zahlen. 

Denn  dadurch,  dass  er  nicht  anfechtet,  heisst  er  die  geschehene 
Cession  gut  und  nimmt  den  Vormund  an  Stelle  des  Cedenten  zu 
seinem  Gläubiger  an,  mithin  muss  er  dem  Vormund  als  Cessionar 
gegenüber  gei-adeso  aufkommen,  wie  er  dem  Cedenten  gegenüber 
aufkommen  müsste,  hätte  er  angefochten.  **0 

5.  Der  im  Amte  befindliche  Vormund  kann,   ausgenommen 


^)  Dies  halte  ich  fdr  die  einzig  richtige  Lösung  dieser  Frage,  ich 
befinde  mich  hier  in  Übereinstimmund  mit  Aeollafl^  I  S.  4()6  u.  Valette, 
Explication  sommaire,  pag.  240,  u.  Coars  de  Code  civil,  I  pag.  5öl. 

Anderer  Meinung  sind  kuhrj  et  Bau,  I  §  116  Nr.  3  Abs.  3  Text  u, 
Anm.  10,  die  behaupten,  in  solchem  Falle  habe  der  Minor  dem  Vormund 
nur  den  Cessionspreis  zu  ersetzen  —  als  Grund  geben  sie  an,  dass  der  Vor- 
teil,  den  der  Vormund  dadurch  gemacht  haben  itönne,  dass  er  dem  Ceden- 
ten einen  geringeren  Preis  habe  zahlen  müssen,  als  die  cedierte  Forderung 
beträgt,  —  dem  Minor  gegenüber  nicht  erlaubt  sei,  dass  dieser  vielmehr  be- 
rechtigt sei,  diesen  Vorteil  ftlr  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  weil  der  Vor- 
mund, um  vollständig  die  Pflichten,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt,  zu  er- 
fiiUen.  das  Creschäf't  für  die  Rechnung  des  Mündels  hätte  machen  müssen. 
So  aach  ähnlich  Demolonbe^  VIL  Nr.  768,  der  jedoch  die  Sache  ausserdem 
noch  als  eine  Art  von  droit  de  retrait  für  den  Mündel  auffasst;  er  sagt,  iu- 
'  dem  der  Mündel  nur  den  Cessionspreis  und  nicht  den  etwa  höheren  Betrag 
der  cedierten  Forderung  an  den  Vormund  zu  zahlen  habe,  übe  er  in  Wirk- 
lichkeit ein  Retraktrecht  gegen  den  Vormund  aus. 

Dagegen  mit  Recht  Laurent,  XXIV  Nr.  54  und  die  oben  angegebenen 
Juristen. 

Unsei-e  Ansicht  teilt  auch  Baadrjr-LacaiitiBerie,  I  Nr.  107B  Ziff.  5, 
der  jedoch  nicht  ganz  verständlich  sich  ausdrückt. 
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wenn  er  ein  Ascendent  ist, '')  vom  Minor  weder  mit  einer  Schenkung 
noch  mit  einem  Vermächtnis  bedacht  werden. 

Wenn  der  Minor  das  Grossjährigkeitsalter  erreicht  hat,  oder 
emanzipiert  worden  ist,  so  äussert  dies  Verbot  auch  noch  in  sofern 
seine  Wirkung,  als  der  Minor  seinen  früheren  Vormund  solange 
nicht  in  der  einen  oder  anderen  Weise  freigebig  bedenken  kann, 
als  bis  die  Vormundschaftsrechnung  (die  Schlussrechnung)  abgelegt 
«nd  vom  früheren  Minor  genehmigt  ist.    Art.  907  u.  911.  ^^ 

Eine  entgegen  diesen  Gesetzesbestimmungen  getroffene  frei- 
gebige Verfügung  wird  als  ungiltig  betrachtet,  d.  h.  als  absolut 
anfechtbar,  mithin  kann  sie  von  jedem,  der  beteiligt  ist,  angefochten 
werden,  also  vom  Erben,  vom  Gläubiger  desselben  oder  des  Ver- 
fügenden, von  den  Vermächtnis-  oder  Schenknehmem  (d.  h.  dritten 
Vermächtnis-  oder  Schenknehmem).  ^») 

6.  Eine  jede  Übereinkunft,  welche  zwischen  dem  ge- 
wesenen Vormund  und  dessen  ehemaligem  Mündel,  also  nach  be- 
endigter Vormundschaft  —  zu  dem  Zwecke  getroffen  wird,  um  den 
Vormund  von  seiner  gesetzlichen  Verbindlichkeit  zur  Ablegung  der 
Vormundschaftsrechnung  zu  befreien,  ist  für  den  gewesenen  Mündel 
unverbindlich,  d.  h.  anfechtbar,  es  wäre  denn,  dass  wenigstens  10 
Tage  vor  dem  Abschlüsse  dieser  Übereinkunft  der  Vormund  eine 
detaillierte  Rechnung  über  die  von  ihm  geführte  Verwaltung  auf- 
gestellt und  mit  den  Belegstücken  dem  gewesenen  Mündel  mitgeteilt 
hätte,  und  von  diesem  hierüber  ein  dies  bestätigender  Empfangs- 


17)  nichtig  bemerkt  Zaeharli,  I  §  116  Anm.  5,  dass  der  Stiefvater 
(Art.  396)  nicht  unter  dieser  Ausnahme  begriffen  ist 

iB)  Alles  dies  findet  auch  auf  den  Protutor  u.  Tutor  ad  hoc  Anwendung, 
auch  auf  den  Gegenvormund,  wenn  er  an  der  Verwaltung  teil  genommen 
hat,  d.  h.  im  gegebenen  Fall  den  Mündel  vertritt.  -— 

Der  Grund  des  Gesetzes  ist,  dass  der  Wille  des  Verfügenden  nicht 
frei  war. 

Auf  die  Erben  des  Mündels  dürfte  das  Verbot  nicht  anwendbar  sein, 
wohl  aber  auf  die  Erben  des  Vormunds,  da  sie  die  gleiche  Verantwortlich- 
keftrwi«  dieser  haben.  Demolombe^  Vm  Nr.  87;  Slrey  1860,  I,  549.  Bas 
Verbot  des  Art.  907,  911  darf  nicht  über  seinen  ümfSang  hinaus  interpretiert 
werden;  so  ist  es,  damit  der  Vormund  bedacht  werden  kann,  nicht  nötig, 
dass  er  den  Rechnungsrückstand  bezahlt  habe  u.  s.  w.  Siehe  Antiy  H 
Nr.  1739. 

10)  Amte,  n  Nr.  1750,  siehe  auch  Dalloi  1874,  I,  173,  Urteil  des 
Pariser  Cassationshofs  vom  6.  Aug.  1872.  — 
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schem  ausgestellt  worden  wäre.  Art.  472.  Art.  472  nach  seinem 
AVortlaat  genommen,  besagt  freilich,  dass  jeder  Vertrag  unter  den 
Beiden  nngiltig  ist,  —  allein,  wenn  man  erwägt,  dass  der  Art.  472 
unter  dem  Abschnitt  „Von  den  Vormundschaftsrechnnngen"  steht, 
so  mnss  und  kann  man  ihn  nur  in  der  angegebenen  Weise  aus- 
legen. 

Dies  ergiebt  sich  auch  aus  Art.  2045,  wonach  ein  Vergleich 
über  die  Vormundschaftsrechnung  nngiltig  ist,  wenn  er  nicht  nach 
Massgabe  des  Art.  472  abgeschlossen  worden  ist. 

Nach  Art.  472  ist  relativ  anfechtbar,  d.  h.  anfechtbar  Seitens 
des  Handels  —  der  Vormund  ist  gebunden  — :  jeder  Vertrag 
(trait^),  in  welchem  der  gewesene  Mündel  dem  gewesenen  Vormund 
die  Rechnungsablage,  und  zwar  unmittelbar  oder  mittelbar 
erlässt,  das  Letztere  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  an  Stelle  der- 
selben eine  Schenkung,  eine  Constitutio  dotis  von  Seiten  des  Vor- 
munds stipuliert  wird,  femer,  wenn  dem  Vormund  seine  Schuld  vom 
Minor  erlassen,  oder  von  letzterm  auf  die  Legelhypothek  Verzicht 
geleistet  wird.  2®) 

^)  Der  Ansdruck  „traite^  In  Art.  472  bezieht  sich  eben  auf  jede 
Übereinkiinfb  zwischen  dem  gewesenen  Mündel  und  Vormund,  welche  die 
Beireiimg  des  letzteren  von  seiner  gesetzlichen  Verpflichtung,  Rechnung 
über  die  geführte  Verwaltung  zu  tragen,  bezweckt  —  aber  nicht  auf  andere 
Verträge  zwischen  Beiden,  z.  B.  nicht  auf  den  Verkauf  einer  Liegenschaft, 
welchen  der  gewesene  Mündel  zu  Gunsten  des  Vormunds  genehmigt,  nicht 
auf  den  Vergleich  zwischen  Mündel  imd  Vormund  über  eine  nach  Be- 
endigung der  Vormundschaft  angefallene  Erbschaft.  Diese  Verträge  sind 
vollkommen  gütig,  auch  wenn  sie  vor  Umlauf  der  kritischen  10  Tage  des 
Art  472  abgeschlossen  worden  sind. 

(Der  Verzicht  eines  gewesenen  Mündels  auf  Bechnungsstellung  kann 
auch  angefochten  werden  durch  den  Ehemann  desselben  und  seine  Gläubiger 
~  auch  haben  die  Oessionare  ein  Becht  zur  selbständigen  Anfechtungsklage. 
Dies  ergiebt  sich  alles  aus  der  relativen  Anfechtbarkeit  —  Pnchelt's 
Zeitschrift,  XXH  [1891]  S.  443). 

Es  ist  daher  durchaus  unrichtig,  wenn  Manche  annehmen,  dass  die 
Worte  „tout  trait^^  des  Art  472  alle  Verträge,  selbst  diejenigen,  welche 
der  Yormundschaftlichen  Verwaltung  fremd  sind,  bezeichnen. 

Vgl  auch  Pnehelt's  Zeitschrift,  Bd.  20  (1890),  S.  677  (UrteU  des 
kais.  Landgerichts  Metz,  Civilkammer  v.  21.  Mai  1889).  Da  die  strenge 
Vorschrift  des  Art  472  nicht  ausdehnend  interpretiert  werden  darf,  so  findet 
er  aach  keine  Anwendung  auf  eine  Übereinkunft;,  betreffend  die  Befreiung 
von  der  Rechnungsablage,  zwischen  dem  emanzipierten  von  seinem  Pfleger 
(Kurator)   assistierten   Minor  und    dem    gewesenen   Vormund   (Art.  480). 
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Da  der  Verstoss  gegen  Art.  472  nur  relativ  anfechtbar  ist 
anfechtbar  Seitens  des  Mündels,  so  kann  die  Ungiltigkeit  geheilt 
werden  durch  eine  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Genehmigung 
des  vomährig  gewordenen  Minors,  sowie  auch  durch  die  Yeijährung 
der  Anfechtungsklage  des  Art.  1304  (stillschweigende  Genehmigung) 
oder  der  daraus  entspringenden  Einrede. 

Diese  Heilung  tritt  aber  nur  dann  ein,  wenn  im  Zeitpunkt 
der  erfolgten  Genehmigung  die  durch  Art.  472  für  die  Gütigkeit 
des  Vertrags  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  sind,  —  arg. 
Art  1338.  Dies  findet  auch  Anwendung  auf  den  Fall  der  still- 
schweigenden Genehmigung  infolge  der  durch  Umlauf  von  10  Jahren 
verjährten  Anfechtungsklage  oder  Einrede  des  Art.  1304,  insofern  als 
solche  vom  Tage  der  Erfüllung  der  Bedingungen  des  Art  472  zu 
laufen  beginnt  ^^) 

7.  Wenn  auch  die  Klagen  des  Mündels  aus  einer  Schuld  des 
Vormunds,  gegen  welche  ausnahmsweise  die  Verjährung  gegen  den 
Mündel  während  der  Vormundschaft  läuft  —  Art.  2252  und  2278 
(im  Grundsatz  veij&hren  die  Klagen  des  Mündels  während  der  Vor- 
mundschaft nicht),  nicht  der  Einrede  der  Verjähnmg  seitens  des 
Vormunds  entzogen  sind  —  siehe  §  17  Text  und  Anm.  51  S.  306 


Selbstverständlich  findet  aber  Art.  467  Anwendung,  wenn  sich  der  Vertrag 
als  ein  Vergleich  darstellt  Vgl.  Valette,  Gours  de  Code  civil,  zu  Art  472, 
Ziff.  IV  Abs.  3  S.  580  (im  Gegensatz  zu  Demante,  t.  n  p.  306,  Nr.  236  bis. 
m  und  Demolombe,  Vm  Nr.  76). 

Im  Gegensatz  zu  unserer  Ansicht  befindet  sich  auch  Zaekarift,  I 
§  116  Anm.  IS)  u.  Text  In  Übereinstimmung  mit  uns  befindet  sich 
Laurent,  V  Nr.  163. 

Art  472  findet  femer  keine  Anwendung,  wenn  eine  Übereinkunft  in 
der  oben  bezeichneten  Richtung  zwischen  dem  gewesenen  Vormund  und 
den  Erben  des  Minors  statthat,  und  ebensowenig,  wenn  sie  zwischen  dem 
volljährig  gewordenen  Minor  und  den  Erben  des  Vormunds  abgeschlossen 
wird.    Es  ist  das  Letztere  jedoch  auch  bestritten. 

21)  Auch  ist  die  Genehmigung  stets,  sollte  sie  auch  mündlich  (Art 
1311)  erfolgt  sein,  an  die  Erfordernisse  des  Art  1338  gebunden.  Nur  durch 
die  Bestätigung  mit  den  Erfordernissen  des  Art.  1338  verliert  ein  solches 
Geschäft  die  Anfechtbarkeit 

Vgl.  B.-G.-E.  V.  4.  Febr.  1890  —  in  Sachen  Brumm  g.  die  Stadt 
Baden  ~  in  Pnehelt's  Zeitschrift,  Bd.  21  (1891)  S.  217,  sowie  in  der  filsass- 
L^tlir.  Zeltaehrlft,  Bd.  15,  S.  231. 

Über  die  Heilung  der  relativen  Anfechtbarkeit  durch  Genehmigung 
überhaupt,  vgl.  Baraietti,  Einftihrung  in  das  franz.  Oivih-.,  §  15,  S.  122. 
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d.  W.  — ,  SO  dfiifte  er  doch  thatsächlich  sich  nicht  auf  die  Ver- 
jähning  berofen,  da  er  kein  Interesse  hat  —  denn  tutor  a  se  ipso 
exjgere  debuit. 

Die  Güter  des  Mündels  kann  der  Vormnnd  während  der  Vor- 
mondschaft  nicht  ersitzen  —  Art.  2252,  was  seinen  Grund  in  dem 
Satze  hat,  dass  eben  gegen  Minderjährige  keine  Veijährung  läuft  — , 
diese  Ersitzung  ist  aber  sogar  erst  möglich,  wenn  die  Yormund- 
schaftsrechnnng  abgelegt  und  festgestdlt  ist,  —  auch  wenn  die 
Vol^ährigkeit  des  Mundeis  das  Ende  der  Vormundschaft  herbei- 
geführt hat:  denn  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  ist  der  Vormund 
possesseur  precaire  (Art.  2236),  und  nemo  potest  sibi  ipsi  mutare 
causam  possessionis.  Die  dingliche  Klage  auf  Anerkennung  und 
Heransgabe  des  Eigentums  —  die  rei  vindicatio  —  steht  dem 
Mündel  also  zu  gegen  den  Vormund,  bis  80  Jahre  nach  seiuer 
Grossjfihrigkeit  umlaufen  sind,  wie  geg^  jeden  anderen  Inhaber 
(detentor)  sdner  Güter.    Siehe  auch  §  25  Anm.  28  u.  Text  d.  W. 

Die  Verjährungen  von  Klagen  des  Vormunds  gegen  den  Mündel 
laufen  selbstverständlich  während  der  Vormundschaft  zu  Gunsten 
des  Mündels,  arg.  Art.  2251,  obwohl  der  letztere  kein  Interesse  hat, 
sich  auf  diese  Verjährung  zu  berufen  —  siehe  oben. 

Was  die  während  der  Vormundschaft  „unverjährbaren^' 
Klagen  des  Mündels  gegen  den  Vormund  anlangt  —  und  grund- 
sätzlich läuft  die  Veijährung  nicht  gegen  den  Mündel  Art.  2251  — , 
so  muss  man  unterscheiden:  handelt  es  sich  dabei  um  eine  Schuld 
des  Vormunds  an  seinen  Mündel,  welche  während  der  Vormund- 
schaft entstand^  ist,  und  ist  die  Schuld  während  der  Vormund- 
schaft fällig  geworden,  so  unterliegt  sie  der  Verjährung  des  Art.  475, 
welche  von  der  Grossjährigkeit  des  Mündels  an  zu  laufen  be- 
ginnt — ,  ist  sie  dagegen  erst  nach  Beendigung  der  Vormundschaft 
fällig  geworden,  so  unterliegt  sie  der  Verjährung  des  gemeinen 
Bechts,  und  ebenso  unterliegt  eine  Schuld  des  Vormunds,  welche  vor 
der  Vormundschaft  entstanden  ist,  mag  sie  während  oder  nach  der 
Vormundschaft  fällig  geworden  sein,  dieser  letzteren  Verjährung  zu 
Gunsten  des  Mündels,  d.  i.  eben  der  30jährigen  Verjährung.  22)  Vgl. 
auch  §  26  d.  W. 

«)  So  wohl  zatreüfend  Laurent,  V  Nr.  186,  der  bemerkt,  dass,  wenn 
es  aach  wahr  sei,  dass  der  Vormund  die  vor  der  Vormundschaft  entstandene 
und  während  derselben  fällig  gewordene  Schuld  von  sich  selbst  hätte  ein- 
treiben nnd  Einnahme  für  den  Mündel  buchen  müssen,  und  wenn  er  dies 
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B»    Die  ThäHgkeit  des  Gegenvarmunda,  dessen  Rechte  und 

Pflichten. 

§19. 
Grundsätze.  *) 

Der  Gegenvormund  (Beivormund,  le  tuteur  subrog6)  —  vgl. 
§§  2  u.  12  d.  W.  —  hat  keine  Verwaltungs-,  —  er  hat  viehaehr 
eine  Aufsichtsvormundschaft  (Ausnahmen  finden  in  den  Fällen 
statt,  wo  er  an  Stelle  des  Vormunds  handelt  —  siehe  §  2  d.  W.) 
Sein  Amt  besteht  in  der  Überwachung  der  Verwaltung  des 
Vormunds.  Er  soll  das  Interesse  des  Mündels  stets  wahren  in 
Fällen,  in  welchen  es  gefährdet  ist.  Somit  liegt  ihm  auch  die 
Pflicht  ob,  den  Vormund  auf  die  gewissenhafte  und  genaue  Er- 
iullung  seiner  Obliegenheiten  aufinerksam  zu  machen.  Art.  420 
und  Arg.  higus  Art.    Siehe  auch  §  1  der  bad.  D.-W.  f.  Gegenv.  *) 

Deshalb  kann  der  Gegenvormund  den  Vormund  —  Vater  und 
Mutter  jedoch  ausgenommen  —  durch  den  Familienrat  anhalten 
lassen,  ihm  (dem  Gegenvormund)  periodisch,  doch  nicht  mehr  als 
einmal  im  Jahr  —  Übersichtstabellen  (d.  h.  eben  summarische 
schriftliche  Übersichten)  über  den  Stand  der  vormundschaftlichen 
Verwaltung  vorzulegen.    Art.  470. 

Diese  Vorschrift  ist  für  Baden  dahin  abgeändert,  dass  hier 
keine  solche  Tabellen,  sondern  vielmehr  Rechnungen  über  die 


nicht  gethan,  sie  mit  Zinsen  unter  den  Einnahmen  erscheinen  müsse  — 
diese  Forderung  des  Mündels  nichts  mit  der  Yormundschaftsyerwaltang  zu 
thun  habe.  Würde  man  hier  die  Verjährung  des  Art  475  in  Anwendung 
hringen  wollen,  so  würde  man  hierdurch  den  Mündel  der  30jährigen  Ver- 
jährung berauben,  die  ihm  doch  sicherlich  vor  der  Vormundschaft  zustand. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  dass  er  dies  heneficium  legis  verlieren  soll,  wenn 
der  Schuldner  sein  Vormund  geworden  ist. 

*)  Zftoharift-Dreyer,  I  §§88,  103,  105,  117;  Behaghel,  I  §72. 

*)  §  1  D.-W.  f.  Gegenvorm.  lautet:  „Die  Angabe  des  Gegenvormunds 
ist,  die  Verwaltung  des  Vormunds  sorgfältig  zu  überwachen  und  für  den 
Vorteil  des  Minderjährigen  (bezw.  Mundlosen)  zu  sorgen,  wenn  dieser  gegen 
jenen  des  Vormunds  anstosst    (Art  420,  [505,  509])^. 

„Der  Gegenvormund  ist  verpflichtet,  sein  Gutachten  nach  gewissen- 
hafter Überzeugung  abzugeben,  so  oft  er  in  Angelegenheiten  des  Mündels 
vor  dem  Amtsgeridit,  dem  Notar  oder  dem  Waisenrichter  zur  Meinun^- 
äusserung  aufgefordert  wird."  — 
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TOimimdschafUiche  Verwaltung  dem  Gegenvormund  vorzulegen  (zu 
stellen)  sind,  und  zwar  alle  1—5  Jahre.  Der  Waisenrichter  hat 
hierbei  mitzuwirken,  und  die  Amtsgerichte  haben  die  gehörige 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  Eechnungsstellung  rechtzeitig  erfolge. 
Siehe  §  2  Ziff.  3  und  §  22  R-PoL-G.  verb.  m.  §  16  D.-W.  f.  V., 
§  12  D.-W.  f.  Gegenv.,  §  24  D.-W.  f.  Waisenr.  Siehe  auch  §§  74 
imd  77  R.-P0I.-O.,  wonach  da^  Amtsgericht  selbst  nach  erfolgter 
Prüftmg  der  Rechnungen  durch  den  Ge^nvormund  und  den  Waisen- 
richter eine  Prüfung  der  Rechnungen  vorzunehmen  hat. 

Ausserdem  enthalten  die  Gesetze  in  Bezug  auf  den  Umfang 
d^  Rechte  und  Pflichten  des  Gegenvormunds  noch  folgende 
Bestimmungen: 

1.  Der  Gegenvormund  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  den 
Vormund  in  allen  rechtlichen,  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen 
Angelegenheiten  zu  vertreten,  in  welchen  ein  Widerstreit  der  In- 
teressen des  Vormunds  und  Mündels  vorhanden  ist  oder  in  Aussicht 
steht,  2)  z.  B.  in  etwaigen  Rechtsstreitigkeiten  oder  bei  Pacht- 
verträgen, welche  zwischen  dem  Mündel  und  Vormund  abgeschlossen 
werden  mögen  (zu  welchem  Abschluss  er  jedoch  der  Ermächtigung 
des  Familienrats  bedarf)  —  Art.  450  Abs.  3 ,  auch  in  sonstigen 
aussergerichtlichen  Angelegenheiten.  Vgl.  jedoch  Art.  420  b  (für 
Baden,  siehe  §  2  S.  22)  und  Art.  838. 

Vgl.  für  Baden  insbes.  auch  §§  7,  8,  9  u.  11  D.-W.  f.  Gegen- 
vormünder, §  13  D.-W.  f.  Vorm.  (gilt  auch  ftir  den  Gegenvormund 
in  den  Fällen,  wo  er  zur  Mitwirkung  berufen  ist  oder  an  Stelle 
des  Vormunds  handelt). ') 

2.  Es  soll  der  Gegenvormund,  wenigstens  nach  badischem 
Becht,  wenn  der  Hauptvormund  einer  anderen  Kirche  als  der 
Mündel  angehört,  die  religiöse  Ei'ziehung  desselben  leiten.  Art. 
420b,  arg.  Ai-t.  420  —  siehe  §  5  D.-W.  l  Gegenv.  *)    Über  die 

s)  Vgl.  B..G-E.  Bd.  21,  S.  825  (E.  y.  19.  Okt.  1888),  Oberlandes- 
gericht Karlsruhe  v.  8.  Jan.  1883  in  Annaleii,  Bd.  50,  S.  60. 

•)  §  18  D.-W.  f.  Vormünder  handelt  nämlich  von  den  dem  Vormund 
absolut  verbotenen  Geschäften  (Art.  450,  15%). 

*)  §  5  Abs.  2  D.-W.  f.  G«genvorm.  bestimmt  auch:  „Ist  die  Unter- 
Inringnng  des  Mündels  in  einer  Familie  zur  Zwangserziehung  angeordnet 
ond  ist  der  Gfegenvormund  als  Fürsorger  besteUt  (§6  Abs.  3  des  Ges.  v. 
1  Mai  1886,  Ges.-  u.  V.-BL  XXVI  S.  225),  so  hat  derselbe  nach  den  hier- 
über bestehenden  besonderen  Vorschriften  im  Vereine  mit  dem  Waisen- 
richter die   Leistungen   der  Familie,  welcher  der  Mündel  überwiesen   ist, 


336  Capitel  I.   Die  Vormundschaft. 

religiöse  Erziehung  des  Mündels  während  der  Vormundschaft  über- 
haupt, siehe  §  15  S.  212  d.  W. 

3.  Der  Gregenvormund  hat,  wenn  die  Vormundschaft  erledigt 
wird,  oder  der  Vormund  abwesend  ist,  sofort  die  Ernennung  eines 
anderen  Vormunds  zu  betreiben  (er  selbst  tritt  nicht  von  Rechts 
wegen  in  die  Stelle  des  Vormunds  ein).  Art.  424.  Vgl.  §  3  Abs.  I 
D.-W.  f.  Gegenv. 

4.  Der  Gegenvormund  hat,  im  Falle,  dass  die  Absetzung  des 
Vormunds  ausgesprochen  werden  soll,  die  Zusammenberufung  des 
Familienrats  zu  veranlassen. 

Jeden&lls  muss  er  die  Absetzung  beantragen,  wenn  er  aus 
den  Rechnungen,  Übersichtstabellen  u.  s.  w.  erkennt,  dass  der  Vor- 
mund sich  Unredlichkeiten  in  der  Verwaltung  hat  zu  Schulden 
kommen  lassen,  oder  dass  er  unfähig  zur  Verwaltung  ist.  Art.  446 
Abs.  1  und  arg.  Art.  446  Abs.  1 ,  arg.  Art.  444.  Siehe  auch  §  3 
Abs.  2  und  §  13  D.-\V.  f.  Gegenv. 

5.  Der  Gegenvormund  hat,  weim  erforderlich,  die  gerichtliche 
Bestätigung  der  Familienratsbeschlüsse,  worin  die  Absetzung  des 
Vormunds  ausgesprochen  ist,  zu  betreiben.    Art.  448  Abs.  2. 

6.  Der  Gegenvormund  hat  die  Rolle  des  Beklagten  zu  fiber- 
nehmen, wenn  der  abgesetzte  Vormund  den  Familienratsbeschlnss, 
welcher  seine  Absetzung  ausgesprochen  hat,  angreifen  wiD.  Art.  448 
Absatz  3. 

Für  Baden  vgl.  jetzt  zu  Ziff.  5u.  6  wegen  Art.  448  Abs.  2 
u.  3  den  §24  R.-P0I.-G. 

7.  Der  Gegenvormund  muss  bei  der  Errichtung  des  Inventars 
über  das  Mündelvennögen  mitwirken.  Art.  451  Abs.  1,  vgl.  Art. 
1442.    Siehe  §  6  lit.  a  D.  -W.  f.  Gegenv. 

8.  Die  Fahrnisse,  sowie  die  Liegenschaften  des  Mündels  müssen, 
wenn  ihr  Verkauf  in  Frage  kommt,  in  Gegenwart  des  Gegenvormunds 
versteigert  werden. 

Vgl.  Art.  452,  Art.  459  Urtext  und  für  Baden:  Art.  459  des 
bad.  Landr.  in  der  ihm  durch  das  bad.  Gesetz  v.  26.  April  1886 

sowie  dessen  Verhalten  in  der  Zwangserziehung  persönlich  zu  überwachen 
(Verordnung  v.  27.  Nov.  1886,  Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  L,  S.  540  ff.,  §§  18  ff.)" 

Vgl.  auch  §  12  D.-W.  f.  Waisenr. ;  §  3  Abs.  2  D.-W.  f.  Vorm.  Das 
Gesetz  über  die  Zwangserziehung  und  Vollzugsverordnung  dazu  ist  abgedruckt 
bei  Beattl  a.  a.  O.,  im  Anhang  Nr.  16. 
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gegebenen  neuen  Fassung.    Vgl.  auch  §  6  lit.  b  D.  -W.  f.  Gegenv. 
sowie  §  7  dieser  D.  -W. 

9.  Er  hat  im  Fall  des  Art.  453  den  Sachverständigen  zu  er- 
nennen —  vgl.  Art.  458  Abs.  2.  Für  Baden  geändert;  hier  erfolgt 
die  Schätzung  durch  den  Waisenrichter.  §  64  R.-PoL-G.,  §  126 
Not-Ordn.,  §9  Waisenr.  -  Ordn. 

10.  Er  ist  verpflichtet,  daiHber  zu  wachen,  dass  die  Ein- 
tragung (l'inscription)  des  dem  Mfindel  am  liegenden  Vermögen  des 
Vormunds  zustehenden  gesetzlichen  Unterpfandsrechtes  möglichst 
rasch,  ohne  Verzug,  geschehe,  ja  sie  unter  Umständen  selbst  zu 
besorgen.  Art.  2187.  Art  2187  ist  in  Baden  durch  §  18  des 
Gesetzes  vom  29.  März  1890,  die  Vorzugs-  u.  Unterpfandsrechte, 
aufgehoben.  Es  ist  in  Baden  nunmehr  der  Gegenvormund  ver- 
pflichtet, dem  Amtsgericht  (das  bekanntlich  im  gegebenen  Fall  die 
Eintragung  des  Mfindelpfandrechts  anzuordnen  hat  —  §  4  des 
Unterp&ndges.  und  §  20  R.-Pol.-G.)  Anzeige  zu  erstatten,  wenn 
Veraidassung  vorließ  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  auf  Liegen- 
schaften des  Vormunds  eintragen  zu  lassen,  oder  wenn  bei  Ver- 
änderung der  Verhältnisse  die  Erwirkung  eines  nachträglichen 
Eintrages  auf  weitere  Liegenschaften  oder  für  eine  höhere  Summe 
geboten  erscheint. 

§  4  D.-W.  f.  Gegenvorm.  (neue  Fassung  nach  der  Verordn. 
vom  10.  Juni  1890).  Siehe  auch  §  72  R.-PoL-O.  und  §  14  D.-W. 
f.  Vorm.,  §  18  D.-W.  f.  Waisenr. 

11.  Der  Gegenvormund  soU,  wenn  der  Vormund  die  Minderung 
des  gesetzlichen  Unterpfandsrechts  begehrt,  gehört  werden  und  hat 
wohl  auch  in  einem  hierüber  entstehenden  Rechtsstreite  die  Be- 
klagtenrolle zu  übernehmen.  Art.  2143.  Der  Art.  2143  ist  für 
Baden  aufgehoben  durch  §  18  des  Unterpfands -Ges. 

Vgl.  §  8  des  Unterpfands -Ges. 

Ausser  in  den  aufgeführten  Fällen  hat  der  Gegenvoimund 
keine  Vollmachten,  vormuudschaftliche  Akte  vorzunehmen.  Es  ist 
ihm  nicht  erlaubt,  sich  in  die  Verwaltung  des  Voimunds  ein- 
zumischen, dieser  handelt  in  dieser  Beziehung  allein,  mid  dies  ist 
sein  Recht  und  seine  Pflicht.  Mischt  sich  der  Gegenvormund 
gleichwohl  ein,  so  ist  er  gerade  so  verantwortlich  wie  der  Haupt- 
vormund. 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  22 
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Wenn  der  Gegenvonnund  an  Stelle  des  HaupiTOimunds  han- 
delt, so  ist  er  derjenigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterworfen, 
welche  für  diesen  massgebend  sind  —  vgl.  die  All.  457 ,  461 ,  463 
bis  465,  467.  Handelt  es  sich  hierbei  um  eine  Handlung,  für  welche 
das  Gesetz  die  Mitwirkung  eines  Gegenvormunds  fordert  —  siehe 
Art.  452,  459  — ,  so  ist  es  dem  an  Stelle  des  Hauptvormunds  han- 
dehiden  Gegenvormund  zur  Pflicht  gemacht,  für  den  einzehien  Fall 
beim  Familienrat  (Amtsgericht)  die  Ernennung  eines  besonderen 
Gegenvormunds  (eines  Gegenvormunds  ad  hoc)  zu  betreiben.  Vgl. 
§  10  D.-W.  f.  Gegenv. 

In  Bezug  auf  die  ihm  vom  Gesetze  auferlegten  Pflichten  triflPt 
den  Gegenvormund  dem  Mflndel  gegenüber  dieselbe  Verantwortlich- 
keit, welche  der  Vormund  diesem  gegenüber  aus  seiner  Verwal- 
tung hat. 

Er  haftet  en  bon  pere  de  famille,  und  ausserdem  haftet  er 
für  Versehen  in  seinem  Amte  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
fiir  Entschädigung. 

Arg.  Art.  450  in  Verb,  mit  Art.  420,  arg.  Art.  424,  1442, 
2137,  —  Art.  1382  ff.    Vgl.  auch  §  13  D.-W.  f.  Gegenv. 

Der  (^envormund  ist  übrigens  als  solcher  nicht  zur  Rech- 
nungsablage verpflichtet,  und  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  fljidet 
ihm  gegenüber  keine  Anwendung.    Arg.  Art.  2121. 

Mündelgüter  zu  erwerben,  sich  Forderungen  des  Mündels 
cedieren  zu  lassen,  ist  ihm  übrigens  nicht  verboten,  wie  dem  Vor- 
mund, Art.  450, 1596  und  arg.  horum  art.  — :  denn  Verbote  sind 
streng  auszulegen,  und  die  angezogenen  Gesetzesstellen  sprechen 
nur  vom  Vormund. 

Die  Amtspflichten  des  Gegenvormunds  beginnen  mit  der  Er- 
öffiiung  seiner  Ernennung.  Sie  endigen  mit  der  Vormundschaft  als 
solcher.  Das  Nähere  über  den  Beginn  der  Pflichten  des  Gegen- 
vormunds siehe  in  §  12  S.  157  u.  ff.  sowie  §  13  S.  166  u.  ff.  d.  W., 
über  das  Ende  derselben  in  §  12  S.  160  sowie  §  23  d.  W. 

Wenn  die  (Jegenvormundschaft  nur  in  der  Person  des  (Gegen- 
vormunds erlischt,  so  hat  stets  der  Hauptvormund  die  Au&tellung 
eines  neuen  Gegenvormunds  zu  betreiben.  Art.  421,  422.  Ja,  in 
Baden  hat  solche  auch  von  Amts  wegen  durch  das  Amtsgericht 
als  Vormundschaftsbehörde  in  diesen  Fällen  zu  erfolgen.  Art.  425  a 
des  Landr.    §  68  R.  -  Pol.  -  0. 

Das  Nähere  hieiüber  in  §  23  d.  W. 


Abschnitt  L  Die  Vormundschaft  über  Mindeijährige.  339 

C,    Die  rechtlichen  Folgen  des  gesetzwidrigen  Handelns  des 
Mündels  oder  des  Vormunds  insbesondere, 

§  20. 
Grundsätze.  *) 

Der  Sitz  dieser  Lehre  findet  sich  im  Obligationenrecht,  und 
zwar  im  3.  Titel  des  3.  Buchs  des  Code  Nap.,  der  handelt:  ,,Des 
contrats  on  des  obligatlons  conventionelles  en  g^näral^,  hauptsächlich 
in  den  Art.  1124, 1125, 1304  u.  1305  C.  c.  Allein  gleichwohl  muss 
ich  hier  des  Zusammenhangs  wegen  die  wesentlichen  Elemente  dieser 
Lehre  darstellen. 

Wenn  der  Minderjährige  eine  Bechtshandlnng  —  und  hier 
kommen  hauptsächlich  nur  die  vermögensrechtlichen  Handlungen, 
die  Handlungen,  welche  dem  Ereis  der  vermögensrechtlichen  Ob- 
ligationen angehören,  in  Betracht  —  selbst  vorgenommen  hat, 
ohne  die  gesetzliche  Vetretung  seines  Vormunds  (über  die  Fälle, 
in  welchen  der  Mindeijährige,  obwohl  er  die  Bechtshandlnng  selbst 
vorgenommen  hat,  doch  vom  Gesetze  so  angesehen  wird,  als  ob 
der  Vormund  gehandelt  hätte,  weil  dieser  in  einer  Art  mitgewirkt 
hat,  dass  diese  Mitwirkung  rechtlich  als  gesetzentsprechende  Ver- 
tretuDg  zu  betrachten  ist,  als  eine  Handlung,  die  der  Vormund 
selbst  vorgenommen  hat,  erscheint,  und  daher  eigentlich  ausserhalb 
des  Kreises  unserer  hierhergehörigen  Untersuchungen  liegt  —  vgl. 

*)  Zacharift-Dreyer,  I  §§  113,  115,  H  §§  334a,  335a  o.  b;  Stabe!, 
§137;  Biihaghel,  I  §  76,  n  §154.  Vgl.  auch  Baraiettl,  Personenrecht,  §4, 
S.  39  u.  K  —  Baraiettl,  Einf ühnmg  in  das  franz.  Oivilr.,  §  15,  S.  103  a.  ff. 
Inbrj  et  Bau,  IV  §§332—339;  Demolombe,  YU  Nr.  812—825,  Laurent, 
XVI  Nr.  19-55. 

Yorbemerkusg :  Die  nicht  gewaltsenüassenen  Minderjährigen  stehen 
entweder  unter  der  elterlichen  Gewalt  oder  unter  der  vormundschaftlicheu 
Gewalt.  In  der  Regel  handeln  sie,  wie  wir  gezeigt  hahen,  nicht  allein, 
sondern  für  sie  handelt  ihr  Vater  als  ihr  gesetzlicher  Yermögensverwalter 
und  Vertreter  oder  ihr  Vormund  als  ihr  gesetzlicher  Mandatar.  Diese  ver- 
treten jene.  Man  wendet  nun  die  Begeln,  welche  im  Gesetzbuch  ausdrück- 
lich för  die  vormundschaftliche  Verwaltung  aufgestellt  sind,  analog  auch  auf' 
den  Vater  als  den  gesetzlichen  Verwalter  des  Vermögens  seiner  Kinder  an. 
Es  ist  daher  auch  das,  was  über  die  Folgen  des  gesetzwidrigen  Handelns 
des  Mündels  oder  seines  Vormunds  gilt,  analog  auf  das  gesetzwidrige  Hau- 
dein  des  Minderjährigen  oder  seines  Vaters- Verwalters  anzuwenden.  Siehe 
auch  §  9  S.  78  u.  flf.  d.  W.  u.  Laurent,  IV  S.  393,  Nr.  296—316. 

22» 
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§  14  S.  196  u.  if.  d.  W.),  SO  muss  man,  was  die  Folgen  dieses  ge- 
setzwidrigen Handelns  anlangt,  unterscheiden: 

Ob  der  Mindeijährige,  als  er  die  Handlung  vornahm,  noch 
ein  Infans  war,  oder  ob  er  schon  über  das  Alter  der  Infantia 
hinaus  war. 

Obwohl  nach  dem  Geist  des  Gesetzbuches  auch  ffir  die  In- 
fantes  das  Recht  der  Minderjährigen  für  hinreichend  erachtet  wird, 
for  sie,  wie  für  aUe  nicht  Volljährigen,  das  (besondere)  Recht  der 
Minderjährigen  gilt,  so  nimmt  doch  die  heute  herrschende  Ansicht 
an,  dass  die  Rechtshandlung,  die  ein  Kind  vorgenommen  hat,  gar 
nicht  als  eine  solche  anzusehen  ist,  vielmehr  rechtlich  nicht 
existiert,  (Eine  andere  Frage  ist,  ob,  da  der  Vater,  der  Vormund, 
für  den  Schaden,  den  ein  Infans  durch  ein  Vergehen,  Versehen 
[Delikt,  Quasidelikt]  angerichtet  hat,  unter  Umständen  haftet, 
Art.  1384  — ,  nicht  die  den  Schaden  anrichtende  Handlung  des 
Kindes  mithin  doch  als  rechtlich  vorhanden  anzusehen  ist?  — 
aUein  auch  im  bejahenden  Fall  ist  diese  Rechtshandlung  des  Kin- 
des nicht  eigentlich  als  seine  Handlung,  sondern  vielmehr  als  die 
des  verantwortlichen  Vaters,  Vormunds,  zu  betrachten.) 

Mithin  ist  von  einer  Nichtigkeit,  bezw.  Anfechtbarkeit  der 
Handlung  des  Infans  keine  Rede  (es  fehlt  an  dem  Willen  des 
Handelnden,  mithin  an  der  Handlung  —  solche  bindet  weder  den 
Handelnden  noch  den  Gegenteil  — ,  was  nicht  existent  ist,  ist  nicht 
blos  anfechtbar,  nicht  blos  nichtig  —  es  ist  vielmehr  ein  „Nichts"). 

Nach  rein  französischem  Recht  entscheidet  über  die  Frage, 
ob  Jemand  ein  In&ns  ist,  oder  ob  er  über  die  Jahre  der  Infiuitia 
hinaus  ist,  lediglich  das  richterliche  Ermessen. 

War  der  Minderjährige  schon  über  das  Alter  der  Infantia 
hinaus,  als  er  allein  handelte  in  Fällen,  in  welchen  der  Vormund 
für  ihn  hätte  handeln  sollen,  so  ist  seine  Handlung,  weil  nach 
französischem  und  badischem  Recht  in  solchen  Fällen  nur  in 
fingierter  Weise  die  völlige  Willensfähigkeit  ausgeschlossen  ist, 
nicht  als  nicht  vorhanden,  sondern  nur  als  un  giltig  zu  betrachten. 
—  Denn  in  Wii'klichkeit  war  der  Wille  zwar  vorhanden,  aber 
nicht  vollständig  intakt.  ^) 

Das  Gesetz  erkennt  die  vorhandene  natürliche  Fähigkeit  des 
Mindeijährigen,  allein  Rechtshandlungen  vorzunehmen,  im  Grund- 

»)  Vgl.  Barasetti,  Personenrecht,  §  4  S.  43,  44. 
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satz  nicht  an,  ohne  jedoch  hieraus  die  Folgerungen  vollständig  zu 
ziehen.  Art.  1124,  1108.  ^)  In  unserem  Falle  muss  man  flbrigens, 
wie  bei  jeder  Ungiltigkeit  Überhaupt,  unterscheiden:  einerseits,  ob 
die  gesetzwidrig  vorgenommene  Handlung  eine  solche  war,  welche 
als  soldie  durch  das  Gesetz  im  öffentlichen  Interesse,  d.  h.  im  In- 
teresse der  öffentlichen  Ordnung  und  guten  Sitten  —  Art.  6  — 
verboten  ist  (für  Jedermann  und  im  Ibiteresse  der  Staatsburger 
überhaupt  verboten  ist,  z.  B.  Art  791,  IISO,  1131, 1600  u.  a.),  oder 
ob  sie  eine  solche  war,  bei  welcher  es  an  dem  bestimmten  Ver- 
fahren, der  bestimmten  Feierlichkeit  fehlt,  die  im  Gesetze  vor- 
geschrieben ist  unter  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Androhung 
der  Nichtigkeit  (nullit^  textuelle,  nullit^  virtuelle)  — :  hier  liegt 
Nichtigkeit  der  Rechtshandlung,  und  zwar  de  plein  droit,  vor, 
von  einer  weiteren  Anfechtung  ist  hier  keine  Bede,  —  denn  was 
an  und  fflr  sich  nichtig  ist,  bedarf  keiner  Anfechtung;  —  ander- 
seits, ob  die  Handlung  zu  den  ungiltigen  Rechtshandlungen  gehört, 
bei  welchen  das  eine  oder  andere  Angegebene  nicht  zutrifft,  sondern 
bei  welchen  der  ihnen  anhaftende  Ungiltigkeitsgmnd  nur  im  Inter- 
esse bestimmter  Personen  (d.  h.  hier  der  Minderjährigen)  und  zum 
Schutze  derselben  eingeführt  ist  — :  hier  ist  die  Rechtshandlung 
nicht  nichtig,  sondern  nur  anfechtbar,  d.h.  die üngütigkeit kann 
nur  im  Wege  der  Klage  oder  Einrede  herbeigeführt  werden.  Da 
diese  Anfechtbarkeit  jedoch  nur  im  Interesse  des  Mindeijährigen 
(hier)  gegeben  ist,  so  wird  sie  auch  nur  wirksam  durch  Urteil  auf 
Anfechtungsklage  oder  Einrede  des  Mindeijährigen,  bezw.  seines 
Vormunds  für  ihn,  seiner  allgemeinen  Rechtsnachfolger,  der  in 
seinem,  bezw.  ihrem  Namen  auftretenden  Gläubiger  (Art.  1166)  — 
es  liegt  m.  a.  W.,  falls  Anfechtung  zulässig  ist,  nur  relative  An- 
fechtbarkeit vor  —  nur  Anfechtbarkeit  seitens  des  Mindeijährigen, 
sieht  auch  seines  Gegencontrahenten.  Art.  1124  verb.  m.  Art.  1108, 
1125,  1304  ff. 

Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  nicht  der  Mindeijährige  ge- 
handelt hat,  sondern  dass  vielmehr  der  Vormund  die  Rechtshandlung 
in  Vertretung  des  Mindeijährigen  (Art.  450)  vorgenommen  hat,  und 
zwar,  wo  er  sie  vornehmen  dürfte  und  sollte. 

Die  Sache  ist  dann  so  anzusehen,  als  ob  der  Minderjährige 
die  Rechtshandlung  in  seiner  Volljährigkeit  vorgenommen  hat  — 


s)  VgL  Bamiettl  a.  a.  O.,  §  4  S.  43. 
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factum  tutoris,  factum  pupilli  (er  hat  kein  Aufechtungsrecht,  auch 
wenn  ihm  ein  Schaden  zugegangen  sein  sollte  —  er  hat  hier 
höchstens  eine  Klage  auf  Schadenersatz  gegen  den  Vormund  gemäss 
Art.  450). 

Das  Gesetzbuch  sagt  dies  zwar  nicht  ausdrflcklich,  allein  es 
ergiebt  sich  aus  richtiger  Gesetzesauslegung.  ^) 

Sind  vom  Gesetze  im  Falle  der  notwendigen  Vertretung  des 
Mindeijährigen  durch  den  Vormund  wegen  der  Handlungsunfähig- 
keit des  Minderjährigen  zum  Schutze  desselben  noch  besondere  Vor- 
schriften gemacht,  die  der  Vormund  bei  seiner  Vertretung  zu  be- 
obachten hat,  und  hat  der  Vormund  solche  emgehalten,  dann  ver- 
hält es  sich  wie  im  vorstehenden  Fall. 

Hat  der  Vormund  dagegen  die  besagten  Vorschriften  bei  seiner 
Vertretung  nicht  eingehalten,  so  kann  man,  da  er  gesetzwidrig  ge- 
handelt hat,  nicht  mehr  sagen :  factum  tutoris,  factum  pupilli,  sondern 
es  ist  die  Sache  so  zu  betrachten,  als  ob  der  handlungsunfähige 
Mindeijährige  allein  gehandelt  hat,  und  es  ist  ihm  in  diesem  Falle 
ein  Anfechtungsrecht  gegeben.  Art.  1124  in  Verb.  m.  Art.  1108, 
1125,  1304. 

Was  nun  das  Anfechtungsi'echt  des  Minderjährigen,  wenn  er 
allein  gehandelt  hat,  oder  wenn  sein  Vormund  in  der  angegebenen 
Weise  gesetzwidrig  gehandelt  hat,  anlangt,  so  besteht  bezüglich 
desselben,  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Art.  1305  u.  1311,  grosse 
Meinungsverschiedenheit.  Es  ergiebt  sich  zwar  aus  diesen  beiden 
Gesetzestexten,  *)  dass  die  Verträge,  die  Rechtshandlungen,  welche 
den  Minderjährigen  betreffen,  bald  ungiltig  (anfechtbar)  smd  w^en 
Verletzung  (l^on),  bald  ungiltig  (anfechtbar)  wegen  Mangels  der 
Form,  unabhängig  von  jeder  Verletzung;  es  fragt  sich  aber:  in 
welchem  Falle  smd  sie  ungiltig  (anfechtbar)   wegen  Mangel  der 

3)  Siehe  Laurent,  XVI  Nr.  24-34,  Aubrjr  et  Ran,  IV  §  335  Abs.  5 
Text  tu  Anm.  3  u.  4. 

«)  Art.  1305  lautet; 

„La  simple  l^sion  donne  lieu  k  la  reecission,  en  faveiir  dnminear 
non  emancipö  contre  toutes  sortes  de  Conventions;  (et  en  &vear  du 
mlneur  emancip^,  contre  toates  Conventions  qui  excedent  les  bomes  de  sa 
capacite).^ 

Art.  1311  lautet: 

,,Le  mineur  n'est  plus  recevable  ä  revenir  contre  Pengagement  qu'il 
avait  souscrit  en  minorite,  lorsqu'ü  Ta  ratifi^  en  majorit6,  soit  qu*ll  fötnul 
en  la  forme,  soit  qu'il  fut  seulement  sujet  k  restitution." 


Abschnitt  I.  Die  Yormundschaft  über  Minderjährige.  343 

Fonn,  unabhängig  von  jeder  Verletzung?  und  in  welchem  Fall  sind 
sie  ungiltig  (anfechtbar)  wegen  Verletzung?  und  wann  sind  sie  giltig 
und  daher  nicht  anfechtbar?  ^) 

Um  diese  Fragen  zu  entscheiden,  handelt  es  sich  in  ei*ster 
Reihe  um  die  Beantwortung  zweier  Vorfragen,  nämlich:  Welche 
Folgen,  Wirkungen  haben  die  vom  Vormund  vorgenommenen  Rechts- 
liandlungen,  und  welche  Folgen,  Wirkungen  haben  jene,  welche  der 
Minderjährige  vorgenommen  hat? 

Diese  Fragen  alle  sind  Gegenstand  einer  grossen  Meinungs- 
verschiedenheit, imd  stehen  sich  vomämlich  zwei  Systeme 
gegenüber. 

Bevor  ich  des  Näheren  hierauf  eingehe,  ist  in  Kürze  noch 
Einiges  vorauszuschicken. 

Die  Ungiltigkeit  wird  bald  mit  einer  action  en  nullit^,  bald 
mit  einer  action  en  rescission  geltend  gemacht. 

Beide  Klagen  sind  im  älteren  französischem  Recht  durchaus 
verschieden  gewesen. 

Die  action  en  nullite  war  als  Anfechtungsklage  gegen  die 
Verträge  gegeben,  deren  Ungiltigkeit  durch  die  Ordonnanzen  und  die 
Contumes  ausgesprochen  war. 

Die  action  en  rescission  war  gegeben  zur  Anfechtung  von 
Verträgen,  deren  Ungiltigkeit  durch  das  römische  Recht  oder  die 


^)  Man  muss  nämlich,  was  die  Ungiltigkeit  anlangt,  unterscheiden: 
Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit.  Was  nichtig  ist,  bedarf  keiner  Anfech- 
tung, was  anfechtbar  ist,  ist  entweder  anfechtbar  mit  der  action  en  nullit^ 
(richtiger  action  en  annuUabilitö)  des  Art.  1804  (bei  vermögensrechtlichen 
Verträgen)  oder  mit  einer  nicht  unter  Art  1304  faUenden  entsprechenden 
Umstossungsklage  (in  Fällen,  welche  nicht  unter  Art.  1304  fallen  —  also  bei 
anderen  als  vermögensrechtlichen  Handlungen),  oder  mit  der  action  en  res- 
cission im  eigentlichen  Sinn  wegen  Laesion  (welche  auch  nach  Art  1304  in 
10  Jahren  verjährt).    Siehe  hierüber  das  Weitere  im  nachstehenden  Text.  — 

Nichtigkeit  liegt  vor,  wenn  die  Rechtshandlung  von  Anfang  an 
völlig  wirkungslos  (wenn  auch  „nicht^  nichtexistent  ist).  Anfechtbarkeit 
ist  selbst  auch  schon  Ungiltigkeit  Sie  setzt  eine  ungiltige  Bechtshandlimg 
voraus,  welche  aber  zwar  zunächst  rechtliche  Wirkungen  hat,  die  aber  aus 
bestimmten,  dem  Bechtsgeschäfte  innewohnenden  Gründen  beseitigt  werden 
können.  Die  Rechtshandlung,  das  Rechtsgeschäft  --  das  anfechtbare  —  er- 
zeugt zwar  die  beabsichtigte  juristische  Wirkung,  sie  erscheint  aber  als  un- 
fähig (wenn  sie  angefochten  wird),  den  ihr  entsprechenden  thatsächlichen 
Zustand  herbeizuführen,  bezw.  zu  erhalten. 

Siehe  Baraiettl,  Einfuhr.,  §  15,  insbes.  S.  108,  109 ff.  — 
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aequitas  anerkannt  war,  m.  a.  W.  in  Fällen,  in  welchen  das 
römische  Recht  die  Verbindlichkeit  für  ungiltig  erklärt  oder  die 
Restitutio  in  Integrum  gestattet. 

Die  action  en  nullit^  konnte  unmittelbar  bei  den  Gerichten 
erhoben  werden. 

Anders  war  es  in  Betreff  der  action  en  rescission,  hier  musste 
der  Kläger,  bevor  er  seine  Klage  beim  zuständigen  Gericht  erhob, 
sich  in  den  Kanzleien  der  Parlamente  einen  königlichen  Brief  zum 
Behuf  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  —  lettres  de 
rescission  —  auswirken.  Diese  Briefe  gaben  dem  Gericht,  welches 
sodann  mit  der  Klage  befasst  wui*de,  das  Recht,  solcher  stattzugeben 
oder  sie  zu  verwerfen. 

Die  action  en  nuUite  verjährte  in  30  Jahren,  die  action  en 
rescission  dagegen  schon  in  10  Jahren.  ^) 

Im  älteren  Rechte  wurde  die  Rescissionsklage  ausschliesslich 
als  action  en  rescission  oder  action  de  restitution  en  entier  be- 
zeichnet. 

Im  Code  Nap.  sind  beide  Klagen  —  die  action  en  nullite  und 
die  action  en  rescission  —  in  Betreff  ihrer  Veijähiimg  gleichgestellt, 
sie  verjähren  nach  Art.  1304  beide  in  10  Jahren.  Der  Code  Nap. 
wendet  die  Ausdrücke  nullite.  rescission,  restitution  en  entier  unter- 
schiedslos in  den  Fällen  an,  bei  welchen  es  sich  um  eine  Klage 
handelt,  mit  welcher  eine  Einwilligung  zu  einer  vorgenommenen 
Rechtshandlung,  weil  jene  mit  einem  Irrtum,  Zwang  oder  Betrug 
behaftet  ist,  angefochten  wird, ')  während  der  Code  Nap.  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  es  sich  um  eine  Klage  auf  Anfechtung 


6)  Weitere  Details  hierüber  bei  Zacharlä,  II  §  332;  Demolombe,  VI 
Nr.  5  u.  ff.;  Laurent,  XYIU  Nr.  256  u.  ff.;  WamkSnlg  u.  Stein,  französ. 
Rechtsgeschäfte,  U  S.  544  u.  ff. 

In  Betreff  der  lettres  de  rescission,  welche  nur  während  10  Jahreu 
verlangt  werden  konnten,  sagt  ein  altes  Bechtssprtlchwort :  ^Yoies  de  nullite 
n'ont  point  de  lieu."  Dies  wiU  sagen:  die  nullit^,  welche  nicht  auf'  den 
Gesetzen,  den  Ordonnanzen  oder  den  Contumes  begründet  ist,  kann  nicht 
direkt  geltend  gemacht  werden,  weder  durch  Klage  noch  durch  Einrede. 
Man  muss  viebnehr  erst  lettres  de  rescission  erwirken,  um  Kassation  oder 
Eescission  des  Akts  zu  erreichen. 

YgL  Loysel,  Institutes  contumieres,  Nr.  706. 

Ein  Dekret  v.  7./1 1.  September  1790,  Art.  20  u.  21  hat  dies  aufgehoben 
und  angeordnet,   dass  künftig  die  Rescissionsklage  anzustellen  sei,  wie  die 
action  en  nullite  —  durch  direkte  Klage  vor  dem  zuständigen  Richter. 
')  Siehe  Art.  887  Abs.  1,  1110,  Uli,  1113,  1115,  1117. 
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einer  Rechtshandlung,  die  mit  einer  Verletzung  (l^on)  behaftet  ist. 
m.  a.  W.  bei  welcher  es  sich  um  Anfechtung  einer  Rechtshandlung 
wegen  Lftsion  handelt,  sich  niemals  des  Ausdrucks  nulUt^  bedient, 
sondern  nur  der  Ausdrucke  rescission.  restitution,  restituer.  ^) 

Infolge  dieser  Wahrnehmung  gelangt  man  zu  dem  Ei'gebnis^ 
dass  das  Gesetzbuch,  obgleich  es  in  der  Anfechtungslehre  nicht  sehr 
pracise  in  Betreff  seiner  Ausdrucksweise  ist,  gleichwohl  zwischen 
den  actions  en  nullit^  und  den  allein  auf  die  Verletzung  sich  gründen- 
den actions  en  rescissions  untei*scheidet. 

Die  action  en  nullit^  ist  diejenige  Anfechtungsklage,  mit  welcher 
die  Aufhebung  einer  Verbindlichkeit  begehrt  wird,  welche  nicht  alle 
notwendigen  Voraussetzungen  für  ihre  Giltigkeit  in  sich  vereinigt, 
m.  a.  W.  nicht  alle  diejenigen  Voraussetzungen,  welche  ausdrück- 
lich oder  folgungsweise  vom  Gesetz  bei  Strafe  der  üngütigkeit  er- 
heischt werden.  Die  action  en  rescission  im  engeren  Sinn  ist  da- 
gegen diejenige  Anfechtungsklage,  mit  welcher  man  die  UngUtig- 
keitserklärung  einer  Verbindlichkeit  anstrebt,  welche  zwar  an  sich 
giltig  ist,  aber  infolge  deren  man  eine  Verletzung  erlitten  hat.      ^ 

Die  beiden  Klagen  unterscheiden  sich  sowohl  nach  ihrem 
Fandamente,  als  auch  in  Betreff  des  Beweises,  den  Kläger  erbringen 
mnss,  als  in  Bezug  auf  das  richterliche  0£Qzium.  Die  action  en 
nullit^  stützt  sich  darauf,  dass  die  angegriffene  Verbindlichkeit  nicht 
alle  Voraussetzungen  hat,  welche  zu  ihrer  Giltigkeit  gehören.  Der 
Kläger  muss  daher  den  Mangel  dieser  einen  oder  anderen  Voraus- 
setzmig  beweisen.  Ist  ihm  dieser  Beweis  gelungen,  so  ist  der  Klage 
stattzugeben,  wenn  er  auch  keine  Läsion  erlitten  hat.  Die  Res- 
cissionsklage  stützt  sich  auf  die  Läsion.  Nar  diese  ist  zu  beweisen. 
Hat  das  Gesetz  nicht  selbst  das  Mass  der  Läsion  bestimmt,  das 
notwendig  ist,  um  der  Klage  Eingang  zu  verschaffen,  so  kann  der 
Richtei'  die  Klage  verwerfen,  wenn  die,  obgleich  nachgewiesene 
Lasion  zu  unbedeutend  ist  („De  minimis  non  curat  praetor").  **) 

Die  Unterscheidung  zwischen  den  wegen  Handlungsunfaliigkeit 
anfechtbaren  Handlungen  und  denjenigen,  welche  allein  wegen  Ver- 

«)  Siehe  Art.  887  Abs.  2,  13(*5,  1306,  1313,  1674  u.  ff. 

^)  L  4  Dig.  de  in  integrom  restit.  4,  1.  Beide  Klagen  unterscheiden 
sich  auch  noch  dadurch,  dass  die  action  en  rescission  beseitigt  werden  kann 
durch  Anerbieten  einer  genügenden,  die  Läsion  aufhebenden  Schadloshaltung. 
Art. 891,  1681,  1305.  Vgl.  zum  Vorgetragenen:  Aubry  et  Bau,  IV  §  333  u. 
386  Note  12  u.  Text;  Amte,  UI  Nr.  261—268. 
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letziing  anfechtbar  sind,  finden  wir  bereits  in  Betreff  der  Minder- 
jähiigen  bei  den  Eömern. 

Im  römischen  Recht  unterschied  man  in  Betreff  der  Min- 
derjährigen drei  Arten  derselben:  1.  Infantes,  die  Personen 
von  ihi'er  Grebnrt  bis  znm  vollendeten  7.  Lebensjahre. 

Sie  wurden  als  livillenlos  betrachtet ,  sie  waren  unfähig,  ii^end 
eme  Rechtshandlung  vorzunehmen ,  alle  von  ihnen  getroffenen  Über- 
einkommen galten  als  absolut  nichtig  oder  (besser)  als  nicht  vor- 
handen (nicht  existent). 

2.  Impuberes  oder  Pupilli,  die  Personen  über  7  Jahre, 
welche  aber,  je  nachdem  es  Knaben  oder  Mädchen  waren,  noch 
nicht  das  14.  oder  12.  Lebensjahr  vollendet  hatten.  Sie  waren  nicht 
absolut  handlungsunfähig.  Sie  konnten  im  Allgemeinen  die  Rechte- 
handlungen vornehmen,  welche  für  sie  vorteilhaJRb  waren,  aber  sie 
konnten  nicht  über  ihr  Vermögen  verfugen  noch  sich  verpflichten. 

Die  von  ihnen  eingegangenen  Obereinkommen  waren  zwar 
rechtlich  vorhanden,  aber  relativ  anfechtbar.  Sie  selbst  konnten 
die  Ungiltigkeit  geltend  machen,  aber  nicht  diejenigen,  welche  mit 
ihnen  kontrahiert  hatten.  Mit  der  Ermächtigung  (Autorisation) 
ihrer  Vormünder  konnten  sich  die  Impuberes  giltig  verpflichten;  — 
wenn  sie  aber  eine  Verletzung  (laesio)  erlitten  hatten,  so  war 
ihnen  die  volle  Restitutio  in  Integrum  gewährt  gegen  alle  Rechtshand- 
lungen, welche  sie  selbst,  mit  Ermächtigung  des  Vormunds,  vor- 
genommen hatten,  sowie  auch  gegen  diejenigen  Rechtshandlungen, 
welche  der  Vormund  allein  vorgenommen  hatte,  selbst  gegen  die 
regelrechten  Veräusserungen  ihrer  Güter. 

Die  Veräusserungen  ihr^  Güter  ohne  Ermächtigung  der  Obrig- 
keit waren  nichtig,  und  die  Impuberes  konnten  sie  vindizieren, 
vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Veräusserung. 

Die  relative  Ungiltigkeit  der  vom  Impubes  allein  vorgenonunenen 
Rechtshandlung,  so  nahm  man  an,  entsprang  seiner  rechtlichen 
Handlungsunfähigkeit,  unabhängig  von  jeder  Verletzung. 

3.  Die  Minores  (im  eigentlichen  Sinn)  —  Minores  XXV 
annis  — ,  d.  h.  die  Personen  von  ihrem  14.,  bezw.  12.  Lebensjahre 
bis  zu  ihrem  vollendeten  24.  Jahre. 

Sie  waren,  abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  fähig,  alle 
Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  vorzunehmen,  aber  wenn  sie 
durch  diese  Handlungen  eine  Verletzung  erlitten  hatten,  so  konnten 
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sie  volle  Restitutio  in  Integrum  fordern.  Diese  wurde  ihnen  ge- 
währt nicht  blos  gegen  die  Handlungen,  welche  sie  selbst,  ohne 
den  Kurator,  vorgenommen  hatten,  sondern  auch  gegen  alle  Hand- 
langen, welchen  der  Kurator  durch  seine  EinvTÜligung  Giltigkeit 
verliehen  hatte,  oder  welche  er  selbst  für  sie  vorgenommen  hatte. 

Die  in  Integrum  Restitutio  war  ein  prätorisches  Rechts- 
mittel propter  laesionem,  gegeben  gegen  die  Rechtshandlungen, 
welche  nach  CSvilrecht  giltig  waren.  ^") 

Der  Prätor  restituierte  somit  den  Minor  (Impubes  und  Minor 
im  engem  Sinn)  nicht  als  Minor  (denn  das  Civilrecht  erklärte  ihn 
ja  als  handlungsfähig),  sondern  nur  als  „laesus^. 

Hieraus  leitet  sich  die  berühmte  Paränie  der  Neuem  ab: 
^Minor  restituitur  non  tanquam  minor,  sed  tanquam 
laesus."^*)  Das  Nähere  hierüber  —  siehe  auch  noch  in  Anm.  80 
des  vorwürflgen  §. 

Im  „älteren"  französischen  Recht,  d.  h.  im  Rechte,  wel- 
ches in  Frankreich  vor  dem  Code  Napolöon  galt,  verhielt 
sich  die  Sache  folgendermassen:  In  den  Ländern  des  geschriebenen 
Rechts  dauerte  die  Vormundschaft  bis  zum  25.  Jahre.  Der  Min- 
derjährige, welcher  in  einem  genug  vorgerückten  Alter  sich  befand, 
ran  die  Tragweite  seiner  Handlungen  zu  verstehen,  konnte  giltig 
Rechtsgeschäfte  eingehen  ohne  Ermächtigung  (Autorisation) 
seines  Vormunds,  —  wenn  er  aber  eine  Verletzung  erlitten  hatte, 
so  konnte  er  lettres  de  rescission  oder  Restitutio  in  Integmm  über- 
haupt erlangen,  und  zwar  nicht  allein  gegen  die  Handlungen,  welche 
er  selbst,  ohne  Ermächtigung  seines  Vormunds,  sondern  auch 
g^en  diejenigen,   welche  er  mit  Ermächtigung  desselben  vor- 


'<>)  Siehe  Dlgestentltel:  De  in  integrum  restitatdonibus  4,1;  de  mino- 
ribits  XXV  annis  4,4;  femer  Godextitel:  De  in  integrum  restitutione  minorum 
2^2  (n.  22—54).  Nov.  155.  Siehe  auch  Demolombe  YII  Nr.  815  u.  Nr.  32. 
Vgl.  zum  römischen  Recht:  Keller,  Pandekten,  §  103;  T.  Yangerow,  Pan- 
dekten, §  183;  T*  Savlgiiy,  System;  Maynz,  Cours  de  droit  romain,  §§  346, 
^7,  322—324;  Yering  a.  a.  O. ,  §  134. 

11)  Zutreffend  bemerkt  hierzu  Demolombe ,  YII  Nr.  815  S.  586,  dass 
man  diesen  berühmten  Satz  ganz  entgegen  seinem  wahren  Sinn  im  fran- 
zösischen Recht  anwendet  auf  die  von  dem  Minderjäluigen  allein  vor- 
genonunenen  Rechtshandlungen;  denn  diese  sind  doch  nach  Art  1124  fEbr  sich 
lücht  rechtsfähig  —  während  sie  es  nach  römischem  Recht  waren  (der  römische 
Minor  war  capax).  AUein  diese  dem  römischen  Recht  entgegenstehende  An- 
wendung im  iranzösischen  Recht  ist  zweifeUos,  wie  wir  sehen  werden. 
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genommen  hatte,  ja  sogar  gegen  diejenigen  Handlungen,  welche 
der  Vormund  regelrecht  in  seiner  Eigenschaft  als  Vormund  allein 
vorgenommen  hatte J^) 

V7enden  wir  uns  nunmehr  zur  Darlegung  der  beiden 
Systeme,  welche  in  Betreff  der  grossen  Streitfrage  bestehen,  an- 
langend das  Recht  des  Minderj&hrigen  nach  dem  Code  Napol^n,^^) 


^2)  Siehe  Schftffner,  Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frankreichs,  li 
S.  233;  WarnkSnig  n.  Stein,  FranssösicheBechtsgeschichte,  11  Nr.  75  (3—5); 
Pothier,  Obligations,  Nr.  40,  Nr.  52;  Trait^  de  la  procödure  civile,  part  V, 
chap  IV,  Art.  2§1;  Merlin,  Bep.  voce  „Mineur%  Nr.  3.  Gleichwohl  be- 
merkt Potbier,  loc.  cit.  alin.  dem.,  dass  die  Mineurs  nicht  wegen  Läsion 
restituiert  werden  gegen  Geschäfte,  welche  sie  seit  ihrer  Emansdpation  vor- 
genommen haben,  oder  gegen  diejenigen  Geschäfte,  welche  die 
Vormünder  für  sie  vor  ihrer  Emanzipation  vorgenommen  haben, 
wenn  diese  Geschäfte  solche  der  pure  administration  n^cessaire  seien  — 
z.  B.  gegen  Pachtverträge,  welche  iilr  die  gewöhnliche  Zeit  abgeschlossen 
wurden,  gegen  den  Verkauf  oder  Kauf  beweglicher  Sachen  u.  dgl. 

Er  bemerkt  sehr  zutreffend ,  dass  der  Grund  hierftlr  der  Vorteil  der 
Minderjährigen  sei,  weil  sich  sonst  niemand  fände,  der  mit  ihnen,  bezw. 
ihrem  Vormund  contrahieren  möchte. 

Siehe  auch  Amte,  III  Nr.  274;  Demolombe,  VII  Nr.  816. 

13;  Hier  sei  noch  in  Kürze  dargelegt,  welches  die  Fälle  der  Anwen- 
dung der  action  en  nullitö  und  der  action  en  rescission  nach  dem  Code  Nap. 
überhaupt  sind. 

a)  Fälle  der  Anwendung  der  action  en  nullit^.  Hier  handeln 
wir  nm*  von  jenen,  welche  im  7.  Abschnitt  des  5.  Oapitels  des  HL  Buchs, 
Art  1304  ff.  —  vorgesehen  sind  (es  giebt  auch  noch  andere  in  Art  472, 1551  n.  £, 
1596,  1597  u.  1599,  von  welchen  wir  hier  nicht  handeln). 

In  den  Art.  1304  ff.  hat  der  Gesetzgeber  nur  die  eigentlichen  Rechts- 
geschäfte (actes,  Conventions)  im  Auge  —  u.  in  Betreff  dieser  ist  die  action 
en  nuUitd  gegeben: 

a)  Im  Fall  das  Geschäft  auf  den  Mängeln  der  Einwilligung,  nämlich: 
Irrtum ,  Zwang  oder  Betrug  beruht  —  Art.  1804. 

ß)  Für  die  Geschäfte,  welche  aus  der  Handlungsunfähigkeit  des  Ver- 
pflichteten entspringen  Art.  1304.  Diese  Geschäfte  sind  dann  ungiltig,  wenn 
sie  abgeschlossen  wurden  durch  einen  Entmündigten,  eine  Ehefrau,  die 
nicht  ermächtigt  war  (Art  1124),  oder  durch  eine  verbeiständete  Person  ohne 
Mitwirkung  des  Beistands  in  den  Fällen,  wo  solche  Mitwirkung  erheischt 
wird.    (Art.  499  u.  513). 

Hier  übergehen  wir  die  Minderjährigen,  deren  Unfähigkeit  vom 

Gesetz  eine  besondere  Organisation  erhalten  hat,  die  verschieden  von  der 

jener  Personen  ist  —  sie  sind  unfähig,  nicht  was  den  Vertragsschluss 

anlangt,  sondern  vielmehr  unfähig,  sich   durch  einen  Vertrag, 

in  Geschäft  zu  verletzen. 
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die  Anihebung  ihrer  Verbindlichkeit  zu  begehren  — ,  woi*aas 
sich  anch  ergiebt,  dass  die  Folgen  der  rechtswidrigen  Hand- 
hmgen   des  Minderjährigen  oder  des   Vormunds  verschieden,   je 


y)  Die  actions  en  nullit^,  die  beruhen  auf  der  Verletzung  besonderer 
vom  Gesetz  im  Interesse  des  Minderjährigen  und  Entmündigten  vorge- 
schriebenen Formen. 

Diese  Formen  und  die  Geschäfte,  bei  welchen  sie  einzuhalten  sind, 
sind  angegeben  in  den  Art  457—467  Air  die  nicht  emanzipierten  Minder- 
jährigen. Man  muss  sie  wohl  unterscheiden  von  den  Förmlichkeiten,  welche 
für  die  Perfektion  gewisser  Verträge  erheischt  werden,  und  deren  Mangel  die 
Nichtexistenz  des  Geschäfts  selbst  im  Gefolge  hat.  Jene  haben  einen  ganz 
anderen  Charakter:  sie  stellen  in  Wirklichkeit  eine  ergänzende  Voraussetzung 
ihrer  Fähigkeit  dar.  (Der  Code  spricht  in  diesen  Fällen  gleichwohl  nicht 
ausdrücklich  die  Ungiltigkeit  aus,  allein  er  sagt:  man  kann  nicht  ver- 
kaufen, vergleichen  u.  s.  w.  ohne  die  Einhaltung  der  und  der  Formen  —  es 
ist  dies  une  nullit^  virtuelle,  sie  fliesst  aus  dem  Verbot  des  Gesetzes  und 
dem  Zweck,  den  sich  das  Gesetz  vorgesetzt  hat,  indem  es  diese  Vorschrift 
giab  [es  sind  Schutzvorschriften]). 

Die  Action  en  nullit^  steht  nur  zu  dem,  welchem  das  Gesetz  sie  ge- 
wilhren  will,  es  liegt  stets  nur  relative  Anfechtbarkeit  vor  —  arg.  Art  1125. 
Sie  kann  nur  durch  den  Unfähigen,  seine  Erben,  seinen  Vormund,  die 
Gläubiger  (Art.  1166)  ausgeübt  werden. 

Arg.  Art  1311  (Heilbarkeit  —  solche  tritt  nur  bei  relativer  Anfechtbar- 
keit ein)  vgl.  Baraietti,  Einführung,  §  15  S.  122.  Vgl.  auch  Art  1B14,  bezw. 
arg.  Art  1314,  woraus  sich  ergiebt,  dass,  wenn  die  vorgeschriebenen  Formen 
nicht  beobachtet  wurden,  das  Geschäft  mit  der  action  en  nullite  angefochten 
werden  kann.  Wenn  sie  beobachtet  wurden,  kann  es  nicht  damit  angefochten 
werden,  wobei  sich  die  Frage  aufwirft,  ob  das  Geschäft  mit  der  action  en 
rescission  wegen  Läsion  dann  angefochten  werden  kann,  was  im  Nachstehenden 
dargelegt  wird. 

b)  Anwendungsfälle  der  action  en  rescission  —  wegen  Läsion. 
Hier  stellt  das  Gesetz  zwischen  dem  Volljährigen  und  dem  Minderjährigen 
zwei  Hauptunterschiede  auf. 

a)  Erster  Unterschied: 

Für  die  Volljährigen  ist  die  Läsion  im  Prinzip  kein  Eescissions 
(BesÜtutions)- Grund.    Nur  ausnahmsweise  hat  sie  diesen  Charakter. 

Der  C.  Nap.,  der  diesen  Grundsatz  im  Art.  1118  gelegentlich  der  Bechts- 
geschäfte  (Convention)  aufgestellt  hatte,  stellt  ihn  später  in  Art.  1813  von 
neuem  auf,  wobei  er  ihn  aber  verallgemeinert,  indem  Art.  1313  sagt: 

„Die  Volljährigen  werden  nur  wegen  Läsion  restituiert  in 
den  Fällen  und  unter  den  Bedingungen,  welche  das  Gesetzbuch 
ausdrücklich  bestimmt." 

Diese  Fälle  nun,  welche  das  Gesetz  limitativ  aufzählt,  sind:  die 
Annahme  der  Erbschaft  (Art.  783),  die  Teilung  einer  ungeteilten  Vermögens- 
masae  (Art.  887, 1079, 1476, 1872)  und  der  Verkauf  einer  Immobilie  (Ai-t.  1674  . 


360  Capitell.  Die  Vormundschaft. 

nach  dem  man  dem  einen  oder  anderen  Systeme  huldigt,  bem-teilt 
werden«  Das 

I.  System 

ist  folgendes.    Es  unterscheidet: 

1)  Geschäfte,  welche  der  Minderjährige  selbst  vor- 
genommen hat,   d.  h.  in  welchen  er,   anstatt  von  seinem 


Man  hat  eben  diese  engen  Grenzen  hier  gezogen,  um  den  Rechtsgeschätlen 
der  Volljährigen  im  Interesse  von  Handel  und  Wandel  eine  gewisse  Stabi- 
lität zu  geben. 

Für  die  Minderjährigen  dagegen  ist  die  Läsion  eine  allgemeine 
Ursache  der  Besdssion  der  Rechtsgeschäfte. 

Sie  können  solche  nicht  blos  in  denselben  Fällen  und  in 
derselben  Weise  wie  die  Volljährigen  geltend  machen,  sondern 
ausserdem  ist  ihnen  gestattet,  wegen  Läsion  alle  die  Geschäfte 
anzufechten,  welche  sie  selbst  ausserhalb  der  Grenzen  ihrer 
Handlungsfähigkeit  eingegangen  haben. 

Dies  ist  ein  ihnen  vom  Gesetz  gewähi-ter  favor  propter  minorem 
aetatem. 

Man  unterstellt,  dass  sie,  ehe  sie  das  Volljähiigkeitsalter  eiTeicht 
haben,  noch  nicht  genug  Ei-fahrung  und  Urteil  haben,  um  sich  allein  voll- 
ständig verpflichten  zu  können. 

Da  nun  gleichwohl  diese  Unterstellung  oft  thatsächlich  'widerlegt  wird, 
und  ein  vom  Minderjährigen  eingegangenes  Geschäft  ihm  voiteilhaft  sein 
kann,  so  gestattet  ihm  das  G^esetz  nicht,  das  Geschäft  dadurch  umzustossen, 
dass  er  sich  auf  seine  Unfähigkeit  beruft,  es  ermächtigt  ihn  nur,  sich  gegen 
dasselbe  restituieren  zu  lassen,  indem  er  beweist,  dass  er  durch  dasselbe 
verletzt  worden  ist. 

So  begründet  also  die  den  Minderjährigen  besonders  gegebene  action 
en  rescission  ein  persönliches  Privileg  für  dieselben.  Mithin  steht  sie  nur 
ihnen  zu,  nicht  ihren  Mitverpflichteten  (codebiteurs  soHdaires  oder  Bürgen 
—  Art.  1208,  2012  Abs.  2),  nicht  den  Personen,  welche  mit  ihnen  contrahiert 
haben.    (Art.  1125). 

Sie  ist  ein  geldwertes  Becht,  deshalb  geht  sie  auch  auf  die  Erben  der 
Minderjährigen  über  und  kann  durch  Gläubiger  —  Art.  1166 — ausgeübt  werden« 

b)  Zweiter  Unterschied: 

Das  Gesetz  bestimmt  stets  die  Grösse  der  Verletzung,  im  Fall  dem 
Volljährigen  die  Hescissionsklage  gegeben  ist  (Art.  1313  —  „sous  les  con- 
ditions  sp^cialement  exprimäes  par  le  prösent  Code^  — )  vgL  für 
den  Fall  der  Teilung  Art  887,  1079  —  Verletzung  von  mehr  als  1/4,  für  den 
Fall  des  Immobiliarverkaufe  Art.  1674  —  Verletzung  von  mehr  als  7/12. 
I^agegen  bei  der  Bescissionsklage  der  Minderjährigen  bestimmt  das  Gesetz 
.die  Höhe  der  Läsion  nicht.  „La  simple  Idsion^  ist  zu  ihren  Gunsten  schon 
als  Rescissionsgrund  eingeführt  —  mag  sie  noch  so  gering  sein  — 
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Vormund  vertreten  worden  zu  sein,  allein  aufgetreten 
ist. ") 

Diese  Geschäfte ,  welcher  Art  sie  immer  sein  mögen,  süid  un- 
giltig  (anfechtbar),  weil  sie  ein  Handlnngsunf&higer  vorgenommen 
hat  —  mithin  anfechtbar  mit  der  action  en  nullit^  (pour  cause  d'in- 
capacit6) ,  und  zwar  unabhängig  von  jeder  Verletzung  (Läsion)  — 
Art  1124  u.  1304. 

2)  Geschäfte,  welche  durch  den  Vormund  in  den 
Grenzen  seiner  Gewalten  und  gemäss  den  durch  das  Ge- 
setz vorgeschriebenen  Formen  vorgenommen  worden 
sind.**) 

Diese  Geschäfte  sind  ungiltig  (anfechtbar),  wenn  Verletzung 
(Läsion)  vorliegt  —  action  de  rescission  (pour  cause  de  16sion  — 
Art  1305,  1304)  — ,  es  wäre  denn,  dass  eine  besondere  Gesetzes- 
Yorschrift  diese  Anfechtbarkeit  ausschliesst.    (Art.  1314). 

Mithin  sind  alle  die  regelrecht  durch  den  Vormund  vorge- 
nommenen Geschäfte  resdssibel  wegen  etwaiger  Verletzung,^®)  abge- 


Endlich  ist  die  action  en  rescission  den  nicht  emanzipierten  Minder- 
jährigen anders  verliehen  als  den  emanzipierten  Minderjährigen,  wie  dies 
ans  Art.  1305  hervorgeht. 

Das  Nähere  über  die  action  en  noUitä  und  die  action  en  rescission, 
soweit  sie  den  Minderjährigen,  insbesondere  den  nicht  emanzipierten  Minder- 
jährigen zusteht,  ergiebt  sich  ans  meinen  Darlegungen  im  Text 

^4)  Wenn  ich  sage:  ,,anstatt  von  seinem  Vormund  vertreten  worden 
ZQ  sein,"  so  kommt  dem  gleich,  wenn  ich  sage:  „anstatt  von  seinem  Vor- 
mund ermächtigt  worden  zu  sein,"  oder  wenn  ich  sage:  „anstatt  dass  er 
zusammen  mit  seinem  Vormund  gehandelt  hat"  —  denn  solches  Handeln 
kommt  ganz  gleich  dem  Handeln  durch  den  Vormund,  dem  Vertretenseir( 
durch  den  Vormund.    Siehe  §  14  S.  1%  u.  ff:  d.  W.  — 

Dadurch,  dass  der  Vormund  beim  Geschäft  aufgetreten  ist,  hat  er 
eingewilligt  und  sich  dasselbe  angeeignet,  wie  er  sich  dasselbe  auch  ange- 
eignet hat,  wenn  er  vorher  zu  dessen  Vornahme  den  Minderjährigen  er- 
mächtigt hat. 

ift)  Oder  was  das  Gleiche  ist:  Geschäfte,  welche  der  Minderjähiige 
mit  Ermächtigung  des  Vormunds  innerhalb  der  Grenzen  der  Grewalten  den- 
selben und  gemäss  den  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Formen  vorge- 
nommen hat. 

^*)  Der  Vormund  ist  nicht  vereigenschaftet,  den  Minderjährigen  zu 
vertreten,  wenn  es  sich  um  dessen  Ehevertrag  handelt.  Übrigens  kann  der 
Minderjährige  nicht  gegen  denselben  restituiert  werden,  sobald  er  gemacht 
worden  ist  mit  Einwilligung  und  unter  dem  Beistand  derjenigen  Personen, 
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sehen  von  den  Imniobiliarverkäufen ,  Teilnngen,  Erbschaits-  oder 
Schenknngsannahmen,  welche  das  G^etz  den  durch  den  Volljährigen 
vorgenommenen  Handlungen  gleichstellt ,  wenn  die  Formvorschriften, 
welchen  das  Gesetz  sie  unterwirft,  ei-fiillt  worden  sind  (Art.  1314, 
461,  463). 

3.  Geschäfte,  welche  nicht  unter  Beobachtung  der 
vorgeschriebenen  Formen  vorgenommen  worden  sind. 

Diese  sind,  sei  es,  dass  sie  der  Minderjährige  allein,  sei  es, 
dass  sie  der  Vormund  vorgenommen  hat,^^)  ungütig,  d.  h.  anfecht- 
bar wegen  Formmangel,  unabhängig  von  jeder  Verletzung.  Art.  1311, 
(1304).  Action  en  nullit^  im  engeren  Sinn  —  Tacte  est  nul  pour 
d^faut  de  forme.  **») 

n.  System. 

Dieses  unterscheidet: 

1.  Geschäfte,  welche  der  Minderjährige  allein  und 
selbständig  (also  ohne  Ermächtigung  des  Vormunds) 
vorgenommen  hat,  die  sein  Vormund  hätte  vornehmen 
können,  ohne  dabei  eine  besondere  gesetzliche  Form- 
vorschrift erfüllen  zu  müssen.*«) 

Diese  Geschäfte  sind  nur  dann  ungiltig  (anfechtbar),  wenn  sie 
eine  Verletzung  fitr  den  Minderjährigen  enthalten  —  Art.  1305 
(1304)  —  action  en  rescission  pour  cause  de  lesion.^®)  (Nach  dem 
1.  System  ist  ein  solches  Geschäft  ungiltig  (anfechtbar  mit  der 

deren  EinwÜligung  für  die  Giltigkeit  der  Ehe  vom  Gesetz  gefordert  wird. 
Art.  1309,  1398.    - 

*')  Und  zwar  der  Vormund  zusammen  mit  dem  Minderjährigen  oder 
der  Minderjährige,  ermächtigt  vom  Vormund  —  dies  aUes  ist  dasselbe,  wie 
wenn  der  Vormund  die  Geschäite  selbst  vorgenommen  hat 

*8)  Dieses  L  System  mit  seinen  drei  Unterscheidungen  wird  ver- 
treten durch  Tonlller,  VI  Nr.  106,  VII  Nr.  573,  femer  dwcch  Demante, 
Progranmie  du  cours  de  droit  civil,  IE  780—782;   Troplongr,  Vente,  Nr.  166. 

^9)  Der  Minderjährige  hat  z.  B.  sein  GiomdstÜck  verpachtet  nicht  über 
die  Zeit  von  9  Jahren  (freilich  nach  badischem  Recht  wird  hier  Einhaltung 
von  Förmlichkeit  vorgeschrieben  —  siehe  §  17  S.  299  D.-W.),  ein  Pferd  ge- 
kauft  oder  verkauft. 

•^)  £s  wird  also  hier  unterstellt,  dass  der  Minderjährige  eine  Hand- 
lung vorgenommen  hat,  zu  deren  Vornahme  er  nicht  fähig  war  —  un 
acte  qu'O  a  fait  sans  son  tuteur  et  en  dehors  sa  capacite  —  (über  die  Hand- 
lungen ,  zu  deren  Vornahme  er  selbständig  befugt  ist  —  siehe  §  14  S.  19B  ff. 
d.  W.) 
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acüon  en  nnllitö  wegen  Handlungsunfähigkeit  [pour  cause  d'incapa- 
äi/6]  —  Art.  1124  —,  unabhängig  von  jeder  Verletzung  —  siehe 
oben  I.  System  Ziffer  l).^^  Hiernach,  nach  System  11,  muss  der 
Minderjährige  beweisen,  dass  er  das  Geschäft  während  der  Minder- 
jährigkeit vorgenommen  habe,  und  dass  ihm  aus  dem  Geschäft  eine 
Verletzung  zugegangen  sei. 

2.  Geschäfte,  welche  der  Minderjährige  allein  vor- 
genommen hat,  wobei  der  Vormund,  der  sie  hätte  vor- 
nehmen sollen,  gewisse  vom  Gesetz  vorgeschriebenen 
Formen  hätte  erfüllen  müssen,  welche  der  Minderjährige 
nicht  erfüllt  hat. 

Diese  Geschäfte  sind  ungiltig  (anfechtbar)  wegen  Mangel  der 
Form  unabhängig  von  jeder  Verletzung  —  action  en  nullit^  pour 
d6faut  de  formes  —  Art.  1311  (1304).  22) 

3.  Geschäfte,  welche  der  Vormund  vorgenommen  hat, 
für  deren  Vornahme  das  Gesetz  keine  besondere  Form- 


I 


Aber  das  Geschäft  ist  nicht  vollständig  ongiltig,  es  ist  dem  Minder- 
jährigen vom  Gesetz  die  Gnnst  gewährt  propter  minorem  aetatem  dasselbe 
anzufechten,  wenn  er  verletzt  ist  Er  kann  sich  nicht  allein  auf  seine 
Handlungsunfähigkeit  berufen,  er  muss  vielmehr  beweisen,  dass  ihm  das 
Geschäft  nachteilig  war,  dass  es  ihn  lädiert  hat. 

^)  Nach  dem  I.  System  (Ziff.  1)  huldigt  man  in  diesem  Falle  dem 
Grundsatz:  Minor  restituitur  tanqnam  minor,  non  tanquam  laesus.  —  Nach 
dem  n.  System  dagegen  dem  Grundsatz:  Minor  non  restituitur  tanquam 
minor,  sed  tanquam  laesus. 

^)  Solche  vorgeschriebene  Formen,  die  nicht  eingehalten  worden  sind 
—  sie  steUen  sich  als  Schntzvorschiiften  im  Interesse  des  Minderjährigen, 
als  ergänzende  Bedingungen  seiner  Handlungsfähigkeit,  dar,  —  sind  z.  B. 
die  Ermächtigung  des  Familienrats,  die  Bestätigung  des  Familienrats- 
beschlusses  durch  das  Gericht  (l'homologation  du  tribunal);  der  Minder- 
jährige hat  z.  B.  eine  Summe  Geldes  entliehen,  sein  Haus  verkauft  oder  zu 
Unterpfand  gegeben,  ohne  entsprechend  den  Vorschriften  der  Art.  457,  458 
zu  handeln. 

Diese  Geschäfte  sind  ungiltig,  unabhängig  von  jeder  Verletzung  — 
nach  dem  H.  System.  —  Es  ist  dies  eine  Anwendung  des  Art  1311. 

Das  Gteschäft  ist,  wie  ja  angenommen  wird,  ungütig,  wenn  es  der 
Vonnond  (ohne  Einhaltung  dieser  Vorschrift;6n)  vominmit,  umsomehr  er- 
zeugt dieser  Mangel  dieselbe  Wirkung,  wenn  das  Geschäft  ganz  allein  — 
also  ohne  Ermächtigung  —  vom  Minderjährigen  vorgenonmien  worden  ist. 

Ist  es  mit  Ermächtigung  des  Vormunds  von  ihm  so  mangelhaft  vor- 
genommen worden,  so  ist's  gerade  so,  als  ob  der  Vormund  es  selbst 
mangelhaft  in  der  Form  vorgenommen  hat  (siehe  H.  System.  Ziff.  4). 

BftTftB« tti ,  Did  ToTBiiBdMk»ffc  i.  s.  w.  23 
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Vorschrift  vorgeschrieben  hat  (le  tuteur  a  fidt  un  acte  rögnlier 
—  d.  h.  einen  einfachen  Verwaltungsakt ,  einen  Akt  der  Vonnmid- 
schafb,  welcher  die  Einhaltung  keiner  besonderen  Schutzvorschriften 
für  den  Minderjährigen  heischt).  2^) 

Diese  Geschäfte  sind  vollständig  giltig  —  auch  wenn  Ver- 
letzung vorliegt.  Der  Minderjährige  hat  weder  eine  action  en 
nullit^  noch  en  rescission.  —  Arg.  Art.  1314  (verallgemeinert).  Hat 
der  Müideijährige  einen  Schaden  erlitten,  so  steht  ihm  gegen  den 
Vormund,  faUs  solcher  nicht  als  guter  Hausvater  —  en  bon  p6re 
de  famille  —  gehandelt  hat,  eine  Schadensersatzklage  zu  —  und 
haftet  ihm  ausserdem  noch  das  liegenschaftliche  Vermögen  des  Vor- 
munds infolge  des  gesetzlichen  Mflndelpfandrechts.  —  Dies  folgt  aus 
Art.  450. 24) 


23)  Er  hat  z.  B.  einen  Pacht  auf  9  Jahre  abgeschlossen,  eine  Mobilie 
gekauft  oder  verkauft. 

M)  Im  älteren  französischen  Recht  bestand  hier  schon  eine  Ck)ntroverse. 
Domat,  lois  civils,  lib.  IV,  tit.  VI  sect.  2,  erklärte  ein  derartiges  Geschäft  für 
anfechtbar,  wenn  es  eine  Verletzung  für  den  Minderjährigen  in  sich  trage. 
Er  sagt:  „Ije  pouvoir  du  tuteur  se  bome  k  ce  qui  peut  dtre  utile  an  minenr.'' 
Pothier,  Traitä  de  la  proc^dure  civ.,  part  V,  chap.  IV,  Art.  2,  ist  anderer 
Meinung.  Er  hält  das  Geschäft  fiir  regelrecht  und  giltig  —  aus  dem  Grund: 
,,La  raison  en  est  tir^  de  l'intör^  mdme  des  mineurs.  C'est  serait  rendre 
impossible  Padministration  des  biens  des  mineurs  que  de  rescinder  pour 
cause  de  l^on  les  actes  administrativ  du  tuteur:  car,  s'il  en  6tait  ainsi, 
personne  ne  voudrait  traiter  avec  le  tuteur,  puisqu'on  ne  le  pourrait  point 
faire  d*une  mani^re  solide  et  irrövocable.^ 

Es  dürfte  nun  richtig  sein,  auch  für  den  Code  Nap.  die  Ansicht 
Pothier's  anzunehmen:  denn  es  giebt  keine  Gesetzesstelle,  welche  mit 
Homat  sagt,  dass  der  Minderjährige  sich  gegen  die  selbst  regelrecht  vor- 
genommenen Geschäfte  des  Vormunds  wegen  Läsion  in  den  vorigen  Stand 
setzen  lassen  könne. 

Gut  bemerkt  Monrlon,  I  Nr.  1502  hierzu:  Wenn  die  durch  den  Vor- 
mund innerhalb  der  Grenzen  seiner  Gewalten  abgeschlossenen  Vertarage 
wegen  Verletzung  rescissibel  wären,  so  gebe  es  keinen  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  jenen,  welche  der  Minderjährige  selbst  eingeht  —  und  da  müsse 
man  denn  die  Frage  auf  werfen:  Wozu  dient  denn  überhaupt  die  Vor- 
mundschaft? 

Mithin  liegt  in  unserem  Fall  die  Sache  so  — :  Das  Geschäft  ist  so 
zu  betrachten,  als  ob  es  der  Minderjährige  in  seiner  Vol^ährlglceit  vor- 
genommen hat  —  &ctum  tutoris  est  &ctum  pupilli  in  der  richtig  verstandenen 
Bedeutung  des  Satzes. 

Der  Minderjährige  hat  hier  nur  wie  ein  Volljähriger  eine  Anfechtungs- 
klage wegen  Verletzung,  nur  wenn  ein  Fall  vorliegt^  in  welchem  auch  der 
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4.  Geschäfte,  welche  der  Vormund  für  den  Minder- 
jährigen vorgenommen  hat,  bei  deren  Vornahme  vom 
Gesetze  bestimmte  Formvorschriften  einzuhalten  ge- 
boten sind,  deren  Einhaltung  der  Vormund  beobachtet 
oder  nicht  beobachtet  hat. 

Hat  der  Vormund  die  Einhaltung  solcher  Vorschriften  be- 
obachtet, so  ist  das  Greschäft  regelrecht,  jure  perfectum.  Der 
Minderjährige  hat  hier  kein  Anfechtungsrecht,  auch  nicht  wegen 
Verletzung.  Hier  ist's  wie  Ziff.  3.  Hat  der  Vormund  solche  Vor- 
schriften, obwohl  deren  Einhaltung  geboten  war,  nicht  eingehalten 
—  dann  ist  das  Geschäft  jure  non  perfectum ,  d.  h.  ungiltig  (an- 
fechtbar) wegen  mangelnder  Form.  Action  en  nullite  pour  d^faut 
de  formes.  —  Dies  ist  eine  weitere  Anwendung  des  Art.  1311  (1304). 

Aus  Ziff.  3  u.  4  (erste  Alternative)  ergiebt  sich,  dass  alle 
regelrechten  Geschäfte  des  Voimunds  in  der  ^geren  und  wei- 
teren Bedeutung  so  anzusehen  sind,  als  ob  sie  der  Mindeijährige 
selbst  in  seiner  Volljährigkeit  vorgenommen  habe. 

Dieses  ü.  System  dürfte  dem  I.  System  vorzuziehen  sein. 
Jenes  hat  jetzt  auch  das  letztere  vollständig  verdrängt  und  ist 
allgemem  angenommen:  dem  H.  System  huldigt  heute  die  Wissen- 
schaft und  die  Rechtssprechung.  ^^) 

Volljährige  wegen  Verletzung  klagen  könnte,  kann  auch  er  wegen  Ver- 
letzung klagen  —  z.  B.  Art  887,  1674.  — 

Auch  hat  er  selbstverständlich  die  action  en  nullit^  wie  ein  Voll- 
jähriger wegen  Zwangs,  Irrtums,  Betrugs. 

Jenes  und  dieses  ist  aber  nichts  Besonderes:  denn  jene  Bescissions- 
klage  wie  diese  Anfechtungsklage  hat  jeder  Minderjährige  in  allen  Fällen, 
da  er  ja  nicht  schlechter  als  ein  Volljähriger  gestellt  sein  kann. 

R)  Das  n.  System  ist  das  System,  welches  Duranton,  X  Nr.  280—288 
Q.  Mareftd^,  Art  1905,  Nr.  3  aufgestellt  haben. 

Siehe  namentlich  Laurent,  XVI  Nr.  23  bis  55;  Demolombe,  Vn 
^>.  820  ff.,  Anbry  et  Bau  a.  a.  O.  Siehe  oben  Anm.  *),  Mourlon,  II 
Kr.  U90  ff.,  Bandry-Laeantlnerie,  n  Nr.  1156—1158;  Arntz,  m  Nr.  275 
Ziff.  2;  Valette,  Explication  sommaire  du  Code  Nap.,  p.  280;  Notes  sur 
Prondhon,  t.  U  p.  465  u.  ff.,  pag.  489  u.  ff.,  Bolleux.  IV  zu  Art.  1305; 
(ieoDas,  n  zu  Art.  1305)  —  Zacharli,  II  §  335b  —  ist  in  dieser  Lehre  voll- 
i>taDdig  überholt,  seine  Darlegungen  sind  nicht  Überzeugend,  das  Werk, 
welches  s.  Zt.  so  bedeutend  war,  trägt  in  dieser  Lehre  die  nicht  wegzu- 
wischenden, durch  neue  Auflagen  nicht  zu  verbessernden  Spuren  des 
Altera. 

Was  die  Rechtssprechung  anlangt»  so  ist  hier  als  mit  dem  n.  System 
übereinstimmend  anzuführen: 

23* 


356  Capitel  I.    Die  Vormundschafl. 

Wir  halten  in  Übereinstimmung  hiermit  das  11.  System  ans 
folgenden  Gründen  für  das  richtige. 

Zwei  Fälle  sind  in  Wirklichkeit  scharf  zu  unterscheiden:  der 
Fall,  in  welchem  das  Geschäft  durch  den  Vormund  vor- 
genommen worden  ist  (oder  so  angesehen  wird,  als  ob  es  durch 

Urteil  des  Pariser  Cassationshofs  v.  18.  Jnni  1844,  siehe  Sirey 
1844;  I,  497,  DaJloi  1844,  I,  225  u.  die  Note;  Sirey  1859,  2,  630  (Bouen 
V.  20.  Juli  1868)  Dalloz  1869,  2,  216;  Sirey  1875,  2,  52  (Nancy  12.  Jan. 
1875),  Cassationshof  v.  Paris  v.  25.  März  1861,  Dalloz  1861,  I,  202  u. 
Cassationshof  v.  Paris  v.  1.  Juni  1870,  Dallos  1870,  I,  438.  Biese  beiden 
letzteren  Urteile  entsprechen  übrigens  auch  dem  L  System,  wonach, 
wie  nach  dem  11.  System,  die  Geschäfte,  welche  gewissen  gesetzlichen 
Formen  unterworfen  sind  (Art.  467 — 467)  und  welche  ohne  Beobachtung 
dieser  Formen  abgeschlossen  wurden,  ungiltig  sind,  selbst  wenn  keine 
Läsion  vorliegt,  wegen  Mangels  der  Form,  z.  B.  ein  Immobilienverkauf,  die 
Aufnahme  eines  Anleihens. 

Auch  die  deutsche  Rechtssprechung  im  Gebiet  des  rheinischen  Rechts, 
namentlich  die  Rechtssprechung  des  Reichsgerichts,  huldigt  gleich£ü]s  dem 
n.  System. 

Vgl.  insbesondere  B.-G-E.  v.  17.  Dez.  1871,  £.  Bd.  Y  Nr.  92,  S.  340 
u.  V.  3.  Okt.  1882  —  Rhein.  ArchlT  78,  S.  46;  femer  B.-E.  v.  13.  Juni 
1884,  £.,  Bd.  Xn,  S.  382,  Rhein.  Arch.,  Bd.  75,  III,  S.  73,  Kab,  Rechts- 
flüle  aus  dem  Geltungsgebiet  des  französ.  Rechts  u.  s.  w. ,  Bd.  n  (1888), 
S.  240  zu  Art.  1304,  Pnehelt's  Zeitschrift,  XYI,  S.  46;  R.-6.-E.  v.  4.  Febr. 
1890  InAnnalen  d.  bad.  Ger.  Bd.  XXXXXyi,39;  R-G-E.  v.  31.  März  1882, 
E.  Bd.  VII,  Nr.  80,  S.  286. 

YgL  auch  noch  Crome,  a.a.O.,  §29  (Handlungsfähigkeit),  insbes. 
Ziff.  1  Text  u.  Anm.  7—17,  S.  274—278,  woselbst  sich  zutreffende  und  ganz 
überzeugende  Ausftlhrungen  in  Betreff  dieser  schwierigen  GFesetzesmaterie 
ünden. 

Auch  Stabel,  Institutionen,  §  137,  steht  mehr  oder  weniger  auf  dem 
Standpunkt  des  IE.  Systems,  kann  jedoch  in  seinen  Darlegungen,  die  etwa^i 
dunkel  sind ,  nicht  ganz  befriedigen.  Er  schweigt  namentlich  über  den  Fall, 
wie  es  zu  halten  ist,  wenn  der  Mindeijährige  allein  gehandelt  hat  und  dabei 
nicht  die  besonders  vorgeschriebenen  gesetzlichen  Formen  eingehalten  wurden. 
Auch  die  Ausführungen  Stabeis  in  seinen  Vorträgen  über  das  französ. 
u.  bad.  Givibecht  (titre  präliminaire),  §  42,  befriedigen  nicht,  sie  stehen 
übrigens,  da  sie  schon  1844  geschrieben  sind,  nicht  mehr  auf  der  Höhe  der 
Zelt,  sind  durch  die  heutige  Wissenschaft  überholt. 

Gsmz  unverdaulich  und  unklar  ist  Windseheid,  zur  Lehre  des  C.N. 
von  der  Ungiltigkeit  der  Rechtsgeschäfte.  Dieses  Buch  ist  mit  den  Besol- 
taten  der  neueren  Jurisgründung  nicht  in  voller  Übereinstimmung,  ja  es 
führt  bei  den  meisten  hier  einschlagenden  Fragen  geradezu  auf  Irrwege,  aus 
welchen  vielfach  kein  Ausweg  zu  finden  ist. 
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den  Vormimd  vorgenommen  worden  ist  [wenn  der  Voimund  und 
der  Minderjährige  es  zusammen  vorgenommen  haben,  und  wenn  es 
der  Minderjährige  mit  Ermächtigung  des  Vormunds  vorgenommen 
hat])  —  und  der  Fall,  in  welchem  der  Minderjährige  das 
Geschäft  allein  und  selbständig  vorgenommen  hat.  2<^) 

Handelt  der  Vormund  oder  der  Vater  —  und  es  ist  Regel, 
dass  die  nicht  emanzipierten  Minderjährigen  durch  den  Vater  oder 
A'ormund  in  ihren  Eechtshandlungen  vertreten  werden  —  Art,  450 
—  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Befugnisse,  so  ist  die  Sache  gerade 
so  anzusehen,  als  ob  der  Minderjährige  in  seiner  Voiyährigkeit  ge- 
handelt hätte  —  es  sind  daher  die  vorgenommenen  Eechtsgeschäfbe 
vollkonunen  giltig  und  können  keinesfalls  wegen  materieller  Ver- 
letzung (Läsion)  des  Minderjährigen  angefochten  werden.  2^) 

Es  ergiebt  sich  dies  aus  Art.  450,  welcher  den  Vormund  zum 
gesetzlichen  Mandatar  des  Mindeijährigen  erklärt,  sowie  arg.  Art.  1998 
(hiemach  ist  der  Machtgeber  schuldig,  die  Verbindlichkeiten  zu 
erMen,  welche  der  Bevollmächtigte  der  ihm  erteilten  Vollmacht 
gemäss  eingegangen  hat).  Es  trüSft  daher  hier  der  Satz  zu:  Factum 
tütoris  est  factum  pupüli  —  wie  bei  der  Bevollmächtigung  der 
Satz:  Die  Handlung  des  Bevollmächtigten  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  Vollmacht  verpflichtet  den  Vollmachtgeber. 

Der  Vormund  ist  eine  handlungsfähige  Person,  welche  dem 
Mindeijährigen  vom  Gresetze  beigegeben  ist,  um  seine  UnfiOiigkeit 
zu  heilen,  d.  h.  um  ihm  durch  die  Vertretung  des  Vormunds  zu 
gestatten,  zu  handeln,  als  ob  er  volljährig  wäre. 

Infolge  dieser  Vertretung  wird  der  handlungsunfähige  Minder- 
jährige handlungs&hig.  Mithin  ist,  wenn  der  Vormund  sich  in 
seinem  Namen  verpflichtet,  der  Minderjährige  verpflichtet,  wie  wenn 
er  volljährig  wäre.  Mithin  kann  er,  vorausgesetzt,  dass  kein  Grund 
zur  Anfechtung  mangels  gesetzlich  voi^eschriebener  Fotmen  bei 
Vornahme  des  Geschäfts  vorliegt  —  hiervon  weiter  unten  —  nicht 
die  Rechtshandlung  anfechten.  Er  hat  nur  insoweit  eine  Restitution 
wegen  Läsion,  als  sie  auch  ein  Volljähriger  hätte  (Art.  783,  887, 
1079, 1476,  1872,  1674),  sowie  wegen  Irrtum,  Zwang  und  Betrug, 
wie  ein  VoUjähriger  —  Art.  1117  (Art.  1304). 


»)  Laurent,  XYl  Nr.  23. 

t7)  Laurent,  XYI  Nr.  24—34,  in  Übereinstimmung  damit  die  Entsch. 
tles  Reichsgerichts  in  FoGhelt's  Zeitschr.  XIII,  S.  56a  ff. 


358  Capitel  I.   Die  VormundBchaft. 

Es  ist  möglich,  dass  ihm  das  Rechtsgeschäft  einen  Schaden 
verursacht.  Das  Gesetz  giebt  ihm  in  diesem  Falle  ein  Elagerecht 
auf  Ersatz  desselben  gegen  den  Vormund,  wenn  solchem  ein  Yei- 
schulden  trifft  (wenn  er  nicht  bon  p6re  de  üamille  gehandelt  hat), 
und  hierfür  haftet  ihm  auch  noch  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht. 
Art.  450  Abs.  2  in  Verb.  m.  Art.  2121,  2135. 

Wollte  man  in  solchen  Fällen  dem  Minderjährigen  ein  An- 
fechtungsrecht wegen  erlittener  Läsion  gegenüber  Dritten  gewähren, 
so  wäre  die  vormundschaftliche  Verwaltung  geradezu  unmöglich, 
denn  Niemand  wurde  mehr  mit  dem  Vormund  ein  Geschäft  ein- 
gehen. 28) 

Überschreitet  der  Vormund  jedoch  bei  Vertretung  des 
Mündels  die  besonderen  im  Interesse,  zum  Schutze  des  Minder- 
jährigen aufgestellten  Formvorschriften  —  z.  B.  Ermächtigung  des 
Familienrats,  gerichtliche  Homologation,  Art.  457 — 467,  so  ist  das 
Geschäft,  wie  dies  aus  der  in  Art.  1311  gemachten  Unterscheidung 
deutlich  heiTorgeht,   wegen  Formmangels  ungiltig,   d.  h.  an- 


^)  Sehr  überzeugend  sind  die  Ansfuhnmgen  von  Bandrj-Laeantinerie^ 
U  Nr.  1157,  die  darin  gipfeln:  Das  Gesetz  betrachtet  die  Läsion  als  einen 
Mangel  der  Einwülignng  (vice  de  consentement),  denn  entweder  hat  man 
die  Vorteile,  welche  man  aus  dem  Gesetz  zu  ziehen  glaubte,  unrichtig  be- 
urteilt, oder  man  hat  daß  Geschäft  eingegangen,  weil  man  Geld  nötig  hatte, 
um  nun  die  Umstossung  des  Vertrags  begehren  zu  können  wegen  eines 
Mangels  der  Einwilligung,  muss  man  beim  Geschäft  mitgewirkt  haben. 
Man  begreift  daher  gut,  dass  der  Minor  die  Eescissionsklage  wegen  Lfision 
hat,  wenn  er  selber  das  Geschäft,  selbständig,  abgeschlossen  hat.  Wenn 
aber  der  Vormund  contrahiert,  einwilligt,  dann  kann  sicherlich  der  Minor 
nicht  behaupten,  dass  seine  eigene  Einwilligung  an  einem  Mangel  leide,  noch 
jene  seines  Vertreters:  denn  die  Läsion  macht  nur  mangelhaft  die  Einwilli- 
gung des  Mindeij ährigen,  nicht  jene  des  VoUj ährigen.  Es  ist  weise,  die 
Minderjährigen  gegen  die  Schwäche  ihres  Alters  zu  schützen  und  zu  diesem 
Zweck  gewisse  Bürgschaften  zu  organisieren.  Aber  dadurch  würde  man 
diesen  Schutz  übertreiben  und  gerade  diejenigen,  welche  man  schützen  wollte, 
schädigen,  wenn  man  die  Geschäfte  entkräft)en  Hesse,  zu  deren  ErfÜllong 
alle  gesetzlichen  Vorsichtsmassregeln  ei^riffen  sind.  Die  Minderjährigen 
würden  nur  schwer  Jemanden  finden,  der  mit  ihnen  contrahieren  würde, 
oder  sie  könnten  es  nur  unter  unvorteilhaften  Bedingungen,  wenn  es  nicht 
möglich  wäre,  in  Sicherheit  mit  ihren  Vormündern  zu  contrahieren. 

Nur  in  einem  Fall  ist  ein  regelrecht  vom  Vormund  abgesdilossenes 
Geschäft  wegen  Läsion  anfechtbar,  dann,  wenn  es  auch  ein  Volljähriger 
wegen  Läaion  anfechten  könnte. 
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fechtbar,  abei*  ohne  das  sonst  in  den  Art.  1305  ff.  aufgestellte  Er- 
fordanis  der  Läsion  des  Minderjährigen.  ^^) 

Das  Moment  der  Läsion  dagegen  kommt  in  Betracht,  wenn 
der  Mindeijälirige  allein  und  selbständig  handelt  —  hier  gilt  der 
Satz:  restitnitor  minor  non  tanqnam  minor,  sed  tanquam  laesns. 
Der  Minderjährige  kann  sich  hier  wegen  jeder  Läsion  restitmeren 


»)  Vgl.  insbes.  Laurent,  XVI  Nr.  35 ff.,  40 ff.,  XIX  Nr.  20,  sowie  die 
E.  d.  VL'^.  in  Bd.  Xn  S.  3d2ff. 

In  dieser  E.  d.  B*-G«  ist  Folgendes  ausgeführt:  ,J)6n  Charakter  eines 
gesetzlichen  Repräsentanten  (Art.  450)  verliert  der  Vormund  auch  dann 
nicht,  wenn  er  in  dem  gegebenen  Fall,  wo  ein  über  das  Gebiet  der  Ver- 
waltung hinausgehender  Akt,  z.  B.  eine  Veräusserung  von  Grundsttlcken, 
eine  Darleihensaufiiahme  in  Frage  steht,  ohne  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Genehmigung  handelt  Dieser  Umstand  bildet  einen  Mangel,  welcher  die 
Klage  auf  Vernichtung  des  Aktes  aus  Art  1304  begründet,  hat  aber  nicht 
die  Folge,  dass  letzterer  dem  Mündel  gegenüber  als  völlig  wirkungslos 
and  nicht  existent  zu  betrachten  wäre.  Wemi  &üc  diese  letztere  Annahme 
geltend  gemacht  wird,  dass  unter  der  angegebenen  Voraussetzung  der  Vor- 
mund anzusehen  sei  als  ein  Mandatar,  der  seine  Vollmacht  überschritten 
habe,  dessen  Handeln  daher  den  Mandanten  nicht  verpflichte  —  Art.  1998, 
so  ist  dabei  ausser  Acht  gelassen,  dass  der  Vormund,  was  sein  Verhältnis 
zam  Mündel  betrifft,  nicht  in  der  nach  Art  1984 ff.  zu  beurtelenden  recht- 
Hohen  Stellung  eines  gewöhnlichen  Mandatars  sich  befindet  (diese  Ausführung 
läSBt  zu  wünschen  übrig,  —  Art.  1984  ff.  finden  nur  analoge  Anwendung, 
soweit  die  Analogie  möglich  ist,  wir  haben  es  hier  nicht  mit  einem  ver- 
tragsmässigen ,  sondern  mit  einem  gesetzlichen  Mandatar  zu  thun  —  dieser 
hat  zur  Angabe  zu  handeln  für  den  Minderjährigen  und  ihn  in  allen  Akten, 
welche  sein  Interesse  betreffen,  zu  repräsentieren  —  wenn  nun  das  Gesetz 
Schntzvorschriften  in  gewissen  FäUen  im  Interesse  des  Minderjährigen  macht 
und  diese  nicht  beobachtet  werden,  so  ist  der  Akt  zweifellos  unregelmässig, 
aber  nicht  nichtexistent,  er  ist  vielmehr  existent  und  erzeugt  alle  juristischen 
Wirkungen,  solange  er  nicht  erfolgreich  angegriffen  worden  ist. 

Beim  vertragsmässigen  Mandatar  ist's  anders:  dieser  hört  auf, 
den  Mandanten  zu  repräsentieren,  sobald  er  die  Grenzen  seiner  Vollmacht 
überschreitet  —  Art  1998  Abs.  2).  Weiter  wird  sodann  auch  ein  Akt  der 
angegebenen  Art  dadurch,  dass  er  für  einen  Minderjährigen  abge- 
schlossen wird,  nicht  zu  einem  so  Hennen  Akte,  wie  eine  Schenkung,  ein 
£hevertrag  u. s.w.  Die  Zustimmung  des  Familienrats,  sowie  die  (Genehmigung 
des  Gerichts  sind  nicht  Erfordernisse,  welche  die  formelle  Bechtsbeständigkeit 
eines  solchen  Aktes  bedingen,  vielmehr  nur  materielle  Schutzmittel, 
welche  im  Interesse  des  Mindeij  ährigen  vorgeschrieben  sind.  VgL  Laurent, 
XIX  Nr.  20;  Aiibry  et  Bau,  IV  pag.  273—274,  Demolombe,  XXIX  Nr.  90, 
Zaekarift-Puehelt,  H  p.406  u.  Note 7,  Maread^  z.Art.  1311  Nr.H,  Sirey, 
Bd.  72,  2,  125,  Rhein.  ArchlT,  Bd.  XXXXV  p.  210.-  - 
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lassen  (wenn  sie  nur  von  einigem  Belang  ist),  —  das  Moment  der 
Läsion  kommt  hier  in  Betracht,  abgesehen  jedoch  von  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  er  allein  und  selbständig  gehandelt  hat,  nnd  in 
welchen  das  (Geschäft  wegen  eines  selbst  bei  Vertretung  (oder  Mit- 
wirkung, Ermächtigung)  des  Vormunds  relevanten  Formmangels 
schon  dieses  Mangels  willen  ungiltig,  d.  h.  anfechtbar  ist.  Art.  1805, 
1311. 30) 

In  allen  Fällen,  sei  es,  dass  von  Minderjährigen  angefochten, 
sei  es,  dass  nicht  von  ihm  angefochten  wird,  weil  er  nicht  anfechten 
will  noch  kann,  haftet  ihm  selbstverständlich  der  Vormund  aus 
Art.  450  für  den  etwa  verursachten  Schaden,  soweit  ein  solcher 
ihn  treffen  sollte. 

Die  Anfechtungsklage,  welche  der  Mindeijährige,  im  Falle  er 
allein  und  selbständig  gehandelt  hat,  wegen  erlittener  Läsion  hat 
(er  hat  z.  B.  seine  Liegenschaften  gegen  Feuersgefahr,  gegen  Hagel- 

^)  Siehe  namentlich  hier  wieder  Laurent,  XVT  Nr.  45—55;  Avbrf  et 
Ran,  IV  S.  250 ff.,  255  ff  und  die  daselbst  in  den  Anm.  13  o.  9  mitgeteilte 
reichhaltige  Litteratur. 

Vgl  auch  Grome  a.  a.  O.  §  29  Anm.  12  u.  Text  dazu.  —  Er  führt  in 
Anm.  12  noch  folgende  weitere  Details  an,  auf  welche  wir  auch  noch 
später  im  Text  eingehen  werden:  So  hat  ein  Minderjähriger,  der  ein  HandelB- 
geschäft  u.  dgl.  betreibt,  die  Anfechtungsklage  gegen  die  mit  Beziehung  auf 
dieses  G^eschäft  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht,  Art.  1308.  Über  die 
Läsion  entscheidet  in  unserem  im  Text  vorgesehenen  FaU  das  richterliche 
Ermessen  —  minima  non  curat  pretor.  Zufällige  oder  unvorhergesehene  Er- 
eignisse begründen  keine  Läsion. 

Ein  Minderjähriger  kann  auch  gegen  einen  anderen  Minderjährigen 
restituiert  werden;  bei  beiderseitiger  LSsion  entscheidet  mangels  einer  gesets^' 
liehen  Vorschrift  das  billige  Ermessen  des  Richters. 

Siehe  Laurent,  XVIII  Nr.  535—548. 

Gut  giebt  auch  Creme  a.  a.  0.,  §  29  Text  S.  277,  die  einschlagenden 
Rechtsverhältnisse  der  emanzipierten  Minderjährigen  an. 

Die  Befugnisse  des  emanzipierten  Minderjährigen  gehen  aas 
Art.  480 — 484  hervor.  Gewisse  Rechtshandlungen  kann  dieser  allein  vor- 
nehmen, andere  nur  unter  Mitwirkung  des  Pflegers,  eine  weitere  Kategorie 
nur  unter  Beobachtong  der  auch  ftir  die  nicht  emanzipierten  Minderjährigen 
vorgeschriebenen  besonderen  Formen. 

Siehe  auch  §  85  d.  W.  Die  Handlungen  der  ersten  Kategorie  sind 
hinsichtlich  der  Handlungsfähigkeit  vollkommen  giltig;  die  der  zweiten, 
wenn  ohne  Pfleger  vorgenommen,  wegen  Läsion  (Art.  1305),  die  der  dritten 
mangels  Beobachtung  der  Formvorschrift  schlechtweg  ungiltig,  anfechtbar, 
unabhängig  von  jeder  Läsion.  Art.  1311.  Siehe  auch  §  35  d.  W.  (Laurent, 
XVI  Nr.  56-59;  Aiibry  et  Bau,  IV  S.  254 fF.). 
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schaden,  sein  Vieh  gegen  Seuchengefahr  versichert  er  hat  Schulden 
gezahlt),  ist  nichts  anderes,  als  die  römische  Restitutio  in  Integrum 
propter  minorem  aetatem,  welche  wie  jede  Restitution,  ausser  dem 
Bestitutionsgrund ,  hier  der  minor  aetas  —  eine  Verkürzung,  Yer- 
leteung,  Läsion  fordert,  gegen  welche  die  Restitution  dem  Minder- 
jährigen erteilt  wird.  Es  gilt  also  nach  französischem,  wie 
nach  römischem  Recht,  der  Satz:  „Minor  non  restituitui* 
tanquam  minor,  sed  tanquam  laesus."  ^^) 


^)  Unter  WiedereiDsetzimg  in  den  vorigen  Stand  —  Restitatio  in  Inte- 
gram  —  versteht  man  nach  gemeinem  (römischem)  Recht  die  Beeeiti- 
gnng  einer  Verletzung  aus  Billigkeit  durch  besondere  richterliche  Hilfe. 
Sie  ist  ein  prätorischee  Rechtsmittel  2nir  Förderung  des  jus  aequum.  Sie  ist 
ein  ausserordentliches  Rechtsmittel,  L 16  Pr.  Dig.  de  min.  4,4.  Der  Richter 
wendet  nicht  wie  in  anderen  Fällen  Recht  an,  sondern  er  schafft  durch 
feinen  Spruch  Recht 

Man  hat  die  Restitution  wegen  Zwangs,  Irrtums,  Betrugs.  — 

£me  fernere  Restitution  war  die  wegen  Minderjährigkeit  und  eine 

weitere  wegen  notgedrungener  Versäumnis  von  Handlungen,  welche 

zur  Erhaltung  von  Rechten  erforderlich  waren. 

Jede  Restitution  fordert: 

a)  eine  Verletzung  (Läsion),  gegen  welche  die  Restitution  erteilt 
wird  und 

b)  einen  Restitutionsgrund,  also  z.  B.  minor  aetas. 
Restitution  soll    in   der  Regel   nicht  erteilt   werden,    wenn  der 

Schaden  gering  ist. 

Das  Edikt  versprach  Restitution  gegen  gesta  des  Minderjährigen  mit 
Dritten  —  1.  1  §  1  Dig.  de  min.  4,4;  1.  7  Princ.  ff.  Dig.  de  min.  4,4;  1. 9. 1. 11 
Dig.  eod.  loco. 

Man  erteilte  sie  jedoch  auch  regehnässig  gegen  einseitige  Erklärungen 
des  Minderjährigen,  sowie  gegen  Unterlassungen. 

Die  ursprüngliche  Idee  war,  Minderjährige  gegen  bewnssto 
Übervorteilung  Seitens  Dritter  zu  schützen.  Daranhielt  man  aber 
nicht  fest. 

Minderjährige  sollten  durch  Leichtsinn  und  Unerfahren- 
heit,  wie  sie  ihrem  Alter  eigen  sind,  nicht  zu  Schaden  kommen 
1.  1  Pr.  Dig.  4,4;  1.  5  Princ.  Cod,  de  in  integr.  rest.  2,21;  L  1  §  7  Dig.  4,4. 

Gegen  Schaden,  der  im  Zu&dl  seinen  Grund  hatte,  wurden  sie  zwar 
nicht  geschützt  —  1.  11  §  4  Dig.  4,4  ^,  wenn  indessen  der  Mindenjährige 
Geschäfte  einging,  die  an  sich  vorteilhaft,  aber  gewagt  waren  und  er,  da  er 
sie  nicht  rasch  genug  abwickelte,  Unfälle  erlitt,  so  wurde  ihm  gleichwohl 
die  Restitution  gewährt  1. 11  §  5  Dig.  h.  t.  4,4. 

Die  Restitution  war  nicht  ausgeschlossen,  wenn  der  Min- 
derjährige unter  Konsens  seines  Curators  gehandelt  hatte. 
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Der  Gedanke  des  Gesetzes  ist:  Es  wird  dem  Minor  die  Be- 
stitution  erteilt  propter  minorem  aetatem  gegen  die  ans  dem  von 
ihm  eingegangenen  Geschäfte  erlittene  Verletzung  —  sie  wird  ihm 

Aach  Minderjährige,  welche  unter  väterlicher  Gewalt  stan- 
den, erhielten  Restitution,  trotzdem  sie  mit  väterlicher  Er- 
mächtigung gehandelt  hatten. 

Da  die  Minderjährigen  auch  Restitution  erhielten,  wenn 
sie  mit  vormundschaftlicher  Zustimmung  handelten,  so  war  es 
folgerichtig,  dass  man  sie  auch  restituierte,  „wenn  die  Yor- 
mttnder  für  sie  gehandelt  hatten.*' 

1.  47  Princ.  Dig.  h.  t  4,4;  1.  7  §  8,  L  49  Dig.  eod.;  L  2,  3,  6  Cod,  si 
tutor  2,24. 

Die  Restitation  gegen  Mindeijährige  wurde  in  einigen  besonderen 
Fällen  ausgeschlossen  —  siehe  t.  Taagerow^  Pandekten,  I  §  88  Anm.  2.  Sie 
ist  unzulässig  (übrigens  nicht  blos  beim  minor,  sondern  überhaupt) 
gegen  die  Folgen  elaes  von  dem  die  Restitution  Nachsuchenden  begangenen 
Deliktes  (nemo  ex  delicto  suo  meliorem  suam  conditionem  €Ekcere  potest, 
1. 106  de  reg.  jur.,  1. 18,  1.  9  §  2,  5  de  min.  4,4  [malitia  supplet'  aetatem],  fer- 
ner wenn  der  Verletzte  sich  auf  andere  Weise  helfen  kann,  oder  wenn  die 
Verletzung  nicht  aus  dem  Geschäft,  gegen  welches  Restitution  verlangt  wird, 
sondern  aus  einem  casus  herrührt;  oder  weim  der  Nachteil,  um  dessent- 
willen  Restitution  nachgesucht  wird,  imverhältnismässig  geringer  ist,  als 
der  Nachteil,  der  durch  die  Restitution  für  den  Andern  entstehen  würde; 
oder  wenn  es  nach  den  umständen  eine  turpitudo  sein  würde,  sich  gegen 
das  fragliche  Geschäft  inintegr.  restituierren  zu  lassen  —  nach  kanonischem 
Recht  auch  gegen  die  Schliessung  einer  Ehe. 

Restitution  eines  Minderjährigen  gegen  einen  Minder- 
jährigen ist  zulässig,  es  wäre  denn,  dass  dem  beklagten  Mindeijähiigen 
hierdurch  ein  Verlust  zugefügt  würde,  durch  weichen  sein  Vermögen  that- 
sächlich  gemindert  würde.    L 11  §  6  Dig.  h.  t  4,4;  1.  34  Pr.  Dig.  eod.  loco. 

Nach  heutigem  gemeinen  Recht  ist  die  Restitution  der  Minder- 
jährigen sehr  zurückgedrängt.  (Es  ist  zu  beachten,  dass  die  MLndeijährigkeit 
jetzt  im  deutschen  Reich  mit  Vollendung  des  21.  Jahres  endigt  —  frfiher 
nach  gemeinem  —  römischem  Recht  mit  vollendetem  25.  Jahr.)  Der  Kreis  der 
^lestitutionsfälle  ist  femer  dadurch  vermindert,  dass  Mindeijährige,  wenn  sie 
ohne  Zustimmung  ihrer  Vormünder  handeln,  sich  nicht  giltig  verbinden, 
dass  ihre  bezüglichen  Handlungen  mithin  nichtig  sind,  womit  die  Restitution 
gegen  sie  wegfällt 

Die  Restitution  wird  daher  nur  noch  erteilt  gegen  Hand- 
lungendesMinderjährigen,  welchesie  mitvormundschaftlichem 
Konsens  vornehmen,  und  gegen  Handlungen  der  Vormünder. 
(Also  ganz  anders  wie  nach  französischem  Recht  —  siehe  oben  Text) 

Gewohnsheitsmässig  hat  sich  übrigens  der  Satz  festgestellt,  dass 
minderjährige  Inhaber  eines  kaufinännischen  Geschäftes  gegen  Handlungen 
und  Unterlassungen  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  nicht  restituiert  werden. 
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eil  er  als  Minor  unfähig  ist,  sich  durch  eine  Rechtshand- 


limg  zu  verletzen.    Das  Gesetz  geht  davon  aus:   Obwohl  in  der 
Kegel  der  Vormund  den  Minderjährigen  bei  Geschäften  vertreten 

B..O..H.G.  £.,  Bd.  IT  S.  28ff. 

Was  die  Durchführung  der  Restitutio  anlangt,  so  waren  meist  zwei 
getrennte  Prozesse  nötig.  Der  erste,  das  Judicium  rescindens  —  beschränkte 
sich  auf  die  Frage  der  Restitution;  der  zweite  —  das  Judicium  res - 
cissorium  —  bezweckte  auf  Grund  des  Bestitutionsbescheides  die  Ver- 
urteilung des  Beklagten  in  der  Hauptsache. 

Der  Bestittttionsbescheid  beseitigte  nur  das  der  Klage  entgegenstehende 
Hindernis,  z.  B.  die  Einrede  der  Yerjährung.  Ob  die  Klage  possitiv  be- 
gründet, der  Beklagte  also  in  der  Hauptsache  zu  verurteilen  sei,  z.  B.  aus 
dem  angeblichen  Darleihen,  war  Gegenstand  eines  zweiten  Prozesses  im 
ordentlichen  Yer&hren. 

Heute  entscheidet  über  die  Restitution  das  Gericht,  wel- 
ches in  der  Sache  zuständig  ist.  Eine  Trennung  des  Verfahrens 
wird  durch  die  heutigeGerichtsverfassung  nicht  mehr  gefordert. 
Nur  wo  ein  besonderes  rechtliches  Interesse  daran  besteht,  kann  sich  der 
Klageantrag  darauf  beschränken,  Entscheidung  über  die  Restitution  zu  for- 
dern, so  dass  die  durch  die  Restitution  erneuerten  Ansprüche  einem  beson- 
deren Verfahren  vorbehalten  bleiben.  Dies  nach  Analogie  des  §  231  R.-C.-P.-0. 
Berechtigt  zur  Erhebung  der  Restitutionsklage,  welche  nur  sub- 
sidiär ist  (d.  h.  nur  gewährt  wird,  wenn  keine  ordentlichen  Rechtsmittel 
gegeben  sind),  ist  der  Verletzte.  Der  Anspruch  ist  vererblich,  abtret- 
bar. (Bürgen  kommt  die  Restitution  des  Hauptschuldners  nicht  zu  gut»» 
wenn  sie,  was  die  Regel  ist,  dem  Gläubiger  gerade  Gewähr  gegen  die  Ge- 
fahr der  Restitution  leisten  sollten  —  1. 1,  1.  2  Cod.  de  fidejussoribus  minorum 
2,  23;  L  §  1  Dig.  de  exe.  44,1;  1. 13  §  17  Pr.  Dig.  de  min.  4,4. 

Die  Person  des  Beklagten  ergiebt  sich  aus  dem  Inhalt  des  Restitutions- 
anspruchs.  Die  Restitution  der  Minderj  ährigen  gegen  verletzende  Rech ts- 
gesöhäfte  geht  in  der  Regel  nur  gegen  den  Mitkontrahenten  —  in  per- 
sonam  —  aus  besonderen  Gründen  auch  gegen  Drittis  —  in  rem ;  1. 13  §  1, 
1. 14  Dig.  de  min.  4,4. 

Vgl.  über  das  Vorgetragene  Dembnrg,  Pandekten,  I§§139— 143, 
dem  ich  mich  hier  vieJÜBLch  angeschlossen  habe. 

Siehe  auch  Keller,  Pandekten,  I  §§101  —  107;  femer  Bvrebardi, 
Die  Lehre  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  Göttingen, 
1S31;  T.  SATiguy,  System,  VII  §§315—343;  St  aedler,  de  la  Institution  en 
droit  Pr^torien,  Bruxelles  1861. 

Nach  französischem  Recht  hat  nach  der  herrschende  Ansicht  die 
Trennung  des  Judicium  rescindens  und  rescissorium  nicht  statt, 
es  wird  die  Auflösung  gegenüber  dem  anderen  Kontrahenten  begehrt  und 
gegen  Dritte  dieselbe  Klage  als  actio  in  rem  scripta  erhoben,  also  auch  von 
ihnen  Auflösung  und  Herausgabe  begehrt  —  nach  der  Ansicht  Mancher,  ja 
Vieler,  wird  gegen  den  Dritten  dagegen  nicht  die  Auflösungsklage,  sondern 
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und  fär  ihn  handeln  soll  (oder  mit  dem  Minderjährigen  zusammen 
dabei  handeb  soll,  oder  obwohl  der  Mindegährige  mit  der  Er- 
mächtigung des  Vormunds  handehi  soll  —  was  alles  dasselbe  ist, 
wie  wenn  der  Vormund  für  ihn  handelt),  und  es  nicht  am  Platze 
ist,  dass  der  Minderjährige  allein  und  selbständig  ein  Geschäft  ab- 
schliesst,  so  kann  er  dies  doch,  und  kann  ein  Dritter  mit  Minder- 
jährigen kontrahieren.  Es  ist  wohl  richtig,  dass  das  Geschäft,  da 
es  in  formeller  Übertretung  des  Gesetzes ,  welches  in  Art.  450  die 
Vertretung  durch  den  Vormund  vorschreibt,  vorgenommen  worden 
ist,  indem  es  der  Minderjährige  selbständig  vorgenommen  hat,  nicht 
vollständig  giltig  ist,  ja,  es  ist  ungiltig,  anfechtbar,  aber  nicht 
wegen  Mangel  der  Form,  sondern  weil  es  der  Mindeijähiige  vor- 
genommen und  dabei  eine  Verletzung  erlitten  hat.  Hat  er  keine 
Verletzung  erlitten,  so  ist  es  giltig  und  bleibt  giltig. 

Mithin  besteht  die  Ungiltigkeit  nicht  im  Mangel  der  Form, 
wie  man  hat  annehmen  wollen,  die  fehlende  Vertretung  ist  kein 
Mangel  der  Form,  da  die  Vertretung  keine  Form  ist. 

In  Rom,  wo  der  Impubes  (pupülus)  selbst,  jedoch  tutoi-e 
auctore  handelte,  konnte  man  fOglicher  Weise  die  autoritas  tutoris 
als  eme  für  die  Giltigkeit  der  vom  Impubes  eingegangenen  Verträge 
notwendige  Form  betrachten.  Das  französische  Recht  kennt 
aber  keine  autoritatis  interpositio  des  Vormunds. 

Das  Geschäft,  welches  der  Mindeijährige  abgeschlossen  hat, 
hätte  durch  seinen  Vormund  abgeschlossen  werden  sollen  —  arg. 
Art  450  —  es  leidet  an  keinem  Fonnmangel,  es  ist  nur  von  einer 


sofort  die  rei  vindicatio  angestellt  und  die  Anfechtung  des  Bechtsgescihäfis 
als  bereits  bewirkt  dabei  unterstellt.  Die  Frage  ist  sehr  streitig,  die  herr- 
schende Ansicht  hat  aber  teils  die  Analogie  des  Art.  930,  1681  C.  c,  teils  die 
Geschichte  för  sich. 

Die  Bestitutionsklage  geht  nach  französischem  Recht  auch  auf  die 
Erben  über,  dagegen,  weil  nicht  ein  ganzes  Rechtsverhältnis,  sondern  nur 
eine  Forderung  übertragen  wird,  nicht  auf  den  Singularsucoessor,  ebenso  hat 
der  Bürge  ans  der  Person  des  Hauptschuldners  die  Einrede  nicht  immer 
(nämlich  dann  nicht,  wenn  sie,  wie  die  Minderjährigkeit,  eine  blos  per- 
sönlich zustehende  Einrede  ist,  das  Gleiche  dürfte  aber  nicht  w^gen  des 
Irrtums  oder  Zwangs  gelten:  dies  sind  vitia  inhaerentia  aegotio). 

Vgl.  zu  dem  für  das  französische  Recht  hier  Vorgetragenen  Drefer, 
der  Code  Nap.  und  das  badische  Landrecht  (1860),  §  105  Text  u.  Anm.  2, 
sowie  §  56  Anm.  5  daselbst  CWindseheld  a.  a.  O.  S.  157, 153,  ?dl:  Zaehsria, 
I  §  181,  Anm.  10,  II  §  336  Anm.  8  u.  zu  Note  10). 
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Person  Torgenommen  worden,   welche  nicht  das  Recht  oder  die 
Fähigkeit  hat,  es  vorzunehmen.    Was  folgt  hieraus? 

Der  Grund  seiner  Ungiltigkeit  kann  nur  die  Handlungsunfähig- 
keit seines  Urhebers,  d.i.  des  Minderjährigen,  sein. 

Esj  fragt  sich  nun:  was  ist  die  Wirkung  der  Handlungs- 
unfähigkeit des  nicht  gewaltsenüassenen  Mindeijährigen?  In  der  Be- 
antwortung dieser  Frage  wurzelt  die  ganze  Lösung  der  Frage: 
welche  Wirkung  hat  ein  vom  nichtgewaltsentlassenen  Mindeijährigen 
allem  und  selbständig  —  sine  tutore  —  vorgenommenes  Geschäft? 

Es  ergiebt  sich  nun  aus  Ait.  1305,  dass  die  Geschäfte,  welche 
von  den  Mmdeijährigen  ohne  Vormund  eingegangen  worden  sind, 
nicht  allein  desshalb  ungiltig  (anfechtbar)  sind,  sondern  nur,  wenn 
der  Minderjährige  durch  das  Geschäft  selbst  eine  Verletzung  hat 
—  in  solchem  Falle  ist  ihm  also  die  action  en  resdssion  im  eigent- 
lichen Sinne  gegeben. 

Das  G^esetz  erteilt  dem  Mindeijährigen  dieses  Restitutionsrecht, 
unterstellend,  dass  den  Mindeijährigen,  bevor  sie  das  gesetzliche 
Alter  der  Volljährigkeit  haben,  die  genügende  Erfahrung  und  Ur- 
teilskraft fehle,  um  sich  allein  in  vollgiltiger  Weise  verpflichten 
zn  können.  Nichtsdestoweniger ,  und  im  Hinblick  darauf,  dass  diese 
Unterstellung  zuweilen  durch  die  Thatsachen  widerlegt  wird,  und 
eine  Rechtshandlung ,  welche  ein  Mindeijähriger  allein  vorgenommen 
hat,  ihm  vorteilhaft  sein  kann,  gestattet  das  Gtesetz  dem  Min- 
derjährigen nicht,  eine  von  ihm  allein  vorgenommene  Rechts- 
handlung lediglich  wegen  seiner  Mindeijährigkeit  anzufechten,  sondern 
ermächtigt  ihn  hierzu  nur,  wenn  er  darthut,  dass  ihm  jene  nach- 
teilig war  (es  gilt  also  nicht  der  Satz:  restituitur  minor  non  tan- 
qnam  laesus,  sed  tanquam  minor). 

Hierin  liegt  eine  weise  Versöhnung  des  dem  Minderjährigen 
geschuldetem  Rechtsschutzes  mit  der  Aufrechterhaltung  geschlossener 
Verträge. 

Mithin  ist  es  nach  Art.  1305  nicht  die  Thatsache,  das  Geschäft 
vorgenommen  zu  haben,  welche  dem  Mindeijährigen  die  Rescissions- 
klage  giebt,  sondern  vielmehr  der  Umstand,  die  Thatsache  ver- 
leiht ihm  diese  Klage ,  dass  er  sich  durch  die  Vornahme  des  Geschäfts 
eine  Verletzung  zugezogen  hat. 

In  dieser  Weise  erklärt  uns  Art.  1305  die  Tragweite  der 
Worte  des  Art.  1125:  „Ein  Mindeijähriger  u.  s.  W;  können  ihi-e 
Verbindlichkeiten  nur  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen 
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wegen  Unfähigkeit  anfechten."  —  Die  Eestitution  wird  dem  Min- 
derjährigen —  wegen  seiner  Minderjährigkeit  gegen  Verletzung 
erteilt,  welche  er  aus  einem  von  ihm  allein  —  ohne  Vormund  — - 
vorgenommenen  Geschäft  (irgend  welcher  —  jedoch  vermögensrecht- 
licher Art)  52)  erfahren  hat. 

Unsere  Ansicht  stützt  sich  auf  das  frühere  Recht  Frank- 
reichs in  seinem  letzten  Zustand,  auf  die  Autorität  der  Rechts- 
geschichte. 

Domat  sagte  schon:  „La  restitntion  des  mineurs  et  fondee 
snr  leur  6tat  de  faiblesse;  et,  comme  cet  etat  les  expose  ä  se 
tromper,  la  loi  les  rel^ve  des  tous  les  actes  oü  leur  minorit^  les  a 
engag^  dans  quelques  lesions."^^)  Und  an  einem  anderen  Orte 
sagte  er:  „Leur  incapacit^  est  bien  difGSrente  de  celle  des  interdits, 
ceux-ci  sont  incapables  de  toutes  sortes  de  Conventions;  les 
mineurs  de  Celles  qui  leur  nuisent."*^) 


32)  Siehe  Bandry-Lacantinerie,  11  Nr.  1156. 

Er  kann  sich  so  restdtaieren  lassen  propter  minorem  suam  aetatem 
gegen  Verletzung  in  Betreff  aUer  Arten  von  vermögensrechtlichen  Ver- 
trägen, mag  es  sich  um  Verträge  handeln,  welche  selbst  die  VoUjähiigen 
anfechten  können  (Art.  783,  887,  1079,  1466,  1872,  1674  —  ohne  jedoch  an 
die  Höhe  der  hier  in  Betracht  kommenden  Läsion  gebunden  zu  sein),  mag 
es  sich  um  andere  Verträge  handehi,  z.  B.  Verkauf  von  Fahrnissen,  Ver- 
sicherung von  Liegenschaften.  Art.  1305  in  Verbindung  mit  Art  1312  hat 
den  unterschied  genau  feststellen  wollen,  welchen  das  Gessetz  vor- 
her in  Art  1118  nur  angedeutet  hat  („Verletzung  schadet  der  Giltigkeit 
der  Verabredung  nur  bei  gewissen  Verträgen  oder  in  Ansehung  „ge- 
wisser" Personen,  wie  in  demselben  (VII)  Abschnitte  —  vgl.  Art.  1117 
—  erklärt  wird).  Art.  1305  in  Verb.  m.  Art.  1312  stellt  nun  diesen  Unter- 
schied genau  fest  dahin:  die  Volljährigen  haben  die  Restitution  wegen  Läsion 
nur  bei  Lnmobiliarverkäufen  und  Teilungen  (und  zwar  bei  jenen  nur  im 
FaU  einer  Verletzung  von  mehr  als  7/12  [Art.  1674] ,  bei  diesen  nur  im  Falle 
einer  solchen  von  mehr  als  1/4  [Art  887]),  gewisse  Personen  dagegen 
haben  die  Restitution  wegen  Verletzung  in  jedem  Falle  —  bei  allen  Arten 
von  vermögensrechtlichen  Verträgen  [Art.  1118]  und  selbst  dann,  wenn  sie 
eine  Läsion  überhaupt,  selbst  die  geringste  Läsion  nachweisen  können  — 
und  diese  Personen  sind  nach  Art  1305:  Die  nicht  gewaltsentlassenen 
Minderjährigen  (und  die  gewaltsentlassenen  gegen  alle  Verträge,  welche 
ausser  den  Grenzen  seiner  Fähigkeit  liegen,  welche  sie  also  im  gegebenen 
FaUe  ohne  Mitwirkung  des  Pflegers,  wo  er  hätte  mitwirken  sollen,  abge- 
schlossen haben). 

SS)  Domat,  Lois  civilee,  liv.  IV,  titre  VI,  sect.  2. 

3A)  Domat  a.  a.  0.,  Uv.  I,  titre  I,  sect.  6. 
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Mithin  sind  nach  Domat  die  Mindeijährigen  handlungsunfähig 
—  nicht  in  Bezug  auf  die  Vornahme  von  Geschäften,  sondern  auf 
die  Vornahme  von  Geschäften,  welche  ihnen  schaden. ^^) 

Dieselbe  Theorie  findet  sich  wieder  in  den  Vorarbeiten  zum 
Code  Napoleon. 

Wir  haben  hier  zwei  Ausspruche,  einen  von  Bigot-Priameneu 
und  einen  von  Jaubert;  welche  uns  zur  Gewissheit  darfhun,  dass 
unsere  Ansicht  die  der  Gesetzgeber  war. 

Ersterer  sagt  in  seinem  Expos6  des  motifs:  „Le  r^sultat 
de  rincapacit^  du  mineur  est  de  ne  pouvoir  etre  16s^,  et  non 
de  ne  pouvoir  contracter:  restituitur  non  tanquam  minor,  sed 
tanquam  laesus.^ 

Und  Jaubert  in  seinem  Rapport  au  Tribunat  sagt:  „II 
est  bien  vrai,  que  le  mineurs  sont,  en  i'^le  generale,  incapables  de 
contracter.  Cependant  un  mineur  peut  etre  capable  de  discemement: 
le  lieu  de  Tequitä  naturelle  peut  donc  se  trouver  dans  un  contrat 
passe  par  un  mineur.  Voilä  pourquoi  il  n'est  pas  restituable 
comme  mineur,  il  peut  l'etre  comme  lösß."^®) 

Den  Schluss,  welchsn  wir  oben  aus  Art.  1305  gezogen  haben, 
könnte  man  nur  dadurch  entkräften,  wenn  man  nachweisen  könnte, 
dass  dieser  Artikel  die  Bescission  wegen  Läison  nur  fiir  den  Fall 
aasgesprochen  habe,  dass  nicht  der  Minderjährige  das  Geschäft 
abgeschlossen,  sondern  dass  es  viehnehr  sein  Vormund  für  ihn  ab- 
geschlossen habe.   Dieser  Beweis  kann  jedoch  nicht  geführt  werden. 


^)  Freilich  ganz  überzeugend  ist  dies  Argument  aus  der  Bechts- 
geschichte  nicht,  denn  Pothier,  Prooedure  civile,  part  V,  chap.  lY.  Art.  2  §  1 
behauptet  anderes.    Siehe  oben  Anm.  12  u.  Text. 

36)  Vgl.  in  Betreff  dieser  angeführten  Aussprüche  von  Blgot-Pr^amenen 
QBd  Jaubert:  Fenet,  XYII  p.  283,  271— 272;  Loor^,  L6gisL  civ.  XII, 
pag.  391,  494,  497. 

Siehe  auch Poneelet,  Recucil  complet,  Bd.  I  Disco urs,  Nr.  60 pag. 471, 
(Jasbert  betr.)  u.  Nr.  59  pag.  452,  (Bigot-Pröameneu  betr.)  —  zu  Art.  1305. 
Blgot-Pr^ameneu  sagt  auch  Expose  des  moti&  Nr.  18:  „On  peut  contracter 
avec  les  mineurs;  mais  s'ils  sont  I6s^,  on  est  censö  avoir  abus6  de  leur  &ge. 
Leur  capacit^  cesse  pour  tout  acte  qui  leur  est  prejudiciable.^ 
Siehe  auch  Loer6  a.  a.  0.,  pag.  321—322. 

Diese  Aussprüche,  alle  zusammengenommen,  so  behauptet  mit  Becht 
Baidrj.Laeantlnerle,  II  Nr.  1158  Abs.  2  am  Ende,  haben  hier  den  Wert 
eines  ofßzieUen  Oesetzeskommentars. 
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Es  ergiebt  sich  vielmehr  aus  dem  Gresetz  selbst,  dass  Art.  1305 
sich  nur  einzig  mid  allein  auf  die  vom  Mindeijährigen  selbst  vor- 
genommenen Geschäfte  bezieht 

Abgesehen  davon,  dass  sich  in  Art.  1305  das  Wort  „tateur'' 
nicht  einmal  erwähnt  findet,  so  ergiebt  sich  aus  dem  ganzen  Zu- 
sammenhang, aus  allen  Artikeln,  welche  auf  Art.  1305  folgen  (aus 
den  Art.  1306  bis  1314),  sei  es,  um  ihn  zu  derogieren,  sei  es,  um 
ihn  des  Näheren  zu  erklären,  dass  es  sich  hier  nur  um  die  Rechts- 
geschäfte handelt,  welche  der  Minderjährige  allein  —  ohne  Vormund 
—  vorgenommen  hat 

Die  Fassung  der  Art.  1305 — 1311  beweist  zur  Genüge,  dass 
der  Gesetzgeber  nur  solche  Bechtsgeschäfte  im  Auge  gehabt  hat. 

So  sagt  z.  B.  Art.  1307:  „Die  einfache  (blosse)  Erklärung  des 
Minderjährigen,  dass  er  gros^ährig  sei,  steht  seiner  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  nicht  entgegen."" 

Wie  könnte  man  nun  diesen  Artikel  auf  den  Fall  anwenden, 
wo  der  Vormund  allein  oder  der  Mindeijährige  mit  Ermächtigung 
des  Vormunds  gehandelt  hätte  ?37) 

Dann  ist  hervorzuheben  der  Art.  1308,  der  sa^:  „Der  Min. 
derjährige,  der  ein  Handelsmann,  ein  Banquier  oder  Handwerics- 
mann  ist,  kann  wider  Verbindlichkeiten,  welche  er  in  Bezug  auf 
seine  Handlung  oder  sein  Gewerbe  übernommen  hat,  nicht  resti- 
tuiert werden.^  —  Die  Verfügung  dieses  Artikels  erscheint  als  eine 
Ausnahme  vom  Grundsatz  des  Art.  1305,  und  diese  Ausnahme  be- 
zieht sich  auf  Geschäfte,  welche  der  Minderjährige  selbst  voige- 
nommen  hat. 

Und  auch  der  Art.  1309  erklärt,  wann  d^  Mindeijährige 
ausnahmsweise  nicht  wegen  Läsion  restituiert  werden  kann- 
Auch  diese  Ausnahme  bezieht  sich  auf  Art.  1305,  sie  unterstellt 
also  grundsätzlich,  dass  der  Mindeijährige  fähig  ist,  selbst  zu 
handeln,  dass  er  aber  im  Falle  seines  Selbsthandelns  wegen 
Läsion  anfechten  kann.  Art.  1309  giebt  uns  endlich  ein  aig. 
e  contr.  —  er  bestimmt,  dass  der  Mindeijährige  nicht  restituiert 
werden  kann   aus  seinem  Ehevertrag  (den  er  bekanntlich  selbst 

VJ)  Gut  bemerkt  Hourlon,  1  Nr.  i500  ZiS.  1  Abs.  10  (S.  846,  847): 
V^ollte  man  hier  untersteUen,  dass  der  Vormund  gehandelt  hat,  ao  begreift 
sich  der  Fall  einer  Yoiyähiigkeitserklärung  Seitens  des  Mindeijährigen 
nicht:  denn  diese  Erklärang  würde  in  Abrede  gestellt  und  ausgehoben  durch 
die  Thatsache  der  Gegenwart  des  Vormunds. 
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abschliesst).    Mithin  kann  er  in  den  anderen  Fällen,  in  welchen 
er  handelt,  restitaiert  werden,  wenn  er  verletzt  ist 

Diese  Argumente  sind  alle  derart  genügender  Natur,  sie 
sprechen  derart  für  unsere  Auslegung,  dass  sie  überzeugen  müssen. 

Dass  ein  Geschäft,  welches  der  Mindeijährige  allein  vornimmt, 
nicht  wogen  Formmangel  ungiltig  ist,  habe  ich  bereits  oben  dar- 
gelegt, wo  ich  gezeigt  habe,  dass  die  gebotene  Vertretung  keine 
Form  ist  —  es  ergiebt  sich  die  Richtigkeit  meiner  Behauptung 
insbesondere  arg.  Art.  484.  '^^) 

Mithin  ist  veiwerflich  die  Behauptung,  dass,  da  em  Geschäft, 
welches  der  Minderjährige  ohne  Repräsentation  oder  Ermächtigung 
des  Vormunds  vorgenommen  habe,  ungiltig  (anfechtbar)  sei  wegen 
Formmangels,  abgesehen  von  jeder  Läsion,  der  Art  1305  sich  nur 
beziehen  könne  auf  Rechtsgeschäfte ,  welche  der  Vormund  als  Ver- 
treter des  Mindeqährigen  vorgenommen  habe,  dass  also  nur  diese 
wegen  Läsion  ai^echtbar  seien.  Dies  widerlegt  sich  namentlich 
durch  das,  was  wir  oben  S.  361  u.  flF.  über  die  Wirkung  dieser  Ge- 
schäfte vorgetragen  haben. 

Wir  haben  nunmehr  zur  Genüge  die  Bedeutung  des  Art.  1305 
in  Betreff  der  nicht  gewaltsentlassenen  Mindeijährigen  dargelegt. 

Wollte  man  ihn  nicht  verwenden  auf  die  Geschäfte,  welche 
der  Mindeijährige  allein  vornimmt  —  sine  tutore  — ,  so  wäre  seine 
Anwendung  überhaupt  unmöglich,  da  er  durchaus  nichts  mit  den 
Geschäften  zu  thun  hat,  welche  der  Vormund  für  den  Mindeijährigen 
oder  dieser  mit  Ermächtigung  des  Vormunds  vorgenommen  hat, 
wie  wir  dies  oben  gezeigt  haben. 

Es  ist  nach  dem  Dargelegten  ein  Missbrauch,  welchen  man 
mit  den  Worten  des  Art  1124  treibt  wenn  man  daraus  den  Schluss 
zieht,  dass  die  Minderjährigen  absolut  handlungsunfähig  sind.  Ihre 
Handlungsunfähigkeit  ist  durch  Art.  1305  erklärt:  sie  sind  un- 
fähig, Geschäfte  vorzunehmen,  welche  ihnen  schaden. 

Wenn  man  behauptet,  der  Minderjährige  sei  unfähig, 
denn  das  Gesetz  stelle  ihn  auf  dieselbe  Linie,  wie  die  Ehefrau 
imd  den  Entmündigten  (Art.  1124),  so  halte  ich  dem  entgegen: 


^)  Hiemach  sind  Formen:  die  £rmäc]itigung  des  Familienrats,  die 
Homologation  des  GeriGht8ho&,  da  wo  das  Gesetz  das  eine  oder  andei^ 
voischieibt  Hier  handelt  es  sich  aber  mn  C^eschäfte,  für  deren  Voniahme 
gu  keine  Formen  vorgeschrieben  sind. 

Barasetti,  Die  Vormundschaft  u.  9.  w.  24 
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Diese  Gleichstellung  ist  nicht  ganz  zutreffend,  —  wenn  das 
Gesetz  den  Mindeij&hiigen  zu  den  Handlungsunfähigen  rechnet,  so 
thut  es  dies  deshalb,  weil  er  noch  nicht  das  Alter  der  gesetzlichen 
Handlungsfähigkeit  erreicht  hat  —  thatsächlich  kann  der  Minder- 
jährige handlungsfähig  sein,  mithin  konnte  ihn  das  Gesetz  nicht 
für  absolut  handlungsunfähig  erkläi-en,  denn  sonst  hätte  es  damit 
seinen  Interessen  nicht  gedient,  welchen  es  doch  Schutz  gewähren 
will,  da  ja  die  voi^genommene  Handlung  ihm  vorteilhaft  sein  kaxm. 

Nicht  so  verhält  es  sich  mit  dem  Entmündigten  und  der 
Ehefrau:  der  Entmündigte  steht  unter  einer  praesumtio  juris 
et  de  jure  der  Handlungsun&higkeit,  und  die  Ehefrau  ist  wegen 
äer  Ehe  und  der  ehieherrlichen  Gewalt  für  handlungsunfähig  er- 
klärt. Diese  Ursache  der  Handlungsunfähigkeit  der  Ehefrau  ist 
eine  allgemeine,  weshalb  auch  ihre  Handlungsunfähigkeit  eine  all- 
gemeine ist.  Hieraus  folgt,  dass  die  Handlungen  des  Entmündigten 
und  der  nicht  ermächtigten  Ehefrau  ipso  jure  ungfltig  sind,  d.  h.  die 
Ungiltigkeit  derselben  kann  allein  deshalb  geltend  gemacht  werden, 
weil  die  Handlungen  von  einem  Entmündigten  oder  einer  nicht  er- 
mächtigten Ehefrau  vorgenommen  worden  sind,  und  die  Ungiltigkeit 
muss  vom  Richter  ausgesprochen  werden.  Anders  ist^s  beim  Min- 
derjährigen. Art.  1118  sagt,  die  wahre  Ursache,  welche  die  dui-ch 
den  Minderjährigen  vorgenommenen  Handlungen  ungfltig  mache, 
sei  die  Verletzung;  wenn  nun  Art.  1124  sie  für  handlungsunfähig 
erklärt,  so  ist  damit  ausgesprochen,  dass  sie  sich  restituieren  lassen 
können,  wenn  sie  verletzt  sind  durch  ihr  Alleinhandeln,  was  dann 
Art.  1305  besonders  sagt  (Laurent,  XVI  Nr.  45  u.  46). 

Wenn  man  sagt:  Falls  man  die  Mindeijährigen  zur  Anfech- 
tung ihrer  eigenen  Handlungen  nm*  im  Falle  der  Verletzung  zu- 
lasse, so  habe  der  gewaltsenüassene  Minderjährige  ein  ausgedehnr 
teres  Anfechtungsrecht  (Art.  484 — 486)  als  der  nicht  gewaltsent- 
lassene,  was  doch  nicht  denkbar  sei,  —  so  ist  das  Argument  ganz 
unzutreffend:  denn  es  Hegt  die  Verletzung  schon  dann  für  den 
nicht  gewaltsenüassenen  Minderjährigen  vor,  wenn  das  Geschäft, 
das  er  abgeschlossen,  ihm  nachteilig  ist. 

Hat  der  Minderjährige  ein  Geschäft  allein  —  sine  tutoi-e  — 
vorgenommen,  wobei  besondere  Formvorschriften  durch  den  Vor- 
mund einzuhalten  gewesen  wären,  ohne  Einhaltung  derselben, 
so  ist  das  Geschäft  ungfltig  (anfechtbar)  wegen  Mangel  der  Form, 
um  so  mehr,  da  es  ja  auch  aus  demselben  Grunde  ungfltig  wäre. 
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wenn  der  Vormund  diese  Formen  nicht  eingehalten  hätte  —  mithin 
fet  hier  von  dem  notwendigen  Nachweis  ein^  Läsion  keine  Rede.  '^) 

Zum  Schlüsse  unserer  Begründung  wollen  wir  auch  noch  die 
Einwärfe  darlegen,  welche  gegen  unser  für  richtig  erkanntes 
II.  System  gemacht  werden ,  bezw.  wurden.  Es  sind  dies  haupt- 
sächlich drei  Einwürfe,  welchen  wir  hier  zu  begegnen  versuchen. 

1.  Man  sagt,  alle  älteren  Autoren,  d.  h.  alle  SchriitsteUer, 
welche  das  vor  dem  Givilgesetzbuch  in  Frankreich  gegoltene 
Recht  behandelt  haben,  gäben  zu,  dass  die  vom  Vormund,  ob- 
gleich regeh^ht  abgeschlossenen  Geschäfte,  wegen  Läsion  rescissibei 
seien.  *^) 

Man  sagt:  Da  Art  1305  ausspricht,  dass  der  Minderjährige 
sich  wiederherstellen  lassen  kann  gegen  alle  Arten  von  Ver- 
trägen, so  hat  der  C.  Nap.  das  alte  Recht  auihehmen  wollen  -r 
die  Worte  „gegen  alle  Arten  von  Verträgen^  beziehen  sich  niclif 
nur  auf  die  Geschäfte ,  welche  die  Minderjährigen  selbst  vor- 
genommen haben ,  sondern  auch  auf  jene ,  welche  die  Vormttnder 
fnr  sie  vorgenommen  haben. 

'  Es  ist  nun  zwar  richtig,  dass  im  älteren  Eecht  die  Geschäfte, 
welche  die  Vormünder  vorgenommen  hatten,  i*esoissibel  wegen  Läsion 
waren,  selbst  wenn  die  Vormünder  sie  gemäss  den  vom  Gesetze 
vorgeschriebenen  Formen  vorgenommen  hatten  —  allein,  will  man 
behaupten,  dass  diese  sicherlich  verwerfliche  Theorie  auch  für  den 
Code  Napolton  gelte,  so  muss  man  einen  Gesetzestext  nachweisen, 
der  diese  Geltung  darthut  —  und  an  einem  solchen  Text  fehlt  es 
durchaus*  Daraus  ist  zu  folgern,  dass  der  Gesetzgeber  diese 
Theorie  aufgegeben  hat. 

Es  ist  ja  wahr,  dass  der  Art.  1305  als  solcher  schlecht  re- 
digiert ist,  dass  er  in  Betreff  seines  wahren  Sinnes  Zweifel  erwecken 
kann.  Allein,  wenn  man  ihn  in  Zusammenhang  mit  den  Art.  1306  ff. 
liest,  so  gelangt  man  zu  unserer  oben  dargelegten  Ansicht,  und 
geht  es  doch  sicherlich  nicht  an ,  auf  dem  allerdings  redaktionell 

»)  Siehe  namentlich  auch  JDemoIombe,  YII  Nr.  823—826. 

^)  Man  berufk  sich  in  dieser  Beziehung  auf  Domat^  Lois  dviles, 
liv.  lYtit.  6;  Dopiessls^  Oeuvres,  t.  Ipag.  646;  BourJoU)  Droit  commuu 
de  la  France,  t  U  p.  687;  HenrjSy  liv.  IV,  chap.  VI  quest  22.  Es  ist  dies 
uur  richtig  —  und  auch  Potliier  hatte  diese  Ansicht  fär  alle  andere  Qe- 
ächäfte,  welche  nicht  reine  Yerwaltungsgeschäfte  waren  —  siehe  oben  An- 
merkung 12  und  Text  8.  348  d.  W. 

24* 
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vemnglückteii  Art.  1305  ftti*  sich  allein  eine  solche  verwerfliche 
Theorie  wie  die  des  alten  Rechts  aufzubauen. 

Man  beruft  sich  dann  noch  auf  Art.  1314,  indem  man  argu- 
mentiert, die  Bestimmung  dieses  Artikels,  wonach  die  Immobiliar- 
verkaufe,  die  Teilungsgeschäfte,  welche  der  Vormund  regelrecht 
vorgenommen  hat,  dieselbe  Kraft  hätten,  wie  wenn  sie  von  einem 
Mindeijäluagen  zur  Zeit  seiner  Vomährigkeit  vorgenommen  worden 
wären,  sei  überflüssig,  wenn  es  eine  allgemeine  Begel  sei,  dass  der 
gehörig  durch  seinen  Vormund  vertretene  Mindeijährige  gleich  dem 
Volljährigen  gelte,  mithin  müsse  man  arg.  e  contrario  als  eine  all- 
gemeine Begel  die  Theorie  des  früheren  Rechte  annehmen,  um 
nicht  den  Art.  1314  als  nichtssagend  erscheinen  zu  lassen. 

Dem  ist  damit  zu  begegnen:  Wenn  in  der  That  der  Minder- 
jährige heute  nicht  mehr,  wie  er  es  früher  konnte,  wegen  einfacher 
Verletzung  diejenigen  Geschäfte  umstossen  kann ,  welche  auf  das 
schwerste  seine  Interessen  schädigen  können  (die  Liegenschafts- 
verkäufe und  Erbschaftsteilungen),  um  so  mehr  muss  man  die 
weniger  wichtigen  Geschäfte  aufrecht  erhalten  —  Geschäfte,  weldie 
von  täglichem  Nutzen  sind,  und  welche  schon  die  frühere  Praxis 
notgedrungen  für  unangreifbar  erachtete.  ^^) 

2.  Man  beruft  sich  auf  Art.  481  C.  d.  pr.  civ.,  der  besagt, 
dass  die  Minderjährigen  das  Recht  zur  Klage  auf  V^iedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  haben,  wenn  sie  im  Prozesse  gar  nicht  oder 
nicht  auf  eine  giltige  Weise  verteidigt  worden  sind,  dass  sie  mithin 
hierdurch  (durch  die  requßte  civile)  die  Aufhebung  der  gegen  ihre 
Vormünder  ergangenen  urteile  erlangen  können,  —  womit  nichts 
anderes  ausgedrückt  sei,  als  dass  sich  eben  hier  im  Prozesse,  wie 
auch  sonst,  der  Mindeijährige  gegen  die  Handlungen  seines  Vor- 
munds, falls  sie  ihn  lädieren,  restituieren  lassen  könne. 

Hierauf  ist  zu  erwidern:  Der  Art.  481  C.  d.  pr.  civ.  gewähil 
la  requgte  civile  nicht  nur  dem  Mindeijährigen,  sondern  auch  dem 
Staate ,  den  Gemeinden  u.  s.  w. ,  d.  h.  eben  juristischen  Personen, 
welche,  wie  jener,  einen  gesetzlichen  Vertreter  haben,  weil  sie 
prozessunfShig  sind,  —  es  hat  nun  Niemand  jemals  behauptet,  dass 
Rechtehandlungen,  welche  die  Vertreter  dieser  juristischen  Personen 
in  den  Grenzen  ihrer  Gewalten  vorgenommen  haben,  wegen  Läsion 


^^)  So  durchaus  überzeugend  Yalette,  sur  Proudhon,  II  S.  4^9. 


Abschnitt  L   Die  Vormundschaft  über  Minderjährige.  373 

nmgestossen  werden  können  —  nnd  es  giebt  überhaupt  keine 
Analogie  zwischen  der  action  en  rescission  und  der  requ§te 
dvile.  ^*) 

8.  Man  beruft  sich  endlich  zur  Begründung  der  Behauptung, 
dass  der  Minderjährige  sich  gegen  regeh*echte  Handlungen  des 
Vormunds  wegen  Läsion  restituieren  lassen  könne ,  auf  Art.  2252 
C.  c,  welcher  im  Interesse  des  Minderjährigen  die  Verjährung 
henmit. 

Man  sagt:  Diese  Bestinunung  beruht  nicht  auf  dem  Gi-und- 
satz,  dass  die  Verjährung  nicht  gegen  diejenigen  läuft,  welche 
klagen  können,  denn  die  Vormünder,  welche  die  Minderjährigen 
vertreten,  können  für  dieselben  klagen.  Mithhi,  argumentiert  man, 
wenn  die  Verjährung  gegen  die  Mindeijährigen  laufen  wurde, 
worden  sie  solche  wegen  Läsion  anfechten,  das  Gesetz  hat  es  daher 
für  einfiax^her  erkannt,  sie  nicht  gegen  die  Minderjährigen  laufen 
zu  lassen,  mithin  setzt  es  voraus,  dass  der  Minderjährige  sich 
gegen  die  Handlungen  des  Vormunds  restituieren  lassen  kann. 

Dagegen  ist  zu  erwidern,  dass  der  Art.  2252,  welcher  die 
Verjährung  im  Interesse  des  Mindeijährigen  hemmt,  nicht  eine 
regebecht  vom  Vormund  vorgenommene  Bechtshandlung  unterstellt, 
sond^n  vielmehr  nichts  anderes  als  eine  thatsächliche  Enthaltung, 
eine  NaddftSBig^ett  des  Vormunds,  nichts  anderes  als  den  Mangel 
der  Unterbrechung  der  Volljährigkeit  durch  Nichthandeln  des  Vor- 
munds. 

Es  besteht  nun  aber  doch  zwischen  einem  regelrechten  Ge- 
schäft des  Vormunds  und  emer  Nachlässigkeit,  einem  Nichthandehi 
desselben,  ein  gewaltiger,  nicht  zu  überbrückender  Unterschied. 
Könnte  der  Mindeijährige  wegen  Verletzung  die  regehrecht  vom 
Voimund  fbr  ihn  eingegangenen  Geschäfte  anfechten,  so  würde  die 
darin  liegende,  ihm  gewährte  Gunst  des  Gesetzes  ihm  schaden, 
denn  Niemand  würde  mehr  mit  seinem  Vormund  ein  Rechts- 
geschäft emgehen,  wodurch  dessen  Güterverwaltung  unmöglich 
würde,  während  dagegen  keine  Ge&hr  für  den  Mindeijährigen 
darin  liegt,  dass  das  Gesetz  erklärt,  die  Verjährung  laitfe  nicht 
gegen  ihn.  <») 


tt)  So  zatreffend  Avbry  et  Ban^  IV  §  375  Note  4  und  Demoloube^ 
VII  Nr.  822j  Mourlon,  U  Nr.  1505;  Yalette,  sor  Proudhon,  H  S.  469. 
Valette  a.  a.  O.;  Demoloabe  a.  a.  O. 
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Die  Redaktoren  des  Code  Napoleon  haben  es  nicht  Ar  not- 
wendig erachtet,  auszusprechen,  dass  die  Restitution  unzulässig 
sei  gegen  Geschäfte,  welche  der  Vormund  regelrecht  vorgenom- 
men hat. 

Aus  diesem  Grunde  haben  sie  sich  auch  darauf  beschränkt, 
in  den  Art.  1309  u.  1314  die  Restitution  auf  Grund  der  Läsion 
abzuschaffen  gegen  die  wichtigsten  regelrecht  vorgenommenen  Ge- 
schäfte ,  gegen  welche  das  frühere  Recht  noch  die  Restitution  wegen 
Läsion  zuUess. 

„Man  hat  durch  die  im  Art.  1314  erwähnten  Formvorschfiften 
den  Alindeijährigen  in  die  Möglichkeit  versetzen  wollen,  das  be- 
treffende Geschäft  abzuschliessen,  man  wollte  ihn  nicht  in  eine 
weniger  günstige  Stellung  als  den  Grossjährigen  versetzen.^  ^^) 

Das  Ergebnis  unserer  Untersuchungen  ist  also: 

L  Als  Geschäfte  eines  Volljährigen  sind  anzusehen 
alle  Rechtshandlungen,  welche  der  Vormund  vorge- 
nommen hat,  wenn  entweder  keine  besonderen  Förmlich- 
keiten (wie  in  Art.  457,  458,  459,  462,  463,  466,  467)  vorge- 
schrieben oder  diese  beobachtet  sind. 

IL  Anfechtbar  sind:  1.  Nur  wegen  Läsion  Rechts- 
handlungen, welche  der  Minderjährige  ohne  seinen  Vor- 
mund vorgenommen  hat  (Restituitur  minor  non  tanquaro 
minor,  sed  tanquam  laesus).  2.  Wegen  nullit^  en  la  forme, 
wenn  die  besonderen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet 
worden  sind,  sei  es,  dass  der  Minderjährige  ohne  Vor- 


M)  So  sagt  das  Expose  de  motif,  Nr.  188  (siehe  Loer6,  pag.  893)  in 
BetrefP  des  Art.  1814  in  Übereiiistimmung  mit  dem  von  Janberl  dem  Tribanat 
erstatteten  Bericht  —  Nr.  66  (Locr^,  pag.  471),  Siehe  Huch  Arnts,  m  Nr.  276 
ZifF.  2,  welcher  zum  Schlnsse  tre£fend  bemerkt: 

„La  tendance  da  Code  &  donner  la  stabilite  aox  actes  se  manifeste 
surtout  par  Tinnovation  dans  les  anciens  regles  sur  la  transactions  da$ 
mi'nears  (ArntSy  I  Nr.  749),  nachdem  er  vorher  dargelegt  hat,  dass  die 
Redaktoren  sich  nicht  dem  alten  Rechte  anschlössen,  vielmehr  den  dnrch 
die  Minderjährigen  vorgenonmienen  Geschäften  eine  grössere  Stabilität  ver- 
leihen wollten  —  eine  Stabilität,  welche  schon  zu  den  Zeiten  PofhIer'Sy  in 
der  Praxis  wenigstens,  die  von  den  Vormündern  für  die  Mindenjährigen 
regelrecht  vorgenommenen  Geschäften  der  vormundschafUichen  Yerwaltiing 
hatten. 
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mnnd  gehandelt  hat,  sei  es,  dass   der  Vormund  gehan- 
delt hat«) 

Die  Anfechtbarkeit  ist,  wo  sie  gegeben  ist,  stets  eine  relative, 
Art,  1125  Abs.  2  < —  mithin  ist  sie  auch  heilbar,  wie  jede  relative 
Anfechtbarkeit.  *«) 

So  kann  nameDÜich  die  anfechtbare  Handlung  geheQt  werden 
durch  die  später  in  der  Volljährigkeit  erfolgte  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Genehmigung  oder  Bestätigung  der  anfechtbaren 
Handlung  seitens  des  volljährig  gewordenen  Minderjährigen  (still- 
schweigende Genehmigung  liegt  z.  B.  darin,  dass  er  die  ihm  nach 
Art.  1304  zustehende  Anfechtungsklage  verjähren  lässt  oder  frei- 
willig die  anfechtbare  Handlung  vollzieht  Art.  1311). 

Ausdrückliche  Genehmigung  liegt  vor,  wenn  solche  sich  als 
eine  schriftliche  oder  mündliche  seitens  des  volljährig  gewordenen 
Minderjährigen  darstellt;  hierbei  sind  jedoch  die  Vorschriften  des 
Art  1338  zu  befolgen. 


«5)  So  Dreyer  in  Zacharift,  II  §  335  b  Amn.4.  Dies  ist  die  jetzt 
herrschende  Lehre  in  Frankreich  sowie  in  Deutschland,  da,  wo  rein 
französisches  Recht  gilt  —  anders  in  Baden  —  siehe  nnten. 

Siehe  insbes.  auch  R.-G.-E«  Bd.  V  Kr.  d2  (Entsch.  v.  17.  Dez.  1881) 
und  B..G.-E.  Bd.  Xu  Nr.  86  S.  882  (Entsch.  v.  13.  Juni  1884). 

Der  Minderjährige  hat  also  als  solcher  die  Anfechtung  der  Rechts- 
handlungen des  Vormunds  wegen  Läsion  nicht.  Der  Satz:  restituitur  minor 
son  tanqnam  minor,  sed  tanqoam  laesus  trifR;  nur  bei  den  vom  Minor 
allein  yorgenonmienen  Rechtshandlungen  zu.  Der  Satz :  restituitur  minor 
qaa  talis  ist  ganz  aufgehoben,  denn  die  Anfechtung  der  Handlungen  des 
Vormundes  ist  die  action  en  nuUitö  und  keine  Restitutionsklage  (es  ist  An- 
fechtoBg  wegen  Formenverletzung)  und  die  Anfechtung  der  vom  Minder- 
jährigen aUän  vorgenommenen  Handlungen,  bei  welchen  die  Förmlich- 
keiten nicht  beobachtet  wurden,  ist  gleichfalls  Nullitätsklage  wegen  Form- 
Verletzung. 

Selbstverständlich  steht  dem  Minderjährigen  stets  die  Anfechtung  der 
Rechtshandtimg  wegen  error,  dolus,  metos,  Art.  1109 — 1117  zu,  da  ja  solche 
such  dem  Yoiy  ährigen  zusteht—  und  da  wo  er  die  Handlung  des  Vormunds 
überhaupt  nicht  als  Mindeijähriger  wegen  Läsion  anfechten  kann,  kann  er 
4och  wegen  Läsion  in  denjenigen  FäUen  anfechten,  wo  auch  ein  VoU- 
jiOiriger  anfechten  könnte  (Art.  783,  887,  1079,  1476,  1872,  1674. 

Da  wo  er  wegen  Formmangel  anfechten  kann,  kann  er  natürlich  auch 
anfechten  wegen  dolus,  error,  metus  und  wegen  Läsion  wie  ein  VoUjähriger 
(also  nicht  wegen  jeder  Läsion). 

^)  Siehe  Barftietti,  Einführung  §  15  S.  122,      . 
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Auch  dürfte  bei  den  Bechtshandlongen,  bei  welchen  eine  Er- 
mächtigung des  Familienrats  u.  dgl.  —  also  besondere  Förmlichkeiten 
in  diesem  Sinne  —  erheischt  werden ,  weil  deren  Nichtbeobaditang 
ja  nicht  Nichtigkeit,  sondern  nur  relative  Anfechtbarkeit  en  &nte 
de  forme  im  Gefolge  haben,  auch  noch  die  nachträgliche  Ermäch- 
tigung die  Anfechtbarkeit  heilen.*^ 

Ob  die  anderen  Förmlichkeiten,  deren  Nichteinhaltung  relative 
Anfechtbarkeit  begründet,  z.  B.  Verstösse  gegen  die  Art.  452,  459, 
auch  stets  die  Vernichtung  der  Rechtshandlung  bei  Durchfühnmg 
der  Anfechtbarkeit  im  Gefolge  hat,  ist  wohl  Sache  des  richterlichen 
Ermessens.    Vgl.  auch  Art.  6  k  des  bad.  Landr. 

Nur  die  wegen  Nichteinhaltung  der  fUr  die  Teilung  besonders 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten,  wonach  sie  in  den  Formen  einer 
gerichtlichen,  öffentlichen,  stattzufinden  hat  —  Art.  466  — ,  dem 
Minderjährigen  gewährte  Anfechtbarkeit  wirkt  stets,  wie  die  ihm 
wegen  mangekder  Ermächtigung  und  dgl.  gewährte  Anfechtbarkeit, 
sie  ist  dem  richterlichen  Ermessen  entzogen.  ^^) 

Wenn  nun  Anfechtung  wegen  Läsion,  welche  dem  Minder- 
jährigen zugegangen,  statthat,  so  fragt  es  sich:  was  ist  Läsion? 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  liegt  solche  vor,  wenn  der 
betreffende  Vertrag,  die  Rechtshandlung,  das  Geschäft,  dem  Minder- 
jährigen nachteilig  ist. 

Es  genügt  eine  simple  l^on  (es  wird  keine  Läsion  gemäss 
Art.  887,  1674  erheischt). 

Nachteilig  ist  nun  für  den  Minderjährigen  das  Geschäftr 
a)  wenn  derselbe  weniger  erhält,  als  er  hingiebt;  b)  wenn  er  z.  B. 
Loxosgegenstände  emp&ngen  hat  als  Austausch  gegen  nützliche  und 
notwendige  Dinge,  wenn  er  z.  B.  Sachen  erhalten  hat,  deren  Auf- 
bewahrung schwierig  oder  gefährlich  ist  und  dafür  Sachen  hingaben 
hat,  welche  leicht  aufeubewahren  sind. 

Die  Anfechtung  wegen  Läsion  ist  nur  zuzulassen:  wenn  das 
Übereinkommen  dem  Mindeijährigen  einen  wirklichen  Vermögens- 
nachteil  gebracht  hat,  und  cUeser  Nachteil  zugleich  eine  natürliche 
Folge  des  Übereinkommens  ist.    Art.  1806. 

Es  kann  sich  daher  der  Mindeijährige  nicht  auf  eme  Läsiotf 
berufen,  welche  einem  zufiQligen  Ereignisse^  das  nach  abgeschloss^em 


47)  Demolombe,  VH  Nr.  749. 

^)  Siehe  auch  Sirej-Slrey»  Code  dy.  annotö,  Noten  1— 2S  sa  Art.  466. 
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Geschäft  emtrat,  entspringt,  und  welches  bei  Abschluss  des  Geschäfts 
(Vertrags)  nicht  leicht  vorauszusehen  war.    Art.  1306. 

Der  Minderjährige  mnss  selbstverständlich  aber  auch  nichts 
zoräckgeben,  wenn  er  z.  B.  eine  Summe  Geldes  entliehen  hat,  welche 
er  in  tojler  Verschwendung  vergeudet  hat. 

Die  Wiedererstattung  kann  von  ihm  im  Fall  der  Umstossung 
des  Geschäflis  nur  verlangt  werden,  wenn  nachweislich  das  ihm 
Gezahlte  in  seinen  Nutzen  verwendet  worden  ist    Art.  1312. 

Man  kann  auch  sagen:  ^^)  Es  genügt,  was  die  Bestitution  des 
Mindeijährigen  anlangt,  die  'Eiatsache  einer  einfachen  Verletzung. 
Hat  er  sich  einseitig  verpflichtet,  z.  B.  die  Rfickzahlung  eines 
Darleihens  versprochen,  so  liegt  die  Läsion  in  der  Übernahme  der 
Verbindlichkeit  von  selbst  und  ohne  weiteren  Beweis,  bis  die  Gegen- 
partei darznthun  vermag,  dass  der  Vertrag  den  Nutzen  des  Minder- 
jährigen befördert  habe ,  und  dieser  daher  durch  die  Aufhebung  des 
Vertrags  auf  die  Kosten  jenes  bereichert  würde.    Art.  1312. 

Ist  dagegen  ein  doppelseitiger  Veitrag,  insbesondere  ein  Tausch- 
vertrag abgeschlossen  worden ,  so  besteht  die  Verletzung  nur  dann 
und  iosofem,  als  der  Minderjährige  weniger  empfängt,  als  er  ver- 
sprochen hat.    Hier  greifen  dann  die  obigen  Grundsätze  Platz. 

Die  Anfechtungsklage  des  Minderjährigen  —  sei  es  die 
action  en  nullit^  (en  &ute  de  forme)  oder  die  action  en  re- 
scission  wegen  Läsion  —  ist  einer  10jährigen  Verjährung  unter- 
worfen.   Art.  1304. 

Dies  bezieht  sich  auch  auf  die  dem  Mindeijährigen  zustehen- 
den Einreden,  wenn  er  aus  dem  Geschäfte  belangt  wird,  auch  sie 
verjähren  in  10  Jahren  von  der  Vol^ährigkeit  an:  denn  „quae  tem- 
poralia  sunt  ad  agendum,  temporaüa  (und  nicht  „perpetua'')  sunt 
ad  ezdpiendum.^  ^^) 

Zu  bemerken  ist  auch  noch:  die  Minderjährigen  haben  selbst 
dann  die  Restitution,  wenn  sie  mit  Minderjährigen  kontrahiert 
haben. 


«)  So  namentlich  zutreffend  Stabel«  Institutionen,  §  137  8. 321. 
Siehe  auch  Psclielt's  Zeitschrift  Xu  S.  30  (urteil  des  Karlsruher 
Oberlandesgerichts  vom  16.  Februar  1880). 

90)  Siehe  auch  R-G-B.  Bd.  XII  Nr.  86.  Vgl.  Baidry-Lacantbierley 
n  Nr.  1169,  Hovrlon,  H  Nr.  1493  -1495;  Baraietti^  Einführung,  §  15  S.  125. 
Anderer  Meinung  ist  Amts,  m  Nr.  291,  jedoch  m.  E.  aus  unzureichenden 
Gründen. 
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Dies  trifft  selbst  dann  zu,  wenn  die  Restitution  zum  ÜMh- 
teil  des  einen  von  ihnen  ausfallen  würde.  ^0 

Die  Minderjährigen  haben  ausnahmsweise  die  Besdssions- 
klage,  bezw.  die  entsprechende  Einrede  nicht,  sie  können  sich  m 
folgenden  Fällen  jiidit  wegen  Läsion  restituieren  lassen  (obgleich 
die  Voraussetzungen  des  Art.  1305  sonst  fiir  sie  Platz  greifen 
würden)  —  und  werden  daher,  gerade  so,  wie  in  dem  FaUe,  in 
welchem  der  Vormund  regelrecht  für  sie  gehandelt  hat,  als 
„Volljährige^  behandelt  (d.  h.  sie  haben  nur  selbstverständlich 
wie  diese  Anfechtung  wegen  Läsion  im  Fall  des  Art.  887  und 
1674  u.  s.  w.  und  Anfechtung  ohne  Läsion  wegen  Zwang,  Irrtum 
und  Betrug): 

1.  Der  Minderjährige,  welcher  bei  Abschluss  des  Vertrages 
bei  seinem  Kontrahenten  in  betrü glicher  Absicht  die  Memung 
erweckt  hat,  er  sei  voiy ährig  —  z.  B.  durch  Vorzeigen  eines 
falschen  oder  gefälschten  Geburtsscheins  —  hat  die  Klage  nicht. 

Hierin  liegt  ein  Delikt,  ; welches  ihn  verpflichtet,  und  dem- 
gemfiss  kann  er  die  Rechtshandlung,  welche  er  ohne  dies  Vergehen 
wegen  Läsion  hätte  anfechten  können,  nicht  anfechten.  Arg.  e 
contr,  Art.  1307  und  arg.  Art.  1310. 

Der  Umstand  allein  übrigens,  dass  sich  der  Mindeijälirige 
für  volljährig  ausgegeben  hat,  steht  der  Anfechtung  nicht  im  Wege. 
Art.  1307. 

2.  Der  Minderjährige,  welcher  Verbindlichkeiten  eingegangen 
hat  in  Ausübung  eines  Gewerbes  oder  Handelsbetriebes,  kann  solche 

»0  So  führt  z.  B.  Amtz,  folgende  Beispiele  hier  an:  Der  Minder- 
jährige A  hat  dem  Mindeij ährigen  B  ein  Darleihen  gemacht,  welcher  es 
toll  verschwendet  hat.  B  ist  nicht  verpflichtet  es  zorückzageben,  obwohl 
das  von  A  hingegebene  Darleihen  diesem  Läsipn  bereitet:  Melior  est  caasa 
ejos  qoi  accepit,  vel  perdidit  (1.  11  §6,  1.  84  Pr.  Dig.  De  minoribns  4,4). 
Wenn  B  noch  Etwas  hätte,  so  müsste  er  es  hergeben,  so  weit  er  noch  be- 
reichert ist.  Wenn  die  beiden  Minderjährigen  Läsion  erlitten  hätten,  so 
könnte  ein  jeder  von  ihnen  die  Restitution  verlangen  in  den  gesetzlich 
möglichen  Grenzen.  Z.  B.:  A  verkauft  dem  B  ftr  1000  Frcs.  eine  Sache, 
welche  nur  500  Frcs.  wert  ist.  B  ist  lädiert.  Aber  A  hat  die  1000  Frcs. 
erhalten,  bevor  er  die  verkaufte  Sache  abgeliefert  hat  und  hat  sie  ver- 
schwendet Er  ist  auch  lädiert.  A  kann  restitnirt  werden  gegen  seiDe 
Verhindlichkeit,  die  Sache  zu  liefern,  er  wird  daher  seine  Sache  behalteu 
B  kann  die  1000  Frcs.  nicht  mehr  erhalten,  weil  sie  sich  nicht  mehr  üa 
Vermögen  des  A  befinden. 
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nicht  umstossen  mit  der  Resdssionskla^  propter  laesionem  (denn, 
dies  der  Gedanke  des  Gesetzes,  wollte  man  ihm  in  solchen  Fällen 
gestatten,  seine  eingegangenen  Verbindlichkeiten  umznstossen,  so 
wäre  er  des  Kredits  beraabt,  dessen  er  zur  Ausäbung  seines  Ge- 
werbes, Handels  benötigt).  Art  1808.  Vgl.  für  Baden:  Art.  1124b 
des  Landr. 

Nach  fr  an  z  öS.  Recht  greifen  hier  bezfiglich  der  handel- 
treibenden Mindeijährigen  die  Bestimmungen  des  Art.  2  des  C.  d. 
conmu  Platz. 

3.  Wenn  dei*  Minderjährige  giltige  Yerbindlichkeitsübemahmen 
in  seinem  Ehevertrag  gemacht  hat,  so  ist  ihm  die  Umstossung 
derselben  wegen  Verletzung  entzogen,  vorausgesetzt,  dass  sie  mit 
Einwilligung  und  unter  Mitwirkung  derjenigen  Personen  erfolgt 
sind,  deren  Einwilligung  zur  Giltigkeit  seiner  Ehe  erforderlich  ist. 

Art.  1309  in  Verb,  mit  Art.  160,  1095,  1098. 

Vgl.  für  Baden:   §§  29-31  des  Reichs  -  St.-B.- Ges. 

Diese  Bestimmung  ist  eigentlich  keine  Ausnahme  unserer  Regel 
(minor  non  restituitur  tanquam  minor,  sed  tanquam  laesus),  denn 
nnsere  Regel  findet  nur  Anwendung,  wenn  der  Minderjährige  allein 
gehandelt  hat,  wo  der  Vormund  hätte  handeln  sollen  —  hier  aber 
handelt  er  fDr  sich  allein ,  wenn  auch  unter  Mitwirkung  n.  s.  w. 
üas  Gesetz  ermächtigt  ihn  hier  zum  Alleinhandeln  und  er  kann 
nnr  allein  handeln  —  siehe  §  14  S.  198  if.  d.  W. 

4.  Der  Minderjährige  hat  das  Anfechtungsrecht  wegen  Läsion 
nicht  gegenüber  den  Verbindlichkeiten,  welche  „trotz"  der  persön- 
lichen Unfähigkeit  des  Verpflichteten  entstehen. 

Dies  ist  der  Fair  bei  allen  aus  dem  Gesetze  entstehenden 
Verbindlichkeiten  —  vgl.  Art.  432,  1370  —  z.  B.  bei  aus  nachbar- 
lichen Verhältnissen  entstehenden  Verbindlichkeiten,  bei  Verbind- 
lichkeiten, welche  aus  einer  ihm  deferierten  Vormundschaft  ent- 
stehen  u.  a.  Hierher  gehören  auch  die  aus  Quasi-Eontrakten  ent- 
springenden Verbindlichkeiten,  z.B.  solche,  welche  dem  Minderjährigen 
ans  der  nfitzlichen  Geschäftsführung  eines  Anderen  obliegen.  Art.  1375. 
Hierher  gehören  die  Obligationen,  welche  aus  einem  von  ihm  be- 
gangenen Delikt  oder  Quasi-Delikt  (Vergehen  oder  Versehen)  ent- 
springen.   Art  1310. 

Mithin  kann  auch  Derjenige,  welcher  fttr  ihn  aus  Art.  1884 
haften  muss,  sich  gegen  Entschädigungsansprfiche  und  Vergehen 
und  Versehen  nicht  restituieren  lassen. 
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Femer  gehören  hierher  alle  Verbindlichkeiten,  welche  Vor- 
teilen entspringen,  die  der  Minderjährige  aus  der  HandluDg 
gezogen  hat,  in  Bezng  auf  welche  er  sich  verpflichtet  hat  (ex 
versione  in  rem)  —  Art.  1241,  1312  und  arg.  hör.  art.  —  m.  a.  W. 
die  Zernichtung  eines  Bechtsgeschäfts  eines  Mindeijährigen  hindert 
dessen  Haftbarkeit  und  Bereicherung  nicht.  ^2) 

5.  Die  Rescissionsbeftignis  erlischt  durch  Verjährung  der  Klage 
oder  Einrede.    Art.  1304. 

6.  Sie  erlischt  auch  durch  Bestätigung  oder  Genehmigung 
der  rescissibeln  Rechtshandlung  nach  erreichter  Volljährigkeit, 
Art.  1311  in  Verb.  m.  Art.  1338. 

Die  Anfechtungsklage  —  action  en  nuUitä  —  wegen  nicht  ein- 
gehaltener Förmlichkeiten  (wo  es  also  nicht  auf  Läsion  ankommt) 
und  damit  auch  die  entsprechende  Einrede  ist  ausnahmsweise  dem 
Minderjährigen  in  folgenden  Fällen  versagt: 

1.  Wenn  die  Verbindlichkeit  des  Mindeijährigen,  der  an- 
fechten will,  auf  einem  Delikt  oder  Quasidelikt  beraht  Arg. 
Art  1310.  Überhaupt  ist  sie  ihm  versagt  in  allen  Fällen,  welche 
„trotz^  der  persönlichen  Unfähigkeit  des  Verpflichteten  entstehen. 
Siehe  oben  Ziff.  4. 

2.  In  Folge  der  Veijährung  der  Klage  oder  Einrede.  Art.  1304. 

3.  Ebenso,  wenn  der  Minderjährige  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit die  in  der  Form  ungiltige  Handlung  genehmigt  oder 
bestätigt  hat. 

Art.  1311  m  Verb.  m.  1338. 

4.  Ebenso,  wenn  er  sich  durch  betrOgliche  ManipulationeD 
als  Volljähriger  dargestellt  hat  —  denn  hier  liegt  ja  audi  ein 
Delikt  vor. 

Eine  Streitfrage  ist  hier  noch  zu  erörtern.  Nach  Art.  935 
ist  die  einem  Mindeijährigen  angebotene  Schenkung  von  dem  Vor- 
mund mit  Ermächtigung  des  Familienrats  anzunehmen  —  sie  kann 


52)  Art  1321  lautet: 

„Weiden  Minderjährige,  Entmündigte  und  Ehefrauen  in  dieser  Eigen- 
schaft zur  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wider  ihre  YerbindUch- 
keiten  zugelassen,  so  kann  die  Wiedererstattung  desjenigen,  was  safi>lge 
dieser  VerbindUchkeiten  während  der  Minderjährigkeit,  der  Entmündigung 
oder  der  Ehe,  an  sie  gezahlt  worden  ist,  von  ihnen  nicht  verlangt  werden, 
insofern  nicht  bewiesen  wird,  dass  das  Gezahlte  in  ihren  Nutzen  verwendet 
worden  ist" 
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jedoch  auch  von  den  Ascendenten  ohne  die  Ermächtigung  an- 
genommen werden.  Es  entsteht  die  Frage:  Wenn  der  Minder- 
jährige allein  —  sine  tutore  —  annimmt,  ist  die  Annahme  schlecht- 
hin nichtig,  oder  anfechtbar  (nur)  Seitens  des  Schenknehmers 
(Art  1125,  1804)? 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  wird  absolute  Ungiltigkeit, 
Nichtigkeit,  angenommen,  da  es  an  den  Formalitäten  der  Annahme, 
welche  im  öffentlichen  Interesse  vorgeschrieben  sind,  hier  fehlt. 
Nach  einer  anderen  Ansicht  ist  nur  Anfechtbarkeit  nadi  Art  1 304 
Seitens  des  Minderjährigen  anzunehmen. '^^) 

Über  die  Folgen  des  gesetzwidrigen  Handelns  des  Vor- 
munds geg^ttber  seinem  Mflndel,  abgesehen  von  der  vormund- 
schafUichen  Verwaltung,  also  namentlich  über  die  Folgen  einer  an 
den  Vormund  erfolgten  Cession  eines  Rechts  oder  einer  Forderung 
gegen  iea  Mündel,  einer  kaufeweisen  Erwerbung  eines  Vermögens- 
stficks  Seitens  des  Mündels,  eines  Übereinkommens  mit  dem  ge- 
wesenen Mündel  entgegen  der  Vorschrift  des  Art.  472  —  siehe 
§  18  S.  320«  d.  W. 

Über  die  Folgen  des  gesetzwidrigen  Handelns  des  Vor- 
munds gegenüber  seinem  Mündel  in  Bezug  auf  die  vonnundsdiaft- 
liche  Verwaltung  durch  Vornahme  von  absolut  verbotenen  Rechts- 
akten für  den  Mündel ,  z.  B.  Schenkungen ,  welche  der  V(»mund 
ans  dem  Vermögen  des  Mündels  an  Dritte  macht,  auch  Kompro- 
misse, welche  er  fttr  denselben  abschliesst  —  vgl.  §  14  S.  202  ff.  sowie 
§  17  S.  293  d.  W.  ist  Folgendes  noch  zu  bemerken: 

Solche  Akte  sind  als  „unmögliche'^  vom  Gesetz  betrachtet 
nnd  sind  daher  nicht  blos  ungiltig,  sondern  vielmehr  nicht 
existent. 

Es  ist  daher  von  keiner  Anfechtung  die  Rede,  denn  was 
nicht  existent  ist,  kann  nicht  angefochten  werden.    Und  ebenso 

»)  Für  blosse  Anfechtbarkeit  ist  B-O-H.  E.  Bd.  XXIY  Nr.  101  und 
K..6.  £•  Bd.  Yn  Nr.  80. 

Siehe  Zacharll,  IV  §  656  Anm.  10  und  Text.  Zaeliari&  selbst  nimmt 
die  Nichtigkeit  schlechthin  an. 

Siehe  auch  Sirey-Sirej,  Code  civ.  aimot^,  Noten  zu  Art.  93ö  und 
ArBti,  n  Nr.  1867,  der  fELr  relative  Anfechtbarkeit  ist,  sich  stützend  auf 
Art.  1125  Abs.  2.  Die  Frage:  welche  Personen  können  die  Schenkung  an- 
nehmeo,  ist  sicherlich  eine  Frage,  die  sich  auf  die  Handlungsfähigkeit  be- 
zieht, und  keine  Formfrage. 
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Verhält  es  sich  mit  den  Akten,  welche  dem  Mündel  absolut  ver- 
boten sind,  z.  B.  Schenkungen  an  den  Vormnnd. 

Hier  findet  mithin  Art.  1304  keine  Anwendung. 

Nach  diesen  Ausführungen  mttssen  wir  nun  noch  das  badische 
Becht  ins  Auge  fassen,  welches  in  Bezug  auf  die  rechtlichen 
Folgen  des  gesetzwidrigen  Handelns  des  Vormunds  oder  Mfindels, 
wie  wir  es  unter  System  II  fOr  das  französische  Becht  dar- 
gestellt haben,  von  diesem  wesentlich  abweicht 

Vorerst  ist  zu  bemerken,  dass  nach  badischem  Becht  in&lge 
der  durch  das  VI.  Konstitutions-Edikt  §27  in  Verb,  mit  den 
Zusatzartikeln  1124  a  u.  b  des  Landrechts  eingefiihrten  Abstufungen 
im  Alter  der  Müadeijährigkeit  —  vgl-  §  1  S.  3  u.  ff.  d.  W.  (Un- 
mündige, Halbmändige,  Volhnfindige)  als  Inüans  der  unmündige 
(dies  der*  Minderjährige  von  seiner  Geburt  bis  zum  vollendeten 
14.  Lebensjahr)  gilt,  und  daher  in  Bezug  auf  die  von  demselben 
allein  vorgenommenen  Handlungen  Nichtexistenz  derselben 
angenommen  wird,  also  hier  von  einem  richterlichen  Ermessen,  ob 
ein  Mindeijähriger  als  Infans  oder  nicht  als  solches  zu  betrachten 
sei  —  nach  französischem  Becht  greift  solches  ein  — ,  keine 
Bede  sein  kann. 

Im  Weiteren  ist  nach  den  angeführten  speziell  badischen 
Gesetzesstellen  zu  unterscheiden  zwischen  Halbm findigen,  d.  h. 
Mindeijährigen  vom  vollendeten  14.  bis  vollendeten  16.  Lebensjahre, 
und  Vollmündigen,  d.  h.  Mindeijährigen  vom  vollendeten  16. 
bis  zum  vollendeten  21.  Lebensjahre. 

Die  ersteren  sind  rechtshandlungsfähig  zu  Verträgen  —  sie 
können  solche  giltig  in  Person  abschliessen  — ,  welche  ihr  Ver- 
mögen nicht  berühren,  auch  nur  vorübergehende  und  ihre  ihnen 
von  ihren  Eltern  oder  Vormündern  gegebene  Erziehungsbestimmung 
nicht  aufhebende  Folgen  haben. 

Die  Vollmündigen  (ihr  Zustand  kann  als  eine  Art  spezieller 
GewaltsenÜassung  betrachtet  werden  —  so  besonders  bei  Studieren- 
den) können  dagegen  selbständig  testieren  (jedoch  nur  beschränkt, 
Art.  903)  und  auch,  wenn  sie  ausser  der  Eltern  und  (oder)  Vor- 
münder Haus  und  ohne  Fürsorger,  mithin  sich  selbst  überlassen 
sind,  alle  für  ihren  Unterhalt  und  Beruf  geeigneten  Verträge  ab- 
schliessend vorbehaltlich  der  Umstossung  im  Verletzungs&ll  und  der 
besonderen  Anstaltsgesetze,  denen  sie  etwa  unterworfen  sind.  Vgl 
§  27  des  VI.  Eonst.-Ed.  u.  Art.  1124  a  u.  b  des  Landr. 


Abechnitt  I.  Die  Vormandsciiaft  über  MinderjährigeL  383 

Hieraas  ergiebt  sich,  dass  diese  badisch- rechtliche  Ein- 
teilung in  Unmändige  u.  s.  w.  nur  fili*  einzelne  Kechtsbe- 
ziehnngen  von  Bedeutung  ist  —  und  es  ergiebt  sich  aber  besonders 
hieraus,  dass  Brauer  das  französische  System  (System  U), 
welches  wir  als  das  richtige  erkannt  haben,  ffir  Baden  wesent- 
lich geändert  hat. 

Er  erklärt  gewisse  Verträge  der  Halbmflndigen  und  der 
Yollmfindigen ,  welche  sie  allein  —  sine  tutore  —  eingehen,  für 
giltig,  Torbehaltlich  der  Umstossung  wegen  Verletzung  (Läsiou) 
—  es  sagt  dies  Letztere  zwar  der  Art.  1121a. nicht  in  Bezu^ 
auf  die  HalbmtLndigen,  aber  durch  das  arg.  a  majori  ad  minus 
Art.  1124b  gelangt  man  zu  dieser  Annahme,  nur  durfte  bei  den 
Halbmündigen  schon  die  Läsion  wegen  Unvorteilhaftigkeit 
infolge  ihrer  grösseren  Altersonfähigkeit  anzunehmen  sein ,  während 
man  ffir  die  Umstossung  der  Geschäfte  VoUmändiger  schon  eine 
namhafte  Verkürzung  erheischen  dürfte.  ^^) 

Hierdurch  spricht  der  badische  Gesetzgeber  aus,  dass  „alle^* 
Geschäfte  des  Mindeijährigen,  welche  er  allein  vornimmt,  und 
welche  nicht  unter  Art.  1124a  und  1124b  in  Verbindung  mit  §  27 
des  VI.  Eonst.-Ed.  fallen  —  schon  um  der  Minderjährigkeit 
willen  (wegen  Handlungsunfähigkeit)  anfechtbar  seien,  also  ohne 
jede  Läsion. 

Damit  beschränkt  er  die  Anfechtung  wegen  Verletzung, 
arg.  e  contr.  Art.  1124  a  u.  Art  1124b  in  Verb.  m.  §  27  des  VL  Konst.- 
£d.  —  auf  die  von  dem  Mindeijährigen  allein  vorgenommen  Rechts- 
geschäfte, welche  derselbe  nach  eben  diesen  Art.  1124  a  u.  Art.  1124  b 
u.  §  27  des  VI.  Konst.  -  Ed.  giltig  abschliessen  darf. 

Auf  diese  bezieht  sich  dann  nach  badischem  Becht  auch 
aur  der  Art.  1305  in  Verb.  m.  Art.  1304,  auf  die  anderen  von  ihm 
allein  eingegangenen  Rechtsgeschäfte  —  und  dies  sind  die  bei 
Weitem  meisten,  welche  im  gewöhnlichen  Leben  vorkommen,  ist 
nur  der  Art.  1125  in  Verb.  m.  Art.  1304  anwendbar  —  action  en 
nollite  ohne  Läsionsnachweis. 

Mithin  kann  man  für  das  badische  Recht  für  die  Anfechtung 
der  vom  Mindeijährigen  allein  —  sine  tutore  —  eingegangenen 
Rechtsgeschäfte  als  Regel  den  Satz  au&tellen:  Minor  restituitur 
qua  minor  —  und  als  Ausnahme  den  Satz:  Mmor  restituitur  non 


M)  So  Brauer^  Erläutenrngen,  Bd.  lU,  Bern.  28  S.  35ff. 
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tanquam  minor,  sed  tanquam  laesas  (im  Gegenisatz  zum  franzö. 
sischen  Becht). 

Diese  Abäudenmg  des  französischen  Systems  f&hrt  jedoch 
damit  nicht  zu  der  Eonsequenz,  als  ob  nunmehr  auch  gegen  die  vom 
Vormund  eing^angenen  Verträge,  voi^nommenen  Geschäfte  die 
Anfechtung  wegen  Läsion  nach  Massgabe  des  Art.  1305  statthaft 
seiu  müsse. 

Es  besteht  viehnehr  das  badische  System  nur  darin: 

Geschäfte  des  Minderjährigen  sind  ohne  Läsion 
(Art.  1125,  1804)  anfechtbar,  wenn  er  zu  solchen  nach 
Art.  1124  a  und  Art  1124  b  und  §  27  des  VI.  Konst -Edikts 
nicht  befugt  war,  andernfalls  nur  wegen  Läsion  (Art  1305); 
während  die  Geschäfte  des  Vormunds  unanfechtbar  blei- 
ben, solange  er  keine  besonders  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten unbeobachtet  gelassen  hat^^) 

V.  Die  Bemidigiiiig  der  Vormmidscliaft. 

§21. 

SInleitang.    Beendigung  der  Vormundeohaft  in  der  Person 
des  Mündels  (also  Beendigung  fUr  immer«)*) 

Die  Vormundschaft  erlischt  entweder  in  der  Person  des  Mün- 
dels oder  in  deijenigen  des  Vormunds.  Erlischt  sie  in  der 
Person  des  Mündels,  so  ist  sie  schlechtweg  erloschen,  für  immer 
beendigt,  denn  es  fehlt  an  dem  zu  Beyormundenden.  Vgl.  jedoch 
Art.  486.  Siehe  §  36  d.  W.  Im  Falle  des  Erlöschens  der  Vor- 
mundschaft aus  Grfinden,  welche  in  der  Person  des  Vormunds 
liegen,  hört  sie  als  solche  nicht  auf,  hier  erreicht  die  VerwaKong 
der  Vormundschaft  nur  ihr  Ende  fBr  den  bisherigen  Vormund,  und 

^)  VgL  aach  Brauer,  Erläuterungen,  Bd.  HI  Bern.  211  S.  227-229, 
233.  Siehe  auch  B-G«  £•  Bd.  Y  Nr.  82,  der  ich  mich  im  Wesentlichen  im 
Obigen  angeschlossen  habe. 

Selbstverständlich  kann  der  Mindeijährige  jedoch  auch  in  allen  Fällen, 
sei  es,  dass  er  allein,  sei  es,  dass  der  Vormund  gehandelt  hat,  anfechten,  in 
welchen  auch  ein  Volljähriger  anfechten  kann  —  also  wegen  Zwang,  Irrtom 
und  Betrug,  sowie  wegen  Läsion  in  den  Fällen,  in  welchen  dat.  Anfeehtongg- 
recht  wegen  Läsion  dem  VoUjahrigen  besonders  zugestanden  ist  (Axt.  887, 
1674  u.  a.). 

*)  Zacbarift.Drejer,  I  §§  118, 119;  Beliagh«!^  I  §77. 
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es  tritt  an  die  Stelle  desselben  ein  anderer,  stets  vom  Familienrat 
(badischrechtl.  vom  Amtsgericht  naeh  Anhörang  der  Beiräte  und 
des  Waisenrichters)  zu  ernennender  Vormund  (Dativvormund  — 
vgl.  §  12  S.  150  d.  W.).    Das  Nähere  auch  in  §  23  d.  W. 

Die  Beendigung  der  Vormundschaft  in  der  Person 
des  Mündels  —  also  damit  die  Beendigung  derselben  für  immer, 
in  ihrem  ganzen  Umfang,  als  solcher,  tritt  ein: 

1.  Durch  den  Tod  des  Mündels. 

2.  Durch  seine  Verschollenerklärung.    Art.  120,  121.*) 

3)  Durch  die  Volljährigkeit  des  Mündels,  d.h.  sobald  er 
sein  21.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Art.  388  u.  488.  Vgl.  for  Baden; 
Reichsgesetz  v.  17.  Februar  1875  (K.-Ges.-Bl.  1875,  S.  71). 

4.  Durch  die  Emanzipation  (GtewaltsenÜassung  oder  Mündig- 
sprechung) des  Mündels.    Art.  476  ff.    Siehe  §  22  d.  W. 

§  22. 

FortsetBung.     Die    Gewaltsentlassung    (Emanzipation)    ins- 
besondere. *) 

Die  Gewaltsentlassung  ist  die  infolge  einer  Rechts- 
handlung eintretende  Befreiung  des  Minderjährigen 
von  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt 
oder  von  beiden  Gewalten,  je  nachdem  er  unter  der 
einen  oder  anderen  allein,  oder  unter  beiden  zugleich 
steht.  0    Art.  372,  389,  390,  405. 

1)  Wenn  der  Minderjährige  einen  Vormund  hat,  so  ist  er  nach  Art.  121 
zu  beurteilen.  Dies  hindert  jedoch  nicht  seine  YerschoUenheitserklärung 
imd  die  provisorische  Besitzeinweisung  der  Verwandten.  Art.  121.  Mit 
dieser  muss  notwendigerweise  die  Yormmidschafib  aufhören.  Es  wird  zwar 
.sdten  der  Ablauf  der  zehn  Jahre  vor  Eintritt  der  Yol^ährigkeit  des  Mündels 
stattfinden,  aber  möglich  ist  es  —  und  dann  ist  die  Vormundschaft  für 
immer  erloschen.    So  Puchelt,  Bem.*  zu  Zaeharlft,  I  §  119. 

Dadurch,  dass  der  Mtlndel  unter  eine  offiziöse  Tutel  kommt,  tritt 
auch  eine  Erlöschung  der  Vormundschaft  ein,  aber  nicht  ftir  immer.  Art.  365. 
Siehe  aach  §  28  d.  W.  unter  Zifif.  6. 

*)  ZaehariS-Dreyer,  I  §§  118, 119;  Stabel,  §45;  Behaghel,  I  §  78. 

1)  Die  Begri£&b€stimmung ,  weiche  Behaghel,  I  §  78  a.  A.  dahin 
giebt:  „GtewaltenÜassung  bezeichnet  die  rechtliche  Befreiung  eines  Minder- 
jährigen von  der  elterlichen  und  vormundschaftlichen  Gewalt"  —  ist  zu 
eng.  Der  Mindexjährige,  welcher  gewaltsentlaasen  wird,  steht  entweder 
unter  der  elterlichen  und  vormundschaftlichen  Grewalt—  oder  er  steht  nux* 

Barasetti,  die  VonDnndechalt  u.  s.  w.  25 
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Zur  Erläuterung  diene  Folgendes:  Wenn  der  Minderj&hrige 
noch  beide  Eltern  hat,  so  steht  er  unter  der  elterlichen  Gewalt  und 
nur  unter  dieser.  Wird  er  emanzipiert,  so  tritt  seine  Befreiung 
von  dieser  Gtewalt  ein. 

Ist  die  Ehe  seiner  Eltern  durch  Tod  auflöst,  so  steht  der 
Minderjährige  unter  Vormundschaft,  und  zwar  kann  er  hier  stehen 
nur  unter  der  Gewalt  des  Vormunds,  wenn  seine  beiden  Eltern  tot 
sind.  Hier  befreit  ihn  die  Emanzipation  von  der  yormundschaft- 
lichen  Gewalt. 

Er  kann  aber  auch  noch  einen  Eltemteü  haben,  der  zugleich 
Vormund  ist  oder  es  auch  nicht  ist,  indem  ein  Dritter  sein  Vormund 
ist.  In  diesen  Fällen  steht  er  unter  der  elterlichen  und  vormund- 
schafUichen  Gewalt,  hier  befreit  ihn  die  Emanzipation  von  beiden 
Gewalten. 

Ist  er  ein  uneheliches  Kind,  so  steht  er  unter  keiner 
elterlichen,  sondern  nur  unter  der  vormundschaftlichen  Gewalt, 
wird  mithin  auch  durch  die  Emanzipation  nur  von  dieser  befreit. 
Vgl.  §  9  S.  91  u.  fF.  d.  W. 

Die  Bedingungen  und  Formen  der  Emanzipation  sind  die- 
selben, einerlei,  ob  durch  sie  eine  Befreiung  von  der  elterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt,  oder  von  beiden  Gewalten  ein- 
tritt. — 

Revocata  emancipatione  reviviscit  patria  potestas  aut  tutelaris 
potestas  aut  patria  et  tutelaris  potestas.  Art.  486,  arg.  hujus  art. 
verb.  m.  Art.  477  u.  390. 

Die  Emanzipation  des  französischen  Rechts  hat  nichts 
gemein  mit  der  Emanzipation  der  Römer.  Die  römische  Eman- 
zipation war  ein  Befreiungsakt  von  der  patria  potestas,  die  fran- 
zösische G^etzgebung  kennt  keine  patria  potestas  im  römischen 
Sinne,  sie  kennt  nur  eine  autoritas  parentum.  VgL  §  9  S.  91 
d.  W.  Die  römische  Emanzipation  hat  keine  Beziehungen  zur 
Vormundschaft),  man  kann  daher  nicht  sagen,  dass  sie  ihr  ein  Ende 
bereitet,  im  Gegenteil:  wenn  der  Emanzipierte  noch  impubes  war, 
so  kam  er  unter  Vormundschaft. 


unter  der  elterlicheD  oder  der  vormundschafUicheii  Gewalt.  Die  EmaiisEipation 
befreit  daher  von  beiden  Oewalten  oder  von  der  einen  oder  anderen,  je 
nach  dem.    Siehe  meine  Ausftihrangen  oben  im  Text 
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Die  französische  Emanzipation  steht  in  enger  Beziehung 
znr  Vormundschaft.    Sie  hebt  solche  auf. 

Das  französische  Recht  hat  in  der  Lehre  von  der  Eman- 
zipation grösstenteils  aus  dem  Gewohnheitsrecht,  das  germanischen 
Ursprungs  ist,  geschöpft. 

Die  venia  aetatis,  d.  h.  eine  Emanzipation  durch  Begiemngs- 
akt,  sowie  eine  eroandpatio  ad  certum  actum  ist  dem  französ. 
Rechte  fremd.  2) 

Ursprünglich  wollte  man  den  etwas  unvermittelten  Übergang 
von  der  Handlungsunfähigkeit  des  Minderjährigen  zur  vollen  Hand- 
lungsfähigkeit des  Volljährigen  ttberbrncken,  indem  die  Sedaktoren 
des  CSvilgesetzbuchs  im  Entwurf  desselben  dem  Minderjährigen, 
der  das  18.  Lebensjahr  vollendet  und  keine  Eltern  mehr  hat,  die 
Emanzipation  ipso  jure  gewähren  wollten. 

Allein  dies  wurde  nicht  Gesetz,  und  die  Emanzipation  des 
(jesetzbuchs  ist  nur  eine  individuelle  Gunst,  die  man  einem  Minder- 
jährigen im  gegebenen  Falle  zu  teil  werden  lässt.  ^) 

Die  Emanzipation  des  Code  Nap.  ist  entweder  eine  eman- 
cipatio  tacita  (legalis)  oder  expressa  —  eine  stillschweigende, 
von  selbst  mit  gewissen  Thatsachen  kraft  Gesetzes  eintretende  — 
oder  eine  ausdrückliche. 

1.  Die  stillschweigende  Emanzipation  tritt  ein  infolge  der 
Verheiratung  des  Minderjährigen. 

Sie  ist  deutschen  Ursprungs.  Sie  tritt  ein  durch  Ver- 
heiratung des  Mindeijährigen,  einerlei,  ob  er  Mann  oder  Weib  ist, 
selbst  wenn  er  noch  nicht  das  Ehemündigkeitsalter  erreicht  haben 
sollte,  d.  h.  selbst  wenn  er  mit  Dispens  vom  Ehehindeniis  des 
Alters  die  Ehe  eingeht. 

Die  Eheeingehnng  bewirkt  von  Eechts  wegen  die 
Emanzipation.  Mithin  wird  keine  weitere  Bedingung,  d.  h.  keine 
Erklärung  der  Personen,  deren  Konsens  zur  Eheeingehung  not- 
wendig war,   dass  sie  emanzipieren,   erheischt,   und  ist  eine  Auf- 


')  Ueber  die  Emanzipation  des  früheren  französischen  Rechts 
vgl  WamkÖDigr  u.  Stein,  französ.  Staats-  und  Rechtsgeschlchte  (2.  Auf- 
lage 1875)  n.  Bd.  S.  288. 

9)  Vgl  Loer«,  Legisl.  civ.,  VII  pag.  147;  Fenet,  X  pag.  564,  565  o.  594. 

Man  kann,  wenigstens,  was  die  Emanzipation  durch  die  £ltem  an- 
langt, mit  demselben  Bechte,  wie  man  in  Betreff  der  Dotierung  sagt:  „ne 
dote  qui  ne  vent^  —  auch  sagen  „ne  6mancipe  qui  ne  veut^. 

25* 
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hebung  oder  Beschränkung  dieser  kraft  Gesetzes  eintretenden  Folge 
der  Ehe  unzulässig,  —  namentlich  kann  der  betr.  Parens  den 
Konsens  zur  Ehe  nicht  aussprechen  unter  Vorbehalt  der  Nicht- 
emanzipation.  Art.  476.  Vgl.  auch  Art.  145  (für  Baden  auf- 
gehoben durch  §  1  des  b ad.  Einf.-Ges.  z.  R.-Str.-B.-G.)i  arg. 
Art.  6.  Durch  die  Eheeingehung  wird  der  Mindeijälirige  ^nan- 
zipiert  und  bleibt  emanzipiert,  und  er  bleibt  emanzipiert,  aucli 
wenn  die  Ehe  durch  Tod  oder  Scheidung  gelöst  wird. 

Selbstverständlich  hat  die  Eheeingehung  die  Emanzipation 
nur  dann  zur  Folge,  wenn  und  insoweit  die  Ehe  giltig  ist. 

Eine  nichtige  Ehe  (d.  h.  eine  im  Wege  der  Nichtigkeitsklage 
ttir  nichtig  erklärte  Ehe)*)  erzeugt  keine  Wirkungen,  also  auch 
nicht  die  Emanzipation,  es  wäre  denn,  dass  sie  sich  als  Putativehe 
darstellt,  in  welchem  Falle  derjenige  minderjährige  Eheteil,  welcher 
bei  der  Eingehung  der  Ehe  in  gutem  Glauben  war,  gewaltsentlassen 
bleibt.    Art.  201,  202. 

Wird  die  Ehe,  die  sich  nicht  als  Putativehe  darstellt,  föi' 
nichtig  erklärt,  so  kehrt  der  Minderjährige  wieder  unter  die  Ge- 
walt der  Eltern,  des  Vormunds,  zurfick  —  und  so  ist's  auch  bei  der 
Ehe,  die  sich  als  Putativehe  darstellt  und  für  nichtig  erkläil 
wird,  für  denjenigen  Teil,  der  bei  ihrer  Eingehung  in  mala  fide 
war.    Art.  202. 

Durch  die  Ehe  kommt  übrigens  das  Weib  unter  die  ehe- 
männliche Gewalt  (Vormundschaft  des  Mannes,  Mundium  mariti). 
d.  i.  ein  eigenartiges  vormundschaftliches  Verhältnis,  das  dem 
deutschen  Rechte  entstammt. 

Das  badische  Recht  kennt  noch  eine  zweite  Art  der 
stillschweigenden  Gewaltsentlassung,  nämlich:  die  Ge- 
waltsentlassung tritt  auch  für  einen  minderjährigen  Mann  dann 
noch  von  Rechts  wegen  ein,  wenn  er  mit  Zustimmung  (BQligang) 
der  Eltern,  bezw.  des  noch  lebenden  Eltemteils,  eine  besondere 
häusliche  Niederlassung,  einen  besonderen  Haushalt 
gründet  —  separata  oeconomia.  Es  ist  dies  die  emancipatio  Saxonica 
des   deutschen  Rechts.*)    Art.  476a  des  bad.  Landr.    Die  Zu- 


4)  VgL  Barasetti,  £infähr.  in  d.  franz.  Civilrecht,  §  15,  S.  118. 

5)  Vgl.  Sachsenspiegel,  I  Art.  11,  II  Art  17  §  2. 

Vgl.  aach  Trefort,  System,  S.  49  Note,  der  trefiPend  bemerkt^  ^^^^ 
diese  Gewaltsentlassong  nur  vorkommen  kann,  wenn  noch  einer  der  Elteru 
am  Leben  ist 


Abschnitt  L    Die  Yormundschafb  über  Minderjährige.  389 

Nthnmnng  der  Eltern  ist  dabei  an  keine  bestimmte  Form  gebunden, 
es  genagt,  wenn  sie  nur  erweislich  ist. 

2.  Die  ausdräckliche  Emanzipation,  so  genannt,  weU 
sie  ans  der  ausdrücklichen  Erklärung  gewisser  Personen  hervorgeht, 
welchen  das  Gesetz  die  Gewalt  erteilt,  die  Emanzipation  zu  be- 
wirken. 

Voraussetzungen: 

a)  Was  diese  Personen  anlangt,  so  unterscheidet  das  Ge- 
setz, ob  das  Eind  noch  seine  beiden  Eltern  hat,  oder  nur  noch 
einen  Elternteil,  oder  ob  es  beide  Eltern  verloren  hat. 

a)  Hat  es  noch  beide  Eltern,  so  steht  das  Emanzipations- 
recht dem  Vater  zu. 

Er  kann  es  ausüben  ohne  Mitwirkung  der  Mutter.  —  Art  477 
Abs.  1  — ,  auch  wenn  die  Ehe  geschieden  ist,  vgl.  jedoch  Artikel 
302. «) 

ß)  Hat  das  Eind  nur  noch  einen  Eltemteil  am  Leben,  so 
steht  diesem  das  Emanzipationsrecht  zu,  einerlei,  ob  er  Vromund 
ist  oder  es  nicht  ist:  denn  das  Becht  zur  Emanzipation  ist  ein  in 
der  elterlichen  Gewalt  beruhendes  Becht. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  z.  B.  die  Mutter,  welche  sich  wieder 
verheirathet  hat,  ohne  den  Vorschriften  des  Art.  395  zu  genügen, 
und  infolgedessen  der  Vormundschaft  verlustig  gegangen  ist,  gleich- 
wohl das  Emanzipationsrecht  hat.  Art.  477  Abs.  1.  —  Sie  bedarf 
jedoch  wohl  hierzu  nicht  der  Ermächtigung  ihres  zweiten  Ehe- 
manns. —  Dies  ist  freilich  streitig, ') 

Allgemein  nimmt  man  auch  an,  dass,  wenn  dem  Vater  die 
Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  rechtlich  entzogen  ist,  solche  also 


6)  Siehe  Laurent,  V  Nr.  199.  Derselbe  ist  der  Ansicht,  dass,  wenn 
dem  Vater  das  droit  de  ia  garde  über  das  Kind  infolge  des  Ehescheidungs- 
luteils  entzogen  worden  ist,  Vater  und  Mutter  in  Betreff  der  Emanzipation 
gemeinsam  handeln  müssen,  tmd  dass,  wenn  in  solchem  Falle  der  Vater 
allein  emanzipiert,  die  Mutter  die  Giltigkeit  des  Aktes  anfechten  kann,  ins- 
besondere wenn  dargethan  wird,  dass  der  Vater  das  Kind  emanzipiert  hat, 
nicht  weil  es  ein  Becht,  bezw.  ein  Interesse  daran  hatte,  emanzipiert  zu 
werden,  sondern  vielmehr,  um  den  Spruch  des  Gerichts,  welcher  ihm,  dem 
Vater,  die  Au&icht  über  das  Kind  entzogen  hatte,  thatsächlich  der  Wirkung 
za  berauben,  also,  wenn  er  gewissermassen  in  fraudem  legis  gehandelt  hat 

^  VergL  Demolombe,  Vm  Nr.  203,  204,  a.  M.  Laurent,  V  Nr.  202  und 
IV  Nr.  38,  der  diese  Ermächtigung  heischt,  ohne  jedoch  durch  seine  Gründe 
zu  überzeugen. 
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der  Mutter  zusteht  —  (rechtliche  Entziehung  infolge  der  d^gradation 
civique,  Art.  34  Code  p6n.) ,  ^)  die  Mutter  das  Becht  des  Gewalts- 
entlassung hat. 

Bestritten  ist  jedoch  die  Frage,  ob  solches  auch  der  Mutter 
in  dem  Falle  zusteht,  dass  der  Vater  thatsächlich  an  der  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  verhindert  ist,.z.  B.  infolge  von  Ent- 
mündigung oder  Geisteskrankheit  oder  Abwesenheit  (sei  es,  dass  er 
vermisst  ist  oder  ffir  verschollen  erklärt  ist)? 

Der  Grund  der  Streitfrage  liegt  darin:  Der  Vater  hat, 
solange  er  lebt,  die  elterliche  Gewalt  und  damit  den  dterlidien 
Niessbrauch  des  Vermögens  des  Kindes,  bis  es  das  18.  Jahr  vollendet 
hat,  —  gesteht  man  nun  in  diesen  Fällen  der  Mutter  das  Gewalt- 
entlassungsrecht zu,  so  wärde  sie  mit  der  elterUclien  (Gewalt  auch 
das  dem  Vater  zustehende  Niessbrauchsrecht  aufheben. 

Nach  einer  Ansicht  wird  der  Mutter  in  diesen  Fällen  das 
Becht  durchaus  abgesprochen.  Man  geht  hierbei  davon  aus,  dass 
sie  in  diesen  Fällen  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  nur  per 
delegationem  habe.  Der  Gesetzestext  spricht  für  diese  Ansicht: 
denn  Art.  477  Abs.  1  sagt:  „ä  d^faut  de  p^e'S  was  soviel  heisst 
als:  „wenn  der  Minderjährige  keinen  Vater  mehr  hat  —  und 
nicht:  „ä  d^faut  du  pfere",  was  heissen  würde:  „wenn  der  Vater 
verhindert  ist".') 

Eine  andere  Ansicht  spricht  der  Mutter  das  Recht  zu,  je- 
doch unter  Aufrechterhaltang  des  gesetzlichen  Niessbrauchsrechts 
des  Vaters.  ^^) 

Diese  Ansicht  ist  unbegründet,  denn  der  Niessbrauch  kann 
nicht  fortbestehen,  wenn  sein  Grund:  die  elterliche  Gewalt,  erlischt 
—  und  sie  erlischt  stets  durch  die  Gewaltsentlassung. 

Eine  dritte  Ansicht  spricht  der  Mutter  das  Becht  zu,  mit 
voller  Wirksamkeit  emanzipieren  zu  können  (also  mit  der  Gewalts- 
entlassung auch  implicite  das  elterliche  Nutzniessongsrecht  des 
Vaters  aufisuheben).  ^*) 

Eine  vierte  Ansicht  endlich  geht  dahin :  Sie  spricht  der  Mutter 
das  Emanzipationsrecht  mit  voller  Wirkung  für  den  Fall  zu,  dass 

8)  Siehe  auch  Baraietti,  das  Personenrecht  des  C.  N.,  §  2  S.  32.  Siebe 
auch  §  8  S.  27  Vorwurf.  W. 

0)  So  Valette  et  Proudhon,  n  S.  425—427. 

10)  Duranton^  m  Nr.  655. 

11)  Demolonbe,  VIL  Nr.  210. 
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der  Mindeijälirige  18  Jahre  alt  ist  —  denn  dann  bereitet  die  Ge- 
waltsentiassnng  dem  Vater  keinen  NachteQ,  da  ja  mit  diesem  Alter 
des  Kindes  das  gesetzliche  Niessbranchsrecht  erlischt.  ^^)  (Nach 
badischem  Kecht  hört  der  Niessbraach  am  Vermögen  des  Kindes 
nicht  mit  dem  18.  Jahre  auf  —  siehe  §  15  S.  226  d.  W.  — ,  somit 
könnte  nach  badischem  Secht  die  Mutter  in  diesen  Fällen,  wenn 
man  dieser  vierten  Ansicht  beipflichtet,  nicht  emajizipieren.) 

Die  vierte  Ansicht  ist  offenbar  die  billigere:  denn  sie  bereitet 
dem  Vater  keinen  Nachteil  und  andererseits  wahrt  sie  auch  die 
VorteQe  der  Kinder. 

Streng  juristisch  genommen  ist  freilich  die  erste  Ansicht  die 
richtige,  allein:  summum  jus,  summa  ioguria.^^) 

Von  einem  Emanzipationsrecht  der  unehelichen  Mtem  (welche 
ihr  Kind  anerkannt  haben)  durfte  wohl  keine  Bede  sein,  da  sie 
keine  elterliche  Gewalt  haben.    Vgl.  §  9  S.  91  u.  ff.  d.  W. 

r)  Hat  das  Kind  keine  Eltern  mehr,  so  steht  das  Recht 
der  Gewaltsentlassung  dem  Familienrate  nach  seinem  freien  Er- 
messen zu  —  Art.  478  ")  — ,  in  Baden  also  dem  Amtsgericht  nach 
Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters.    §  79  R.-P.-0. 

Sind  die  Eltern ,  und  zwar  beide  verhindert ,  ihren  Willen  zu 
erklären,  so  wird  man  dem  Familienrat  gleichfalls  das  Becht 
geben,  schon  deshalb  um  so  mehr,  weil  die  Emanzipationserteilung 
dm*ch  den  Familienrat  nur  erfolgen  kann,  wenn  der  Minderjährige 
das  18.  Jahr  vollendet  hat  (es  besteht  hier  dieselbe  Streitfrage,  wie 
miter  a  /?,  jedoch  mit  dem  unterschied,  dass  der  gesetzliche 
Niessbrauch  nicht  in  Betracht  kommt,  da  hier  das  Kind,  um 
emanzipiert  werden  zu  können,  18  Jahre  alt  sein  muss).  Arg. 
Art.  478  J^)  — 

^)  Mareadö  za  Art.  477. 

13)  Anbry  et  Bau,  I  §  129  Note  10  und  Text  dazu,  huldigen  der 
dritten  Ansicht,  welche  Demolombe  a.  a.  O.,  siehe  Anm.  11  vertritt,  des- 
gleichen Laurent,  Y  Nr.  201,  so  auch  Zacharli,  I  §  119  Text  und  Puclielt 
dazu  in  Anm.  7. 

H)  Wenn  auch  im  FaUe  des  Art.  478  die  Ascendenten  als  solche  nicht 
das  Becht  der  ausdrücklichen  Gewaltsentiassung  hahen,  so  können  sie  gleich- 
wohl, da  ihnen  das  Eheeinwilligungsrecht  gegehen  ist  —  Art.  löO  — ,  eine 
stillschweigende  Grewaltsentlassung  herbeiführen. 

IS)  Zu  Lit.  a  «,  ß,  y:  Bebaghel^  I  §  78  sagt  so:  Die  ausdrückliche 
£rklänmg,  durch  welche  die  Gewaltsentiassung  hervorgerufen  wird,  kann: 
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Der  Familienrat  selbst  ist  durch  den  Friedensrichter  einzube- 
rufen auf  Antrag  des  Vormunds ,  bezw.  eines  oder  mehrerer  Ver- 
wandten oder  Verschwägerten  des  Mindeijährigen,  welche  erstere 
nicht  entfernter  mit  ihm  verwandt  sind  als  Geschwisterkinder  (also 
der  4.  Grad  der  Seitenverwandtschaft) ,  um  über  die  voranmehmende 
GewaltsenÜassung  zu  beraten  und  zu  beschliessen.    Art.  479. 

Allgemein  wird  übrigens  auch  angenommen ,  dass  der  Minder- 
jährige  sdbst  sowie  auch  andere  Verwandte  desselben  als  die  in  Art. 
479  genannten  die  Einberuftmg  des  Familienrats  durch  d^  Frie- 
densrichter beantragen  können,  dass  er  dann  aber  nicht  verpflichtet 
ist,  dem  Antrag  stattzugeben  (anders  als  im  Fall  des  Art.  479,  wo 
er  ihm  stattzugeben  hat)  — ,  und  dass  der  Friedensrichter  auch  von 
Amtswegen  den  Familienrat  berufen  kann. 

In  Baden  tritt  an  Stelle  des  Friedensrichter  das  Amts- 
gericht —  siehe  unten. 

b)  Ein  bestimmtes  Alter  des  Minderjährigen. 

Der  Mindeijährige  muss  ein  bestimmtes  Alter  haben,  um  der 
ausdrücklichen  GewaltsenÜassung  teilhaftig  werden  zu  können. 

Das  Gesetz  unterscheidet  in  dieser  Beziehung,  ob  die  Grewalts- 
entlassung  erteilt  wird  durch  einen  Eltemteil  des  Kindes  oder  durch 
den  Familienrat. 

Im  ersteren  Falle  kann  das  Kind  nach  zurückgelegtem  15.,  im 
zweiten  nur  nach  zurückgelegtem  18.  Jahre  emanzipiert  werden. 
Art.  477  u.  478. 

Der  Gedanke  des  Gesetzes  ist  hierbei,  dass  das  Kind  im 
ersten  Fall  in  dem  Eltemteü  einen  natürlichen  Schützer  hat,  der 
keine  vorzeitige  GewaltsenÜassung  vornehmen  wird,  zumal  er  auch 
ein  Interesse  daran  hat,  die  elterliche  Gewalt  mit  ihi*en  Vorteilen 
nicht  allzu  rasch  aufzugeben,  während  sich  die  Sache  anders  ver- 
hält, wenn  das  Kind  unter  der  Gewalt  eines  fremden  Vormunds 
steht  (zweiter  Fall),   hier  liegt  die  Gefahr  nahe,   dass  er  durch 


a)  solange  der  Minderjährige  noch  unter  der  elterlichen  Gewalt  steht, 
nur  von  denjenigen  Eltemteil  ausgehen,  welcher  sich  in  der  Ausübung 
dieser  Gewalt  befindet; 

b)  steht  er  nicht  mehr  unter  elterlicher  Gewalt,  so  kann  die  Gtowalts- 
entlaasung  u.  s.  w.  durch  die  Obervormundschaftsbehörde  ausgespiochea 
werden. 

Dies  ist  viel  zu  allgemein  gehalten,  und  bringt  keine  Klarheit  in  die 
verschiedenartige  Gestaltung  der  Sache. 
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eine  voreilige  Gtewaltseotlassuiig,  wenigstens  in  mittelbarer  Weise 
—  er  kann  ja  nicht  selbst  emanzipieren,  sondern  nur  die  Eman- 
zipation beantragen  —  siehe  auch  §  15  S.  223,  224  d.  W.  — ,  sich 
der  Last  der  Vormundschaft:  zu  enüedigen  sucht. 

c)  Form  der  Emanzipation. 

Hier  mnss  man  unterscheiden  zwischen  der  Emanzipation,  welche 
durch  die  Erklärung  des  betreffenden  Elternteils,  und  jener, 
welche  durch  Erklärung  des  Familienrats  veranlasst  wird. 

Die  erstere  geschieht  durch  einfache  Erklärung  vor 
dem  (zuständigen)  Friedensrichter  ^<^)  und  dessen  Aktuar  und 
dorch  dessen  Beurkundung.  ^^)  Einer  Annahme  seitens  des  Min- 
derjährigen bedarf  es  nicht. 

Eine  emandpatio  per  testamentum  ist  nicht  zulässig,  da  sie 
das  Gesetz  nicht  vorgesehen  hat. 

In  Baden  tritt  das  Amtsgericht  (der  Amtsrichter)  des  Wohn- 
orts des  Mindeijährigen ,  d.  i.  der  Eltern,  hier  an  Stelle  des  Frie- 
densrichters. Art.  477  Abs.  2,  vgl.  für  Baden  auch  §  2  Ziff.  5  des 
R.-P0I.-G.  und  §  60  der  R.-P0I.-O. 

Wird  die  Emanzipation  durch  den  Familienrat  veranlasst, 
so  geschieht  sie  durch  die  Erklärung  des  Friedensrichters 
als  Vorsitzenden  des  sie  (nach  seinem  Ermessen)  ge- 

^^)  Das  Gesetz  sagt  blos:  „devant  le  juge  de  paix^,  hieraus  folgert 
Lairent,  V  Nr.  197,  dass  jeder  Fiiedeosrichter,  nicht  blos  der  des  Wohnorts 
des  MinderjährigeD,  d.  i  seiner  Eltern,  zuständig  sei. 

>7)  Gut  se^  Laurent,  V  Nr.  197 ,  dass  die  Emanzipation  sich  durch 
die  Willenserklärung  vollzieht  —  und  ^que  le  juge  de  paix  ne  reniplit  qu'un 
nmiistÄre  paasif". 

Ob  die  von  dem  betr.  Eltemteii  gewährte  Gewaltsentlassung  angegriffen 
weiden  kann?  ist  streitig.  In  Betreff  eines  Falls  haben  wir  uns  schon  oben 
Anm.  6,  bejahend  ausgesprochen.  Im  Übrigen  dürfte  die  Frage  zu  ver- 
neinen sein  —  siehe  Laurent,  Y  Nr.  203. 

Gegen  den  Familienratsbeschluss,  weldier  die  Gewaltsentlassung  ge- 
währt oder  verweigert,  giebt  es  BechtemitteL  Siehe  Laurent ,  V  Nr.  207 
Abs.  4  u.  lY  Nr.  470,  insbes.  Abs.  3.    (DaUoi  1854,  %  239). 

In  Baden  ist  die  Frage  durch  §  14  d.  B.-P.-Ges.  bejahend  dahin  ent- 
jichieden: 

,fier  Vormund,  sowie  jeder  der  berufenen  Beiräte  können,  wenn  sie 
mit  einem  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  nicht  einverstanden  sind,  binnen 
S  Tagen  verlangen,  dass  der  Staatsanwalt  um  seine  Meinung  befragt  werde. 
Billigt  dieser  den  Beschluss,  so  wird  dieser  endgiltig,  andernfalls  leg^  er  die 
Sache  dem  Landgericht  zur  endgiltigen  Entschliessung  vor**. 
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stattenden  Familienrats,  der  hierüber  in  Beratung  getreten 
ist,  in  dem  hierüber  aufzunehmenden  Protokoll.    Art.  478,  479. 

In  Baden  geschieht  diese  Erklärung  durch  das  Ämtsgericht, 
das  nach  Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  entscheidet. 
§  2  Ziff.  2,  §§  5a  u.  b,  11,  14,  15  des  R.-P0I.-G.,  §  79  der  R.- 
Pol.-O.  —  siehe  auch  unten  Anm.  16  a.  E. 

Das  Ergebnis  dessen,  was  wir  in  Betreff  der  ausdrücklichen 
Gewaltsentlassung  vorgetragen  haben,  fassen  wir  in  Kürze  wie 
folgt  zusammen: 

Die  ausdrückliche  GewaltsenÜassung  geht  aus  einer  ausdrücklich 
darauf  gerichteten  Erklärung  hervor.  Diese  Erklärung  kann  1 .  so- 
lange der  Minderjährige  noch  unter  der  elterlichen  Gewalt  steht, 
einerlei,  ob  er  bevormundet  ist  oder  nicht,  nur  von  demjenigen 
Eltemteil  ausgehen,  welcher  sich  in  der  Ausübung  der  dterüdien 
Gewalt  befindet  —  und  muss  vor  dem  Friedensrichter,  bezw.  dem 
Amtsiichter,  erklärt,  und  von  diesem,  bezw.  dessen  Gerichtsschreiber, 
beurkundet  werden  —  sie  ist  jedoch  ausserdem  nur  wirksam,  wenn 
der  Minderjährige  das  15.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat  —  einer 
Annahme  desselben  bedarf  es  nicht.  2.  Sie  kann,  wenn  der  Minder- 
jährige nicht  mehr  unter  elterlicher  Gewalt  steht,  oder  zwar  noch 
unter  elterlicher  Gewalt  steht,  aber  beide  Eltern  verhindert  sind, 
ihren  Willen  zu  erklären,  sofern  der  Mindeijährige  das  18.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hat,  auf  Antrag  des  Vormunds  oder  emes  der 
bis  zum  4.  Grad  mit  dem  Minderjährigen  Verwandten  oder  Ver- 
schwägei-ten  oder  auch  von  Amts  wegen  von  der  Obervormnnd- 
schaftsbehörde  durch  Erkenntnis  erfolgen.  Art.  478  u.  479  und 
arg.  honim  Art. 

Das  französische  Kecht  (nicht  der  Code  Nap.)  enthält  noch 
besondere  Vorschriften  über  die  Gewaltsentlassung  von  Ejndem, 
welche  in  den  öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten  unterhalten 
werden.    Vgl.  Loi  v,  5.  Pluviose  de  l'an  Xni  der  Republik. 

Im  Code  de  commerce  finden  sich,  und  zwar  in  den  Art.  2 
und  3  dieses  Gesetzbuchs,  auch  noch  besondere  Vorschriften  in 
Betreff  derjenigen  gewaltsenüassenen  Minderjährigen,  welche  Handel 
treiben  oder  Handelsgeschäfte  vornehmen  wollen.  Ähnliche  Vor- 
schriften finden  sich  auch  im  bad.  Einf.-Ges.  zum  allg.  deutschen 
H.-Ges.-B.  vom  6.  August  1862  (R.-B1.  Nr.  XXXX),  in  den  Art, 
2  und  3. 
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Über  die  besonderen  rechtlichen  Folgen  der  Emanzipation 
wird  das  Nähere  in  der  Lehre  von  der  Pflegschaft  —  §  35 
d.  W.  —  behandelt  werden. 

§23. 

Die  Beendigung  der  Vormundsohaft  in  der  Person  des  Vor- 
munds (tind  die  Beendigung  der  Gegenvormundsohaft).  *) 

Wenn  die  Vormundschaft  in  der  Person  des  Vormunds  er- 
lischt, so  erlischt  sie  nicht  schlechtweg.  Es  tritt  ein  anderer  Vor- 
mund an  die  Stelle  des  ausscheidenden,  und  zwar  infolge  von  Er- 
nennung durch  die  Vonnundschaftsbehörde  (stets  Datiwormundschaft 
—  siehe  §  12  S.  149,  150  d.  W.). 

Die  Ernennung  hat  der  Gegenvormund,  unter  Haftung  für 
den  Schaden,  welcher  aus  Unterlassung  dieser  ihm  obliegenden  Ver- 
pflichtung entspringt,  zu  betreiben. 

Art.  424.  Vgl.  jedoch  auch  Art.  406.  i)  Der  Gegenvormund 
selbst  bleibt  im  Amte.  Der  ausgeschiedene  Vormund  wird  mithin 
weder  durch  den  gesetzlichen  Vormund  noch  durch  den  Gegen- 
vormund ersetzt,  ja  dieser  ersetzt  den  Vormund  nach  der  hen-- 
schenden  Ansicht  nicht  einmal  in  dem  Falle  einer  vorttbergehenden 
Verhinderung  in  der  Vormundschafksfohrung.  2)    Art.  419,  424. 

Vgl.  auch  noch  für  Baden:  §  17  des  R.-P0I.-G.,  §  13  D.-W. 
f.  Waisenr.,  §  3  D.-W.  f.  Gegenv.,  §  32  D.-W.  f.  Bürgerm.,  §  54 
D.-W.  t  Standesbeamte. 

I.  Beendigungsgründe  der  Vormundschaft  in  der 

Person  des  Vormunds. 

1.  Tod  des  Vormunds.    Art.  419,  2003. 
Die  Vormundschaft  ist  em  persönliches  Amt.     Sie  geht 
daher  mit  dem  Tode   des  Vormunds  nicht  als  solche  auf  dessen 


*)  Zaeharift-Dreyer^  I  §§  118,  120,  121,  128;  Behaghel,  1  §  77  und 
§72  ZifF.  II  Abs.  4. 

1)  Wonach  der  Friedensrichter  sogar  von  Amts  wegen  den  Familienrat 
behnis  Ernennung  eines  neuen  Vormunds  2susammenbenifen  darf. 

^  Übrigens  dürfte  man  doch,  obwohl  es  sehr  bestritten  ist,  an- 
nehmen, dass  der  Gegenvormund  im  Falle  des  AusscheideDS  des  Vormundes 
bis  zur  Ernennung  des  neuen  Vormundes  als  Geschäftsführer  (nicht  als 
Voimund)  alles  das  vorzunehmen  hat,  wozu  das  Interesse  des  Mündels 
Anlass  bietet  Arg.  Art  424.  Er  ist  hier,  wie  die  Erben  des  Vormundes, 
zii  behandebi  —  siehe  Text  Ziff.  1. 
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Erben  über.  Mithin  gehen  im  Grundsatz  auch  nicht  seine  Becht« 
und  Pflichten  auf  dieselben  über. 

Dies  ist  die  sog.  Intransmissibilite  de  la  tuteile  — 
die  Voimundschaft,  das  vormundschaftliche  Amt,  ist  unvererblich. 

Wenn  der  Vormund  stirbt,  so  erlöschen  seine  Funktionen 
mit  ihm,  weü  sein  Amt  eine  persönliche  Last  ist. 

Selbstverständlich  dagegen  sind  die  Erben  des  Vormunds 
verantwortlich  für  seine  während  seines  Amtes  vorgenommenen 
Handlungen,  fiör  seine  ihm  anzurechnenden  Unterlassungen, 
und  sind  sie  folglich  gehalten,  fui*  den  Schaden,  den  er  bei 
Führung  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  durch  diese  oder 
jene  dem  Mündel  verursacht  hat,  aufzukommen  —  Art.  724,  802, 
870,  arg.  Art.  2000.  —  Es  folgt  dies  aus  allgemeinen  Grundsätzen 
—  und  ist  noch  besonders,  wie  auch  der  Grundsatz  der  Unübei'- 
tragbarkeit  der  Vormundschaft,  in  Art.  415  Abs.  1  u.  Abs.  2  (erste 
Hälfte)  C.  c.  ausgesprochen,  dahin: 

„La  tuteile  est  une  Charge  personelle,  qui  ne  passe  point 
aux  häitiers  du  tuteur.  Ceux-ci  seront  seulement  responsable:» 
de  la  gestion  de  leur  auteur" ;  et  s'ils  etc.  etc. 

Über  die  Verpflichtung  der  Erben  bis  zur  Ernennung  eines 
neuen  Vormunds,  bezw.  bis  zur  Ablegung,  bezw.  bis  zur  Bichtig- 
stellung  (^purement)  der  Vormundschaftsrechnung,  in  Betreff  der 
Verwaltung  u.  s.  w.  vgl.  §  24  d.  W. 

2.  Vermisstwerden  des  Vormunds.  Art.  424,  vgl. 
Art  141  ff.  Nicht  erst  die  Verschollenheitserklärung  erzeugt  Be- 
endigung der  Vormundschaft. 

3.  Verurteilung  des  Vormunds  zu  einer  peinlichen 
oder  infamierenden  Strafe.  Art.  443.  Hiermit  tritt  die  Be- 
endigung der  Vormundschaft  von  Rechts  wegen  ein.^) 

Derartige  Strafen  giebt  es  in  Baden  nicht. 

Nach  §  34  Ziff.  6  des  R. -Str.- Ges. -B.  verliert  der  Vormund 
mit  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrem*echte  die  Fähigkeit,  Vor- 
mund zu  sein,  doch  kann  er  die  Vormundschaft  übei*  Kinder  und 


3)  Hierher  gehört  auch  das  richterliche  Urteil,  welches  den  Vor- 
xavmd  des  Rechts,  Vormundschaften  zu  verwalten,  zur  Strafe  für  verlustig 
erkl&rt. 

Art  42, 43  Code  peu.  verb.  m.  Art.  335,  376,  401  CkxLe  pen.  Vgl.  auch 
»,  I  §  120  u.  §§  104  u.  167. 
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Enkel  mit  Züstiminiing  der  Vormandschaftsbehörde  behalten.    Vgl. 
Art.  2  des  bad.  Einf.-Ges.  zum  R.-Str.-G.-B. 

4.  Absetzung  des  Vormunds  zufolge  eines  Familien- 
ratsbeschlusses. In  Baden  erfolgt  sie  im  hier  gegebenen  Falle 
durch  Beschluss  des  Amtsgerichts  als  Vormundschaftsbehörde, 
also  nach  Anhörung  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters. 

Diese  Absetzung  kann  geschehen  wegen  Unfähigkeit  (Indignität) 
oder  Unwurdigkeit  (Incapazität).  Vgl.  hierüber  §  3  S.  23  u.  ff.  d.W. 
Sie  kann  also  namentlich  erfolgen,  wenn  der  Vormund  unfähig  ist, 
sich  notorisch  schlecht  aufführt,  sich  bei  der  Verwaltung  der 
Vormundschaft  treulos  erweist.    Art.  442,  444,  421. 

Die  Absetzung  erfolgt  durch  einen  motivierten  (mit  Gründen 
vei'sehenen)  Beschluss  des  Familienrats.  Beruhigt  sich  der  Vormund 
bei  diesem  Beschlüsse,  so  ist  die  Sache  erledigt;  giebt  er  sich  nicht 
zufrieden,  so  entscheidet  das  Gericht  erster  Instanz.  Gegen  die 
Entscheidung  dieses  Grerichts  ist  das  Rechtsmittel  der  Appellation 
gegeben.    Art.  447—449  C.  c. 

In  Baden  findet  die  Absetzung  des  Vormunds  durch  das 
Amtsgericht  statt.  Gewisse  Personen  sind  verpflichtet,  die 
ITiatsachen  anzuzeigen,  welche  die  Absetzung  von  Vormündern 
notwendig  machen  können.  §  17  R.-Pol.-Ges.  legt  so  diese  Ver- 
pflichtung den  Verwandten  und  Verschwägerten  des  Mündels,  den 
Bürgermeistern,  Waisenrichtern  und  Notaren  auf.  Vgl.  auch  §  58 
Abs.  3,  4,  §  78  Abs.  2  R.-Pol.-O.;  §  7  Waisenrichter-O.,  §§  10—13 
D.-W.  f.  Waisenr.,  §§  29,  30,  32  D.-W.  f.  Bürgerm.  Vgl.  auch 
§  3  Abs.  2  D.-W.  f.  Gegenvorm.  Das  Amtsgericht  muss  den 
Vormund  vorher  hören.  Beruhigt  er  sich  nicht  bei  dem  Absetzungs- 
bescUuss,  so  muss  der  Staatsanwalt  des  dem  Amtsgerichte  über- 
isreordneten  Landgerichts  gehört  werden.  Tritt  dieser  nicht  der 
Ansicht  des  Amtsgerichts  bei,  so  liegt  die  Entscheidung  in  den 
Htoden  des  Landgerichts.    §§  2  u.  14  R--Pol.-Ges. 

5.  Dadurch,  dass  sich  der  Vormund  sein  Amt  wieder 
abnehmen  lässt.  Dies  kann  er,  wenn  während  der  Vormund- 
schaft ein  Grund  eintritt,  aus  welchem  es  dem  Vormund  gestattet 
ist,  die  bereits  übernommene  Vormundschaft  wieder  niederzulegen. 

Art.  427,  428  verb.  m.  431,  433,  434,  440,  441.  Siehe  auch 
§  4  S.  31  u.  ff.  d.  W. 

6.  Das  Gelangen  des  Bevormundeten  unter  eine 
offiziöse  Tutel  (ein  pflegeelterliches  Verhältnis). 


398  Gapitell.  Die  Vormimdschaft. 

In  einem  solchen  Falle  wird  der  bisherige  Vormund  durch 
den  Pflegeparens  ersetzt. 

Stand  das  Kind  nicht  unter  Vormundschaft,  so  ist  es  streitig, 
ob  der  Fflegeparens  Vormund  wird.  Es  tritt  hier  wohl  keine 
eigentliche  Vormundschaft,  sondern  nur  ein  derselben  teilweise  ana- 
loges Verhältnis  ein,  gleichwohl  dürfte  auch  hier  die  Gegenyormund- 
schaft  und  das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Mflndels  Platz  gi-eifen. 
Art.  365,  370,  370a  (für  Baden  ist  das  Letztere  ausdrucklich 
statuiert).  *) 

Dieser  Erlöschungsgrund  ist  mithin  nicht  nur  ein  Erlöschungs- 
grund in  der  Person  des  Voimunds,  sondern  auch  in  jener  des 
Mundeis. 

7.  Verlust  der  Vormundschaft  für  die  Mutter-Vor- 
münderin  im  Falle  der  Eingehung  einer  weiteren  Ehe, 
sei  es  ipso  jure  oder  kraft  Familienratsbeschlnsses. 
Art.  395. 

8.  Verlust  der  Vormundschaft  seitens  des  ipso  jure 
gewordenen  Mitvormunds  des  Art.  396  infolge  der  Auf- 
lösung der  Ehe.  Hier  tritt  keine  Ersetzung  des  Mitvormunds 
durch  einen  anderen  Vormund  ein. 

9.  Verlust  der  Vormundschaft  seitens  der  Mutter- 
Vormünderin,  welche  die  Vormundschaft  trotz  weiterer 
Eheeingehung  behalten  und  den  zweiten  Ehemann  zum 
Mitvormund  bekommen  hatte,  durch  die  Absetzung 
dieses  Mitvormunds.    Dieser  Verlust  tritt  auch  ipso  jure  ein. 

Vgl.  zu  Ziff.  7,  8,  9  den  §  9  S.  116  d.  W. 

n.   Ende  der  Gegenvormundschaft. 

Wenn  die  Vormundschaft  schlechthin  aufhört,  also  mit  der 
Beendigung  derselben  ex  parte  minoris,  so  findet  damit  auch  die 
Gegenvormundschaft  ihr  Ende.    Art.  425. 

Tritt  dagegen  ein  neuer  Vormund  an  die  Stelle  des  bisherigen 
Vormundes,  so  bleibt  gleichwohl  der  bisherige  Gegenvormund  im 
Amte  —  und  umgekehrt.^) 

«)  Über  die  offiziöse  Tutel  vgl  hauptsächüch  Laurent,  IV  Nr.  237 
bis  241  —  und  für  Baden:  Behaghel,  I  §  65. 

&)  Es  kann  jedoch,  wie  Deniolombe,  YII  Nr.  385,  hervorhebt,  im 
Interesse  einer  einheitlichen  Verwaltung  auch  ein  neuer  Gegenvormund  in 
diesem  Falle  ernannt  werden. 
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Das  Recht  oder  die  Pflicht,  (regenvormund  zu  sein,  bezw.  zu 
bleiben,  erlischt  in  denselben  Fällen,  in  welchen  auch  das  Becht 
oder  die  Pflicht  zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  erlischt,  d.  h. 
die  Ursachen  der  Absetzung  und  der  Unfähigheit  und  die  Ent- 
scholdigungsgründe,  welche  die  Funktionen  des  Vormunds  be- 
endigai,  finden  gleiche  Anwendung  auf  den  Gegenvormund.  Siehe 
Art  426  Abs.  1.    Vgl.  §  21-23  d.  W.    Art.  427  ff.,  442  ff. 

Dem  Vormund  liegt  die  Verpflichtung  ob,  die  Ernennung  eines 
neuen  G^envormunds  zu  betreiben,  wenn  solche  nötig  fällt, 
also  |im  Falle  seines  Todes,  oder  wenn  er  sonst  abgängig  ge- 
worden ist 

Art.  421 ,  bezw.  arg.  hujus  Art ,  Art.  425  a ,  §  68  R.-P0L-O. 
Aber  auf  die  Absetzung  des  Gegenvormunds  anzutragen,  ist  ihm 
nicht  gestattet,  so  wenig,  wie  er  in  einem  Familienrate,  der  wegen 
dieser  Angelegenheit  zusammenberufen  worden  ist,  darüber  mit- 
stinunen  darf. 

Art  426  Abs.  2,  vgl.  auch  Art  405.  »J 


Und  wenn  nach  dem  Tode  des  bislierigen  Yormands  ein  neuer  Vor- 
mund ernannt  und  dieser  aus  der  Linie  der  Verwandten  genommen  wird, 
zn  welcher  der  Gtegenvormund  gehört,  so  ist  auch  der  Gegenvormund  durch 
einen  anderen  zu  ersetzen.    Arg.  Art.  423.    Siehe  Zaeharlä,  I  §  105. 

VgL  auch  §  16  S.  230, 231  d.  W.,  wo  von  den  Pflichten  des  Vormunds  bei 
Übernahme  der  Vormundschaft  gehandelt  wurde  und  von  diesem  Fall  die 
Hede  war. 

Gut  bemerkt  Baudry-LaeantiBerie^  I  Nr.  1036,  dass  aus  Art  424 
folge,  dass,  wenn  die  Vormundschail  ex  parte  tutoris  ihr  Ende  nimmt,  also 
z.B.  durch  Tod,  Vemusstsein ,  Absetzung  des  Vormunds,  die  Funktionen 
des  Gegenvormunds  nicht  erlöschen ,  und  dass  auch  der  Familienrat  den 
Gegenvormund  zum  Vormund  ernennen  könne,  dass  es  dieser  aber  nicht  ipso 
jure  werde,  wenn  der  Vormund  weggefallen  sei,  dass  er  vielmehr  nur  die 
dringenden  Akte  der  Vormundschaft  besorgen  müsse,  bis  ein  neuer  Vor- 
mmid  ernannt  sei. 

8)  Gut  bemerkt  Zaeharift,  I  §  123  Anm.  2  hierzu,  dass  in  der  Begel 
die  Eigenschaft  des  Vormunds  mit  der  eines  Familienratsmitgliedes  keines- 
wegs unvereinbar  sei,  dass  diese  Begel  jedoch  dann  eine  Ausnahme  erleide, 
wenn  der  Vormund  w^gen  seiner  Amtsführung  oder  fUr  seine  Person  bei 
dem  Gegenstande  der  Beratung  beteiligt  sei  —  und  er  verweist  hierbei  auf 
arg.  Art  426,  der  einen  Fall  dieser  Art  enthalte. 

Treffend  hebt  Bolleux,  II  zu  Art  426  S.  962,  hei  vor,  indem  er  die 
Fiage  aufwirft,  ob  ausser  den  in  den  Art  423  u.  426  vorgesehenen  Fällen, 
der  Vormund  beratende  Stimme  im  Familienrate  habe?  dass  der  Art  423, 
indem  er  erkläre,  dasS  der  Vormund  nicht  für  die  Ernennung  des  Gegen- 
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§24. 

Die  Folgen,  welche  die  Beendigung  der  VormundBohaft 

im  AUgemeinen  hat.*) 

Die  Beendigung  der  Vormundschaft,  sei  es,  dass  sie  in  der 
Person  des  Mündels  —  ex  parte  minoris  — ,  sei  es,  dass  sie  in 
jener  des  Vormunds  —  ex  pai-te  tutoris  —  eintritt,  hat  von  Rechts- 
wegen das  Erlöschen  der  Gewalten  des  Vormunds  über  die  Persem 
des  Mundeis,  sowie  über  dessen  Vermögen  im  Gefolge  und  giebt 
Anlass,  erzeugt  die  Verpflichtung  des  Vormunds,  bezw.  seiner 
Erben  zur  Ablegung  der  Vormundschafts(schluss)rechnung.  Art.  469. 

Auch  hat  der  Vormund,  bezw.  seine  Erben,  bezw.  Diejenigen, 
welche,  ohne  das  Eine  oder  Andere  zu  sein,  nach  beendigter 
Vormundschaft  das  Vermögen  in  Händen  haben,  solches  an  den 
früheren  Mündel,  bezw.  an  dessen  Erben,  oder  im  gegebenen  Fall 
an  den  neuen  Vormund  auszuliefern.  Art.  469,  471,  480,  vgl.  mit 
Art.  1993  und  arg.  herum  Art.,  Art.  112,  121,  122.  Eis  ist  dies 
die  Pflicht  emes  jeden  Vermögensverwalters.    Vgl.  auch  Art.  389, 

394,  395,  419,  440. 

Über  die  Vormundschaftsrechnung  wird  des  Nähern  in  §  25 
d.  W.  gehandelt  werden. 

Vormundes  stimmen  dttife,  gerade  dadurch  untersteUe,  dass  er  die  Fähigkeit 
in  aUen  anderen  Fällen  habe,  wenn  er  Mitglied  des  Familienrates  sei,  und 
dass  im  Übrigen  ihn  kein  Gesetzestezt  ansschliesse.  Gleichwohl  muss  man 
annehmen,  dass  er  mitstimmen  kann,  wenn  es  sich  darom  handelt,  ihn 
zu  ermächtigen,  eine  Vormondschaftshandlung  vorzunehmen. 

Nach  hadischem  Recht,  in  welchem  das  Institut  des  Familienrats 
nicht  rezipiert  ist,  kommt  die  Frage  nicht  in  Betracht.  DerYormand  kann 
niemals  Beirat  sein. 

Er  darf  nicht  nach  Art.  426  bei  der  Beratung  des  Amtsgerichts,  d.  b. 
des  Amtsrichters,  der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  mitstimmen,  d.  h.  er 
wird  eben  in  Betreff  des  in  Art  426  vorgesehenen  Beratungsgegenstandes 
nicht  zu  der  Beratung  heigezogen  (es  gieht  ja  auch  nach  had.  Recht  keine 
eigentliche  Abstimmung). 

Vgl.  über  das  Zustandekommen  der  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  als 
Obervormundschaftsbehörde  §  8  S.  70  u.  ff.  d.  W.<,  woraus  sich  ergiebt,  dass  diese 
Beschlüsse  ganz  anders  als  jene  des  französischen  Rechtes  zu  Stande 
kommen. 

*)  Vgl  Laurent,  V  Nr.  116—120;  Aubry  et  Bau»  I  §§  118  u.  120: 
Demolombe,  VHI  Nr.  7— 34;  Zaeharift-Dreyer,  I  §118  Text  und  insbes. 
Anm.  3.  Vgl.  ftir  Baden:  Behaghel,  I  §  77  Abs.  3,  Gagevr,  8. 175;  BraiAT, 

Erläuterungen,  I  Bern.  34  S.  301  (über  Sata:  419). 
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Die  Ablesung  der  Vormimdschaftsrechnimg  erfolgt  nun  nidit 
immittelbar  auf  das  Ereignis,  welches  der  Vormimdschaft  ein  Ende 
bereitet. 

Es  yerläuft,  wie  dies  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  wenn 
auch  die  Vormundschaftsrechnung  baldigst  und  unaufgefordert  ab- 
zulegen ist,  stets  docli  ein  gewisser  Zeitraum,  bis  die  Rechnung 
abgelegt,  geprüft  und  gebilligt  ist— jus  qu'apurement  du  compte^) 
de  la  tutelle. 

Das  Gesetz  hat  nun  (eine  freilich  nicht  befriedigende,  weil 
nicht  klar  bestimmte  und  geregelte)  Fürsorge  getroffen,  damit 
in  dieser  Zwischenzeit  das  Vennögen  des  Mindeijährigen ,  bezw. 
des  gewesenen  Mündels,  nicht  in  Schaden  gerate,  und  zwar  teils 
durch  ausdrückliche  Voi-schrift,  teils  in  mittelbarer  Weise,  welche 
letztere  sich  durch  Folgerungen  im  Wege  der  Analogie  und  sonstiger 
Gesetzesauslegung  ergiebt. 

Die  ganze  Materie  ist  ausserordentlich  streitig,  und  herrschen 
bezüglich  ihrer  die  verschiedensten  Ansichten. 

Um  zu  einer  gewissen  Klarheit  zu  gelangen,  ist  es  notwendig, 
fest  an  dem  Satze  zu  halten,  dass  in  allen  Fällen  der  Beendigung 
der  Vormundschaft,  sei  es  von  selten  des  Minderjährigen,  sei  es 
von  Seiten  des  Vormunds,  die  vormundschaftlichen  Gewalten  von 
Rechtswegen  erlöschen.  In  Anwendung  dieses  Satzes  und  im 
Hinblick  darauf,  dass  wegen  der  vormundschaftlichen  Verwaltung 
während  bestehender  Vormundschaft  und  der  Beziehungen,  die 
wegen  des  vormundschaftlichen  Verhältnisses  zwischen  Vormund 
und  Mündel  während  der  Vormundschaft  bestehen,  das  Gesetz  den 
Vormund  zu  einer  Beihe  von  Rechtshandlungen  fär  unfähig  erklärt, 
Art.  450  Abs.  3,  dass  diese  Unfähigkeiten  aber  Wirkungen  der 
Vormundschaft  sind,  gelangt  man,  gemäss  der  Kegel :  cessante  causa, 
cessat  effectus,  zu  dem  weiteren  Ergebnis,  dass  auch  diese  Un- 
fähigkeiten d^  Vormunds  mit  dem  Aufhören  der  Vormundschaft 
dahin  fallen  —  ausgenommen  die  Unfähigkeiten,  die  gesetzlichen 
Beschränkungen  des  Vormunds  aus  Art.  907  und  472,  welche  aus 


')  Diesen  Ausdruck  gebraucht  Art.  907  C.  c.  im  Urtert,  in  der  bad. 
Obersetzung  ist  er  gegeben  mit  den  Worten:  „bis  die  Schlusarechnung  ge- 
stellt und  abgehört  ist"". 

Die  Klage  auf  Bechnungsablage  verjährt  in  10  Jahren.    Art  475. 

Baraaetti,  IM«  VonB«BdBehaft  u.  t.  w.  2G 
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Grönden  der  gaten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnung  bis  zur 
Rechnongsabhör  aufrecht  erhalten  bleiben.  2) 

Wo  kein  Vormund  mehr  da  ist,  da  kann  auch  von  Rechten 
und  Verbindlichkeiten,  die  der  Vormundschaft  als  solcher  ent- 
springen, keine  Rede  mehr  sein. 

Die  Verwaltung  der  Güter,  des  Vermögens,  des  gewesenen 
Mündels  ist  bis  zur  Rechnungsablage,  weil  nicht  der  Gegenvormund 
an  die  Stelle  des  aus  dem  Amte  geschiedenen  Vormunds  tritt  — 
siehe  §  23  S.  395  d,  W.  —  von  dem  Vormund  selbst,  und  kraft  be- 
sonderer gesetzlicher  Vorschrift  im  Fall  seines  Todes  von  seinen 
volljährigen  Erben  zu  fuhren. 

Es  fragt  sich  nun:  was  ist  die  in  der  angegebenen  Zwischen- 
zeit zu  führende  Verwaltung  für  eine  Verwaltung? 

Hierauf  lautet  die  Antwort,  welche  sich  aus  den  oben  dar- 
gelegten Sätzen  ergiebt:  Sie  ist  keine  vormundschaftliche  Ver- 
waltung, sie  ist  viebnehr  in  allen  Fällen  der  Beendigung  der 
Vormundschaft  eine  gesetzliche  Geschäftsführung,  d.  h.  eine  Ge- 
schäftsführung, welche  aus  einem  Quasimandat,  d.  h.  eben  aus 
einem  vom  Gesetz  gegebenen  Mandat,  als  Geschäftsflihrer  zu  ver- 
walten, entspringt. 

Wenn  keiae  Vormundschaft  mehr  vorhanden  ist,  und  das  ist 
ja  der  Fall,  wenn  aber  gleichwohl  eine  Verwaltungspflicht  und  ein 
Verwaltungsrecht  besteht,  was  gleichfalls  der  Fall  ist,  so  kann 
diese  Verwaltung  juristisch  nui*  als  Greschäftsflihrung  erscheinen. 

Hieraus  folgt,  dass  die  Rechtshandlungen,  welche  der  frühere 
Vormund,  bezw.  seine  vol^ährigen  Erben  für  den  früheren  Mündel 
in  der  Zwischenzeit  vorgenommen  haben,  diesem,  bezw.  seinen 
Erben,  nur  entsprechend  den  Regeln  und  in  den  Gi*enzen  der 
negotiorum  gestio  entgegengehalten  werden  können,  es  wäre  denn, 
ia/BS  der  Dritte  nicht  wusste,  dass  die  Vormundschaft  aus  einem 
in  der  Pei'son  des  Mündels  oder  des  Vormunds  liegenden  Grunde 
aufgehört  hat,  m.  a.  W.,  dass  er  infolge  eines  thatsächlichen  Irr- 
tums bei  Vornahme  der  Handlung  in  gutem  Glauben  war,  die 

3)  Die  Bestiinmung  des  Art.  907^  hat  ihren  Grand  darin,  dass  der 
Mündel,  der  gewesene  Mündel,  solange  nicht  die  Vormundschaftsrechnung 
abgelegt  ist,  in  einem  gewissen  Abhängigkeitsverhältnis  zum  Vormond 
steht,  das,  wenn  die  Vorschrift  des  Art.  907  nicht  wäre,  za  grofisem  Miss- 
brauch  ftlhren  könnte  —  und  die  Bestimmung  des  Art  472  wiU  unter  allen 
Umständen  die  Bechnungsablage  sicher  stellen. 
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Vormundschaft  bestehe  noch,  der  Mfindel  lebe  noch,  sei  noch 
minderjShiig,  der  Vormnnd  sei  nicht  abgesetzt  o.  s.  w.  ^) 

Zur  KlarsteUnng  der  Sache  fassen  wir  in  erster  Linie  den 
FaQl  der  Beendigung  der  Vormundschaft:  jene  ex  parte 
minoris  in's  Auge.  Wenn  die  Vormundschaft  in  der  Person  des 
Minderjährigen  aufhört,  ist  sie  fflr  immer  erloschen.  Der  Vor- 
mimd  ist  nicht  mehr  Vormnnd,  sondern  lediglich  Geschäftsführer 
und  als  solcher  hat  er  die  persönliche  Obliegenheit,  bis  zur  Rechnnngs- 
abhör  zu  verwalten,  es  folgt  dies  aus  Art.  419  Abs.  1,  Art.  469  — 
wer  Rechnung  abzulegen  hat,  muss,  wenn  er  verwaltet,  bis  zur 
Bechnungsablage  verwalten.  —  Es  liegt  m.  a.  W.  une  tuteile  de 
fidt  vor. 

Hieraus,  dass  diese  Verwaltung  keine  vormundschaftliche  mehr 
ist,  sondern  eine  Geschäftsfilhrung,  folgt,  dass  die  Art.  455  u.  456 
bezfiglich  der  Verzinsung  der  in  der  Zwischenzeit  kapitalisierten 
Einkünfte  nicht  mehr  Platz  greifen,  sondern  dass  das  gemeine 
Recht  bezöglich  der  Verzinsung  gegen  den  frfiheren  Vormund  zur 
Anwendung  zu  bringen  ist,  wonach  die  in  seinen  Händen  befindlichen 
Smnmen  nur  verzinslich  sind  entweder  vom  Tag  der  Klage, 
Art  1158,  oder  von  dem  Zeitpunkt,  wo  er  sie  ei-weislich  in  eigenem 
Nutzen  verwendet  hat,  Art.  1996.  Die  Zinsen  können  nicht  kraft 
Gesetzes  laufen,  da  die  Rechnung  noch  nicht  abgelegt  ist. 
(Art  474).  <) 

Die  Unfähigkeiten  des  Art.  450  Abs.  3  fallen  dahin,  weil 
keine  Vormundschaft  mehr  besteht,  ausgenommen  jene,  welche  in 
den  Art  907  u.  472  vorgesehen  sind. 

Es  fragt  sich  nun:  welche  Gewalten  hat  der  frühere  Vormund 
bei  semer  Geschäftsfährung? 

Hier  dtirfte  der  Art.  2010  den  Ausschlag  geben,  dieser  findet 
analoge  Anwendung.  Der  frühere  Vormund  hat  alles  Dasjenige 
vorzunehmen,  was  die  Umstände  für  das  Interesse  des  früheren 
Mündels,  bezw.  seiner  Erben  erhaschen.  Hieraus  folgt,  dass  seine 
hauptsächliche  Aufgabe  die  ist,  solche  Handlungen  vorzunehmen, 

3)  So  zatreffend  Aubry  et  Ran,  I  §  120  Nr.  1  und  Amn.  1. 

«)  Gut  bemerkt  BoUeux,  11  S.  458  (Fin  de  la  tatelle.  —  Gons^aences), 
dass  die  Unzukömmlichkeiteii  übrigens  nicht  gross  seien,  da  es  sich  selten 
ereigne,  dass  der  frühere  Vormund  Gelegenheit  habe,  in  dem  kurzen 
Zwischenraum,  der  gewöhnlich  zwischen  der  Beendigung  der  Vormund- 
schaft und  der  Bechnungsablage  liege,  Kapitalien  anzulegen. 

20' 
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welche  das  Vermögen  des  Mheren  Mündels  in  seinem  dermaligen 
Stand  zu  erhalten  geeignet  sind,  die  zu  diesem  Zwecke  sich  als 
notwendig  und  dringend  darstellen  —  Art.  112.  —  Hierher  ge- 
hören: die  Erneuerungen  von  Pfendeinträgen,  die  zu  erlöschen 
drohen,  die  Vornahmen  von  Ausbesserungen,  deren  Aufschub  Ge- 
fahren für  den  Gegenstand  im  Gefolge  hätte,  die  Unterbrechungen 
von  im  Ablauf  begriffenen  Klageveijährungen,  die  Handlungen, 
welche  die  Erhaltung  der  Güter  bezwecken,  wohl  auch  die  Ab- 
schliessung  von  Pachtverträgen,  die  Emkassierung  von  Geldern  — 
alles  dies  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Notwendigkeit,  bezw.  des 
unleugbaren  Nutzens.    Arg.  Art.  1375. 

Es  handelt  sich  hier  stets  um  eine  Thatfrage,  welche  die 
Gerichte  in  Erwägung  der  Umstände  des  einzehien  Falls  zu  be- 
urteilen haben. 

Es  dürfte  sich  jedenfalls  fiir  Dritte,  die  mit  dem  früheren 
Vormund  Rechtsgeschäfte  einzugehen  beabsichtigen,  empfehlen, 
eine  Ermächtigung  der  Behörde  einzuholen,  umsomehr  als  die 
Art.  112,  1557,  1558  C.  c.  und  Art.  554  C.  de  pr.  civ.  diese  Mass- 
regel für  analoge  Lagen  vorschreiben.  0) 

Es  wirft  sich  im  Weiteren  die  Frage  auf:  Wie  verhält  es 
sich,  wenn  die  Vormundschaft  ex  parte  minoris  ihr  Ende  findet, 
mit  dem  Mündelpfandrecht,  das  kraft  Gesetzes  auf  den  Gütern 
des  Vormunds  haftet? 

Da  die  interimistische  Verwaltung  um*  eine  Geschäftsführung* 
ist,  keine  vormundschaftliche  Verwaltung,  so  erstreckt  sich  auch 
die  Wirksamkeit  des  Mündelp&ndrechts  nicht  mehr  auf  dieselbe. 

Es  können  mitbin  die  Handlungen,  welche  der  geschäft.^- 
führende  frühere  Vormund  in  der  Zwischenzeit  vornimmt,  nur  Aii- 
lass  zu  einer  persönlichen  Klage  des  früheren  Mündels  gegen  um 
geben,  und  kann  in  Bezug  auf  sie  von  einer  Wirksamkeit  des 
Mündelpfandrechts  keine  Bede  sein. 

Das  ist  selbstverständUch,  dass,  wenn  der  Vormund  während 
der  Vormundschaft,  also  z.  B.  vor  dem  Tod  des  Mündels,  vor  seiner 
GtewaltsenÜassung  u.  s.  w.,  eine  Rechtshandlung  für  denselben  vor- 
genommen hat,  deren  schädliche  Folgen  erst  nach  dem  Tod,  nach 
der  Gewaltsentlassung  des  Mündels  zu  Tage  treten  und  den  Vor- 
mund ersatzpflichtig  erscheinen  lassen,  die  Erben  des  Mündels,  der 


>)  So  wohl  richtig  Demolombe,  ym  Nr.  18  u.  10. 
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gewaltsenüassene  Minderjährige  u.  s.  w..  die  actio  tutelae  gegen 
den  froheren  Vormnnd  haben,  und  die  gesetzliche  Hypothek  hier- 
fflr  haftet. 

Die  Handlung  ist  eben  während  bestehender  Vormundschaft 
vorgenommen  worden,  sie  ist  mithin  eine  Handlung  der  vormund- 
schaftlichen  Verwaltung,  ftir  welche  dem  Mündel  das  gesetzliche 

Unterpfandsrecht  hafliet.   Art.  2121,  2135  (L'hypothfeque  existe 

1.  Au  profit  des   mineurs sur  les  immeubles   appartenant 

a  leur  tuteur,  k  raison  de  sa  „gestion^^ ). 

Nimmt  man  mit  uns  an,  dass  die  Handlungen,  welche  der 
Vormund  nach  der  Beendigung  der  Vormundschaft  vominunt,  keine 
Handlungen  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  sind,  sondern 
solche  der  Geschäftsftlhrung,  eiaes  mandatem  tacitum,  so  unter- 
stehen sie  stets  den  Grundsätzen  jener,  bezw.  dieses,  selbst  wenn 
sie  sich  als  zusammenhängend  mit  Handlungen  darstellen,  welche 
ein  Geschäft  betrafen,  das  während  der  Vormundschaft  begonnen 
wurde,  als  die  Fortsetzung  eines  solchen  Geschäftes.^) 


^)  Mithin  verwerten  wir  namentlich  die  von  Demolombey  VIII  Nr.  27 
und  28^  für  alle  Fälle  der  Beendigung  der  Yormundscliafb  (also  auch  iiir 
iiDseren  FaU)  in  welchem  die  Beendigung  ex  pai'te  minoris  eintritt,  beliebte 
Unterscheidung,  wonach  bei  den  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  vor- 
genommeneu Handlungen  des  früheren  Vormunds,  wenn  sie  eine  Folge  der 
früheren  vormundschaftlichen  Verwaltung  sind  und  in  engem  Zusammen- 
bange mit  denselben  stehen,  das  Mündelpfandrecht  nach  wie  vor  seine 
Wirkungen  äussere,  was  nicht  der  FaU  sei,  wenn  jene  Handlungen  nicht  so 
vereigenschaftet  seien. 

Demolombe  a.  a.  O.  beruft  sich  zm*  Unterstützung  seiner  Behauptung 
auf  die  lex  13  Dig.  de  tutela  et  rationibus  distrahendis  27,  3  und  die  lex  2 
('Od.  arbitrium  tutelae  („Tutor,  post  puberem  aetatem  puellae.  si  in  ad- 
ministratione  connexa  perseveraverit,  tutelae  actione  totius  tempoiis  rationem 
praestare  cogitur*^),  —  sowie  auf'  das  ältere  französische  vor  dem  C.  N. 
geltende  Becht  —  vgl.  Meslö,  Des  tuteUes  Nr.  53  (partie  I,  chap.  XH). 

Allein  wir  verwerfen  mit  Laurent^  V  Nr.  118,  diese  Unterscheidung  — , 
wo  keine  Vormundschaft  mehr  besteht,  da  greift  auch  das  gesetzliche 
Püuadrecht  nicht  mehr  Platz.  In  den  Fällen,  in  welchen  Demolombe  a.  a.  O. 
das  Pfandrecht  Platz  greifen  lassen  will,  handelt  es  sich  in  Wahrheit  um  zwei 
verschiedene  Handlungen,  nicht  imi  eine  und  dieselbe  Thatsache  —  jene 
sind  getrennt  durch  den  Beendigungsgrund  der  Vormundschaft.  Das  römische 
Hecht  kann  hier  fiUr  uns  nicht  in  Betracht  kommen,  sowenig  wie  das 
ältere  französische  Hechte. 

Vgl.  auch  Zaeliariä-Dreyer,  U  §264  Anm.  4,  woselbst  verschiedene 
Ansichten  aufgestellt  sind. 
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2.  Fall  der  Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte 
tutoris.  Hier  fassen  wir  ins  Auge:  a)  den  Fall  der  Beendigung 
der  Vormondschaft  durch  den  Tod  des  Vormunds  und  b)  jenen  der 
Beendigung  durch  andere  Gründe,  welche  in  der  Person  des  Vor- 
munds eintreten. 

a)  Beendigung  der  Vormundschaft  durch  den  Tod 
des  Vormunds.  Diesen  Fall  hat  das  Gesetz  ausdracklich  ge- 
regelt, wenigstens  im  allgemeinen,  indem  es  in  Art.  419  aus- 
spricht: 

„La  tutelle  est  une  Charge  personnelle  qui  ne  passe  point 
aux  heritiers  du  tuteur.  Ceux-d  seront  seulement  responsables 
de  la  gestion  de  leur  auteur;  est  s'ils  sont  majeurs,  ils  seront 
tenus  de  la  continuer  jusqu'ä,  la  nomination  d'un  nouveau 
tuteur".  — 

Hiermit  ist  bestimmt,  nachdem  zuerst  der  Grundsatz  der 
Unübertragbarkeit  der  Vormundschaft  —  der  Tinstrans- 
missibilite  de  la  tutelle  —  aufgestellt  worden  ist,  d.  h.  der  Un- 
übertragbarkeit des  sich  als  eine  persönliche  Obliegenheit  des 
Vormunds  darstellenden  Amts  des  Vormunds  aof  seine  Erben  im 
Falle  seines  Todes,  und  sie  grundsätzlich  nur  foi  dessen  Verwaltong 
verantwortlich  erklärt  worden  sind''),  dass  gleichwohl  die  gross- 
jährigen  Erben  des  Vormunds  bis  zur  Ernennung  des  neuen 
Vormunds  die  Vormundschaft  fortzusetzen  verbunden  sind. 

Das  Gesetz  geht  eben  davon  aus,  dass,  obwohl  die  Vormimd- 
schaft  an  sich  nicht  vererblich  ist,  das  plötzliche  Aufhören  der 
vormundschaftlichen  Vei*waltung  dem  Mündel  Schaden  bringen 
könne  —  und  deshalb  hat  es  die  letztere  Bestimmung  getroffen. 

Diese  Verwaltung  nun,  welche  den  grossjährigen  Erben 
vom  Gesetze  emstweilen  aufgetragen  ist,  ist  keine  vormundschaft- 
liche  Verwaltung  und  kann  es  nicht  sein  — :  denn  einmal,  es  fehlt 

Unserer  Ansicht  scheint  auch  Behagfael,  I  §  77  Abs.  2,  zu  sein,  der 
übrigens  nicht  unterscheidet,  sondern  ganz  allgemein  sagt:  ^Diese  Geschäfts- 
führung ist  keine  Yormnndschaftliche  Verwaltung,  darum  erstreckt  sich 
auch  die  Wirksamkeit  des  Mündelpfandrechts  nicht  mehr  auf 
dieselbe^. 

')  Diese  Verantwortlichkeit  der  Erben  versteht  sich  von  selbst,  sie 
folgt  aus  allgemeinen  Grundsätzen,  wonach  der  Erbe  kraft  Gesetzes  für  die 
Schulden  und  Lasten  der  Erbschaft  haftet  und  für  solche  wie  der  Erblasser 
in  Anspruch  genommen  werden  kann.    Art.  724. 
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an  einem  Vormiind,  und  wo  kein  Vonnond,  da  ist  auch  keine 
Yormnndschaftliche  Verwaltong  —  und  dann,  die  Vormundschaft 
ist  nicht  vererblich,  sie  ist  höchst  individneller  Natur  (dies  sag^ 
das  Gesetz  selbst  in  Art.  419  Abs.  1),  mithin  kann  auch  nicht  von 
einem  Übergang  der  vormundschaftüchen  Gewalt  auf  die  Erben 
des  Vormunds  die  Bede  sein. 

Der  grossjährige  Erbe  wird  nicht  Vormund,  seine  Ver- 
waltungspflicht ist  keine  Pflicht  der  vormundschaftlichen  Verwaltung. 
Es  ist  diese  Pflicht  nichts  Anderes,  als  eine  einstweilige  durch  das 
Gesetz  auferlegte  GeschäftsfQhrungspflicht. 

Der  badische  Text  hat  dies  ausdrücklich  ausgesprochen, 
indem  er  in  den  Satz  des  Art.  419,  wo  es  heisst  „und  müssen, 
wenn  sie  grosq'fthrig  sind,  die  Verwaltung  fortsetzen,  bis  ein  neuer 
Vormund  ernannt  ist''  die  Worte  eingeschoben  hat  „als  Geschäfts - 
fährer",  s) 

Vgl.  Art.  1372,  1874,  1991,  1992,  2010. 

Es  finden  für  diese  Verwaltung  die  Grundsätze  der  Geschäfts- 
führung, bezw.  des  Mandats  Anwendung. 

Es  gilt  daher  in  Betreff  dieser  Verwaltung  alles  Dai^enige, 
was  auch  für  die  Verwaltung  des  Vormunds  nach  Beendigung  der 
Vonnundschaft  ex  parte  minoris  gilt.  Siehe  oben  unter  1  und 
weiter  unten. 

Die  Verpflichtung  li^  den  grossjährigen  Erben  ob,  nicht 
weQ  sie  an  sich  eine  auf  der  Erbschaft  ruhende  Last  wäre,  sondern 
weil  sie  das  Gesetz  ausdrücklich  für  sie  als  eine  solche  Last  er- 


8)  Der  badische  Text  des  Art.  419  laatet:  „Die  Vormundschaft  ist  ein 
persönliches  Amt  und  geht  auf  die  Erben  des  Vormunds  nicht  über.  Diese 
sind  nur  für  die  Verwaltung  ihres  Erblassers  verantwortlich,  und  müssen, 
wenn  sie  grossjährig  sind,  die  Verwaltung  als  Geschäftsführer  fort- 
setzen, bis  ein  neuer  Vormund  ernannt  ist." 

Brauer,  Erläuterungen,  I  Bern.  84  zu  Satz  419,  bemerkt  ganz  zu- 
treffend: „Unser  Satz,  wenn  er  sagt,  die  Erben  der  Vormünder  müssen  die 
Vormundschaflsgeschäfite  als  Geschäftsführer  fortsetzen,  will  durch 
dieses  eingeschobene  Wort,  das  sich  zwar  auch  unausgedrückt  ver- 
standen hätte,  dem  Vorwurf  vorbeugen,  der  wiewohl  ohne  Grund  hier  und 
da  dem  Gesetz  gemacht  ward,  dass  es  die  Verantwortlichkeit  der  Erben 
unbestimmt  lasse,  denn  die  Verantwortlichkeit  der  Geschäftsführer  ist  durch 
Satz  1372  u.  1374  verglichen  mit  ld92  hinlänglich  bestimmt''  — 

Vgl.  auch  lex  1  Dig.  de  fide^ussoribus  et  nominatoribns  et  herediba«i 
tutorum  etc.  27, 1  und  lex  16  §  1  Dig.  de  tutelis  26, 1. 
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klärt.  Mithin  liegt  sie  ihnen  anch  dann  ob,  wenn  sie  sub  beneficio 
inventarii  angetreten  haben. 

Sie  liegt  natürlich  nur  den  grossjährigen  Erben  ob,  wenn  sie 
nicht  auf  die  Erbschaft  verzichten:  denn  der  verzichtende  Erbe 
wird  vom  Gesetz  so  angesehen,  als  ob  er  niemals  Erbe  geworden 
wäre.    (Art.  785). 

Sie  liegt  den  grossjährigen  Erben  auch  dann  ob,  wenn  sie 
auch  nicht  die  sonst  vom  Gesetz  erheischte  Fähigkeit  zur  Über- 
nahme der  Vormundschaft  haben,  d.  h.  wenn  sie  auch  rechtlich 
zm*  Führung  der  Vormundschaft  untauglich  wären  —  z.  B.  das 
Weib,  obgleich  es  grundsätzlich  rechtlich  unfähig  ist,  Vonnünderin 
zu  sein  (Art.  442),  ist  nicht  von  der  in  Frage  stehenden  Geschäfts- 
ftihrung  entbunden.  Ist  der  Erbe  dagegen  thatsächlich  nicht 
zu  dieser  GeschäftsftUming  befähigt,  z.  B.  weil  er  minderjährig 
ist,  so  ist  er  von  der  Geschäftsführung  entbunden.  Das  Gesetz 
spricht  dies  zwar  in  Art.  419  Abs.  2  nur  bezüglich  der  Minder- 
jährigen, und  zwar  nur  mittelbar  aus  —  arg.  e  contr.  Art.  419 
Abs.  2,  indem  es  nur  die  volljährigen  Erben  verpflichtet,  aber 
gleichwohl  ist  dies  ex  paritate  rationis  auch  für  die  Entmündigten 
und  Abwesenden  zutreffend.^) 

Wenn  das  Q^etz  von  den  volljährigen  Erben  spricht, 
welchen  diese  Verpflichtung  zur  Verwaltung  obliegt,  so  versteht 
es  darunter  nicht  blos  die  Intestaterben,  sondern  auch  die  Erbnehmer 
und  Erbteilnehmer.  *o) 


0)  Es  dürfte  überhaupt  m.  a.  W.  Anwendimg  auf  alle  vol^ährige 
Erben  finden,  welche  unfähig  sind,  sich  zu  verpflichten,  femer  auf  jene, 
welche  aus  irgend  einem  Grunde,  namentlich  wegen  Abwesenheit,  grosser 
Entfernung  vom  Orte  der  Verwaltung,  derselben  nicht  alle  diejenige  Sorge 
widmen  können,  welche  sie  erheischt,  und  endlich  auf  jene,  welche  aus 
einem  entschuldbaren  Irrtum  nicht  gewusst  haben,  dass  der  Erblasser  Vor- 
mund war.    So  wohl  ganz  zutreffend  Baileux  a.  a.  O.  S.  456  oben. 

Vgl.  Über  den  entschuldbaren  Irrtum:  Crome  ,  a.  a.  0.,  §  25  und 
Baraietti,  Einführung  in  das  franz.  Ciyilrecht,  §  13  insbes.  S.  94.  — 

BoUenx,  a.  a.  O.,  geht  noch  weiter,  indem  er  behauptet,  dass  die 
Erben,  wenn  sie  darzuthun  vermögen,  dass  die  Verwaltung  ihre  Ejrafike  Über 
steige,  von  derselben  zu  entbinden  seien,  da  das  Gesetz  nichts  unmögliches 
von  ihnen  verlangen  könne.  In  einem  solchen  FaUe  ist  ein  Dritter  von  der. 
Behörde  zur  Führung  der  einstweiligen  Verwaltung  zu  ernennen,  bis  an 
neuer  Vormund  aufgestellt  ist. 

Vgl.  auch  Demolombe,  Vin  Nr.  15  u.  16. 

10)  So  Gagenr  a.  a.  0.  S.  175,  der  dies  so   ausdrückt:   „Sind  keine 
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Die  YoUjährigen  Erben  müssen  —  dies  folgt  ans  ihi*er  ihnen 
angemesenen  SteUnng,  nur  diejenigen  Handlungen  für  den  Minder- 
jälffigen  yomehmen,  welche  ihm  wesentlich  nützlich  oder  notwendig 
sind  —  arg.  2010.    Siehe  oben. 

Sie  haben  daher  auch  dem  Gegenvormund  ungesäumt  den 
Tod  des  Vormunds  anzuzeigen  und  alles  einstweilen  vorzunehmen, 
was  der  Vorteil  des  Mündigen  erheischt.  Arg.  Art.  2010.  Im 
einzehen  Falle  ist  dies  eine  thatsftchliche  Frage. 

Es  folgt  aus  der  dargelegten  rechtlichen  Natur  der  Ver- 
waltung der  Erben,  dass  ihre  (peraönlichen)  Liegenschaften  nicht, 
wie  die  des  Voimunds,  mit  der  gesetzlichen  Hypothek  zu  Gunsten 
des  Minderjährigen  behaftet  sind.  Die  gesetzliche  Hypothek  triSlt 
nach  dem  Wortlaut  des  Art.  2121  nur  die  liegenden  Güter  des 
Vormunds;  die  Erben,  obwohl  Erben  des  Vormunds,  haben  gleich- 
wohl nicht  die  rechtliche  Stellung  des  Vormunds,  sie  sind  nicht 
Vormünder ,  da  die  Vormundschaft  als  solche  nicht  auf  die  Erben 
des  Vormunds  übergeht.  (Art.  419  Abs.  1),  sie  erfüllen  lediglich 
ein  gesetzliches  Mandat.  Mithin  hat  der  Minderjährige  im  gegebenen 
Falle  nur  eine  persönliche  Klage  gegen  sie,  jedoch  nur  in  den 
Fällen,  welche  Art.  1992  in  Verb.  m.  Art.  1382  ff.  vorsieht,  ^i) 

Endlich  sind  die  Erben,  so  wenig  wie  der  Vormund,  wenn  er 
noch  am  Leben  wäre  und  die  Vormundschaft  ex  parte  minoris  ihi- 
Ende  genommen  hätte  —  siehe  oben  unter  1  S.  403  u.  ff.  d.  W.  — , 
nicht  den  Bestimmungen  der  Art.  455  u.  456  unterworfen.  Sie 
schulden  also  keine  Verzinsung  aus  den  kapitalisierten  Einkünften, 
wenn  sie  dieselben  während  ihrer  Verwaltung  nicht  angelegt  haben, 
es  wäre  denn,  dass  sie  solche  in  ihren  Nutzen  verwendet  hätten 
(hier  schulden  sie  Zinsen  vom  Tag  der  Verwendung  an),  Art.  1996 

Erben,  aber  Erbnehmer  oder  Erbteünehmer  des  Vormunds  vorhanden,  so 
haben  diese  die  gliche  Pflicht  (der  Verwaltung),  nicht  aber  die  Erbstücke 
nehmer.    Art  1004  fF.  — 

*M  Dies  folgt  m.  E.  unwiderleglich  aus  dem  streng  individueUen 
^■haiakter  der  Vormundschaft.  So  war  es  auch  schon  nach  älterem  Recht. 
Vgl.  Loysel,  Institutes  coutumieres,  Liv.  in,  tit.  VII  regle  21  —  er  sagt: 
1  Generale  hypoth^ue  de  tous  biens  comprend  les  presents  et  k  venir,  et 
non  ceux  des  hoirs  (»«  heritiens)^^ 

VgL  auch  Pothier,  Des  successions,  Cap.  5,  Art.  4  und  Introduction 
<ia  Ut.  XX  de  la  coutume  d'Orl^ans,  sect.  1  Nr.  20.  VgL  insbes.  Demolombe, 
Vin  Nr.  33  u.  Nr.  30;  BoUen,  II  a.  a.  O.  S.  457 ;  Aubry  et  Bau^  I  §  118  a.  E. 
Siehe  auch  Gageur^  S.  175. 
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—  und  sonst  schulden  sie  Zinsen  nur  vom  Tag  der  Klage  an  — 
Art.  1153. 

b)  Beendigung  der  Vormundschaft  vonseiten  des 
Vormunds  aus  anderen  Grfinden  als  dem  Tode  desselben 

—  z.  B.  durch  Absetzung  des  Vormunds ,  durch  Verlust  der  Vor- 
mundschaft, seitens  der  Mutter-Vormfinderin  infolge  ihrer  neuen 
Heirat  u.  s.  w.    Siehe  fiber  diese  Grande  §  23  S.  396  u.  ff.d.  W. 

M.  E.  sind  dieselben  Grundsätze  hier  anzuwenden,  welche 
wir  unter  Ziff.  1  und  Ziff.  2  a  entwickelt  haben. 

Vom  Zeitpunkte  an,  mit  welchem  die  Vormundschaft  aus 
irgend  einem  dieser  Grunde ,  wie  Absetzung  u.  dgl.  des  Vormunds 
ihr  Ende  nimmt,  ist  kein  Vormund  mehr  da,  mithin  keine  vormund- 
schafUiche  Verwaltung  mehr,  sondern  eine  Geschäftsführung.  Art. 
1372 ff.,  2010.  Es  greift  daher  das  gemeine  Becht  Platz,  die 
Zinsen  laufen  nicht  krait  Gesetzes,  es  finden  die  Art  455  u.  456 
keine  Anwendung  —  arg.  1996  — ,  von  einer  Wirksamkeit  des 
gesetzlichen  Mündelpfandrechts  gegenüber  den  Verwaltungshand- 
lungen ist  keine  Rede,  weil  das  gesetzliche  Mfindelpfandrecht  nur 
gegenüber  dem  Vormund  —  und  ein  solcher  ist  nicht  mehr  da  — 
Platz  greifen  kann.  In  allen  Fällen  der  Beendigung  der  Vormund- 
schaft seitens  des  Vormunds  aus  einem  anderen  Grunde  als  dessen 
Tod  findet  auch  für  die  Zeit  von  dem  Eintritt  des  Beendignngs- 
grunds  bis  zur  Ernennung  des  neuen  Vormunds  eine  einstweilige 
Geschäfbsftihrungspflicht  statt,  sei  es  die  des  gewesenen  Vormunds, 
sei  es  eine  solche  dritter  vom  Familienrat  au^^tellter  Personen, 
je  nach  dem  Grunde,  aus  welchem  die  Vormundschaft;  in  der  Person 
des  Vormunds  erlischt.  Vgl.  Art.  394,  395,  arg.  Art.  419,  Art  424, 
Art.  440,  Art.  112. 

Wenn  man  dem  entgegenhält,  es  sei  im  Fall  der  tutela  vacans, 
d.  h.  der  Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte  tutoris,  doch 
wesentlich  anders,  wie  im  Fall,  wo  die  Vormundschaft  infolge  des 
WegfEklls  des  Minderjährigen  erlösche,  dort  sei  noch  ein  Minder- 
jähriger vorhanden,  mithin  noch  eine  Vormundschaft,  mithin  auch 
eine  vormundschaftliche  Verwaltung,  hier  dagegen  gebe  es  weder 
Vormund  noch  Mündel,  mithin  keine  vormundschaftliche  Verwal- 
tung, und  daraus  schliesst,  dass  im  Falle  der  tutela  vacans  von 
der  Geschäftsführung  keine  B^e  sei,  sondern  die  vormundschaft- 
liche Verwaltung  voU  und  ganz  Platz  greife  mit  allen  Bestimmungen 
des  Vormundschaftsrechts,  so  widerlegt  sich  dies  leicht:   auch  im 
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Fall  der  tntela  yacans,  wenn  bei  ihr  auch  die  Vormundschaft  nicht 
schlechtweg  erlischt,  sondern  ein  anderer  Vormund  an  die  Stelle 
des  weggefallenen  tritt,  kann  von  einer  yormundschaftlichen  Ver- 
waltung keine  Rede  mehr  sein,  wenigstens  insolange  nicht,  als 
nicht  der  neue  Vormund  ernannt  ist.  Damit  eine  vormundschaft- 
liche  Verwaltung  Platz  greife,  muss  nicht  nur  ein  Minderjähriger, 
sondern  auch  ein  Vormund  da  sein,  wenn  aber  der  Fall  der  tutela 
vacans  vorliegt,  ist  kein  Vormund  mehr  da.  Aus  diesem  Onmde 
kann  von  keiner  vormundschaftlichen  Verwaltung,  sondern,  wie  bei 
der  Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte  minoris,  nur  von  einer 
einstweiligen  Geschäftsführung  die  Eede  sein  —  und  diese  hat  alle 
die  Folgen,  welche  ich  dargelegt  habe.  ^^) 

Zu  1  und  2a  u.  b  bemerke  ich  noch  Folgendes:  Obwohl  in 
allen  diesen  Fällen  nur  eine  interimistische  Geschäftsführung  vor- 
liegt, so  darf  sich,  bezw.  kann  sich  der  Geschäftsführer  nicht  zu 
seinen  Gunsten  auf  die  Veijähnmg  der  Klagen  berufen,  welche  dem 
Miadeijährigen  gegen  ihn  zustehen  —  und  die  während  der  Vor- 
mundschaft ausnahmsweise  gegen  den  Mindeijährigen  laufen  — 
Art  2252,  2278  — ,  und  zwar  insolange  nicht,  als  er  ohne  Rech- 
uung  abgelegt  zu  haben,  thatsächlich  die  Verwaltung  der  Güter 
in  Händen  hat  —  wenn  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Klage 
hätte  angestellt  werden  sollen,  innerhalb  der  Geschäftsführungszeit 
abgelaufen  ist.  Es  folgt  dies  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  der 
(Teschäftsführung  und  der  Notwendigkeit  der  Vornahme  derjenigen 
Handlungen  für  den  Geschäftsherren,  bezüglich  welcher  dessen  Inter- 
esse dringend  heischt,  dass  sie  vorgenommen  werden,  und  aus 
der  analogen  Anwendung  des  Satzes:  „tutor  a  se  ipso  exigere 
debüit."  *5)    Man  kann  nicht  sagen,  dass  der  Vormund  nicht  das 

1^}  So  im  Anschlüsse  an  Laurent,  V  Nr.  119  gegen  Demolombe,  Vm 
Nr.  23,  24,  insbes.  S.  22  und  Dalloz,  Bipertoire,  au  mot  „Minorit^^.  ^ 

»)  So  Anbry  et  Bau,  I  §  120  Nr.  3  Abs.  3;  SIrej  1858,  2,  712,  jedoch 
aus  eineni  unrichtigen  Grund,  indem  sie  eine  Fortsetzung  der  Yormundschait 
annehmen.  Man  könnte  mir  entgegenhalten:  der  volljährig  gewordene 
MOndel  ist  aber  doch  selbst  jetzt,  als  Volljähriger,  in  der  Lage,  zu  klagen, 
wemi  er  es  nicht  thut,  und  seine  Klage  dadurch  verjährt,  so  hat  er  sich 
dies  selbst,  seiner  Nachlässigkeit,  zuzuschreiben,  —  allein  dem  steht  Art.  199*2 
entgegen,  der  Geschäftsführer  würde  arglistig  handeln,  wenn  er  sich  diese 
Nachlässigkeit  zu  Nutze  machen  wUrde,  und  dann  wäre  er  selbst  nachlässig, 
wenn  er  die  Klage  veijahren  Hesse,  und  die  Nachlässigkeit  des  Geschäfts- 
führers muss  die  Nachlässigkeit  des  Geschäfbsherm  aufheben,  wenn  mch 
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Becht  hätte,  die  Veijährung  dieser  Klagen  vorzuschützen .  allein 
thatsächlich  wird  and  kann  er  es  nicht  thun. 

Was  die  Klagen  des  Mündels  anlangt,  welche  ihm  aus  der 
Vormundschaft  gegen  den  Vormund  zustehen,  und  welche  grund- 
sätzlich während  der  Vormundschaft  nicht  gegen  ihn  verjähren 
(es  sind  dies  die  nicht  unter  Art.  2278,  sondern  unter  Art  2252 
erste  Hälfte  fallende  Klagen),  so  beginnt  nunmehr  trotz  der  inten- 
mi'stischen  Verwaltung  deren  Verjätu'ung  nach  Art.  475  zu  laufen 

—  und  ebenso  läuft,  wie  auch  während  der  Vormundschaft,  die 
Verjährung  der  Klagen  des  Vormunds  gegen  den  Mündel  —  das 
Gesetz  weiss  nichts  von  einer  Suspension  der  Verjährung  während 
der  interimistischen  Verwaltung  —  zu  Gunsten  des  Mündels,  obwohl 
der  letztere  sich  nicht  auf  diese  Veijährung  berufen  dürfte,  da 
darin,  dass  der  Vormund  nicht  geklagt  hat,  eine  nützliche  Ge- 
schäftsführung liegt.    Siehe  §  17  Anm.  51  S.  306  d.  W. 

Das  Ergebnis  unserer  Betrachtungen,  um  Alles  noch  einmal 
in  Kürze  zusammenzufassen,  ist  Folgendes: 

Im  Fall  der  Beendigung  der  Vormundschaft,  sei  es  ex  parte 
minoris,  sei  es  ex  parte  tutoris,  endigt  mit  dem  Eintritt  des  Be- 
endigungsgrundes die  vormundschaftliche  Verwaltung,  und  es  tritt 
an  ihre  Stelle  für  die  Zwischenzeit  von  dem  Zeitpunkt 
des  Eintritts  des  Beendigungsgrundes  der  Vormundschaft  bis 
zur  Abhör  der  Vormundschaftsrechnung,  bezw.  bis  zur  Em^mung 
des  neuen  Vormunds  für  den  Mheren  Vormund,  bezw.  dessen 
Erben,  bezw.  dritte,  besonders  zu  ernennende  Pereonen,  eme  einst- 
weilige Geschäftsführung,  welche  den  Grundsätzen  der  negotiorom 
gestio,  bezw.  des  Quasimandats,  eines  gesetzlichen  Mandats  unter- 
steht. Aus  diesem  Grunde  fallen  für  den  einstweiligen  Geschäfts- 
führer die  gesetzlichen  Beschränkungen  des  Vormundschaftsrechts, 
wie  sie  in  Art.  450  Abs.  3  und  455  u.  456  aufgestellt  sind,  hmweg 

—  aufrecht  dagegen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Art.  907  u.  472, 
da  sie  in  der  öffentlichen  Ordnung  begründet  sind  —  und  es  greift 
das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  für  die  während  der  erwähnten 
Zwischenzeit  vorgenommenen  Handlungen  des  Geschäftsführers  nicht 
mehr  Platz. 


beide  Nachlässigkeiten  auf  ein  und  dieselbe  Thatsache  beziehen  —  denn, 
woUte  man  dies  nicht  annehmen,  dann  könnte  man  nicht  mehr  von  einer 
Geschäftsführung  sprechen. 
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Die  Gewaltsbefugnisse  und  Gewaltspflichten  des  Geschäfts- 
führers bestehen  darin,  dass  er  alles  daqenige  yomehmen  muss, 
was  zur  Erhaltung  des  Vermögens  des  fräheren  Handels  notwendig 
imd  dringend  geboten  erscheint.  Aus  diesem  Grunde  kann  er  sich 
auch  nicht  zu  seinen  Gunsten  auf  die  Veijährung  von  ausnahms- 
weise während  der  Vormundschaft  verjährbaren  Klagen  des  früheren 
Mündels  berufen,  wenn  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Klage 
gegen  ihn  hätte  angestellt  werden  müssen,  innerhalb  der  Geschäfts- 
fuhrungszeit  abgelaufen  ist.  Die  während  der  Vormundschaft  un- 
veijährten  Klagen  des  Mündels  laufen  jetzt,  da  die  Vormundschaft 
beendigt  ist,  nach  Art.  475  (wenigstens,  was  die  Klagen  betrifft, 
die  sich  auf  die  vormundschaftliche  Verwaltung  beziehen  —  siehe 
§  26). 

Für  die  grossjährigen  Erben  des  verstorbenen  Vormunds, 
auf  welche  die  Vormundschaft,  da  sie  ein  höchstpersönliches  Amt 
ist,  nicht  übergeht,  ist  durch  besondere  Gesetzesbestimmung,  Art.  419, 
neben  der  ihnen  auf  Grund  allgemeiner  Rechtssatzung  obliegenden 
Haftpflicht  für  jene  Verwaltung,  die  sich  als  eine  auf  der  Erbschaft 
ruhende  Last  darstellende  Verpflichtung  geschaffen  worden,  die 
Verwaltung  der  Vormundschaft  als  „Geschäftsführer"  bis  zui- 
Ernennung  des  neuen  Vormunds  fortzusetzen  —  weshalb  bei  ihnen 
alles  Dasjenige  Platz  greift,  was  auch  bei  den  anderen  hier  als 
Geschäftsführer  sich  darstellenden  Personen  in  Betreff  ihrer  und  im 
Zusammenhang  mit  ihrer  Geschäftsführung  als  Platz  greifend  her- 
vorgehoben worden  ist. 

§25. 

Fortsetzung.     Die    Verpflichtung    des    Vormunds    zur   Ab- 
legung der  Vormtindschaftsreclmung  üiBbesondere.  *) 

Schon  während  des  Laufs  der  Vormundschaft  kann  der  (und 
zwar  jeder)  Vormund,  mit  Ausnahme  von  Vater  und  Mutter,  an- 
gehalten werden,  zu  gewissen  Zeiten,  welche  der  Familienrat  zu 
bestimmen  für  gut  findet,  dem  Gegenvormund  Übersichtstabellen, 
(1.  h.  eben  summarische  schriftliche  Übersichten  über  den  Stand 
seiner  Verwaltung  —  ötats  de  Situation  de  sa  gestion  —  vor- 
zulegen.   Der  Vormund  kann  jedoch  nicht  genötigt  werden,  jedes 

«)  Zaehariä-Dreyer,  I  §  122;  Stobel,  §  44  Ziff.  3;  Beha^rhel^  I  §  77, 
iBsbes.  Abs.  3,  4  u.  5  u.  §  74  ZifP.  IX;  Gmgeur  a.  a.  O.,  S.  253  ff. 
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Jahr  mehr  als  eine  zu  liefern.  Diese  Rechnungen  —  man  nennt 
sie  auch  les  comptes  präparatoires  du  compte  däfinitif  —  sollen 
ohne  Kosten,  auf  ungestempeltem  Papier  und  ohne  irgend  eine  ge- 
richtliche Förmlichkeit  gefertigt  und  übergeben  werden.   Art  470. 

Sie  hab^  einen  doppelten  Zweck:  Sie  bereiten  die  Elemente 
die  Schlussabrechnung  vor  und  sie  versetzen  den  Gegenvormund  in 
die  Lage,  sicherer  und  leichter  die  vormundschafUiche  Verwaltung 
zu  überwachen. ') 

1)  Demolombe,  VII  Nr.  624,  nimmt  an,  daas  der  Familienrat  auch 
bei  Gelegenheit  eines  besonderen  Oeschäils,  das  Gegenstand  seiner  Beratang 
ist,  eine  Übersicht  des  Vermögenszustandes  verlangen  kann  mit  ROckaicbt 
auf  dieses  Geschäft  imd  in  diesem  Zeitpunkt.  Arg.  Art.  457  Abs.  3.  Er  ist 
der  Ansicht,  dass  er  diese  Gewalt  hat,  selbst  dann,  wenn  der  Vormund  nur 
verpflichtet  worden  wäre,  alle  Jahre  eine  allgemeine  Übersicht  seiner  Ver- 
waltung zu  liefern. 

Mithin  könnte  also  jeder  Vormund,  selbst  Vater  und  Mutter  —  nach 
Bemolombe  —  arg.  Art  ^57  —  angehalten  werden,  diese  besondere  Über- 
sicht zu  liefern,  welche  nichts  gemein  hat  mit  dem  6tat  de  Situation  gönönile 
et  p^riodique  des  Art.  470.  — 

Wenn  Art.  470  als  solcher  keine  Anwendung  auf  Vater  und  Mutter 
als  Vormünder  findet,  so  bezieht  sich  dies  offenbar  nur  auf  den  Fall,  das8 
sie  gesetzliche  Vormünder  sind. 

Sind  sie  Dativvormünder,  wie  z.  R.  dann,  wenn  der  überlebende  Eltern- 
teü  sich  entschuldigt  oder  die  Vormundschaft  ablehnt  (die  Mutter)  imd  in 
der  Folge  durch  Familienratsbeschluss  berufen  wird,  —  so  dürfte  die  in 
Art.  470  für  Vater  und  Mutter  gemachte  Ausnahme  nicht  Platz  greifen. 

Ja,  man  ist  auch  vielfach  der  Ansicht,  dass  der  sich  wieder  vei*- 
heiratenden  Witwe -Vormünderin,  welcher  die  Vormundschaft  belassen  worden 
ist,  vom  Familienrat  die  Verpflichtung  der  Ablegung  von  einstweiiigeu 
Rechnungen  im  Siime  des  Art  470  gemacht  werden  könne. 

So  Laurent,  V  Nr.  122. 

Noch  weiter  geht  Monrlon,  I  Nr.  1227,  der  annimmt,  dass,  wenn  die 
Verwaltung  des  Parens-tutor  später  für  das  Vermögen  gefährdend  erkannt 
werden  sollte,  ihn  der  Familienrat  zur  provisorischen  Rechnungsablage 
zwingen  könne;  denn,  arg^umentiert  Monrlon,  da  er  ihn  absetzen  kann,  so 
kann  er  auch  gegen  ihn  aUe  die  Massregehi  ergreifen,  welche  seine  schlechte 
Verwaltung  heischt. 

Im  älteren  Recht  war  der  Vormund  auch  verpflichtet  ein  Tagebuch 
zu  fahren:  „in  quo  omnia  data  et  accepta,  describere  teneatur . ..  de  die  in 
diem^  (Hontaniis,  de  jure  tutelarum,  cap.  11;  reg.  8).  Dies  ist  heute  keüie 
Vorschrift  mehr  im  französischen  Recht,  gleichwohl  wäre  die  Führung 
eines  solchen  Buches  sehr  nützlich  fttr  die  Rechnungsstellung,  und  that- 
sächlich  dürfte  der  Vormund  auch  heute  dazu  verpflichtet  sein,  denn  er  soll 
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Nach  badischem  Becht  ist  eine  ÄnderoDg  der  Vorschrift 
des  Art  470  dahin  eingetreten,  dass  hier  keine  solchen  Tabellen, 
äondem  viehnehr  eigentliche  Rechnungen  dem  Gegenvormund  vom 
Vormund,  mit  Ausnahme  von  Vater  und  Mutter,  zu  steUen  sind, 
and  zwar  alle  1 — 5  Jahre.  Der  Waisenrichter  hat  hierbei  mit- 
zuwirken, und  die  Amtsgerichte  haben  die  gehörige  Sorge  zu 
tilgen,  dass  die  Rechnungsstellung  rechtzeitig  erfolge,  und  selbst 
nach  erfolgter  Prüfung  der  Rechnung  durch  den  Gegenvormund 
und  den  Waisenrichter  eine  PrfiAmg  der  Rechnungen  vorzunehmen. 
Vgl  §  2  Ziff.  8  §  22  des  R.-P0I.-G.  verb.  m.  §  16  D.-W.  f.  Vorm., 
§  12  D.-W.  f-  Gegenvorm.,  §  24  D.-W.  f.  Waisenr.,  §§  74  u.  77 
der  R.-P0I.-O.    Siehe  auch  den  §  19  S.  384  u.  835  d.  W. 

Nach  diesen  Darlegungen  über  die  während  der  Vormund- 
schaft zu  stellenden  Rechnungen,  bezw.  vom  Vormund  dem  Gegen- 
vormund periodisch  während  der  Vormundschaft  zu  erstattenden 
sammarischen  schriftlichen  Übersichten  Ober  den  Stand  der  vor- 
mundschaftlichen  Verwaltung  wenden  wir  uns  zur  ErGrtemng  unserer 
nns  in  diesem  Paragraph  gestellten  Hauptaufgabe. 

Jeder  Vormund  ist  verpflichtet,  am  Schlüsse  der  Vormund- 
schaft ex  parte  minoris  oder  ex  parte  tutoris,  Rechnung,  d.  i. 
Schlussrechnung,  über  seine  Verwaltung  abzulegen.   Art.  469. 

Diese  Verpflichtung  trifft  jeden  Vormund,  ohne  irgend  eine 
Ausnahme,  mag  die  Vormundschaft  enden  wie  sie  wolle,  mithin 
muss  dieser  Verpflichtung  nachkommen:   der  gesetzliche  Vormund, 


verwalten  en  bon  pere  de  ^eunille,  Art.  450,  er  soll  Rechnung  über  seine 
Verwaltung  ablegen,  Art.  469,  470. 

Hieraus  entspringt  die  Verpflichtung  —  und  zwar  ganz  unzweifelhaft  — , 
dass  er  alles  Dasjenige,  was  notwendig  ist,  um  die  Elemente  der  Bechnungs- 
Stellung  vorzubereiten,  thun  muss.  Sedne  Verantwortlichkeit  wird  in  dieser 
Begehung  je  nach  der  mehr  oder  weniger  ordnungsmAssigen  Au&eichnung 
beurteilt  werden.  Führt  er  daher  ein  genaues  Tagebuch  über  seine  Ein- 
nahmen  und  Ausgaben,  so  wird  er  in  vielen  Beziehungen  vor  Ersatz- 
verbindlichkeit gesichert  sein.  So  gut  Demolombe,  Yll  Nr.  625.  VgL  auch 
luread«,  H  Art  470. 

In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Dinge  hat  schon  die  frühere  bad.  Vor- 
mundschafts-lnstruktion  den  Vormündern  in  §  4h  die  Führung  von  Tage- 
büchern, worin  sie  Ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  verzeichnen  haben,  vor- 
geschrieben —  siehe  auch  Gageur^  S.  206  —  und  die  jetzt  geltende  bad. 
Dienstweisung  f.  VormQnder  hat  dies  beibehalten,  indem  sie  §9  vor- 
schreibt, dass  der  Vormund  über  Einnahme  und  Ausgabe  ein  fortlaufendes 
Tagebuch  zu  ftihren  und  jede  Ausgabe  mit  Quittung  zu  belegen  hat. 


416  Capitel  I,   Die  Vormundschaft. 

selbst  der  überlebende  Parens-tutor,  der  testamentarische  Vonnimd  und 
derDativvonnund,  deren  Verwaltung  aus  irgend  einem  Grunde  aufhört, 
—  aber  nicht  allein  der  wirkliche  Vormund,  sondern  auch  der 
thatsächliche  Vormund,  d.  h.  derjenige,  welcher,  ohne  dass  ei*  recht- 
lich die  Eligenschaft  eines  Vormunds  hatte,  nichts  destoweniger  die 
Vormundschaft  geführt  hat,  als  ob  er  wirklicher  Vormund,  tuteur 
de  droit  wäre,  also  der  tuteur  de  fait,  d.  i.  der  qui  pro  tutore 
gessit,  m.  a.  W.,  welcher  nur  einstweilen  die  Verwaltung  der  Mündel- 
guter  geführt  hat  — ,  so  wie  z.  B.  die  Mutter ,  welche  die  Vor- 
mundschaft nicht  angenommen  hat,  oder  welche  sie  infolge  ihrer 
neuen  Ehe  verloren  hat  (Art.  395  u.  396),  für  die  Verwaltung,  die 
sie  bis  zum  Eintritt  des  neuen  Vormunds  gefohrt  hat,  Rechnung 
abzulegen  hat.    Art.  394. 

Ferner,  die  Verpflichtung  der  Rechnungsablage  trifft  den 
Curator  ventris,  der  das  Vermögen  während  der  Schwangerschaft 
der  Witwe  verwaltet  hat,  Art.  313,  sie  Hegt  ob  den  Erben  des 
Voimunds  in  Betreff  der  Verwaltungshandlungen;  welche  sie  seit 
dem  Tode  des  Vormunds  bis  zur  Ernennung  eines  neuen  Vormunds 
vorgenommen  haben,  Art.  419,  femer  dem  Vormund,  dessen  Ent- 
schuldigungsgründe, nachdem  sie  vom  Familienrate  verworfen  worden 
waren,  vom  Gerichte  zugelassen,  und  der  deshalb  der  Vormund- 
schaft enthoben  worden  ist  und  in  der  Zwischenzeit  gehalten  wai'. 
die  Verwaltung  zu  führen,  Art.  440,  dem  abgesetzten  Vormund 
(tuteur  destituä),  welcher  gegen  den  Familienratsbeschluss  Rechts- 
mittel ergriffen  und  bis  zur  Entscheidung  die  Verwaltung  gefohlt 
hat,  wozu  er  verbunden  war,  —  die  Vei-pflichtung  liegt  endlich  ob 
denjenigen,  welchen  bei  Beendigung  der  Vormundschaft  infolge  Ver- 
misstwerdens  des  Vormunds  die  Verwaltung  seines  Vermögens  einst- 
weilen übertragen  woi'den  ist,  Art.  112,  arg.  huj.  Art.,  den  Ver- 
tretern des  entmündigten  Vormunds  —  vgl.  auch  Art.  34  Code 
pönal.  — 

Die  Verpflichtung  zur  Rechnungsablage  ist  eine  absolute, 
das  Gesetz  legt  sie  selbst  dem  die  gesetzliche  Verwaltung  fuhren- 
den Vater -Verwalter  auf.  Dies  sagt  zwar  nicht  Art.  469,  allein 
es  wird  bestimmt  durch  Art  389 ,  und  es  ergiebt  sich ,  wie  auch 
die  in  Art.  469  aufgestellte  Verpflichtung,  dies  auch  aus  Art.  1993: 
denn  die  Rechnungsablagepflicht  ist  in  der  That  eine  notwendige 
Folge  einer  jeden  Verwaltung  eines  fremden  Vermögens.  Diese 
Verpflichtung  ist  vomämlich  ein   E^ssentiale  der  Vormundschaft, 
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aas  diesem  Grande  legt  sie  die  absolute  Fassung  des  Art,  469  iin 
befehlenden  Tone  dem  Vormund  auf,  insbesondere  auch  deshalb, 
weil  die  Vormundschaft  dem  öffentlichen  Bechte  angehört,  dessen 
Vorschriften  die  strengste  Nachachtung  heischen.  ^) 

Da  die  Vormundschaft  ein  öffentliches  Amt  ist,  dem  öffent- 
lichen Rechte  angehört,  so  kann  auch  kein  Vormund  von  der 
Rechnungslegung  durch  Privatdisposition  entbunden  werden.    Arg. 

'^)  So  zutreffend  Demolombe,  Vin  Nr.  37. 

Gut  bemerkt  Bandry-Laeantlnerie^  I  Nr.  1105,  dasa  es  zwei  Arten 
von  Schlussrechnungen  (comptes  döfiniti&)  giebt,  diejenige,  welche  abgelegt 
wird,  wenn  die  Vormundschaft  ihr  Ende  ex  parte  tutoris  genommen  hat, 
und  jene,  welche  abgelegt  wird,  wenn  dies  der  Fall  ex  parte  minoris  ist. 
Da  die  erstere  dem  neuem  Vormund  abzulegen  ist,  aber  die  Yormundschait 
als  solche  noch  nicht  beendigt  ist  (sie  ist  beendigt  ftir  den  betreffenden 
Vormund,  aber  nicht  für  den  Minderjährigen),  und  später  wieder,  bei  wirk- 
licher Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte  minorLs  dem  Volljährigen 
von  dem  dann  fungierenden  Vormund  die  eigentliche  Schlussrechnung  ab- 
zulegen ist,  so  bezeichnet  man  am  nichtigsten  diese  Schlussrechnung  als 
die  Schlussrechnung  im  eigentlichen  Sinn,  als  die  compte  definitif  de  la 
tuteile,  in  diesem  Sinne  scheiat  auch  Art.  471  den  Ausdruck  zu  nehmen. 
Diese  Schlussrechnung  hat  den  Charakter  einer  solchen  erga  omnes,  — 
während  man  jene,  da  sie  eigentlich  nur  den  Charakter  einer  Schluss- 
rechnung gegenüber  dem  abgehenden  Vormund  besitzt,  als  eine  Schluss- 
rechnung im  uneigentlichen  Sinne  bezeichnen  kann.  Baudry-LacantiBerie 
a.  a.  O.  nennt  nun  diese  Schlussrechnung,  d.  i.  die  Schlussrechnung  bei  Be- 
endigung der  Vormundschaft  ex  parte  tutoris,  die  Zwischenrechnung,  le 
compte  intermediaire,  und  solche  comptes  interm^aires  können,  solange  die 
Vormundschaft  als  solche  besteht,  mehrere  vorkommen. 

Der  gelehrte  Verfasser  hat  nun  ganz  Becht,  es  ist  ihm  hier  voll- 
ständig, was  den  Charakter  der  Vormundschaftsrechnungen  anlangt,  in  seinen 
Ausführungen  beizustimmen.  Gleichwohl  dürfte  es  nicht  empfehlenswert 
Hein,  die  von  ihm  gebrauchten  Ausdrücke  in  dieser  Untersdieidung  an- 
zuwenden, da  sonst  leicht  Verwechslungen  entstehen  können,  indem  man 
unter  den  comptes  interm^diaires  auch  die  ätats  de  Situation  de  la  gestion 
tutäaire  verstehen  könnte,  weil  sie  sich  als  während  der  Vormundschaft 
abgelegte  BechnungsÜbersichten  darstellen.  Obwohl  wir  dem,  was  Baodry- 
Lftcanthierie  a.  a.  O.  dargelegt  hat,  ssustimmen,  da  es  der  Sache  nach  voU- 
kommen  zutrif^,  so  behalten  wir  gleichwohl,  um  Irrcmgen  aus  dem  Wege 
zu  gehen,  den  Ausdruck  ^compte  definitif  de  la  tutelle^  —  j^Schlnssrecbnung^^ 
bei:  sowohl  für  die  Bechnung,  die  abzulegen  ist  am  Ende  der  Vormund- 
schaft ex  parte  tutoris,  als  auch  am  Ende  jener  ex  parte  minoris. 

Zuviele  Unterscheidimgen  pflegen,  weim  man  sie  aach  mit  Becht 
miu»|>fn  kann,  wie  hier,  nur  Verwirrungen  und  Irrtümer  bei  Auslegung  des 
Oesetzestextes  zu  erzeugen. 
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Art.  6.  Die  Verpflichtung  der  Bechnungslegung,  eine  im  öffent- 
lichen Recht  wnrzehide  Vorsdurift  —  dem  Staat  liegt  daran,  dass 
das  Vermögen  der  Mindeijibrigen  in  redlicher  Weise  verwaltet 
werde  —  kann  mithin  aueii  nicht  dem  Vater  oder  der  Mntter  des 
Mündels  erlassen  werden,  auch  der  längstlebende  Parens-tator 
kann  den  von  ihm  gewäMten  Vormund  (Art.  397)  nicht  hiervon 
entbinden,  auch  nicht  der  den  Vormund  etwa  ernennende  Familien- 
rat kann  jenen  hiervon  befreien.    Vgl.  auch  arg.  Art.  1388. 

Auch  derjenige,  welcher  einen  Vertrag  mit  dem  Vormund, 
als  Vertrete  des  Mündels  abschliesst,  oder  dem  Mindeijährigen 
eine  freigebige  Zuwendung,  sei  es  inter  vivos,  sei  es  durch  Ver- 
mächtnis, macht,  kann,  eben  weil  es  sich  bei  den  Vormundsdiafts- 
vorschriften  um  öffentliches  Recht  handelt  und  auch  eine  solche 
Entbindung  den  guten  Sitten  widerstreiten  würde,  den  Vormund 
des  Minderjährigen  im  Vertrage,  im  Vermächtnis,  nicht  dieser  Ver- 
pflichtung entbinden. 

Eine  solche  Bestimmung,  Bedingung,  dass  die  Rechnung  nicht 
abgelegt  werden  dürfe,  würde,  einem  Vertrage  beigef&gt,  das  ganze 
Rechtsgeschäft  ungiltig  machen,  Art.  1172,  einer  Schenkung  unter 
Lebenden  oder  einem  Vermächtnis  beigefügt,  würde  diese  Be- 
dingung, diese  Bestimmung,  als  nicht  geschrieben  zu  betrachten 
sein.    Art.  900. ») 


3)  Vgl.  die  überzeugenden,  treffenden  AusfEUirungen  Lavrent's,  V 
Nr.  124,  femer  auch  Aabry  et  Bau,  I  §  121  Anm.  16  und  Text,  die  sagen: 
„Eine  solche  Entbindung  wäre  unverträglich  mit  der  Idee  eines  verantwort- 
lichen Verwalters".  Derselbe  Grund,  führen  sie  aus,  der  nicht  zulasse,  dass 
der  Vormund  von  der  Aufnahme  des  Inventars  entbunden  werde  —  siehe 
§  16  S.  238  d«  W.  —  treffe  auch  hier  in  analoger  Weise  zu. 

Ob  der  Minderjährige  Vorbehaltserbe  des  Verfügenden  ist,  oder  ob  er 
es  nicht  ist,  darauf  kommt*s  nicht  an.  Auch,  wenn  er  es  nicht  ist,  ist  eine 
solche  Bestimmung  unzulässig,  die  den  Vormund  von  der  Rechnungslegung 
entbinden  wfirde. 

Vgl  auch  SIrey  1868,  I,  208.  Siehe  Demolombe,  VUI  Nr.  38  u.  39, 
der  auch,  m.  E.,  ganz  richtig,  im  Zusammenhang  damit  den  Grundsatz 
aufsteUty  dass  überhaupt  ein  Verfügender  einen  Testamentsvollzieher  nicht 
von  der  Bechnungsablage  über  das  in  seinen  Händen  befindliche  ^  an  einen 
Dritten  herauszugebende  Vermögen  entbinden  könne  — ,  dass  vielmehr  eine 
solche  Bestimmung  als  nicht  vorhanden  zu  betiuchten  sei.  Siehe  auch 
Boilenx,  IV,  Bem.  zu  Art.  1031  8. 176. 

Gut  bemerkt  auch  hment,  V  Nr.  126,  dass  aus  dem  Wortlaut  des 
Art.  469  folge,  dass  die  Bechnungsablage  stattfinden  müsse,  dass  somit  der 
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Auch  wäre  jede  gerichtliche  Entscheidung,  welche  auf  die 
Entbindung  des  Vormunds  von  der  Rechnungsstellung  hinausliefe, 
im  Wege  der  Cassation  anfechtbar.  ^) 

Die  Entbindung  des  Vormunds  von  der  Bechnungsstellung 
wäre  auch  dann  als  nicht  geschehen  (geschrieben)  zu  erachten, 
wemi  sie  jenem  von  dem  volljährig  gewordenen  Minderjährigen  er- 
teilt worden  wäre.  ^)  Arg.  Art.  900.  Siehe  auch  Art.  472,  welcher 
als  eine  gesetzliche  Garantie  der  Pflicht  zur  Bechnungslegung  er- 
scheint —  §  18  S.  330  u.  ff.  d.  W.«) 


Vormund  keinem  Grund  vorschützen  könne,  der  ihn  hiervon  enthinde,  —  sich 
unter  keinem  Vorwand  hiervon  freimachen  könne.  Freilich,  dann,  bemerkt 
zutreffend  Laurent  a.  a.  O.,  könne  der  Minderjährige  die  Rechnungsablage 
nicht  verlangen,  wenn  er  selber  der  einzige  Erbe  des  Vormunds  geworden 
und  die  Erbschaft  ohne  Vorbehalt  —  purement  et  simplement  —  angenommen 
bat.  Als  Erbe  haftet  er  fELr  alle  Verbindlichkeiten  des  Erblafisers.  Er  ist 
also  zugleich  Rechnungssteller  —  ,,rendant  compte^  —  und  Keclmungsherr  — 
^oyant  compte"  (ein  althergebrachter  Ausdruck,  von  ou'ir  [audire]  stammend). 
Es  ist  mit  a.  W.  eine  Confiisio,  Bechtsvermischung  eingetreten.  Art.  1234 
und  1300.  Die  Verbindlichkeit  ist  daher  kraft  Gesetzes  erloschen  — 
arg.  1300. 

Hat  der  Mündel  den  Nachlass  seines  Vormunds  sub  beneficlo  inventarii 
angetreten,  so  könnte  er  die  Rechnungsstellung  verlangen,  vorbehaltlich  der 
Anteilnahme  an  der  Verbindlichkeit  des  Erblassers  bis  zur  Höhe  seines  aus 
der  Erbschaft  gemachten  Vorteils.  Wäre  er  nur  Teilerbe,  h^ritier  partiel, 
so  könnte  er  die  Bechnungsstellung  verlangen,  es  VTürde  aber  Bechts- 
vermischung eintreten  in  Betreff  der  gegen  den  Vormund  ergehenden, 
denselben  verurteilenden  Erkenntnisse.  DalloK,  an  mot  „Minorit^^' 
Nr.  598,  20. 

«)  Demolombe,  VIII  Nr.  38;  Boilenx,  II,  Vorbem.  zu  Art.  469  ff. 
SeUe  460. 

&)  Boileox  a.  a.  0. 

«)  Für  die  Pflicht  zur  Stellimg  der  Vormundschaftsrechnung  und  der 
Yermögensauslieferung  wird,  wie  Behaghel^  I  §  78,  S.  283  (und  §  75  Abs.  8), 
bemerkt,  die  gesetzliche  Bestimmung  des  Art.  472  erheblich,  wonach  mit 
Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  des  Vorgangs,  die  Unerfahrenheit  des  Mündels 
und  die  vorteilhaftere  Stellung,  die  der  Vormund  ihm  gegenüber  einnimmt, 
das  Verbot  der  Verträge  zwischen  Vormund  und  Mündel  noch 
fortwirkend  erscheine.  Das  ist  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  richtig. 
Wir  haben  gezeigt,  dass  Art.  472  streng  zu  interpretieren,  auf  die  von  ihm 
bezogenen  Fälle  zu  beschränken  ist,  und  dass  mit  Beendigung  der  Vormund- 
schaft wohl  noch  die  Bestinunung  des  Art.  472  u.  907  aufrecht  erhalten 
wird  bis  zur  Bechnungsablage ,  dass  aber  die  sonst  während  der  Vormund- 
schaft verbotenen  Verträge  (Art  460  Abs.  3)  zulässig  sind.  Vgl.  §  18  S.  330 
a.ff.  d.  W.  und  8  24  S.  401  u.  412  d.  W. 
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Wenn  der  Vormund  seinem  Mündel  ein  Vermächtnis  unter  der 
Bedingung  zuwenden  würde,  dass  keine  Eechnung  abzulegen  sei, 
so  ist  das  Vermächtnis  so  zu  betrachten,  als  ob  es  gemacht  sei, 
um  als  Compensation  für  den  nach  gepflogener  Abrechnung  dem 
Vormund  zur  Last  bleibenden  Bückstand  (le  reliquat  du  par  le  tuteuiv 
zu  dienen. 

Die  Abrechnungspflicht  selbst  wird  dadurch  nicht  aushoben. 

Übrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Vormund  stets 
verantwortlich  bleibt,  wenn  er  einen  Unterschleif  bei  der  Verwal- 
tung begangen  hat.  Keine  Verfugung,  wie  inuner,  könnte  ihm  in 
diesem  Falle  von  der  Zahlung  des  Rückstandes  Entbindung  ge- 
währen. '^) 

Es  lässt  sich  überhaupt  behaupten,  dass  sowohl  in  Verträgen 
unter  Lebenden  als  auch  in  Vermächtnissen  bestimmt  werden  kann, 
dass  der  Vormund  keinen  Ersatz  zu  leisten  habe,  wenn  sich  beim 
Rechnungsabschlüsse  eine  Pflicht  dazu  herausstellen  sollte,  weil  es 
sich  hier  um  reine  Greldinteressen  handelt. 

Dies  gilt  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Ersatzpflicht  nicht  aus 
untreuen,  gesetzwidrigen,  betrügerischen  Handlungen  herrührt,  weil 
sonst  die  Anordnung  des  Erlasses  der  Schuld  den  guten  Sitten 
entgegen  wäre.  **) 


')  So  dürfte  auch  der  Fall  zu  beurteilen  sein,  wenn  z.  B.  der  zaletzt- 
sterbende  Parens-tutor  verfügen  würde:  „Ich  ernenne  den  N.  N.  zum  Vor- 
mund meines  Kindes;  ich  entbinde  ihn  der  Pflicht,  Rechnung  zu  stellen; 
wenn  man  meinem  Willen  zuwiderhandelt,  so  gebe  ich  ihm  den  ganzen 
Teil  meines  Nachlasses,  über  welchen  ich  verfugen  kann.^ 

Dies  dürfte  nicht  als  eine  Entbindung  von  der  RechnungssteUong 
(was  ja  nicht  zulassig)  zu  betrachten,  sondern  als  eine  Kompensation  im 
im  Text  gegebenen  Sinne  zu  betrachten  sein.  Jedenfalls  soll  sich  hier  der 
Famihenrat  im  Interesse  des  Kindes  darüber  schlüssig  machen,  ob  es  bessei^ 
ist,  das  Vermächtnis  anzunehmen  oder  darauf  zu  verzichten. 

YgL  Bolleux,  II  Bern,  zu  Art  469  S.  465. 

Das  ist  immerhin  streitig,  man  könnte  auch  vieUeicht  doch  hierin 
eine  unerlaubte  Disposition  erblicken,  die  als  nicht  geschrieben  gilt.   Art.  900i 

Der  Wille  des  Erblassers  deutet  sogar  mehr  hier  auf  eine  solche  Ver- 
fügung als  auf  ein  Vermächtnis  des  „reliquat". 

8)  So  zutreffend  Gageiir  a.  a.  0.,  S.  254,  2&5. 

Bei  letetwilligen  Verfolgungen  erscheint  eine  solche  Bestimmung  aiU 
y,legß  du  seliquat"  de  oompte  du  par  le  tuteur. 

Diese  Bestimmung  des  Verfügenden  kann  nicht  als  eine  Entbindung 
von  der  B.echnung8stellung  betrachtet  werden,  sie  setzt  im  Gegenteil  die 
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Wenn  sich  mehrere  Mfindel  nnter  einer  und  derselben  Vor- 
mundschaft befinden,  d.  h.  wenn  sie  denselben  Vormund  haben,  so 
ist  ihnen ,  bezw.  ihren  Vertretern ,  Erben  u.  s.  w.  Bechnung  über 


RechnnngssteUimg  voraus,  da  man  ja  ohne  solche  gar  nicht  den  Betrag  des 
,,reIiqoat"  bestimmen  könnte. 

Das  röm.  Hecht  hat  in  dieser  Beziehung  eine  ganz  klare  Vorschritl 
gegeben y  die  jedenfalls  teilweise,  wenn  nicht  ganz,  fClr  uns  Anwendung 
finden  kann. 

Der  Vormund  kann  durch  eine  solche  Bestimmung  nur  von  Fehlem 
seiner  Yerwaltong,  welche  aus  seiner  Nachlässigkeit  oder  Unvorsichtigkeit 
entspringen,  befreit  werden,  und  nicht  von  solchen,  die  in  seiner  mala  fides 
wurzeln.  Es  muss  daher  der  einzelne  Fall  stets  genau  der  Prüfung  unter- 
zogen werden. 

Die  lex  5  §  7  Dig.  de  administratione  et  periculo  tutorum  et  curatorum, 
qui  gesserint,  vel  non  et  de  agentibus  vel  conveniendis  uno  vel  pluribus  26,  7 
—  ist  hier  in  Betracht  zu  ziehen.    Sie  lautet: 

„Quidam  decedens  filüs  suis  dederat  tutores  et  adjecerat:  ,Eo6  anec- 
logistos  esse  volo*  —  das  Wort  aneclogistus  ist  das  griechische  aytxl6yiffTog 
und  heisst:  , nicht  rechenschaftspflichtig*  — ;  ait  Julianus,  tutores, 
uisi  bonam  fidem  in  administratione  praestiterint,  damnari  debere,  quamvis 
testamento  comprehensum  sit,  ut  aneclogisti  essent;  nee  eo  nomine 
quioquam  ex  causa  fideicommissi  consequi  debebunt.  ut  ait  Julianus;  et  est 
Vera  ista  sententia,  nemo  enim  jus  publicum  remittere  potest  hujus  modi 
caotionibus;  nee  mutare  formam  antiquitiis  constitutam;  damnum  vero, 
quodcunque  ex  tutela  quis  senserit,  et  legari,  et  per  iideicommissum  ei 
relinqni  potest."  — 

Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  der  römische  Jurist  an  die  Entbindung 
von  der  Rechnungsstellung  dieselbe  Wirkung  geknüpft  hat,  welche  wir  an 
die  getroffene  Bestimmung  des  Verfügenden,  wonach  das  reliquat  des  Vor- 
munds diesem  verbleiben  soll,  geknüpft  haben  —  und  kann  man  vielleicht 
mit  Recht  behaupten,  dass  die  Entbindung  des  Vormunds  von  der  Bechnungs- 
stellong  im  Vermächtnis  an  und  für  sich  schon  das  Vermächtnis  des 
reliqaat's  enthält,  —  dass  es  der  Wille  des  Testators  war,  dies  zu  be- 
.stiimnen.  Jedenfedls  ist  aber  der  Vormund  stets  für  seinen  dolus  ver- 
antwortlich; das  G^eschenk  des  reliquat  giebt  keinen  Rechtsgrund  für  un- 
rechtes Handeln  ab. 

Vgl.  Boilenx»  II  a.  a.  0.  S.  465,  466  und  insbesondere  Demdlombe, 
Vm  Nr.  40  u.  41;  Acollas,  I  zu  Art.  469  S.  467  (dieser  ist  übrigens  der 
Ansicht,  dass,  wenngleich  jede  Entbindung  von  der  Rechnungspfiicht  un- 
giltig  ist,  welche  die  den  Pflichtteil  des  Kindes  begreifenden  Güter  desselben 
betrifft,  doch  jene  giltig  ist,  welche  die  Rechnungsablage  über  die  Ver- 
waLtnng  des  Freiteils  anlangt;  eine  Ansicht,  der  ich  nicht  b^pflichten 
kann  — ,  das  ist  für  mich  kein  Grund,  den  AeoUas  anführt:  „en  principe, 
im  propriiätaire  peut  donner  sous  la  condition  qu'il  juge  convenable^^,  hier 
handelt  es  sich  um  den  Schutz  des  Minderjährigen,  er  geniesst  solchen  aus. 
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die  Verwaltung  zu  stellen,  und  zwar  einem  jeden  von  ihnen,  in- 
sofern und  insoweit  in  Betreff  des  einen  oder  anderen  Beendigung 
der  Vormundschaft  eintritt.  *) 

Die  Vormundschaftsrechnung  ist  abzulegen  —  es  hängt  dies 
damit  zusammen,  auf  welche  Art  die  Vormundschaft  ihr  Ende 
erreicht  hat  —  wenn  die  Vormundschaft  ihr  Ende  ex  parte  minoris 
geftmden  hat:  an  den  volljährig  gewordenen  Minder- 
jährigen, wenn  die  Vormundschaft  durch  dessen  Volljährigkeit 
aufgehört  hat;  an  den  gewaltsentlassenen  Minderjährigen, 
falls  jene  durch  Emancipation  beendigt  ist  (hier  im  Beisein  des  durch 
den  Familienrat  ernannten  Kurators  [Pflegers])  Art.  480:  an  den 
Pflegeparens,  wenn  sie  durch  Eintritt  des  pflegeelterlichen  Ver- 
hältnisses endigt,  arg.  Art.  365;  an  die  Erben  des  Mündels 
(sind  sie  minderjährig,  an  deren  gesetzlichen  Vertreter  —  Vater  oder 
Vormund),  wenn  der  Mündel  gestorben  ist;  an  die  mutmaslichen 
Erben  des  Mündels,  wenn  er  vermisst  wird,  arg.  Art.  120  — 
und  endlich,  wenn  die  Vormundschaft  ihr  Ende  ex  parte  tutons 
erreicht  hat  (durch  dessen  Tod,  Enthebung  auf  Grund  von  Ent- 
schuldigung, Absetzung  und  Verlust  der  Vormundschaft  kraft 
Gesetzes)  an  den  neuen  Vormund,  der  den  früheren  ersetzt  (ihm 
liegt  die  Verbindlichkeit  ob,  im  gegebenen  Falle  die  Ablegung  zu 
verlangen,  und  ist  er  persönlich  hierfür  verantwortlich).^®) 


Gründen  des  öffentlichen  Rechts.  -  -  (Diese  Ansicht  AeoUas'  hebe  ich  herv'or, 
obwohl  sie  eigentlich  oben  in  Anm.  3  unterzubringen  ist  —  sie  ist  hier  von 
mir  nur  nebenbei  angeführt  und  bemerke  ich  als  hier  zur-Sache  gehörig, 
dass  Acolla8  a.  a.  O.  unsere  Ansichten  über  le  legs  du  reli^uat  teilt). 

9)  Aiibrj  et  Bau ,  I  §  121  Abs.  3.    Vgl.  auch  1. 39  §  17  Dig.  de  adm. 
et  per.  tut.  26,  7. 

*o)  Im  letzteren  Fall  wird  von  Manciien  —  namentlich  Zaebarift,  I  §  122 
Text  u.  Anm.  2  —  behauptet,  hier  müsse  die  Bechnungsablage  im  Beisein 
des  ,, Gegenvormunds^^  statthaben,  weil  die  Interessen  des  Mündels  hier 
im  Widerstreit  mit  jenen  des  Yormimds  ständen.    Dies  dürfte  jedoch  nach 
Anbry  et  Bau,  1  §  121  Anm.  2,  nicht  richtig  sein,  einmal  schreibt  es  dna 
Gesetz  nicht  vor,  und  dann  handelt  der  frühere  Vormund  bei  der  BechnungB- 
abläge  in  eigenem  Namen,  repräsentiert  den  Minor  nicht,  imd  der  neue  Vor- 
mund,  Toyant  compte  hat  offenbar  kein   Interesse  daran,    den  etwaigen 
BechnungsrUckstand  des  früheren  zu  mindern.    Demolombe,  Vm  Nr.  d6| 
meint,  der  Gegenvormund  sei  deshalb  beizuziehen,  weil  die  Bechnungsablage 
am  Ende  der  Vormundschaft  dem  Inventar  am  Anfimge  derselben  korrespondiere, 
bei  welchem  der  Gegenvormund  beigezogen  werden  müsse.    Dies  ist  eine 
ganz  willkürliche,  unstichhaltige  Annahme. 
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Die  Bechnungsablage  kami  auch  von  den  Gläubigem  des 
Mündels  verlangt  werden.    (Art.  1166). 

Wenn  ein  Mündel  mehrere  Yormänder  nach  einander  gehabt 
hat,  so  muss  der  letzte  Vormund  über  die  ganze  Verwaltung,  also 
auch  über  die  seiner  Vorgänger,  Bechnung  stellen  und  dieselbe 
verantworten.  Ob  der  Mündel  auch  gegen  die  früheren  Vormünder 
einen  Rückgriff  hat,  beurteilt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  — 
z.  B.  im  Falle   einer  genehmigten  Rechnung  nach  Art.  1314.  ^^) 


Die  Feststellnng  und  Bestätigang  der  Bechnung  unter  Vormündern 
erscheint  als  Yerwaltungsakt,  es  folgt  dies  aus  Art.  509  u.  505.  Bolleux, 
n  Vorbem.  zu  Art  469  u.  ff.,  S.  461. 

Gut  bemerkt  Demolombe,  VJll  Nr.  43  j  dass  in  Betreff  der  Rechnungs- 
ablage SEugleich  eine  Pflicht  und  ein  Recht  in  Betracht  komme,  und  zwar  beides 
sowohl  ftir  den  BechnungssteUer,  als  den,  dem  die  Bechnung  zu  steUen  ist. 
Diejenigen,  welche  sie  zu  stellen  haben,  können  durch  die,  welchen  sie  zu 
stellen  ist,  dazu  gezwungen  werden,  und  die  letzteren  können  zu  ihrer  Ent- 
gegennahme von  den  ersteren  genötigt  werden.  Die  actio  tutelae  contraria 
steht  dem  zu,  der  sie  ablegen  wilL 

1*)  So  durchaus  zutreffend  Puohelt  in  ZachariA-Dreyer,  I  §  122  Anm.  2. 
Vgl.  auch  Laurent,  V  Nr.  128,  Sirey  1889,  I  688,  Demolomhe,  VUI  Nr.  106. 

Die  Vormundschaftsrechnung  kann  weder  vom  Vormund  vor  Ende  der 
Vormundschaft  verlemgt  werden,  noch  auch  die  Ablage  derselben  vor  dieser 
Zeit  von  ihm  angeboten  werden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  hieraus  folgt,  dass  der  Vormund  nicht  während 
seiner  Verwaltung  den  Ersatz  der  Summen,  bezüglich  deren  er  Gläubiger  des 
Mündels  würde,  verlangen  kann? 

Im  rö  m.  Becht  unterschied  man  in  dieser  Beziehung,  ob  die  Forderung 
des  Vormunds  gegen  den  Mündel  nichts  mit  der  Verwaltung  zu  thun  hatte 
^veluti  ea,  quae  debebantur  alias  tutori,  utputa  a  patre  pupilli,  si 
quid  debitum  fuit  (Lex.  1  §  5  Dig.  de  tut.  et  ration.  distrah.)  —  in  diesem 
Falle  konnte  der  Vormund  während  der  Vormundschaft  wie  jeder  andere 
Gläubiger  handeln,  quum  integra  sit  actio  tutori",  oder  er  konnte  mit 
der  Geltendmachung  der  Forderung  bis  zur  Beendigung  der  Vormundschaft 
warten ,  —  oder  die  Forderung  hing  mit  der  Vormundschaftsverwaltung  zu- 
sammen (z.  B.  es  war  für  den  Mtkndel  mehr  ausgegeben  worden,  als  er  ein- 
genommen hatte),  in  solchem  FaUe  konnte  die  Forderung  erst  mit  der  Vor- 
mondschafisrechnung  geltend  gemacht  werden,  bezw.  zur  Zeit,  wo  solche 
abgelegt  werden  konnte,  eben  am  Ende  der  Verwaltung.  —  „Finito  autem 
officio,  hanc  actionem  competere  dicemus  tutori;  caeterum 
quamdiu  durat,  nondum  competit  (Lex.  1  §3  Dig.  eod.  lit.) 

Diese  Unterscheidung  wurde  auch  im  älteren  französischen  Recht, 
d.  h.  vor  dem  C.  Nap.  befolgt.  Auch  DvrantOD,  lU  Nr.  646  befolgt  diese 
Unterscheidung. 

Nach  Demolombe,  VUI  Nr.  45  ff.,  triift  filr  das  Recht  des  C.  Nap.  diese 
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Selbstverständlich  hat  der  Vormund  selber  im  g^ebenen  Falle 
einen  Rückgriff  gegen  seine  Vormänner. 

Der  Vormundschaftsrechnung  kann  in  allen  Fällen 
(also  auch  im  Falle  der  Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte 
tutons  —  dem  neuen  Vormund  gegenüber)  sowohl  ausser- 
gerichtlich  (amiablement),  als  auch  gerichtlich  (en  justice) 
abgelegt  werden. 

Die  anssergerichtliche  Bechnungsablage  findet  statt,  wenn  die 
Parteien  mit  dieser  Art  derselben  einverstanden  sind,  in  solchem 
Falle,  d.  h.  bei  aussergerichtUcher  Ablage,  ist  keine  besondere  Form 
vom  Gresetze  vorgeschrieben  (mit  Ausnahme  der  wichtigen  Be- 
dingung, welche  nach  Art.  472  einzuhalten  ist  —  siehe  §18  S.  330  u.  ff. 
d.  W.)^^)  Sie  kann  also  stattfinden  in  einem  Privatakt,  an  dem 
Orte  und  in  jeder  Form,  die  den  Parteien  genehm  ist  —  also  auch 
durch  einen  vor  dem  Notar  aufgenonmienen  Akt. 

Giebt  eine  solche  anssergerichtliche  Rechnungsablage  Ver- 
anlassung zu  Streitigkeiten,  so  ist  die  gerichtliche  Hilfe  in  Anspruch 
zu  nehmen,  d.  h.  es  haben  die  Gerichte,  die  Civügerichte  im  Wege 
des  Civilprozesses  darüber  zu  entscheiden.   Art.  473  ^^)  —  m.  a.  W. 

Unterscheidung  nicht  in  solcher  absoluten  Weise  zu«  Ln  FaU  es  sich  am 
eine  Forderung  des  Vormunds  handelt,  welche  in  keinem  Zusammenhang 
mit  der  Vormundschaftsrechnung  steht,  kann  es  der  Vormund  wie  der 
römische  Vormund  halten  —  aber  auch  im  Falle  die  Forderung  mit  der  Ver- 
waltung zusammenhängt,  braucht  er  mit  Beitreibung  nicht  bis  zum  Ende 
der  Verwaltung  zu  warten  und  den  Betrag  seiner  Forderung  in  der  Bechnung 
anzuführen,  er  kann  auch  während  der  Verwaltung  selbst  die  Forderung 
beitreiben.  Siehe  auch  §  17  S.  304, 305  d.  W.,  insbes.  Anm.  48.  WoUte  man  dies 
Letztere  nicht  zulassen,  so  würde  eben  der  Vormund  oft  sich  veranlasst 
sehen,  für  den  Mündel  keine  Vorschüsse  zu  machen  ~  es  wäre  ihm  dies 
geradezu,  wenigstens  indirekt,  verboten. 

^^)  Sie  hat  das  gemein  mit  der  gerichtlichen  BechnimgssteUung,  dass 
sie  detailliert  und  von,  ihre  Ansätze  rechtfertigenden  Belegen  begleitet  sein 
muss ,  arg.  Art.  472.  Mithin  ist  die  Grenehmigung  desr  Rechnung  durch  den 
Mündel,  ohne  dass  bei  ihrer  Ablage  die  Formvorschriften  des  Art.  472  ein- 
gehalten wurden,  ungiltig,  d.  h.  nach  Art.  1304  während  10  Jahren  an- 
fechtbar. 

^')  Art.  473  lautet:  „Si  le  compte  donne  lieu  a  des  contestations,  eUes 
seront  poursuivies  et  jug^  comme  les  autres  contestations  en  mati^  civile.^ 

Dieser  Artikel  war  eigentlich  durchaus  überflüssig,  weil  selbstver- 
ständlich. Die  Bedaktoren  glaubten  sich  hierüber  besonders  aussprechen  zu 
mUssen,  weil  sie  die  besondere  und  ausnahmsweise  Prozedur,  welche  für 
solche  Fälle  im  Staatsrat  vorgeschlagen  worden   war,   die  aber  keine  An- 
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die  Streitigkeiten  fiber  den  Inhalt  der  Rechnung  sind  im  Wege  des 
ClyOprozesses  zn  entscheiden. 

Die  gerichtliche  ReGhnungS8tellung(la  reddition  de  compte 
en  justice)  dagegen  ist  den  besonderen  Fonnvorachriften  unter- 
worfim,  welche  Art.  527  ff.  C.  d.  pr.  dv.  für  die  gerichtlichen  Sech- 
nnngsablagen  (reddition  des  comptes)  vorschreiben. 

Hier  muss  die  Rechnung  an  dem  Ort  abgelegt  werden,  —  an 
dem  Gericht  erster  Instanz  des  Orts,  wo  die  Vormundschaft  dem 
betreffenden  Vormund  übertragen  worden  ist,  Art.  527  C.  d.  pr.  civ. 

Die  gerichtliche  Rechnungsablage  hat  statt:  1.  Wenn  der 
Vormund  sich  weigert,  Rechnung  zu  legen;  2.  wenn  der  vomährig 
gewordene  Minderjährige  (bezw.  der  emanzipierte  Mindeijährige, 
assistiert  durch  seinen  Kurator)  oder  seine  Erben  sich  weigern,  die 
Bechnungsablage  entgegenzunehmen;  3.  wenn  die  Parteien  sich 
nicht  aber  die  allgemeinen  Erfordernisse  und  die  grundsätzlichen 
Grundlagen  der  Rechnung,  wenn  sie  gleich  sonst  bereit  wären, 
Abrechnung  zu  pflegen,  einigen  können.  ^^) 

Der  rechnungsablegende  Vormund  wird  mithin  giltig  dem 
Mündel  gegenüber  entlastet,  wenn  er,  sei  es  bei  aussergerichtlicher, 
sei  es  bei  gerichtlicher  Rechnungsablage,  durch  den  Rechnungs- 
herm  Entlastung  (libä^tion)  erlangt  hat,  und  es  muss  der  frühere 

nähme  gefondeu  hatte,  ansdrücküch  als  nicht  Platz  greifend  erklären  wollten, 
^^iehe  Mourlon^  I  Nr.  1214;  Bavdrj.Laeaiitlnerle,  1  Nr.  1107;  AeollMi,  I 
za  Art.  473;  Lauretit,  V  Nr.  129. 

Hier  ist  also  nicht  von  der  gerichtlichen  Rechnnngsablage  die 
Rede,  sondern  von  der  gerichtlichen  £rledigang  der  tlber  den  Inhalt  der 
abgelegten  Rechnung  entstandenen  Streitigkeiten. 

Die  Kostenpflicht  wird  hier  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  be- 
messen, welche  hei  jedem  Rechtsstreite  gelten. 

14)  Gut  bemerkt  hier  Denolonbe,  Vm  Nr.  56,  zu  3:  ,^ur  contes- 
tation  alors  n^est  pas  de  oelles  que  Tart.  473  sonmet  k  la  proc^nre  ordinaire 
des  actions  en  mati^  civlle.^  Hier  grei^on  vielmehr  die  besonderen  Tor- 
■schiiften  der  Art.  527  C.  d.  pr.  civ.  Platz. 

Vielfach  wird  auch  angenommen,  dass,  im  Falle  die  Vormundschaft 
nicht  ihr  Ende  ex  parte  minoris  genommen  habe,  die  Rechnungsablage  an 
den  neuen  Vormund  gerichtlich  erfolgen  müsse.  Dem  ist  nicht  beizu- 
pflichten: kein  Gesetz  schreibt  es  vor,  die  Verantwortlichkeit  des  letzten 
Voimimds  schützt  genügend  den  Mündel  So  Zaeharlä,  I  §  122  Anm.  4 
(Ptehelt);  JDemolonbe,  Vm  Nr.  65,  56;  Avbrj  et  Bav^  I  §  121  Anm.  3; 
Lftireit,  V  Nr.  130.  Auch  im  Falle  der  Vormundschaft  ein  Ende  durch 
Oewaltsentlassung  des  Mündels  bereitet  worden  ist,  flQlt  die  gerichtliche 
Rechnungsablage  nicht  notwendig  —  siehe  Demolombe  a  a.  O. 
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Mündel  gegenüber  Dritten  alle  die  Handlungen  gelten  lassen,  welche 
sein  Yoimund  in  den  Grenzen  nnd  entsprechend  den  Bedingungen 
seines  Mandats  regelrecht  vorgenommen  hat. 

Der  Mündel  oder  seine  Vertreter  (Erben  u.  dgl.)  haben  auch 
iliren  Rückgriff  gegen  den  neuen  Vormund,  der  die  Rechnungs- 
abläge  entgegengenommen  hat,  wenn  er  vom  Rechnungssteller  nicht 
alles  Dasjenige  eingefordert  hat,  was  er  das  Recht,  im  Namen  des 
Mündels  einzufordern,  hatte.  *^) 

Anlangend  die  Kosten  der  Ablegung  der  Vormundschaft^- 
rechnung,  so  sind  solche  grundsätzlich  durch  den  Mündel  zu 
tragen,  da  sie  in  seinem  Interesse  erfolgt.  Der  Vormund  muss 
sie  aber  vorschiessen,  da  er  das  Vermögen  bei  der  Ablage  in 
Händen  hat.  Ausnahmsweise  bleiben  jedoch  die  Kosten  dem  Vor- 
mund zur  Last,  wenn  er  von  der  Vormundschaft  angeschlossen 
oder  derselbe  entsetzt  worden  ist  (en  cas  d'exclusion  ou  destitution), 
weil  er  dadurch  —  durch  seine  Schuld  —  in  die  Lage  versetzt 
wurde,  dem  ihn  ersetzenden  neuen  Vormund  Rechnung  zu  legen. 
Es  lag  hier  Gefährde  (dol)  oder  Nachlässigkeit  (faute)  von  seiner 
Seite  vor,  worunter  der  Mündel  nicht  leiden  darf.  *•)  Art.  471 
Abs.  1  u.  2,  Art.  1382  C.  c. 

Was  den  Inhalt  der  Vormundschaftsrechnung  betrifft,  so  er- 
giebt  sich  solcher  von  selbst  aus  den  Pflichten  des  Vormunds.  Die 
Vormundschaftsrechnung  stellt  sich  dar  (muss  sich  darstellen)  als 
eine  geordnete  schriftliche  Darlegung  über  die  Einnahmen  (les 
recettes)  und  x^usgaben  (les  döpenses),  welche  der  Vormund  im 
Laufe  seiner  Verwaltung  für  den  Mündel  gemacht  hat.    Sie  muss 


1»)  Treffend  hebt  Demolombe,  VIII  Nr.  57  a.  E.,  hervor,  dass,  da  die 
Abnahme  der  Yormundschafterechnimg  eine  Handlung  ist,  welche  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Vormunds  in  hohem  Masse  im  Oefolge  haben  kann,  es 
sich  in  allen  Fällen  empfehlen  dürfte,  dass  er  dem  Familienrat  aber  die 
Bestandteile  der  Rechnung,  die  ihm  zweifelhaft  oder  bestreitbar  ^heineu, 
Bericht  erstatte,  ehe  er  Decharge  erteilt.  Dies  liegt  nicht  blos  in  seinem, 
sondern  auch  im  Interesse  des  Mündels. 

^)  So  gut  MourlOBy  I  Nr.  2116;  Demolomlbey  VIII  Nr.  101—103.  Gut 
bemerken  Anbrj  et  Bau,  I  §121  S.489  (Text  imten):  ^Mais  les  d^pens  de 
Pinstance  introduite  pour  contraindre  le  tuteur  ä  i^endre  compte,  et  les  fni^ 
que  pourraient  entrainer  les  contestaüons  relatives  aux  articles  du  compte. 
restent,  sauf  compensation,  s'il  y  a  lieu,  k  la  charge  de  la  partie  qui  succombe.^ 
Arg.  Art  473C.C.  cbn.  Arts  130  u.  131 0.d.pr.civ.  Demolombe,  Vm  Nr.  104  ff., 
ZMharii ,  I  §  122  Text  n.  Anm.  5,  Slrey  1850,  2,  587,  18«0,  2,  610. 
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spezifizierte  Angaben,  d.  h.  ansffihrliche,  die  einzelnen  Posten  dar- 
legende Angaben,  enthalten,  namentlich  müssen  die  gemachten 
Ausgaben  in  ausreichender  Weise  gerechtfertigt  sein,  damit  zu  er- 
i^ehen  ist,  ob  sie  nützliche  waren.  Zweckdienlich  ist  es,  obwohl 
nicht  gesetzlich  vorgeschrieben,  dass  der  Bechnung  schriftliche 
Belege,  welche  die  Ausgabe-  und  Einnahmeposten  rechtfertigen, 
beigelegt  werden,  da  dies  den  Nachweis  und  damit  auch  die  Becht- 
feitigung  der  gemachten  Ausgaben  und  den  Nachweis  der  ge- 
machten Einnahmen,  welcher  —  jener  und  dieser  Nachweis  — 
übrigens  auf  jede  Weise  erbracht  werden  kann,  erleichtert.  V^. 
Art.  471  Abs.  3  C.  c.  in  Verb.  m.  Art.  533  C.  d.  pr.  civ. 

Der  Vormund  kann  seinem  gewesenen  Mündel  nur  diejenigen 
Ausgaben  .verrechnen,  welche  erweislich  im  Interesse  desselben 
gemacht  worden  sind  —  Art.  471  Abs.  3  — ,  selbst  wenn  sie  die 
Einnahmen  des  Mündels  überstiegen  haben  (und  ohne  Genehmigung 
des  Familienrats  gemacht  worden  sind)  —  „on  y  allouera  (man  muss 
dabei  gelten  lassen)  au  tuteur  toutes  d6penses  su£Qsamment  justifi^, 
et  dont  Tobjet  sera  utile",  sagt  Art.  471  Abs.  3  C.  c.  ^')  —  der  Vor- 
mraid  soll  eben,  wenn  er  auch  ohne  Zweifel  als  guter  Hausvater 
das  Vermögen  des  Mündels  verwalten  soll,  vollständig  schadlos 
gehalten  werden.  Es  handelt  'sich  hier  um  spezieUe  Thatfragen, 
die  dem  richterlichen  Ermessen  unterstehen.  Den  Grundsatz  der 
.vollständigen  Schadloshaltung"  als  solchen  spricht  Artikel  471 
Abs.  3  aus. 


>')  Gut  bemerkt  Boilenx,  U  Vorbem.  zu  Art.  469  ff.  S.  460,  dass  jeder 
Eechnung  vorausgeschickt  werden  soll:  ein  Eingang,  eine  einleitende  Dar- 
legung über  die  hauptsächlichsten  Verwaltungsthatsachen ,  besonders  auch 
über  die  g^enseitige  Stellung  der  Parteien  im  Zeitpunkt  des  Beginns  der 
Verwaltung. 

In  der  Rechnung  sollen  die  einzelnen  Summen  aUer  Kinnahmen  und 
Ausgaben  ]X)stenweise  und  mit  gehöriger  Datumsangabe  versehen  sein.  Alle 
nachgewiesenen  Ausgaben  des  Vormunds,  die  einen  nützlichen  Zweck  haben, 
sind  ihm  nach  Art  471  gutzuschreiben,  was  auch  für  den  Fall  gilt,  dass  die 
Aasgaben  die  Einnahmen  übersteigen,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  über- 
mässig und  thatsächlich  zum  Vorteil  des  Mündels  verwandt  worden  sind 
—  wenn  auch  die  Genehmigung  des  Familienrats  fehlte,  obwohl  solche  nach 
Art  454  einzuholen  war.  Hieraus  kann  eine  persönliche  Verantwortlichkeit 
nicht  abgeleitet  werden,  wenn  die  Überschreitung  der  Einnahmen  in  zweifel- 
los gutem  Glauben  und  mit  Rücksicht  auf  die  mit  grossen  Kosten  der  Er- 
ziehung verbundenen  Kosten  geschah.  Paehelt's  Zeitschrift  Bd.  XX  (1890) 
^.405  (Urteil  des  tribunal  civil  de  la  Seine  vom  2.  Febr.  1889). 
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Der  Vormund  ist  u.  a.  berechtigt,  um  dies  nochmals  zu  be- 
tonen, alle  Ausgaben  dem  Mündel  in  Anrechnung  zu  bringen,  Ton 
welchen  er  zur  Gtenuge  —  suffisamment  —  darthun  kann,  dass  er 
sie  teils  überhaupt,  teils  entweder  notgedrungen  oder  zum  Besten 
des  Mündels  gemacht  habe.    Art.  471.^») 

Um  den  Nutzen  der  Ausgaben  beurteilen  zu  können,  muss 
man  natürlich  den  Zeitpunkt  ins  Auge  fassen,  in  welchem  sie  ge- 
macht worden  sind.  (Art.  1306).  Sufflcit  si  ab  initio  utiliter 
gestum  lEuerit,  licet  postea  utilitas  non  duraverit.  ^•) 

Der  von  den  Einnahmen  des  Mündels  handelnde  Teil  der 
Rechnung  muss  in  sich  begreifen :  das  ganze  „Haben^  des  Mündels, 
so  insbesondere  das  durch  das  Inventar  2®)  festgestellte  „Aktivum^. 
die  während  der  Vormundschaft  zurückbezahlten  Kapitalien,  die 
Früchte  und  Einkünfte  der  G^üter  des  Mündels,  die  Zinsen,  welche 
der  Vormund  demselben  schuldet  gemäss  Art.  455  u.  456.  ^^) 

^8)  So  Zaeharil,  I  §  122  Text  a.  Anm.  7;  Laurent,  Y  Nr.  1B5.  Der 
Vormniid  ist  nicht  berechtigt,  ein  Honorar  (ausgenommen  zufolge  eines  Yev- 
mächtnisses);  oder  eine  Vergütung  für  einzelne  Mühewaltungen  in  der  Becli- 
nung  anzusetzen. 

Zacharli  a.  a.  O.  §  122  S.  3*24  Text  u  Anm.  9  (Puebelt),  wo  bemerkt 
ist,  dass  jedoch  der  Familienrat  dem  Vormund  ein  Honorar  bewilligen  und 
dieser  auch  selbst  besoldete  Verwalter,  z.  B.  für  ein  Haus,  au^steUen  kanu. 
Sirej  1855,  I  120 ;  Demolombe,  VH  Nr.  610,  Vm  Nr.  115. 

*9)  Der  Vormund  dürfte  daher  nicht  verantwortlich  sein  für  die  zu- 
fälligen und  unvorhergesehenen  Ereignisse,  welche  später  seine  Vorsicht  ver- 
eitelt haben. 

Demolombe,  Vm  Nr.  113  und  VH  Nr. 824;  Baadrjr.Laeantinerie, 
Nr.  1109  —  so  z.  B.,  wenn  der  Vormund  notwendige  Ausbesserungen  an  deu 
Gebäuden  einer  Meierei  vorgenommen  hat,  und  diese  später  abgebrannt  sind. 
Die  Ausgaben  müssen  aber  stets  einen  nützlichen  Zweck  gehabt  haben,  so 
dass  jeder  gute  Hausvater  an  des  Vormunds  Stelle  sie  auch  gemacht  haben 
würde.    Art.  450  Abs.  2. 

2")  Das  Inventar  ist  stets  die  Hauptgrundlage  der  Rechnung.  Art. 
451.  - 

*^M  Gut  bemerkt  Puchelt  zu  Zaeharlä,  I  §122  Anm.  9*),  dass  der 
Vormund  dem  Mündel  alle  Einnahmen  in  Rechnung  stellen  muss,  auch  die 
von  Dritten  indebite  gezahlten  Summen.    Slrey  184d,  I  507. 

So  auch  Boileux,  H  a.  a.  O.,  S.  460,  unter  Berufung  auf  arg.  Art  199.'), 
der  richtig  hier  noch  beifügt,  dass  der  Vormund  sogar  die  etwaigen  un- 
erlaubten Vorteile,  welche  er  im  Namen  des  Mündels  gemacht  hat,  diesem 
gutschreiben  müsse,  z.  B.  Wucherzinsen,  welche  Gelder  des  Mündels  abwarfen, 
die  der  Vormund  in  Händen  hatte.  Er  dai-f  den  Wucherzins  nicht  in  seine 
Tasche  stecken. 
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L  Warn  der  Vormund  Vennögeii  des  Mündels  unterschlagen 

oder  verschwendet  hat  (z.  B.  auch  durdi  Differenzgeschäfte),  so 
untersteht  er,  als  der  „Untreue''  schuldig,  der  strafrechtlichen  Be- 
handlung.   Art.  408  Code  pen. 

Die  gestellte  Bechnung  kann  nun  zwei  verschiedene 
Ergebnisse  haben.  Einmal  ist  es  möglich,  dass  der  Vormund  laut 
Rechnung  dem  Minderjährigen  eine  Summe  schuldet,  und  dann, 
dass  dies  umgekehrt  der  Fall  ist.  ^2) 

Schuldet  der  Vormund  dem  Minderjährigen  eine  Summe,  einen 
Kechnungsrückstand  —  reliquat  — ,  so  muss  er  ihn  sofort  heraus- 
zahlen, widrigenfedls  er  ihn  vom  Tage  des  Rechnungsabschlusses 
farret^,  clöture  du  compte  de  la  tutelle  —  darunter  versteht  man 
die  Genehmigung  der  Bechnung  durch  den  Bechnungsempf&nger  und 
nicht  die  Vorlage  der  Bechnung)  —  einerlei  ob  solcher  ausser- 
gerichtlich  oder  gerichtlich  stattgefunden  hat  (das  Gesetz  unter- 
scheidet nicht)  —  mit  5®/o  verzinsen  muss,  ohne  dass  eine  Zah- 
lungsaufforderung (Klage)  vorausgegangen  sein  müsste.  Die  Ver- 
zinsung läuft  also  vom  gedachten  Zeitpunkte  an  von  Bechtswegen. 
Art.  474  Abs.  1.  Vgl.  jedoch  auch  Art.  542  C.  d.  pr.  civ.  Selbst- 
verständlich wird  hiei'durch  einer  etwaigen  Verzinsungspflicht  des 
Vormunds  aus  All;.  455  nicht  präjudiziert.  2=*) 

Vergleiche  namentlich   Troplongr^    Le  droit  civil   explique   etc.  siu* 
l'art  1993. 

^)  Gut  fahrt  Bandry-Laeantinerie^  I  Nr.  1110  dies  aus,  indem  er 
sagt:  Wenn  man  die  Gesamtsumme  der  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  der 
Rechnung  ersieht,  so  ist  es  leicht,  das  reliquat  zu  bestimmen.  Das  reliquat 
ist  die  notwendige  Summe,  um  das  Gleichgewicht  zwischen  den  Einnahmen 
and  Ausgaben  herzustellen.  Wenn  z.  B.  die  Einnahmen  20000  Eres,  und 
die  Ausgaben  15000  Eres,  betragen,  so  ist  ein  Rückstand  von  5000  Eres,  zur 
Last  des  Vormunds  da,  der  5000  Eres  mehr  eingenommen  als  ausgegeben 
hat  Und  umgekehrt  wäre  ein  Bückstand  zu  Gunsten  des  Vormunds  da, 
wenn  die  Summe  der  Ausgaben  20000  Eres,  und  jene  der  Einnahmen  nur 
liOOO  Eres,  betragen  würde. 

Diese  Operatian  nennt  man  faire  la  balance  du  compte,  bemerkt 
Bandry-Laeuitinerle  a.  a.  0.,  weil  die  Einnahmen  fiktiv  in  eine  der  Schalen 
einer  Wage  (balance)  gelegt  werden  und  die  Ausgaben  in  die  andere,  und 
man  legt  dann  fiktiv  auf  der  Seite,  wo  die  Schale  am  wenigsten  herabsinkt, 
ein  Gewicht  hinzu,  das  hinreicht,  um  das  Gleichgewicht  haizusteUen.  Dieses 
Gewicht  erscheint  als  das  reliquat,  das  dem  Vormund  zur  Last  oder  zu 
Gunsten  ausfäUt,  je  nachdem  man  das  ergänzende  Gewicht  in  die  Schale 
der  Ausgaben  oder  in  jene  der  Einnahmen  hat  legen  müssen. 

^)  Hierdurch  wird  auch  nicht  den  Zinsen  präjudiziert,  welche  früher 
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Auch  ist  die  Fordeiiing  des  Mtmdels  gegen  seinen  ehemaligen 
Vormund  durch  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  ds»  Art.  2121 
(2135)  sichergestellt  —  und  dieses  haftet  dem  Mündel  bis  nur  voll- 
ständigen Zahlung  des  Rechnungsausstandes,  bezw.  bis  zur  Ver- 
jährung der  Klage  auf  Zahlung  des  Ausstands  (die  gesetzliche 
Hypothek,  welche  das  Accessorium  dieser  Klage  ist,  dauert  eben 
so  lange)  —  also  30  Jahre  lang;  ist  nicht  Bechnung  gestellt,  so 
greift  Art.  475  Platz,  d.  h.  die  zehnjährige  Verjährung  sowohl 
ftlr  die  Klage  auf  Bechnungsstellung ,  als  auch  für  das  Mündel- 
pfandrecht. 

Hat  die  gestellte  Bechnung  das  Ergebnis,  dass  der  frühei-e 
Mündel  dem  Vormund  eine  Summe  schuldet  —  dieser  also  das 
reliquat  anzusprechen  hat,  ihm  ein  Aktivsaldo  zusteht  — ,  so  muss 
jener  dem  Vormund  nach  dem  Bechnungsabschlusse  die  Summe 
verzinsen,  aber  erst  vom  Tage  der  einfachen  Zahlungsaufforderung 
an.  Alt.  474  Abs.  2. 2*)  Die  Forderung  des  Vormunds  auf  Zahlung 

schon  gelaufen  sind  infolge  einer  Klage  auf  Rechnungsstelliing  —  Art.  1153: 
Aubry  et  Bau,  I  §121  Anm.14  u.  Text;  Demolombe,  VUI  Nr.l3(>.  Die 
Zinsen  des  reliquat  der  Yormundschaftsrechnung  verwandeln  jüch  aber  nicht 
von  Rechtswegen  am  Ende  eines  jeden  Jahres  in  verzinsliche  Kapitalien  — 
in  dieser  Beziehung  greift  die  Regel  des  Art.  1154  Platz.  Siehe  Aubry  et 
Bau,  1  §121  Anm.l5  und  Text;  Demolombe,  VUL  Nr.  138;  Sirey  1866, 
2,  301. 

^)  Sehr  gnt  legtBandry-Laeaatiaerie,  I  Anm.  za  Nr.  1110  dar,  daivs 
zwei  Unterschiede  bestehen  zwischen  dem  Fall,  wo  das  reliquat  der  Yor- 
mundschaftsrechnung zu  Lasten  und  jenem,  wo  es  zu  Guosten  des  Yormunds 
besteht,  nämlich: 

a)  Der  Minor  hat  gesetzliche  Hypothek  an  den  Gütern  seines  Yor- 
munds  für  die  2iahlung  des  reliquat,  das  nach  der  Bechnung  diesem  zur 
Last  fällt,  während  das  Gesetz  dem  Yormond  keine  solche  Sicherheit  giebt 
für  die  Zahlung  des  ihm  vom  Mündel  geschuldeten  reliquat. 

b)  Die  Summe  des  vom  Yormund  geschuldeten  reliquat  trägt  Zinsen 
ohne  Klage  vom  Tag  der  clöture  du  compte.  Diese  Zinsen  laufen  erst  vom 
Tage  der  einfachen  Zahlungsaufforderung,  welche  nach  der  clöture  erfolgt. 
Art  474. 

Hierzu  bemerkt  Bandry  -  Laoantiiierle  a.  a.  O.,  nach  gemeinem  Recht 
sei  eine  gerichtliche  Klage  notwendig,  um  Zinsen  einer  Geldschuld  in  Lauf 
zu  bringen  (Art  11&3)  —  Art.  474  enthalte  nun  eine  doppelte  Ausnahme  von 
diesem  Grundsätze  —  einmal  eine  solche  zum  Yorteil  des  Mündels,  indem 
das  ihm  zukommende  reliquat  Zinsen  kraft  Gesetzes,  d.  h.  ohne  Klage,  trage 
—  hierbei  habe  ohne  Zweifel  da8  Gesetz  den  Gedanken,  der  frühere  Mündel 
befinde  sich  in  der  moralischen  Unmöglichkeit,  gegen  seinen  Yormund  zu 
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des  reliquat  verjährt  in  30  Jahren.    Siehe  §  26  d.  W.  und  vorw. 
§  25  S.  430  d.  W, 

Wie  ich  schon  oben  bemerkt  habe,  können  Streitigkeiten 
über  die  —  anlä£»Iich  der  —  Rechnung  ausbrechen.  Hierüber 
haben  die  Civilgerichte  im  Wege  des  Ciyilprozesses  zu  entscheiden. 
Art.  473  C.  c.  u.  arg.  huj.  Art. 

Zweierlei  ist  hierbei  möglich:  Es  ist  möglich,  dass  Streitig- 
keiten entstehen,  weil  sich  der  Vormund  weigert,  die  Bechnung 
abzulegen,  oder  weil  der  voUjähiig  gewordene  Mündel,  bezw.  seine 
Erben  sich  weigern,  der  abgelegten  Bechnung  die  Genehmigung  zu 
erteflen,  sie  entgegenzunehmen,  da  er,  bezw.  sie  dieselbe  für  un- 
richtig halten  oder  sich  überhaupt  zur  Abrechnung  nicht  herbei- 
lassen, (der  Vormund  klagt  hier  auf  Genehmigung,  auf  Entgegen- 
nahme der  Bechnung,  bezw.  auf  Zahlung,  wenn  ihm  das  reliquat 
zu  Gute  kommt),  oder  weil  sich  die  Parteien  über  die  Haupt- 
grondlagen  der  abzulegenden  Bechnung  nicht  einigen  können,  — 
oder  wenn  die  Bechnung  genehmigt  ist,  aber  die  Zahlung  des 
Bechnungsrückstands  (sei  es,  dass  ein  solcher  dem  Mündel,  sei  es, 
dass  er  den  Vormund  zu  Gute  kommt)  verweigert  wird  u.  s.  w. 

Handelt  es  sich  um  Klagen  des  Mindeijährigen  in  dieser 
Sichtung  gegen  den  Vormund,  so  verjähren  sie  nach  der  herrschen- 
den Ansicht  in  zehn  Jahren  gemäss  Art.  475,  und  zwai*  in  zehn 
Jahren  von  der  Grossjährigkeit  an  —  mit  Ausnahme  der  Klage 
auf  Zahlung  des  Bechnungsrückstands,  welche  erst  in  dreissig 
Jahren,  Art.  2262,  veijährt,  da  sie  nicht  aus  der  vormundschaft- 
hchen  Verwaltung,  sondern  aus  dem  Abschluss  der  Bechnung, 
an*gte  du  compte,  entspringt. 

Die  Klagen  des  Vormunds  dagegen,  in  dieser  Blchtung,  ver- 
jähren in  dreissig  Jahren.    Das  Nähere  §  26  d.  W. 

Es  ist  auch  möglich,  dass  nach  erfolgtem  Bechnungs- 
abschluss,  sei  es,  dass  er  aussergerichtlich,  sei  es,  dass  er  ge- 
richtlich erfolgt  ist,  Streitigkeiten  entstehen. 

klagen,  zumal  solchei*  meist  sein  naher  Verwandter,  immer  sein  Wohlthäter 
sei,  da  er  seine  Interessen  mientgeltlich  vertreten  habe  —  und  dann  eine 
zweite  Ausnahme  zu  Gunsten  des  Vormunds,  indem  eine  einfiiche  Auffor- 
derung hinreiche,  um  die  Zinsen  seines  reliquat  in  Lauf  zu  bringen,  das  ihm 
der  Mündel  schulde. 

Es  wäre  vieUeicht  richtiger  gewesen,  wenn  man  dem  Vormund  ge- 
währt hätte,  dass  die  Zinsen  zu  seinem  Vorteil  gleich&Ils  kraft  Gesetzes 
laufen  —  alkin  lex  ita  lata  est  — 
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Beruhen  diese  Streitigkeiten  darauf,  dass  die  Gültigkeit  der 
Keclmung,  bezw.  der  einzelnen  Bechnnngsposten  wegen  Betrugs 
oder  Zwangs  angefochten  wird,  so  findet  ein  Prozessverfahren  nach 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  statt  —  und  folgt  man  am 
Richtigsten,  was  die  civilrechtliche  Seite  der  Sache  anlangt,  den 
Grundsätzen,  welche  die  Verträge  beheii'schen;  hiemach  ist  die 
Rechnung  unwiderruflich,  wie  alle  geschlossenen  Verträge,  vor- 
behaltlich des  Falls  der  üngiltigkeit  (Anfechtbarkeit).  Der  dolus 
macht  die  Einwilligung  ungiltig  und  daher  ist  der  Vertrag,  somit 
die  genehmigte  Rechnung,  ungiltig  (Art.  1117).  Art.  1304.  Vgl. 
auch  Art.  2044  fl*. 

Damit  kann  natürlich  auch,  ganz  einerlei,  ob  die  Rechnung 
gerichtlich  oder  aussergerichtlich  abgelegt  worden  ist,  die  Be- 
richtigungsbitte verbunden  werden  wegen  etwaiger  Irrtümer,  Aus- 
lassungen, falscher  oder  doppelter  Ansätsfe  in  der  Rechnung. 

Wird  lediglich  die  Berichtigung  der  Rechnung  —  le  redresse- 
ment,  la  revision  du  compte  —  wegen  etwaiger  Irrtümer,  Aus- 
lassungen n.  s.  w.  verlangt,  so  muss  man  unterscheiden,  ob  die 
Rechnung  gerichtlich  oder  aussergerichtlich  abgeschlossen  worden  ist. 

Im  ersteren  Fall  ist  es  niu*  zulässig,  nach  Art.  541  C.  d.  pr. 
civ.  zu  verfahren,  wonach  die  Parteien  diese  Berichtigung  nur  bei 
demselben  Gerichte  beantragen  können,  durch  welches  die  Ent- 
stellung der  Rechnung  stattgeftmden  hat. 

Ist  hingegen  aussergerichtlich  abgerechnet  worden,  so  ist  die 
Berichtigung  im  Wege  des  gewöhnlichen  Prozessverfahrens  zu  be- 
gehren, wobei  die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche 
die  Verträge  beheiTSchen,  wonach  im  Falle  Irrtums  u.  s.  w.  ün- 
giltigkeit, bezw.  Anfechtbarkeit  zugelassen  wird.  2^)  Vgl.  auch 
Art.  473. 


^)  Dies  scheint  mir  die  richtige  Aaftassung  der  Sache  zu  sein, 
Laurent,  V  Nr.  138  u.  139,  ist  wohl  auch  dieser  Ansicht,  ist  aber  nicht  durch- 
aus klar  in  seinen  Ausfahrungen. 

Das  Begehren  auf  Berichtigung  kann  namentlich  gestellt  werden  wegen 
neuer  in  der  Bechnung  nicht  aufgeführter  Beträge,  bezüglich  derer  der  Kläger 
beweist,  dass  sie  ihm  noch  geschuldet  werden.  Es  fragt  sich,  ob  die  2iin8en 
dieser  Beträge  gemäss  Art.  474  vom  Datum  der  cldture  du  oompte  begehrt 
werden  können?  Dies  ist  zu  bejahen:  denn  wenn  die  Berichläii^ung  der 
Rechnung  statthat,  so  zeigt  sich  dadurch,  dass  die  weggelassene  Summe  in 
die  Bechnung  ursprünglich  hätte  aufgenommen  werden  müssen,  dass  sie 
somit  als  ein  Teil  des  reliquat,  der  Restschuld  des  Vormunds,  zu  gelten  bat. 
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Über  die  Dauer  der  Verjähning  dieser  letzteren  Klagen  wird 
des  N&hem  in  §  26  d.  W.  gehandelt  werden.  — 

In  der  Verbindlichkeit  der  Ablegung  der  Schlussrechnung 
und  der  Auszahlung  des  Bechnungsrfickstandes   seitens  des  Vor- 

Es  ist  ganz  einerlei,  ob  der  Vormund  bei  Weglassung  des  Betrags  bona  oder 
mala  fide  gewesen  ist  (diesen  Unterschied  macht  Bemolombe^  ViU  Nr.  141, 
142,  ohne  Grund  —  im  Fall  der  bona  fides  will  er  die  Zinsen  der  Summe, 
um  welche  sich  der  Rückstand  erhöht,  erst  vom  Tage  der  Klagezustellung 
laufen  lassen)  — ,  siehe  Laurent,  V  Nr.  141, 142. 

Die  gesetzliche  Hypothek  des  Mündels  besteht  für  diesen  nachträglich 
erhöhten  Betrag  des  reliquat,  auch  wenn  sie  inzwischen  gelöscht  worden 
wäre,  weil  der  Mündel  dem  Vormund  Quittung  erteilt  hat:  denn  sie  besteht 
auch  ohne  Eintrag,  und  zwar  für  die  Forderungen  des  Mündels,  die  aus  der 
gestion  tut^laire  herrühren,  Art.  2121,  2135  —  und  die  vormundschaftliche 
Verwaltung  liegt  der  Klage  auf  Berichtigung  der  Rechnung  zu  Grunde.  Die 
gesetzliche  Hypothek  greift  also  Platz,  vorausgesetzt,  dass  die  Berichtigungs- 
klage nicht  veijährt  ist,  Art.  475.  —  Sie  greift  auch  Platz,  wenn  der  gross- 
jährig gewordene  Mündel  auf  sie  verzichtet  haben  sollte,  denn  die  Klage  auf 
Berichtigung  der  Rechnung  ist  nichts  anderes  als  elae  Prorogation  der  Klage 
auf  Rechnungsstellung.  So  gut  Demolombe^  VIH  Nr.  147.  Dies  dürfte  aiich 
Alles  Platz  greifen,  wenn  die  Rechnung  infolge  Anfechtung  ftir  ungiltig  er- 
klärt worden  ist.  —  Ganz  zutreffend  bemerkt  Laurent ,  V  Nr.  189,  dass  bei 
solcher  Anfechtung  aber  nicht  notwendig  die  Ungiltigkeit  der  ganzen  Rech- 
nung eintrete,  obwohl  sie  sich  wie  ein  Vertrag  darstelle,  da  der  Grundsatz  des 
Art  1 116  nicht  durchaus  auf  die  Vormundschaftsrechnung  passe.  Bei  der  Vor- 
mundschaft, bemerkt  Laurent,  liegt  die  Notwendigkeit,  zu  contrahieren,  vor, 
da  eine  Rechnungsablage  statthaben  muss.  Wenn  nun  dolus  vorliegt,  so  handelt 
es  sich  nicht  um  die  ganze  Rechnung,  sondern  um  bestimmte  Posten  der- 
selben. Jeder  Posten  bildet  einen  Vertrag  für  sich,  mithin  kann 
jeder  Posten  im  Betrugsfalle  angegriffen  werden.  Eine  weitere 
Frage  ist  auch  die,  ob  Ungiltigkeit,  Anfechtbarkeit  der  Rechnung  vor- 
liegt, wenn  sie  nicht  detailliert  abgelegt  worden  ist?  Findet  der  l'oyant 
compte  —  und  jede  Rechnung  muss  die  Einnahmen  und  Ausgaben  detailliert 
angeben  — ,  dass  die  Rechnung  nicht  genügend  detailliert  ist,  so  ist  es  seine 
Sache,  sie  nicht  zu  genehmigen. 

Wird  die  Rechnung  gerichtlich  abgelegt,  so  kann  er  sie  in  dieser 
Beziehung  bestreiten,  thut  er  es  nicht,  so  kann  er  nicht  auf  Ungiltigkeits- 
erklärung  der  Rechnung  klagen,  das  Gesetz  lässt  einen  solchen  Ungiltig- 
keitsgrund  nicht  zu,  er  kann  höchstens  mit  der  Berichtigungsklage  begehren, 
dass  die  Auslassungen,  wenn  solche  da  sind,  berichtiget  werden.  —  Arg. 
Art  541  C.  d.  pr.  civ. 

Wurde  die  Rechnung  aussergerichtlich  abgelegt,  so  kann  er  noch 
weniger  darauf  zurückkommen  imd  behaupten ,  die  Rechnung  sei  nicht  genug 
detailliert,  da  er  durch  sane  Einwilligung,  seine  Genehmigung  die  Rechnung 
entgegenommen  hat,  so  wie  sie  ihm  erstattet  wurde. 
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mimds  liegt  zugleich  auch  dessen  Verbindlichkeit,  dem  gewesenen 
Miindel,  bezw.  dem  neuen  Vormund  for  denselben,  das  Vermögen 
auszuliefern,  die  Sachen  und  Urkunden,  die  er  vom  Mfindel  in  Händen 
hat,  diesem,  bezw.  seinem  nmmiehrigen  Vormmid  auszuhändigen. 

Mit  der  ausergerichtlich  oder  gerichtlich  abgelegten  und  fest- 
gestellten Vormundschaftsrechnung  —  compte  rendu  et  apurä  (arg. 
Art.  907)  —  ist  der  Vormund  entlastet  und  damit  die  Voraus- 
setzung erfüllt,  unter  welcher  der  Vormund  gegenfiber  seinem 
Mündel  vollständig  seiner  Verpflichtungen  enthoben  werden  kann, 
es  ist  eine  Rechtswandlung,  eine  novatio  eingetreten,  und  jetzt 
endigt  die  Vormundschaft  mit  „allen''  ihren  Wirkungen  (nur  haftiet 
ausnahmsweise  noch  das  gesetzliche  tJnterp&ndsrecht)^<^)  und  zwar 
auch  dann,  wenn  der  etwaige  Eechnungsrückstand  vom  Vormund  noch 
nicht  bezahlt  ist.  Der  Vormund  ist  jetzt  seiner  Verantwortlichkeit 
entledigt  Was  die  Verzinsung  des  Rückstands  anlangt,  siehe  oben. 

Es  fallen  jetzt  alle  durch  das  Gesetz  wegen  der  dem  Vor- 
mund auferlegten  Verbindlichkeit,  Rechnung  zu  stellen,  in  den 
Art.  472  u.  907  aufgestellten  Unfä,higkeiten  dahin.  Der  frühere 
Vormund  kann  jetzt  in  giltiger  Weise,  wenn  die  zehn  Tage  seit 
der  Übergabe  des  Empfangsscheins,  der  die  Einhändigung  der 
Belege  der  abgelegten  Rechnung  feststellt,  verflossen  sind,  mit  dem 
Mündel  die  in  Art.  472  (2045)  vorgesehenen  Verträge  abschliessen 
—  siehe  §  18  S.  330  d.  W.  — ,  und  die  in  Art.  907  bestimmte 
Unfähigkeit,  mit  welcher  der  Vormund  während  der  (interimistischen) 
Verwaltung  und  überhaupt  —  arg.  Art.  904  —  behaftet  war,  wo- 
nach derselbe  vom  Mündel,  auch  nicht  vom  grossjährig  Gewordenen, 
nicht  freigiebig  bedacht  werden  kann,  ehe  die  Vormundschafts- 
rechung  abgelegt  und  festgesetzt  worden  ist  („si  le  compte 
däfinitif n'a  äte  präalaUement  rendu  et  apur^''),  hört  auf. 

Die  Verjährung  der  Klagen  des  Voimunds  gegen  den  Mündel 
läuft,  nach  wie  vor,  zu  Gunsten  des  (gewesenen)  Mündels,  denn  das 
Gesetz  henunt  ihren  Lauf  nicht.  ^) 

%)  Es  erlischt  erst,  und  kann  auch,  wenn  es  eingetragen  ist,  erst  dann 
sein  Strich  hegehrt  werden,  wenn  die  Klagen  des  Mündels  gegen  den  Vor- 
mund aus  der  vormundschafbUchen  Verwaltung  verjährt  sind.  Siehe  oben 
S.  434  Text  und  §  26  d.W. 

2^  Art  2251  sagt  ja,  die  Verjährung  laufe  gegen  alle  Peroonen,  es 
wäre  denn,  dass  das  Gesetz  eine  Ananah me  aufstellt  Das  Letztere  ist  aber 
nicht  der  Fall  zu  Gunsten  des  Vormunds,  arg.  Art  22&2  — ,  mithinist 
die  Verjährung  nicht  zu  Gunsten  des  Mündels  während  der  interimistischeii 
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Es  tritt  jetzt  auch  die  wichtige  Wirkung  ein,  dass  der  Besitz- 
titel des  Vormunds  oder  seiner  Erben  umgewandelt  ist  (interversion 
de  la  possession)  und  ihm,  bezw.  diesen,  gestattet,  einen  Besitz,  der 
znr  Verjährung  fiihren  kann,  zu  beginnen,  arg.  Art.  2238,  arg.  e  contr. 
Art.  2236,  vorausgesetzt,  dass  der  Mfindel  volljährig  geworden  ist.  ^s) 

Die  gerichtlich  oder  aussergerichtlich  abgelegte  und  fest- 
jjestellte  Vomiundschaftsrechnung  bindet  den  gewesenen.  Mündel, 
sei  es,  dass  sie  ihm  als  Volljährigem,  oder  als  Emanzipiertem  unter 
der  Mitwirkung  seines  Pflegers  (Art.  480)  abgelegt  worden  ist. 
Es  hegt  jetzt  infolge  der  novatio  eine  nova  obligatio  vor.  Ist  die 
Rechnung  während  des  Laufe  der  Vormundschaft  vom  abtretenden 
dem  neuen  Vormund  abgelegt  worden,  so  ist  der  Mündel  gleich- 
falls gebunden,  denn  factum  tutoris  est  factum  pupilli.20j. 


Verwaltung  gehemmt  und  beginnt  nicht  wieder  erst  mit  der  Volljährigkeit 
des  Mündels  zu  laufen ,  wenn  diese  erst  nach  der  interimistischen  Verwaltung 
eintreten  sollte. 

28)  Der  Vormund  ist  eben  bis  zur  compte  rendu  et  apur^  ein  prekärer 
Besitzer  des  Mündelvermögens,  und  er  kann  daher  in  Bezug  auf  dieses  seinen 
Besitztitel  nicht  ändern.  Wenn  auch  die  persönliche  Klage  des  Minderjährigen 
gegen  seinen  Vormund  in  Betreif  von  Forderungen  aus  der  vormundschaft- 
lichen Verwaltung  nach  Umlauf  von  10  Jahren  nach  der  Volljährigkeit  er- 
lischt (Art.  475),  so  erlischt  damit  doch  nicht  das  Becht  des  Eigentums  des 
Mündels  an  seinen  Gütern.    Die  dingliche  Eigentumsklage,  die  rei  vindicatio 

-  läuft  dem  gewesenen  Mündel  30  Jahrelang  von  seiner  Volljährigkeit 
an  (nicht  früher:  denn  während  der  Minderjährigkeit,  sollte  auch  vorher 
der  Bechnungsabschluss  erfolgt  sein,  läuft  überhaupt  keine  Verjährung  gegen 
den  Minderjährigen,  auch  nicht  die  aus  dem  ihm  zu  Gute  kommenden  reli- 
qaat,  auch  diese  verjährt  erst  in  30  Jahren  nach  der  Volljährigkeit  — 
Art.  2251,  2252  — ),  sie  fährt  fort,  ihm  während  dieser  Zeit  bis  nach  Ablauf 
von  30  Jahren  nach  seiner  Volljährigkeit  gegen  den  Vormund  zu  laufen,  wie 
gegen  jeden  anderen  besitzenden  Nichteigentümer  seiner  Güter. 

Erst  von  der  Ablegnng  der  Bechnung  und  deren  Genehmigung,  voraus- 
gesetzt, dass  der  Mündel  volljährig  ist,  kann  der  Vormund,  da  er  bis  dahin 
passesseur  pr&aire  war,  einen  zur  Verjähnmg  geeigneten  Titel  des  Besitzes 
haben.    Demolombe,  Vm  Nr.  174. 

29)  Gut  bemerkt  Laurent,  V  Nr.  140,  dass  man  aber  doch  unter- 
scheiden müsse,  ob  bei  der  Bechnungsablage  der  Mündel  grossjährig  und 
daher  vollständig  handlimgsfahig  sei,  oder  ob  die  Rechnung  durch  den 
Emanzipierten  oder  den  neuen  Vormund  abgenonmien  worden  sei. 

Im  ersteren  Fall  kann  der  volljährige  Mündel  die  Rechte ,  die  der  Vor- 
mund, z.B.  der  Parens-tutor  oder  auch  der  die  gesetzliche  Verwaltung 
fährende  Parens  (Art.  389\  kraft  des  H^ratsvertrages  zu  haben  behauptet, 
und  welche  in  der  Rechnung  ausdriicklich  festgestellt  sind,  anerkennen,  und 

28* 


436  Capitd  I.   Die  Vonnundschaft. 

Nichts  Steht  diesem  „Gebundensein''  das  Recht  des  Mündels 
auf  Berichtigimg  und  (oder)  Anfechtung  der  compte  rendu  et 
apure  entgegen  —  siehe  oben  —  und  es  ist  dabei  die  Klage,  was 
ihre  Veijährungszeit  anlangt,  je  nach  den  Umständen  des  Falls 
verschieden  geartet    Siehe  §  26  d.  W. 

Fassen  wir  jetzt  noch  das  badische  Recht  ins  Auge. 

Nach  badischem  Recht  ist  die  Yormundschaftsrechnung 
(hier:  die  Schlussrechnung),  wie  nach  französischem  Recht 
am  Ende  der  Vormundschaft  unaufgefordert  zu  stellen. 

Im  Weiteren  gelten  hier  aber  folgende  Bestimmungen: 

Diese  Rechnung  ist  dem  Amtsgerichte  vorzulegen,  damit 
sie  der  amtlichen  Prüfung  durch  den  Gegenvormund,  Waisen- 
richter  und  den  Amtsrichter  (bezw.  Gerichtsnotar)  unterzogen 
werde  —  denn  die  Amtsgerichte  haben  die  Vormundschaftsrechnungen 
abzuhören. 

Vgl.  §  2  Ziff.  3  R.-PoL-Ges.  »o),  sowie  die  §§  74,  77  R.-PoL-O.  '^'l 

zwar  mit  allen  den  sich  daraus  ergebenden  Folgen.  Und  dies  Anerkenntnis 
könnte  er  nur  durch  den  Nachweis  umstossen,  dass  es  durch  Irrtum ,  Zwang 
oder  Betrug  hervorgerufen  worden  ist  (Art.  1117,  arg.  Art  1123). 

Anders  verhält  es  sich ,  wenn  die  Rechnung  durch  den  Emanzipierten 
oder  den  neuen  Vormund  abgenommen  worden  ist. 

Der  Erstere ,  selbst  wenn  sein  Pfleger  mitgewirkt  hat  (Art.  480),  kann 
nicht  über  seine  Rechte  verftigen,  der  Vormund  kann  es  noch  weniger  in 
Bezug  auf  die  Rechte  seines  Mündels. 

Mithin  würde  die  abgelegte  und  festgestellte  Rechnung  den  Mündel 
in  diesen  Fällen  nicht  binden,  w^enn  sie  Verfügungsakte  oder  Verzichte  iu 
sich  begreifen  würde,  sie  wäre  nur  verbindlich  für  denselben,  soweit  sie  sich 
auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  bezieht  (denn  nur  bezüglich  der  Aner- 
kennung dieser  greift  das:  factum  tutoris  factum  pupilli  Platz).  — 

80)  Abgesehen  von  den  Fällen  des  §  5a  Abs.  2  R.-P.-G.  —  und  §  r.b 
Abs.  2  R.-P.-G.  (siehe  auch  §  61  Abs.  3  u.  4.  R.-P.-0.)  ist  das  zu  Beginn  der 
Vormundschaft  zuständige  Amtsgericht  zuständig  bis  zur  Beendigung 
der  Vormundschaft  in  der  Person  des  Mündels,  also  auch  für  die 
Rechnungsabhör.  Siehe  auch  Beiitti  a.  a.  0.  Bem.  IV  zu  §  61  R-P.-O. 
Vgl.  §§  5a  u.  5b  R.-P..G€S. 

31)  Nach  §  77  R.-P.-0.  hat  das  Amtsgericht  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
Vormundschailsrechnungen  zu  den  bestimmten  Zeiten  vorgelegt  werden  (§  74 
Abs.  3  R.-P.-0.).  Unter  Umständen,  d.  h.  wenn  sie  nicht  binnen  4  Wochen 
vorgelegt  werden,  ist  ihre  Fertigung  einem  Rechnungssteller  zu  übertragen. 
Vgl.  über  die  Frage,  wer  geeignete  Rechnungssteller  sind,  den  Erlass  des 
Groesh.  Justizministeriums  v.  17.  Dez.  1864  Nr.  11527,  die  Stellung  der  Vor- 
mundschafterechnungen betr.  (Central  -V.  -  Bl.  1864  Nr.  XXViil  S.  135,  Not  -  Bl. 
1865  S.2)  —  abgedruckt  in  Beutti  a.a.O.,  als  AnhangNr.5  Lit.B  II,  S.64«;. 
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§  16  D.-W.  f.  Vorm.,  §  12  D.-W.  f.  Gegenv.  »2),  §§  23,  24  D.-W. 
f.  Waisenr.'^). 

Das  Amtsgericht  hat  die  vorgelegten  Bechnungen  —  nach  §  77  Abs.  2 
R.-P.-0.  —  nach  erfolgter  Dorchgehung  durch  den  Waisenrichter  imd 
Gegenvormund  rechnungsmässig  und  sachlich  einer  Prüfung  zu  unterziehen, 
nnd  soweit  nöthig,  deren  Ergänzung  und  Berichtigung  herbeizuführen. 

Hierbei  ist  auf  Grund  der  Erörterungen  des  Waisenrichters  und  Gegen- 
vormundes über  die  in  den  Dienstweisimgen  für  Waisenrichter  und  Gegen- 
vormünder aufgeführten  Fragen  —  geeigneten  Falls  nach  Vernehmung  der 
Beiräte  und  auf  Grund  vorheriger  mündlicher  Erörterung  mit  dem  Vormund 
—  dasjenige  anzuordnen,  was  für  nötig  gehalten  wird,  um  eine,  den  Ab- 
sichten des  Gesetzes  entsprechende  Fürsorge  für  die  Person  des  Mündels  und 
lor  die  Verwaltung  seines  Vermögens  herbeizuföhren  (dies  bezieht  sich  mehr  auf 
die  Eechnungsübersichten  der  Art.  470).  Die  Aktenstücke  über  Durchgehung 
und  Abhör  der  Bechnungen  sind  zu  den  Vormundschaftsakten  zu  nehmen.  Das 
Amtsgericht  kann  auch,  wenn  es  für  nötig  und  ratsam  erachtet,  in  der 
Zwischenzeit  vor  Fälligkeit  der  Bechnungen  die  Kassen  der  Vormünder 
dmxsh  die  Waisenrichter,  Bürgermeister  oder  sonst  geeigneten  Personen  stürzen 
und  das  Vorhandensein  der  zum  Mündelvermögen  gehörigen  Schuld-  und 
anderen  Urkunden  untersuchen  lassen.  — 

Über  die  Bechnungsform  bestehen  keine  Vorschriften  —  gleichwohl 
bemerkt  Bentti  a.  a.  0.  Bem.  VI  zu  §  77  B.-P.-0.,  S.  116,  dass  jede  Bechnung 
einer  gewissen  Form  bedürfe  imd  giebt  hier  gute  Fingerzeige. 

Die  Erörterungen  über  Einhaltung  des  Voranschlags  und  über  nötige 
Änderungen  desselben  (§  74  Abs.  3  B.-P.-0.)  sind  Gegenstand  des  Durch- 
gehungsprotokolls  des  Waisenrichters  und  Gtegenvormimds  (§  24  Abs.  3d  D.- 
W.  f.  W.,  §  12  Ziff.  4  D.-W.  f.  Gtegenv.)  und  gehören  nur  insofern  zur  Bech- 
niing,  als  der  Vormund  sie  begründen,  rechtfertigen  oder  beantragen  wird. 

Das  Ergebnis  der  Abhör  und  der  Verfügung  auf  gepflogene  Erörte- 
rnngen  und  gestellte  Anträge  —  der  sog.  Bescheid,  ist  dem  Vormund  bekannt 
zu  geben.    §  17  B.-P.-0.    Siehe  Bentti  a.  a.  0.,  S.  115—117. 

»2)  §  12  D.-W.  f.  Gegenv.  bestimmt,  dass  der  Gegenvormund  die  vom 
Vormund  gestellten  Vormundschaftsrechnungen  mit  dem  Waisenrichter  zu 
durchgehen  und  dabei  zu  bemerken  hat,  was  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung 
des  Vermögens  zu  tadeln  ist,  welche  Verbesserungen  angemessen  scheinen. 

Insbesondere  soll  dabei  erörtert  werden  u.  a.,  ob  der  Voranschlag 
(Art  454,  455)  eingehalten  wurde;  ob  der  Vormund  nicht  Forderungen  an 
den  Mündel,  oder  dieser  an  jenen  hat ;  welches  Ergebnis  der  Sturz  der  Kasse 
gehabt  bat,  ob  sämtliche  in  den  Bechnungen  aufgeführten  Schuld-  und 
andere  Urkunden  vorhanden  sind  und  ob  sie  in  Ihren  Bechtserfordemissen 
keinen  Grund  zu  Beanstandungen  geben ;  auf  welchen  Gründen  die  etwaige 
Verminderung  des  Vermögens  beruht  u.  s.  w. 

^)  Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn  sich  der  Waisenrichter  zur  Ab- 
fassung des  Durchgehungsprotokolls  des  Bechnungsstellers  bedient,  dies  nur 
auf  Kosten  des  Waisenrichtei'S,  nicht  der  Vormundschaftskasse  geschehen 
darf. 
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Die  Verpflichtung  zur  Vorlage  der  Schlussrechnung  und  der 
Prüfung  durch  das  Amtsgericht  fällt  weg,  wenn  der  Vormund 
urkundlich  nachweist,  dass  er  aussergerichtlich  mit  dem  voUjährig 
gewordenen  oder  gewaltsentlassenen  Mündel,  und  zwar  mit  dem 
letzteren  im  Beisein  seines  Pflegers  (Art.  480) ,  oder  mit  den  all- 
gemeinen Rechtsnachfolgern  des  Mündels  Schlussrechnung  gepflogen 
habe,  m.  a.  W.,  dass  die  besagten  Mündel  die  zwischen  dem 
Vormund  und  ihnen  gepflogene  Schlussredmung  anerkannt  haben. 

In  diesem  Falle  eröffiiet  das  Amtsgericht  diesen  Mündeln 
gegen  Bescheinigung  die  erfolgte  Vorlage  des  Nachweises  mit  dem 
Beifugen,  dass  ihnen  fortan  die  eigene  Wahrnehmung  ihrer  Rechte 
überlassen  werde.    §  80  R.-Pol.-O. 

Nach  abgelegter  Vormundschaflsrechnung,  bezw.  nach  Er- 
bringung des  erwähnten  Nachweises  erfolgt  die  Ausfolgung  der 
Vormundschaftsrechnungen  (Art.  470),  einschliesslich  der  Schluss- 
rechnung, und  hat  auch  das  Amtsgericht  die  Auslieferung  des 
Vermögens  an  den  früheren  Mündel  zu  veranlassen.  §  18  R.-P0I.- 
Ordnung.  ^*) 

Vgl.  Erlass  d.  Gr.  Minist,  d.  Justiz  u.s.w.  v.6.  März  1880  Nr.  2990. 

Vgl  auch  zu  §§23  u.  24  der  D.-W.f.  Waisenr.:  Reattl,  S.364u.3(i5. 

3*)  Hinsichtlich  solcher  Rechnungen,  welche  für  mehi-ei'e  Mündel  ge- 
stellt sind,  geschieht  die  Ausfolgung  nicht  vor  Beendigung  der  Vormund- 
schaft üher  den  jüngsten  Mündel.  Das  Gleiche  gilt  hei  getrennter  Rechnungs- 
steUung  hinsichtlich  der  mehreren  Mündeln  gemeinschaftlichen  Rechnungs- 
belege. —  Vgl.  §  81  Abs.  2  R.-P.-O. 

Wenn  sich  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  in  Händen  des  Vor- 
munds dem  Mündel  gehörige  Wei-tpapiere,  Schuldurkunden,  bares  Geldj 
Edelsteine,  Silbergeräte  und  dgl.  befinden,  so  hat  das  Amtsgericht  die  Au;$- 
folgung  dieser  Gegenstände  in  einer  hierwegen  zu  bestimmenden  Tagfahrt 
zu  veranlassen. 

Bas  Amtsgericht  hat  auch  darauf  hinzuwirken,  dass  Zug  um  Zug  mit 
der  Ausfolgung  die  Löschung  des  Mündelpfandrechtseintrags  be- 
willigt werde. 

Über  die  Verhandlungen  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  insbesondere 
hat  das  Amtsgericht  auch  die  hinsichtlich  des  Mündelpfandrechts  erteilte 
Strichbewilligung,  sowie  den  Antrag  des  gewesenen  Vormunds  u. s.w., 
danach  den  Strich  im  Pfandbuche  herbeizuführen,  zu  beurkunden  (Ges. 
V.  29.  März  1890,  §  10)  und  einen  bezüglichen  Protokollanszug  der  Gnmd- 
und  PfJEmdbuchsbehörde  zum  Zwecke  der  Löschung  zu  übersenden.  Siehe 
8  81  Abs.  5  R.-P.-0. 

Die  Strichsbewilligung  ftU*  den  Eintrag  des  Mündelpfandrecbts 
erteilt  bei  Beendigung  der  Vormimdschaft  dem  gewesenen  Vormund  stets 


Abfichiütt  L   Die  Vomumdschaft  Über  Minderjährige.  439 

Streitigkeiteüi  über  den  Inhalt  der  Rechnung  sind,  wie  nach 
französischem  Recht,  als  bürgerliche  Rechtssachen  vor  den 
bürgerlichen  Gerichten  auszutragen.    Art.  473. 

§26. 

Die  Klagen,  welche  sich  auf  die  Vormundschaft  besiehen^ 

und  deren  Verjährung.*) 

Die  Klagen  aus  der  Vormundschaft  sind  entweder  solche, 
welche  dem  Mündel,  bezw.  seinen  Erben,  gegen  den  Vormund,  bezw. 
dessen  Erben,  zustehen,  und  zwar  nach  beendigter  Vormundschaft  — , 

der  gewesene  Mündel,  bezw.  sein  Erbe,  jedoch  nicht  früher  ftls  10  Tage 
nach  Ablegnng  der  Schlussrechnung  (Art.  472  d«  Landr.);  bei  Beendigung 
des  Amts  eines  Vormands  erteilt  sie  dem  abgehenden  Vormund  der  neue 
Vormund,  jedoch  nur  mit  Genehmigung  des  Amtsgerichts. 

VgL  die  Anleitung  §  131  zur  Führ,  der  Grand-  und  Pfandbacher. 

Aach  im  letzteren  Fall,  so  bemerkt  Beutti  a.  a.  0.,  Anm.  YII  zu 
§81  R.-P.-0.,  S.122,  findet  §  10  d.  Ges.  v,  29,  März  1890,  die  Vorzugs-  und 
ünterpfandsrechte  betr.,  Anwendung,  und  kann  daher,  wenn  die  Ausfolgung 
des  Mündelvermögens  an  den  neuen  Vormund  vor  dem  Amtsgericht  erfolgt, 
dieses  auch  die  Strichbewilligung  beurkunden.  — 

'')  Zaeharii-Ilreyer,  I  §  122  Abs.  2;  Stabel^  §44  Ziff.  III  Nr.  4; 
Behaghe),  I  §  77  Abs.  7  —  und  insbes.  noch  Lanreot,  V  Nr.  183  K,  Demo- 
Imbe,  Vm  Nr.  148—176  und  Aubry  et  Bau,  I  §  121 ;  YazeiUe,  Trait^  des 
piescriptions,  Chap.  XI  Section  II—  Prescription  conoemantla  tu  teile, 
S.  246  £F.,  (Nr.  573-581). 

Gut  bemerkt  Thibant  a.  a.  O.,  §  138,  dass  der  0.  Nap.  von  Bürgen  der 
Tutoren,  von  postulatoribus,  affirmatoribus  und  nominatoribus  nichts  weiss, 
auch  nichts  von  einer  Verantwortlichkeit  des  Familienrats  —  siehe  jedoch 
meine  Ausftihrungen  m  §6  S.47, 48  d.  W.  Wenn  die  Gerichte  fehlen,  so 
sind  sie  wegen  des  dolus  u.  der  culpa  lata  verantwortHch,  Art.  506-516  0.  d.  pr.  c. 

Urteil  des  Cassationshofs  v.  23.  Juli  1806,  siehe  Sirey  Becueil  s.  h.  o. 

Gut  bemerkt  Tblbamt  a.  a.  0.,  dass  Ober  die  Solidarpflicht  mehrerer 
Tutoren  nur  etwas  nebenbei  gesagt  ist  —  Art.  396,  dass  übrigens  der 
G^envormand  noch  während  der  Tutel  gegen  den  Vormund  klagen  kann 
--  jedoch  nicht  auf  allgemeine  oder  jährliche  Bechnongsablegung. 
Art  420,  470. 

Wenn  die  mehreren  Vormünder  geteilt  administrieren,  so  haftet  keiner 
för  den  anderen,  Art.  417. 

Wenn  Vormund  imd  Gegenvormund,  bemerkt  Thibant,  eine  Schuld 
begimgen  haben,  so  haften  sie  solidarisch,  und  ebenso,  wenn  sie  nach 
Art  390,  391  zu  vereintem  Handeln  verpflichtet  oder  bestellt  waren,  (hier 
verwechselt  Tblbamt  den  Gegenvormund  offenbar  mit  dem  Vormundschafts- 
bcastand),  ,,was  nicht  immer  ganz  billig  ist,  wenn  der  Eine  hinter  dem 
Bücken  des  Anderen  handelte*^ 
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um  Redmungsablegnng  sowie  die  Herausgabe  des  gesamten  Ver- 
mögens und  damit  den  Ersatz  des  Schadens,  welcher  dem  Mündel 
wegen  doloser  oder  kulposer  Handlungen  des  Vormunds  zugegangen 
ist,  zu  erzwingen  —  oder  solche,  welche  nach  beendigter  Vormund- 
schaft dem  Vormund,  bezw.  seinen  Erben,  zustehen,  um  die  Ent- 
gegennahme der  Vormundschaftsrechnung  und  die  Gegenansprüche, 
welche  etwa  dem  Vormund  oder  seinen  Erben  (diesen  aus  der 
einstweiligen  Fortfilhrung  der  Verwaltung)  erwachsen  sind,  vom 
Mündel,  bezw.  dessen  Erben,  im  Zwangswege  zu  erlangen. 

Die  ersteren  kann  man  im  Anschluss  an  das  römische  Recht 
actiones  tutelae  directae,  die  letzteren  actiones  tutelae 
contrariae  nennen.^) 

Mit  den  actiones  tutelae  directae  macht  der  gewesene  Mündel 
insbesondere  auch  allen  ihm  durch  die  Verwaltung  semes  Vormunds 
zugegangenen  Schaden  geltend,  welchen  er  ihm  zu  ersetzen  schuldig 
ist,  insoweit  er  ihm  solchen  dadurch  verursacht  hat,  dass  er 
die  Verwaltung  nicht  als  guter  Hausvater,  en  bon  p6re  de  famille 
—  Art.  450  —  geführt  hat.  Über  die  Verantwortlichkeit  des 
Vormunds,  die  natürlich  auch  den  Gregenvormund  trifft,  wenn  er 
nach  Art.  420  Abs.  2  an  Stelle  des  Vormunds  zu  handeln  hatte— 


Die  römischen  Grundsätze  über  die  auf  Strafe  gehende  actio  de 
rationibus  distrahendis  und  über  die  mildere  Haftpflicht  der  £rben  des 
Vormunds  fehlen  dem  C.  Nap 

Die  Klagen  des  Vormunds  gegen  den  Mündel  erwähnt  der  0.  Nap. 
nicht  besonders,  weil  sich  solche  von  selbst  verstehen.  — 

0  ^Sl*  ^  ^^  römische  Recht  insbes.   den  Titolus  Dig.  de  tut.  et 

rationibus  distrahendis actione  27,  3;   Cod.  arbitrium  tutelae  5^1;  1.  4 

§  3  Dig.  rem  pupilli  4ßß ,  (die  letztere  Stelle  handelt  von  der  actio  tutelae 
utüis,  welche  gegen  den  Vormund  ging,  der,  obgleich  er  die  Delation  kannte, 
die  Führung  der  Geschäfte  schuldhafterweise  unterlassen  hatte  —  „periculo 
suo  cessavit"). 

Vgl.  insbesondere  Demburg,  Pandekten,  ni  §  52,  der  sagt,  die  actio 
tutelae  (directa)  sei  die  Klage,  welche  den  Vormund  wegen  der  Führung 
der  Vormundschafisgeschäfte  zur  Verantwortung  ziehe,  ähnlich  wie  einen 
Mandatar,  sie  erwachse  mit  der  Beendigung  der  Vormundschaft  und  er- 
strecke sich  in  ihrer  normalen  Gestalt  auf  die  ganze  Vormundschaf^Bver- 
waltung,  auch  auf  Bechnungalegung  (in  dieser  Beziehung  ist  sie  an  die 
Stelle  der  actio  rationibus  distrahendis  getreten,  welche  Deliktsklage  war, 
infamierte  —  und  nicht  in  das  gemeine  Recht  übergegangen  ist).  — 

Vgl.  auch  KeUer,  Pandekten,  §§  M0--449;  Tering,  Geschichte  und 
Pandekten  des  römischen  und  heutigen  gemeinen  Privatrechts,  5.  Auü 
(1887),  §  243. 
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Vgl.  §  19  S.  334  u.  «.  d.  W.  2).    Siehe  auch  Art.  1137  in  Verb,  mit 
Alt.  450. 

Fassen  wir  I.  die  Klagen  des  Mündels  gegen  den 
Vormund  nach  beendigter  Vormundschaft  —  die  actiones 
tntelae  directae  ins  Auge. 

In  Betreff  dieser  Klagen  ist  besonders  die  Klage  heiTor- 
zuheben,  welche  ich  die  actio  tutelae  directa  im  eigent- 
lichen Sinne  nenne,  und  welche  in  Art.  475  C.  c.  ex  professo 
vorgesehen  ist. 

Es  ist  dies  die  Klage,  welche  dem  Mündel  oder  den 
Erben  oder  den  Stellvertretern  desselben  gegen  den 
Vormund»)    auf    Grund    der    vormundschaftlichen   Ge- 

2)  Über  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  aus  seiner  Verwaltung 
ygL  namentlich  die  eingehenden  Darlegungen  von  Laurent,  V  Nr.  166 — 175 
(responsabilite  du  tuteur)  —  u.  Nr.  179— 180(responsabilite  du  tuteursubroge 
comme  görant,  d.  h.  im  Falle  des  Art  420  Abs.  2,  hier  findet  natürlich  auch 
Art.  450  analoge  Anwendung ,  denn  der  Gegenvormund  stellt  sich  hier  wie 
ein  tutor  gerens  dar).  Dass  der  Gegenvormund  auch  als  solcher,  d.  h.  als 
subrogd  tuteur  comme  surveillant  haftet,  ist  selbstverständlich,  namentlich 
dann,  wenn  die  verderbliche  Verwaltung  des  Vormunds  ihm  bekannt  war, 
femer  wenn  der  Vormund  die  Mündelerziehung  notorisch  vernachlässigt, 
und  er  nicht  die  Absetzung  desselben  beantragt,  wie  er  das  Recht  und  die 
Pflicht  hatte.  Aber  das  Überwachungsrecht  giebt  ihm  nicht  die  Gewalt,  zu 
intervenieren  und  die  Handlungen  des  Vormunds  zu  verhindern  —  auch 
haftet  er  natürlich  nicht  für  die  Folgen  der  vom  Vormimd  vorgenonmienen 
Handlungen,  wenn  sich  die  schlechte  Verwaltung  erst  in  diesen  Folgen 
zeigte,  und  ihm  die  Sache  unbekannt  war,  was  meistens  der  FaU  ist. 

Auch  der  Art.  470  spricht  eine  mittelbare  Verantwortlichkeit  des 
Gegenvormunds  aus,  und  Art.  424  droht  ihm  im  Falle  des  Zuwiderhandelns 
gegen  seine  Vorschrift  SchadensersatzverbindUchkeit  an. 

VgL  femer  Art.  1442. 

Selbstverständlich  haftset  der  Gegenvormund  füi*  dolus  und  culpa  lata 
überhaupt,  und  nach  der  herrschenden  Ansicht  auch  ftlr  culpa  levis.  Der 
Alt.  1137  dürfte  für  die  Beurteilung  der  Verantwortlichkeit  des  Gegenvor- 
munds massgebend  sein,  so  gut  wie  auch  für  jene  des  Vormunds,  wie  für 
diesen  der  Art.  450  darauf  hinweist. 

Über  die  Haftung  des  Gegenvormunds  comme  surveillant  vgl. 
insbes.  Laurent  a.  a.  0.,  Nr.  176—178.  Art  1382  u.  1383  greifen  wohl  nicht 
Platz,  denn  sonst  würde  der  Gegenvormund  für  culpa  levissima  haften,  was 
Niemand  annimmt  —  so  haft>et  auch  der  Vormund  nicht. 

3)  Art.  475  sagt:  „contre  le  tuteur"  —  es  fiallen  also  jedenfalls  die 
Ansprüche,  welche  gegen  einen  Pfleger  oder  Beistand  gemacht  werden  können 
—  nicht  unter  Art.  475.    Die  Ordonnanz  v.  Jahr  1667  unter  Ludwig  XIT«, 
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schäftsbesorgung  desselben  (d.  i.  seiner  yormnndschafUichen 
Verwaltung,  Geschäftsführung)  zustehen  könnte.    Sie  wird  in  zehn 

welche  sich  auf'  die  Vonnundschaflen  bezog  iiud  die  Klagen  aiis  derselben 
regelt,  begriff  auch  diese  darunter.  — 

Da  aber  Art.  475  eine  Ausnahme  vom  gemeinen  Recht  enthält,  wo- 
nach in  der  Hegel  alle  Klagen  in  30  Jahren  verjähren ,  so  ist  sie  als  exceptio 
a  jure  communi  strictissimae  interpretationis.  Da  es  sich  nach  Art.  475 
lediglich  um  Klagen  gegen  den  „Vormund"  handelt  wegen  Forderungen 
aus  seiner  Geschäflsführung,  so  ist  er,  eben  weil  er  als  Ausnahme  strenge 
zu  interpretieren  ist,  auch  nur  auf  den  eigentlichen  Vormund,  bezw. 
auch  Gegenvormund  im  Falle  des  Art.  420  Abs.  2  (wohl  auch  in  Betreff  seiner 
durch  Art.  1442  statuierten  Verantwortlichkeit)  —  er  ist  nicht  gegen  den 
Pfleger  noch  den  Beistand  anwendbar  —  zu  beziehen.  Mithin  können  die- 
jenigen, welche  nur  thatsächlich  die  Vormundschaft  führen,  ohne  wirkliche 
Vormünder  zu  sein,  die  sog.  tutem-s  de  fait  im  Gegensatz  zu  den  tuteurs  de 
droit  —  (unter  diesen  letzteren  begreife  ich  jedoch  hier  übrigens  auch  nicht  den 
wirklichen  Vormund,  der  nach  beendigter  Vormundschaft  noch  die  Geschäfte  bis 
zur  Bechnungsablage  fühil  —  gegen  ihn  geht  offenbar  die  Klage  aus  Art.  47.') 
als  actio  tutelae  nicht,  so  auch  Laurent ,  der  dies  gleichfalls  anzimehmen 
scheint,  die  Sache  lässt  sich  nicht  gut  anders  konstruieren)  nicht  die  Wohl- 
that  der  10jährigen  in  Art.  475  statuiei-ten  Verjährung  beanspruchen.  Denn 
diese  Verjährung  ist  eine  Gunst,  welche  das  Gesetz  nur  dem 
wirklichen  Vormund  gewährt,  wegen  der  beschwerlichen  Last, 
welche  das  Gesetz  ihm  auferlegt.  Das  Gesetz  hat  zu  Gunsten 
des  Vormunds  die  Ausnahmeverjährung  des  Art  475  (10  Jahre 
dauernd)  zugelassen,  weil,  wenn  man  die  30jährige  Verjährung 
hier  gegen  ihn  Platz  greifen  Hesse  (Art.  2262),  er  oft  nicht  mehr 
in  der  Lage  wäre,  sich  auf  die  Klage  verteidigen  zu  können, 
da  die  Angelegenheiten  einer  einmal  vor  langer  Zeit  geführten 
Verwaltung  gar  leicht  dem  Gedächtnis  entschwinden,  zumal 
der  Vormund  auch  oft  keine  schriftlichen  Belege  hat. 

Es  greift  mithin  die  Verjährung  desArt.  475  nicht  Platz  zu  Gunsten  der 
Mutter,  welche  die  Vormundschaft  ablehnt,  jedoch  die  vorläufige  Verwal- 
tung zu  führen  hat  (Art.  394),  ebensowenig  zu  Gunsten  der  Erben  des 
Vormunds,  denen  es  obliegt,  bis  zur  Ernennung  des  neuen  Vonnunds  als 
Geschäfbsfiihrer  die  Vormundschaft  zu  vei-walten  (Art.  419),  sie  greift  nicht 
Platz  ftir  den,  der  sich  auf  Grund  einer  Exkusation  der  Vonnimdschaft  ent- 
entheben lässt  und  verbunden  ist,  solche  einstweilen  zu  verwalten  (Art.  440), 
sie  findet  keine  Anwendung  zu  Gunsten  der  Mutter,  die  von  Rechtswegen 
die  Vormundschaft  verliert,  weil  sie  ohne  Zusammenbei*ufung  des  Familien- 
rats sich  wieder  verheiratet  hat,  auch  sie  hat  eine  tuteile  de  fait  (Art  395). 

Selbstverständlich  findet  sie  auch  keine  Anwendung  zu  Gunsten  des 
tntenr,  welcher  nach  Ablegung  der  Vorniundschaftsrechnung  die 
Verwaltung  weiter  als  Geschäftsführer  führt,  er  ist  eben  tuteur  de  fait  so 
gut  wie  der  Vormund  nach  beendigter  Vormundschaft  bis  zur  Rechnungs- 
stellung. 
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Jahren  verjährt,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der 
Mandel  volljährig  gewoi-den  oder  gestorben  ist.*)    Art.  475.*) 

Die  Regeln  fiber  den  Stillstand  (Hemmung,  Suspension)  und 
die  Unterbrechung  der  Verjährung  (interruption  de  la  prescription) 
—  Art.  2242  ff.  u.  2251  ff.  —  greifen  selbstverständlich  auch  hier, 
wie  bei  einer  jeden  Verjährung,  Platz.  •) 

Unter  Art.  475  Men  die  Klagen,  welche  der  Mündel  gegen 
den  Vormund  wegen  der  vormundschaftlichen  Verwaltung 
auf  Grund  derselben  hat  —  die  actiones  tutelae  directae  im  eigent- 
lichen Sinne.  — 

Hierher  gehören  also  nicht  alle  Klagen,  welche  der  Mündel 
gßgen  den  Voimund  anstellen  kann,  sondern  nur  die  actions  rela- 
tivement  aux  faits  de  la  tuteile  =  qui  concement  les  faits  la 
tutelle.    Art.  475. 

Wenn  daher  der  Vormund  Schuldner  seines  Mündels  ist  in 
Folge  einer  Thatsache,  welche  der  Vormundschaft  fremd  ist, 
so  greift  Art.  475  nicht  Platz,  sondern  ist  das  allgemeine  Regel- 
recht anzuwenden  —  die  30jährige  Verjährung. 


*)  Endigt  die  Vormundscliaft  durch  den  Tod  des  Mündels,  so  muss 
man  unterscheiden,  ob  seine  Erben  volljährig  oder  minderjährig  sind. 

Im  letzteren  FaU  finden  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  Minder- 
jährigkeit und  die  Hemmung  der  Verjährung  wegen  Minderjährigkeit  An- 
wendung. 

Sind  sie  volljährig,  so  läuft  die  Verjährung  unmittelbar  vom  Tod 
des  Mündels  an.  Siehe  Lanreot,  V  Nr.  183  Abs.  S  und  Aubrj  et  Bau,  I 
§  121  Anm.  29  u.  Text.  Endigt  die  Vormundschaft  durch  Emanzipation, 
so  Iftoft  die  Verjährung  erst  von  der  Volljährigkeit  an:  denn  nach  Art  2252 
läuft  die  Verjährung  nicht  gegen  Minderjährige. 

Art.  475  hat  die  verschiedenen  FäUe  nicht  vorgesehen;  statuit  de  eo 
quod  plerumque  fit,  wie  so  oft. 

&)  Gut  bemei'kt  Laurent ,  V  Nr.  183  Abs.  2,  dass  die  Verjährungszeit 
üMgens  oft  länger  als  10  Jahre  dauern  kann  und  wird.  Wenn  z.  B.  die 
Vormundschaft  durch  irgend  eine  Ursache  endigt,  welche  von  Seiten  des 
Vormunds  kommt,  so  läuft  die  Verjährung  nicht  gegen  den  Mündel,  da 
er  noch  minderjährig  ist:  denn  im  FaU  der  Minderjährigkeit  läuft  die 
Verjährung  der  Mündelklagen  nicht  Art  2252.  Auch  kann  die  Verjährung, 
welche  mit  der  Vol^ährigkeit  zu  lauien  beginnt,  gehemmt  und  unterbrochen 
werden.  —  Siehe  Anm.  4  u.  Text  oben.  — 

^)  Siehe  Anm.  4  u.  5.  Vgl.  auch  BftQdry-LaeaatlBerie,  I  Nr.  1116 
Abs.  1  u.  m  Nr.  1633—1678,  betreffend  die  Suspension  und  interruption  de 
la  prescription.  — 
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Dies  untersteht  keinem  Zweifel,  wenn  der  Vormund  Schuldner 
des  gewesenen  Mündels  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  ge- 
worden ist,  denn  hier  beweist  das  Datum  der  Forderung,  dass  sie 
sich  nicht  auf  die  yormundschaftliche  Verwaltung  bezieht. 

Aus  demselben  Grunde  greift  aber  auch  der  Art.  475  nicht 
Platz  in  Betreff  der  Forderungen  des  Mündels  gegen  den  Vormund 
aus  der  Zeit  vor  der  Vormundschaft,  wobei  es  ganz  einerlei  ist, 
ob  sie  während  oder  nach  der  Vormundschaft  fällig  wurden. 

Vgl.  auch  §  18  Anm.  22  und  Text,  S.  333  d.  W. 

Diese  Forderungen  sind  keine  Forderungen  aus  der  gefiihrten 
vormundschaftlichen  Verwaltung,  ihre  Natur  ist  daher  auch  nicht 
weiter  zu  untersuchen,  ihr  Datum  beweist,  dass  sie  nicht  unter 
Art.  475  fallen. 

Sind  die  Forderungen  erst  während  der  Vormundschaft  ent- 
standen, dann  ist  stets  auf  die  Natur  derselben  zu  sehen,  und  da- 
nach entscheidet  sich  bei  ihnen  die  Frage,  ob  sie  unter  Art.  475 
fallen  oder  nicht  —  der  Umstand,  dass  sie  während  der  Vormund- 
schaft entstanden  sind,  genügt  allein  nicht,  sie  zu  eiuer  Forderung 
aus  der  geführten  vormundschaftlichen  Verwaltung  zu  stempeln. 

Siehe  unten  Anm. '') 


')  So  insbesondere  Laurent,  V  Nr.  186. 

Er  ffSthrt  u.  a.  einen  Fall  an,  wonach  Kinder  die  Gläubiger  ihres 
Vaters,  der  ihr  Vormund  war,  waren  —  und  zwar  als  Erben  ihrer  Mutter 
wegen  der  reprises  paraphemales  et  dotales  der  Mutter. 

Sie  Hessen  10  Jahre  nach  ihrer  Volljährigkeit  verstreichen,  ohne  diese 
Forderungen  geltend  zu  machen,  noch  auch  die  Ablage  der  VormundschaftK«- 
rechnung  zu  verlangen.  Das  Gericht  entschied  nun ,  man  müsse  unterscheiden 
in  Betreff  der  Verjährung.  Es  nahm  mit  Recht  an,  dass  die  Klage  auf 
Bechnungsstellung  verjährt  sei,  dass  dies  aber  nicht  der  Fall  sei  in  Betrefi' 
der  Forderungen,  welche  die  Kinder  von  ihi*er  Mutter  hatten;  diese  seien 
vor  der  Vormundschaft  entstanden,  sie  hätten  ihren  Ursprung  in  dem  Ehe- 
vertrag gehabt,  und  die  Auflösung  der  Ehe  habe  nicht  die  Natur  dieser 
Itechte  verändert,  sie  unterständen  daher  der  dO jährigen  Verjährung  des: 
gemeinen  Rechts  und  sei  der  Art.  476  nicht  auf  sie  anzuwenden,  da  die 
Klage  der  Sander  in  keinem  Zusammenhang  mit  der  Verwaltung  der  Vor- 
mundschaft stehe.    Dalloi  1865,  I  187. 

Einen  anderen  Fall  teilt  Laurent  a.  a.  O.  Nr.  186  Abs.  3  mit  Hier 
handelte  es  sich  um  Forderungen  verschiedener  Natur,  indem  die  einen  von 
Dotalrechten  der  Mutter  abstammten,  mithin  sich  als  Forderungen,  die  vor  der 
Tutel  entstanden  und  daher  der  vormundschaftUchen  Verwaltung  iremd  waren, 
darstellten,  bei  ihnen  griff  die  30jährige  Verjährung  Platz,  —  während  die 
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Eine  Forderung  endlich,  welche  aus  der  vormundschaftlichen 
Verwaltung  herrührt,  kann  auch  unter  umständen  gleichwohl  nicht 
unter  Art  475  fallen,   nämlich  dann,   wenn  bezuglich  ihrer  eine 


anderen  sich  auf  die  vormundschaftliche  Verwaltung  bezogen:  der  Vater- 
Vormund  hatte  nämlich  nach  dem  Tod  seiner  Frau  Liegenschaften  verkauft, 
welche  Eigentum  der  Mündel  geworden  waren«  Diese  Veräusserung  stellte 
sich  dar  nicht  als  ein  Missbrauch  der  ehelichen,  sondern  als  ein  solcher  der 
vormundschaftlichen  Verwaltung.  Mithin  wurde  mit  Recht  angenommen,  dass 
die  Klage  auf  Herauszahlung  des  Preises  der  verkauft^en  Liegenschaften  sich 
auf  eine  Thatsache,  die  mit  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  zusammen- 
hing, bezog,  und  dass  sie  daher  der  10jährigen  Verjährung  des  Art.  475 
unterstehe. 

Schwieriger  ist  die  Entscheidung,  wenn  eine  Forderung  während  der 
Vormundschaft  entsteht  —  hier  entscheidet  natürlich  einzig  und  allein  die 
Natur  der  Forderung  und  nicht  ihr  Datum,  die  Frage,  ob  sie  mit  der  vor- 
mundschaftlichen Verwaltung  zusammenhängt  oder  nicht. 

Laurent  a.  a.  0.  Nr.  186  Abs.  4  ftihrt  folgenden  Fall  an.  Der  über- 
lebende gesetzliche  Parens-tutor  unterschlägt  oder  verheimlicht  G^meinschafts- 
sachen  »bei  der  Errichtung  des  Inventars,  dass  er  nach  dem  Tode  seines 
Gatten  aufnimmt,  und  zwar  zum  Nachteil  der  Einder,  die  in  seiner  Vor- 
mundschaft stehen.  Es  fragt  sich,  ob  die  Klage  der  Kinder  gegen  den  Parens- 
tutor  ihren  Grund  in  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  hat?  Dies  hat 
der  Kassationshof  mit  Recht  verneint  (Dalloz  ISSO^  I,  128):  denn  die  vom 
überlebenden  Gkttten  begangenen  Unterschlagungen  oder  Verheimlichungen 
haben  nichts  zu  thun  mit  der  Minderjährigkeit  oder  Volljährigkeit  der  Erben 
des  verstorbenen  Ehegatten,  mithin  begründen  sie  als  solche  nicht  eine 
Thatsache  der  vormundschaftlichen  Verwaltung,  mithin  ist  die  ausnahms- 
weise Verjährung  des  Art  475  nicht  anwendbar. 

Sehr  gut  bemerkt  Laurent,  V  Nr.  187,  dass  sogar  ein  Forderungsrecht 
aus  der  Vormundschaftsverwaltung  entspringen  kann,  welches  gleichwohl 
imter  Umständen  nicht  in  10  Jahren  verjährt. 

Dies  ist  stets  dann  der  Fall,  wenn  die  ursprüngliche  Forderung 
ihre  rechtliche  Natur  ändert.  Wenn  bezüglich  ihrer  eine  Rechts- 
wandlung  (Novatio)  eingetreten  ist,  so  ist  sie  erloschen,  imd  die  neue 
Forderung,  obwohl  sie  an  die  SteUe  der  alten  tritt,  hat  nicht  mehr  die  recht- 
liche Natur  der  alten,  denn  die  Novatio  ist  keine  Subrogation. 

Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  Bechte  des  MfindeLs  gegen  seinen 
Vormund  Seitens  dieses  auf  irgend  eine  Weise  rechtsgiltig  anerkannt 
worden  sind  — ,  so  namentlich,  wenn  er  anerkennt  durch  die  Vormund- 
schaftsrechnung, dass  er  dem  Mündel  einen  Rückstand  schuldet,  und  so 
die  Rechnung  abgeschlossen  hat.    Auch  hier  liegt  eine  Novatio  vor.  — 

Die  zehnjährige  Verjährung  des  Art.  475  findet  übrigens 
nicht  blos  auf  die  ihm  unterstehenden  Klagen  des  Mündels  gegen 
den  Vormund  statt,  sondern  auch  auf  die  Einreden  (der  Satz:  „quae 
temporalia  sunt  ad   agendum,   perpetua  sunt  ad  excipiendum^'  greift  nicht 
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Rechtswandlang  (Novatio)  eingetreten  ist  —  vgl.  auch  Anm.  5  unten 
—  so  verjährt  z.  B.  die  Klage  des  gewesenen  Mündels  gegen  den 
Vormund  aus  dem  jenem  gntkommenden  Bechnungsrückstand  in 
30  Jahren  von  der  YoUjShrigkeit  an  gerechnet. 

£s  handelt  sich  hier  um  etwas  Festgestelltes,  was  nicht  erst 
erörtert  werden  muss,  also  um  eine  gewöhnliche  Klage. 

Wo  Betrug  u.  s.  w.  vorliegt,  Art.  1109,  1116,  1117,  laufen  die 
Fristen  nach  Art.  1304,  denn  dieses  Anfechtungsrecht  erscheint  nicht 
durch  Art.  475  beseitigt. 

Zu  den  Klagen,  welche  dem  gewesenen  Mündel  zustehen  und 
welche,  weil  sie  ihren  Grund  in  der  vormundschaftlichen  Verwal- 
tung haben,  in  Betreff  ihrer  Verjährung  unter  Art.  475  fallen,  ge- 
hört u.a.  die  Klage  auf  Rechnungsstellung  (action  enreddition 
du  compte  de  tuteUe),  *)  dann  alle  Klagen,   welche  anlässlich  der 


Platz  —  wenn  die  Forderungsklage  verjährt  ist,  kann  man  die  Forderung 
aucli  nicht  mehr  im  Wege  der  Einrede  geltend  machen). 

Vgl.  Laurent 5  V  Nr.  ISB,  siehe  auch  Baraietti,  Einführung,  §15 
S.  12S.    Siehe  jedoch  Anm.  9  u.  Text  —  d.  letzterw.  Werkes,  S.  110. 

Vgl.  auch  Annalen  der  bad.  Ger.  Bd.  XX,  S.  289  (Cassationshof ).  Hier 
ist  ausgesprochen,  dass  die  Verjährung  des  Art.  475  sich  weder  auf  den  an- 
erkannten oder  konstatierten  Bezess  beziehe  noch  auf  andere  Forderungen, 
welche  nicht  auf  dem  Titel  der  geführten  Verwaltung  beruhen,  noch  auf  jene 
Verbindlichkeit,  deren  Grund  in  Täuschung,  Zwang  oder  Irrtum  beruht,  da^s 
diese  vielmehr  in  10  Jahren  yeijähren,  Art.  1304,  aber  nicht  vom  Tag  der 
VoUjährigkeit,  sondern  der  erlangten  Kenntnis  der  Thatsachen  an. 

Magazin  f.  badische  Beetatspflege  n.  Yerwaltniig,  Bd.ID  S.  260  — 
(Oberhofgerichtliches  Urteil),  wo  ausgesprochen  ist,  dass  die  Klage 
auf  ondgiltige  Teilung  der  GemeinschaH  und  Herausgabe  des  vom  Vater 
vormundschafllich  verwalteten  mütterlichen  Erbvermögens  nicht  unter  den 
Begriff  der  in  Art.  475  erwähnten  Klagen  falle  und  daher  nicht  der 
zehnjährigen,  sondern  der  gewöhnlichen  Verjährung  von  dreissig  Jahren 
unterliege ,  welche  erst  von  der  Volljährigkeit  an  zu  laufen  be- 
ginne. 

^)  Dailiber  besteht  kein  Zweifel:  denn  sie  bezieht  sich  ganz  vorzugs- 
weise auf  Thatsachen  der  vormundschaftlichen  GreschäftsfÜhrung,  da  sie  alle 
Akte  der  Verwaltung,  alle  Thatsachen  der  Vormundschaft  zum  G^^- 
stande  hat. 

So  gut  Demolombe,  VIII  Nr.  156.  Daftlr  spricht  übrigens  auch  noch 
besonder  die  Stellung  des  Art.  475  im  9.  Abschnitt,  von  den  „Vormund- 
schaftsrechnungen* handelnd. 

Übrigens  darf  man  nicht  daraus  schliessen  wollen,  dass  der  Art.  475 
sich  nur  auf  die  Klage  auf  Rechnungsstellung  beziehe. 

Übrigens  ist  der  Mündel   gegen  seinen  irüheren  Vormund  nicht  auf 
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abgelegten  Bechnung  in  Betreff  der  Rechnungsposten  vom  Mündel 
^hoben  werden,  und  mit  welchen  er  Entschädigongsforderungen 
wegen  nachteiliger  Verwaltungshandlungen  kulposer  oder  doloser 
Art  oder  wegen  solcher  Unterlassungen  bezäglich  der  Verwaltung 
Seitens  des  Vormunds  gegen  denselben  geltend  macht,  wie  z.  B. 
jene  auf  Zahlung  eingenommener  und  irrtümlich  oder  absichtlich 
nicht  verrechneter  Summen,  femer  z.  B.  wegen  des  Verzichts  des 
Vormunds  auf  eine  dem  Mündel  anerfallene  Erbschaft.  Hierher  ge- 
hören auch  die  Klagen  auf  Berichtigung  der  festgestellten  Vor- 
mundschaftsrechnung —  les  actions  en  r^vision  du  compte  de 
tuteile  (en  redressement  du  compte  de  tuteile  —  siehe  §  25  S.  432 
d.  W.  —  wegen  Irrtümern,  Auslassungen,  falschen,  doppelten  An- 
sätzen —  Art.  541  C.  d.  pr.  civ.  — ,  in  soweit  als  der  gewesene 
Mündel  bei  Anfechtung  der  Bechnung  auf  die  Verwaltung  des  Vor- 
munds zurückgeht  und  ans  solcher  darthut,  die  Bechnung  entspreche 
nicht  der  Verwaltung,  als  er  z.  B.  behauptet  und  beweist,  der  Vor- 
mund habe  während  sein^  Verwaltung  die  und  die  Einnahmen  ge- 
macht und  sie  nicht  oder  nicht  richtig  gebucht.  ®) 

Die  Klage  des  gewesenen  Mündels  auf  Vernichtung  des  gegen 
die  Vorschrift  des  Art.  472  abgeschlossenen  Vertrags  —  siehe  §  18 
S.  330  —  verjährt  in  10  Jahren.  Diese  Verjährung  ist  aber 
nicht  die  des  Art.  475,  sondern  jene  des  Art.  1304. 

Sie  läuft  daher  mit  dem  Abschluss  des  Vertrags,  der  wegen 
Nichteinhaltung  der  in  Art.  472  vorgeschriebenen  Formalitäten  an- 
gefochten wird  —  und  nicht  von  der  Volljährigkeit  des  Mündels 

die  Klage  auf  Rechnungsablegimg  beschränkt;  er  kann  die  von  ihm  selbständig 
berechneten  Bückstände  direkt  einklagen  —  R-G.  11  C.  S.  (10.  Juli  1883)  in 
der  Jurist.  Woehensehr.  188S,  S.  346  Nr.  70. 

^)  Es  ist  das  eine  Klage  aus  der  Vormundschaft.  Sie  verjährt  daher 
in  10  Jahren  von  der  Volljährigkeit  oder  dem  Tod  des  Mündels  an.  Yalette, 
Explication  sommaire,  S.  '298;  Demolombe,  YIII  Nr.  162.  Wird  die  Bech- 
nung dagegen  aus  der  Bechnung  selbst  angefochten,  indem  man  aus  ihr 
Berichtigung  verlangt,  z.  B.  die  und  die  Ausgabe  habe  der  Vormund  zwei- 
mal gebucht,  so  liegt  keine  Klage  aus  der  vormundw;haftlichen  Verwaltung 
vor,  Art.  475  findet  hier  keine  Anwendung,  die  Veijährung  beginnt  mit  dem 
Kechnungsabschluss  und  beträgt  30  Jahre.    Art.  2262. 

Art.  1304  findet  keine  Anwendung  auf  unsere  Frage.  — 

Liegt  fireilich  vis,  dolus,  £raus  des  Vormunds  vor,  so  findet  in  beiden 
Fällen,  in  dem  im  Text  angeftihrten  —  und  im  zuletzt  dargelegten  —  Art. 
13<>4  Anwendung. 

Vgl.  Demolombe  a.  a.  0.,  AeoUas,  I  zu  Art.  475,  S.471. 
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an:  denn  die  Anfechtungsklage  ist  erst  vom  Zeitpunkt  des  Ab- 
schlusses des  Vertrags  nata,  und  ehe  eine  actio  nata  ist,  kann  sie 
nicht  angestellt  werden.    Art.  1304,  vgl.  auch  Art.  1676. 

Ist  nun  die  Klage  auf  Eechnungsstellung,  d.  i.  die  Klage  aus 
Art.  475,  vorher  schon  verjährt  (sie  beginnt  mit  der  Volljährigkeit 
an  zu  laufen),  so  kann  auch  mit  der  Klage  aus  Art.  472  nicht 
mehr  Rechnungsstellung  begehrt  werden. 

Lag  bei  Emgehung  des  Vertrags  Irrtum  (in  substantia), 
Zwang  oder  Betrug  vor,  und  greift  der  Mündel  den  Vertrag  des- 
halb als  ungiltig  an,  nicht  wegen  der  Nichteinhaltung  der  in  Art.  472 
vorgeschriebenen  Formvorschriften  —  vgl.  Art.  1109, 1116  — ,  so 
verjährt  diese  Klage  in  zehn  Jahren,  die  jedoch  erst  von  der  Ent- 
deckung des  Irrtums  oder  Betrugs,  von  dem  Aufhören  des  Zwangs 
an  laufen. 

Ist  dann  die  Klage  aus  Art.  475  verjährt,  so  kann  gleichwohl 
nach  der  herrschenden  Ansicht,  da  man  die  Wirkungen  der  Un- 
giltigkeit  des  Vertrags  nicht  mit  den  Wirkungen  der  Verjährung 
der  Klage  aus  Art.  475  verwechseln  darf,  der  gewesene  Mündel 
die  Klage  auf  Vernichtung  des  Vertrags  erheben  und  damit  die 
Klage  auf  Rechnungslegung  verbinden.  Hier  ist  eben  der  Vertrag 
als  solcher  unmittelbarer  Gegenstand  der  Anfechtungsklage,  und 
der  Vormund  kann  sich  nicht  auf  seinen  Betrug  u. s.w.  berufen, 
um  darzuthun,  dass  die  besondere  Verjährung  des  Art.  475  ab- 
gelaufen ist.  (Der  dolus  beseitigt  die  Anwendung  aller  Regeln, 
die  ohne  sein  Vorhandensein  Platz  greifen  würden  — ,  vorausgesetzt, 
dass  er  rechtzeitig  geltend  gemacht  wird  —  fraus  omnia  corrumpit). 
Ebenso  kann  der  Mündel,  der  infolge  solcher  Kunstgriffe  des  Vor- 
munds sich  als  dessen  Schuldner  wider  Recht  bekannt  hat,  die 
üngiltigkeit  des  Vertrags  geltend  machen  und  es  dem  Vormund 
nach  ungiltig  erklärtem  Vertrag,  seme  etwaigen  Ansprüche  geltend 
zu  machen  überlassen  —  der  Mündel  könnte  ihm  dann,  auch  wenn 
die  Klage  aus  Art.  475  verjährt  ist,  alle  Einreden  entgegenhalten, 
welche  aus  der  Verwaltung  sich  ergeben.  Hier  dürfte  der  sonst 
im  französischen  Recht  gewöhnlich  nicht  Anwendung  findende 
Satz :  Quae  temporalia  sunt  ad  agendum,  perpetua  sunt  ad  excipien- 
dum  voll  und  ganz  Platz  greifen.*^) 

10)  Vgl.  über  die  Verjährong  der  Klage  aus  Art.  472  Zaeharii-Dreyer^ 
1  §122  Anin.  15  (Dreyer),  femer  insbesondere  Demolombe ,  VIII  Nr.  96, 
Nr.  164,  165,  166,  167,  1(^8,  169;  VazelUe,  Traite  des  prescriptions,  Nr.  58*3, 
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Wenn  übrigens  die  persönliche  Klage  des  Mündels  ans  der 
yormundschaftlichen  Verwsdtnng  dnrch  Ablauf  der  zehn  Jahre  er- 
loschen ist,  so  behält  selbstverständlich  derselbe  nichts  desto  weniger 
die  dingliche  Eigentumsklage  —  rei  vindicatio  —  gegen  den  ge- 
wesenen Vormund,  wie  gegen  jeden  dritten  Besitzer,  denn  er  klagt 
dann  als  Eigentümer. 

Die  Klagen  des  gewesenen  Mündels  wegen  Forderungen  gegen 
seinen  Vormund  aus  dessen  interimistischer  GeschäftsfShrung  bis 
zur  Rechnungsablage  nach  beendigter  Vormundschaft  dürften  auch 
nicht  unter  Art.  475  fallen;  denn  es  sind  Forderungen,  welche 
gegen  den  ehemaligen  Vormund  nach  der  Vormundschaft,  also  nicht 
aus  seiner  vormundschaftlichen  Verwaltung,  sondern  aus  seiner 
Dicht  vormundschaftlichen  Geschäftsführung  entstanden  sind. 

Sie  verjähren  von  der  Volljährigkeit  an  —  in  30  Jahren.  ^*) 

Wegen  der  Zinsenforderung  des  Mündels  aus  dem  ihm  gut- 
kommenden Rechnungsrückstand  —  siehe  §  25  S.  429  d.  W. 

Alle  Klagen  wegen  Forderungen  des  Mündels  gegen  den 
Vormund,  welche  nicht  unter  Art*  475  fallen,  erscheinen  nun  als 
actiones  tutelae  directae  im  weiteren  Sinne,  und  was  dies  flir 
Klagen  sind,  und  was  bezüglich  ihrer  Verjährung  gilt,  ergiebt  sich 
aus  meinen  vorstehenden  Darlegungen.  ^^) 

581,  Valette,  Gours  de  Code  civil,  S.  579  unten.  AeoUas,  I  zu  Art.  475, 
S.  474,  475;  Valette,  Explicatlon  somm.,  S.  291.  Die  hier  einschlagenden 
Fragen  sind  ausserordentlich  streitig. 

>*)  Natürlich,  dann  ist^s  anders,  wenn  diese  Forderungen  in  der  Rech- 
nung Berücksichtigung  gefunden  haben  und  auch  wegen  ihrer  Decharge 
erteilt  worden  ist,  —  ist  dann  noch  ein  Rechnnngsrückstand  za  Gunsten  des 
Mündels  da,  so  beginnt  die  30  jäJir.  Verjährung  von  4er  compte  rendn  et  apurö  an. 

Das  gesetzliche  ünterpfandsrecht  erlischt  übrigens  mit  der  Yeijfthmng 
der  Klage  aus  Art  475. 

^)  Zaeharll^  I  §  122  bemerkt  in  dieser  Beziehung:  unter  die  Vor- 
sehrifb  des  Art  475  fallen  nicht: 

a)  die  Ansprüche,  die  an  einen  Pfleger  oder  Beistand  gemacht  werden 
können.  (Ich  habe  dies  noch  mehr  ausgedehnt  —  ich  zähle  hierher  u.  a.  die 
Ansprüche  an  den  ehemaligen  Vormimd  nach  Beendigung  der  Vormundsohaft 
aus  dessen  interimistischer  Gesch&ftsftÜirung,  jene  an  die  tuteurs  de  Mt  u.  s.  w. 
—  siehe  oben  — ). 

b)  Die  Ansprüche,  welche  der  Mündel  an  den  Yormond,  abgesehen  von 
der  Verwaltung  der  Vormundschaft,  zu  machen  .berechtigt  sein  kann.  —  Das 
Nähere  hierüber  findet  sich  in  meinen  im  Text  gemachten  Augftihnuigenf 
woselbst  ich  hauptsächlich  Laurent ,  V  Nr.  186  ff.  in  Berücksichtigung  ge- 
zogen habe. 

Barasetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  29 
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Mit  der  Veijäbrung  der  Klagen  aus  Art.  475  tritt  auch  gleich- 
zeitig jene  des  Unterp&ndsredits  des  Handels  ein. 

JI.  Die  Klagen  des  Vormunds  gegen  den  gewesenen 
Mündel  —  die  actiones  tutelae  contrariae. 

Was  die  Klagen  wegen  etwaiger  Forderungen  des  Vormunds 
gegen  den  Mandel  nach  beendigter  Vormundschaft  betrifft,  d.  h. 
aus  Ansprüchen  aus  der  Vormundschaft,  aus  yormundschaftlichen 
Handlungen  (faits  de  tuteile,  aus  der  gestion  de  tuteile),  und  aus 
solchen,  welche  nicht  als  solche  erscheinen,  so  findet  auf  sie  der 
Art.  475,  die  Verjährung  desselben  keine  Anwendung. 

Sie  verjähren  in  der  Regel  in  30  Jahren,  es  wäre  denn,  dass 
eine  ausnahmsweise  kürzere  Verjährung  Platz  greift  —  aber  stets 
verjähren  sie,  auch  in  diesem  Falle,  nach  gemeinem  Recht,  niemals 
nach  der  Ausnahmebestimmung  des  Ai-t.  475.  *^) 

c)  Die  Ansprüche,  welche  zwar  in  der  Verwaltung  der  Yormundschai^ 
ihren  Ursprung  haben,  jedoch  nach  beendigter  Vormundschaft  entweder  von 
dem  gewesenen  Vormund  förmlich  anerkannt  (Art  2274 ,  diese  Bezugnahme 
passt  nicht  recht  auf  die  hier  einschlagenden  Fälle)  oder  in  eine  andere  Yer- 
bindlichkeit  —  fnovatlone  —  verwandelt  worden  sind,  (üemolombe,  VIII 
Nr.  158,  159). 

d)  Endlich  die  Klage,  die  die  Verbesserung  der  in  einer  Vormund- 
schaftsrechnung begangenen  Irrtümer  oder  Unrichtigkeiten  zum  Gegenstand 
hat  —  Art  541 G.  d.  pr.  ciy.  (hier  hegt  ZachariA  einen  wohlbegründeten  Zweifel). 

Gut  bemerkt  Pnehelt  in  Anm.  19  zu  Zaebaril  a.  a.  O.,  dass  hierüber, 
über  das  unter  d)  Angefahrte,  drei  Meinungen  bestehen;  ich  habe  schon 
hierüber  im  Text  das  Genüge  bemerkt  —  vgl.  Sirej-GUbert,  Suppl. 
6—11  zu  Art  475.  Er  bemerkt  zutreffend:  die  Ansicht  Zacharil's  a.a.O. 
(die  jedoch  durch  Urteile  teilweise  Widerlegung  findet.  Sirej  1824,  II,  162; 
1880^  I,  77,  288),  sein  wohlbegründeter  Zweifel  verdiene  nach  der  Fassung 
und  ratio  des  Art  475  (Schutz  des  Vormunds)  den  Vorzug;  ausgenommen 
aber  dessen  ftaus,  dolus  u.  vis,  wegen  deren  er  keinen  ausnahmsweisen  Schutz 
verdiene,  also  unter  Art  1304  stehe,  so  dass  die  Verjährung  erst  mit  Ent- 
deckung des  Betrugs  und  mit  Aufhören  der  vis  be^ginne.  Sirej  1867»  1, 
845;  Laurent,  V,  190. 

Damit  stimme  auch  ich  in  meinen  im  Text  gegebenen  AusftLhnmgen 
überein. 

^3)  Art  475  spricht  nicht  von  den  „Klagen^^  pour  ädts  de  tataUe, 
sondern  von  den  Klagen  des  gewesenen  Mündels  gegen  den  Vorjnund,  und 
den  Grund  der  ausnahmsweisen  und  kurzen  Verjährung  des  Art  475  zu 
Gunsten  des  Vormunds  trifft  nicht  zu  Gunsten  des  Mündels  zu,  animal  ja 
dieser  keine  Abrechnung  schuldet,  bei  ihm  von  keinem  gesetzUchen  Unter- 
p£uid ,  dass  dem  Vormund  ihm  gegenüber  für  seine  Ansprüche  zustände,  die 
Bede  ist. 
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Dies  gilt  sowohl  für  die  actiones  tutelae  contrariae  im  eigent- 
lichen Sinn,  als  auch  für  jene  im  weiteren  Sinn. 

So  ist  z.  B.  die  Klage  des  Vormunds  auf  Rechnungsabnahme 
eine  actio  tutelae  contraiia  im  eigentlichen  Sinn,  indem  sie  sich  auf 
die  vormundschaftliche  Verwaltung  bezieht,  hingegen  die  Klage  des 
Vormunds  auf  Zahlung  eines  ihm  zu  Gute  kommenden  Ruckstandes 
(reüquat)  ist  keine  sich  auf  die  vormundschaftliche  Verwaltung  be- 
ziehende Klage,  denn  mit  ihr  wird  ja  keine  Rechnungsabnahme 
verlangt,  da  die  Rechnung  gestellt  ist.  Diese  Klage  ist  daher  eine 
gewöhnliche  Forderungsklage  und  sie  veijährt  wie  die  actio  tutelae 
contraria  auf  Rechnungsabnahme,  die  eine  sich  auf  die  vormund- 
schaftliche Verwaltung  beziehende  Klage  ist,  in  30  Jahren.  >*) 

Dasselbe  gut  für  die  Klage  der  tuteurs  de  fait,  ferner  für 
jene  des  gewesenen  Vormunds  aus  seiner  nach  Beendigung  der 
Vormundschaft  bis  zur  Rechnungsablage  oder  auch  noch  nach 
dieser  geführten  Verwaltung,  obwohl  man  diese  Klagen  richtiger 
als  actiones  negotiorum  gestorum  contrariae  bezeichnet,  im  Gegen- 
satz zu  den  actiones  negotiorum  gestorum  directae  des  gewesenen 
Mändels  gegen  jene  Personen,  wenn  man  sie  nicht  unter  den  Begriff 
der  actiones  tutelae  contrariae  im  weiteren  Sinne  unterbringen  will. 

Die  Klage  des  Vormunds  gegen  den  Mündel  auf  Berichtigung 
der  abgelegten  und  festgestellten  Rechnung  untersteht  gleichfalls 
der  30jährigen  Verjährung;  die  Unterschiede,  welche  wir  in  Betreff 
dieser  Klage,  falls  sie  dem  gewesenen  Mündel  zusteht,  gemacht 
haben,  wonach  sie  bald  unter  Art.  475,  bald  unter  Art.  2262  fSJlt, 
greifött  hier  nicht  Platz. 

Die  30jährige  Klagenverjährung  der  Forderungen  des  Vor- 
munds beginnt  zu  laufen  gegen  den  Vormund  von  der  VoUjährig- 


**)  Vgl.  auch  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  v.  5.  Juli  1881 
in  Aanalen  d.  bad.  Ger.,  Bd.  47  S.  ^9,  wo  ausdrücklich  dargelegt  wird, 
dass  die  weitere  Verwaltung  des  Vormunds  nach  Beendigung  der  Vormund- 
schaft, nach  der  Volljährigkeit  des  Mündels  als  [eine  unter  dem  gemeinen 
Recht  stehende  Geschäftsführung  erscheint,  wobei  die  an  sich  nicht  bevor- 
rechteten Ansprüche  des  Mündels  an  den  nunmehrigen  Verwalter  nicht  den 
gesetzlichen  Schutz  gemessen,  der  dem  Mündelgut  —  gesetzliches  Unter- 
pfandsrecht  —  gewährt  ist.  Dieses  Unterp&ndsrecht  verjährt  ehen  zugleich 
mit  der  Klage  aus  Art.  475,  imd  die  Klage  aus  der  Geschäftsbesorgung 
ist  keine  Klage  aus  der  vormundschaftlichen  Verwaltung.  Für  die  Ansprüche 
aas  der  Gesdiäitsbesorgung  nach  der  Vormundschaft  besteht  das  Mündel- 
piandrecht  nicht.    Art  2121  ist  streng  zu  interpretieren. 
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keit  des  Mündels  an,  ist  solcher  emanzipiert  worden,  so  von  der 
Emanzipation  an;  ist  die  Verwaltung  von  einem  Vormund  auf  den 
anderen  übergegangen,  so  beginnt  die  Verjährung  von  dem  Über- 
gang auf  den  neuen  Vormund  gegen  den  flrüheren  zu  laufen.  *^) 

Wenn  der  Vormund  vor  der  Verjährung  der  Mundelklage  des 
Art.  475  gegen  den  Mündel  eine  Forderung  einklagt,  so  kann  ihm 
der  Mündel  unter  Umständen,  wenn  die  Forderung  mit  der  Ver- 
waltung zusanmienhängt,  aus  Art.  475  einredend  dahin  begegnen, 
dass  es  sich  im  vorwürfigen  Falle  um  eine  Vormundschaftssacbe 
(un  fait  de  tutelle)  handle  und  er  (der  Vormund)  sich  daher  selbst 
während  der  Vormundschaft  aus  dem  Mündelgut  habe  bezahlt 
machen  können  und  müssen.  ^^) 
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Die  Tormundgehaft  Aber  Entmfindigte.*) 

§27. 

Einleitung,  Begriff  der  Entmündigten  und  Arten  der  Ent- 
mündigung (1.  gesetzliche  Entmündigung  [nur  fransöstsoh- 
rechtlich] ,  2.  geriohtliehe  Entmündigung  wegen  G-eistes- 
krankheit  [französisoh-  und  badisohrechtUeh]  und  wegen 
Verschwendung    [nur   badischreohtlieh   —    die    Mundtod- 

maohung  zweiten  Orades]).  **) 

I.  Einleitung. 

Wenn  der  Gesetzgeber  im  Art.  488  dem  Volljährigen,  d.  h. 
der  natürlichen  Person,  welche  das  Alter  von  21  Jahren  zurück- 
gelegt hat,   die  Fähigkeit  zu  allen  Handlungen   des  bürger- 

»5)  So  Valette,  Cours  de  C.c,  S.  582,  583. 

Derselbe  ist  auch  der  Ansicht,  dass,  wenn  der  Vormund  schon  nach 
10  Jahren  die  actio  contraria  erhebt,  er  durch  diese  Thatsache  allein  schon 
als  verzichtend  angesehen  werden  müsse  auf  die  Wohlthat  der  ihm  bereits 
erworbenen  Verjährung,  nämlich  dann,  wenn  gegen  sein  Erwarten  die  Bech* 
nung  einen  Rückstand  zu  Gunsten  des  Minor  ergeben  sollte. 

10)  So  Bollevx,  U  zu  Art  475  Anm.  a.  E.,  S.  485,  wenn  ich  ihn  anders 
richtig  verstehe.    Seine  Ausdrucksweise  ist  etwas  dunkel. 

*)  Zaehariä-Dreyer^  I  §§  124a-127,  siehe  auch  §  167;  Stabel,  §46; 
Beliagliel,  I  §§  79,  80,  81,  siehe  auch  Oagenr,  S.  227  ff. 

«*)  ZacharUUDreyer,  I  §§  I24a  u.  124b,  §  117;  Stabel^  §  46;  BeharheJ, 
I  §§  79,  80;  «ageur,  S.  227  ff. . 
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liehen  Lebens  angesprochen  hat,  vorbehaltlich  der  Ein- 
schränkungen, wie  sie  unter  dem  Titel  von  der  Ehe  (Art.  148  G.  c, 
§§28  u.  29  d.  Beichsstandesbeurkundungsgesetzes  [fOr  Baden]) 
und  der  Adoption  (Art.  346)  —  der  Gesetzgeber  hat,  dies  letztere 
zu  erwähne,  übersehen  —  auch  für  Volljährige  gemacht  sind,  so 
unterstellt  er  dabei  einen  Volljährigen,  der  vernunftbegabt  ist. 

Die  grössere  oder  geringere  Zerrüttung  der  geistigen  Fähig- 
keiten muss  notwendig  einen  Einfluss  auf  die  Rechts-  und  Hand- 
lungsfähigkeit auch  des  Volljährigen  äussern. 

um  nun  den  geistig  Zerrütteten  einen  gehörigen  Schutz  zu 
gewähren  und  sie  gegen  die  schädlichen  Folgen  ihrer  Rechtshand- 
lungen, welche  sie  sonst  als  Volljährige,  ohne  besondere  Fürsorge 
des  Gesetzes  für  den  Fall  ihrer  geistigen  Gebrechen,  gemäss 
Art;  488  uneingeschränkt  im  Genüsse  ihrer  vollen  Handlungsfähig- 
keit vornehmen  könnten,  zu  ihrem  und  Anderer  Schaden,  hat  der 
Gesetzgeber  zwei  verschiedene  Einrichtungen  getroffen,  deren  An- 
wendung er  gestattet  oder  befiehlt,  je  nach  der  Lage  der  Fälle: 
nämlich  die  Entmündigung  (l'interdiction)  und  die  Stellung 
unter  die  Gewalt  eines  gerichtlichen  Beistands,  die 
Verbeiständung  (le  conseil  judiciaii'e). 

Die  Geisteskranken  werden  entmündigt,  die  Geistes- 
schwachen und  die  Verschwender  erhalten  einen  Beistand 
(conseil).  Li  Baden  werden  auch  die  „unverbesserlichen" 
verbeiständeten  Verschwender  entmündigt,  den  wegen 
Geisteskrankheit  Entmündigten  durch  Urteil  gleichgestellt. 
Art  513  a  d.  Landr.  M 

Die  Entmündigung  erzeugt  dieselbe  Unfähigkeit  zu 
den  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens,  welche  auch  bei 
den  nicht  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  besteht,  ja 
noch  mehr,  sie  macht  den  (wegen  Geisteskrankheit)  Entmün- 
digten zu  allen  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  unfähig. 

Der  Entmündigte  kommt  unter  Vormundschaft  wie 
ein  Minderjähriger,  alle  Rechtshandlungen,  welche  er  im  Zu- 

^)  Dies  darf  jedoch  nicht  missverstanden  werden.  Die  Qeisteskranken 
müssen  zwar  entmündigt,  die  Geistesschwachen  verbeiständet  werden,  allein 
.die  Entmündigong,  die  Verbeiständung  kann  nur  auf  Antrag  eintreten  nnd 
es  ist  dem  gehörig  geeigenschafteten  Antrag  zu  entsprechen.  Die  nicht  gewalts- 
(ontlassenen  Mindeijähxigen  dagegen  stehen  kraft  Gesetzes  unter  Vormund- 
schaft, die  emanzipierten  Mind^jährigen  kraft  Gesetzes  unter  Pflegschafti. 
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Stande  der  Entmündigang  vomimmt,  sind  relativ  (Seitens  des  Ent- 
mündigten) anfechtbar  und  müssen  im  Falle  der  Anfechtung  (vor- 
ausgesetzt, dass  bewiesen  wird,  dass  die  betreffende  Handlung  im 
Zustand  der  Entmündigung  vorgenommen  wurde)  vom  Richter  ohne 
weitei*e  Sachprüfimg  für  ungiltig  erklärt  werden  (dies  die  Bedeutung 
von  Art.  502  C.  c).    Siehe  §  32  d.  W. 

Die  Handlungsunfähigkeit  des  gerichtlich  Verbei- 
ständeten  ist  viel  weniger  ausgedehnt,  sie  greift  nur  bei  ge- 
wissen vom  Gesetz  in  „limitativer"  Weise  bestimmten  Handlungen 
des  Verbeiständeten  Platz. 

Nur  bei  diesen  ist  die  Mitwirkung  des  Beistandes  ge- 
boten, bei  allen  anderen  Handlungen  behält  der  Verbeiständete 
die  Handlungsfähigkeit  des  gemeinen  Eechts,  d.  h.  eben  die  der 
Vol\jähiigen.  —  Unser  Gesetzbuch  steht  in  dieser  Lehre  duixih- 
aus  nicht  auf  dem  Boden  des  römischen  Eechts. 

Nach  römischem  Recht  wurden  die  Geisteskranken 
(ftiriosi)  nicht  entmündigt,  sie  wurden  vielmehr  nur  verbei- 
ständet. Man  gab  ihnen  einen  Kurator,  der  beauftragt  war, 
für  sie  diejenigen  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  vorzunehmen, 
welche  sie  selbst,  in  Person,  nicht  vornehmen  konnten  (d.  h.  nur 
in  diluddis  intervallis  dui'ften  sie  allein  handeln). 

Die  Verschwender  (prodigi)  hingegen  wurden  entmündigt. 
Sie  bekamen  jedoch  keinen  Vormund,  sondern  einen  Curator. 

Sie  waren  im  Allgememen  den  impuberes  gleichgestellt, 
indem  sie,  so  wenig  wie  diese,  allein  Rechtshandlungen  vornehmen 
durften  —  nur  unterschieden  sie  sich  dadurch  von  jenen,  dass 
bei  ihnen  die  Einwilligung,  der  Consens  des  Gurators,  der  sowohl 
bei,  vor  als  auch  nach  der  Handlung  erteUt  weitlen  konnte,  zui* 
Vornahme  von  Rechtshandlungen  erfordert  wurde,  während  bei 
jenen  der  Vormund  autoritatem  interponieren  musste  (diese  autoii- 
tatis  interpositio  musste  bei  der  Vornahme  des  Geschäfts  er- 
folgen). ^) 

Im  Allgemeinen  richtet  sich  die  Vormundschaft  über  Ent- 
mündigte ganz  nach  den  Regeln,  welche  das  Gesetzbuch  für 
jene  über  nicht  gewaltsentlassene  Minderjährige  angestellt 
hat  —  so  namentlich  bezüglich  der  Obervormundschaft  und  des 

<)  YgL  über  das  römische  Recht  I^rabvr;,  Pandekten,  Bd.  HI 
§  39  ff. 
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G^enTOrmimds,  Art.  494,  505  0.  c,  Art.  892  C.  d.  pr.  civ.;  femer 
bezüglich  der  Fälligkeit  und  Pflicht  zur  Übernahme  der  Vormund- 
sdioft  und  der  Entschuldignngsgründe ,  Art  505 ;  im  Allgemeinen 
auch  bezäglich  der  Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds,  Art.  509 
(vgl.  Art.  388  ff.,  450  ff.),  des  gesetzlichen  Mfindelp&ndrechts  an 
den  Gütern  des  Vormunds  der  Entmündigten,  Art.  2121,  2135  in 
Verb.  m.  Art.  450,  509,  513a  (badisch-rechü.)  —  abgesehen  von 
den  besonderen  im  Gesetze  ausgesprochenen  Abweichungen 
vom  gewöhnlichen  Vormundschaftsrechte  (so  gelten  namentlich 
andere  Grundsätze  über  die  Person  des  Mündels  und  bezüglich  der 
Delation  [Übertragung]  dieser  Vormundschaft,  wovon  an  den  ein- 
schlagenden Orten  die  Rede  sein  wird). 

Im  badischen  Rechte  bestehen  übrigens  manchfache  Ab- 
weichungen von  den  französischrechtlichen  Bestimmungen.  Hier- 
von an  den  einschlagenden  Orten. 

IL  Begriff  des  Entmündigten  und  Arten  der 

Entmündigung. 

1.  Begriff  des  Entmündigten. 

Ein  Entmündigter  ist  eine  Person,  welche  nicht  auf  Grand 
ihres  Altei«,  sondern  aus  anderen  Gründen  unter  Vormundschaft 
steht  —  und  zwar  entweder  unmittelbar  kraft  Gesetzes  (in 
Folge  straMchterlicher  Verurteilung  zu  gewissen  Sü-afen  [rein 
französisch-rechtlich])  oder  durch  richterliche  Verfügung 
(bei  Geisteskrankheit  [französisch-  und  badisch -rechtlich]  und 
bei  Verschwendung  bezüglich  der  unverbesserlichen  verbeiständeten 
Verschwender  [rein  badisch-rechtlich]).    Art.  489  ff.,  513a. 

2.  Arten  der  Entmündigung. 

Es  giebt  nach  obiger  Begriffsbestimmung  des  Entmündigten 
zwei  Arten  der  Entmündigung: 

a)  die  gesetzliche  Entmündigung  (rinterdiction  l^le) 
ond  b)die  gerichtliche  Entmündigung  (Vinterdictionjudiciaire). 

a)  Die  gesetzliche  Entmündigung  ist  dem  Code 
Napoleon  unbekannt,  jedoch  durch  den  Code  p^nal  —  Art  29 
—  ftir  Frankreich  als  geltendes  Recht  eingeführt ') 


*)  Vgl.  über  das  Weiteielloiirloii»  I  Kr.  1310  ff.;  siehe  aach  Baraiettl, 
das  PerBonenrecht  u.  8.  w.,  §2  8. 32,  38. 
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Sie  tritt  unmittelbar  kraft  Gesetzes  ein  bei  strafrichterlicher 
Verorteilung  zu  den  in  Art.  29  Code  pän.  angefahrten  Leibes-  oder 
entehrenden  Strafen  (zeitlichen  und  lebenslänglichen  Zuchthaus- 
strafen) und  zu  ^tehrenden  lebenslänglichen  Strafen  gemäss  Art.  2 
der  Loi  v.  31.  Mai  1854,  vgl.  m.  Art.  28,  29,  31  Code  p6n. 

Während  der  Dauer  seiner  Strafe  erhält  der  gesetzlich  Ent- 
mündigte einen  Vormund  sowie  einen  Gegenvormund,  um  sein  Ver- 
mögen zu  verwalten.  Art.  2  der  Loi  v.  31.  Mai  1854.  Der  ge- 
setzlich Entmündigte  bleibt,  solange  seine  Strafe  dauert,  im  Zustand 
der  Entmündigung,  er  ist  nicht  des  Genusses,  sondern  nur  der  Aus- 
übung seiner  Civürechte  beraubt,  damit  er  nicht  Mittel  besitze,  nm 
sich  der  Strafe  zu  entziehen,  bezw.  zu  entweichen. 

Da  er  nicht  wegen  geistigen  Mangels  entmündigt  ist,  so  ist 
auch  seine  Handlungsunfähigkeit  keine  allgemeine,  wie  diejenige 
des  wogen  Geisteskrankheit  Entmündigten,  sie  ist  nicht,  um  ihn  zu 
schützen,  sondern  gegen  ihn  ausgesprochen.  Hieraus  folgt:  er  kann 
giltig  testieren,  heiraten,  aussereheliche  E[inder  anerkennen.  Alle 
anderen  vom  gesetzlich  Entmündigten  allein  vorgenommenen  Akt« 
sind  absolut  anfechtbar. 

Die  gesetzliche  Entmündigung  ist  dem  badischen 
Recht  fremd. 

b)  Die  gerichtliche  Entmündigung  wird  durch  ein 
richterliches  Urteil  (Erkenntnis  wegen  Geisteskrankheit)  aus- 
gesprochen. 

Art.  489  sagt  in  dieser  Beziehung:  „Der  Volljährige,  der  sich 
in  einem  6tathabituel  d*imbecillitä,  d^mence  ou  de  fureur 
befindet,  soll  (muss,  doit)  entmündigt  werden,  selbst  wenn  in  diesem 
Zustande  lichte  Zwischenräume  (intervalles  lucides)  eintreten. 

Dieser  Artikel  giebt  eigentlich  drei  Ursachen  der  Ent- 
mündigung an,  allein  sie  lassen  sich  in  Wirklichkeit  auf  eine  einzige 
zurückfuhren,  auf:  die  Zerrüttung  der  geistigen.  Fähigkeiten, 
m.  a.  W«  auf  Geisteskrankheit. 

Die  in  Art.  489  aufgeführten  Entmündigungsursachen  sind  nur 
Varianten  der  Geisteskrankheit  und  sie  sind  in  limitativer  Weise 
angeführt,  mithin  kann  nicht  aus  anderen  als  den  angefUurten 
Ursachen  Jemand  entmündigt  werden.  ^)  Das  richterliche  Ermessen 

*)  Vgl  auch  über  die  Entmündigungsursachen  §  29  d.  VI.  bad  ischen 
Konstitations -Eklikts.  Recht  zutreffend  bemerkt  Behagliel,  I  §  QO,  daas  die 
Entmündigung  (Mundloserklärung,   interdiction)  nur  dann  eintreten  kann 
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spielt  bierbei  eine  nicht  geringe  Rolle  und  wird  dasselbe  durch 
das  Gutachten  von  Sachverständigen,  die  beizuziehen  sind,  und 
überhaupt  durch  ein  Verfahren  von  Amtswegen,  das  nach  gestelltem 
Entmnndigungsantrag  eintritt,  auf  die  richtige  Bahn  in  der  Findung 
des  Spruchs  geleitet.  — 

Vortragsweise  kann  sictr^  Niemand  den  Entmündigten 
gleichstellen.  ^) 

Aus  Art.  489  ergiebt  sich  auch,  dass  die  angeführten  Zustände 
der  geistigen  Zerrüttung  nicht  dann  zur  Begründung  eines  Ent- 
mündigungsantrags  geeignet  sind,  wenn  sie  nur  vereinzelt, 
selten  u.dgl.  vorkommen,  und  dass  es  andererseits  nicht  erfordert 
wird,  dass  die  zu  entmündigende  Person  sich  in  einem  fort- 
währenden geisteskranken  Zustand  befindet  —  es  genügt  zur 
Entmündigung:  un  ätat  habituel  d'imbecillitä  u.  s.  w.,  d.  h.  ein 
bleibender,  gewöhnlich  vorhandener  Zustand  der  G^eisteskrankheit  — 
denn  das  Gesetz  sagt  ausdrücklich,  dass  die  Entmündigung  aus- 
gesprochen werden  soll:  selbst  wenn  der  Geisteskranke 
lichte  Zwischenräume  hat. 

Mithin  bilden  also  die  lichten  Zwischenräume,  welche  ein 
Geisteskranker  hat,  kein  Hindemiss  der  Entmündigung  —  ja,  im 
Gegentefl:  sie  lassen  sogar  den  Ausspruch  der  Entmündigung 
gebotener  erscheinen,  wenn  sie  vorhanden  sind,  als  wenn  dies 
nicht  der  Fall  ist. 

Denn  hätte  der  Gesetzgeber  sie  als  Hindernis  der  Ent- 
mündigung statuiert,  so  müsste  man  stets  bei  den  einzetaien  Sedits- 
haudlungen  eines  Geisteskranken,  der  lichte  Zwischenräume  hat 
(und  daher  nicht  entmündigt  werden  könnte),  untersuchen,  ob  er 
im  Zeitpunkt  seines  Handelns  einen  solchen  lichten  Zwischenraum 
hatte  oder  nicht,  was  zu  endlosen  Prozessen  führen  würde. 

Die  zugelassene  Entmündigung  kommt  diesen  Schwierigkeiten 
zuvor,  denn  die  Handlungsunfilh^keit ,  welche  durch  sie  erzeugt 


wenn  der  Befcrefiende  sich  in  einem  bleibenden,  d.i.  auf  Dauer,  wenn- 
gleich mit  Unterbrechungen,  fortwirkenden  Zustande  der  Vernunfts^ 
losigkeit  befindet,  möge  diese  aus  Schwäche  oder  Störung  der  geistigen 
Ablagen  des  Gemütszustandes  entsprungen  sein,  Art  489  ~,  und  dass  blosse 
Beschränktheit  oder  Unbeholfenheit  des  Verstandes  keine  Entmündigung- 
Ursache  ist  (Oberhofger.  Entscheid,  v.  24.  März  1863  [Aniialen  XXX, 
Seite  89]). 

»)  So  zutreffend  Demolombe,  VIII  Nr.  471. 
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wird,  ist,  solange  das  Entmimdigungserkenntnis  in  Kraft  ist,  eine 
fortwährende  und  unterbrochene,  jede  Handlung,  welche  während 
des  Zustands  der  Entmfindigung  vorgenommen  wird,  wird,  auch 
wenn  sie  in  einem  lichten  Zwischenraum  vorgenommen  wird,  als 
während  des  Zustands  der  eben  durch  die  Entmündigung  erzeugten 
Handlungsunfähigkeit  vorgenommen  betrachtet. 

Da  das  Gesetz  in  Art.  489  keine  eigenüiche  Begriffs- 
bestimmung der  Greisteskrankheit  gegeben  hat,  so  ist  es  dem 
Richter  im  gegebenen  Falle  anheimgegeben,  zu  entscheiden,  ob  die 
zur  Entmündigung  vereigenschaftete  Geisteskrankheit  vorhanden, 
namentlich  auch,  ob  sie  „habituel^  ist  (freilich  wird  er  Sach- 
verständige beiziehen).  Seine  Entscheidung  in  dieser  Richtung 
unterliegt  nicht  der  Kassation.^) 

Der  Art.  489  spricht  blos  von  der  Entmündigung  voll- 
jähriger Personen —  es  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  auch 
ein  geisteskranker  Minderjähriger  entmündigt  werden 
kann? 

Die  Frage  wird  allgemein  bejaht,  obwohl  Art.  489  entgegen- 
zustehen scheint. 

Man  gelangt  aus  folgenden  Gründen  zur  Bejahung: 

Es  giebt  eine  Gesetzesstelle,  die  von  der  Unterstellung  aus- 
geht, dass  die  Entmündigung  eines  Mindeijährigen  beantragt  und 
ausgesprochen  werden  kann  —  nämlich  Art.  174,  welcher  dem 
Vormund  oder  Pfleger  (Curator)  eines  Minderjährigen  gestattet, 
Einsprache  gegen  dessen  Ehevorhaben  zu  erheben,  jedoch  mit  der 
Auflage,  seine  Entmündigung  zu  beantragen. 

Art.  489  widerspricht  nicht  dieser  Auslegung:  er  sagt  nicht, 
dass  der  geisteskranke  Vol^ährige  entmündigt  werden  kann, 
sondern  er  sagt,  dass  er  entmündigt  werden  muss,  und  Alles,  was 
man  hieraus  arg.  e  contr.  schliessen  kann,  ist,  dass  der  geistes- 
kranke Minderjährige  nicht  entmündigt  werden  muss,  nicht,  dass 
er  nicht  entmündig  werden  kann.  Und  dann  erklärt  es  sich  leicht, 
warum  das  Gesetz  nicht  vom  Mindeijährigen  gesprochen  hat, 
denn  nur  ausnahmsweise  kann  es  sich  um  die  Entmündigung  eines 
Mindeijährigen  handehi. 

Art.  489  hat  eben,  wie  dies  sonst  bei  Gesetzen  vielfach  der 
Fall  ist,  nur  statuiert  de  eo  quod  plerumque  fit. 


«)  Sirej  1870  9  I,  802. 
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Die  Entmündigang  des  geisteskranken  Minderjährigen  wird 
nur  ausnahmsweise  stattfinden.  Sie  wird  meistens  onnfitz  und 
folglich  desshalb  nicht  auszusprechen  sein,  weil  der  Minderjährige 
als  solcher  schon  genügenden  Gesetzesschutz  geniesst 

Höchstens  dann  dürfte  dessen  Entmündigung  von  Nutzen  sein, 
wenn  er  sich  dem  VoUjährigkeitsalter  nähert,  da  die  Gefahr  nahe 
liegt,  dass  er,  ehunal  voQjährig  geworden,  seine  ihm  dann  durch 
das  Gesetz  gewährte  volle  Handlungsfähigkeit  zu  seinem  Schaden 
verwerten  könne,  zumal  geraume  Zeit  bis  zu  seiner  Entmündigung 
verläuft,  falls  sie  beantragt  wird. 

Im  Entwurf  des  Code  Nap.  war  ein  eigener  Artikel,  der  die 
Entmündigung  des  Minor  emancipatus  zuliess,  hingegen  die  des 
Minor  non  emancipatus  verbot  (weil  er  ausreichend  Schutz  habe). 

Dieser  Artikel  wurde  beseitigt  und  kam  nicht  in's  Gesetz- 
buch, da  der  Eassationshof,  von  der  letzteren  Erwägung  ausgehend, 
die  Unterdrückung  dieses  Artikels  befürwortete. 

Der  Gedanke  des  Art.  489  ist:  Der  geisteskranke  Voll- 
jährige soll  (muss,  doit)  entmündigt  werden,  der  geisteskranke 
Minderjährige  kann  entmündigt  weitlen,  selbst  wenn  er  noch  nicht 
emanzipiert  ist. ''j 

Nach  französischem  Recht  kann  die  gerichtliche  Ent- 
mündigung nur  erfolgen  auf  Grund  von  Geisteskrankheit, 
Art.  489  —  und  nicht  wegen  Verschwendung  (hierwegen  ist 
mar  Verbeiständung  zulässig  —  Art.  513),  arg.  Art.  513. 

Anders  ist  es  nach  badischem  Becht.  Hiemach  kann 
auch  der  Verschwender,  aber  nui',  wenn  er  bereits  verbeiständet 
ist  —  nach  erfolgter  Mundtotmachung  ersten  Grads  —  und  sich 
trotzdem  unverbesserlich  zeigt,  entmündigt  werden  und  erhält  dann, 
wie  der  entmündigte  Geisteskranke,  einen  Vormund.  Art.  513a 
d.  bad.  Landr.  Diese  Entmündigung  nennt  man  die  Mundtot- 
machung zweiten  Grades.    Das  Nähere  hierüber  in  §  41  d.  W.  — 


7)  Demolombe,  Vin  Nr.  443  u.  ff. ;  Valette,  Ooois  de  Code  civil,  S.  595; 
Gagevr,  S.  2*31;  Behaghel,  I  §  80  Abs.  1  Text  u.  Anm.  2  dazu,  nimmt  im- 
richtig  an,  dass  nach  badischem  Recht  nur  vol^ährige  Peisonen  ent- 
mündigt werden  können.  Wenn  anch  der  Art  174  formeU  für  das  bad. 
Hecht  durch  das  bad.  St.  -  Ges.  -B.  aufgehoben  worden  ist,  so  dient  er  gleich- 
wohl als  Inteipietationsmittel,  und  dann  fliesst  die  Zulftssigkeit  der  Ent- 
mündigung Ifindeijähriger  auch  aus  der  Natur  der  Sache  und  ergiebt  sich 
aus  § 593  R.-0.-P.-0.    Siehe  §  28  Text  u.  Anm.  7. 
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§28. 

Das  Verfahren  bei  der  gerichtlichen  Entmündigung.  *) 

Hier  ist  zwischen  dem  Verfahren  nach  französischem  und 
dem  nach  badischem  Becht  zu  unterscheiden. 

I.  Französisches  Becht. 

Die  gerichtliche  Entmündigung  findet  nach  franzö- 
sischem Becht  nur  im  Falle  von  Geisteskrankheit  statt. 
Art.  489.     Vgl.  §  27  d.  W. 

Sie  erfolgt  durch  ein  Erkenntnis  des  kompetenten  Gerichts 
(d.  h.  des  Erstinstanzgerichts  des  Wohnsitzes  des  zu  Entmündigen- 
den zur  Zeit  der  Einreichung  der  Klage). 

Dieses  Erkenntnis  ergeht  jedoch  nicht  von  Amtswegen,  sondern 
auf  Antrag  der  vom  Gesetze  für  antragsberechtigt  erklärten 
Personen.    Art.  492. 

Das  Becht,  einen  Antrag  auf  Entmündigung  zu  stellen, 
kommt  folgenden  Personen  zu: 

1.  den  Verwandten  überhaupt  (nicht  den  Schwägern), 
d.  h.  ohne  Bücksicht  auf  die  Art  und  Nähe  der  Verwandtschaft 
(sind  sie  minderjährig  oder  entmündigt,  ihrem  Vormund),  — 
Art.  490 ; 

2.  dem  (nicht  geschiedenen)  Ehegatten  des  zu  Entmündigen- 
den (die  Ehefrau  bedarf  zu  diesem  Antrag  der  gerichtlichen  Er- 
mächtigung, wenn  solcher  gegen  ihren  Ehemann  gerichtet  ist,  und 
der  ehemännlichen  Ermächtigung,  wenn  es  sich  um  den  Ent- 
mündigungsantrag  gegen  einen  Anderen,  z.  B.  gegen  einen  ihrer 
Verwandten  handelt,  Art.  215,  218  [der  Antrag  ist  ja  eine  gericht- 
liche Klage]),  Art.  490; 

3.  dem  Staatsanwalt. 

Hier  muss  man  unterscheiden:  Liegt  ein  Fall  der  Baserei 
vor,  und  stellt  weder  ein  Verwandter  noch  der  Ehegatte  den  An- 
trag, so  muss  der  Staatsanwalt  solchen  stellen ;  liegt  ein  anderer 
Fall  der  Geisteskrankheit  vor  (also  Blödsinn  oder  Wahnsinn), 
so  kann  er  einschreiten,  falls  kein  Ehegatte  noch  bekannte  Ver- 
wandte des  zu  Entmündigenden  vorhanden  sind.    Art.  491. 


*)  Zaebarift.Dreyer,  1  §  125;  Btabel,  §  46;  Behagliel,  1  §  80; 
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Die  Art.  490  u.  491  sind  strictissiiDae  interpretationis,  da  es 
sich  um  eine  BeschränkaDg  der  persönlichen  Freiheit  und  mn  eine 
Vorschrift  der  öffentlichen  Ordnung  handelt. 

Übrigens  haben  auch  die  Verwaltungsbehörden  das 
Recht,  die  Einschliessung  eines  Wahnsinnigen  in  die  öffentlichen 
Anstalten  zu  veranlassen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Entmündigung.  ^ 

Fraglich  ist's,  ob  ein  Geisteskranker  in  einem  lichten  Augen- 
blick seine  eigene  E}ntmündigung  beantragen  kann? 

Die  Frage  dürfte  zu  verneinen  sein,  da  im  Bejahungsfalle 
kein  kontradiktorisches  Verfahren  —  und  solches  ist  vom  Gesetze 
vorgeschrieben,  Art.  496  ff.  —  stattfinden  könnte.  — 

Die  Entmündigung  selbst  kann  nur  stattfinden  auf  Grund  der 
Beachtung  bestimmter  vom  Gesetze  vorgeschriebener  Formen,  auf 
Grmnd  der  gesetzlich  geregelten  Procedur.    Art.  492 — 501  C.  c. 

Das  Verfahren  richtet  sich  gegen  den  zu  Entmündigenden. 
Er  erscheint  als  Beklagter.  Es  muss  kein  Vergleichsversuch 
vorhergehen,  und  die  Klage  wird  in  der  Form  eines  Ersuchens 
(requete)  beim  Gericht  eingereicht,  und  nicht  im  Wege  der  Vor- 
ladung durch  einen  Hnissierakt  —  par  exploit  d'ajoumement  — 
erhoben,  wie  dies  bei  gewöhnlichen  Klagen  der  FaU  ist. 

In  der  Klageschrift  sind  die  Thatsachen,  aus  welchen  man 
aaf  die  Geisteskrankheit  schliesst,  in  artikulierter  Weise  an^ 
zageben,  und  ist  die  Klage  mit  den  Beweisstücken  und  der  Be- 
samung der  Zeugen  zu  versehen. 

Art.  493  C.  c.  verb.  m.  Art.  890  u.  891  C.  d.  pr.  civ. 

Auf  den  Vortrag  des  beauftragten  Eichters  prüft  das  Gericht, 
ob  dem  Ersuchen  auf  Einleitung  des  Verfahrens  stattzugeben  sei. 
Im  Falle  es  dafür  halt,  befiehlt  es  die  Znsammenberufung  des 
Familienrates. 

Dieser  giebt  sein  Gutachten  über  den  geistigen  Zustand  des 
zu  Entmündigenden.    Art.  494  C.  c. 

Über  die  Zusammensetzung  des  Familienrats,  vgl.  Art.  495 
Code  civ.2) 

1)  So  nach  der  Loi  v.  30.  Juni  1838  sor  les  allänes,  Art.  18—24. 

-)  Der  Jamilienrat  wird  wie  im  Falle  der  Vormundschaft  gebildet, 
Art  494,  jedoch  können  diejenigen,  welche  auf  Entmündigung  angetragen 
haben,  nicht  Mitglieder  des  Familienrates  sein;  doch  dürfen  der  Ehegatte 
oder  die  Ehegattin  und  die  Kinder  des  zu  Entmündigenden  dabei  zugelassen 
werden;  sie  haben  aber  dabei  keine  mitzuzählenden  Stimmen.    Art  496. 
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Auf  Gnmd  des  Gutachtens  des  Faiailienrats  kann  das  Gericht 
die  Klage  abweisen. 

Wird  die  Klage  nicht  abgewiesen,  so  ninmi  das  Verfahren 
seinen  weiteren  Verlauf. 

Der  Beklagte  ist  in  der  Eatskammer  (d.  h.  in  ^ibeimer 
Sitzung,  im  Beratungszimmer  des  Gerichtshöfe)  zu  vernehmen,  leor- 
her  ist  demselben  jedoch  die  Klage  und  das  Gutachten  des  Familien- 
rats zuzustellen.    Art.  893  C.  d.  pr.  civ. 

Kann  derselbe  sich  jedoch  daselbst  nicht  einfinden  wegen 
seines  Gesundheitszustandes,  so  beauftragt  das  Gericht  einen  Bichter, 
um  jenen  in  seiner  Wohnung  zu  vernehmen. 

Mag  die  Vernehmung  des  Entmündigenden  auf  die  eine  oder 
andere  Weise  statthaben,  stets  muss  derselben  der  Staatsanwalt 
anwohnen.    Art.  496  C.  c. 

Gleich  nach  der  ersten  Vernehmung  kann  das  Gericht  einen 
provisorischen  Verwalter  ernennen,  der  für  die  Person  und  das 
Vermögen  des  zu  Entmündigenden  Sorge  zu  tragen  hat,  Art.  497 
Code  civ. 

Wenn  übrigens  die  Vernehmung  des  zu  Entmündigenden  und 
die  vorgelegten  Beweisstücke  unzureichend  sind,  und  die  That- 
sachen  durch  Zeugen  dargethan  werden  können,  so  kann  das 
Gericht  ein  Zeugenverhör  (enquSte),  das  in  der  gewöhnlichen  Form 
abgehalten  wird  (Art.  252  u.  ff.  C.  d.  pr.  civ.),  anordnen. 

Es  kann  befehlen,  wenn  die  umstände  es  erfordern,  dass  das 
Zeugenverhör  in  Abwesenheit  des  Beklagten  abgehalten  werde,  in 
welchem  Falle  ihn  jedoch  sein  Rechtsbeistand  vertreten  kann. 
Art.  898  Abs.  2  C.  d.  pr.  dv. 

Nach  Beendigung  des  Ver&hrens  hat  das  Gericht  die 
Parteien  vorzuladen  und  in  öffentlicher  Sitzung  nach  Anhörung  des 
Staatsanwalts  das  Urteil  zu  fällen. 

» 

Art  498  C.  c,  Art.  892  C.  d.  pr.  civ.,  Art  515  C.  c. 

Das  Urteil  kann  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  lauten: 
entweder  auf  Verwerfung  der  Klage,  wenn  solche  nicht  be- 
gründet erscheint  —  wegen  der  Kosten  vgl.  Art.  131  C.  d.  pr.  civ.  — , 
oder  auf  Entmündigung,  oder  auf  blosse  Ernennung  eines 
Beistandes  (conseil  judiciaire),  also  auf  Verbeiständung  des 
Beklagten.    Art.  499  C.  c.  vgl.  m.  Art.  513  C.  c. 

Gegen  das  Urteil  kann  in  allen  Fällen  das  Rechtsmittel 
der  Appellation  eingelegt  werden.    Art  500  C.  c. 
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Ist  der  Antrag  auf  Entmündigong  verworfen  worden,  so  kann 
die  Appellation  durch  den  ursprünglichen  Antragsteller  emgelegt 
werden,  oder  auch  durch  ein  Famflenratsmitglied,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  es  nicht  Prozesspartei  war.    Art.  894  C.  d.  pr.  civ. 

Beim  AppeUationsverfahren  ist  die  Einvernahme  des  zu  Ent- 
mündigenden fakultativ.    Art.  500  C.  c. 

Der  Appellhof  kann  das  Urteil  des  Erstinstanzgerichts  be- 
stätigen oder  aufheben. 

Das  Urteil  ist  in  öffentlicher  Sitzung  des  Appellho&  zu  ver- 
künden. ^)   Art.  515  C.  c. 

Im  Weiteren  ist  noch  Folgendes  hervorzuheben: 

Da  Derjenige,  welcher  entmündigt  wird,  unfähig  wird,  die 
Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  vorzunehmen,  und  Deijenige, 
der  verbeistandet  wird,  von  einer  teilweisen  Unfähigkeit  in  be- 
sagter Richtung  betroffen  wird,  —  und  zwar  äussert  das  Ent- 
mündigungs-,  bezw.  Verbeistandungsui-teil  vom  Tage  seiner  Ver- 
kündung diese  Wirkung,  Art.  502  C.  c.  —  so  haben  Dritte  ein 
Intere^e,  seinen  Zustand  zu  kennen,  damit  sie  durch  Abschluss 
von  Rechtsgeschäften  mit  ihm  keinen  Schaden  erleiden. 

Desshalb  schreibt  das  Gesetz  vor,  dass  jedem  Urteil,  welches 
die  Entmündigung  oder  Verbeiständung  einer  Person  ausspricht,  eine 
gewisse  Öffentlichkeit  gegeben  werde,  einerlei,  ob  es  ein 
Urteil  des  Appellhofs  (arret)  oder  der  ersten  Instanz  (jugement) 
ist.  Denn  wenn  das  Erstinstanzurteil  bestätigt  worden  ist,  so 
äussert  die  Entmündigung  oder  Verbeiständung  ihre  Wirkungen 
(Art.  502  C.  c.)  vom  Tage  (Datum)  des  Erstinstanzurteils. 

Mithin  sind  nachstehende  Förmlichkeiten  in  Bezug  auf  beide 
Urteile  einzuhalten.  Es  muss  das  Urteil  auf  Betreiben  des  Ent- 
mündigungs-Elägei^s  dem  Entmündigten,  bezw.  dem  Verbeiständeten 
mitgeteilt  werden  und  binnen  zehn  Tagen  vom  Tage  des  erlassenen 
Urteils  an  durch  die  Interdiktionstabellen  (tableaux  des  interdits), 
die  zu  diesem  Zwecke  in  den  Audienzsälen  der  Gerichte  und  in 
den  Schreibstuben  der  Notare  zu  halten  sind  —  bekannt  gemacht 
werden.  Art.  501  C.  c.  *)  Der  rechtlichen  Wirksamkeit  des  Ent- 
mündigungs -Urteils  thut  übrigens  die  Nichtbeobachtung  der  in 
Art  501  C.  c.  enthaltenen  Vorschrift  keinen  Einhalt  oder  Eintrag 

^    Sirej  1876^  I,  302. 

^  Vgl  anch  die  Loi  t.  25  Ventöse  de  Tan  XI,  Art  18;  Dekret  v. 
16.  Februar  1807,  Art  92. 
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-r-  Art.  501  enthält  Bur  Vorsdchtsmassregeln ,  und  Dritte  können 
sich  auf  den  Mangel  der  Veröffentliehung  nicht  berufen,  jedoch 
haben  sie  unter  Umständen  einen  Entschädigungsanspruch  gegen 
Diejenigen,  welche  die  Unterlassung  der  Veröffentlichung  ver- 
schuldet haben.  ^) 

Wird  das  die  Entmündigung  aussprechende  Erstinstanzurteil 
infolge  der  Appellation  au%ehoben,  so  hat  dies  auch  rückwirkende 
Kraft  in  der  Weise,  dass  jetzt  die  in  der  Zwischenzeit  allein  vom 
Entmündigten  vorgenommenen  Rechtshandlungen  von  demselben 
nicht  mehr  angefochten  werden  können.  Wird  die  Entmündigung 
vom  Erstinstanzgericht  verworfen  und  dagegen  vom  Appellgericht, 
unter  Aufhebung  des  Erstinstanzurteils,  ausgesprochen,  so  äussert 
die  Entmündigung  erst  vom  Datum  des  Appellationsurteils  (an*et) 
ihre  Wirkung.  •) 

n.  Badisches  Recht. 

Im  Entmündigungsverfahren  sind  in  Baden  grosse  Änderungen 
der  Gesetzesmaterie  dadurch  eingetreten,  dass  dasselbe  reichs- 
gesetzlich geregelt  worden  ist  durch  die  Bestimmungen  des 
2.  Abschnittes  des  VI.  Buchs  der  Reichscivilprozess- 
ordnung,  woselbst  die  §§  593—627  das  Entmündigungs- 
verfahren behandebi,  und  zwar  die  §§  593 — 627  dasjenige,  das 
die  Entmündigung  der  Geisteskranken,  und  die  §§  621 — 627 
dasjenige,  das  die  Entmündigung  der  Verschwender  betiifft. 

Die  reichsgesetlichen  Bestimmungen  finden  auch  An- 
wendung auf  die  Vorbeistandung  der  Geistesschwachen  und 
der  Verschwender,  insofern  solche  nach  den  Voi^schiiften  des 
bürgerlichen  Rechts  erforderlich  wird.  Vgl.  §  10  des  R.-Einf.-G€s. 
z.  R.-C.-P.-0. 

Mithin  greifen  sie  auch  in  letzterer  Richtung  in  das  badische 
Recht  ein,  da  ja  solches,  übereinstimmend  mit  dem  französischen 
Recht,  die  Verbeiständung  der  Geistesschwachen  und  Ver- 
schwender als  solche  im  Landrecht  anerkennt. 

Man  kann  daher  auch  die  Entmündigung  der  Geistes- 
kranken und  der  Verschwender,  der  letzteren,  wenn  sie  auf 
Grund  des  Art.  513  a  des  bad.  Landr.  wegen  Unverbesserlichkeit 
nach    erfolgter   Verbeiständung   entmündigt  werden,    die   „voll- 


5)    LavreBt,  V  Nr,  283  und  AnlMT  et  Bau,  I  §  125  Nr.  27  u.  2S. 
c>    Vgl.  Anbry  et  Bau,  I  §  115,  Anin.  25  n.  Text  dazu. 
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ständige  Entmündigung^,  die  Verbeiständung  der  Geistes- 
schwachen und  Verschwender  die  „unvollständige  Ent- 
mändigung'^  nennen,  weil  eben  das  Reichsrecht  —  §§  593 — 627 
R.-C.-P.-O.  in  Verb.  m.  §  10  des  R.-Einf.-Ges.  z.  R.-C.-P.-0.  — 
das  Verfahren,  welches  fiir  die  Entmündigung  oder  Verbeiständung 
der  gedachten  Personen  vorgeschrieben  ist,  mit  dem  Eollektivnamen 
^,Entmündigungsverfahren"  bezeichnet. 

Die  Frage,  ob,  da  Art  489  C.  c.  nur  von  der  Entmündigung 
„Volljähriger"  spricht,  auch  „Minderjährige"  wegen  Geistes- 
krankheit oder  Geistesschwäche,  bezw.  vollständig  oder  unvollständig 
entmündigt  werden  können,  kommt  für  Baden  nicht  mehr  in  Be- 
tracht, da  nach  §  593  das  Erfordernis  der  Voiyährigkeit  au%ehoben 
ist.  Es  heisst  daselbst :  „Eine  Person  kann  für  geisteskrank  u.  s.w. 
erklärt  werden"  —  mithin  können  auch  „Minderjährige"  ent- 
mündigt werden.  ')  Siehe  auch  §  27  S.  458.  (Anm.  7  u.  Text) 
d.  W. 

Im  Weiteren  hebe  ich  hervor: 

Das  ganze  Entmündigungsverfahren,  wie  es  nach  französi- 
schem Rechte  gilt  —  vgl.  meine  Ausfuhrungen  in  vorw.  §  unter 
Ziff.  I  —  und  in  den  Art.  490—498  (498  a),  500  u,  501  C.  c.  dargestellt 
ist,  wobei  auch  materiell  rechtliche  Vorschriften  vorkommen,  näm- 
lich die  Vorschriften  bezüglich  der  Personen,  welche  berechtigt 
sind,  den  Entmündigungsantrag  zu  steUen  (Art.  490,  491  C.  c.)  — , 
ist  in  Baden  in  Folge  der  Vorschriften  der  §§  593  ff.  R.-C.-P.-0. 
in  Wegfall  gekommen,  und  sind  die  genannten  Artikel  des  C.  c, 
bezw.  des  badischen  Landrechts  auch  formell  in  Baden  auf- 
gehoben durch  §  146  des  badischen  Einf.-Ges.  zu  den  Justizge- 
setzen. Art.  498— 498a  sind  ersetzt  durch  die  §§  593—627  R.-C.-P.-0., 
Art.  500—501  sind  ersetzt  durch  die  §§  602—605,  615  R.-C-P.-0. 

Art  499  und  502  haben,  soweit  sie  sich  auf  das  Verfahren 
beziehen,  durch  §  146  d.  bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Justizgesetzen  eine 
neue  Fassung  erhalten,  um  sie  mit  den  §§  der  R.-C.-P.-0.  in  Ein- 
klang zu  bringen. 

7)  Bebaghel,  §  80  Abs.  1  Text  u.  Anm.  2  nimmt  unrichtig  an,  dass 
nach  badifichem  Recht  eine  minderjährige  Person  nicht  entmündigt  wer- 
den könne.  Gerade  aus  §  593  R-C.-P.-O.  folgt  die  Richtigkeit  unserer  An- 
9ichts  denn  §  593  enthält  nicht  hlos  Prozessrecht,  sondern  auch  materielles 
Recht;  allein  abgesehen  hiervon  folgt  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht  anch 
aus'  der  richtigen  Interpretation  des  firanzösischen  und  badischen'  Civil- 
fechtes  selbst 

Baracetti.  Die  Vonnundscfaaft  u.  s.w.  3'J 
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Das  Amtsgericht,  bei  wetchem  der  zu  EkitmändigeBde 
seinen  aUg^neinen  Gerichtsstand  hat  (§§  18—18  R.*C.-P.-0.)  ist 
ausschliesslich  flir  die  Entmfindignng,  d.  h.  das  EntmfindigiiBgs- 
vei^&hren  zuständig. 

Gegen  einen  Deutschen,  der  seinen  Wohnsitz  nnr  im  Aas- 
lande hat,  kann  der  Antrag  bei  dem  Amtsgericht  seines  letzten 
Wohnsitzes  im  deutschen  Bddi  gesteUt  werden.    §  694  B.-C.-P.-0. 

Die  Entmündigung  kann  nur  im  Wege  eines  Beschlusses 
des  zuständigen  Amtsgerichts  geschehen. 

Dieser  kann  nur  auf  Antrag  erlassen  werden.  §  593 
R.-C.-P.-0. 

Bezttglich  der  antragsberechtigten  Personen  ist  Folgen- 
des Becht  in  Baden: 

Es  gilt  §  595  R.-C.-P.-0.,  welcher  an  Stelle  der  Art.  490,  491 
getreten  ist. 

Hiemach  kann  der  Antrag  von  dem  Ehegatten,  einem 
Verwandten  (selbstverständlich  auch  von  dem  Vormund  eines 
mindeijihrigen  oder  entmündigten  Verwandten)  oder  dem  Vor- 
mund des  zu  Entmündigenden  (das  ist  neu,  passt  jedoch  auch  ffir 
das  französische  Becht,  nach  welchem,  wie  im  badischen 
Becht,  auch  ein  Mindeijähriger  ratmündigt  werden  kann  —  siehe 
oben  Anm.  7  u.  Text  —)  gestellt  werden. 

Wenn  eine  Ehefrau  entmündigt  werden  soll,  so  kann  nur 
der  Ehemann  den  Antrag  stellen.  Soll  Jemand  entmündigt 
werden,  welcher  unter  väterlicher  Gewalt  (d.  h.  in  Baden: 
unter  elterlicher  Gewalt,  deren  Ausübung  sich  im  gegebenen  Zeit- 
punkt in  der  Hand  des  Vaters  befindet)  oder  unter  vormundschaft- 
licher Gewalt  steht,  so  kann  der  Antrag  nur  von  dem  Vater  oder 
Vormund  gestellt  werden.  §  595  Abs.  1  u.  2  B.-G.-P.-0.  In 
allen  Fällen  ist  auch  der  Staatsanwalt  bei  dem  vorgesetzten 
Landgericht  (§  148  Ger.-Verf.-Gks.)  zur  Stellung  des  Antrags  be- 
fiigt  (auch  das  ist  neu).  §  595  Abs.  4  B.-C.-P.-0.  Vgl.  auch  §  17 
B.-Pol.-Ges. 

§595  Abs.  3  erklärt  femer:  „Die  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Bechts,  nach  welchen  noch  andere  Personen  den  Antrag 
stellen  kOnnen,  bleiben  unberührt"  Diese  Bestunmung  irt'fBr 
Baden  unpraktisch,  da  Art.  490,  491,  welche  von  den  antrage 
berechtigten  Personen  handeln,  durch  §  146  d.  bad.  Emf.-Gtes.  z. 
d.  Justizges.  aufgehoben  sind  —  es  also  an  Bestimmungen  des. 
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bürgerlicbeü  Rechts  in  Betreff  anderer  Personen,  welche  anch 
antragsberechtigt  wären,  mangelt.  ^) 

Vom  Entmfindignngsverfafaren  selbst  handebi  die  §§596  ff. 
R.-C.-P.-0. 

Es  ist  dies  ein  vollständiges  Prozessverfahren  (früher 
war  das  Verfahren  in  Baden  ein  rechtspolizeiliches  [geregelt 
durch  §  22  des  II.  Einf.-Ed.  z.  Landr.  u.  §  10  d.  Waisenrichter- 
instruktion  v.  1810,  R.-B1.  XVIII],  die  französischen  Verfehrens- 
Yorschriften  hatten  vielfach  Abänderung  erfahren)  und  ist  noch 
nach  strengeren  Orundsätzen  durchgeführt  als  das  französische 
Ver&hren.  Es  behandelt  ganz  eingehend  die  Verhandlung  und 
Beschlussfassung  des  Amtsgerichts  über  den  gestellten  Antrag  und 
die  Rechtsbehelfe,  welche  den  Beteiligten  gegen  den  ergangenen 
Beschluss  zustehen. 

Die  Darstellung  dieses  Verfahrens  gehört  in  das  Prozess- 
recht, mit  welchem  wir  uns  hier,  da  dies  unsere  Aufgabe  nicht 
ist,  nicht  weiter  befassen  können.  ^) 

Hervorhebung  verdient  hier  noch  die  Bestimmung  des 
§  600  R.-C.-P.-O.,  wonach  das  Prozessgericht  (Amtsgericht),  wenn 
es  im  Laufe  des  Verfahrens  die  Anordnung  einer  Fürsorge  flir  die 
Person  oder  das  Vermögen  des  zu  Entmündigenden  fiir  erforderlich 
erachtet,  der  Vormundschaftsbehörde  (d.  h.  dem  als  Vor- 
mundschaftsbehörde zuständigen  Amtsgericht  —  vgl.  §  5a  u.  b  des 
K.-P.-6es.)  hiervon  Mitteilung  zu  machen  hat,  damit  dieselbe  ihie 
entsprechende  Anordnung  trifft  (diese  Bestimmung  ist  an  Stelle 
des  Art.  497  d.  Landi\  getreten,  der  durch  §  146  des  bad.  Einf- 

^)  VgL  zu  dem  Vorgetragenen  Bingner,  das  badische  £inf.-Ges.  zu 
den  Jnstizgesetzen,  S  176.  TeUweise  anderer  Ansicht  hinsiohtlicli  des  An- 
tiagarechts  des  Vaters  oder  Vormunds  ist  Behaghel,  I  §  80  Abs.  2,  Text 
u.  Anm.  2  —  er  will  eben  niir  eine  Entmündig^ung  eines  Volljährigen  zu- 
lassen und  erklärt  desshalb  das  Antragsrecht  jener  Personen  (§  595  R.-C.- 
P.-O.)  -  fär  das  badische  Recht  für  gegenstandslos.  Die  gerichtliche  Er- 
mäditigang  der  Ehefrau,  bezw.  die  ehemännliche  Ermächtigung  für  deren 
AntragsteUnng  dürfte  im  Hinblick  auf  §  51  R.-G.-P.-0.  in  Baden  nicht 
geboten  sein. 

*)  Vgl.  über  das  Entmündigungsverfahren  der  Reichscivüprozesaord- 
nung;  die  monographische  Darstellung  von  P«  Dauiley  das  Entmündig- 
ungsverfiBJunen  gegen  Geisteskranke,  Verschwender  und  Gebrechliche  nach 
der  Reichscivilprozessordnung  und  den  deutschen  Landesgesetzgebongen, 
für  Juristen  und  Ärzte  bearbeitet,  1882. 

30* 
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Ges.  z.  d.  Justizges.  aufgehoben  ist).  Vgl.  aach'§  2  Ziff.  4  R.-P.-Ges. 
u.  §§  61  ff.,  §  83  R.-P.-Ordn. 

Einer  besonderen  Hervorhebung  wert  ist  noch  die  Besthnmnng 
des  §  599  R.-C.-P.-O.,  wonach  die  Entmündigung  nicht  ausgesprochen 
werden  darf,  bevor  das  Gericht  Sachverständige  über  den 
Geisteszustand  des  zu  Entmündigenden  gehört  hat  —  eine  Be- 
stimmung, die  dem  französischen  Recht  in  dieser  absoluten 
Weise  nicht  bekannt  ist. 

Das  Amtsgericht  spricht  nach  gepflogenen  Verhandlungen,  bei 
welchen  eine  Mitwirkung  des  Staatsanwalts  statthaben  kann 
(derselbe  kann  stets  durch  Stellung  von  Anti^ägen  das  Verfahren 
betreiben),  auch  wenn  er  nicht  selbst  den  Entmündigongsantrag 
gestellt  hat  —  §597  Abs.  3  R.-C.-P.-0.  — ,  durch  Beschluss 
entweder  die  Ablehnung  des  Entmündigungsantrags  oder  die 
Entmündigung,  oder  falls  es  den  Antrag  auf  Entmündigung 
zwar  nicht  für  begründet,  aber  doch  den  in  demselben  liegenden 
Antrag  auf  Beschränkung  der  f  Handlungsfähigkeit  des  Beklagten 
wegen  Geistesschwäche,  also  das  Minus  tOr  begründet  erachtet,  die 
Verbeiständung  (die  unvollständige  Entmündigung)  aus  — 
Art.  499  u.  §  10  R.-Einf.-Ges.  z.  R.-C.-P.-0.  Im  letzteren  Fall 
wird  der  wegen  Geistesschwäche  Verbeiständete  den  Mundtod- 
erklärten  ersten  Grades,  d.  i.  den  verbeiständeten  Vei-schwendem 
—  Art.  513  —  gleichgestellt. 

Der  Inhalt  des  die  (vollständige  oder  unvollständige)  Ent- 
mündigung aussprechenden  Beschlusses  wird  mit  der  von  Amts- 
wegen zu  vollziehenden  Mitteilung  an  die  Vormundschaftsbehörde 
(d.h.  das  nach  §§  5a  u.  5b  d.  R.-P.-(Jes.  zuständige  Amtsgericht) 
„wirksam"  —  §603  R.-G.-P.-0. 

Dies  hat  zur  Folge,  dass  der  vollständig  Entmündigte 
oder  der  Verbeiständete  „von  jetzt  an**  rechtshandlungs- 
unfähig, bezw.  in  seiner  Rechtshandlungsfähigkeit  be- 
schränkt wird,  und  einen  Vormund,  bezw.  einen  Beistand, 
erhält  —  femer,  dass  „von  jetzt  an"  alle  Rechtshandlungen 
des  Entmündigten,  bezw.  Verbeiständeten,  welche  er  selbst 
(allein)  vominunt,  von  ihm  als  ungiltig  angefochten  werden  können 
(relative  Anfechtbarkeit).    Das  Nähere  in  §  32  u.  42  d.  W. 

Wenn  jedoch  in  der  Folge  der  die  vollständige  oder  unvoll- 
ständige Entmündigung  aussprechende  Beschluss  durch  Klage 
angefochten  und  eine  Aufhebung  desselben  erwirkt  worden  ist, 
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SO  können  die  Rechtshandlungen,  welche  der  Entmündigte, 
der  Verbeiständete,  seit  dem  Entmündigongsbeschluss  vorge- 
nommen hat,  nicht  mehr  als  ungiltig  angefochten  weinien. 
§  613  R.-a-P.-0. 

Die  Wirksamkeit  des  Inhalts  des  die  Entmündigung  aus- 
sprechenden Beschlusses  hat  aber  weiter  zur  Folge,  dass  die  Be- 
stätigung des  im  Wege  der  Klage  angefochtenen  Entmündigungs- 
beschlusses  rückwirkende  Kraft  hat.  —  Art.  502  u.  Arg. 
Ai-t.  502.  —  >•) 

Durch  §  84  Ziff.  3  u.  4  der  R.-P0I.-O.  ist  auch  flir  die  Ver- 
öffentlichung der  ausgesprochenen  Entmündigung  Sorge  getragen. 
Das  Amtsgericht  und  die  Notare  haben  Veraeichnisse  der  Ent- 
mündigten und  Yerbeiständeten  zu  fäliren  und  au&ulegen.  Dem 
Ermessen  des  Amtsgerichts  ist  es  anheimgegeben,  im  Fall  der  Ent- 
mündigung wegen  Geisteskrankheit  eine  öffentliche  Bekanntmachung 
zu  erlassen.  Vgl.  §23  der  Not.-Ordn.  und  §36  D.-W.  f.  Büi-ger- 
meister. 

Die  Wiederaufhebung  der  Entmündigung  auf  Antrag  wegen 
Wegfalls  der  Entmündigungsm-sachen  (§§  616—620,  625,  626  der 
R.-C.-P.-O.)  hat  selbstredend  keinen  Ehifluss  auf  die  Wirksamkeit 
der  vorher  bestandenen  Entmündigung. 

Der  die  vollständige  oder  unvollständige  Entmündigung 
wegen  Verschwendung  aussprechende  Beschluss  tritt  erst  mit 
der  Zustellung  an  den  Entmündigten  in  Wirksamkeit.  §  028  Abs.  2 
der  R.-C.-P.-0. 

Die  vollständige  Entmündigung  wegen  Verschwen- 
dung, die  Mundtoterklärung  zweiten  Grades  —  Art.  513a 
d.  bad.  Landr.  — ,  d.  h.  die  Entmündigung  eines  bereits  verbei- 
ständeten  Verschwenders,  erfolgt  gleich  der  Entmündigung  wegen 
Geisteski-ankheit  durch  einen  Beschluss  des  zuständigen  Amts- 
gerichts, welchei'  gleichfalls  nui*  auf  Antrag  ergehen  kann. 
§631  R.-C.-P.-Ü. 

lOj  Alles  dies  gilt  auch,  wenigsteiu»  mehr  oder  weuigei*,  auch  im 
französischen  Recht,  wonach  übrigens  die  Wirksamkeit  des  Interdik- 
tionsarteils sofort,  sowie  es  ausgesprochen  ist,  eintritt,  und  im  Falle  der 
Aufhebung  desselben  im  Wege  der  AppeUation  Unanfechtbarkeit  derjenigen 
Handlungen,  welche  der  Entmündigte  allein  seit  dem  Erstinstanzuiteil  vor- 
genommen hat,  eintritt,  während  im  Falle  eines  bestätigenden  Urteils  des 
Appellgerichts  (airet;  solches  „ex  tunc'*  wirkt  VgL  aach  Aubrf  et  Bau,  I 
a.a.O.;  siehe  auch  oben:   I.  Französisches  Recht. 
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Antragsberechtigt  sind  alle  die  Pei^onen,  welche  auch 
den  Antrag  auf  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit  stellen 
können,  mit  Ausnahme  des  Staatsanwalts.  §621  R.-C.-P.-0. 

Das  Verfahren,  das  Mher  in  Baden  ein  rechtspolizei- 
liches war,  iBt  im  Anschluss  an  das  Entmttndigungsverfahren  als 
ein  Prozessverfahren  dui*ch  die  Beichscivilprocessordnung  geregelt. 
§§  621—627  R.-C..P.-0.,  vgl.  §  10  R.-Einf.-Ges.  z.  R.-C.-P.-O. 

Die  Entmündigung  wegen  Verschwendung  —  über  den  Zeit- 
punkt der  Wirksamkeit  derselben  siehe  oben  —  ist  vom  Amts- 
gericht der  Vormundschaftsbehörde  mitzuteilen.  §  623  R.-C.-P.-O. 
Sie  hat  zur  Folge,  dass  der  Entmündigte  nunmehr  ganz  wie  ein 
wegen  Geisteskiankheit  vollständig  Entmündigter  behandelt  ^iid 
und  einen  Vormund  erhält,  welchen  die  Vormundschaftsbehörde  er- 
nennt (stets  tutor  dativus  —  mit  der  alleinigen  Ausnahme  des 
Art.  506 ,  der  auch  analog  bei  der  wegen  Verschwendung  ent- 
mündigten Ehefrau  Platz  greift,  arg.  Art.  513  a  —  allein  auch  im 
Falle  des  Art.  506  wird  Bestätigung  durch  das  Amtsgericht  er- 
heischt —  §  18  R.-P.-Ges.).  Arg.  Art.  513  a  in  Verb.  m.  Art.  509. 
505,  506. 

Die  (vollständige)  Entmündigung  einer  Pei*son  wegen  Ver- 
schwendung ist  von  dem  Amtsgericht  öffentlich  bekannt  zu  macheu 
(durch  Anheftung  des  Beschlusses  an  die  Glerichtstafel,  Einrückung 
desselben  in  die  Amtsverkündiger),  dessgleichen  die  Aufhebung  des 
Entmündigungsbeschlusses.    §  627  u.  §  187  Abs.  2  R.-G.-P.-0. 

Vgl.  auch  zur  Vormundschaft  über  vollständig  Entmündigte 
—  wegen  Geisteskrankheit  und  Verschwendung  —  die  §§  82—85 
R.-P.-0.,  sowie  §§  61—81  eod.  loco. 

§29. 

Die  Übertragung  der  VormundBchaft  über  Entmündigte. 

Delationsgründe.  *) 

Die  Vormundschaft  über  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigte 
wird,  und  hierin  liegt  einer  der  Hauptunterschiede  diesei*  Voimund- 
schaft  gegenüber  derjenigen  über  Mindeijährige  —  über  die  anderen 
Unterschiede  vgl.  §  30  d.  W.  —  nur  übertragen  durch  die  Ober- 
vormundschaftsbehörde (Familiem^at,  in  Baden:  Amtsgericht 


*)  ZaeharUUDreyer,  I  §  136,  insbesondere  Ziffer  I,  Stabel.v.  Bebig- 

hel  ft.  a.  0.,  wie  zu  §  38  d.  W.  — 
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nach  Anhörang  der  Beiräte  and  des  Waisenrichters).  Diese  Vor- 
mundschaft  ist  also  stets  eine  Tutela  dativa,  wfthrend  die  Vor- 
mondschaft  über  Minderjährige  eine  gesetzliche  oder  testammtarische 
odei*  dative  ist  —  siehe  §  9  d.  W.  Art.  505  C.  c.  n.  Art.  895 
C.  d.  pr.  civ. 

Diese  Regel  hat  eine  einzige  Ausnahme:  Wenn  eine 
Ehefrau  entmündigt  wird,  so  tritt  Tutela  legitima  ihres  Ehe- 
mannes ein  —  ihr  Ehemann  wird  kraft  Gesetzes  Vor- 
mund (vorausgesetzt  jedoch,  dass  nicht  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  besteht  —  für  Baden  unpraktisch,  da  es  hier  keine  solche 
Trennung  mehr  giebt). 

In  allen  anderen  Fällen,  selbst  dann,  wenn  der  Entmündigte 
Eltern  oder  andere  Ascendenten  oder  eine  Ehefrau  hat,  ist  der 
Familienrat,  in  Baden  das  Amtsgericht  als  ObeiTormundschafts- 
behörde,  ausschliesslich  berechtigt  und  verpflichtet,  einen  Vormund 
und  Gegenvormund  zu  ernennen.    Art.  505  C.  c. 

Hieraus  folgt,  dass  dem  Volljährigen,  der  entmündigt  wird, 
stets  ein  Vormund  zu  ernennen  ist,  selbst  wenn  seine  Eltern  noch 
leben.  Hierin  unterscheidet  sich  diese  Vormundschaft  wesentlich 
von  der  über  Minderjährige.  Der  Mindeijährige  kommt  erst  unter 
Vormundschaft,  wenn  er  einen  Eltemteil  verloren  hat.  Wenn  ein 
Minderjähriger,  der  schon  unter  Vormundschaft  steht,  entmündigt 
wird,  so  behält  er  seinen  Vormund  bis  zum  Alter  der  Volljährig- 
keit. Mit  diesem  Alter  erhält  er  einen  neuen  Vormund  er- 
nannt. ^) 

—  Die  Behörde  hat  bei  Ernennung  des  Vormunds  und  Gegen- 
vormunds nach  den  Grundsätzen  zu  verfahren,  welche  bei  der  Vor- 
mundschaft über  Minderjährige  in  dieser  Beziehung  gelten.  Art.  505, 
509  —  vgl.  §  12  d.  W.    Vgl.  auch  §§  82  ff.  E.-P.-O. 

Eine  Besonderheit  enthält  noch  Art.  507  Abs.  1 ,  nach 
welchem  dem  entmündigten  Ehemann  seine  Frau  —  sie  ist 
nicht  ipso  jure  Vormünderin  ihres  entmündigten  Mannes  —  zur 
Vormünderin  ernannt  werden  kann.  Es  ist  dies  eine  ganz 
anomale  Bestimmung,  insofern  als  in  der  Regel  eine  Frau  gesetz- 
lich zur  Vormundschaftsführung  unfähig  ist,  mit  Ausnahme  von 
Mutter  und  Grossmutter  —  Art.  442  Ziff.  3  — ,  mithin  derogiert 
Art  507  dieser  Begel. 

1)  So  Laurent,  V  Nr.  286. 
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Überträgt  die  Behörde  der  Fraa  die  Yormundschaft  in  unserem 
Falle,  so  kann  sie  die  Form  und  die  Bedingungen  aufitellen, 
unter  welchen  die  Frau  die  Vormundschaft  über  ihren  entmündigten 
Ehemann  führen  soll. 

Die  Frau  hat  jedoch  das  Recht,  gegen  diesen  Beschluss, 
insofern  sie  sich  durch  denselben  in  ihren  Rechten  verletzt  er- 
achten sollte,  beim  Gericht  Beschwerde  zu  erheben.  Art.  507 
Abs.  2  C.  c. 

Nach  badischem  Recht  ist  der  Ehefrau  hier  das  Recht  der 
Beschwerdefuhrung  an  das  Landgericht  gegeben.  §  23  des  R.-P.-6es. 
Vgl.  auch  §  84  Abs.  1  R.-P.-Ordn. 

Ist  die  Frau  Vormünderin  ihres  Mannes,  so  befindet  sie  sich 
in  einem  doppelten  Verhältnis:  einmal  steht  sie,  wie  eine  jede 
Ehefrau  unter  der  eheherrlichen  Gewalt,  dem  Mundium  ihres  Ehe- 
manns, und  dann  hat  sie,  als  Vormünderin  des  Mannes,  in  unserem 
Fall  die  vormundschaftliche  Gewalt  über  denselben. 

Wenn  die  Frau  nun  in  eigenem  Namen  handelt,  kommt  das 
erstere  Verhältnis  in  Betracht,  sie  bedarf  hier,  als  unter  der  ehe- 
herrlichen Gewalt  stehend,  der  gerichtlichen  Ermächtigung,  weil 
der  Mann  selbst  diese  Gewalt  nicht  ausüben,  also  auch  die  Er- 
mächtigung nicht  erteilen  kann. 

Art.  215  ff.,  222  C.  c. 

Nimmt  die  Frau  vormundschaftliche  Handlungen  vor,  so  muss 
sie  als  Vormünderin  behandelt  werden  und  bedarf  keiner  gericht- 
lichen Ermächtigung  nach  Art.  222,  —  es  wäre  denn,  dass  sie  ak 
Vonnünderin  der  Ermächtigung  bedarf  zu  gewissen  Handlungen, 
—  diese  Ermächtigung  erteilt  aber  der  Familienrat,  es  ist  dies 
keine  Ermächtigung  nach  Art.  222. 

Die  Gütergemeinschaft  verwaltet  die  Frau  nicht  jure  proprio, 
sondern  als  Vormünderin,  arg.  Art.  1421,  dessgleichen  die  Sonder- 
güter des  Mannes,  sowie  ihre  Sondergüter. 

Wenn  die  Frau  nicht  zur  Vormünderin  ihres  entmündigten 
Mannes  ernannt  wird,  sondern  ein  Dritter,  so  hat  sie  zwar  die 
elterliche  Gewalt  über  die  Kinder,  der  Vormund  hat  aber  die  Ver- 
mögensverwaltung sowohl  hinsichtlich  der  Gemeinschaftsgüter ,  als 
auch  der  Sondergüter  von  Mann  und  Frau.  ^) 

^  Vgl.  ttber  das  Dargelegte  insbesondere  Bandry-LaeanttBerie,  I  Nr. 
1174  u.  1175. 
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Anlangend  die  Frage,  wann  der  Vormund  des  Entmündigten 
za  bestellen  ist,  so  unterscheide  man  zwischen  französischem  und 
badischem  Becht. 

I.  Französisches  Kecht. 

Die  Ernennung  des  Vormunds  und  Gegenvormunds 
für  den  Entmündigten  ist  ein  Akt  des  Vollzugs  des  Ent- 
mündigungsurteils. 

Desshalb  muss  man  hier  die  Regeln  anwenden,  welche  be- 
züglich des  Urteils  Vollzugs  in  Betracht  kommen: 

a)  Die  Ernennung  kann  daher  erst  statthaben  nach  der  Zu- 
stellung des  Erstinstanznrteils  oder  des  AppeUurteils,  welches  die 
Entmündigung  ausspricht. 

b)  Ist  die  Entmündigung  durch  ein  Erstinstanzurteil  aus- 
gesprochen, so  kann  die  Ernennung  erst  erfolgen,  wenn  nach  der 
Verkündigung  des  Urteils  die  achttägige  Appellationsfiist  umlaufen 
ist.    Arg.  Art.  449  C.  d.  pr.  civ. 

c)  Die  Ernennung  des  Vormunds  muss  einstweilen  ausgesetzt 
werden,  wenn,  bevor  solche  erfolgt  ist,  die  Appellation  gegen  das 
Entmündigungsurteil  eingelegt  worden  ist  —  denn  die  Einlegung 
der  Appellation  hat  Suspensiveffekt  in  Bezug  auf  die  Entscheidung, 
gegen  welche  sie  eingelegt  ist.    Art.  457  C.  d.  pr.  civ. 

Ist  der  Voimund  oder  Gegenvormund  in  diesem  Zeitpunkt 
schon  im  Amte,  so  muss  sich  der  eine  wie  der  andere  der  vormund- 
schaftlichen Verwaltung  enthalten. 

Die  dringenden  Verwaltungsgeschäfte  sind  in  diesem  Falle 
durch  den  provisorischen  Verwalter,  den  etwa  das  Erstinstanz- 
gericht ernannt  hat  —  Art.  497  C.  c.  —  vorzunehmen,  oder  in  Er- 
mangelung eines  solchen  durch  einen  vom  Appellhof  zu  ernennenden 
iärsorglichen  Verwalter.*) 

d)  Übrigens  kann  die  Ernennung  sofort  nach  dem  Erstinstanz- 
urteil  und  trotz  eingelegter  Appellation  erfolgen,  wenn  das  Urteil 
für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  worden  ist  gemäss  Art.  135 
Ziff.  6  G.  d.  pn  dv. 


Über  den  Wohnsitz  der  Ehefrau  des  entmündigten  Ehemannes  — 
siehe  Baraiettl,  das  Personenrecht  des  C.  Kap.,  S.  264,  267.  —  über  den 
Wohnsitz  der  entmündigten  Ehefrau,  siehe  ebenda  S.  267. 

>)  Vgl  MonrloB^  I  Nr.  1296. 
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n.  Badisches  ßecht. 

Die  Ernennung  hat  nach  badischem  Recht  zu  erfolgen, 
sobald  die  Entmündigung  in  Wirksamkeit  getreten  ist. 

§§  603  (u.  623)  R.-C.-P.-0.,  vgl.  auch  §  613  ß.-C.-P.-0., 
woraus  hervorgeht,  dass  hier  keine  weiteren  Unterscheidungen  za 
machen  sind. 

Auch  bei  der  badisch -rechtlichen  Entmündigung  wegen 
Verschwendung  (Mundtodmachung  zweiten  Grades),  Art.  513a, 
gelten  diese  Grundsätze,  da  nach  Art.  513a  der  wegen  Ver- 
schwendung Entmündigte  vollständig  dem  wegen  Geisteskranklieit 
Entmündigten  gleichgestellt  ist.    Vgl.  auch  §  84  B.-PoL-O. 

§30. 

Von  der  Verwaltung  der  Vormundschaft  über  Entmündigte. 
Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds.*) 

Abgesehen  von  einigen  besonderen  Bestimmungen  (Art.  505 
Abs.  2,  510  u.  511)  ist  im  Gesetzbuch  über  die  Verwaltung  der 
Vormundschaft  über  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigte  nur 
eine  ganz  allgemeine  Bestimung  in  Art.  509  enthalten, 
welche  lautet:  „L'interdit  est  assimile  (ist  gleichgeachtet)  au  mineui\ 
pour  sa  pexsonne  et  pour  ses  biens:  les  lois  sui*  la  tutelle  des 
mineurs  s'appliqueront  k  la  tutelle  des  interdits". 

Der  erste  dieser  beiden  Sätze  wüi-de,  wenn  man  ilm  buch- 
stäblich auslegen  und  von  dem  zweiten  Satz  loslösen  wollte,  be- 
sagen, dass  die  Handlungsunfähigkeit  des  Entmündigten  ganz  jener 
des  Minderjährigen  gleichgestellt  ist. 

Allein  dies  ist  nicht  der  Fall,  die  Verschiedenheit  zwischen 
der  Handlungsunfähigkeit  des  Entmündigten  und  jener  des  Minder- 
jährigen ist  eine  grosse. 

Die  erstere  wirkt  absolut,  in  sofern  als  der  Entmündigte  (weQ 
er  des  Verständnisses  für  die  Verhältnisse  des  Lebens  entbehrt,  ist 
er  ja  doch  deshalb  [wegen  bleibender,  gewöhnlich  vorhandener 
Geisteskrankheit]  entmündigt  worden)  die  nach  seiner  Entmündigung 
vorgenommenen  Rechtshandlungen  —  ohne  Läsion,  es  genfigt,  wenn 
das  Entmündigungserkenntnis  vorliegt,  —  anfechten  kann  — Ai-t.  1125 
verb*  mit  Art.  1304,  502  — ,  während  die  Handlungsunfähigkeit 

*)  Zachariä-Dreyer,  1  §  126  Ziff.  II;  Stabel  und  Behagfael  a.  a.  0., 

wie  an  §  28  d.  W. 


Abschnitt  U.   Die  VormundHcIiaft  über  Entmündigte.  475 

des  Mindeijährigen  nicht  absolut  wirkt,  da  der  Mindeijährige  (weil 
er  eben  doch  ein  gewisses  Verständnis  für  die  Verhältnisse  des 
Lebens  hat,  wenn  er  nicht  gerade  ein  „Kind"  ist)  seine  Handlung 
nur  wegen  Läsion  anfechten  kann  —  Art.  1125  verbunden  mit 
Art.  1304,  1305. 

Die  Handlungsunfähigkeit  des  Entmündigten  ist  (eben  weil 
er  wegen  seines  kranken  Geisteszustandes,  seines  durchaus  mangeln- 
den Verständnisses  für  die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens,  ent- 
mündigt worden  ist)  eine  noch  grössere,  als  jene  des  Minderjährigen. 

Er  ist  zu  allen  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  unfähig, 
was  beim  Mindesjährigen  nicht  zutrifft. 

So  kann  z.  B.  der  Minderjährige,  wenn  er  ein  gewisses  Alter 
eiTdcht  hat,  sich  verheiraten  und  giltig  testieren  (Art.  144,  arg. 
Art.  174,  Art.  904),  während  der  Entmündigte  weder  heiraten  noch 
ein  Testament  machen  kann  (Art.  174,  901).  So  kann  der  Minder- 
jährige Vormund  (wenigstens  über  seine  Kinder)  sein,  Art.  390, 
während  der  Entmündigte  weder  Vormund  noch  Mitglied  eines 
Familienrats  sein  kann,  Art.  442. 

Der  Minderjährige  kann  mit  vollendetem  achtzehnten  Lebens- 
jahre ein  Handelsgewerbe  treiben,  arg.  Art.  1308  in  Verb,  mit 
Art.  2  C.  d.  comm.,  der  Entmündigte  ist  nicht  hierzu  befähigt. 

Der  Mindeijährige  haftet  aus  den  von  ihm  begangenen 
Delikten  und  Quasidelikten  (Vergehen  und  Versehen),  Art.  1310, 
was  bei  Entmündigten  nicht  der  Fall  ist  —  der  wegen  Ver- 
schwendung Entmündigte  (des  bad.  Rechts  —  Art.  513  a)  fi-eilich 
haftet  daraus,  er  wird  ja  wie  ein  bevormundeter  Minderjähriger 
betrachtet,  auch  ist  sein  Geisteszustand  nicht  mit  dem  eines  wegen 
Geisteskrankheit  Entmündigten  zu  vergleichen,  was  aus  der  Natur 
der  Sache  folgt. 

Auch  Art.  1311,  1398  ergeben,  dass  die  Gleichstellung  des 
Mindeijährigen  und  Entmündigten  nach  Ali;.  509  nicht  zutrifft. 

Mithin  drückt  sich  Art.  509  hinsichtlich  dieser  Gleichstellung 
viel  zu  absolut  aus  —  sie  trifft  nicht  zu. 

Die  rechtliche  Gleichstellung,  welche  das  Gesetz  für  den 
Entmändigten  und  den  Mindeijährigen  hat  aussprechen  wollen,  ist 
im  zweiten  Satz  des  Art.  509  des  N&hem  bestimmt. 

Der  Gedanke  ist  der:  Der  Entmündigte  muss,  wie  der 
Minderjährige  —  da  sie  beide  im  „Allgemeinen"  hin- 
sichtlich   ihrer    Handlungsunfähigkeit     gleichgestellt 
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sind,  abgesehen  von  den  in  dieser  Beziehung  Platz 
greifenden  Verschiedenheiten  (dies  der  Sinn  des  ersten 
Satzes  des  Art.  509),  unter  Vormundschaft  gestellt  werden, 
die  Vormundschaft  über  jenen  untersteht  denselben 
Eegeln,  wie  die  Vormundschaft  über  diesen,  was  „ihre 
Ausübung*^  anbelangt. 

Hieraus  folgt: 

1.  Der  Vormund  vertritt  den  Entmündigten,  wie  den 
Minderjähiigen,  bei  allen  bürgerlichen  Handlungen  (im  richtig  ver- 
standenen Sinn,  vgl.  §  14  d.  W.\  er  hat  die  Pflicht,  für  seine 
Person  Sorge  zu  tragen  und  sein  Vermögen  zu  verwalten.  Art.  450. 

2.  Man  muss  bei  der  Verwaltung  des  für  den  Ent- 
mündigten bestellten  Vormunds  geradeso,  wie  bei  jener  des  Vor- 
munds des  Minderjährigen,  die  Eechtshandlungeu  unter- 
scheiden, welche  dem  Vormund  verboten  sind,  vorzunehmen, 
ferner  solche,  welche  er  allein  (ohne  Weiteres)  vornehmen  kann, 
und  solche,  welche  er  nur  mit  Ermächtigung  des  Familien- 
rats (Amtsgerichts)  oder  mit  Einhaltung  besonderer  Form- 
vorschriften  u.  dgl.  vornehmen  kann.  —  Was  hinsichtlich  dieser 
Eechtshandlungeu  und  ihrer  Vornahme  bei  der  Voimundschafb  über 
Minderjährige  gilt,  gilt  auch  hinsichtlich  ihrer  und  ihrer  Vomalune 
bei  der  Vormundschaft  über  Entmündigte.   Vgl.  §  17  d.  W. 

3.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  über  die  Vormund- 
schaftsrechnungen finden  gleiche  Anwendung  bei  beiden  Vor- 
mundschaften. 

4.  Die  Funktionen  des  Gegenvoimunds  sind  in  beiden  Vormund- 
schaften dieselben. 

5.  Die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds  (und  G^egenvormunds) 
sowie  das  gesetzliche  Unterpfandsrecht  des  unter  Vormundschaft 
Stehenden  —  Art.  2121,  2135  —  greift  in  gleicher  Weise  bei 
beiden  Vormundschaften  Platz. 

Das  Gesetzbuch  stellt  aber  nun  noch  folgende  besondere 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Vormund- 
schaft über  wegen  Geisteski-ankheit  Entmündigte  auf,  wonuui 
sich  besondere  Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds  des  Entmündigten 
für  die  Verwaltung  der  Vormundschaft  ergeben: 

1.  Der  Vormund  hat  dem  einstweiligen  Güter -Verwalter, 
vorausgesetzt,  dass  ein  solcher  während  des  Entmündigungsprozeses 
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aufgestellt   worden   ist  —  Art.  497  —   (§  600  R.-C.-P.-0.),   die 
Sechnnng  abzunehmen  —  Art.  505  Abs.  2. 

2.  Er  ist  verpflichtet,  die  Einkünfte  des  Entmündigten  zur 
Erleichterung  seines  Schicksals  und  zur  Wiederherstellung  seiner 
Gesundheit  zu  verwenden. 

Er  hat  hier  besonders  den  Weisungen  des  Familienrats  (Amts- 
gerichts) zu  folgen.  Art.  510.  (Dies  triflt  natürlich  nicht  zu  bei 
den  Entmündigten  wegen  Verschwendung  —  Art.  513a  d.  bad. 
Landr.). 

Hierin  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied  von  der  Vormund- 
schaft über  Minderjährige.  Bei  dieser  ist  es  die  Aufgabe  des 
Vormunds,  möglichst  zu  sparen,  um  dem  Mündel  s.  Zt  ein  ver- 
mehrtes Vermögen  herausgeben  zu  können,  während  bei  der  Vor- 
mundschaft über  den  entmündigten  Geisteskranken  diese  Angabe 
vor  der  oben  angegebenen  in  den  Hintergrund  tritt,  zumal  der 
Entmündigte  sein  ganzes  Leben  entmündigt  bleiben  kann.  Die 
Verbesserung  seiner  Lage,  die  Wiederherstellung  seiner  Gesundheit 
ist  hier  das  Massgebende. 

Mithin  hat  hier  der  Familienrat  bei  Bestimmung  des  Höchst- 
betrags der  Ausgaben  für  die  Person  des  Entmündigten  diesen 
Betrag  höher  anzusetzen,  als  der  Familienrat  bei  der  Vormund- 
schaft des  Minderjährigen.  Art.  454  in  Verb,  mit  Art.  510  und 
ai^.  horum  artic. 

3.  Wenn  ein  Kind  des  wegen  Geisteskrankheit  Entmün- 
digten eine  Ehe  eingehen  will,  so  kann  (soll)  ihm  der  Familien- 
rat des  Entmündigten  (was  dieser  als  Parens  wahrscheinlich  thun 
würde,  wenn  er  compos  mentis  wäre,  denn :  „ne  dote  qui  ne  veut^') 
im  Namen  des  Entmündigten  eine  Aussteuer  (Dos)  geben,  und 
zwar  nur  als  ein  avancement  d'hoirie,^)  d.  h.  als  ein  Vorschuss, 
d^  das  Kind  später  in  die  Erbschaft  des  Parens  im  gegebenen 
Falle  einwerfen  muss  (Art.  843),  und  nicht  als  Voraus  (nicht  par 
pr^dpot  et  hors  part),  d«  h.  firei  von  der  Einwerfung  (denn  exceptio 
est  strictissimae  interpretationis).    Art.  511. 

Ausserdem  kann  in  solchem  Falle  der  Familienrat  auch  noch 
die  übrigen  vermögensrechtlichen  Bestimmungen  des  Ehevertrags 

^)  „Avancement  d'hoirie^  ist  ein  Augdruck,  der  sich  nicht  wieder  im 
Code  Nap.  fmdet ,  er  bedeutet  soviel  wie  avance  sur  la  gaocession.  Hoirie  »= 
her^dit^,  kommt  von  heres. 
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regeln,  d.  h.  die  Gewährung  der  Aussteuer  von  der  Annahme  eines 
bestimmten  Gütersystems  durch  das  Kind  abhängig  machen,  in  der 
Art,  dass  die  Aussteuer  nicht  gewährt  wird,  wenn  solches  nicht 
angenommen  wird.^) 

Der  Familienratsbeschluss  bedarf  jedoch  in  beiden  Richtungen 
der  Bestätigung  des  Gerichts  (nach  Vernehmung  des  Staatsanwalts). 
Art.  511. 

Die  Praxis  dehnt  die  Bestimmung  des  Art.  511  ex  paritate 
rationis  auf  die  Gewährung  einer  Beihilfe  zur  Errichtung  einer 
eigenen  Niederlassung  (Etablissement)  des  Kindes  aus.  Art.  511 
Tgl.  mit  Art  201. 

Auch  wird  Art.  511  vielfach  nicht  blos  auf  die  „Kinder'  des 
Entmündigten,  sondern  auch  auf  „alle  ehelichen  Abkömm- 
linge desselben'^  ausgedehnt,  welche  seine  präsumtiven  Erben  sind 
(Art.  759,  760  u.  914),  ja  sogar  auf  seine  anerkannten  ausserehe- 
liehen  Kinder. 

In  Baden  fällt  die  Vernehmung  des  Staatsanwalts  und  die 
gerichtliche  Bestätigung  der  Entechliessung  des  Familienrats  (d.  h. 
des  Amtsgerichts  als  Familienrats)  hinweg.  §§19,  25  R.-P0I.-G. 
§  4  des  n.  Einf.-Ed. 

Alle  diese  besonderen  Vorschriften  finden  auch,  soweit  möglich, 
bei  der  wegen  Verschwendung  stattgefundenen  Entmfindigung  des 
Verschwenders  nach  badischem  Recht  (Art.513a)  ihre  Anwendung. 
Vgl.  auch  §  82  in  Verb.  m.  §§  61—81  R.-P.-0. 

§31. 
Die  Beendigung  der  Vormundsohalt  über  Entmündigte.*) 

I.  Die  Vormundschaft  über  die  wegen  Geistes- 
krankheit Entmündigten  hört  auf: 

1.  In  der  Person  des  Entmündigten  —  hier  hfirt  die 
Vomrandschaft  ganz  auf  —  oder  2.  in  der  Person  des  Vor- 
munds —  hier  hört  sie  als  solche  nicht  auf,  sondern  nur  das 
Amt  des  bisherigen  Vomnmds  erlischt. 

s)  Damit  ist  selbstverständlich  den  Art.  1095,  1309,  1398  nicht  pzi^a- 
disiert  —  und  so  kann  es  sein,  dass,  im  Falle  ein  minderjähriges  Kind  hei- 
ratet, bei  Abschluss  seines  Ehevertrages  sswei  Familienräte  mitwirken:  sein 
eigener  tmd'  der  Familienrat  seines  entm-ündigten  Parens. 

*)  Zaeluiria-]>re7«r,  1  §  126  Ziff,  III,  Stabel  u.  Behagbel  a.  a.  0., 
wie  zu  §  28  d.  W. 
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Zu  1.  Erloschen  der  Vormundschaft  in  der  Person 
des  Entmfindigten  —  hier  erlischt  also  die  Vormundsehafk  als 
solche,  und  zwar: 

a)  durch  den  Tot  des  Entmändigten  und 

b)  durch  die  Aufhebung  der  Entmündigung  (lamain- 
levee  de  Tinterdiction). 

Diese  kann  nm*  in  denselben  Formen  statthaben,  in  welchen 
die  Entmfindignng  selbst  erfolgt  ist. 

Die  Voraussetzungen  der  Auf  liebung  sind  folgende,  d.  h*  die 
Entmändigimg  hört  auf:  Wenn  der  Grund  der  Geisteskrankheit 
hinweggefaUen  ist,  also  die  Geisteskrankheit  gehoben  ist,  und  ein 
Gerichtsbeschluss  auf  Antrag  der  Antragsberechtigten  (Ehegatte, 
Verwandte,  in  Ermangelung  solcher  der  Staatsanwalt)  nach  Ein- 
vemehmen  des  Entmündigten  dies  ausgesprochen  hat. 

Nach  einer  in  der  Praxis  sehr  yerbmteten  und  gewiss  recht 
begründeten  Ansicht  kann  auch  der  Entmündigte  selbst  den 
Anfhebungsantrag  stellen.  \)  Art.  512  Code  civ.,  Art.  896  C.  d. 
pr.  dv. 

Nach  badischem  Kecht  finden  sich  hier  Änderungen. 
Wenn  die  Entmündignngsursache  hinweggefallen  ist,  so  kann  der 
Entmündigte  selbst  oder  sein  Voimund  oder  auch  der  Staatsanwalt 
bei  dem  zuständigen  Amtsgericht  die  Wiederaufhebung  der 
Entmündigung  beantragen.  Art.  512  d.  Landr.  (neue  Fassung 
dim^h  §  146  d.  bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Justizges.),  vgl.  §§  616,  617 
R.-C.-P.-0. 

Die  Frage  von  wann  an  die  Aufhebung  der  Entmündigung 
wirksam  wird,  ist  nach  §619  B.*C.-P.-0.  dahin  zu  beantworten : 

Sie  wird  erst  wirksam  mit  der  Rechtskraft  des 
Aafhebungsbeschlusses. 

Diese  Rechtskraft  tritt  ein  nach  Umlauf  der  Notfrist  für  die 
sofortige  Beschw^e  (vgl.  §§  540,  535  R.-G.-P.-0.),  bezw.  mit  der 
Verwerfung  der  vom  Staatsanwalt  eingelegten  Beschw^e  durch  das 
Landgericht. 

Erst  von  diesem  Zeitpunkt  (der  Rechtskraft)  an  tritt  der 
Entmündigte  wieder  in  die  Ausübung  seiner  ihm  bisW  eHteegenenr 
Redite  ein. 


>)  Demolombe,  vm  Nr.  678,  679;  Slrey  im,  2, 49S. 
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Wenn  das  Amtsgericht  den  Antrag  auf  Wiederaufhebung  der 
Entmündigung  ablehnt,  so  kann  solche  im  Wege  der  Klage  be- 
antragt werden. 

Hier  wird  dann  die  Aufhebung  der  Entmündigung  wirksam, 
wenn  das  der  Klage  stattgebende  Urteil  die  Rechtskraft  beschritten 
hat.    §  620  R.-C.-P.-0. 

Zu  2,  Aufhören  der  Vormundschaft  über  Entmün- 
digte in  der  Person  des  Vormunds.  Hier  hört  jene  nicht 
als  solche  auf,  sondern  es  hört  nur  das  Amt  des  Vormunds  auf. 
Es  muss  ein  neuer  Vormund  an  die  Stelle  des  Weggefallenen  Vor- 
munds treten. 

Für  die  Aufhebung  der  Vormundschaft  in  der  Person  des 
Vormunds  greifen  dieselben  Gründe  Platz,  wie  bei  der  Vormund- 
schaft über  Minderjährige. 

Vgl.  §  23  d.  W. 

Eine  besondere  Bestimmung  giebt  jedoch  der  Art.  508. 

Hiemach  und  im  Hinblik  darauf,  dass  bei  der  Vormundschaft 
über  Minderjährige  eine  natürliche  Grenze  für  die  Dauer  der  Vor- 
mundschaft gezogen  ist,  was  bei  der  Vormundschaft  über  Entmün- 
digte nicht  der  Fall  ist,  ist  bestimmt,  dass  Niemanden,  abgesehen 
von  einem  Ehegatten,  Ascendenten  und  Descendenten,  zugemutet 
werden  kann,  die  Vormundschaft  länger  als  10  Jahre  zu  be- 
halten. 

Art.  508  ist  auch  auf  den  Gegenvormund  anwendbar,  obwohl 
dies  nicht  ausgesprochen  ist,  —  ex  paritate  rationis.  ^)  Der  ab- 
tretende Vormund  muss  eine  Vormundschaftsrechnung  ablegen.  Arg. 
Art.  509. 

n.  Die  Vormundschaft  über  wegen  Verschwendung 
vollständig  Entmündigte  (nur  badisch-rechtlich,  Art.  513a) 
hört  auf: 

1.  In  der  Person  des  entmündigten  Verschwenders 
—  hier  hört  sie  überhaupt  ganz  auf  — ,  und  zwar: 

a)  durch  den  Tod  des  Entmündigten; 

b)  durch  Aufhebung  der  Entmündigung. 

Wenn  die  Entmündigungsursache  weggefallen  ist,  so  kann  der 
Entmündigte  selbst  oder  sein  Vormund  (nicht  da*  Staatsanwalt) 
die  Aufhebung  der  Entmündigung  bei  dem  zuständigen  Amtsgerichte 

2   Demolombe,  Vin  Nr.  623. 
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beantragen.  §  625  E.-C.-P.-O.,  arg.  Art.  512  des  Landr.  (in 
neuer  iFassoDg  durch  §  JL46  d.  bad.  JBinf.-Ges.  zu  d.  Jnsti2;ges.) 

Über  die  Wirksamkeit  des  die  Eutmündlgnog; aufbebenden 
Beschlusses  gilt  dasselbe,  was  über  die  Wirksamkeit  des  die  TSsit* 
moudJgnBg  wegen  Geisteskrankheit  aufhebenden  Beschlusses  gilt. 
§  625  R.-C.-P.-0.  in  Verb.  m.  §  619  E.-C.-P.-0.  Siehe  auch  §  626 
E.-C..P.-0. 

Die  Wiederaufhebung  der  E^tmändigung  wegen  Verschwen- 
dung ist  durch  das  Amtsgericht  öffentlich  bekannt  zu  machen. 
§  627  B.-C.-P.-O.  in  Verb.  m.  §  187  Abs.  2  ibidem. 

2.  Diese  Vormundschaft  hört  auf  in  der  Person  des 
Vormunds.  Hier  gilt  dasselbe,  was  bei  dem  Erlöschen  der  Vor- 
mundschaft in  der  Person  des  Vormunds  bei  der  Entmündigung  über 
Geisteskranke  gilt.  — 

—  Alles  das,  was  über  die  Klagen  aus  der  vormundschait- 
lichen  Verwaltung  bei  der  Vormundschaft  über  Minderjährige,  so- 
wie über  die  Rechnungsablagepflicht  des  Vormunds  (während  und) 
nach  Beendigung  der  Vormundschaft  Ober  Minderjäfarige  —  §§25 
und  26  d.  W.  dargelegt  wurde ,  greift  auch  bei  der  Vormundschaft 
üb^  Entmündigte  nach  Beendigung  derselbe  Platz.  Mit  a.  W.  es 
finden  die  Art.  472  u.  475  voll  und  ganz  Anwendung.  Der  Art.  907 
hingegen,  der  sich  als  eine  Ausnahmebestimmung  darstellt,  ist  wM 
auf  jene  Entmündigten,  welche  wieder  handlung^Uiig  erklärt  worden 
smd,  nicht  anwendbar.  ^) 

§32. 

Die  Beohtshandlungen  der  GMAtoskranlLen  —  sowie  .d«r 
enljinfliidigtein  yexisQli,wen4ar  (bfMüaoh-reohtlioli.)  *) 

I.   Die  Rechtshandlungen  der  Geisteskranken. 

Was  die  Rechtdiandlungen  des  Vormunds  des  eurtmün- 
digten  Geisteskranken  anlangt,  welche  er  totorio  nomiiie  fui* 

3)  So  9ng^v^f  S.  3d;7,  2^8,  der  ^t  bemei:kt,  die  üqerfj^hrenbeit  des 
Mind^mur^n,  der  Sinfitiäs  eines  Vormunds,  der  lange  Zeit  den  Mindeijäh- 
rigen  leitete,  welcher  Oesichtspunkt  Art  907  ins  Leben  rief,  treffe  hier  nicht 
za.    Mithin  greift  Art.  902  Platz. 

AcoUas,  U  zu  Art.  907. 

•)  2»6k$m'Jn^ej^r^  I  §  21.7,  n  §  934»;  Stoli«l»  §  46  J^^.  I,  §  137; 
B«k%^<a,  I  §.aO  Ziff. 3  u.  4,  §  81  a.  £.,  Brniier,  Erläuterungen,  I  S.  355 
(über  Art  513—515). 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  31 
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denselbeii  vornimmt,  so  gilt  bezäglich  ihrer  rechtüchen  Beurteilung: 
alles  Da^enige,  was  bezäglich  der  BeurteQuiig  der  Rechtshand- 
lungen des  Vormunds  eines  Minderjährigen  dargelegt  wurde,  und 
zwar  hinsichtlich  der  Anfechtung  derselben  durch  den  Entmündigten, 
wenn  sich  der  Vormund  Gesetzwidrigkeiten  hat  zu  Schulden  konunen 
lassen,  welche  üngiltigkeit  erzeugen,  als  auch  hinsichtlich  des 
Schadensersatzanspruchs,  den  der  Entmündigte  etwa  gegen  den 
Vormund  hat    Vgl.  §§  18  u.  20  d.  W. 

Auf  das  Verhältnis,  das  zwischen  dem  Entmündigten  und 
seinem  Vormund  nach  Beendigung  der  Entmündigung  eintritt,  finden 
die  Art  472,  475  Anwendung.  —  Siehe  auch  §  81  (a.  E.) 
d.  W.  — 

Die  Rechtshandlungen  hingegen,  welche  der  Ent- 
mündigte selbst  vorgenommen  hat,  unterliegen  einer  ganz 
anderen  Beurteilung,  als  diejenigen,  welche  der  Minderjährige 
vorgenommen  hat. 

Der  Satz:  „Restituitur  minor  non  tamquam  minor,  sed  tarn- 
quam  laesus^,  der  in  Betreff  der  vom  Minderjährigen  vorgenommenen 
Rechtshandlungen  Platz  greift,  findet  keine  analoge  Anwendung 
auf  den  Entmündigten:  denn,  da  er  wegen  bleibender,  gewöhnlich 
vorhandener  Geisteskrankheit  entmündigt  ist,  gestattet  ihm  das 
Gesetz,  die  Rechtshandlungen,  welche  er  selbst  als  Entmündigter 
voif^enommen  hat,  anzugreifen,  allein  deshalb,  weil  er  sie  im  Zu- 
stand der  Entmündigung,  d.  h.  im  Zustand  seiner  gerichtlich  fest- 
gestellten Geisteskrankheit,  vorgenommen  hat  —  auf  eine  Ver- 
kürzung, Läsion,  kommt's  nicht  an. 

Was  die  Beurteilung  der  Rechtshandlungen  des  Geisteskranken 
anlaugt,  so  muss  man  unterscheiden: 

A.  Rechtshandlungen  eines  Geisteskranken  nach 
seiner  Entmündigung  —  eines  entmündigten  Geistes- 
kranken. 

Bi  Rechtshandlungen  eines  noch  nicht  entmündig- 
ten Geisteskranken  (die  von  einem  Geisteskranken 
vor  der  Entmündigung  vorgenommenen  Rechtshand- 
lungen). 

A.  Die  Rechtshandlungen  eines  Geisteskranken 
nach  seiner  Entmündigung  ~  eines  entmündigten 
Geisteskranken. 
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Alle  Handlnngeii,  welche  der  wegen  Geisteskrankheit  Ent- 
mündigte nach  der  Entmündigung  (nach  dem  Entmündigongsorteil) 
Toi^enommen  hat,  sind  von  Rechtswegen  ungiltig,  selbst  wenn  sie 
in  dilncida  intervalla  fallen.    Art.  502. 

1.  Art  502  spricht  von  den  Bechtshandlnngen,  welche  der 
Entmündigte  nach  dem  Inkrafttreten  der  Entmündigung  vor- 
genommen hat.  Die  Entmündigung  tritt  in  Kraft  vom  Tage  des 
Urteils  an,  welches  sie  ausspricht  —  mit  der  Verkündigung  des 
UrteOs.  Ist  das  Urteil  der  ersten  Instanz  —  le  jugement  —  durch 
Urteil  der  zweiten  Instanz  —  arrSt  —  bestätigt  worden,  so  wirkt 
diese  Bestätigung  auf  das  Urteil  der  ersten  Instanz  zurück,  die 
Entmündigung  ist  also  auch  hier  wirksam  vom  Tage  des  ersten 
Urteils.  Hieraus  folgt  auch,  dass,  wenn  das  Urteil  der  ersten  In- 
stanz, das  die  Elntmündigung  ausgesprochen  hat,  in  Folge  nicht 
eingelegter  Appellation  rechtskräftig  geworden  ist,  es  vom  Tage 
seines  Ausspruchs  wirksam  ist.  Während  der  Appellationsfrist  ist 
hier  der  Entmündigte  gerade  nicht  handlungsun£S.hig ,  denn  wenn 
seine  Handlungsuniähigkeit  auch  einmal  ausgesprochen  ist,  so  ist  sie 
gleichwohl  nicht  unwiderruflich,  m.  a.  W.  die  Giltigkeit  der  seit 
dem  Urteil  von  ihm  allein  vorgenommenen  Handlungen  ist  in 
suspenso  (in  der  Schwebe),  sie  sind  giltig  oder  ungiltig,  je  nachdem 
der  AppeUbof  das  Urteil  der  ersten  Instanz  aufheben  oder  nicht 
aufheben  wird.  Hat  der  Entmündigte  keine  Appellation  eingelegt, 
und  wird  das  Urteil  rechtskräftig :  dann  sind  die  von  ihm  seit  dem 
Urteil  vorgenommenen  Handlungen  ungiltig. 

Hat  das  Erstinstanzgericht  dagegen  die  Entmündigungsklage 
zurückgewiesen,  hingegen  der  Appellhof  solcher  stattgegeben,  so  ist 
die  Entmündigung  erst  vom  Tage  des  Urteils  des  letzteren,  des 
arret,  wirksam.  Mithin  muss  man  im  Art.  502  den  Worten: 
„rint^rdiction  aura  son  effet du  jour  du  jugemenf^  bei- 
fügen :  „ou  de  Tarret."  ^) 

Hat  der  Appellhof  das  zurückweisende  E^rstinstanzurteil  be- 
stätigt, so  kann  und  konnte  von  keiner  Entmündigung  die  Bede  sein. 


^)  So  zutreffend  Baudry-Laeantliieriey  I  Nr.  1179,  der  hierzu  bemerkt: 
Im  Jahre  1803  hiessen  die  conrs  d'appel  „tribnnaux  d'appel*  und  ihre  Urteile 
^worden  als  „jagements^  bezeichnet,  der  Gesetzgeber  hat  daher,  wenn  er 
>an  Art  602  yon  jugement  spricht,  nur  die  damalige  Sprachweise  gebraucht. 

YgL  zum  Vorgetragenen  auch  Valette,  Cours  de  G.  a,  S.  611  ff.;  BoÜenx, 
II  zu  Art.  502,  S.  567;  Aeollas^  IzuArtö02;  Movrlon^  I  Nr.129Bu.12dl 

31* 


484  Capitell.  Die  Yormundschaf);. 

Die  Begel  des  Art.  502,  wonach  die  Entmündigung  ihre  Wii*k- 
samkeit  vom  Tage  des  Urtrils  an  hat,  ist  eine  absolute.  Sie  ist 
daher  ganz  miabhängig  von  der  „Veröffentlichung"  des  Ur- 
teils. 

Hieraus  folgt,  dass  die  fiechtehandlungen  des  Entmündigten, 
die  er  allein  seit  dem  Tag  seiner  ansgesprochen^i  Entmündigung 
vorgenommen  hat,  ungQtig  sind  (siehe  jedoch  oben  die  gemachten 
Einschränkung^),  wenn  er  sie  auch  vorgenommen  hätte  vor  der 
Vomabme  der  durch  Art.  501  zum  Zweck  der  Veröffentlichung 
des  Urteils  vorgeschriebenen  Anschläge.  2) 

In  Baden  tritt  gemSss  §  608  R.-C.-P.-0.  die  Entmündigung 
mit  Mitteilung  des  Entmündigungsbeschlusses  an  die  Ober- 
vormundschaftsbehörde in  Wirksamkeit  — ,  und  äussert  von  Lesern 
Zeikpvaää/e  an  die  Entmündigung  ihren  ESnfluss  auf  den  Becfat^- 
bestand  der  Handlungen  des  Entmündigten. 

Dem  entsprechend  wurde  auch  Art.  502  durch  §  146  d.  bad. 
Einf.-Ges.  zu  den  Justizgesetzen  abgeändert  und  hat  folgende 
Fassung  erhalten: 


2)  So  zutreffend  Movrlon  a.  a.  0.,  der  hervorhebt,  daas  Art.  öOl  tselhet 
ein  entscheidendes  Argument  hierfür  giebt.  Unterstellt  man,  dass  die  An- 
schläge am  10.  Tage  nach  dem  Urteil  gemacht  wurden,  so  werden  alle 
Handlungen,  welche  der  Entmündigte  in  der  Zwischenzeit  des  Urteils  bis 
zum  Anschlag  vorgenommen  hat,  also  in  einem  Zeitraum,  wo  das  Urteil 
noch  nicht  veröffantlicht  worden  war,  offenedchtig  un giltig  sein:  denn 
dieser  Fehler,  der  Fehler,  dass  die  Veröffentlichung  nidit  fiüher  erfolgte, 
kann  weder  dem  Entmündigten  zugerechnet  werden,  da  er  nicht  gehalten 
ist,  för  den  Anschlag  Sorge  zu  tragen,  noch  auch  den  Entmündigungsklfigeni, 
da  sie  regelrecht  in  der  gesetzlichen  Frist  ihren  Antrag  gesteUt  haben. 
Wenn  nun  die  Entmündigung  ihre  Wirkung  vom  Tage  des  Urteils  hat  und 
vor  dem  Aushang  der  Anschläge,  und  da  diese  erst  am  10.  Tage  nach  dem 
Urteil  erfolgt  ist,  so  darf  man  sicher  hieraus  den  Schluss  ziehen,  daas  die 
Entmündigung  ihre  Wirkungen  unabhängig  vom  gedachten  Aushange 
äussert. 

Das  untersteht  jedoch  keinem  Zweifel,  dass  der  Diitte,  welcher  da- 
durch sich  im  Irrtum  Über  den  Zustand  und  die  Handlungsunfähigkeit  des 
Entmündigten  beladen  und  mit  ihm  kontrahiert  hat,  unter  Umständen 
eine  Sehadenaklage  gegen  den  Entmftndignngaklägar  hat,  welcher  nicht 
xeditBeitig  den  Anschlag  beantragt  hat  —  oder  auch  gegen  die  Beamten 
(Noter  und  Gerichtssohreiber),  welche,  obgleich  darum  ersucht,  den  AnBohkig 
nicht  gemacht  haben. 

So  auch  Yalette  a.  a.  O.,  .6. -618  u.  Explication  sommaire.  6.  *^6Ü\', 
Demolombe,  YHI  Nr.  ödO;  MuTMit,  V  Nr.  283. 
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,^e  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  der  Entmttndigfong 
oder  Verbeistandimg  (§  603  R,-C.-P.-0.)  von  dem  Entmündigten 
oder  Verbeiständeten  allein  vorgenommenen  Bechtshandlungen 
sind  ungiltig."  ^) 

Der  Eünflnss,  welchen  nach  badischem  Recht  vom  gedachten 
Zeitpunkte  die  Entmündigung  auf  den  Rechtsbestand  der  Hand- 
Imigen  des  Entmündigten  äussert,  erleidet  aber  nach  badischem 
Recht  dann  eine  Modifikation,  wenn  der  Entmündigungsbeschluss 
durch  Klage  beim  Landgericht  angefochten  und  eine  Aufhebung 
desselben  durch  Urteil  erwirkt  worden  ist.  Obgleich  nämlich  diese 
Aufhebung  erst  mit  der  Rechtskraft  des  Urteils  in  Wirksamkeit 
tritt  und  deshalb  auch  die  Giltigkeit  der  seit  der  Entmündigung  bis 
dahin  von  dem  Vormund  vorgenommene  Handlungen  nicht  berührt, 
so  wirkt  die  Aufhebung  doch  in  sofern  zurück,  als  auch  die  Gütig- 
keit der  bisherigen  Rechtshandlungen  des  Entmündigten  auf 
Grund  des  Entmündigungsbeschlusses  nicht  mehr  in  Frage  gestellt 
werden  kann.    §  613  R.-C.-P.-O.-») 

Dies  trifft  auch  für  das  französische  Recht  für  den  Fall 
zu,  dass  gegen  das  Entmündigungsurteil  die  Appellation  ergriffen, 
und  durch  den  Appellhof  das  Entmündigungsurteil  aufgehoben 
worden  ist.    Siehe  auch  oben. 


3)  Früher  lautete  die  bad.  Ubersetzimg  des  Art.  502  übereinfitämmwid 
mit  dem  Urtext  so: 

^Die  Entmündigong  oder  Verbeistäiidiing  hat  Ton  dem  Tage  des  UrteUs 
an  ihre  Wirkung;  alle  von  dem  Entmündigten  oder  Yerbeiständeten 
allein  später  eingegangenen  Rechtshandlungen  sind  kraft  Gesetzes 
tmgiltig/* 

Art.  502  im  Üitext  lautet :  L^interdiction  ou  la  nomination  d^un  conseil 
aura  son  effet  du  jour  de  jugement  Tous  aotes  pass^  postörieureanent  par 
rinterdit,  on  saus  TassistanGe  du  oonsell,  seront  nuls  de  droif 

Warum  die  Worte  „kraft  Geeetees"  in  der  neuen  Fassung  des  Art. 
o<)2  vom  badischen  Gesetzgeber  gestrichen  wurden,  teilt  Bingaer^  das 
bad.  Einf.-Ges.  zu  d.  Reich^ijustizgesetz.  S.  177  mit  —  er  sagt:  „Bei  Art. 502 
~  wurde  ausserdem  in  der  neuen  Fassang  der  Schluss  berichtigt  durch 
Weg^aBSung  der  Worte  „kraffc  Gesetaes^'  vor  ,ungi1tig",  da  es  sich  in  der  That 
nicht  um  eine  kraft  Gesetzes  eintretende  Nichtigkeit  (im  Sinne  des  Art  d  h  des 
Landr.),  sondern  um  eine  mittelst  Klage  geltend  zu  machende  Anfechtbar- 
keit (Art  1125  u.  1304)  handelt''  —  (1.  Kommissionsbericht  11.  Kammer). 

Das  Weitere  über  die  Bedeutung  des  „nuls  de  droit^  „kraft  Gesetae» 
ungiitig''  findet  sich  in  meiner  DarsteUung,  auf  welche  ich  verweise. 

4)  So  durchaus  zutreffend  BebHrhel,  I  §  80  S.  240. 
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2.  In  Art.  502  handelt  es  sich  nnr  um  solche  Handlungen 
des  Entmündigten,  welche  er  in  Person  vornimmt,  bezw.  vor- 
genommen hat:  denn  die  Handinngen,  welche  sein  Vormund  für 
ihn  vornimmt,  in  Vertretung  seiner  Person,  sind  als  solche  giltig. 
sie  unterstehen  derselben  Beurteilung,  wie  die  Handlungen  des 
Vormunds  des  Mindeijährigen ,  welche  jener  als  gesetzlicher  Ver- 
treter dieses  vominmit.  Ihre  Anfechtbarkeit  wegen  Gtesetzwidrig- 
l^eit  und  ihre  Nichtanfechtbarkeit ,  wenn  sie  dem  Gesetz  ent- 
sprechend vorgenommen  sind,  beurteilt  sich  nach  den  Grundsätzen, 
die  im  Vormundschaftsrecht  Aberhaupt  in  dieser  Beziehung  gelten. 
Vgl.  auch  die  Eingangs  vorwürfigen  Paragraphs  gemachten  Aus- 
föhrungen. 

3.  Die  Handlungen  des  Entmündigten  sind  ungiltig,  auch  wenn 
sie  in  dilucido  intervallo  stattfanden  —  mithin  ist  der  Nachweis, 
die  Handlung  sei  vom  Entmündigten  in  einem  dilucido  intervallo 
voi^nommen  worden,  nicht  statthaft.    (Das  Nähere  unter  Ziff.  5). 

4.  „Alle''  Handlungen  sind,  unter  der  oben  angegebenen 
Voraussetzung  ungiltig. 

In  Betreff  dieses  Ausdrucks:  „alle"  Handlungen  herrscht 
eine  grosse  Streitfrage. 

Obwohl  Art.  502  sagt:  „tous  les  actes",  wird  von  der 
Mehrzahl  der  Schriftsteller  bdiauptet,  dieser  so  ganz  allgemein 
aufgestellte  Grundsatz  erleide  gewisse  Ausnahmen,  m.  a.  W.,  es 
gebe  gewisse  Rechtshandlungen,  welche  der  Entmündigte  in  einem 
lichten  Zwischem*aum  giltig  (unanfechtbar)  vornehmen  könne,  trotz 
der  allgemeinen  Bechtshandlungsf ähigkeit ,  mit  welcher  ihn  das 
Gesetz  durch  die  Entmündigung  zu  belegen  scheine. 

In  Betreff  der  Rechtshandlungen,  welche  er  in  lichten  Zwischen- 
räumen soll  vornehmen  können,  besteht  aber  keine  Übereinstimmung, 
jeder  der  auf  dem  angegebenen  Standpunkt  stehende  Schriftsteller 
hat  in  dieser  Beziehung  eine  besondere  Meinung. 

Fast  alle  dieser  Schriftsteller  zählen  zu  jenen  Rechtshand- 
lungen: die  Ehe  (Eheeingehung)  und  die  Anerkennung  ausser- 
ehelicher  Kinder  —  einige  derselben  fügen  noch  bei:  die  Adoption 
und  die  Schenkungen  unter  Lebenden  (namentlich  im  Ehevertrag) 
und  das  Testament. 

Diese  Uneinigkeit  erklärt  sich  aus  der  Schwierigkeit,  hier 
tinen  leitenden  Gesichtspunkt,  mit  Hilfe  dessen  sich  die  Grenzen 
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der  Ausnahmen  von  Art.  502  bestimmen  lassen,  mit  Sicherheit  auf- 
linden, bezw.  au&tellen  zu  können. 

Hauptsächlich  zwei  Ansichten  treten  uns  hier  entgegen,  von 
welchen  die  eine  hauptsächlich  von  Demolombe,  VIII  Nr.  632—648 
und  von  Valette,  Explication  sommajre,  Seite  361  u.  ff.,  und  Cours 
de  Code  civil,  Seite  609  ff.  vertreten  wird,  [während  die  andere 
ihre  Vertretung  durch  Laurent,  Principes  de  droit  civil,  V  Nr.  308 
bis  310,  und  Cours  äänentaire  de  droit  civil,  Nr.  450,  findet. 

Die  Ansicht  Demolombe's  und  Valette's,  welche  ttbrigens  in 
manchen  Punkten  von  einander  abweichen,  und  von  welchen  Valette 
folgerichtiger  seinen  Standpunkt  vertritt,  geht  im  Grossen  und 
Ganzen  dahin: 

Beide  behaupten,  der  Ausdruck  des  Art.  502  „tous  les  actes" 
sei  nur  von  den  Handlungen  zu  verstehen,  welche  zum  Wirkungs- 
kreis des  Vormunds  gehören,  der  Art.  502  finde  keine  Anwendung 
auf  Handlungen,  welche  der  Vormund  nicht  für  den  Entmfindigten 
vornehmen  könne,  in  Bezug  auf  diese  sei  der  Nachweis  (Gegen- 
beweis) des  dilucidum  intervallum  zulässig  —  so  z.  B.  beim 
Testament,  bei  der  Eheschliessung,  bei  der  Anerkennung  eines 
ausserehelichen  Kindes,  bei  der  Adoption  (diese  Handlungen  nimmt 
Demolombe  a.  a.  0.,  wenn  sie  in  lichten  Zwischenräumen  statt- 
geftmden  haben,  von  der  allgemeinen  Regel  des  Art.  502  aus, 
Valette  thut  dies  gleichfalls,  ist  aber  der  Ansicht,  dass  auch  die 
Schenkung  unter  Lebenden  (namentlich  im  Ehevertrag)  gleichfalls 
davon,  wenn  sie  in  dfluddo  intervallo  stattgeftmden  habe,  aus- 
genommen werden  mfisse,  was  Demolombe  nicht  annimmt). 

Für  diese  Ansicht  beruft  man  sich  auf  Folgendes :  Der  Aus- 
druck des  Art.  502  „tous  les  actes^'  schliesse  die  Ausnahme  nicht 
aus,  dies  ei*gebe  sich  schon  aus  dem  römischem  Recht,    das  die 
Fähigkeit  zum  Testieren  und  zur  Eheschliessung  in  lichten  Zwischen- 
räumen bei  den  Geisteskranken  annehme.^) 

')  Instit.  Hb.  2  tit.  12  §  I:  „Furiosi,  si  per  id  tempus  fecerint  tee tarnen- 
tum  qao  furor  eomin  intennissns  eet,  jure  videntor  esse  testati*  —  1  6  Cod. 
de  curat,  für.  5,70:  „per  intervalla  qnae  perfectissima  sunt,  .  .  .  ipsom  posse 
foriosnxn,  dum  sapit,  et  hereditatem  adire,  et  omnia  alla  facere,  quae  sanis 
hominibus  competunt" 

Ja,  nach  römischem  Recht  wird  die  Regel  gelten,  dass  alle  Rechts- 
handlungen eines  Geisteskranken,  der  imter  Curatel  oder  auch  nicht  unter 
Curatel  steht,  ihre  volle  Geltung  haben,  wenn  der  Geisteskranke  sie  in  einem 
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Hierauf  ist  zu  bemerken :  dieses  Argument  ist  ohne  Bedeutung, 
denn  einmal:  die  Amtsführung  war  nach  römischem  Recht  keine 
tutela,  sondern  eine  cora,  und  dann:  das  französische  Recht  tritt 
in  Art.  502  gerade  dem  römischen  Recht  darhi  entgegen,  dass  es 
unbedingt  „alle"  Rechtsgeschäfte,  ateo  auch  die,  welche  in  lichten 
Zwischenräumen  vorgenommen  werden,  ffir  ungiltig  erklärt,  —  femer: 
im  römischen  Recht  hörte  die  cura  fliriosi  von  selbst  anf ,  sobald 
der  Wahnsinn  aufhörte,  und  fing  wiedier  an,  sobald  der  Watuusinn 
wieder  eintrat,  so  dass  die  cura  in  den  Zwischenzeiten  nur 
schlief  ^)  —  und  endlich:  die  Berufung  auf  römisches  Recht  ist 
täberhaupt  unerheblich,  da  solches  in  Frankreich  keine  formdle 
Geltung  hat.') 

Man  beruft  sich  femer  auf  das  ältere  französische  Recht ^), 
—  allein  hier  gilt  dasjenige,  was  zum  römischen  Recht  bemerkt 
wm*de,  das  neuere  französische  Recht,  das  Recht  des  Code  Napoläon, 
beruht  auf  anderen  Grundsätzen. 

Man  beruft  sich  femer  auf  die  medizinische  Wissen- 
schaft, welche  es  rechtfertige,  diese  durch  die  Vemonft  und 
Menschlichkeit  gebotene  Unterscheidung  zu  machen.  Man  sagt, 
es  läge  eine  furchtbare  Härte  darin,  wenn  der  Mensch,  der  so 
unglflcklich  sei,  zeitweise  in  Wahnsinn  zu  verfallen,  in  lichten 
Zwischenräumen  durch  menschliche  Satzung  noch  unglücklicher 
gemacht  werden  solle,  indem  man  ihm  die  Ausübung  der  teuersten, 
kostbarsten  Rechte  versage.  Ein  Gesetz,  so  argumentiert  man, 
welches  dem  schon  so  unglücklichen  Menschen,  die  Anerkennung 
seines  unehelichen  Kindes,   die  Abfassung  eines  Testaments,  die 

diluciclo  intervallo  vorgenommen  hat,  dass  dieser  mithin  während  eines  di- 
lucidnün  intervanum  voUe  Handlongsfähigkeit  hat. 

Vgl.  auch  1. 14.  Dig.  de  officio  praesidis  1,18;  1.  2  Cod.  de  oontr.  em- 
tione  4,  38;  1.  8  Ood^  qui  test.  üßen  poBS.  6,22;  1.  2  Dig.  de  lita  nnptnirBm, 
23,2,  die  lautet:  „Nuptiae  consistere  non  possunt,  nisi  consentiant  onmes,  id  est, 
qni  coeunt,  quorumque  in  potestate  sunt.*'  Aus  dieser  SteUe,  im  Zusammen- 
hang mit  übrigen,  geht  hervor,  dass  der  ftiriosus,  iwenn  er  einen  lichten 
Zwischenraum  hat,  während  desselben  giltig  eine  Ehe  eingehen  kann. 

")  Vgl.  die  oben  in  Anm.  5  angeführte  1.  6  C!od.  5,70,  wo  es  ausdrück- 
lich heisst:  „Wii*  verordnen,  dass  der  Curator  während  der  ZwisohenEeüen, 
welche  vollkommen  licht  sind ,  sein  Amt  ruhen  lassen  muss  ...  et  ipsom 
posse  fariosum  u,  s.  w,  —  wie  oben. 

7)  Vgl.  Barnsettl,  EinfElhrung,  §§  3,  G,  11. 

tt)  Demol^mlK^,  VI  II  Nr.  642. 
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Eingehung  einer  Ehe  verbiete,  sei  nicht  mehr  als  ein  Schutz  des- 
säben  zu  betrachten,  sondern  als  eine  geradezu  unerträgliche 
Tyrannei  ihm  gegenüber  anzusehen,  um  so  mehr,  als  mancher 
Wahnshmige  Honate  lang  wieder  gesund  werden  könne;  ihm  in 
dieser  Zeit  die  teuersten  Rechte  eines  Menschen  abzusprechen,  das 
heisse  ihn  geradezu  bürgerlich  todt  machen,  das  könne  der  Gesetz- 
geber nicht  beabsichtigt  haben.  ^) 

Diese  Auffassung  hat  Manches  für  sich,  ist  aber  nicht  ge- 
eignet, den  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  umzustossen,  —  man 
kann,  abgesehen  hiervon,  aber  dieser  Argumentation  auch  entgegen- 
halten, dass  man  dabei  vergesse,  dass  das  soziale  Interesse  in 
Frage  sei,  welches  über  das  Interesse  des  Einzelnen  zu  setzen  sei ; 
denn,  wenn  man  dem  Entmündigten  zu  heiraten  gestattet,  so  muss 
man  ihm  auch  erlauben,  Kinder  zu  haben:  es  ist  nun  ein  Er- 
fahrnngsatz,  dass  Geisteskranke  fast  ünmer  Geisteskranke  er- 
zeugen. 

Die  menschliche  Gesellschaft  hat  ein  grosses  Interesse,  dass 
die  Zahl  der  Greisteskranken  sich  nicht  vervielfältigt. 

Hieraus  dürfte  sich  sehr  gut  das  Verbot  des  Gesetzes  er- 
klären u.  s.  w.,  u.  s.  w.  *•) 

Endlich  macht  Oemolombe  a.  a.  0.  geltend,  dass  Gesetz  habe 
diese  völlige  Vernichtung  aller  Rechte  eines  geisteskranken 
Menschen  nicht  gewollt,  was  msbesondere  aus  der  Vergleichung 
der  Art.  450  mit  509  u.  502  hervoig^e. ") 

Er  argomentiert  so :  Aus  der  Vergleichung  dieser  Artikel 
ergebe  sich,  dass  der  Entmündigte  mit  dem  Minderjährigen  nur  auf 
gleicher  Stufe,  nicht  unter  diesem  stehen  solle,  d^  Vormund  des 
Minderjährigen  habe  aber  neben  der  Pflicht  der  Ernährung  und 
Erzietmi^  des  Mündels  nur  die  Vermögensverwaltung,  der  Mnider- 
jährige  dürfe  selbst  Testamente  machen  (Art.  904),  er  dürfe  heiraten 
(Art.  144,  148),  er  könne  adoptiert  werden  (Art.  345)  —  mithin 
könne  auch  der  Entmündigte  in  lichten  Zwischenräumen  alle  diese 
Akte  gütig  vornehmen,  eben  weil  bei  ihn!^  keine  Vertretung  zu- 
lässig sei  und  das  Gesetz  ihm  gestatte,  sdche  allein  vorzanehKeit 

>)  ffeMOlombe^  YIII  Nr.  643,  der  sich  auf  medifidnische  AutoriCftten 
beruft. 

10)  So  sehr  zutreffend  in  der  Widerlegong  der  Demolombe'schen  Dar- 
legung: Bandry-Laeantlnerie^  I  Nr.  1180  bis  Abs.  2. 

11)  Demolombe^  Vni  Nr.  644. 
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(arg.  Art.  509).  So  auch  ähnlich  Valette,  der  bemerkt,  die  durch 
Art.  502  aufgestellte  Vermutung  der  Handlungsunffihigkeit  erscheine 
als  in  Wechselbeziehung  stehend,  correlativ,  zu  den  Gewalten  des 
Vormunds  und  der  anderen  Vertreter  der  Handlungsunfähigen  (der 
Vertreter  der  Verbeiständeten).^^) 

Allein  auch  diese  Argumentation,  die  sich  besonders  auf  die 
Analogie  des  Art.  450  stützt  und  die  Art.  509  u.  502  damit  iu 
Verbindung,  wie  dargelegt,  zu  bringen  sucht,  ist  bedeutungslos :  das 
Gesetz,  der  Art.  502,  mflsste  Ausnahmen  von  dem  in  ihm  absolut 
aufgestellten  Giimdsatz  gemacht  haben.  Dies  ist  jedoch  nicht  ge- 
schehen. Der  Art.  502  ist  in  der  absolutesten  Weise  gefasst,  und 
mithin  muss  der  in  ihm  aufgestellte  Grundsatz  ausnahmslos  gelten. 

Gewisse  Akte  des  Entmündigten  von  der  Ungiltigkeit  aus- 
nehmen zu  wollen,  hiesse  dem  Gesetze  Gewalt  anthun,  der  Art.  502 
gestattet  nach  semer  Fassung  und  seinem  Grunde  (auf  welchen 
wir  weiter  unten  noch  zurückkommen  werden)  keine  Unter- 
scheidung. *^) 

Mithin  bezieht  sich  —  ubi  lex  non  distinguit,  nee  nos 
distinguere  debemus  —  Art.  502  auf  alle  Rechtshandlungen,  auf 
eine  jede  Art  derselben,  welche  der  Entmündigte  allein  vominunt, 
auf  das  Testament  des  Entmündigten ,  seine  Eheeingehung  u.  s.  w. 
Sie  sind  alle  ungiltig. 

Die  Ansicht  Laurent's  a.  a.  0.  geht  dahin,  der  einzige  Zweck 
der  Entmündigung  beruhe  darin,  die  pekuniären  Interessen  des 
Entmündigten  und  seiner  Familie  zu  schützen,  mithin  Men  nur 
die  Bechtshandlungen  des  Entmündigten,  bei  welchen  es  sich  um 
pekuniäre  Interessen  handle,  unter  die  Vorschrift  des  Art..  502, 
während  die  „actes  moraux^,  z.B.  die  Eheschliessung,  das  Be- 
gehren der  Ehescheidung,  die  Erhebung  der  action  en  desayeu, 
die  Anerkennung  eines  unehelichen  Kindes,   nicht  unter  Art.  502 

«)  Talette,  Explic.  somm.,  S.  361,  362. 

18)  So  zatrefiend  Fächelt  za  Zaehariä  I  §  127  in  Anm.  1. 

Unserer  Ansicht  ist  auch  Stabeli  Vorträge  (titre  pr^lUbinaire),  S.  ir>7: 
Institationen  §  46;  Boilem^  n  zu  Art.  502  xl  603,  S.  570;  Baudry-LMan- 
tiiierle^  I  Nr.  1180  bis,  Behaghel,  I  §  80,  S.  240,  dagegen  steht  auf  dein 
Standpunkte  Demolombe's,  er  führt  aus:  „Bechtshandlungen,  welche,  weil 
dabei  eine  Vertretung  durch  den  Vormund  ausgeschlossen  ist,  nur  von  dem 
Entmündigten  selbst  ausgehen  können,  werden  von  der  Vorschrift  des  Art. 
502  nicht  getroffen,  zu  ihnen  ist  der  letztere  in  lichten  Zwlschoiräumen 
befähigt'« 
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fallen,  vorausgesetzt,  dass  der  Entmündigte  sie  in  einem  dilucido 
intervallo  vorgenommen  habe  —  das  Testament  dagegen  falle 
unter  die  Eegel  des  Art.  502,  denn  es  sei  ein  pekuniärer  Akt. 

Die  Ansicht  Laurents  erscheint  uns  so  wenig  stichhaltig,  wie 
die  Ansicht  Demolombe's  und  Valette's,  ja,  sie  scheint  uns  juristisch 
noch  weit  weniger  begründet  und  viel  willkürlicher,  als  jene  dei^ 
»renannten  anderen  Schriftsteller  zu  sein.  Auch,  was  die  An- 
erkennung des  unehelichen  Kindes  anlangt,  ist  sie,  abgesehen  von 
ihrer  geradezu  unjuristischen,  willkürlichen  Konstruktion,  wollte 
man  ihr  auch  folgen,  verwerflich :  denn  diese  Anerkennung  ist  nicht 
nur  ein  moralischer  Akt,  sie  kann  auch  dem  Ankennenden  einen 
geldwerten  Nachteil  verursachen.  Es  wirft  sich  daher  mit  Recht 
bezuglich  ihrer  auch  die  Frage  auf:  Warum  sollte  derjenige,  welcher 
die  Anerkennung  im  Stand  der  Entmündigung  vorgenommen  hat, 
nicht  auch  berechtigt  sein,  dieselbe  als  ungiltig  anzufechten?  ^^) 

**)  Hier  noch  einige  Details: 

Bezüglicb  des  Ebeabschlusses  des  Entmündigten  bestehen  drei  An- 
sichten. 

Nach  einer  Ansicht  ist  die  Eheeingehung,  selbst  wenn  sie  in  dilucido 
intervaUo  stattgefunden  hat,  ungiltig,  d.  h.  anfechtbar  —  unter  Ausschluss 
der  diskretionären  Gewalt  des  Gerichts.  Man  begründet  diese  Ansicht,  indem 
man  sagt,  dies  ergebe  sich  aus  Art.  146,  174,  489,  502,  femer  aus  den  Vor- 
arbeiten zum  Gesetzbuch  (Locrä^  Vil  S.  354);  femer,  argumentiert  man,  sei 
es  nicht  zu  bestreiten,  dass  der  Code  Nap.  das  alte  Recht  beseitigt  und  för 
4en  Entmündigten  eine  allgemeine  Vermutung  der  Handlungsunfähigkeit 
geschaffen  habe,  da  nun  der  Entmündigte  selbst  in  einem  dilucido  intervallo 
die  gewöhnlichen  Handhingen  nicht  giltig  vornehmen  könne,  umsomehr 
müsse  man  annehmen,  dass  er  nicht  giltig  eine  Ehe  abschliessen  könne; 
dann  sagt  man,  wenn  der  0.  Nap.  die  Eheschliessung  des  Entmündigten  zu- 
lassen woUte,  hätte  er  sicher  hierfür  Begeln  aufgestellt,  was  nicht  geschehen 
sei,  endlich  beruft  man  sich  auf  das  gesellschaflliche  Interesse  (siehe  oben 
meine  Ausführungen  —  im  Text).    Vgl.  auch  Duranton»  II  Nr.  27— 34. 

Nach  einer  zweiten  Ansicht  soll  die  Eheeingehung  des  Entmündigten, 
wenn  sie  in  einem  lichten  Zwischenraum  stattgefunden  hat,  giltig  sein  — 
so  Demolombe  a.  a.  0.,  Laurent  a.  a.  0.,  Yalette  a.  a.  0. ,  AeoUas,  I  S.  50ö, 
d^  auch  noch  bemerkt,  dass  die  Ökonomie  des  Titels  von  der  Ehe  im  Ge- 
setzbuch nicht  gestattet,  Ungiltigkeitsgründe  anzunehmen,  welche  der  Titel 
nicht  vorgesehen  hat. 

Eine  dritte  Ansicht  geht  dahin,  die  Eheeingehung  des  Entmündigten 
sei  nicht  einfach  nul  de  droit  im  Sinne  des  Art.  502,  sondern  wirklich  nichtig; 
ja  nicht  eodstent. 

Dies  nimmt  man  an,  weil  man  der  Ansicht  ist,  dass  es  an  der  Ein- 
willigung fehle,  Art.  146,  der  för  die  Ehe  die  Ein  willung  verlange,  beziehe 
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5.  Die  Handlungen  des  Entmündigten,  und  zwar  alle,  welche 
er  allein  vorgenommen  hat,  sind  von  Bechtswegen  ungiltig  (nnls 
de  droit)  —  so  sagt  Art.  502. 

sich  nicht  nui*  auf  le  conäentement  naturel,  sondern  auch  auf  da^  consente- 
ment  civil,  denn  sonst  wäre  seine  Bestimmung  derart  selbstverständlich,  dass 
sie  unnötig  wära,  mithin  habe  er  eine  weitere  Bedeutung,  er  verlange  das 
conäentement  civil  ou  Mgal,  der  Entmündigte  sei  nun  nicht  fähig,  dieses 
consentement  l^gal  ou  civil  zu  geben.  So  JEaread^,  I  S.  4,  femer  Maread^ 
Du  manage,  Obs.  prel.,  Nr.  11.  Allein  diese  Behauptung  hat  keinen  rechten 
Sinn  heute  mehr,  sie  würde  auf  den  bürgerlich  Toten  passen,  aber  nicht  auf 
den  Entmündigten,  der  ja  immer  noch  in  dilucido  intervallo  das  consente- 
ment l^gal  abgeben  könnte. 

Zaeharltt,  m  §  451,  Anliry  et  Bau,  V  Nr.  45  bisu.  Benav4,  CoUegienheft, 
§  ö9,  betrachten  die  Eheschliessung  des  Entmündigten  als  nicht  existent, 
ja  sogar  dann  schon,  wenn  sich  die  Partei  zur  Zeit  der  Trauung,  wenn  sie 
auch  nicht  entmündigt  war,  erweislich  in  einem  Gemüts-  oder  Geisteszu- 
stand befand,  durch  welchen  XJberlegung  und  Besonnenheit  ausgeschlossen 
wurde.  Dieser  Ansicht  huldigt  auch  im  Allgemeinen  Laurent ,  IE  Nr.  277  fi'. 
nur  nimmt  er  beim  Entmündigten  Giltigkeit  der  Ehe  an ,  wenn  sie  in  einem 
lichten  Zwischenraum  geschlossen  worden  ist  — .  so  auch  Anbry  et  Bav,  I 
§  127  u.  §  464  Text  Nr.  1. 

Baadry-Laeantlnerle,  I  Nr.  1180  bis  Abs.  2  bemerkt,  der  Art.  174 
erlaubt  die  Einsprache  gegen  das  Ehevorhaben ,  welche  sich  auf  den  Wahn- 
sinn des  künftigen  Gatten  stütze,  er  gestattet  diese  Einsprache  aber  nur, 
indem  er  den  Einsprache  Erhebenden  die  Auflage  mache,  die  Entmündigung 
des  Verlobten  zu  veranlassen  und  darüber  in  der  Frist,  welche  das  Urteil 
festsetze,  entscheiden  zu  lassen;  dies  scheine  wohl  zu  bedeuten,  dass  wenn  die 
Entmündigung  ausgesprochen  sei,  die  Einsprache  aufrecht  erhalten  werde, 
und  mithin  die  Heirat  unmöglich  sei  —  Baudrj-Laoantlneriey  I  Nr.  420 
betrachtet  übrigens,  ohne  weiter  zu  entscheiden,  eine  von  einem  Geistes- 
kranken abgeschlossene  Ehe,  mit  Bücksicht  auf  Art.  146  für  un  mariage 
inexistant. 

Was  das  durch  einen  Entmündigten  gemachte  Testament  anlangt,  so 
ist  es  ungiltig,  denn  der  Entmündigte  ist  präsumtiv  nicht  geistesgesunii. 
Art.  90L.  Auf  ein  nach  der  Entmündigung  errichtetes  Testament  findet 
Art.  Ö02  Anwendung,  auf  das  vorher  errichtete  findet  Art.  503  Anwendung 
(dies  ist  jedoch  zweifelhaft),  Art  504  ist  nicht  anwendbar.  Dies  ist  die  An- 
sicht von  Laureat 9  XI  Nr.  108  ff.  (der,  wie  bemerkt,  aber  bei  dem  Testament 
eines  Entmündigten  für  dessen  Giltigkeit  plädiert,  wenn  es  in  einem  dilucido 
intervallo  gemacht  ist)  —  er  wendet  dies  Alles  auch  auf  die  Donationes  inter- 
vivos  an. 

Zaokarlä,  IV  §  648  Anm.  2  u.  Text  wendet  auf  die  fireigebigen  Ver- 
fügungen (Testamente  und  Schenkungen)  des  Entmündigten  Art.  602  an. 
wobei  zur  Anfechtung  die  Produktion  des  Interdiktionsurteils  genügt  (und 
kein  Gegenbeweis  des  dilucidnm  intervallum  zulässig  ist\  dagegen  finden 
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Diese  Ungiltigk^  ist  jedoch  nur  eine  Anfechtbarkeit, 
und  zwar  eine  relative  Anfechtbarkeit.  Sie  kann  nnr  vom  Ent- 
mfindigten,  bezw.  von  seinen  Stellvertretern  (repräsentants)  oder 
allgemeinen  Bechtsnachfolgem ,  anch  von  den  im  Namen  dieser 
Personen  auftretenden  Olfinbigem  (Art.  1166)  geltend  gemacht 
werden,  —  nnd  nicht  von  Dritten,  nicht  von  Personen,  welche 
mit  dem  Entmündigten  das  Geschäft  abgeschlossen,  kontrahieit 
haben.  Art.  1124, 1125  verb.  mit  Art.  502.  Die  üngiltigkeit,  von 
welcher  Art.  502  spricht,  ist  eben  nicht  zu  Gunsten  Aller,  namentlich 
nicht  der  Letzteren,  sondern  nur  zu  Gunsten  des  Entmündigten 
u.  s.  w.  eingeführt  worden.  Die  Klage  (action  en  nullit^),  bezw. 
Einrede  (exceptio  nullitatis)  verjährt,  wenn  es  sich  bei  der  An- 
fechtung um  Geldansprüche,  d.  h.  um  Geld-  und  zu  Geldeswert 
veranschlagbare  Ansprüche  handelt,  in  10  Jahren  gemäss  Art.  1304. 
Diese  Verjährung  läuft  von  dem  Tage  der  rechtskräftig  aufgeho^ 
benenen  Entmündigung  oder  des  Todes  des  Entmündigten.  ^) 

nach  ihm  die  Art  503  a.  501  bei  der  Anfechtong  von  Schenknngen  und 
Testamenten  keine  Anwendung,  d.  h.  es  fallen  die  dort  aufgestellten  Be- 
schränkungen ftlr  den  Beweis  weg,  dass  der  Testator  nicht  bei  gesundem 
Verstände  gewesen  sei.  — 

Da  der  Entmündigte  nicht  heiraten} kann,  so  kann  er  auch  keinen 
Ehevertrag  abschliessen;  Art  d02. 

Nimmt  man  an,  dass  er  im  lichten  Zwischenraum  heiraten  kann,  so 
muss  man  auch  annehmen,  dass  er  dem  gemeinen  Becht  untersteht 'in  Bezug 
auf  die  Begelung  seines  Ehevertrags  —  sein  Ehevertrag  könnte  daher  durch 
seinen  Vormund  abgeschlossen  werden,  welcher  ihn  in  allen  bürgerlichen 
Rechtsgeschäften  vertritt  (Art.  450),  jedoch  stets  mit  der  Elnsohränknng,  dass 
der  Vertrag  keine  Schenkungen  enthalten  kann,  welche  im  Namen  des  Ent- 
mündigten seinem  ktlnftigen  Gatten  gemacht  werden  können,  denn  die 
Schenkungen  würden  das  Mandat  des  Vormunds  überschreiten.  So  gut 
Baudry-Laeantinerie,  m  Nr.  30  Abs.  5. 

^^)  Die  Klage  selbst  ist  vom  Tage  der  Rechtshandlung  an  .actio  nata."^ 
Sie  kann  daher  jetzt  schon  von  dem  Vormund  des  Entmündigten  angesteOt 
werden.  Die  Verjährungszeit  aber  beginnt  nicht  mit  der  actio  nata,  sondern 
erst  mit  dem  oben  im  Text  angegebenen  Zeitpunkt  Von  der  actio  nata  bis 
dahin  ist  also  ein  Stillstand  der  Verjährung,  Art.  2252  in  Verb,  mit  Art.  509. 
In  Art  1304  heisst's  k  l'ögard  des  actes  faits  par  des  interdits,  mithin  hemmt 
die  Entmündigung  den  Lauf  der  Verjährung  nicht,  wenn  die  Handlung 
vor  der  Entmündigung  vorgenommen,  z.  B.  der  Akt  vor  derselben  nnter^ 
schrieben  worden  war. 

Nach  Amti,  HE  Nr.  288,  beginnt  Übrigens  die  Verjährung  nidit  immer 
notwendig  mit  dem  Tag  der  Aufhebung  der  Entmündigung  (abgesehen 
natürlich  vom  Fall,  wo  sie  mit  dem  Tod  des  Entmündigten  zu  laufen  be- 
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Handelt  es  sich  um  andere  Verhältnisse,  namentlich  nm  Civil- 
Standsverhältnisse,  wie:  Elhe,  Anerkennung  eines  ausserehelicheu 
Kindes,  Adoption  —  femer  um  Testamente  u.  dgL,  so  greift  nidit 


ginnt).  Er  behauptet,  dass  die  Verjährong  selbst  nach  der  Aufhebong  der 
Entmündigung  erst  zu  laufen  beginne  mit  dem  Tag,  von  welchem  an  der 
Entmündigte  Kenntnis  von  der  von  ihm  während  seiner  Entmündigung 
vorgenommenen  Handlung  erlangt  habe.  Er  sagt,  die  kurze  Yeijähmng  des 
Art  1304  habe^nicht  die  Motive  zum  Grunde,  welche  die  lange  Veijährang 
eingeführt  haben.  Der  Beweggrund  der  Einführung:  dieser  werde  erblickt 
in  der  stillschweigenden  Genehmigung,  welche  aus  langem  Stillschweigen 
hervorgehe.  Dies  passe  nicht  auf  die  Verjährung  der  Klage  des  Entmündigten, 
denn  wie  könne  man  unterstellen,  dass  Jemand  einen  Akt  genehmige,  dessen 
Dasein  er  nicht  einmal  kenne. 

Amts  a.  a.  0.  bemerkt  weiter,  dass  diese  seine  Ansicht  auch  überein- 
stimme mit  dem  Gesetzestext,  denn  nach  Art.  1304  verjähre  die  action  en 
nullit^  wegen  Betrug  oder  Irrtum  erst  vom  Tage  der  Entdeckung  dieser 
vitia,  und  dass  man  nicht  übersehen  dürfe,  dass  das  Gesetz  nicht  sage:  die 
Verjährung  der  action  en  nullit^  läuft  vom  Tage  der  Aufhebung  der  Ent- 
mündigung, sondern:  sie  läuft  erst  von  dem  Tage  dieser  Aufhebung  -  - 
was  nichts  anderes  ausdrücke,  als:  sie  kann  niemals  vor  diesem  Tage  zu 
laufen  beginnen,  aber  sie  läuft  nicht  notwendig  von  diesem  Tage  an. 

Dieser  Ansicht  von  Arntz  a.  a.  0.  ist  nicht  beizupflichten.  Sie  hat 
manches  ftir  sich,  allein  es  gebricht  ihr  an  der  Hauptsache:  sie  steht  nicht 
im  Einklang  mit  den  Worten  des  Gesetzes,  mit  dem  ganz  klaren  und  be- 
stimmten Ausdruck  des  Art  1304  Abs.  3.  Die  Auslegung,  die  Arntz  dem 
Gesetze  giebt,  ist  gesucht,  sie  überzeugt  nicht. 

Wenn  der  vordem  Entmündigte  die  10  Jahre  verstreichen  lässt,  ohne 
die  ihm  zustehende  Nichtigkeitsklage  zu  erheben,  so  ist  die  Klage  unter  allen 
Umständen  verjährt.  Wenn  der  Gegenteil  nun  jetzt  den  Vollzug  des  Aktes 
von  ihm  verlangt,  so  kann  er  jenem  auch  nicht  mehr  die  Einrede  der  ün- 
giltigkeit  entgegensetzen,  denn  wollte  man  ihm  dies  gestatten,  so  würde  er 
gewissermassen  durch  eine  Hinterthür  das  f^  ihn  durch  Verjährung  verlo- 
rengegangene Anfechtungsrecht  wieder  zur  Geltung  bringen,  was  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes  nicht  sein  kann:  denn  wenn  das  Gesetz,  Art.  1304,  erklärt, 
dass  die  Anfechtungsklage  mit  10  Jahren  verjährt,  so  ist  damit  gesagt 
dass  es  das  Becht  selbst,  eine  Verbindlichkeit  anzufechten,  ^  erloschen 
erklärt  Ein  Recht,  dass  nun  nicht  mehr  besteht,  kann  nicht  einer  Ein- 
rede zur  Grundlage  dienen,  denn  damit  würde  man  es  ja  wieder  aufleben 
lassen.  Dies  mag  zu  manchen  Unzukömmlichkeiten  führen,  insbesondere  in 
Fällen,  in  welchen  der  vordem  Entmündigte  in  der  Verjährungszeit  nicht 
angefochten  hat,  eben  weil  er  das  Dasein  des  anlechtbaren  Aktes  nicht  kannte 
und  von  demselben  erst  dadurch  Kenntnis  erlangte,  dass  der  Gegenteil 
nach  Umlauf  der  Verjährungszeit  dessen  Vollzug  verlangt,  —  allein  dies 
kann  keinen  Einfluss  auf  die  Sachlage  ausüben,  denn  die  Verjährung  läuft 
eben  auch  gegen  denjenigen,  welcher  sein  Anfechtungsrecht  nicht  kennt 
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bezw,  von  der  Handlung  nichts  weiss,  die  er  anfechten  kann,  ganz  einerlei, 
ob  er  sich  bezfiglicb  seiner  Unkenntnis  eine  Nachlässigkeit  vorwerfen  kann 
oder  nicht. 

Das  untersteht  keinem  Zweifel,  dass,  wenn  der  entmündigt  Gewesene 
darthut,  dass  er  die  Handlung  wäJhrend  eines  An£Edls  von  Oeisteskrankheit 
vorgenommen  hat,  er  sich  jederzeit  dem  Vollzug  der  Handlung  entziehen 
kann,  weil  alsdann  der  Vertrag  nicht  existent  ist  wegen  absoluten  Mangels 
der  Einwilligung  —  in  solchem  Falle  liegt  ihm  aber  die  Beweislast  ob,  und 
nur  in  seltenen  Fällen  wird  ihm  der  Nachweis  gelingen,  dass  er  gerade  in 
dem  Zeitpunkte,  in  welchem  er  gehandelt  hat,  vollständig  seiner  Vernunft 
beraubt  war. 

Im  firanzosischen  Recht  gilt  wohl  der  Grundsatz:  ,,Tant  dure  Factiont 
tant  dure  l'exception^  —  und  nicht  der  Grundsatz:  Quae  temporalia  sunt  ad 
agendnm,  perpetua  sunt  ad  excipiendum.  VgL  Movrlon,  11  Nr.  1493—1495: 
BMdry.LMantlnerie,  II  Nr.  1169. 

^^)  Nach  der  herrschenden  Ansicht  ist  eben  der  Art.  1304  nicht  an- 
wendbar auf  die  action  en  nullit^  ou  en  resdssion,  welche  sich  richtet  gegen 
andere  als  pekuniäre  Bechtshandlungen,  also  namentlich  gegen  Verträge, 
welche  nichts  mit  dem  Patrimonium  zu  thun  haben,  Art.  1304  ist  durchaus 
nnanwendbar  gegenüber  den  den  Stand  der  Personen  anfechtenden  Erlagen, 
also  namentlich  in  Betreff  der  Ehe,  der  Adoption,  der  Anerkennung  eines 
natürlichen  £inde& 

Art  1304  findet  auch  keine  Anwendung  auf  die  Anfechtungsklage, 
welche  sich  gegen  Handlungen  wendet,  die  in  der  Kundgebung  eines  ledig- 
lich einseitigen  Willens  bestehen,  z.  B.  Testament),  Annahme  oder  Aus- 
schlagung einer  Erbschaft.  Art  1304  bezieht  sich  auch  nicht  auf  die  üngiltig- 
keit  von  Urkunden,  d.  h.  von  Schiiftstücken,  welche  bestimmt  sind,  die  statt- 
gehabten  Übereinkommen  ÜBstzustellen,  was  begreiflich  ist,  da  die  Giltigkeit 
oder  Ungiltigkeit  d^un  acte  instrumentaire  sich  in  eine  Beweisfrage  auflöst, 
und  einem  Akt,  der  nicht  auf  eine  Weise,  welche  Glauben  verdient,  abgefasst 
ist,  der  blose  Zeitablauf  unmöglich  die  Beweiskraft  verleihen  kann,  welche 
er  von  An&ng  an  nicht  hatte. 

Vgl.  Baudry-Laeantlnerle,  U  Nr.  1168,  Ziff.  2  u.  Ziff.  3,  welcher  be- 
sonders noch  hervorhebt,  dass  nach  Art.  1304  der  Acte  annullable  ou  rescin- 
dable  sein  müsse  une  Convention,  da  nur  von  der  Anfechtung  einer  solchen 
der  Art  1304  spreche  und  er  zudem  eine  lex  specialis  sei,  wobei  es  übrigens 
ganz  einerlei  sei,  ob  die  Convention  sich  als  eine  Rechte  erzeugende  oder 
fibertragende  darstelle,  oder  als  eine  solche,  welche  eine  Verbindlichkeit  zum 
Erlöschen  bringe,  wie  z.  B.  ein  Schuldnachlass  oder  eine  vertragsmässige 
Wettschlagung. 

Hieraus  ergeben  sich  diesem  Schriftsteller  die  von  mir  Anfangs  dieser 
Anmerkung  aufgestellten  Ausnahmen  der  Anwendungssphäre  des  Art.  1304. 

Vgl.  auch  Baruetti,  Einft^hrung  §  115,  S.  119,  120. 
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Die  AnfechtaBg  ist  zulässig,  ohne  dass  es  von  Seiten  des  An- 
fechtenden des  Beweises  einer  Verkürzung  (Läsian)  —  den 
Grund  siehe  oben  — ,  oder  auch  nur  des  Beweises  der  That- 
sache  bedürfte,  dass  die  Entmündignngsursache  (die Geistes- 
krankheit) zur  Zeit  der  vorgenomm'enen  Handlang  bestan- 
den habe. 

Das  Gesetz  präsumiert  —  praesumtio  juris  et  de  jure  — , 
dass  der  „Entmündigte^  sich  in  einem  beständigen  Znstand  von 
Geisteskrankheit  befindet  (vom  Tage  der  Wirksamkeit  der  Ent- 
miindignng  an  —  sidie  oben  S.  483),  wogegen  kern  Geg^beweis 
zugelassen  ist.    Art.  1852  Abs.  2. 

Ja,  es  wird  selbst  'der  Beweis  (des  Gegners),  dass  der  Ent- 
mündigte „in  einem  lichten  Zwischenraum"  gehandelt  habe,  nicht 
sagelassen. 

Diese  Sätze  folgen  aus  Art.  502,  welcher  sagt:  „Alle  Hand- 
lungen des  Entmündigten  ,seront  nuls  de  droit'  =  annullables 
de  droit". 

Dieser  Gesetzesausdruck  bedeutet: 
Der  Eicht  er,  welcher  mit  einer  Anfechtungsklage  (action 
en  nullit^  [annullabilitä])  befasst  wird,  welche  sich  auf  eine 
Recfatshandhing  stützt,  die  ein  „Entmündigter"  allem  vor- 
genommen hat,  hat  nichts  weiter  zu  prüfen,  als  ob  jene 
Handlung  nach  ausgesprochener  Entmündigung  und 
bevor  dieselbe  wieder  aufgehoben  worden  ist,  vor- 
genommen wurde,  und  ,^muss'S  falls  dies  feststeht  (der 
Beweis  wird  ihm  gew(Hmlich  durch  Vorlage  des  Entmündigungs- 
epkenntnisses  erbracht),  die  Handlung  für  ungiltig  erklären. 

Das  Gesetz  wendet  freilich  den  Ausdruck  „nul  de  droit''  zu- 
weilen (mit  Vcnjiebe)  auf  die  „actes  inexistants"  an,  d.  h.  auf 
Bechtshandlungen ,  deren  Ungiltigkeit  nicht  vom  Richter  aus- 
gesprochen werden  muss,  weil  sie  rechtlich  nicht  existent  sind 
und  daher  eine  Ungiltigkeitserklärang  derselben  gar  nicht  nötig 
fimt.  ^0 

*'^)  -Erfolgt  ^ichwohl  bei  Urnen  unter  Umständen  ein  richterlicher 
Auflspruch  der  Ungiltigkeit,  so  ist  dies  nur  eine  richterliche  FeststellnngT 
welche  nicht  auf  Grund  einer  action  en  nullit^,  sondern  vielmehr  einer  Pxv- 
jlidjgnalklage,  Peststellongaklage  erfolgt,  einer  Klage,  deren  AnsteUung  sich 
m^chmal  empfiehlt,  um  Sicherheit  in  die  Verhältnisse  zu  bringen  und  Sc- 
heit zu  schaiFen. 
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Allein  in  Art.  502  können  die  Worte  ,^iils  de  droit^'  des- 
halb die  Bedeutung  von  rechtlich  nicht  existenten  Eechtshandlnngen 
nicht  haben,  weil  Art.  502  sonst  im  Widersprach  mit  Art.  1304 
Abs.  8  stehen  wtu*de,  aus  welchem  sich  ergiebt,  dass  die  Rechts- 
handlungen eines  Entmündigten  mit  der  action  en  nullit^  von  dem- 
selben angegriffen  werden  können,  woraus  folgt,  dass  die  üngiltig- 
keit  nicht  ipso  jure  eintritt,  sondern  vielmehr  vom  Bichter  auf 
Klage  ausgesprochen  werden  muss. 

Der  Grund,  warum  das  Gesetz  die  vom  Entmündigten 
allein  voigenommenen  Handlungen  nur  für  „anfechtbar^'  und  nicht 
für  „nichtexistent''  hält,  liegt  darin: 

Hätte  es  dieselben  als  nichtexistent  erklärt,  so  wäre  es 
zu  weit  gegangen :  denn  es  ist  ja  möglich,  dass  der  Entmündigte 
gewisse  Handlungen  in  einem  hebten  Zwischenraum  vorgenommen 
hat,  welche  ihm  vorteilhaft  sein  können. 

Hätte  man  nun  alle  Handlungen  des  Entmündigten  für  nicht- 
existent erklärt,  so  könnte  er  diesen  Vorteil  nicht  gemessen. 

Damit  wäre  dem  vom  Gtesetze  dem  Entmündigten  ge- 
währten Schutze  nicht  gedient. 

Dass  das  Gesetz  bei  den  wegen  Geisteskrankheit  Entmün- 
digten nicht  die  Nichtexistenz  ihrer  Rechtshandlungen  annimmt, 
sondern  nur  deren  Anfechtbarkeit,  —  Art.  502,  1124,  1125  — ,  er- 
scheint als  eine  aus  obigem  Grunde  vom  Gesetz  aufgestellte  Aus- 
nahme des  Grundsatzes:    „Furiosus  voluntatis  non  est  capax."  ^^) 

Die  vom  Richter  ausgesprochene  Ungütigkeit  der  Rechts- 
handlung bringt  den  Status  quo  ante  hervor,  es  wird  Alles  in  den 

^)  Eine  ganz  eigentümliche  SteUnng  nimmt  Senavd  ein.  Er  ist  der 
Ansicht,  daas  der  Entmündigte  eine  direkte  Anfechtung  einer  von  ihm  oder 
▼on  seinem  Vormund  fOi  ihn  vorgenommenen  Rechtshandlung  nur  habe,  im 
FaU  Läsion  vorliege  —  hier  giebt  er  ihm  die  Besdssionaklage  und  keine 
action  en  nullit^  —  er  stützt  sich  dabei  auf  Art.  1804. 

Wenn  der  Entmündigte  bereits  aus  dem  Geschäfte,  dass  er  allein  ab- 
/geschlossen  hat,  geleistet  hat,  dann  giebt  Eenaud  ihm  auch  keine  action  an 
nulütö,  sondern  nur  im  gegebenen  Falle  die  Vindicatio  und  die  repHcatio 
puUitatis,  Art.  602,  1304,  1312,  1814,  1125. 

Ich  vermag  dieser  Ansicht,  welche  Renauily  (JoUegienheft,  §§  86,  168, 
169,  des  Näheren  entwickelt  und  zu  begründen  sucht,  nicht  beizupflichten, 
er  steht  ganz  vereinzelt  mit  seiner  Ansicht  da,  kein  einziger  Sohriftstaller 
ausser  ihm  huldigt  derselben.  Seine  Gründe,  auf  die  ich  hier  nicht  weiter 
eingehen  kann,  überzeugen  mich  in  keiner  Weise. 

Barasetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  32 
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Stand  zuräckversetzt,  in  welchem  es  vor  der  Rechtshandlang  sich 
befanden  hat. 

Hatte  die  Handlang  noch  keinen  Vollzog  erhalten,  so  ist  sie 
jetzt  ex  tanc  vernichtet  Sie  wird  so  angesehen,  als  ob  sie  nie- 
mals eine  gesetzliche  Ekistenz  gehabt  hätte,  and  mithin  kann  sie 
keine,  nicht  einmal  eine  natürliche  Verbindlichkeit  erzeugen  (wenn 
so  z.  R  von  zwei  Obligationen,  deren  Vorhandensein  die  Novation 
voraussetzt,  die  eine  nicht  existent  ist,  so  kann  von  einer  Novation 
keine  Rede  sein).  Ist  die  Handlang,  z.  B.  der  Vertrag,  schon  ganz 
oder  teilweise  im  Zeitpunkt  ihrer  richterlich  ausgesprochenen  Un- 
giltigkeit  vollzogen,  so  müssen  sich  die  Parteien  ^genseitig  das- 
jenige zurückgeben,  was  sie  in  Folge  der  Handlung,  die  jetzt  ver- 
nichtet ist,  erhalten  oder  bezogen  haben  —  so  muss  z.  B.  beim 
Kauf  der  Käufer  die  Sache  und  die  Fruchte  derselben,  welche  sie 
seit  dem  Zeitpunkt  der  Übergabe  hervorgebracht  hat,  herausgeben, 
während  der  Verkäufer  seinerseits  den  Kaufpreis  rückerstatten 
muss  samt  den  vom  Tage  der  Zahlung  aufgelaufenen  Zinsen  (vgl. 
jedoch  Art.  1682).  Eine  Ausnahme  erleidet  diese  Wirkung  der 
Ungiltigkeitserkl9rung  im  Falle  des  Art.  1312  zu  Gunsten  des 
Entmündigten,  indem  von  ihm  nur  Daqenige  von  dem  an  ihn 
während  der  Entmündigung  Hingegebenen  herausverlangt  werdm 
kann,  was  erweislich  in  seinen  Nutzen  verwendet  worden  ist  ^') 
Der  Gegnei*  des  Handlungsunfähigen  muss  beweisen,  dass  die 
Leistung  aus  dem  angefochtenen  Vertrage  dem  Unfähigen  zu  Gute 
gekommen  ist 

Was  die  Wirkungen  der  ausgesprochenen  Ungiltigkeit  der 
Rechtshandlung  Dritten  gegenüber  betrifft,  welchen  Rechte  an  d^ 
Sachen  gewährt  wurden,  welche  die  Parteien  sich  gegensdtig  aof 


19)  Hiernach  würde  es,  nach  Creme,  §  29  Anm.  62  n.  Text,  nicht  so- 
wohl darauf  ankommen,  dass  die  Bereichenmg  noch  vorhanden  ist,  sondern, 
dass  sie  auf  Grund  des  Vertrags  überhaupt  einmal  vorlag.  Die  ratio  ist,  dass 
eine  spätere  Verschleuderung  nur  in  einer  zufiüligen  Verbindung  mit  dem  on- 
giltigen  Vertrage  steht,  da  sie  ebensogut  auch  aus  dem  sonstigen  Vermdgea 
hätte  erfolgen  können. 

MeurlODy  n  Nr.  1496  nimmt  an,  dass  der  Entmündigte  nur  dann 
zurückerstatten  muss,  wenn  er  von  dem  Erhaltenen  einen  Nutzen  gehabt 
hat,  d.  h.  wenn  er  es  noch  in  seinem  Besitze  oder  es  sonst  nützlich  ver- 
wendet hat 

Dies  ist  ist  auch  die  Ansicht  von  Baudrj-Laeantlnerley  U  I^r.llTS 
Ziff.  2  Anm. 
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Omnd  einer  vitiosen  Handlung  übergeben  haben,  so  wird  an- 
genommen, dass  die  Parteien  niemals  ein  Becht  an  diesen  Sachen 
gehabt  haben,  und  dass  somit  diejenigen  Rechte,  welche  sie  daran 
begriindet  oder  übertragen  haben  könnten,  als  nicht  eingetreten  zu 
betrachten  sind  (Art.  2125  —  nemo  plus  juiis  in  alium  transferre 
potest  quam  ipse  habet).  Umsomehr  sind  dann  auch  die  Rechte, 
welche  nach  der  üngiltigkeitserklämng  an  jenen  Sachen  Dritten 
gewiUirt  wurden,  ohne  Giltigkeit. 

Da  die  Rechtshandlungen  des  Entmündigten  für  ihn  durch 
seine  Stellvertreter  sowie  für  seine  allgemeine  Rechtsnachfolger 
(bezw.  die  Gläubiger  gemäss  Art.  1166)  anfechtbar,  also  relativ 
anfechtbar  sind,  so  kann  die  Ungiltigkeit  (Anfechtbarkeit)  geheilt 
werden  durch  eine  Genehmigung  oder  Bestätigung  der  ungiltigen 
Handlung  durch  den  Entmündigten,  wenn  er  seine  Handlungsfähig- 
keit in  Folge  der  Aufhebung  der  Entmündigung  wieder  erlangt 
hat,  —  oder  durch  jene  seiner  Stellvertreter  (Vormund)  oder  seiner 
allgemeinen  Rechtsnachfolger.  ^®) 

Die  Anfechtung  von  gegen  den  Entmündigten  ergangenen 
Urteilen  anlangend,  so  sind  solche  nach  Art.  444,  480,  481  C.  d. 
pr.  dv.  anzugreifen,  und  in  Baden  kann  ein  nichtiges  Urteil, 
wenn  es  rechtskräftig  geworden  ist,  nur  im  Wege  einer  Nichtig- 
keitsklage angefochten  werden  —  §  541  if.  R.-C.-P.-0. 21) 


»)  Vgl.  auch  Barozetti,  EmfOhrung,  §  15,  S.  122. 

Die  Bestätigimg,  der  Yerziclit  auf  das  Anfecbtangsrecht  ist  die  £r- 
Uärang  des  Anfechtangsberechtigten,  dass  das  Geschäft  bestehen  solle.  Sie 
bedarf  keines  Accepts,  sie  ist  ein  einseitiger  Akt  Sie  kann  ansdrücklich 
oder  auch  stillschweigend  erfolgen  — .  Beispiele  der  stillschweigenden  Be- 
stätigung ausser  der  Erfüllung:  teilweise  Erfüllung,  Angebot  der  Erftillung, 
Bewilligung  einer  Hypothek  für  die  Schuld,  Vornahme  der  Teilung  mit  dem 
EmpfiLnger  einer  Zuwendung. 

Die  Befugnis  des  Bestätigenden  anlangend,  so  richtet  sich  dieselbe 
nach  der  allgemeinen  Fähigkeit  zu  Veräusserungsgeschäften.  Die  Bestätigung 
muss  natürlich  in  Kenntnis  des  Anfechtungsgrundes  und  in  der  Absicht, 
denselben  zu  beseitigen,  erfolgt  sein.  Auch  darf  dieselbe  keinen  sonstigen 
Mängeln,  insbesondere  nicht  demselben  Mangel  unterliegen,  dessen  Beseiti- 
gung sie  herbeiführen  soll. 

YgL  zum  Vorgetragenen  Cromey  §32  II  Ziff.  1  Text  u.  Anm.  16—28, 
'8.312-814,  — 

2*)  Siehe  AeoÜA«,  I  zu  Art.  f)02  und  Baraietti»  EinfOhrnng,  §15, 
Seite  119. 

32* 
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Wenn  es  sich  um  ein  BechtsgescMft  handelt,  über  weldies 
eine  Privaturkonde  anfgenonunen  worden  ist,  welche  ein  dem  Ent- 
mändigongsorteü  vorgängiges  Datum  trägt,  und  der  wieder  hand- 
lungsfähig gewordene  Entmündigte  oder  sein  Vormund,  bezw.  seine 
Erben  den  Nachweis  fuhren  wollen,  dass  das  Geschäft  im  Zustand 
der  Entmündigung  voi^enommen  und  auf  die  Urkunde  unter  Miss- 
brauch des  geistigen  Zustandes  des  Handlungsunfähigen  m,  un- 
richtiges Datum  gesetzt  worden  sei,  welches  die  Vornahme  des 
Rechtsgeschäftes  als  in  einem  Zeitpunkt  geschehen  erscheinen  lässt, 
in  welchem  der  Entmündigte  noch  nicht  entmündigt  war,  m.  a.  W« 
in  einem  Zeitpunkt,  in  welchem  er  gesetzlich  noch  handlungsfähig 
war,  so  ist  ihnen  die  Führung  dieses  Fälschungsnachweises,  bezw. 
des  Beweises,  dass  das  Bechtsgeschäft  im  Zustand  der  Entmündigung 
eingegangen  worden  ist,  durch  jedes  Beweismittel,  selbst  mit  Hufe 
von  einfachen  Vermutungen  gestattet    (Art.  1348). 

Die  Richtigkeit  des  Datums  kann  jedoch  aus  dem  Grunde 
allein  nicht  bestritten  werden,  dass  das  Datum  desshalb  nicht  als 
sicheres  erscheine,  weil  Art.  1328  nicht  zutreffe.  22) 

^)  Aubry  et  Bau,  I  §  127  Abs.  1  Text  u.  Anm.  8;  Sirey-Slrey,  Code 
oiv.  ann.,  Note  13  —  18  zu  Art.  502. 

Art.  1328  spricht  auch  nur  von  „Dritten^^  d.  h.  denjenigen ,  welche  an 
der  in  der  Urkunde  in  Bezug  genommenen  Übereinkunft  nicht  teil  genommen 
haben  oder  dabei  nicht  giltig  vertreten  waren. 

Da  die  Privaturkunde  diesen  Dritten  entgegengehalten  werden  kann, 
wenn  sie  nicht  einregistriert  worden  ist  u.  s.  w. ,  so  bezieht  sich  Art  1328 
nicht  auf  die  ,, Parteien^*  selbst;  die  eine  Partei  kann  die  Richtigkeit  de& 
Datums  gegenüber  der  anderen  nicht  bestreiten  aus  dem  Qrunde,  aus  wel- 
chem der  Dritte  die  Richtigkeit  gemäss  Art.  1828  bestreiten  kann,  umso- 
weniger  da  nach  Art.  1322  unter  den  Parteien  in  der  Regel  die  Privatnrkunden 
wie  öffentliche  gelten,  indem  sie  för  sich  in  Bezug  auf  die  Contrahenten, 
wenigstens  bis  zum  Gegenbeweis,  die  Richtigkeit  ihres  Inhalts  und  Datums 
darthun,  unter  den  Parteien,  wenn  sie  anerkannt,  bezw.  nicht  bestritten 
sind,  sicheres  Datum  haben. 

Im  Fall  nun  ein  ehemaliger  Entmündigter  die  Echtheit  des  Datoms 
einer  Privaturkunde,  laut  welcher  er  sich  zu  einer  Zeit,  wo  er  noch  hand- 
lungsfähig war,  also  vor  seiner  Entmündigung,  zu  etwas  verpflichtete,  be- 
streiten wiU,  so  ist  ihm  dies  durch  jedes  Beweismittel  zu  thun  gestattet, 
nur  kann  er  nicht  deshalb  allein,  weil  Art.  1328  nicht  zutrifll,  die  Sicherheit 
des  Datums  bestreiten. 

Vgl.  auch  Lauekhard,  RechtsfWe,  U  S.  215;  Kah,  Annotiertes  bad. 
Landrecht  (1860),  zu  Art  502,  S.  94. 

Wenn  Muneke,  Anmerkungen  zu  Zacharifty  S.  29,  behauptet,  dass 
der  Gläubiger  die  Wahrheit  des  älteren  Datums  beweisen  müsse,  und  nicht 
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B)  Die  vom  Geisteskranken  vor  der  Entmündigung 
vorgenommenen  Rechtshandlungen  (Rechtshandlungen 
eines  noch  nicht  entmündigten  Geisteskranken). 

Diese  Handlungen  sind  nicht  „nuls  de  droit." 
Da  jedoch  die  Geisteskrankheit  schon  vor  der  Entmündigung 
bestanden  haben  kann,  so  gestattet  das  Gesetz  den  Richtern  die 
IJngiltigkeit  dieser  Handlungen  in  gewissen  Fällen  auszusprechen. 
Hierbei  muss  man  unterscheiden,  ob  der  Geisteskranke 
noch  lebt,  oder  ob  er  tot  ist  —  zur  Zeit,  wo  es  sich  um  die  An- 
fechtung handelt. 

1.  Der  Geisteskranke  befindet  sich  noch  am  Leben. 

Die  Handlungen,  welche  der  Gteisteskranke  vor  der  Ent- 
mündigung vorgenommen  hat,  können  von  ihm,  bezw.  seinem  Stell- 
vertTCter  (Vormund)  angefochten  und  vom  Richter  dann  für  ungfltig 
erklärt  werden,  wenn  die  Ursache  der  Entmündigung  (die  Geistes- 
krankheit) notorisch  schon  zur  Zeit  der  vorgenommenen  Handlung 
vorhanden  war.    Art,  503.  ^3) 

der  exdpierende  Vormand  die  FaJschheit  derselben,  so  dürfte  ihr  zuzu- 
stimmen  sein:  ^denn^^  so  sagt  Moneke^  „die  Thatsache,  daas  der  Vertrag 
vor  der  Entmündigung  abgeschlossen  sei,  gehört  unstreitig  zum  Beweis- 
thema  dessen,  der  daraus  klagt;  und  eine  Ftivaturkunde  wird  überhaupt, 
also  auch  ftlr  jene  Thatsache,  erst  duix^h  die  Anerkennung  voUbeweisend. 
VgL  509  u.  1322."  — 

Es  wird  daher,  m.  E.,  das,  was  der  Beklagte  zur  Nachweisung  der 
Falschheit  des  älteren  Datums  vorbringt,  mehr  als  Gegenbeweis,  denn  als 
Beweis  zu  gelten  haben. 

Vgl.  zu  diesen  schwierigen  Fragen  Monrloi,  n  Nr.  1542—1570:  Baudry- 
Lieantlnerie,  n  Nr.  1191  ff.  insbes.  Nr.  1213,  1219.  A.  M.  wegen  der  Be- 
weislast Lmtrentj  Y  Nr.  320—322. 

®)  Stellt  man  sich,  indem  man  vorerst  von  der  Sondervorschrift  des 
Art.  503  absieht,  auf  den  Standpunkt  des  gemeinen  Rechts,  des  Regelrechts, 
welches  in  den  Fällen  Platz  greift,  in  welchen  keine  besonderen  Vorschriften 
durch  das  G^esetz  gegeben  sind,  so  müsste  man  sagen: 

Solche  Handlungen  sind,  vorausgesetzt,  dass  erwiesen  ist,  dass  im 
Zeitpunkt  ihrer  Vornahme  der  sie  Vornehmende  geisteskrank  war,  rechtlich 
als  nicht  existent  zu  betrachten,  weil  es  an  einer  giltigen  Willens- 
erklärung mangelte:  denn  Geisteskranke,  Kinder,  total  Berauschte  haben 
rechtlich  keinen  Willen,  sie  können  ihn  daher  auch  nicht  erklären.  Arg. 
Art  1108.  Wäre  ein  solches  Rechtsgeschäft  thatsächlich  vollzogen,  so  be- 
dürfte es,  da  eine  nicht  existente  Rechtshandlimg  vorliegt,  keiner  Anfechtung, 
sondern  nur  der  Condictio  sine  causa,  die  nicht  gemäss  Art.  1804  in  10  Jahren, 
sondern  erst  nach  30  Jahren  verjähren  würde.  —  (Dass  das  Gesetz  bei  den 
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Mithin  verlangt  Art  503  zur  Umstossung  der  Rechtshandlong 
seitens  des  Entmündigten  oder  seiner  Vertreter  viel  weniger,  als 
das  gemeine  Recht  verlangt,  um  die  Nichtexistenz  dansuthun  (nach 

wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten  nicht  die  Nichtexistenz  ihrer 
nach  der  Entmündigung  vorgenommenen  Rechtshandlungen,  sondern 
nur  deren  Aniechtbarkeit,  Art  502,  1124,  1125,  annimmt,  ist  wie  oben,  unter 
Lit.  A  dargethan,  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz:  „Fariosus  voluntatis 
non  est  capax^  —  den  Grund  siehe  oben  im  Text  unter  lit.  A.  — ). 

Das  Gesetz  —  Art  503  —  beurteilt  jedoch  die  vor  der  Entmündigung 
vorgenommenen  Rechtshandlungen  des  später  entmündigten  Geisteskranken, 
welche  nach  erfolgter  Entmündigung  zur  rechtlichen  Beurteilung  kommen, 
nicht  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts,  und  daher  nicht  als  nicht- 
existente  Rechtshandlungen,  sondern  hat  bezüglich  ihrer  in  Art  dOS  eine 
Sondervorschrift  aufgestellt. 

Es  lässt  die  später  ausgesprochene  Entmündigung  des 
Geisteskranken  auf  seine  „vor'*  der  Entmündigung  vorgenom- 
menen Rechtshandlungen,  vorausgesetzt,  dass  er  schon  damals 
geisteskrank  war,  „reflektieren'\  Es  liegt  im  Falle  des  Art  503i. 
um  mit  Jheiing  „Die  Reflexwirkungen^*  (v^  Haehenbnrg,  die  be- 
sondere Streitgenossenschaft,  S.  33  u.  ff.)  zu  sprechen,  ein  Fall  der  „Re- 
flex Wirkung^'  vor,  d.  h.  eine  rechtliche  Wirkung  einer  juristischen  That- 
sache,  welche  unmittelbar  und  in  der  gleichen,  bezw.  ähnlichen  Weise  für 
ein  weiteres  Rechtsverhältnis,  als  für  das  sie  in  Folge  der  Rechtskonse- 
quenz  sich  äussern  sollte,  eingetreten  ist,  und  zwar  hier  in  Folge  be- 
sonderer gesetzL  Bestimmung.   Siehe  Aerlng,  Ges.  Au&.,  n  S.  79  u.  ff. 

Art  503  erklärt  nämlich  —  und  weicht  hierdurch  vom  gemeinen  Recht 
ab  —  woraus  erhellt,  dass  er  diese  Geschäfte  nicht  als  nicht  existente, 
sondern  nur  als  relativ  anfechtbare,  wie  die,  welche  der  bereits  Entmündigte 
vernimmt,  betrachtet,  —  dass  solche  Rechtshandlungen  des  Geistes- 
kranken, welche  er  vor  seiner  Entmündigung  vorgenommen  hat, 
für  ungiltig  erklärt  werden  „können.^'  (Hierin  liegt  für  uns  der schla- 
genste  Beweis,  dass  sie  nicht  „nichtexistent''  sind,  wenn  die  Ursache  der 
später  ausgesprochenen  Entmündigung  [also  der  etat  habituel  d*ini 
b^dllitö,  de  d^ence  ou  de  ftu^ur]  zur  Zeit,  wo  die  Rechtshandlung 
vom  Geisteskranken  vorgenommen  wurde,  schon  „notorisch" 
vorhanden  war). 

Wenn  eine  Person  vor  ihrer  späteren  Entmündigung  eine  Rechtshand- 
lung, z.  B.  Veräusseiung  einer  vermachten  Sache,  vorgenommen  hat,  welche 
mit  den  Mängeln  eines  acte  inexistant  behaftet  ist,  weil  der  Ber 
treffende  absolut  willensunfähig  war,  so  ist  nicht  das  notorische  Bestehen 
der  Ursache  der  Entmündigung  zur  Zeit  der  Veräusserung,  sondern  die 
Willensunfähigkeit  des  Testators  bei  Abschluss  der  Veräusserung  der  Grund, 
welcher  die  Veräusserung  zu  einer  nichtexistenten  macht  —  Art  502—504 
109|8  C.  c.  Siehe  Urteil  des  Landgerichts  Metz  I  Civilkammer  v.  4.  Juni 
1889;B«mettl,Einftihrung,  S.  105  ff.;  Pnehelt's Zeitschrift,  XX (1890),  S.683. 
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gememem  Recht  würde  genauer  Nachweis  der  Greisteskrankheit 
im  Zeilpunkt  der  vorgenommenen  Handlung  verlangt)  —  siehe  unten 
Anm.  28. 

Zur  Umstossungsklage  wird  nur  verlangt,  dass  das  notorisch  e 
Vorhandensein  der  Entmfindignngsmisache  zur  Zeit  (k  r^poque)  der 
vorgenommenen  Eechtshandlung  vom  Entmündigten  bewiesen 
werde  (und  nicht,  wie  nach  gemeinem  Recht,  dass  die  Geistes- 
krankheit im  Zeitpunkt  [au  moment]  der  vorgenommenen  Rechts- 
handlung selbst  vorlag  —  ein  äusserst  schwieriger  Beweis,  der  in 
den  meisten  Fällen  nur  aus  der  Beschaffenheit  der  Handlung  selbst 
erbracht  werden  könnte).  2*) 

Von  Beweis  einer  Verkürzung  (Läsion)  ist  keine  Rede,  es 
handelt  sich  um  die  relative  Anfechtungsklage,  action  en  nuUite 
(bezw.  die  Einrede  aus  dieser  Klage)  wegen  mangebider  Handlungs- 
fähigkeit —  Art.  1125,  1304  —  mit  lOjähriger  Verjährung.  ^) 


^)  Das  Gesetz  behandelt  den  Geisteskranken  in  Art  ö03  wie  einen 
Entmündigten:  denn  es  lässt  die  Anfechtung  zu,  wenn  nachgewiesen  wird^ 
dass  zur  Z^t  der  Handlung  die  beständige  Geisteskrankheit  notorisch  war. 

Wüide  es  den  Beweis  auferlegen,  dass  im  Moment  der  Handlung 
der  Betreffende  geisteskrank  war,  dann  würde  beim  Gelingen  dieses  äusserst 
schwierigen  Beweises  die  Handlung  wegen  fehlenden  Willens  als  eine 
nicht  existente  erscheinen,  Art  1108,  1109  —  und  somit  das  Bechtsgeschäft 
als  nicht  existent  auch  Seitens  des  Gegners  behandelt  werden  können  (denn 
auf  nicht  entmündigte  Geisteskranke  findet  Art.  1125  keine  Anwendung — dieser 
Artikel  handelt  nur  von  der  mangelnden  Handlungsfähigkeit,  der  mangelnden 
Yertragsfkhigkeit  der  Entmündigten  und  nicht  der  gewöhnlichen,  d.  h.  der 
nicht  entmündigten  Geisteskranken).  Es  ist  in  Art.  503,  welcher  ja  voraus- 
setzt: spätere  Entmündigung  und  auch  nur  auf  später  eingetretene 
Entmündigung  Anwendung  findet,  eine  Art  Rückziehung  der  Entmün- 
digung statuiert. 

Daher  diese  Abweichung  vom  gemeinen  Recht  —  und  das  Anfecht-* 
ungsrecht  aus  Art  1125  u.  1301. 

Dass  eine  als  Entmündigungsursache  wirkende  Krankheit  zur 
Zeit  der  Geschäftsvomahme  notorisch  (kundbar,  d.  h.  allgemein  bekannt) 
vorhanden  war,  muss  bewiesen  werden:  Vgl.  0.-H.-G.  12.  IX.  65  (in  Annalen 
XXXI,  240;  0.-L.-Ger.  Karlsruhe  29,  X  79  (in  Annalen  XLV  374),  femer 
0.-Landes-Ger.  Karlsruhe  8.  VI.  81  (Annalen  XLYHI 1)  u.  11.  XI.  85  (Annalen 
LH  305).  B..eer.  6.  YH.  86  (Annalen  LH  305). 

^)  Der  Gesetzgeber  giug  bei  Scha&ng  des  Art.  503  davon  aus,  dass 
das  Urteil,  das  die  Entmündigung  ausspricht,  als  solches  die  Handlongsun* 
f^Skbigkeit  des  Entmündigten  nicht  erzeugt,  sondern,  dasB  es  sie  nur  feststell  t 
— ,  dass  die  HandlungsunfäJiigkeit  thatsächlich  einer  Ursache  entspringt,  welche 


£04  Gapitell.   Die  Vonnandschaft. 

Gleichwohl  hat  die  Entmündigang,  welche  so  auf  die  vov 
ihr  liegenden  Handinngen  des  Entmändigten  reflektiert,  aof 
diese  nicht  die  gleiche  Wirkung,  wie  auf  die  ihr  (der  Entmün- 
digung) nachtblgenden  Handlungen  des  Entmändigten.  Die  Reflex- 
wirkung der  Ekitmflndignng  auf  jene  Handlungen  ist  zwar  voriiandenf 
aber  sie  ist  keine  absolute. 

Nämlich,  während  nach  Art.  502  der  Richter  die  nach  der 
Entmündigung  vorgenommenen  Rechtshandlungen  des  Elntmündigten, 
auf  dessen  Anfechtung  hin  fflr  ungiltig  erklären  „muss",  wenn 
ihm  der  Beweis  gewisser  Daten  erbracht  ist,  d.  h.  der  Beweis, 
dass  jene  Rechtshandlungen  nach  der  Entmündigung  und  vor 
ihrer  Auf  hebung  vorgenommen  sind,  „kann^^  der  Richter  bezüglich 
der  „vor^^   der  Entmündigung  vorgenommenen  Rechtshandlungen 

des  Entmändigten   („les  actes  ant^rieurs „„pourront"^* 

etre  annull^^')  solche  auf  Anfechtung  des  Entmündigten,  wenn  er 
beweist,  dass  die  Ursache  der  ausgesprochenen  Entmündigung  zur 
Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  (nicht  gerade  „im  Zeitpunkt" 
derselben)  vorhanden  war,  und  dass  sie  „notorisch"  war,  — 
für  ungiltig  erklären. 

An  Stelle  des  Nachweises  der  Notorietät(Eundbarkeit) ge- 
nügt jedoch  auch,  nach  der  herrschenden  Ansicht,  der  Nachweis, 
dass  dem  anderen  Teil  die  Geisteskrankheit  des  nunmehr  Ent- 
mündigten zur  Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  „bekannt^*  war. 

Denn  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Fall  (im  Fall  der 
Notorität  wie  in  jenem  des  ihm  selbst  Bekanntseins)  muas  sich  der 
andere  Teil  selbst  zuschreiben,  wenn  der  Vertrag  als  ungiltig  er- 
klärt wird  und  ihm  hierdurch  Schaden  erwächst. 

War  die  Notorietät  vorhanden,  so  kann  der  Gegenteil  freilich 
unter  Umständen  einwenden,  er  habe  sich  nicht  in  der  Möglichkeit 
befimden,  die  Notorietät  zu  wissen,  weil  er  z.  B.  ausser  Landes 
war,  wodurch  unter  Umständen  der  Ungiltigkeitserklärung  begegnet 
wird.  2«) 


vor  dem  Entmündigongsurteil  vorhanden  war,   nämlich,  ans  dem  damals 
schon  vorhandenen  6tat  hahitael  d*imböcillit^  n.  s.  w. 

^)  Dies  nimmt  wenigstens  die  Jurisprudenz  fdast  aUgemein  an.  Vgl 
Benaud^  Oollegienheft,  §  54;   Anbry  et  Barn,  I  §  127;  Laurent^  V  Nr.  318. 

Nach  Demolombe,  YIII  Nr.  657,  haben  die  Richter  in  solchem  Fall 
nn  pouvoir  sonverain  d^appreciation. 
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Die  Bechtshandlnng,  der  Vertrag  kann  übrigens  nicht,  nach 
der  herrschenden  Meinong,  für  nngiltig  anf  Anfechtung  erklärt 
werden,  wenn  vom  Gegenteil  dargethan  wird,  dass  jene,  bezw. 
dieser  in  einem  dilucido  intervallo  vorgenonunen,  bezw.  abgeschlossen 
worden  ist. 

Dies  dürfte  indess  nicht  ganz  zutreffend  sein,  wohl  aber  könnte 
es  mitwirken,  den  Richter  zu  veranlassen,  die  Handlung  nicht  für 
ungiltig  zu  erklären,  wie  er  ja  überhaupt  bei  der  Frage,  ob  er 
für  ungütig  erklären  soU  —  im  Fall  des  Art.  503  —  die  Umstände 
des  Falls,  also  auch  hauptsächlich  den  etwa  in  Betracht  kommenden 
Wert  des  in  Frage  stehenden  G^eschäftes,  den  guten  Glauben  des 
Gegenteils  in  Rechnung  ziehen  dürfte.  ^') 

Der  Grund  der  Bestimmung  des  Art.  508  ist  derj  dass  der 
Dritte,  welcher  mit  einem  Menschen,  der  sich  in  einem  6tat  habituel 
de  d^mence  befindet,  Geschäfte  abschliesst,  keine  Rücksicht  ver- 
diene, weil  hier  eine  gewichtige  Vermutung  vorliegt,  das  er  die 
Lage  des  Wahnsinnigen  missbraucht  habe.^^) 

Art.  503  findet  übrigens  keine  Anwendung  auf  verbeiständete 
Geistesschwache  —  vgl.  Art.  503  mit  Art.  502.  —  Für  diese 
greift  das  aOgemeine  Recht  Platz,  welches  besonders  für  solche 
Personen  gilt.    Vgl.  §  42  d.  W. 

Ganz  allgemein  wird  endlich  auch  angenommen,  dass  ein 
vor  der  Entmündigung  abgeschlossenes  Rechtsgeschäft  schon  des- 


^)  Nach  folgenden  Urteilen  schützt  guter  Glauben  des  Gegenkontra- 
henten  denselben  nicht:  0.-L.-G.  Karlsruhe  13.  X.  79,  sowie  20.  XL  79  (in 
Pnehelt'g  Zeitschrift  XI 409),  29.  X.  79  (in  Aunalen  XLY  79)  sowie  8.  VI. 
81  (in  Annalen  XLVm.  1). 

Dass  der  Notoiietat  gleich  ist  der  Umstand,  dass  dem  Gegenteil  eine 
als  Entmündigungsursache  (nicht  eine  Ursache  zur  blossen  Verbeiständang) 
zur  Zeit  der  Geschaflsvomahme  wirkende  Krankheit  bekamit  war,  spre- 
chen u.  a.  ff.  Urteile  aus:  Ob.-Hof-Ger.  13,  U.  54  (Magaiin  f.  Bechtspfl.  u. 
Verw.  L  166),  11.  VH.  71  (AuBiüeB  XXXVH  284)  u.  27.  DI.  72  (Alinaleit 
XXXVni  378).  Dagegen:  G.-Landes-Ger.  Karlsr.  8.  VI.  81  (Amialeii  XLYUf 
1)  TL  11.  XI.  85  (Annalen  LUI  805),  femer  1L-9.  6.  XII.  86  (Entoeli.  981  u. 
Anunten  LH  305).    Vgl.  Behaghel,  I  §  80. 

Arntz,  I  Nr.  891,  ist  der  Ansicht,  dass  die  Ungiltigkeit  der  Handlung 
ausgesprochen  werden  kann,  selbst  wenn  sie  in  dilucido  intervallo  vorge- 
nennen  wurde,  wenn  nur  bewiesen  wird,  dass  derjenige,  der  sie  vorge- 
ncnnmen  hat,  in  einem  ätat  habituel  de  dömence  sich  befand. 

28)  Vgl.  Arnti  a.  a.  O.,  femer  Expose  des  motüs  Nr.  12;  Loer^, 
yn,  357. 
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halb  auf  Anfechtung  hin  für  ungiltig  erklärt  werden  kann,  wenn 
aus  dem  Akt  selbst  der  Wahnsinn  hervorgeht,  wobei  es 
ganz  einerlei  ist,  ob  die  Entmündigung  später  erfolgt  ist  oder 
nicht  erfolgt  ist.  2^) 

Ergebnis:  Wenn  ein  Geisteskranker  vor  seiner  später 
erfolgten  Entmündigung  Bechtshandlungen  voiigenommen  hat, 
welche  er,  bezw.  sein  Vertreter,  noch  bei  Lebzeiten,  nach  der 
Entmtindigung  anfechtet,  so  können  solche  vom  Richter  für 
ungiltig  erklärt  werden,  wenn  der  Kläger  dem  Richter  nach- 
wdst,  dass  die  Ursache  der  Entmündigung  schon  zur  Zeit  der 
vorgmommenen  Handlungen  notorisch  oder  doch  dem  G^:entdl 
bekannt  war.    Art.  503. 

Es  wirft  sich  hier  die  Frage  auf: 

Ob  eine  Person,  welche  sich  während  einer  gewissen  Zeit  in 
einem  habituel  ätat  de  demence  u.  s.  w.  befunden  hat,  aber  nun- 
mehi*  geheilt  ist  und  niemals  entmündigt  war,  die  Rechtswohlthat 
des  Art.  508,  obgleich  sie  niemals  entmündigt  war,  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  kann  —  m.  a.  W.  ob  sie  die  üngiltigkdts- 
erklärung  einer  Rechtshandlung  herbeiführen  kann  dadurch,  dass 
sie  den  Beweis  erbringt,  dass  sie  wähi*end  des  Zeitraums,  in 
welchem  sie  die  Handlung  vorgenommen  hat,  geisteskrank  war. 

Die  Verneinung  dieser  Frage  folgt  aus  dem  Gesetzestexte 
selbst,  der  nur  handelt  von  den  Rechtshandlungen,  welche  Personen 
vorgenommen  haben,  welche  entmündigt  worden  waren  („les  actes 
autäieurs  ,ä  Tinterdiction' "). 

Allein  anfechten  kann  eme  solche  Person  immerhin  ihre 
Rechtshandlung,  nur  muss  sie  hier,  entsprechend  den  Vorschriften 
des  gemeinen  Rechts,  den  Nachweis  führen,  dass  sie  im  Zeitpunkt 
der  Vornahme  der  Handlung  nicht  gesunden  Geistes,  des  Gebrauchs 
ihrer  Vernunft  beraubt  wai\  dass  sie  also  im  Zeitpunkt,  in  welchem 
sie  das  Geschäft  abgeschlossen  hat,  ihre  Einwilligung  nicht  geben 
konnte  (Art.  1108).  Diesen  Beweis  kann  sie  mit  allen  Arten  von 
Beweismitteln  flihren,  selbst  mit  indirekten  Beweisen,  so  kann  sie 
z.  B.  mit  einfachen  Vermutungen  den  Umstand  darthun,  dass  sie  im 
Zeitpunkt  dei*  Vornahme  der  Handlung  in  einem  gewöhnlichen  und 
notorischen  Zustand  von  Geisteskrankheit  sich  beflinden  habe.  Ihr 
Gegner  kann  aber  die  Vermutung,  die  sie  geltend  macht,  durch 

»•;  Sirej  1884,  1,  112. 
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Gegenvennutungen  bekämpfen,  in  welchem  FaQ  der  vorhandene 
Zweifel  nicht  gegen  ihn,  sondern  gegen  sie  ausgelegt  wird,  m.  a.  W: 
die  Yermntung,  das  sie  im  Moment  der  Handlung  handlungsfähig 
war,  besteht  ihr  gegenüber.  Sie  muss  dieselbe  durch  Gegenbeweis 
zu  entkräften  suchen.  Gelingt  ihr  dies  nicht,  bleibt  ein  Zweifel 
bestehen,  so  bleibt  die  Vermutung  ihrer  Handlungsfähigkeit  voll^ 
kommen  aufrecht  erhalten. 

Anders  ist*s  im  Fall  des  Art.  508,  in  welchem  der  Zweifel, 
der  bei  der  gegen  den  Nachweis  der  Notorietät  versuchten  Gegen- 
beweisfiihrung  bleiben  wurde,  gegen  den  beklagten  Gregenbeweis- 
ffihrer  ausgelegt  wird.^^) 

2.  Der  Geisteskranke  ist  tot. 

Die  Rechtshandlungen,  welche  ein  Geisteskranker,  der  vor 
ihrer  Anfechtung  gestorben  ist,  vorgenommen  hat,  können  nur 
wegen  Geisteskrankheit  insoweit  nach  seinem  Tode  angefochten 
werden,   als   seine  Entmündigung   schon   vor   seinem   Tod   aus- 

ao)  So  durchaus  zutrefiPend  Mourlon»  I  Nr.  1304. 

Siehe  auch  über  diese  Frage  Talette,  surProudhon,  11  pag.  635;  £x- 
plication  sommaire,  pag.  369;  Cours  de  C.  civ,  pag.  615,  wo  richtig  bei- 
gefolgt  wird^  dass  es  anders  sei,  „lorsqu'il  s'agit  d'un  individu  qui  est  mort 
8ans  que  son  interdiction   ait  ^te  prononc^  ou  provoqu^.^ 

Vgl.  femer  Darantoii,  m  Nr.  782;  Maread^,  sur  Tart.  503.  Avbrj  et 
Ran,  1  §  127,  pag;524;  Laurent,  V  Nr.  803;  Demolonbe,  vm  Nr.  660, 661. 

Wenn  mithin  bei  Lebzeiten  des  Geisteskranken  angefochten  wird,  so 
greift  das  gemeine  Becht  Platz.  Fechten  die  Erben  an,  so  gut  die  Spezial- 
besthmnung  des  Art.  504,  es  wäre  denn,  dass  die  Anfechtung  einer  freigebi- 
gen Yerfögung  in  Frage  steht  (Art.  901),  wo  dann  auch  das  gemeine  Recht 
und  nicht  Art.  504  Platz  greift  —  Siehe  Text  unter  B  Ziff.  2. 

Kommt  es  bei  Lebzeiten  zur  Anfechtung,  —  solche  ist  hier,  da  ja  die 
Rechtshandlung  nicht  existent  ist ,  nicht  blos  dem  Geisteskranken,  sondern 
jedem  Interessenten  gestattet,  —  so  hat  der  Anfechtende  den  Beweis  zu  ftlhren, 
dass  der  Gfeisteszustand  im  Augenblick  des  Geschäftsabschlusses  die  Ein- 
willigung unmögUch  gemacht  habe.  Hier  sind  die  Art  1324  u.  1338  nicht 
anwendbar. 

Vgl.  B..e-E.  V.  9.  I.  83  (Piiehelt'8  Zeitschrift  XY  S.  32  u.  Aualen, 
49,  S-  74). 

Kommt  68  zur  Anfechtung,  so  greift  die  action  en  nullit^  Plate, 
welche  der  Verjährung  des  gemeinen  Rechts  (Art  2262)  unterworfen  ist 
Der  Richter  hat  dann  nur  die  Tatsache  der  Nichtexistenz  zu  konstatieren  und 
daraus  die  Folgen  zu  ziehen. 

LaHrent,  Y  Nr.  223.  Yon  einer  Anwendung  der  Art  502  u.  503  ist 
in  unserem  Fall  keine  Rede,  da  ja  keine  Entmündigung  vorliegt 
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gesprochen  oder  doch  betrieben  worden  war  3^),  es  wäre  denn,  dass 
der  Beweis  des  Wahnsinns,  der  Geisteskrankheit,  sich  aus  der  an- 
gefochtenen Handlung  selbst  ergiebt.    Art.  504. 

Art.  504,  der  sich  auf  alle  Geisteskrankheiten  bezieht,  derogiert 
wesentlich  dem  gemeinen  Eecht,  wonach  alle  Klagen  auf  die  Erben 
äbergehen  —  er  enthält,  wie  Art.  503,  also  eine  Abweichung  vom 
gemeinen  Recht,  nur  von  einem  anderen  Gresichtspunkte  ans.'^) 

Wenn  also  nach  dem  Tod  einer  Person  seine  EJrben**)  eine 
Bechtshandlung  derselben  wegen  Geisteskranbheit  anfechten  wollen, 
so  fragt  es  sich:  welchen  Beweis  mfissen  sie  führen? 

Das  Gesetz  antwortet  hierauf  in  Art.  504  durch  eine  Unter- 
scheidung: Wenn  die  Entmündigung  dieser  Person  ausgesprochen 
oder  doch  wenigstens  betrieben  worden  war,  d.  h.  w^m  dieselbe 
als  Entmündigte  oder  doch  während  des  gegen  sie  ein- 
geleiteten Entmündigungsverfahrens  gestorben  ist,  so 
können  die  Erben  derselben  von  der  im  Art.  503  gewährten  Etechts- 
wohlthat  Gebrauch  machen,  d.  h.  sie  können  selbst  die  Hand- 
lungen dieser  Person  anfechten,  welche  sie  zur  Zeit,  wo  sie  noch 
nicht  entmündigt  war,  vorgenommen  hat,  wenn  sie  beweisen« 
dass  sie  schon  zu  jener  Zeit  notorisch  sich  dans  un  ^tat  habituel 
d'imbecillitö  u.  s.  w.  beflmden  habe,  —  ist  hingegen  die  Ent- 
mündigung dieser  Person  zu  ihren  Lebzeiten  weder  ausgesprochen 
noch  betrieben  worden,  so  kann  keine  Handlung  dieser  Person  von 
ihren  Erben  (sowohl  voiyährigen  als  minderjährigen  Erben),  Lega- 
taren oder  auch  Gläubigem  der  Beneflciarerbschaft  oder  hereditas 
vacans  wegen  Geisteskrankheit  angefochten  werden,  weil  ver- 
iQutet  wird,  sie  sei  stets  im  Besitz  ihrer  vollen  Vernunft  ge- 


31)  Die  Entmündigung  wird  betrieben,  erscheint  als  betrieben  (est  pro- 
Yoqa^),  sobald  das  Gesnch,  la  reqaete,  von  welcher  Art.  890  0.  d.  pr.  civ- 
spricht,  eingereicht  worden  ist. 

W)  Nämlich  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  die  Erben  eines  Men- 
schen dessen  Bechtshandlungen  nicht  weiter  aus  dem  Grunde  anjfechtea 
können,  dass  er  geisteskrank  gewesen  sei  (das  Wort  ,4ömence^  begreift  alle 
Arten  von  Geisteskrankheit),  es  wäre  denn,  dass  u.  s.  w.,  oder  dass  der  Be- 
weiB  der  Geisteskrankheit  aus  dem  Inhalt  des  Aktes  selbst  hervorgeht 

38)  Hier  nimmt  man  übrigens  richtig  mit  Demolombe,  VIII,  Nr.  665, 
AeoUas,  I  zu  Art  504,  an,  dass  nicht  blos  jedweder  Erbe  (der  voiy ihrige 
wie  mindexjälirige  Erbe)  die  Anfechtungsklage  hat,  sondern  auch  der  Le- 
gatar, welcher  Rechte  an  dem  Vei-mögen  des  Geisteskranken  haben  kann, 
femer  die  Gläubiger  d*une  succession  b^nöficiaire  ou  vacante. 
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wesen  —  eine  einzige  Ausnahme  ist  hier  zugelassen:  ihre  Hand- 
lungen können  von  den  Erben  u.  s.  w.,  auch  wenn  jene  zu  ihren 
Lebzeiten  weder  entmändigt  noch  das  Entmündigungsyerfabren 
gegen  sie  betrieben  worden  ist,  gleichwohl  dann  angefochten 
werden,  wenn  sie,  diese  Handlungen,  in  sich  selbst  den  Beweis  des 
Wahnsinns  tragen  (und  zwar  d'un  6tat  habituel  oder  d'un  6tat 
acddentel  de  dämence).    Art.  504.  ^*) 

Was  auch  inuner  der  wirkliche  Grund  dieser  strengen  Gesetzes- 
Yorschrift  sein  mag  —  siehe  Anm.  34  — ,  der  Text  des  Art.  504 
ist  ein  formeller  und  er  findet  daher  trotz  y^^chiedener  Ansichten 
seine  Anwendung  auf  jedweden  Erben  und  die  anderen  oben  an- 

M)  Man  fragt  sich:  Warum  ist  das  Gesetz  so  streng;  wanun  erlaubt 
es  den  Erben  n.  s.  w.  einer  verstorbenen  Person  nicht,  ohne  dass  ihre  Ent- 
mündigung ausgesprochen  oder  betrieben  worden  ist,  die  Handlungen  der- 
selben wegen  Wahnsinns  anzufechten?  warum  diese  Ausnahme  vom  gemeinen 
Rechte? 

Man  fahrt  verschiedene  Gründe  an ,  welche  am  Richtigsten  nicht  ver- 
einzelt, sondern  verbunden  mit  einander  die  Vorschrift  erklären  dürften. 

a)  Der  Tod  der  angeblich  geisteskranken  Person  vereitelt  eine  sichere 
Beweisftlhrung  hinsichtlich  des  geistigen  Zustands  derselben;  es  wäre  bedenk- 
lich, gierigen  Erben  anheimzugeben,  auf  Grund  unzulänglicher  Beweise  das 
Andenken  des  Toten  zu  beschimpfen  und  die  Giltigkeit  der  von  ihm  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  in  Frage  zu  stellen  *^  also:  ein  Hauptgrund 
ist:  ärgerlichen  Prozessen  vorzubeugen,  sie  gewissermassen  unmöglich  zu 
machen.  — 

b)  Art  504  enthält  für  die  volljährigen  Erben,  d.  h.  soweit  sie  berech- 
tigt waren,  auf  die  Entmündigung  anzutragen,  gewissermassen  eine  Strafe, 
weil  sie  die  Entmündigung  nicht  zu  Lebzeiten  des  Betreffenden  erwirkt  oder 
betrieben  haben,  denn  solche  zu  betreiben  war  nicht  nur  ihr  Recht,  sondern 
auch  da  die  Entmündigung  im  Interesse  des  Entmündigten  ausgesprochen 
wird,  ihre  Pflicht. 

Vgl.  Laurent,  V  Nr.  324;  ArntB,  I  Nr.  803;  Demolombe,  Vm  Nr.  663  ff. 

Gut  bemerken  die  lietzteren  auch,  Amts,  I  Nr.  803  a.  E.,  Demolombe, 
Vin  Nr.  669,  dass,  wenn  die  Entmündigungsklage,  welche  vor  dem  Tode 
der  Person,  deren  Handlungen  man  als  ungiltig  angreifen  will,  erhoben  und 
abgewiesen  worden  ist,  oder  bezüglich  derer  von  der  Tnstanr.  entbanden 
worden  ist  —  alles  vor  dem  Tod  der  zu  entmündigten  Person — sie  als  nicht 
erhoben  betrachten  werden  müsse:  denn  Art.  504  unterstelle  eine  im  Moment 
des  Todes  bereits  ausgesprochene  oder  dooh  noch  anhängige  Klage,-  und  nicht 
eine  solche,  die  als  unbegründet  verwcnrfen  oder  gesetzlich  als  nicht  angesteiit 
betrachtet  wird.  Ebenso  würde  es  sich  verhalten ,  wenn  der  Kläger  die  Klage 
hätte  fallen  lassen. 

Vgl.  auch  Dnranton^  IH  Nr.  786. 
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gefohrten  PersoseD  ^) ,  und  im  Falle  die  Entmimdignng  zu  Leb- 
zeiten des  Verfagenden  weder  ausgesprochen  noch  betrieben  worden 
ist,  so  kann  die  Anfechtung  nur  dann  die  UngiltigkeitserUärnng 
herbeifuhren,  wenn  der  Wahnsinn,  und  hier  ist  nicht  zu  unter- 
scheiden zwischen  dem  Fall,  ob  der  Erblasser  sich  en  6tat  habituel 
oder  acddentel  de  dämence  befand,  sich  aus  der  Handlung,  dem 
Akte  selbst  ergiebt. 

Der  Art.  504  findet  übrigens  nach  der  herrschenden  Ansicht 
nur  Anwendung  auf  die  belastenden  Verträge  (les  contrats  h  titre 
onereux,  d.  h.  auf  die  Verträge,  welche  den  Zweck  haben,  jedem 
Teil  einen  Vorteil  zu  yei'schaffen,  auf  die  Verträge,  wobei  jeder 
Teil  etwas  geben  oder  thun  muss  [Art.  1106]),  m.  a.  W.  auf  die 
obligatorischen  Verträge  im  eigentlichen  Sinn  —  und 
keine  Anwendung  auf  die  Freigebigkeitsyerträge  (contrats  ä 
titre  de  bienfaisance)  und  die  Testamente,  denn  hier  steht  der 
Art.  901  entgegen,  der  ausspricht:  „Um  eine  Schenkung  unter 
Lebenden  oder  ein  Testament  zu  machen,  muss  man  bei 
gesundem  Verstände  sein". 

Mithin  ist  eine  Schenkung,  eine  Testament  ungiltig,  anfecht- 
bar, wenn  der  Verfugende  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Schenkung, 
der  Errichtung  des  Testaments,  geisteskrank  war,  ganz  einerlei, 
ob  er  entmündigt  worden  ist  oder  nicht,  —  wobei  jedoch,  im  Hin- 
blick auf  Art.  502,  im  Falle  der  Vertagende  schon  zur  Zeit  der 
Errichtung  des  Testaments,  der  Vornahme  der  Schenkung,  also  der 
freigebigen  Verfügung,  entmiLndigt  war,  der  Anfechtende  nur 
die  Elntmändigung  (durch  Produktion  des  Urteils)  zu  beweisen 
braucht,  während  er,  wenn  der  Verfügende  zur  Zeit  der  Errichtung 
des  Testaments  u.  s.  w.  zwar  noch  nicht  entmiindigt  war,  aber  noch 
zu  seinen  Lebzeiten  entmiindigt  worden  ist,  beweisen  muss,  dass 
die  Thatsache  der  Entmündigung  schon  zur  Zeit  der  Errichtung 
des  Testaments  u.  s.  w.  notorisch  vorhanden  war  (Art  503), 
und  endlich,  wenn  der  Verfügende  überhaupt  nicht  entmündigt 
worden  ist,  das  er  im  Moment  der  Testamentserrichtung  geistes- 
krank war.    Arg.  Art.  901. 

Es  ist  also  a)  eme  nach  dem  Entmündigungsurteil  errichtete 
freigebige  Disposition  (Schenkung  oder  Testament)  gemäss  Art  502 

»>  So  AcollM,  I  zu  Art.  504;  Demolombe,  Vm  Nr. 665,  666  and 
Anm.  33  oben  u.  Text  cL  W. 
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ungiltig  (sie  muss  im  Fall  der  Anfechtung  aufgehoben  werden)  — 
Art.  901  derogiert  dem  Art  502  nicht  — ;  b)  eine  vor  der  Ent- 
mündigong  errichtete  Disposition  (Schenkung  oder  Testament)  ist 
nach  Art  503  ungiltig,  wenn  die  Entmündigung  nachgefolgt  ist 
/auch  schon  deshalb,  weil  der  Betreffende  jetzt  seine  freigebige 
Disposition  nicht  mehr  widerrufen  kann,  während  er  sonst  unter 
Umständen  widerrufen  könnte  —  seine  Dispositionsfreiheit  ist  jetzt 
ganz  angehoben);  c)  eine  im  Zustand  der  Geisteskrankheit  ohne 
nachgefolgte  Entmündigung  errichtete  freigebige  Disposition  ist 
allein  nach  Art.  901  ungQtig  (hier  dürfte  jedoch  der  Gegenbeweis 
des  diluddum  intervaUum  zulässig  sein);  —  d)  Art.  504  ist  für 
Anfechtung  fi^igebiger  Dispositionen  überhaupt  unanwendbar. 

Der  Art  901  derogiert  vollständig  dem  Art  504;  denn 
Art  504  kann  hier  nicht  Platz  greifen,  da  sonst  Art.  901 
keinen  Sinn  hätte;  denn  wollte  man  den  Art  504  gegen- 
über Art  901  zur  Anwendung  bringen,  so  könnte  überhaupt 
kein  Testament,  keine  Schenkung  eines  Geisteskranken 
von  den  Erben  angefochten  werden.  Die  üngiltigkeitaer- 
klänmg  der  Testamente,  der  Schenkungen  kann  wegen  Wahnsmn 
begehrt  werden,  selbst  wenn  der  Verfugende  gestorben  wäre,  ohne 
-dass  seine  Entmündigung  ausgesprochen  oder  betrieben  worden 
wäre.  ^•) 

Wenn  daher  die  Erben  eine  freigebige  Disposition  wegen 
Geisteskrankheit  der  VerfSgenden  nach  seinem  Tode  anfechten 
wollen,  so  können  sie  dies,  einerlei,  ob  derselbe  zur  Zeit  der  Dis- 

^)  Der  Entwurf  des  Art  901  enthielt  einen  Zusatz,  welcher  die  Yer- 
fägung  des  Art  504  auf  die  Schenkungen  und  Testamente  für  anwendbar 
-erklärte.  Dieser  Zusatz  wurde  gestrichen,  weil  der  Gesetzgeber  die  Gewalt 
des  Richters  in  Betreff  der  Zulassung  des  Beweises  des  Wahnsinns  nicht 
einschränken  wollte    Vgl  Loer«,  XI  132—134;  361,  438. 

Gut  bemerkt  Amti,  I  Nr.  805,  dass  die  Nichtanwendbarkeit  des  Art  504 
auf  i&eigebige  Dispositionen  sich  gut  erklären  lasse.  Insbesondere  beim 
Herannahen  des  Todes  nehmen  die  geistigen  Fähigkeiten  des  Menschen  ab. 
Jetzt  betreibt  man  keine  Entmtkndigung  mehr.  Jetzt  versuchen  die  Erb- 
schleicher vom  Sterbenden  freigebige  Verfügungen  zu  erhalten.  Aus  diesem 
Onmd  ist  es  vernünftig,  die  Umstossung  solcher  Verfügungen,  unabhängig 
^on  jeder  Entmündigung,  zu  gestatten« 

Vgl.  auch  Dalloi  1864,  1,  168  (Urteil  des  Pariser  Cassattonshofe  vom 
1.  März  1864). 

Vgl.  auch  zur  Erklärung  des  Art.  901  die  trefflichen  Darlegungen  von 
InitB,  nNr.  1722u.ff. 
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posiüon  entmündigt  war  oder  nicht,  einerlei,  ob  zu  dieser  Zeit  der 
Entmündigungsprozess  betrieben  worde  oder  nicht,  einerlei,  ob  er 
nach  der  Disposition  entmündigt  wurde,  einerlei,  ob  ans  dem  Akte 
der  Wahnsinn  hervorgeht  oder  nicht. 

Es  besteht  nur  bezüglich  der  Beweisführung  ein  Unterschied, 
indem  stets  die  in  der  Lehre  von  der  Entmündigung,  d.h.  in 
den  Art.  502  u.  503,  gegebenen  Vorscluiften,  welche  das  Gesetz 
für  die  Anfechtung  der  Eechtshandlungen  von  entmündigten  Greistes- 
kranken  au&tellt,  welche  sie  nach  oder  vor  ihrer  Entmündigung 
vorgenommen  haben,  Platz  greifen,  wenn  ein  in  das  Entmündignngs- 
recht,  wie  es  in  Art.  502  u.  503  geregelt  ist,  einschlagender  Fall 
vorliegt.  Greifen  sie  Platz,  so  ist  der  Beweis  nur  nach  Art.  502 
oder  503  zu  erbringen. 

Greifen  sie  nicht  Platz,  weil  der  zur  Zeit  der  Verfiigung 
angeblich  geisteskranke  Verfügende  nicht  entmündigt  war  und  auch 
nachher  nicht  entmündigt  worden  ist,  so  richtet  sich  die  Beweis- 
führung nach  den  Regeln  des  gemeinen  Bechts  und  ist  eine  schwie- 
rigere, indem  der  Anfechtende  hier  nach  der  Begel  „incumbit  ei 
probatio  qui  agit^'  beweisen  muss,  dass  der  Verfügende  im  Augen- 
blick (au  moment)  der  Errichtung  des  Testaments,  der  Vornahme 
der  Schenkung,  geisteskrank  war  —  da  zur  Giltigkeit  der  firei- 
gebigen  Verfügung  volle  geistige  Gesundheit  des  Verfiigenden  im 
Zeitpunkt  der  Verfugung  erfordert  wird  — ,  und  es  nicht  genügt, 
zu  beweisen,  dass  er  zur  Zeit  (ä  T^poque)  der  Verfügung  äch  in 
einem  notorischen  ^tat  habituel  d'imb6cillit6  u.  s.  w.  befanden  habe: 
denn  die  Schenkung,  das  Testament,  kann  ja  in  einem  düucido  inter- 
vallo  gemacht  worden  sein,  und  wäre  dann  giltig. 

Der  Gegner  ist  natürlich  zu  diesem  Gegenbeweis  zugelassen, 
allein  dies  ist  nur  ein  Gegenbeweis  und  kein  Einredebeweis.  ^') 

^  Vgl.  insbes.  auch  Bttndry-Laeantinerie,  H  Nr.  368  o.  369;  ZaeharUU 
Preyer,  IV  §  648  Aimi.  3  u.  Text;  Anbry  et  Baa^  Vn  §648  Anm. 61  a.ff.; 
Laorent,  XI  Nr.  108  ff. ;  Boileox,  m  zu  Art.  901  (der  übrigens  auch  Art  Ö06 
bei  £reigebigen  Verfügungen  für  unanwendbar  erkl&rt,  was  auch  Bemtmi, 
Collegienhefb,  §58,  thut).  Wegen  der  Unanwendbarkeit  des  Art.  504  auf 
freigebige  Yerfcigungen  (nach  bad.  Recht  insbes.)  vgl.  auch  Oberho^er.- 
Urteü  y.  9.  X  46  (Annalen  XIV  348  Note).  Oberho^ger.- Urteil  o.  D.  (in 
Oberliofger..  Jahrb.  H.  F.  XI  168),  Urteü  des  Ho^er.  Mit^nnhaim  o.  D. 
(Annaleii  II  67)  u.  16.  VI.  46  (Annalen  XIV  346)  Oberhofger.  v.  9.  IV.  58 
(Annalen  XXV,  84).    Vgl  Behagbely  I  §  80,  Anm.  3. 

Siehe  auch  Behaghel ,  I  §  135. 
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Auch  auf  die  Anfechtongsklagen,  wdche  Civilstandsver- 
hältnisse,  wie:  die  Ungiltigkeit  einer  Adoption,  arg.  Art.  360, 
d6B  Bheabschlnsses  —  wegen  Geisteskrankheit  xl  dgL  betreffen, 
findet  der  Art.  504  keine  Anwendung. 

Die  Erben  des  Geisteskranken  können  anfechten,  wenn  er 
nach  seiner  Entmündigung  heiratet  —  Art.  502  — ;  hefratet  er 
vor  seiner  Entmündigung,  so  ist's  ebenso,  und  ist  es  hier  einerlei, 
ob  ei-  nachhei-  entmündigt  worden  ist  oder  nicht,  denn  die  Ehe  ist 
infolge  Mangels  der  Einwilligung  nicht  existent,  Art.  116  (also 
greift  hier  Art.  503  auch  nicht  Platz).  Wenn  er  nicht  entmündigt 
war,  als  er  heiratete,  so  können  sie  anfechten.  Der  Gesetzgeber 
wollte  durch  die  Bestimmung  des  Art.  504  a.  E.  die  äiyerlichen 
Prozesse  abschneiden,  welche  meist  zu  keinem  Eesultate  fähren 
würden,  da  sie  an  der  Schwierigkeit,  die  behauptete  Thatsache  zu 
beweisen,  scheitern  dürften.  Man  kann  den  Geisteskranken,  da  er 
nicht  mehr  lebt,  nicht  emvemehmen,  eine  persönliche  Einvernahme, 
die  stets  das  beste  Mittel  ist,  eine  Geistesstörung  festzustellen,  ist 
unmöglich.  Würde  man  andere  Beweise,  namentlich  Vermutungs- 
beweise, Zeugeneinvernahmen  u.  dgl.  zulassen,  so  wäre  zu  befflrch- 
ten,  dass  in  vielen  Fällen,  unter  dem  Vorwand,  dass  der  Ver- 
storbene im  Wahnsinn  gehandelt  habe,  durch  einen  nunmehr  Ver- 
storbenen vorgenommene  Bechtshandlungen  in  Mvoler  Weise 
angefochten  würden.  Aus  diesem  Grund  die  Verschilft  des  Art 
504  a.  E.  38) 

*»)  So  zutreffend  Baudrj-Laoantinerl«^  I  Nr.  1182,  welcher  in  der 
Anmerkung  dazu  gat  bemerkt: 

Wenn  sich  dies  so  verhalte,  wie  erkläre  es  sich  dann,  dass  Art  504 
in  seiner  Strenge  nachlasse,  wenn  die  Entmündigung  nur  zu  Lebzeiten  der 
Handelnden  betrieben  worden  sei,  man  könne  hier  zweifelnd  fragen,  ob  es 
denn  leichter  für  den  Hichter  in  einem  solchen  Falle  sei,  den  geistigen 
Zustand  des  Verstorbenen  zu  beurteilen?  Hierauf  erwidert  der  treffliche 
Jurist,  dass  dies  allerdings  sein  könne,  da  ja  die  bisherige  Prozedur  selbst 
in  fraglicher  Richtung  nützliche  Aufschlüsse  geben  könne,  z.  B.  wenn  ein 
Protokoll  über  die  Einvernahme  des  Beklagten  aufgenommen  worden  sei, 
und  dann  gebe  die  Thatsache  der  erhobenen  Entmündigungsklage  für  sich 
schon  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  für  die  Wahrheit  der  Behauptung 
derjenigen,  welche  nunmehr  eine  Geistesstörung  behaupten.  Hierdurch  er- 
kläre es  sich  ganz  einfach,  warum  sich  das  Gesetz  in  besagter  Hlchtung 
weniger  streng  erweise. 

Vgl.  zum  Vorgetragenen  auch  HonrlOB)  1  Nr.  1307  und  die  dort  an- 
geföhrte  Litteratur. 

Baraxetti,  Die  Vonniiiids«haft  «.s.  w.  33 
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Der  Art.  504  ist,  dies  sei  zum  Schiasse  bemerkt,  eiQ  hScItöt 
misslongener  Gesetzestext.  Er  lässt  die  Anfechtimgsklage  der 
Erben  zu:  a)  wemi  die  Entmflndigmig  vor  dem  Tod  des  Ektlassers 
ausgesprochen  worden  ist;  b)  oder,  wenn  sie  vor  dem  Tod  desselben 
auch  nur  betrieben  worden  ist  und  c)  und  selbst  im  Fall  sie  weder 
ausgesprochen  noch  betrieben  worden  ist,  wenn  dei*  Beweis  des 
Wahnsinns  aus  der  Handlung  selbst  hervorgeht,  die  angefochten 
wird.  In  diesen  drei  F&llen  kann  der  Richter  die  Ungiltigkeit 
aussprechen. 

Der  erste  Fall  a)  ist  nun  eine  Wiederholung  und  kann  leicht 
Irrungen  herbeifuhren :  denn  wenn  die  Entmündigung  vor  dem  Tod 
des  Erblassers  ausgesprochen  worden  ist,  oder  wenn  die  angefodi- 
tene  Handlung  vor  der  Entmündigung  vorgenommen  worden  ist, 
dann  greift  Art.  503  Platz,  ist  sie  nach  der  Jhitmündigung  vor- 
genommen worden,  dann  hat  man  Art.  502  anzuwenden.  Soweit 
ist  die  eigentliche  Anwendung  des  Art.  504  dgentlich  nur  auf 
Fall  b)  u.  c)  zu  beschränken. »») 

Ergebnis  aus  Lit.  A.  und  B.  Ziff.  1  und  2.. 

a)  Wenn  eine  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit  erfolgt 
ist,  so  greift  bezüglich  aller  Rechtshandlungen  ohne  Unterschied, 
welche  der  Geisteskranke  nach  seiner  Entmündigung  vorgenommen 
hat,  das  Anfechtungsrecht  des  Art  502  Platz  —  für  den  Entmün- 
digten, seine  Vertreter  und  Erben  (und  Gläubiger,  Art.  1166)  — 
Art.  502  und  Arg.  Art.  504.  Die  Klage,  welche  sich  auf  Ver- 
mögensrechte stützt,  verjährt  nach  Art.  1804,  die  anderen  Klagen 
nach  Art.  2262. 

Der  Richter  muss  die  Ungiltigkeit  der  angefochtenen  Hand- 
lung aussprechen,  wenn  ihm  nur  nachgewiesen  wird,  dass  die  Hand- 
lung nach  und  noch  während  bestehender  Entmündigung  vor- 
genommen worden  ist  (ein  anderer  Beweis  wird  nicht  erheischt, 
em  Gegenbeweis,  selbst  der,  dass  die  Handlung  in  einem  diluddum 
intervallum  vorgenommen  worden  sei,  ist  unzulässig). 

b)  Wenn  eine  Rechtshandlung  angefochten  werden  soll,  welche 
ein  Geisteskranker  vor  seiner,  später  vor  seinem  Tod  erfolgten, 
Entmündigung  vorgenommen  hat,  so  greift  Art.  508,  und  zwar  bei 
allen  Rechtshandlungen  (ohne  Unterschied)  Platz,  und  zwar  iBr 

»)  So  durchaus  zutreffend  Acollas,  I  Bern,  zu  Art.ö04,  S.  606,  507. 
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den  Geisteskranken  (bezw.  dessen  Vertreter)  zn  seinen  Lebzeiten, 
für  die  Erben  nach  seinem  Tod,  Art.  503  und  arg.  Ai*t.  504.  Be- 
züglich der  Klagen  nnd  deren  Verjährung  verhält  es  sich,  wie 
unter  a).  Der  Richter  muss  jedoch  nicht,  er  kann  viehnehr  die 
Entmündigung  aussprechen,  wobei  jedoch  vorausgesetzt  wird,  dass 
die  Ursache  der  Entmündigung,  die  Geisteskrankheit  schon  znr 
Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  notorisch  vorhanden  war,  bezw. 
dem  anderen  Teil  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  bekannt 
war,  bezw.  wenn  aus  dem  Akte  selbst  der  Beweis  des  Wahnsinns 
hervorgeht.    Art  508  und  arg.  Art.  504. 

c)  Soll  eine  Rechtshandlung,  welche  ein  Geisteskranker  vor- 
genommen hat,  der,  ohne  entmündigt  worden  zu  sein,  gestorben  ist, 
von  seinen  Erben  angefochten  werden,  so  können  sie  dies  nur, 
wenn  zu  seinen  Lebzeiten  das  Entmündigungsverfiahren  betrieben 
worden  ist  oder  der  Beweis  des  Wahnsinns  aus  dem  angefochtenen 
Akte  selbst  sich  ergiebt  —  Art.  504.  Dies  gut  jedoch  nur  für 
obligatorische  Verträge.  Hier  greift  die  Klage  aus  Art.  1304  Platz. 
Handelt  es  sich  um  die  Anfechtung  von  Freigebigkeitshandlungen 
(Testament  oder  Schenkung)  des  nicht  entmündigten  Verfügenden, 
so  greift  Art.  504  nicht  Platz,  sondern  lediglich  die  Anfechtungs- 
klage aus  Art.  901 ,  welche  sich  nicht  nach  Art.  1304  richtet. 
Aach  auf  die  Anfechtungsklagen,  welche  Cüvilstandsverhältnisse 
betreffen,  findet  Art.  504  keine  Anwendung  —  siehe  hierüber  oben 
S.  513. 

Auch  im  Fall  des  Art.  504  kann  der  Richter  —  er  muss 
nicht  die  Ungiltigkeit  aussprechen,  mithin  dürfte  hier,  wie  im  Fall  b) 
der  Gegenbeweis,  dass  das  Geschäft  in  dilucido  intervallo  voi-- 
genommen  worden,  von  Belang  sein. 

d)  Son  eine  Rechtshandlung  einer  vei-storbenen  Person,  welche 
weder  entmündigt  noch  gegen  welche  ein  Entmündigungsverfahren 
betrieben  worden  ist,  von  ihren  Erben  angefochten  werden,  weil 
sie  von  einer  rein  zufälligen  und  momentanen  Geistesstoinmg  bei 
Vornahme  der  Handlung  befallen  war,  so  ist  dies  nur  angängig, 
wenn  der  Wahnsinn  aus  dem   Akt  selbst  hervorgeht   —   Arg. 

Art.  504  i.  f.  <•») 

«)  Vgl.  auch  über  das  Anfechtungsrecht  der  Erben  in  Betareff  der 
Rechtshandlungen  des  geisteskranken  Erblassers  die  zutreffenden  Ausftihnmgen 
von  BoUenz^  II  zu  Art.  504.  Sie  zeichnen  sich  durch  besondere  Klarheit  aus. 

33* 
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e)  Soll  eine  Rechtshandlung  eines  niemals  Entmfindigten  wegen 
Geisteskrankheit  zu  seinen  Lebzeiten  angefochten  werden,  so  kann 
sie  von  allen  Interessenten  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts 
als  nicht  existente  Handlung  angefochten  werden.  Die  Klage  ist 
nicht  nach  Art.  1304,  sondern  nach  Art.  2262  bezüglich  ihrer  Ver- 
jährung zn  beurteilen,  ohne  dass  die  Beschränkungen  des  Art.  504 
Platz  greifen. 

Art  504  ist  nicht  anwendbar,  arg.  Art.  146  —  es  kommt 
nicht  darauf  an,  dass  der  Geisteskranke  nachher  entmündigt  würde, 
und  ebensowenig,  dass  z.  B.  aus  der  Eheschliessung  selbst  Geistes- 
krankheit ersichtlich  ist 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Ungiltigkeit  eines  Frei- 
gebigkeitsvertrags oder  eines  Civilstandsverhältnisses 
geltend  gemacht  wird,  hat  d^  Anfechtende  zwar  die  action  eu 
nullitä  (relative  Anfechtbarkeit  Seitens  der  allgemeinen  Rechtsnach- 
folger des  Geisteskranken,  der  Legatare  [Erbnehmer,  ErbteilnehmerJ, 
Gläubiger  der  Erbschafb),  sie  veijährt  aber  nicht  in  10  Jahren,  sie 
untersteht  nicht  dem  Art.  1304,  sondern  bezüglich  ihrer  greift  die 
Verjährung  des  gemeinen  Rechts  (Art.  2262)  Platz. 

Anhang  I. 

Wenn  die  Erben  einer  verstorbenen  Person  eine  Handlung, 
die  sie  voi^enommen  hat,  wegen  Wahnsinns  anfechten  wollen,  so 
macht  sich  dies  einfach,  wenn  der  Erblasser  zu  seinen  Lebzeiten 
entmündigt  worden  war,  hier  wird  man  die  Art.  502  u.  503  an- 
wenden, sie  können  durch  die  Erben  des  Entmündigten,  wie  durch 
diesen  selbst  angerufen  werden. 

Ist  die  Entmündigung  lediglich  vor  dem  Tod  der  Person  be- 
trieben worden,  so  können  die  Erben  die  Handlung  anfechten,  in- 
dem sie  nachweisen,  dass  der  Erblasser  im  Zeitpunkt  der  Vornahme 
wahnsinnig  war  (Beweis  nach  gemeinem  Recht). 

Wenn  aber  eine  Person  lediglich  von  einer  rein  zufalligen 
und  momentanen  Geistesstörung  bei  Vornahme  einer  Handlung  be- 
fallen war  (sie  war  z.  B.  total  betrunken  oder  lag  im  Fieber- 
delirium), und  die  Erben  wollen  die  Handlung  anfechten,  so  können 
sie  dies  nur,  vorausgesetzt,  dass  das  Entmündigungsverfahren  nicht 
betrieben  worden  oder  ein  Entmündigungsurteü  nicht  ei^angen  ist 
(weder  das  Eine  noch  das  Andere  dürfte  der  Fall  sein,  weil  ein 
6tat  accidentel  de  d^mence  keine  Veranlassung  dazu  giebt,  kein  ge- 
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setzlicher  Grund  dafür  ist  —  Art  489)  dann,  bezw,  es  wird  nur 
dann  die  üngiltigkeit  wegen  Wahnsinn  ausgesprochen  werden 
kbnnen,  wenn  d^  Beweis  des  Wahnsinns  aus  der  Handlung  selbst 
hervorgeht.  Dies  ist  eine  durch  Art  504  angestellte  Abweichung 
Yom  gemeinen  Becht,  jede  andere  Art  des  Beweises  dfirfte  hier 
auszuschliessen  sein. 

Anhang  II. 

Über  die  Rechtshandlungen  der  nicht  entmändigten 
geisteskranken  Personen,  welche  in  einer  Irrenanstalt 
untei^bracht  sind^  giebt  es  nach  französischem  Becht  besondere 
gesetzliche  Vorschriften. 

HierfBr  ist  massgebend  das  Gesetz  y.  30.  Juni  1838  sur 
les  ali&i^,  femer  die  Ordonnanz  y.  18.  Dez.  1839  und  das 
Dekret  y.  23.  Juli  1879,  welche  Vorschriften  in  einigen  Punkten 
Besonderes  enthalten  und  yon  den  Bestimmungen  der  Art.  502, 
503,  504  abweiche  in  der  Art,  dass  diese  Aiükel  nicht  auf  die 
in  der  Irrenanstalt  untergebrachten  nicht  entmündigten  geistes- 
kranken Personen  Anwendung  finden.  *^) 

TL  Die  Bechtshandlungen  der  entmündigten 
Verschwender  (nur  baditch- rechtlich). 

Was  die  Bechtshandlungen  der  nach  badischem  Becht 
wegen  Verschwendung  Entmündigten  (der  Mundtoten 
zweiten  Grades)  anlangt,  welche  yollständig  den  wegen  Gteistes* 
krankheit  Entmündigten  gleichgestellt  sind,  namentlich  auch  unfähig 
werden,  Testamente  zu  machen  —  Art.  513  a  yerb.  mit  Art.  509 
und  901,  so  sind  die  Handlungen,  welche  ihr  Vormund  tutorio 
nomine  ffir  sie  yomimmt,  rechtlich  geradeso  zu  beurteilen,  wie  die 
Bechtshandlungen,  die  der  Vormund  des  Mindeijährigen,  des  ent- 
mündigten Geisteskranken  für  jenen,  bezw.  diesen  tutorio  ncmüne 
vornimmt    Vgl.  den  Eingang  unseres  Paragraphen. 

Gleichwohl  ist  jedoch  bezüglich  der  wegen  Verschwendung 
Entmändigten  heryorzuheben,  dass  die  Gleichstellung  derselben  mit 
den  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten  doch  nicht  ganz  zutrifft, 
da  sie  nicht,  wie  diese,  total  handlungsunf  Shig  sind.    Sie  sind  in 

«0  Das  Nähere  hiei-überlaurent,  VNr.  380-403;  Baudrj^Laeaiitüierley 
I  Nr.  1195—1197;  vgl.  auch  Boger  et  Sorel,  Lois  usueUes,  20.  Aiu^be,  S.  3l£r. 
S. 38 ff.  n.  a.;  Acollas,  I  S.  Ö14ff. 
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gewissen  Beziehungea  mehr  den  bevormundeten  Mindeijährigen 
gleidizustellen,  da  sie,  wie  diese,  gewisse  Handlungen  allein  vor- 
nehmen können,  welche  in  Hinsicht  ihrer  Beschaffenheit  vom  Vor- 
mund nicht  füi*  sie  vorgenommen  werden  können,  obwohl  hierher 
wohl  nui*  die  eigentlichen  actes  moraux  nnd  nicht  solche  Hand- 
lungen, welche  sich  als  actes  p^uniaires  darstellen ,  geholfen.  Nur 
die  ersteren  dürften  sie  giltig  allein  vornehmen  können.  *^) 
Über  diese  Handlungen  vgl.  §  HS.  198  u.  ff.  d.  W. 

^)  Der  wegen  Yerschwendang  Entmündigte  iät  eben  nicht  absolut  wiUens- 
unillhig,  deshalb'  kann  er  auch  z.  B.  eine  Ehe  eingehen ,  ohne  dass  man 
solche  Rir  nicht  existent  erachten  müsste,  wie  dies  z.  B.  bei  der  Eheschliessnng 
der  wegen  Wahnsinns  Entmündigten  der  Fall  ist.  Es  kann  bei  ihm  nich1> 
von  mangelnder  Einwilligung  gesprochen  werden,  während  der  wegen  Wahn- 
sinns Entmündigte  keinen  Willen  hat,  also  auch  in  die  Eheeingehung  nicht 
willigen  kann  (Art.  502  widerspricht  dem '  nicht,  da  er  ja  eine  Sonder- 
bestimmung au&teUt,  die  vom  gemeinen  Recht,  das  för  die  Eheechliessiui^ 
gilt,  abweicht). 

Was  die  Zuwendungen  im  Ehevertrag  anlangt,  so  ist  hier  das  Recht 
auf  den  entmündigten  Verschwender  anzuwenden,  was  für  den  Minderjährigen 
gilt,  nämlich  Art.  1095  in  Verb.  m.  Art.  903  ff.,  und  nicht  das  Recht  der 
entmündigten  Geisteskranken,  welche,  da  sie  nicht  heiraten  können,  auch 
im  Ehevertrag  nicht  schenken  können,  da  sie  eben  keinen  Ehevertrag  ab- 
schliessen  können. 

.WoUte  man  den  wegen  Verschwendung  Entmündigten  als  total  hand- 
lun^sun&hig  behandeln,  so  wäre  er  den  bürgerlich  Toten  glelchgesteUt,  was 
hiebt  der  WiUe  des  Gesetzgebers  seih  kann,  umsoweniger  jetzt,  wo  der 
bürgerliche  Tod  in  Baden  —  schon  seit  1845  —  abgesdbLafil  ist.  Wenn 
man  dem  entgegenhält,  dass  man  aber  doch  den  wegen  Wahnsinns  Entmün-!* 
digten  in  Betreff  seiner  Handlungsfähigkeit  wie  einen  bürgerlichen  Toten 
behandle,  so  ist  dieser  Einwand  nicht  stichhaltig:  dieser  ist  eben  infolge 
seiner  absoluten  WiUensunfähigkeit  zu  den  Geschäften  des  bürgerlichen 
Lebens  diux^haus  untauglich;  er  ist  infolge  der  bei  ihm  gerichtlich  feet- 
geeteUten  Geisteszerrüttung  nicht  fUiig,  „allein^  ein  Rechtsgeschäft  irgend 
welcher  Art  vorzunehmen.  Der  wegen  Verschweiidung  Entmündigte  ist  nur 
unfkhig,  solche  Handlungen  allein  vorzunehmen,  welche  sein  Vermögen 
betreffBu.  Die  Richtigkeit  unserer  Aufi&ssung  ergiebt  sich  auch  aus  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  selbst,  denn  Art.  518 a  sagt: 

,,Wer  etwas  gegen  dieses  Verbot  unternimmt  u.  s.  w. ,  kann  nachmals 
vöUig  mundtot  gemacht  werden.^^ 

Dieses  Verbot  nun  ist  in  Art  5 1 8  ausgesprochen,  wonach  den  Verschwen- 
dern, d.  h.  den  verbeiständeten  Verschwendern,  den  im  ersten  Grad  Mundtoten, 
verboten  ist,  gewisse  vermögensrechtliche  Handlungen  ohne  Beiwirkung  ihreä 
Beistandes  vorzunehmen  (z.  B.  die  Schliessung  von  Vergleichen,  Aufnahmen 
von   Kapitalien,   Veräusserung    von   Liegensdiaften  u.  s.  w.).     Mithin    hat 
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So  können  sie  auch,  wie  die  Mindeijälirigen,  Delikte  begehen 
und  baften,  wie  diese,  ans  denselben,  ja  sie  haften  stets  ans  den- 
selben, während  die  von  einem  minderjährigen  In&ns  begangenen 
Delikte  diesem  nicht  zugerechnet  werden  können. 

Durch  die  Bestimmung  des  Art.  513  a,  dass  sie  auch  keine 
Testamente  machen  können  ^3),  sind  sie  den  Mindeijährigen  gegen- 
über zurückgesetzt  —  vgl.  Art.  904  —  und  mehr  den  wegen 
Geisteskrankheit  Entmfindigten  gleichgestellt,  was  Letzteres  auch 
noch  weiter  darin  hervortritt,  dass  das  Becht  der  wegen  Geistes- 
krankheit Entmündigten  mit  entsprechenden,  in  der  Natur  der 

Art.  513 a  die  vermögensrechtlichen  Handinngen  des  Verschwenders,  und  nur 
diese,  imAnge,  bezüglich  der  Vornahme  derer  er  ihm,  falls  er  unverbesser- 
lich bleibt,  trotz  seiner  Verbeiständung,  völlige  Handlimgsnnfifcbigkeit  in 
Aussicht  stellt  durch  die  Mundtotmachung  zweiten  Grades,  wodurch  er 
sogar  noch  ausserdem  der  testamenti  factio  activa  fOr  verlustig  erklärt  wird. 

S^e  Handlungsunfähigkeit  ist,  wenn  er  „entmündigt"  worden  ist, 
m.  a.  W.  in  Bezug  auf  die  Vermögensverwaltung  im  engeren  und  weiteren 
Sinn  aufgehoben,  und  ausserdem  auch  die  Fähigkeit  des  „Testierens". 

Wäre  die  Unfähigkeit  des  entmündigten  Verschwenders  zur  Testaments- 
errichtnng  nicht  ausdrücklich  durch  Art  513  a  ausgesprochen,  so  dürfte  die 
Giltiigkeit  eines  von  ihm  errichteten  Testaments,  eben  weil  er  willenstähig 
ist,  anzunehmen  sein,  so  gut,  wie  die  von  ihm  abgeschlossene  Ehe.  Dies 
hat  der  Gesetzgeber  richtig  herausge^lhlt  und  eben  darum  hat  er  dies  beson- 
ders ausgesprochen,  indem  er  in  Art  513a  dem  Mundtoten  zweiten  Grades 
die  testamenti  fiu^tio  activa  ausdrücklich  abspricht. 

Vgl  auch  §30  des  bad.  VI.  Oonstit -Edikts  v.  4.  Juni  1808,  wel- 
ches jedoch  nicht  ganz  in  seinen  Bestimmungen  mit  Art  513  a  überein- 
stimmt und  daher,  als  früheres  Gesetz  durch  Art  513a  Abänderung  erfBkhren 
hat  Es  heisBt  in  §  30  des  angef.  Const-Ed.',  der  entmündigte  Verschwen- 
der faUe  durchaus  in  die  Klasse  der  Halbmündigen  zurück;  das  würde 
bedeuten:  er  erscheint  wie  ein  emanzipierter  Mindeijähriger,  bezw.  wie  ein 
wegen  Geistesschwäche  Verbeiständeter,  was  angesichts  des  Art.  513a 
nicht  mehr  zutrijSt. 

Ich  halte  es  nach  dem  Dargelegten  nicht  für  zutreffend,  wenn  Brauer, 
Erläuterungen,  Bem.  19  über  Satz 513— 515,  die  Mundtoten  zweiten  Grades 
ganz*  gleich  den  „Entmündigten"  behandelt  wissen  will. 

^)  Die  Frage  der  Fertigung  eines  Testaments  durch  den  entmündigten 
Verschwender  wird  unbedingt  verneint  <*-  siehe  Art  513  a,  Brauer  a.  a.  Q.» 
femer  §§  29u.  30  des  VI.  Gonst-Ed.,  femer  oberhofgerichtliche  Jahr- 
bücher V.  1849  u.  1850,  S.  95  u.  ff.  Art  904  bildet  eben  eine  Ausnahme  für 
den  Mindrj  ährigen ,  d.  h.  zu  Gunsten  desselben ,  welche  nicht  auf  Geistes- 
kranke aui^gedehnt  werden  darf,  und  Art  513  a  enthält  nur  eine  Folgerung 
ans  Art.  509  und  keine  Erweiterung  desselben.  Siehe  auch  Gageiir,  S.  249 
Text  u.  Ann),  a. 
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Sache  liegt^iden  Modifikationen,  aof  sie  Anw^dong  findet,  ein 
Recht,  das  ja  anch  mehr  oder  weniger  den  bevormundeten  and 
auch  nicht  bevormnndeten  lündeijährigen  gegenüber,  aber  doch  in 
nicht  so  weitgehendem  Masse  Platz  greift. 

Selbstverständlich  kann  der  entmündigte  Verschwender  keine 
Schenkung  unter  Lebenden  machen,  um  so  weniger,  da  solche  für 
ihn  ja  auch  sein  Vormund  nicht  machen  darf  —  er  wird  in  diesen 
Beziehung^  wie  der  Mindeijährige  und  entmündigte  Geisteskranke 
betrachtet  und  behandelt.  Vgl  §  14  S.  203  u.  ff.  d.  W.  und  Art.  513a 
verb.  m.  Art  509,  arg.  Art.  489  ff.,  904,  907.  Behaghel,  I  §  155 
Ziff.  n  lit.  A  Nr.  3. 

Wenn  nun  der  „entmündigte"  Verschwender  allein  Rechts- 
handlungen (vermögensrechtlicher  Art)  vornimmt,  so  smd  dieselben^ 
da  er  sie  nach  seiner  Entmündigung  vorgenommen  hat,  nadi 
Art.  502  zu  beurteilen,  und  greift  hier  Alles  Platz,  was  ich  vasber 
Lit.  A  dargelegt  habe  (nur  dürfte  hier,  wie  sich  aus  dem  oben 
Dargelegten  ergiebt,  nicht  die  Ungiltigkeit ,  bezw.  Anfechibaikeit, 
aller  Bechtshandlungen,  wie  bei  dem  weg^  Geisteskrankheit  Entr 
mündigten  eintreten). 

Bezüglich  der  Anfechtung  der  durch  den  Verschwender  vor 
seiner  vollständigen  Entmündigung  vorgenommenen  Rechtshand- 
lungen greifen  selbstverständlich  nur  diejenigen  Grundsätze  Platz, 
welche  für  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  verfoeistSndeter 
Verschwende,  der  Mundtoten  ersbm  Grades,  wie  das  b ad.  Recht 
sie  nennt,  galten,  da  ja  der  Verschwender  vor  seiner  Entmündigung 
verbeiständet  ist,  nur  ein  verbeiständeter  Verschwender  entmündigt 
werden  kann.  Vgl.  §  41  d.  W.  in  Betreff  der  Anfechtung  der 
Rechtshandlungen  der  verbeiständeten  Verschw^der.  — 

Der  Art.  504  findet  auf  die  entmündigten  Verschwender, 
soweit  möglich,  entsprechende  Anwendung. 

Was  das  von  einem  entmündigten  Verschwender  abgefesste 
Testament  anlangt,  so  erscheint  solches  als  nichtig  —  aig. 
Art.  513  a  —  und  nicht  blos  als  'anfechtbar.  Mithin  können  die 
gesetzlichen  Erben  sich  über  ein  solches  nichtiges  Testament  ein- 
fach hinwegsetzen  und  die  Herausgabe  der  Erbschaft  mit  da* 
hereditatis  petitio  verlangen. 
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CAPITEL  IL 

ie  Pflegschaft  (la  Curatelle).'') 

§33. 
Bisüeitung.   Wesen  der  Pflegsohaft  und  Arten  derselben.**) 

Die  Pflegschaft  (la  Curatelle)  kommt,  wie  in  §  1  S.  12 
d.  W.  hervorgehoben  wurde,  in  so  mannigfaltigen  Anwendungen 
Tor,  dass  es  geradezu  unmöglich  ist,  eine  allgemeine  Begrifb- 
bestimmung  zu  geben. 

Nach  römischem  Recht  unterschied  sie  sich  in  absoluter 
Weise  von  der  Vormundschaft,  was  nach  französischem  Recht 
nicht  zutrifft.  Nach  römischem  Recht  waren  zwar  in  Betreff 
der  Sorge  ftr  die  Person  des  Mflndels,  der  Vermögens  Verwaltung 
und  der  pro  pupillo  gestio  die  Vormflnder  und  Cnratoren  im  G-anzen 
gleichgestellt,  aber  darin  unterschieden  sie  sich  von  einander,  dass 
der  Vormund  den  unvollständigen  Willen  des  Lnpubes  (qui  nondum 
Plenum  Judicium  habet  —  lex  189  de  reg.  juris),  den  mangelhaften 
intellectus  desselben  mit  seiner  auctoritas  ergänzen  sollte  (tutor 
personae  datur,  1.  12 — 15  Dig.  de  testam.  tut.  26, 2),  während  der 
Corator  nur  als  Ratgeber  den  Pupillen  vor  Verschwendung,  vor 
Verschleuderung  seines  Vermögens,  vor  den  Folgen  der  ünerfahren- 
heit  und  des  Leichtshms  zu  schützen  hatte,  und  nur  zu  gewissen 
Handlungen,  namentlich  zu  Veräusserungen  des  Pfleglings  der 
Cknisens  des  C!urator*s  notwendig  war  (curator  rei  vel  causae 
datur)  J) 

Dieser  durchgreifende  Unterschied  trifä  fOr  das  französische 
Recht  in  dieser  Strenge  nicht  mehr  zu.  Demselben  ist  die  autoritatis 
interpositio  des  Vormunds  als  solche  unbekannt,  der  Vormund  hat 
den  Mandel  zu  vertreten  (repräsentieren),  d.  h.  er  handelt,  statt 
seiner,  er  vertritt  ihn,  der  Curator  kann  seinen  Pflegebefohlenen 
vertreten,  aber  diese  Vertretung  (Repräsentation)  ist  nicht  not- 

*)  Zaeharlft-Dreyer,  I  §§86,  128—136;  Behaghel,  I  §§67,  78,  79. 

•*)  ZaeharUUDreyer,  I  §§  86,  128;  Behaghel  a.  a.  O.;  siehe  aooh  §  1 
de»  vorvrttif.  Werkes. 

^)  VgU  über  die  römische  Gura  Dernbvrg,  Pandekten,  Bd.  LH, 
§§39,40;  Terlng^  Geschichte  u.  Pandekten  a.s.  w.  §§  239  ff. ;  Keller,  Pan- 
dekt^Bd.11,  §§249  ff. 
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wendig,  es  genügt  aach  Gonsens,  Beiwirkung,  Assistenz  im 
gegebenen  Falle,  und  dieser  Consens,  diese  Assistenz  des  Cnrators 
entspricht  mehr  der  des  römischen  Vormunds,  qui  autoritatem 
interponit. 

Der  Vormund  ist  stets  ein  ständiger  Vormund,  der 
Curator  kann  ständig  sein  oder  nicht.  Ständig  ist  so  der 
Curator  minoris  emancipati  und  der  Curator  absentis. 
Unständig  ist  der  Curator  des  bürgerlich  Toten  bei  Pro- 
zessführung, Art  25  (unpraktisch,  weil  das  Institut  des  bürger- 
lichen Todes  aufgehobw  ist),  der  Curator  im  Falle  des  Art  420b. 

Während  jeder  Vormund  eine  Vermögensverwaltung 
hat  und  damit  auch  eine  Verpflichtung  zur  Bechnungablage, 
trifft  dies  bei  den  Pflegschaften  nicht  stets  zu;  man  muss 
unterscheiden  Verwaltungs-  und  Aufsichtspflegschaften; 
bei  den  Verwaltungspflegschaften  hat  der  Pfleger  eine  Ver- 
mögensverwaltung, mithin  auch  die  Pflicht  zur  Bechnungsablage, 
bei  den  Aufsichtspflegschaften  hat  er  nur  eine  Au&icht,  welche 
besonders  in  der  Erteilung  des  Konsenses  hervortritt,  so  z.  B.  der 
Curator  minoris  emancipati.  Das  Nähere  über  das  Wesen  der 
Pflegschaft  und  ihre  Unterschiede  von  der  Vormundschaft  (und  der 
Beistandschaft)  siehe  in  §  1  S.  12, 13  d.  W.^) 

Die  einzelnen  Arten  der  Pflegschaft  sind  leicht  von  der 
Vormundschaft  zu  unterscheiden. 

Die  Vormundschaft  findet  nur  statt  bei  Personen,  welche  als^ 
absolut  handlungsunfähig  in  den  Augen  des  Gesetzes  erscheinen 
(bei  nicht  emanzipierten  Mindeijährigen  und  Entmündigten),^)   die 

2)  Braver,  Erläut.,  Bd.  I  8. 297  sagt:  „Vormundschaft  zeigt  durch- 
weg in  unserem  Gesetzbuch  eine  VerfElgnngsgewalt  über  Person  und  Ver- 
mögen, sowie  die  Pflegschaft  eine  blosse  Verfügungsgewalt  über  das 
Vermögen  anzeigt^  Dies  scheint  mir  nicht  scharf  genug  die  Unterschieds 
zwischen  Vormundschaft  und  Pflegschaft  zu  geben.    Vgl.  §  1  S.  12, 13  d.  W. 

Magnin,  Traitö  des  minorites  u.  s.  w.,  Bd.  I  S.  446,  sagt  viel  bezeich- 
nender als  Braver  a.  a.  0.  „Le  curateur  est  celui  qui  est  commis  pour 
regir  et  administrer  les  bien  et  däfendre  les  interets  d'autrni,  dans  oertains 
cas,  pour  prendre  soin  de  sa  personne.^ 

3)  Absolut  Handlungsunfähig  sind  nach  dem  0.  N..von  den  na- 
türlichen Personen  die  G^eisteBkranken  (d.i.  die  wegen  Geisteskrankheit  Ent- 
mündigten). Art.  498,  502,  1124  und  die  Minderjährigen,  Art  488,  1124,  4öÜ. 

Bei  den  Minderjährigen  liegt  teils  eine  wirklich  mangelnde  volle 
Willensfähigkeit  vor,  so  bei  den  eigentiichen  infantes  — ,  teils  eine  fingierte 
mangelnde  volle  Willensfähigkeit,   sofern  sie  über  die  infantia .'hinaus  sind. 
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Pflegschaft  hiBgegen  kommt  bei  Personen  vor,  welche  zwar  hand- 
lungsfähig, aber  nicht  vollkommen  handlnngsfthig  sind  —  sie  kommt 
daher  vor  bei  emanzipierten  Minderjährigen.  Sie  kommt  aber  auch 
vor  bei  gewissen  anderen  Personen ,  welche  vollkommen  handlungs- 
fähig sind,  aber  durch  gewisse  Verhältnisse  gehindert  sind  zu 
handeln,  wo  sie  im  gegebenen  Falle  handeln  eilten,  sowie  bei 
Personen,  deren  Dasein  unbestimmt  oder  ungewiss  ist  (hier  findet 
übrigens  nicht  eine  blosse  Assistenz ,  sondern  eine  eigentlicbe  Ver- 
tretung des  Pflegebefohlenen  statt,  teilweise  mit  der  Pflicht  der 
Rechnungsablage,  wenn  sich  die  Pflegschaft  als  Verwaltnngspfleg- 
Schaft  darstellt). 

Eine  Pflegschaft  kann  auch  vorkommen  in  Anwendung  auf 
eiu  Vermögen  als  solches,  z.  B.  Cura  hereditatis  vacantis,  auch 
kann  einem  einzelnen  Grundstück  ein  Pfleger  bestellt  weitten,  wenn 
es  wegen  ünterpfandsrechten ,  welche  auf  demselben  ruhen  (lasten), 
angegeben  wird. 

Die  verschiedenen  Arten,  der  Pflegschaften  lassen  sich  so  in 
Kategorien  unterbringen,  —  in  Pflegschaften:  «1.  über  Personen, 
2.  über  gewisse  Güter,  —  und  werde  ich  solche  im  Nachstehenden 
eingehend  behandeln. 

Unter  den  Pflegschaften  über  Personen  ist  die  wichtigste  die 
über  emanzipierte  Minderjährige  —  §§  34 — 36  d.  W.  Von 
geringerer  Bedeutung  ist  di^enige  Pflegschaft  über  gewisse  andere 
Personen,  welche  sich  in  besonderen  Verhältnissen  befinden,  welche 
nach  der  Ansicht  des  Gesetzes,  damit  die  Rechte  dieser  Personen 
gehölig  gewacht  werden,  die  Bestellung  von  Pflegern  erheischen. 
Vgl.  §  37  d.  W. 

Die  Pflegschaft  über  gewisse  Güter  behandle  ich  in  §  38  d.  W. 


Befindet  sich  ein  Mindeijähriger  in  der  letzteren  Altersstufe,  so  igt 
er,  obwohl  er  sonst  „absolut  handlungsnn&hig  ist",  doch  bezüglich 
einiger  bestimmter  Rechtshandlungen  teils  handlungsflüiig,  teils  relativ 
handlungsunfähig.  So  ist  ein  Mindeijähriger,  der  16  Jahre  alt  ist,  in  Bezug 
auf  die  Testierfähigkeit  handlungsfähig,  £reilich  aber  nur  beschränkt 
dispositionsfähig,  Art.  904  u.  s.  w. 

Absolut  handlungsunfUiig  sind  endlich,  aber  nur  |iach  badischem 
Laadrecht,  die  wegen  Verschwendung  Entmündigten,  d.  i.  dhie  int 
zweiten  Grade  Mundtoten.  Sie  gelten  per  fictionem  als  Minderjährige,  sie 
stehen  diesen  und  den  wegen  Wahnsinns  Entmündigten  gleich.  Vgl.  zu 
dem  Vorgetragenen  insbesondere  Bametti,  das  Personenrecht  u.  s.  w., 
§4  S.  a9.u.fl. 


624t  Capitel.n.  Die  Pflegschaft  (la  CazBteUe). 

Zq  bemerken  ist  noch  Folgendes: 

Die  Pfleger  werden  nach  der  Verschiedenheit  der  Ffille  ent- 
weder von  dem  Familienrate  oder  vom  Gerichte  ernannt. 

Eine  dura  legitima  oder  eine  Coi-a  testamentoria  ist  dem  fr  an  - 
zösischen  wie  badischen  Rechte  unbekannt.'^) 

Von  einem  Gegenpfleger,  einem  sabrog^  oiratem*,  ist  bei 
der  Pflegschaft  keine  Rede. 

Entsteht  zwischen  dem  Pfleger  nnd  seinem  Pflegebefohlenen 
ein  Rechtsstreit,  bezw.  ist  zwischen  beiden  ein  Rechtsgesch&ft  ab- 
znschliess^ ,  zn  welchem  der  Pflegebefohlene  eines  Pflegers  bedarf 
so  ist  diesem  entweder  ein  anderer  Pfleger  oder  auch  ein  Gorator 
ad  hoc  m  ernennen.  Bei  der  Ernennung  von  Pflegern  md  auch 
diejenigen  nicht  zu  berflcksichtigen ,  welche  zur  Verwaltung  einer 
Vormundschaft  unfähig  oder  unwürdig  sind.  Dies  folgt  aus  der 
Natur  der  Sache  und  arg.  Art.  28,  34,  42  des  C.  p^n. 

Vgl.  auch  für  Baden:  §  86  in  Verb,  mit  §  68  R.-P.-O. 

Die  Pflegschaft  erscheint  ebenso,  wie  die  Vormundschaft  als 
ein  öffentliches  Amt,  hierbei  sind  jedoch  die  Gründe,  aus  wdchen 
Einer  dieses  Amt  von  sich  ablehnen,  bezw.  dasselbe  niedarlegen 
kann,  in  das  Ermessen  der  den  Pfleger  ernennenden  Behörde  ge- 
stellt,  —  eine  Annahme,  zu  welcher  man  deshalb  gelangt,  weil 


*)  Vgl.  Unrent,' V  Nr.  208  u.  210. 

Es  wird  übrigens  von  Manchen  angenommen,  dass  der  Ehemann  schon 
von  Rechts  wegen,  d.  h.  kraft  Qesetases,  der  Pfleger  seiner  mindeij&hiigen 
Ehefrau  sei,  arg.  Art.  2206. 

Ja  es  ist  dies  sogar  die  communis  opinio.  Siehe  Annalen  der  badischen 
Gerichte,  Yl  S.  36,  XXXTV,  S.  169;  Dettolombo,  YIII  Nr.  ^33;  Sirej  18M, 
I,  4öO;  siehe  auch  Laurent,  V  Nr.  209,  welcher  übrigens  diese  Pflegschaft 
bekämpft,  auch  wir  nehmen  dieselbe  nicht  an,  wie  in  §  34  d.  W.  dargelegt 
werden  soli 

Art.  1006  erkennt  übrigens  eine  Pflegschaft  an,  welche  sich  aJa  eine 
Oura  testamentaria  darstellt,  da  sie  weder  vom  Familienrat  noch  vom  Ge- 
richt angeordnet  werden  muss,  sondern  auch  von  Denjenigen  angeordmBt 
werden  kann,  welcher  eine  in  den  Art.  1048  ff.  vorgesehene  erlaubte  Verordi 
nung  zum  Vorteil  der  Enkel  des  Geschenkgebers  oder  Erblassers,  oder  seiner 
Geschwisterkinder  trifft,  indem  er  in  der  Verordnung,  der  Verfügung  —  also 
namentlich  auch  im  Testament  —  oder  in  einer  Öffentlichen  Urkunde eiaan 
Pfleger  zur  Vollziehung  seines  Willens  u.  s.  w.  ernennen  kann  —  eist 
wenn  er  einen  solchen  Pfleger  nicht  ernannt  hat»  erfolgt  dessen  Ernennung 
durch  das  Gericht  (in  Baden  duich  das  Amtsgericht  —  §1B.-P.-G., 
8  99  R.-P..O.). 
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das  Gesetzbuch  nirgends  allgemeine  Grundsätze  über  die  Pflegschaft 
aufgestellt  hat,  und  man  die  excusationes  a  tntela  nicht  unbedingt 
auf  die  Pflegschaft  übertragen  kann,  wenngleich  sie  auch  bei  der- 
selben zu  berücksichtigen  sind.^)    Vgl.  auch  §  86  d.  bad.  R.-P.-0. 

Was  die  Pflichten  und  Rechte  des  Pfl^ers  betrifft,  so  kann 
man  bezüglich  derselben,  da  die  einzehien  Pflegschaftsarten  ver- 
schiedenen Zwecken  dienen,  keine  allgemein  zutreffenden  Grundsätze 
aufstellen. 

Jene  sind,  dies  kann  man  im  allgemeinen  sagen,  —  wann 
und  wiefern  sie  durch  das  Gesetz  nicht  durch  besondere  Vorschriften 
(mittelbar  oder  unmittelbar)  bestimmt  werden,  aus  dem  Zwecke 
abzuleiten,  zu  welchem  eine  jede  einzelne  Art  der  Pflegschaft  vom 
Gesetze  eingeftihrt  worden  ist.«) 

Da  im  Gesetzbuch  nichts  Besonderes  über  die  Verantwort- 
lichkeit des  Pflegers  bestimmt  ist,  so  ist  dieselbe,  wenn  er  pflicht- 
mäiig  handelt,  nach  dem  gemeinen  Becht,  d.  h.  eben  nach  den 
Gnmdsätzen  des  Auftragsvertrags,  zu  beurteilen.    Art.  1992.  ^) 

Anlangend  das  Erlöschen  der  Pflegschaft,  so  endigt  sie: 
1.  mit  dem  Hinwegfallen  des  Grundes,  aus  welchem  die  Bestellung 
des  Pflegers  erfolgt  ist  und  2.  in  denselben  Fällen,  in  welchen  die 
Vormundschaft  endigt  (z.  R  mit  dem  Tode  des  Pflegers,  des  Pflege- 
befohlenen), vorausgesetzt,  dass  diese  Fälle  auch  auf  die  Pfleg- 
schaft anwendbar  sind  und  nicht  die  zwischen  der  Vormundschaft 
and  der  Pflegschaft  eintretenden  wesentlichen  Verschiedenheiten  im 
Wege  stehen.®) 

Das  gesetzliche  Mündelpfandrecht  der  Art.  2121,  2135  findet 
keine  Anwendung  bei  der  Pflegschaft,  dem  Pflegebefohlenen  haftet 
das  liegende  Vermögen  des  Pflegers  nicht  kraft  Gesetzes  unter- 
p&ndlich.  Die  das  gesetzliche  Mündelpfimdrecht  zum  Gegenstände 
habenden  Art.  2121,  2135  sind  strenge  auszulegen,  sie  lassen  keine 
analoge  Auslegung  zu,  sondern  man  muss  sich,  entsprechend  dem 
Grandsatz,  dass  die  Ghäsetze,  welche  ein  Unterpfandsrecht  gewähren, 
wörtlich  anszulegen  sind,  an  ihren  Wortlaut  halten,  und  sie  sprechen 


&)  So  ganz  zutreffend  Zaeharll-Dreyery  I  §  128,  Anm.  2ti.  Text;  vgL 
auch  Lairent,  V  Nr.  211;  Aubry  et  Bau,  I  §  12a 

*)  So  Zaeharia^  I  §  128,  dem  wir  uns,  weil  seine  Ansicht  durchaas 
richtig  ist,  hier  vollstöndig  anschliessen. 

'7)  Auch  hierin  stimmen  wir  mit  Zaeharift,  I  §  128,  vollständig  überein. 
^"i  Auch  so  zutreffend  Zaebarift  a.  a.  O. 
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nur  von  dem  den  Minderjährigen  und  Entmündigten  an  den  Li^en- 
Schäften  des  ,,Vormund8^'  zustehenden  gesetzlichen  Unterpfands- 
rechte. ^) 


ABSCHNITT  I. 

Die  Pflegschaft  Aber  gewaltsentlassene  (emanzipierte) 

Mindeijährige. 

§34. 

Die  dieser  Pflegschaft  unterstehenden  Personen.     Charakter 
dieser  Pflegschaft.    Ihre  Übertragung,  *) 

I.  Die  dieser  Pflegschaft  unterstehenden  Personen. 

Die  Gewaltsentlassung  hat  eine  doppelte  Wirkung. 

Eines  Teils  befreit  sie  den  Minderjährigen  von  der  elterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt  oder  von  beiden  Gewalten  zu- 
gleich —  siehe  §  22  S.  885  d.  W.  u.  ff.  — ,  ^)  und  dann  macht  sie  Qm 
fähig,  gewisse  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens,  welche  er  als 
nicht  gewaltsentlassener  Mindeijähriger  nicht  vornehmen  kann,  vor- 
zunehmen (hierüber  §  35  d.  W.).  Seine  Handlungsunfähigkeit  hört 
auf,  jedoch  nicht  ganz,  denn  das  Gesetz  geht  davon  aus,  dass  er 
weil  er  noch  nicht  volljährig  ist,   noch  nicht  die  volle  Handlungs- 

^)  Die8  ist  unbestritten. 

YgL  insbesondere  auch  Zaeharift-Drejer,  H  §  264  Anni.  2  u.  Text  il 
Anm.  7, 8  u.  9  sowie  Text  dazu.  — 

*)  Zacharift-Dreyer^  I  §  129;  Stabel^  §  45;  Behaghel,  I  §  7B.  VgL 
auch  §  22  S.  385  ff.  d.  W.  (Die  Emanzipation). 

^)  Hieraus  folgt:  durch  die  Emanzipation  erlischt  das  Recht  des  ge- 
setzlichen Niessbrauchs,  welcher  ein  Attribut  der  elterlichen  Gewalt  ist  (Art 
384),  der  emanzipierte  Minderjährige  untersteht  nicht  mehr  dem  droit  de 
correcUon  (Art  377),  auch  nicht  mehr  dem  droit  de  garde  (Art.  374),  er  kann 
daher  frei  über  seine  Pei'son  verfögen  und  sich  einen  Aufenthalt,  selbst 
einen  Wohnsitz  wählen,  arg.  Art  108,  seine  Dienste  vermieten,  sich  der 
Ausübung  eines  Gewerbes  widmen,  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  Art  2 
Code  de  comm.,  wenn  er  geWerbemässig  Handel  treiben  will,  —  Militär- 
dienst nehmen,  vorausgesetzt,  dass  er  die  Bedingungen  erftUlt»  welche  Art 
.46  der  Loi  v.  27.  Juli  1872  erheischt  —  er  bedarf  zur  Eingehung  eines  dahin 
abzielenden  Vei-trags  keiner  Genehmigung. 

Er  bedarf  übrigens  für  die  Eingehung  einer  Ehe  sowie  die  Emchtnng 
seines  Ehevertrages  der  Einwilligung  seiner  Eltern,  Asoendenten  oder,  &Us 
solche  nicht  mehr  am  Leben  sind,  des  Familienrats  —  Art.  160,  1398,  wie 
der  nicht  gewaltsentlassene  Minderjährige. 
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fahigkeit  hat,  welche  allein  dem  Volljährigen  zukommt,  Art.  489, 
und  stellt  ihn  daher  in  der  Regel  unter  eine  Pflegschaft. 

DieBegel  ist:  Jeder  gewaltsentlasseneMinderj ährige 
steht  unter  einer  Pflegschaft. 

Die  Kegel  hat  ihre  Ausnahme,  und  zwar: 

1.  Jede  minderjährige  Ehefrau  —  die  Eheeingehung  er- 
zeugt die  emancipatio  kraft  Gesetzes,  vgl.  §  22  S.  387  d.  W.  —  ist 
frei  von  der  Cura  emancipati. 

Der  Grund  ist :  Sie  gelangt  mit  der  Eheeingehung  ipso  jure 
in  die  Gewalt  des  Mannes,  sie  steht  von  diesem  Zeitpunkte  an  in 
der  eheherrlichen  Gewalt  (mundium  mariti),  die  Pflegschaft  wäre 
für  sie  etwas  geradezu  Überflüssiges:  denn  in  allen  Fällen,  in 
welchen  der  gewaltsenüassene  Minderjährige  des  Beistandes  seines 
Pflegers  bei  Vornahme  von  Rechtshandlungen  bedarf,  tritt  der 
Ehemann  ein.  Manche  behaupten  der  Ehemann,  vorausgesetzt, 
dass  er  volljährig  ist,  sei  in  diesen  Fällen  Pfleger  seiner  Frau 
kraft  Gesetzes,  d.h.  gesetzlicher  Pfleger  seiner  „minder- 
jährigen" Frau.  Allein  dies  ist  nicht  richtig,  denn  der  Ehe- 
mann hat  ii|  diesen  Fällen  seinen  Consens  nicht  als  Pfleger  zu 
geben,  sondern  krafjf;  seiner  eheherrlichen  Gewalt,  es  macht  keinen 
Unterschied,  ob  die  Ehefrau  minderjährig  oder  volljährig  ist.  Ist  der 
Ehemann  der  minderjährigen  Frau  selbst  mindeijährig  oder  entmün- 
digt, oder  wird  er  vermisst,  dann  tritt  an  Stelle  des  eheherrlichen 
Consenses  die  gerichtliche  Ermächtigung  und  unter  Umständen  die 
gerichtliche  Emennnng  eines  Beistands  (tutor  ad'  hoc)  zur  Vornahme 
emzehier  Rechtshandlungen.  Art.  222,  224,  2208. 2)  Vgl.  jedoch 
für  Baden  wegen  Art.  2208  den  §  39  d.  W. 

Eine  weitere  Ausnahme  der  Regel  tritt  2.  wenigstens  zum 
Teile  ein,  wenn  der  gewaltsentlassene  Müideijährige  Kaufmann 
ist,  d.  h.  wenn  er  gewerbsmässig  auf  eigene  Rechnung  Handels- 

2)  JHeseMaterieistaasseroidentUchstreitig.  S. auch  §33  Amn. 4 3.524 d.W. 
Ambry  et  Barn,  I  §  431  Nr.  1  Abs.  2,  behaupten,  dass  der  Ehemami  kraft 
Gesetzses  der  Gnrator  seiner,  mindeijährigea  Frau  sei,  unter  Berafimg  anf  arg. 
Art.  2206  und  Art.ö06,  eine  Ansicht,  ^welche  ausser  den  in  §83  Anm.4  d.W. 
angeführten  SchrifsteUem  auch  noch  weiter  vertreten:  DurmntOBy  U  505;  III 
678;  YaieUle^  Du  maiiage,  II  349;  Magnin,  I  567;  Valette  snr  Proudhon,  H 
pag.441,  Obs.  n,  Valette,  Couis  deC.  c,  S.  588;  Demolombe  Vm  Nr.  233. 

Siehe  auch  Sirey  1868,  I  441  (Gassationshof  t.  4.  Febr.  1868).  Troto- 
dem  man  diese  Ansicht,  dass  der  Mann  kraft  Geaetases  der  Pfleger  seiner 
mindeijährigen  Frau  ist,  als  die  communis  opinio  bezeichnen  mnss  (dies 
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geschäfte  treibt  und  zu  diesem  Betreiben  von  Handelsgeschäften 
ermächtigt  worden  ist,  indem  er,  soweit  er  Eaofinann  ist,  soweit 
er  Geschäfte  seines  kanfinännischen  Gewerbes  vornimmt,  keines 
Pflegers  bedarf,  sondern  wie  ein  Volljährige  betrachtet  wird. 
Ausserhalb  des  Handels  bedarf  er  eines  Pflegers,  wie  jeder  andere 
gewaltsentlassene  Minderjähiige.  Art.  487, 1308  C.  c.  —  siehe  auch 
Art.  2  u.  6  C.  de  comm.  ^) 

Dasselbe  gilt  auch  für  Baden.  Vgl.  Art.  2  u.  3  d.  bad. 
Eänf.-Ges.  z.  Handels-Ges.-B.  v.  6.  August  1862.  Ja,  nach  diesen 
Gesetzesbestimmungen  erlangt  in  Baden  der  gewaltsentlassene 
Minderjährige,  wenn  er  zum  Betrieb  des  Handelsgewerbes  ermächtigt 
worden  ist,  volle  Freiheit  des  Handelns. 

n.   Rechtlicher  Charakter  der  Pflegschaft  über 
gewaltsentlassene  Minderjährige. 

Diese  Pflegschaft  ist  eine  ständige  Pflegschaft,  m.  a.  W. 
der  Pfleger  des  gewaltsentlassenen  Mindeijährigen  bleibt  im  Amte 
bis  zum  Tode  oder  der  Volljährigkeit  desselben. 

Hierin  liegt  auch  ein  wesentUcher  Unterschied  unserer  Pfleg- 
schaft von  der  cura  der  Römer. 

Wenn  auch  im  Gesetzbuch  nirgends  ausdrücklich  die 
Pflegschaft  über  gewaltsentlassene  Mindeijährige  als  eine  ständige 

hat  namentlich  Dallos,  sah  minoritä  792,  nachgewiesen  und  Laurent,  Y 
Nr.  i09,  anerkannt,  obwohl  letzterer  die  Richtigkeit  bekSmpft),  kann  ich  ihr 
nicht  beJstiinmen.  Unserer  Ansicht  ist  insbesondeire  LMurent  a.  a.  O.,  ferner 
Bamdrj-LaeaDthierle,  I  Nr.  1126  und  Anm.  dazu.  Der  Letztere  ist  unserer 
Ansicht  selbst  ftbr  den  Fall,  dass  die  minderjährige  Frau  unter  dem  regime 
de  la  Separation  des  hiens  verheiratet  ist  —  eine  Ansicht,  die  ich  auch 
teile  — ,  und  dass  sie  mithin  das  Recht  hat,  allein  gewisse  Handlungen 
vorzunehmen,  für  welche  die  ehemännliche  Ermächtigung  nicht  erforderlich 
ist,  und  fOr  welche  sonst  ein  gewaltsentlaasener  Minderjähriger  der  fiei> 
Wirkung  (assistence  seines  Pflegers  hedarf ,  z.  B.  die  Empfangnahme  eines 
bew^lichen  Kapitals  und  die  Erteilung  einer  Quittung  hierüber.  Art  1449. 
M#«rloa,  I  Nr.  1245,  hält  den  volljährigen  Ehemann  ftbr  den  kraft  Gesetzes 
sidi  dareiiellfinden  Pfleger  seiner  mindeijährigen  Frau.  Wenn  der  Mann 
selbst  minderjährig  ist,  oder  er,  wenn  auch  volljährig,  die  Beiwirkung  (assis- 
tance)  verweigert,  so  erhält,  meint  Movrlon,  die  Frau  nicht  einen  aUgemeinen 
Pfleger,  einen  curator  ad  omnes  res,  weil  dessen  autorit^  sich  nicht  mit  der 
ehemännlichen  Gewalt  vertragen  würde,  sondern  das  Gericht  ernennt  dann 
einen  curator  ad  hoc  ftLr  jedes  einzelne  Geschäft,  arg.  Art.  2208.  Unserer 
Ansicht  ist  auch  Gagevr,  S.  272. 

3)  Mithin  tritt  auch  hier  eine  Ausnahme  von  Art.  2124  ein. 
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Pflegschaft  erklärt  ist,  so  folgt  dies  doch  mittelbar  aus  ver- 
schiedenen Bestimmungen  des  Gesetzbuchs,  —  so  namentlich  aus 
Art.  486,  welcher  sagt,  der  gewaltsentlassene  Minderjährige  könne 
keine  Lnmobiliarklage  anstellen  ohne  die  Beiwirkung  „seines'' 
Pflegers  (und  nicht  „eines"  Pflegers),  hier  wird  mithin  unterstellt, 
dass  er  einen  Pfleger  hat,  und  nicht,  dass  ihm  jedesmal  einer  be- 
sonders ernannt  wird.  Vgl.  auch  Art.  840,  935  C.  c,  welche 
auch  von  der  Mitwirkung  „ihrer"  Curatoren,  „seines"  Curators 
sprechen.  *) 

Dem  widerspricht  Art.  480  nui'  scheinbar,  —  wenn  er  auch 
sagt,  dem  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  sei  die 
Vormundschaftsrechnung  abzulegen  im  Beisein  „eines" 
vom  Familienrate  zu  ernennenden  Pflegers,  so  versteht 
doch  das  Gesetz  unter  diesem  Pfleger  nicht  einen  vom  Familien- 
rate „ad  hoc,"  d.  h.  zur  Entgegennahme  der  Eechnungsablage 
besonders  zu  ernennenden  Pfleger,  dessen  Funktionen  von  selbst 
nach  Erfüllung  dieser  Angabe  aufhören  würden. 

Freilich,  wenn  der  Familienrat,  was  sich  oft  ereignen  wird, 
die  Funktionen  des  Pflegers  dem  ehemaligen  Vormund  des  gewalts- 
entlassenen Minderjährigen  übertragen  will,  dann  muss  er  einen 
Pfleger  ad  hoc  zur  Entgegennahme  der  Vormundschaftsrechnungs- 
ablage  ernennen,  da  der  ehemalige  Vormund  selbstverständlich 
nicht  als  Pfleger  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  bei  einer 
Bechtshandlung  mitwirken  kann,  bei  welcher  er  selbst  demselben 
als  Partei  gegenübersteht. 

Man  wird  daher  sagen  müssen:  Der  Pfleger,  welcher  nach 
Art.  480  zu  ftmktionieren  hat,  ist  nicht  notwendig  der  ständige 
Pfleger  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen,  er  kann  auch  zum 
Zwecke  der  Entgegennahme  der  Eechnungsablage  besondei*s,  als 
Pfleger  ad  hoc,  besteUt  sein.  Mithin  kann  Art.  480  nicht  als  mass- 
gebend erachtet  werden  in  Bezug  auf  die  Beantwortung  der  Frage, 
ob  die  Pflegschaft  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  eine 
ständige  oder  nichtständige  ist.  Diese  Frage  entscheidet  sich  arg. 
Art.  482,  840,  935  C.  c.  — 


^)  Im   badischen   Landrecht  ist  in  beiden  Artikehi   unrichtig  von 

der    Mitwirkung    „seines^    Beistandes,  anstatt    r,seines^    Pflegers 
die  Rede. 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  34 
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m.  Die  Übertragung  der  Pflegschaft  über  gewalts- 

entlassene  Minderjährige. 

Über  die  Frage,  wie  diese  Pflegschaft  fibertragen  wird,  haben 
wir  keine  allgemeine  Bestimmung. 

Art.  480  ist  der  einzige  Oesetzestext,  welcher  von  der  Über- 
tragung dieser  Pflegschaft  spricht,  er  hat  aber  einen  speziellen 
Fall  im  Auge.  Er  sagt,  dem  gewaltsentlassenen  Minder- 
jährigen sei  die  Yormundschaftsrechnung  im  Beisein 
eines  ihm  vom  „Familienrat^'  zu  ernennenden  Pflegers 
abzulegen. 

Da  es  nun  aber  möglich  ist,  dass  ein  Minderjähriger  eman- 
cipiert  wird,  obwohl  er  nicht  unter  Vormundschaft  stand,  mithin 
von  der  Ablage  einer  Vormundschaftsrechnung  keine  Bede  ist,  so 
herrscht  über  unsere  Frage  eine  grosse  Meinungsverschiedenheit. 

Drei  Ansichten  stehen  sich  gegenüber. 

Nach  der  einen  Ansicht^)  sind  alle  Delationsarten  der 
Vormundschaft  über  Minderjährige  auf  die  Pflegschaft  über  den 
gewaltsentlassenen  Mindeijährigen  anzuwenden. 

Dieser  Ansicht  ist  nicht  beizupflichten,  denn  far  sie  findet 
sich  auch  nicht  der  geringste  Anhalt  im  Gesetzbuch.  Bei  der 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  kann  von  einer  Analogie  keinem 
Bede  sein. 

Eine  andere  Ansicht <^)  geht  dahin:  wenn  der  Mindeijährige 
von  dem  Parens  emanzipiert  worden  sei,  so  sei  dieser,  der  Par^is 
emancipator  (emancipatrix)  kraft  G^esetzes  Pfl^er,  in  allen  übrig^i 
Fällen  trete  cura  dativa  ein. 

Allein  auch  hierfür  findet  sich  im  Gesetze  nicht  die  geringste 
Andeutung. 

Die  dritte  Ansicht '')  geht  dahin,  dass  die  cura  des  gewalts- 
entlassenen Mmderjährigen  stets  eme  cura  dativa  sei  —  wie  ja 

s)  DelfteeovtE,  £  pag.  807,  314. 

«)  MimmM  Art  480. 

VgL  aach  die  entgegeDstehenden  Aosftlhrungen  von  Basdrjr-LaoMi- 
tinerie,  I  Nr.  1128,  welcher  ein  ürteU  des  Besan9oner  Gerichtshof  ▼.  9. 
April  1884  (Sirey  1884,  2,93),  das  die  Maread^'sche  Ansicht  vertritt,  leb- 
haft bekämpft. 

^  Dies  ist  die  Ansicht  von  Zaeharll,  I§  129;  Benand,  Ck>Uegienheft, 
§  62 ;  vgl.  auch  Slrey-Gübert,  C.  civ.  ann.  Note  7  zu  Art  480. 
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die  Pflegschaft  stets  eine  DativpflegscKaft  ist;  siehe  auch  §  33 
S.  524  d,  W. 

Der  Familienrat  (in  Baden:  das  Amtsgericht  nach  An- 
hörung der  Beiräte  und  des  Waisenrichters)  hat  stets  den  Pfleger 
zu  ernennen. 

Man  muss  diese  Ansicht  deshalb  für  die  richtige  ei*klären^ 
weil  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  eine  Vormundschaft, 
eine  Pflegschaft  (auch  eine  Beistandschafc)  nötig  fällt  und  ein 
anderer  Grund  der  Delation  nicht  bestimmt  ist,  die  Vormundschafts- 
behörde die  Vormundschaft,  die  Pflegschaft  u.  s.  w.  zu  bestellen  hat. 

Da  dies  nun  bei  der  Pflegschaft  zutiifft,  so  ist  sie  stets  eine 
Dativpflegschaft.  Man  darf  sich  nicht  auf  Art.  480  allein  bei*ufen, 
deun  dieser  Artikel  hat  nur  einen  ganz  besonderen  Fall  vor  Augen, 
er  stellt  den  Grundsatz  nicht  auf,  er  ist  aber  immerhin  eine  An- 
wendung desselben. 

Der  Pfleger  ist  nach  badischem  Recht  auf  Veranlassung 
einer  derjenigen  Personen,  welche  auch  die  Ernennung  eines  Vor- 
munds zu  betreiben  verpflichtet  sind  (Verwandte  mid  Verschwägerte, 
Bürgermeister,  Waisenrichter  und  Notare,  Standesbeamte),  oder 
auch  von  Amtswegen  durch  das  Amtsgericht  zu  ernennen.  §§  2, 
11,  17  R.-Pol.-Ges.,  arg.  Art.  480  d.  Landr.,  §  87  R.-Pol.-O.»), 
§  17  D--W.  f.  Waisenr.,  §  32  D.-W.  f.  Bärgenn..  u.  s.  w. 

Obwohl  das  Gesetz  sich  nicht  ausspricht,  so  nimmt  man  doch 
allgemein  an,  dass  die  Grundsätze  über  die  Pflicht  zur  Annahme 
einer  Vormundschaft,  über  Befreiung,  Ausschliessung  und  Absetzung 
auch  den  Pflegern  gegenüber  Anwendung  finden. 

^)  Wenn  in  §  87  B.-P.-0,  gesagt  wird:  „Das  Amtsgericht  ernennt  die 
Pfleger  u.  s.  w.,  soweit  sie  nicht  ,^kraft  Gfesetzes"  zu  dem  Amte  berufen  sind, 
so  kann  sich  das  Letztere  nur  auf  den  Ehemann  in  Betreff  seiner  minder- 
jährigen Frau  beziehen.  Allein,  wie  ich  oben,  Anm.  2  und  Text  des  vor- 
würfigen Paragraphen  dargelegt  habe,  ist  der  Mann  nicht  Pfleger  seiner 
mindeij&hrigen  Frau,  also  auch  nicht  „kraft  Gesetoes^. 

Für  Baden  freilich  scheint  die  herrschende  Meinung  doch  dahin  zu 
gehen,  dass  der  Mann  kraft  Gesetzes  Pfleger  seiner  minderjährigen  Frau  ist 
—  so  Behagliel,  I  §  78  Ziff.  2  Lit.  b  Abs.  3,  unter  Berufung  auf  Oberhof- 
ger.-Urt  v.  11.  Febr.  1875  in  Annalen  XLII  281  —  er  sagt:  ^.Nur  dann, 
wenn  eine  Mindeijährige  durch  Heirat  gewaltsentlassen  wird,  tritt  ihr  Ehe- 
mann kraft  Gesetzes  in  die  Stelle  des  Pflegers  ein,  vgL  Art.  506,  und  nur 
datm,  wenn  cte  Ehefrau  mit  dem  Ehemann  selbst  ein  Bechtsgeschäft  ab- 
schlieesen  wiU,  oder  wenn  auch  dieser  noch  mindeij&hrig  ist,  hat  die  Er- 
nennung eines  anderweiten  Pflegers  zu  erfi>lgen.^  — 
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Von  einer  Gegenpflegschaft  und  einem  gesetzlichen  Unter- 
pfandsrecht au  den  liegenden  Gütern  des  Pflegers  zu  Gunst^  der 
Forderungen  des  Pfleglings  gegen  den  Pfleger  aus  seiner  Ver- 
waltung ist  jedoch  bei  der  Pflegschaft  keine  Rede.  Vgl.  §  33 
S.  524  d.  W. 

§  35. 

Der   Wirkungskreis    des  Pflegers.     Die    Rechtshandlungen 

des   gewaltsentlassenen  Minderjfthrigen.     Rechtsfolgen  des 

gesetzwidrigen  Handelns  des  Letsteren  und  seines 

Pflegers.  *) 

Soviel  steht  fest:  Der  Pfleger  hat  mit  der  Person  des 
gewaltsentlassenen  Minderjährigen  nichts  zu  schaffen, 
er  hat  für  sie  keine  Sorge  zu  tragen  (also  anders  als  der 
Vormund,  vgl.  Art.  450  und  §  1  S.  12,  13  d.W.);  soweit  sein 
Amt  Platz  greift,  hat  es  sich  nur  mit  dem  Vermögen 
des  Pfleglings  zu  befassen. 

Von  dem  Zeitpunkt  der  Gewaltsentlassuug  an  gilt  der  Minder- 
jährige in  den  Augen  des  Gesetzes  nicht  mehr  als  handlungs- 
unfähig, —  allein  eine  volle  Handlungsfähigkeit  hat  ihm  das 
Gesetz  nicht  zugestanden,  es  fehlt  ihm  nach  dem  Gesetze  die  volle 
Einsicht  in  die  Bedeutung  der  Rechtshandlungen. 

Durch  die  Gewaltsentlassung  erhält  der  Minderjährige  m.  a.  W. 
eine  gewisse  Handlungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Handlungen  des 
bürgerlichen  Lebens,  eine  Handlungsfälugkeit,  welche  gewisser- 
massen  in  der  Mitte  liegt  zwischen  jener  des  nicht  gewalts- 
entlassenen Minderjährigen,  welche  nahezu  eine  absolute  Handlungs- 
unfähigkeit ist,  und  zwischen  jener  des  Volljährigen,  welche  eine 
vollständige  Handlungsfähigkeit  ist. 

Er  ist  beziehungsweise  sein  eigener  Herr  (sui  juris)  und  be- 
ziehungsweise nicht.  ^) 

Der  gewaltsentlassene  Minderjährige  bekommt  sein  Vermögen 
in  seine  Hand,  behält  es  in  derselben  und  verwaltet  es. 

Der  Pfleger  hat  nur  in  gewissen  Beziehungen,  welche  mit 
dem  Vermögen  des  Pfleglings,  und  nur  mit  diesem,  in  Verbindung 
stehen,  seine  Pflegschaft  als  sogenannte  Aufsichtspflegschaft 

*)  Zacharlä-Drejer,  I  §§  130, 131, 132, 133,  n  §§  334a  u.  ff.,  Stobel^ 
45,137;  Behagkel,  I  §  78,  H  §  178. 

<)  f^o  drückt  sich  Zaoharii,  I  §  130  treffend  aus. 
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ZU  Üben  und  darum  hat  er  auch  keine  Verpflichtung  zur  Bechnungs- 
abläge,  welche  dem  Vormund  als  Verwalter  des  Mflndelyermögens, 
als  Verwaltungsvormund,  obliegt. 

Das  Amt  des  Pflegers  besteht  nur  darin,  seine  Einwilligung, 
seinen  Consens,  bei  gewissen  vermögensrechtlichen  Handlungen  des 
Pfleglings  zu  erteilen.  Diese  Beiwirkung  ist  infolge  gesetzlicher 
Vorschläft  bei  diesen  Handlungen  „notwendig**. 

Die  Handlungsunfähigkeit  des  ge  waltsentlassenen  Minderj  ährigen 
kann  man  nicht  im  Allgemeinen  genau  bestimmen ,  —  um  ihi*e  Gren- 
zen festzustellen,  muss  man  unterscheiden: 

1)  Gewisse  Eechtshandlungen,  welche  der  gewalts- 
entlassene  Minderjährige  allein,  d.  h.  ganz  selbständig, 
vornehmen  darf; 

2)  solche  Eechtshandlungen,  zu  welchen  er  des  Bei- 
tritts, der  Einwilligung  seines  Pflegers  bedarf,  welche 
hinreichend  ist; 

3)  Solche  Rechtshandlungen,  in  Bezug  auf  deren  Vor- 
nahme er  dem  unter  Vormundschaft  stehenden  Minder- 
jährigen gleichgestellt  ist  —  und 

4)  Handlungen,  welche  vorzunehmen  ihm  untersagt 
sind,  bezw.  fürwelchebesonderegesetzliche  Vorschriftfen 
bestehen. 

Was  1.  die  Rechtshandlungen  anlangt,  welche  der 
Emanzipierte  ganz  selbständig  vornehmen  darf,  so  ge- 
hören hierher :  '^) 

Die  reinen  Verwaltungshandlungen,  d.h.  die  Hand- 
lungen, welche  blos  die  Verwaltung  seines  Vermögens 
betreffen  —  les  actes  de  pure  administration.  Art.  481,  arg. 
Art.  484  Abs.  1. 

Der  Emanzipierte  kann  dabei*  beispielsweise  seine  Güter 
selbständig   verpachten   oder   vermieten,  jedoch   nicht   über   die 


8)  Ich  handle  hier  nur  von  den  vermögensrechtlichen  Handlungen,  — 
über  die  Handlungen,  welche  der  Emanzipierte  als  solcher  in  Bezug  auf 
seine  persönlichen  Verhältnisse  vornehmen  darf,  d.  h.  über  die  personen- 
rechtlichen Handlungen  des  Emanzipierten  vgl.  §  34  Anm.  1  S.  526  d,  W. 
Durch  die  Gewaltsentlassung  erlangt  der  Emanzipierte  freie  Verfügung  über 
seine  Person  (die  minderjährige  Ehefrau  nicht  ausgenommen)  Oberhofger.- 
Urteil  11.  II.  1875  (Amialen  XUI  261). 
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Dauer  von  neun  Jahr^,  er  kann  auch  selbständig  mieten  und 
pachten.  '^) 

Er  kann  seine  Einkünfte  erheben  und  darüber  quittieren,  ja 
sie  auch  einklagen.    Art.  481. 

Die  Quittierung  eines  bezahlten  Mobiliarkapitals  bedarf  der 
Mitwirkung  des  Pflegers.^) 

Er  kann  Reparaturen  anordnen  uud  die  dazu  notw^digen 
Vertrüge  abschliessen  —  siehe  auch  Anm.  3  —  Fahrnisse  für  seine 
Wohnräume ,  Lebensmittel ,  Vorräte  für  seinen  Haushalt  einkaufen. 
Er  kann  Naturaleinkünfte  (z.  B.  Emteerträgnisse)  verkaufen.  Arg. 
Art.  484  Abs.  1. 

Er  kann  auch  andere  Mobiliarverkäufe  vornehmen ,  weil  diese^ 
wenn  sie  nicht  ganze  MobiliarkompleKe  umfassen,  nach  franzö- 
sischer (germanischer)  Anschauong  sich  nicht  als  eigentliche  Ver- 
äusserungen  darstellen. 

Ob  der  Emanzipierte  auch  „Immobiliarkäufe^  (achats 
d'immeubles)  allein  vornehmen  kann,  ist  bestritten.^) 
Ai^.  484  Aibs.  2  spricht  zwar  von  Käufen  (achats)  des  emanzi- 
pierten Mindeijäfarigen,  ohne  im  Weiteren  zwischen  Mobiliar-  und 
Immobiliarkäufen  zu  unterscheiden,  —  allein  hieraus  kann  man  nidit 
fttjjgern,  dass  e^  Impobiliar^äuf^e  wie  Mobiliarkäufe  vornehmen 
k(^inB:  4^011  Art  484  Abs.  2  sagt  nicht:  „Der  Emanzipieite  kann 
kaufen",  sondern  er  erwähnt  nur  beiläufig  der  Kän£e,  der 
Verbind^chkdten ,  welche  der  EJ|q^Jlzipierte  durch  Käufe  über- 
nommen hat.®) 

Nach  der  wohl  allein  richtigen  Ansicht  kann  er  nicht  selb- 
stjändig  Immobiliarj^^iufe  yo;*n.ehmep,  son4em  bedarf  er 
hierzu  der  Einwilligung  des  Pflegers. 


^)  Aach  selbständig  seine  Dienste  vennieten  und  And/er^  Dienste 
mieten,  z.  B.  Knechte  tmd  Mä^e  dingen,  Arbeitsleate  ansteUen  o.  s.  w.  — 

>)  Vgl.  B,i4(.«E.  V.  1.  XI.  87  in  Entseh.  Bd.  XX  886/87. 

£s  dürfte  auch  dem  Ewancipierten  nicht  das  Recht  zustehen,  im 
Voraus  die  Pachtzinsen  oder  Mietzinsen  auf  Orund  einer  Vertragsklausel  ein- 
zuziehen, durch  welche  er  sich  das  Recht  vorbehalten  hätte.  VgL  Baidrj* 
LaeaatlpNriey  I  1$t.  1134. 

s)  „Mobiliarkäufe^  kann  er  vornehmen,  siehe  auch  oben  Text  — 
„er  kann  Fahrnisse  för  seine  Wohnränme  u.  s.  w.  kaufen^  — 

«)  Art.  434  Abe.  2  lautet: 

„APägaisd  des  obligationsqu'U  aurait contractu  p^r  voie  d'achats 
ou  autrement,  eUes  seront  reductibles  eu  cas  d'exoes  u.  s.  w.^  — 
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Dies  ergiebt  sich  ans  den  Vorarbeiten  sinim  Gesetze;  in 
diesen  wird  dem  Emanzipierten  das  Eecht  za  kaufen  zi^^esprodien, 
damit  er  in  der  Lage  sei,  seinen  Lebensunterhalt  und  Sachen  für 
die  Wirtschaft  sich  verschaffen  zu  können. 

Hieraus  ist  zu  folgern,  dass  er  zu  Immobiliark&ufen  der  Ein- 
wüligmig  des  Pflegers  bedarf.^) 

XTber  die  Angelegenheiten  der  besprochenen  Art,  bei  welchen 
d^  Emanzipierte  handehi  kann,  ist  er  auch  berechtigt,  einen  Ver- 
gleich abzuschliessen  —  arg.  Art.  2045,  oder  ein  Compromis  zu 
eniditen.  Betrifft  der  Streit  eine  Lieg^ischaft ,  so  kann  er  dies 
nicht  selbständig:  denn  er  kann  (nach  unserer  Ansicht)  auch  nicht 
selbständig  eine  solche  erwerben. 

JBr  ist  auch  berechtigt,  alle  Handlungen  selbständig  vorzu- 
nehmen, welche  die  Sicherung,  die  Erhaltung  seines  Vermögens 
bezwecken,  und  die  damit  verbundenen  Kosten  aufeuwenden  (so  kann 
er  Versicherungen  eingehen,  Pfandeinträge  vornehmen  lassen  u.  dgl.)* 

Der  Emanzipierte  kann  selbständig  Mobiliarklagen  erbeben, 
ausgenommen,  wenn  sie  Kapitalien  betreffen,  welche  er  ausstehen 
hat    Arg.  Art.  482. 

Er  kann  Mobilien  verpfänden,  Faustpfiaidvertrage  abschliessen, 
so  gut,  wie  er  Mobilien  (körperliche)  veräussem  kann,  denn  die 
Verpfändung  von  Fahrnissen  ist  eine  eventuelle  Veränsserung  der- 
selben. 


7)  So  zutreffend  Benaud,  Ck)llegienheft,  §  63,  in  Übereinstimmung  mit 
Troplongr,  Gontrat  de  vente,  I  Nr.  167. 

Vgl  auoh  Lftavent,  V  Nr.  217,  Nr.  8d2,  der  der  Ansieht  ist,  dass  er 
ImmofaiUen  mit  souien  Einkünften  kaufen  kann,  wenn  er  sie  nur  picht  auf 
Gzedit  kauft.  JEIr  sagt,  ein  solcher  Kauf  ist  wie  ein  Anlehen  za  betrachten, 
und  Art.  483  verbiete  dem  Emanzipierten  ganz  bestimmt,  Anleihen  ohne 
homologierten  Familienratsbeschluss  zu  machen.  Mit  seinen  Kapitalien  kann 
der  Emanzipierte,  nach  Lanrent,  keine  Immobilien  ohne  Einwillig^g  des 
Pflegers  kaufen. 

Die  Ansicht  JUvrepts  teilt  auch  Demolombe,  YUI  Nr.  293. 

Äuhrj  et  JUv,  I  S.  549  u.  Anm.  7,  dagegen  gestatten  dem  Eman- 
zipierten Immobilien  zu  kaufen,  und  zwar  selbst  auf  Kredit. 

Behüghel,  I  §  78  Ziff.  2  Lit.  b  Abs.  2  Anm.  2  sagt:  „Der  „Ankauft 
von  Liegenschaften  kann  nach  Umständen  ein  Akt  der  blossen 
Verwaltung  sein,  ist  er  es  nicht,  so  bedarf  er  (nach  bad.  Beoht)  der 
Mit;wirkung  des  Pflegers,  nicht  auch  der  oberyormnndsohaftlichen  Genehml- 
gong.  Oberhofger.  Urteil  v.  11.  IL  75  (AnnAleii  XUI  281),  Urteil  des 
Karlsr.  Oberlandesger.  v.  16.  ü,  80  (AnnaleD  XLYI  99).  — 
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Hingegen  Unterpfandsrechte  an  seinen  Liegenschaften  kann  er 
nicht  bestellen,  denn  er  hat  nicht  die  Fähigkeit,  Immobilien  selb* 
ständig  zu  veräussern  —  Art.  484  Abs.  1 ,  mithin  auch  nicht  jene. 
Unterpfandsrechte  zu  bestellen,  was  ja  eine  eventuelle  Inmiobilien- 
veräusserung  wäre. 

Bestritten  ist,  ob  der  emanzipierte  Mindeijährige  selbständig- 
Standesklagen  (Statusklagen)  anstellen  kann.  Man  bejaht  diese 
Frage  wohl  richter,  weil  der  Pfl^er  mit  der  Person  des  Pfleglings 
absolut  nichts  zu  thun  hat.^) 

Art.  481  (der  Sitz  der  unter  Ziff.  1  vorgetragenen  Lehre)  zeigt, 
wenn  man  ihn  mit  Art.  450  in  Yergleichung  zieht,  dass  das  Recht  der 
Verwaltung,  welches  dem  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  ge- 
setzlich zugestanden  ist,  nicht  so  ausgedehnt  ist,  als  das,  welches  der 
Vormund  in  Betreff  des  Mündelguts  hat :  denn  nach  Art.  481  kann  der 
gewaltsenüassene  Minderjährige  nur  die  actes  de  pure  administration 
vornehmen,  während  nach  Art.  450  der  Vormund  das  Vermög^i 
des  Minderjährigen  en  bon  pfere  de  famille  zu  verwalten  hat. 
Hierin  liegt,  dass  ihm  ganz  allgemein  das  Eecht  gegeben  ist,  alle 
Verwaltungshandlungen  im  weiteren  Sinne  vorzunehmen.  So  kann 
er  z.  B.  nach  dem  Gesetze  ein  Kapital  einziehen,  während  der 
gewaltsentlassene  Minderjährige  dies  nicht  kann  —  noch  darüber 
quittieren  kann  —  ohne  Mitwirkung  des  Pflegers.    Art  482. 

In  einem  Punkte  ist  die  Befugniss  des  gewaltsentlassenen  Min- 
derjährigen, allein  zu  handeb,  weitergehend  als  die  des  Vormunds : 

Dieser  muss  nämlich  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  die 
Uberersparniss  aus  den  Einkünften  seines  Mündels  fruchtbringend 
anlegen  (Art.  455  u.  456),  während  der  gewaltsentlassene  Minder- 
jährige über  die  Ersparnisse  aus  seinen  Einkünften  verfügen  kann, 
wie  er  will,  da  ihm  diese  Einkünfte  gehören,  er  der  Eigentümer 
derselben  und  nicht  Verwalter  fremden  Guts  ist. 

Wenn  der  gewaltsentlassene  Mindeijährige  Handlungen  der 
reinen  Vei*waltung  vorgenommen  hat,  also  Handlungen,  welche  er 
allein  vorzunehmen  berechtigt  war,  so  hat  er  in  Hinsicht  derselben 
keine  Anfechtungsklage.  Er  kann  nicht  die  Ungiltigkeit 
solcher  B^htshandlungen  im  Wege  der  Klage  oder  Einrede  geltend 
machen,  weil  er  als  Minderjähriger  durch  sie  verletzt  worden 
sei,  m.  a.  W.  ihm  steht  nicht  die  Restitutio  in  Integrum  propter 

^)  So  richtig  Benand,  Oollegienhefb,  §  63.  — 
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minorem    aetatem,    die   actlon    en    rescission,    auf   Grund   einer 
Läsion  zu. 

Er  kann  sich  nur  dann  restituieren  lassen,  wenn  einer  der 
Fäfle  vorliegt,  in  welchen  sich  auch  ein  Voiy ähriger  restituieren 
lassen  könnte. 

Mithin  kann  er  nur  anfechten  mit  der  action  en  nullit^  im 
Falle  der  Gewalt,  des  Betrugs  und  des  Irrtums  —  Art.  481  in 
Verb,  mit  Art.  1111,  1116,  1117,  1304, 1308  —  Art.  2,  3  des  bad. 
Einf.-Ges.  z.  H.-Gtes.-B.  —  und  nicht  im  Falle  der  Läsion  (ob 
er  im  Falle  der  Gewalt  u.  s.  w.  Läsion  erlitten  hat,  ist  irrelevant), 
dies  kann  er  nur,  wenn  er  die  Grenzen  seiner  Handlungsfähigkeit 
überschritten  hat  —  siehe  unten  (Art.  1305  greift  ja  hier  nicht 
Platz).  Auch  kann  er  sich  in  unserem  Falle  nicht  wegen  Ver- 
kürzung bei  einer  Erbteilung  um  mehr  als  V4  und  nicht  wegen 
laesio  cuormis  aus  einem  Liegenschaftsverkauf  restituieren  lassen, 
—  Art.  887,  1674  — ,  denn  solche  Geschäfte  kann  er  ja  gar  nicht 
allein  vornehmen. 

Gleichwohl  ist  es  unrichtig,  zu  behaupten,  dass  der  ge- 
waltsentlassene  Minderjährige  in  Bezug  auf  die  Hand- 
lungen der  reinen  Verwaltung  (actes  de  pure  administration) 
dem  Volljährigen  vollständig  gleichgestellt  werden 
muss:  denn  der  gewaltsentlasseue  Minderjährige  kann, 
wenn  ihm  auch  keine  Restitutio  wegen  Verkürzung 
(Läsion)  zusteht^  verlangen,  dass  die  Schulden,  welche 
er  in  den  Grenzen  seines  reinen  Verwaltungsrechtes  — 
„aus  Kauf  oder  auf  andere  Weise"  —  eingegangen  hat, 
unter  Umständen  ermässigt  werden,  d.  h.  wenn  sie  sich 
als  „übermässig"  (en  cas  d'excös),  als  Missbrauch  der 
Vertragsfähigkeit  des  Emanzipierten,  darstellen.  Art.  484 
Abs.  2. 

Art.  484  Abs.  2  spricht  nur  von  einem  Ermässigungsrecht  des 
Richters  in  Ansehung  der  bezeichneten  Rechtsgeschäfte  wegen 
„Übermässigkeit"  (Missbrauch  der  Vertragsfähigkeit).  Mithin 
ist  hier  von  einer  „Übervorteilung"  nicht  die  Rede,  vielmehi* 
kann  das  Gericht,  wenn  der  Emanzipierte  durch  KäuÜB  oder  sonst 
Schulden  selbständig  eingegangen  hat,  solche  ermässigen, 
wenn  sie  „übermässig"  sind,  und  der  Emanzipierte  diese  Er- 
mässigung verlangt. 
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Bei  Geschäften,  zu  welchen  er  der  Einwüligimg  des  Pflegers 
bedarf,  ist  von  Ermässigung  keine  Rede.  Nach  französischem 
Recht  ist  nur  von  „Übermässigkeit",  der  Verbindlichkeit,  Miss- 
brauch der  Vertcagsföhigkeit,  in  Art.  484  Abs.  2  die  Rede,  auf 
Grund  deren  Ermässigung  eintreten  kann  —  z.  B.  der  Emanzipierte 
hat  grosse,  übertriebene  Luxusk&ufe,  welche  in  keinem  Verhältnisse 
zu  seinem  Vermögen  stehen  und  dergl.  gemacht,  —  und  nicht  von 
Verkürzung  des  Emanzipierten  (solche  muss  nicht  vorliegen,  um 
der  Ermässigungsklage  Eingang  zu  verschaffen). 

Nach  dem  Rechte  Badens  bedarf  es  gemäss  der  ofBziellen 
Übersetzung  des  Art.  484  Abs.  2  einer  „Verkürzung*'.  Es  fragt 
sich  nun,  was  hierunter  zu  verstehen  ist?  Nach  der  herrschenden 
Ansicht  ist  hierunter  nichts  Anderes  als  das  zu  verstehen,  was  auch 
der  französische  Text  des  Art.  484  Abs.  2  im  Auge  hat:  eine 
Übermässigkeit  der  Verbindlichkeit,  d.h.  eine  im  Abschluss  des 
Vertrags  liegende  Unvorteilhaftigkeit. 

Es  ergiebt  sich  diese  Auffassung  aus  dem  weiteren  Inhalt  des 
Absatzes  2  des  Art.  484,  wonach  bei  der  Ermässigung  die  Ver- 
mögensverfaältiusse  des  Emanzipierten,  der  gute  oder  böee  Glauben 
des  Anderen,  mit  dem  er  contrahi^  hat,  und  endlieh  die  Nfltzlicli- 
keit  der  An^tgabe  vom  Richter  zu  erwägen  ist. 

Will  man  diesen  Sddusssatz  des  Abs.  2  des  Art.  484  mit  dem 
Vordersatz  des  Abs.  2  des  Art  484  in  einen  vemflnftigen  Zu- 
sammeidiang  bringe,  so  kann  das  Wort  „Verkürzung^  unmög- 
lich in  seinem  gewöhnlidien  Sinne  aofgefasst  werden.  ^) 

Die  Ermässigung  kaim  nach  der  herrsohaiden  Aafflcht  nur 
eintreten,  so  lange  die  Schuld  aus  dem  Geschäfte  noch 
vorhanden  ist.  ^^)  Gleidiwohl  dürfte  dies  nicht  richtig  sein,  da 
es  mit  dem  Wortlaute  des  Art.  484  Abs.  2  nicht  vereinbar  ist. 

Das  Recht  zur  Anstellung  der  Ermässigungsklage 
steht  nur  zu  dem  emanzipierten  Minderjährigen  oder  dessen  Erben 


*)  So  aicherlich  isutxeffeiiil  WaM,  Vorträge  (titte  prelimuluaire) ,  &  Wi. 

Gut  bemerkt  auch  Mlbel,  Institutionen,  §  45,  dass  der  Richter  auf 
den  guten  oder  bösen  Glauben  des  anderen  Contrahenten  Rücksicht  neihxnen 
soll,  womit  gesagt  sei,  er  solle  darauf  sehen,  ob  dieser  den  Leichtsinn  oder 
die  EiniiELlt  des  Mindeijährigen  ei^annte  und  sie  zu  seinem  Yorteii  benutzt  hat. 

»•)  So  z.  B.  Lavrent,  V  Nr.  2i2  (vgL  Kr.  217),  der  aus  den  YoiaHieiten 
zu  dem  Art  484  herleitet,  dass  nur  Geschäfte  auf  Kredit  der  Reduktion 
unterliegen  sollen. 
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iyfobl  auch  den  Gläubigem  gemäss  Art.  1166),  nicht  seinem  Pfleger, 
nicht  seinen  Eltern,  nicht  dem  Familienrate. 

Während  man  darüber  einig  ist,  dass  dem  Pfleger  das  Klage- 
recht  nicht  zusteht,  so  besteht  dagegen  Streit  darttber,  ob  die 
Eltern  und  der  Familienrat  das  Elagerecht  ausüben  k(kui6n. 

Es  wäre  eine  ausdrfickliche  gesetzliche  Bestimmung  not- 
wendig, daadit  sie,  bezw.  der  FasuJ^enrat,  dieses  Recht  aus- 
üben können,  eine  solche  Bestimmung  ist  jedoch  nicht  vorhanden. '  0 

Dem  emanzipierten  Mindeijährigen  ist  äbrigens  dann  das 
Becht,  auf  Ermässigung  zu  klagen ,  abzusprechen ,  wenn  er  be- 
trügerischer Weise  sich  als  Volljährigen  bei  Abschluss  des  Geschäfts 
dargesteUt  hat.    Arg.  Art.  1310. 

Wenn  £lage  auf  Ennässigung  erhoben  wird,  und  der  Bichter 
ilir  stattgiebt,  so  kann  der  Emanzipierte  damit  nur  eine  Herab- 
mässigimg  seiner  Verbindlichkeiten  erreidien  und  und  nidA  eine 
vollständige  Ungiltigkeitserklärung  derselben.  ^^) 

2.  Bechtshandlungen,  zu  welchen  der  gewaltsent- 
lassene  Minderjährige  des  B^eitritts,  des  Consenses^ 
seines  Pflegers  bedarf,  welcher  aber  hinreicht. 

Hier  ist  vor  Allem  zu  bemerken:  Bei  allen  Beditageschifcftra, 
bei  welchen  der  Beitritt  des  Pflegers  vorgeschrieben  ist,  be- 

")  Amts,  I  Nr.  777,  gesteht  das  Klagerecht  den  Eltern  und  dem 
Familienrat  zu.  Er  sagt,  es  liege  im  Interesse  des  Emanzipierten,  dass  die 
Ekem ,  der  Famib'enrat ,  da  sie  das  Recht  haben ,  die  Emanzipation  sa  wider- 
ro&n  (Art  4ßoj,  auch  dßs  iRecht  haben  m^ssten,  die  Klage  z^  erheben.  So 
au^  Demolombe ,  Vm  Nr.  ^7,  348.  knU  a.  a.  0.  heroft  sich  zur  Begrün- 
dung seiner  Ansicht  auf  die  Art  und  Weise,  wie  sich  Berller  bei  der  Be- 
ratung und  Leroyim  geae^xgehenden  Körper  ausg»qkrochen  haben,  wodurch 
seine  Auslegung  Bestätigung  finde.  Expose  de  motifs  Nr.  25  und  Discours 
au  corpe  legislatif  Nr.  14  i.  f.  (Loeri,  VU,  843,  281). 

Laireat,  V  Nr.  241,  ist  unserer  im  Text  aufgestellten  Ansicht;  dess- 
gleichen  Aiibr^  et  Sap,  I  §  132  Aniu.  u.  Text  2. 

(Für  die  Ansicht  Denolovibe's  a.  a.  O.,  die  der  unsrigen  entgegensteht, 
spricht  übrigens  ein  Urteil  des  Ho&  von  Paris  v.  19.  Mai  1858). 

Vgl.  auch  zu  der  ganzen  Kontroverse  Zaduuril^   I  §  131  Anm.  8.  — 

>^)  Die  Ansicht  Zae|#rll's,  I  §  181 ,  dass  unter  Umständen  aucJi  die 
Nichtigerklärung  erfolgen  kann,  ist  richtig,  es  dürfte  dies  jedoch  wenigstens 
allgemein  nicht  zutreffend  sein.  Vgl.  auch  Amtv,  I  Nr.  776,  der  dies  aus- 
ausdrücklich bestreitet.  Freilich,  wenn  der  dolus  des  Gegenteils  beviriesen 
wird,  dann  sind  die  persönlichen  Verbindlichkeiten  des  Emanzipierten  nicht 
blos  ermässignngsfähig,  sondern  auch  vernichtbar,  in  solchem  Fall  sind 
die  Art  1109  u.  1116  anzuwenden. 
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steht  dieser  Beitritt,  dieser  Beistand,  darin,  dass  der  Pfleger  in 
die  Handlung  einwilligt  entweder  bei  der  Vornahme  derselben 
(beim  Abschluss  des  Geschäfts)  durch  dem  gewaltsenüassenen 
Minderjährigen,  oder  vor  der  Vomalmie  der  Handlung  seine  Ein- 
willigung giebt  durdi  die  ausdrücklich  erfolgende  Ermächtigung, 
eine  einzehie  bestimmte  Rechtshandlung  vorzunehmen. 

Nicht  genügend  ist  eine  nachträgliche  ErmächtigUDg,  eine 
Genehmigung,  da  zum  Begriff  des  Beistehens  notwendig  ist:  eine 
Mitwirkung  beim  Geschäft 

Wenn  der  Pfleger  den  Beitritt  verweigert,  so  fragt  es  sich, 
was  der  Emanzipierte  zu  thun  habe? 

Nach  der  herrschenden  Meinung  hat  er  sich  an  die  Gerichte 
und  nicht  an  den  Familienrat  zu  wenden. 

Das  Gericht  hat  ihm  dann  einen  Pfleger  ad  hoc  zu  bestellen, 
es  kann  den  ständigen  Pfleger  nicht  nötigen,  d^n  Geschäfte  beizu- 
treten, denn  dieser  kann  ja  einen  gewichtigen  Grund  haben,  seinen 
Beitritt  zu  verweigern,  da  er  der  Ansicht  sein  kann,  dass  die 
Rechtshandlung  nicht  voi'genonmien  werden  soll.  Freilich  der 
ad  hoc  ernannte  Pfleger  kann  auch  seinen  Beitritt  weigern,  mid 
so  kann  es  geschehen ,  dass  der  Emanzipierte  überhaupt  die  be- 
treffende Rechtshandlung  nicht  vornehmen  kann. 

Das  Gesetz  hat  keine  Bestünmung.  Wenn  dem  Emanzipierten 
aus  der  Weigerung  Nachteil  erwächst,  so  hat  er  Schadensersatz- 
anspruch gegen  den  Pfleger.  Art.  1382.  In  Baden  hat  im  Falle  der 
Weigerung  des  Pflegers,  einem  Geschäfte  beizutreten,  derEmanzipi^te 
sich  an  das  Amtsgericht  alö  Familienrat  zu  wenden.   §  87  R.-P.-O. 

Der  Beitritt  des  Pflegers  ist  notwendig  (und  hin- 
reichend): Bei  der  Entgegennahme  und  Genehmigung  der 
Vormundschaftsrechnung.  Ait.  480.  So  lange  der  Pfleger 
nicht  beitritt,  ist  die  Rechnung  nicht  genehmigt. 

Der  Emanzipierte  bedarf  femer  des  Beitritts  des  Pflegers, 
um  eine  linmobiliarklage  zu  erheben  und  sich  auf  eine  solche 
zu  verteidigen.  Er  prozessiert  in  Person  in  solchen  Fällen,  auch 
wenn  er  der  Einwilligung  des  Pflegers  bedarf.  Folglich  sind  die 
Ladungen  an  den  Emanzipierten  zu  richten.  Werden  sie  blos  an 
den  Pfleger  gerichtet,  so  sind  sie  nichtig. 

Klagt  der  Emanzipierte  (im  Falle  es  sich  um  eine  Immobiliarklage 
klage  handelt),  oder  A'ertheidigt  er  sich  (auf  eine  Immobiliarklage) 
ohne  Einwilligimg   des  Pflegers,   so   kann  ihm  der  Prozessgegner 
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die  mangelnde  Prozessfllhigkeit  entgegenhalten,  ja  das  Gericht 
hat  solche  von  Amtswegen  als  vorhanden  anzunelmien  und  auf  ab- 
solntio  ab  instantia  zu  erkennen.    Art.  482  u.  arg.  Art.  482. 

Diese  Bestimmung  ist  ffir  Banden  nicht  aufgehoben  durch 
§  51  R.-C.-P.-0.  Die  herrschende  Ansicht  geht  dahin :  der  eman- 
zipiei-te  Minderjährige  kann  diejenigen  Klagen,  welche  er  vor  dem 
1.  Oktober  1879  (mit  welchem  Tage  die  Reichscivilprozessordnung 
im  ganzen  deutschen  Eeich,  also  auch  in  Baden,  in  Kraft 
getreten  ist)  allein  erheben  und  bekämpfen  konnte,  auch  nach  dem 
Inkrafttreten  der  R.-C.-P.-0.  allein  erheben  und  bekämpfen.  Insoweit 
er  vor  dem  1.  Oktober  1879  zur  Prozessinhrung  der  Assistenz  seines 
Curators  (Pflegers)  bedurfte  (z.  B.  gerade  bei  Lnmobiliarklagen), 
bedarf  er  derselben  auch  heute  noch.  Dies  ergiebt  sich  aus  §  51 
R.-C.-P.-0.,  welcher  sagt:  „Eine  Person  ist  insoweit  prozessfähig, 
als  sie  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann.**  Wenn  es  auch 
nach  den  Motiven  der  R.-C.-P.-0.**)  nur  vollständig  prozess- 
fähige Parteien  giebt  oder  Parteien,  welche  nicht  prozessfahig  sind, 
so  steht  dieser  Anspruch  der  Motive  zwar  unserer  Ansicht  entgegen, 
allein,  da  der  Gesetzesausdruck  in  §  51  R.-C.-P.-0  klar  und 
unzweideutig  ist,  können  ihm  die  Motive,  die  ja  nicht  selbst  Gresetz 
sind,  nicht  derogieren.^*) 

Zur  Erhebung  von  possessorischen  Klagen  und  zur  Verteidigung 
auf  dieselben  ist  der  Beitritt  des  Pflegers  nicht  geboten:  denn  sie 
dien^  zur  Erhaltung  des  Vermögens  in  seinem  dermaligen  Stande, 
sind  erhaltende  Handlungen. 

Der  Emanzipierte  bedarf  des  Beitritts  des  Pflegers  zur  Er- 
hebung einer  Kapitalforderung  und  zur  Ausstellung  der  Quittung 

>3y  Siehe  Hahn,  Materialien,  II  zu  §§  50— 55  C.-P.-O.,  S,73  ff.,  S.  77. 

^^)  Der  von  uns  hier  vertretenen  Ansicht  huldigen  u.  a.:  Soherer,  das 
Rheinische  Recht,  2.  Aufl.  I  S.  180;  BiDgner,  das  bad.  Einf.-6esetz  zu  den 
Reichsjustizgesetzen,  zu  Art  482  S.  177;  urteil  des  Oberlandesgerichts 
Karlsruhe  v.  4.  Juli  1885  in  badischen  Annaleii,  Bd.  LII  S.  49,  vgl. 
auch  Pachelt's  Zeitschrift,  Bd.  XIII  S.  389  und  Redaktionsbemerkung  da- 
selbst, Bd.  XIV  S.  179. 

Vgl.  auch  Entsoh.  d.  B-G.  Bd.  XJX,  371;  Bd.  XX,  341,  femer  Aron, 
der  Code  dv.  in  seinem  jetzigen  Geltungsumfang  für  Elsass-Lotbringen  (1893) 
Bern.  Nr.  178  zu  Art  482. 

Siehe  auch  Barasetti,  zur  Lehre  von  der  Prozessfähigkeit  u.  s.  w.,  § 
1  S.  5 — 10  (woselbst  der  Ver^ftsser  früher  im  Anschlüsse  an  die  zitierten  Mo- 
tive anderer  Ansicht  war,  welche  er  jetzt  gerne,  da  er  sich  eines  Besseren 
überzeugt  hat,  aufgiebtj. 
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über  den  Empfang  —  Art.  482,^'^)  in  welchem  Falle  der  Pfleger 
aber  die  Anlegung  des  Kapitals  zu  wachen  hat.  Hat  der  Eman- 
zipierte das  Kapital  ohne  Pfleger  erhoben,  so  steht  die  Quittung 
der  nochmaligen  Einforderung  der  Schuld  nicht  entgegen.  Doch  hat 
der  Beklagte  hier  eine  doppelte  Einrede:  die  Einrede  der  Ratiha- 
bition  und  der  in  rem  versio,  Art.  1239  i.  f.  »^) 

Desgleichen  bedarf  der  Emanzipierte  der  Beiwirkung  des 
Pflegers,  wenn  er  eine  Liegenschaft  auf  eine  längere  Zeit  als 
auf  neun  Jahre  vermieten  oder  verpachten  will,  arg.  Art.  481, 
desgleichen  nach  unserer  oben  dargelegten  Ansicht  zum  Ankauf  von 
Liegenschaften  —  siehe  Anm.  7  d.  §. 

Zur  Cedierung  eines  Kapitals  bedarf  er  des  Beitritts  nicht, 
da  er  allein  die  körperlichen  und  unkörperlichen  Fahrnisse  ver- 
äussern  kann  —  arg.  Art.  482  — ,  salvo  jure  reductionis  gemäss 
Alt.  484  Abs.  2. 1') 

Zur  Erhebung  einer  Erbteilungsklage,  bezw.  zur  Ver- 
teidigung auf  eine  solche  Klage,  m.  a.  W.  zur  Erbteüung  bedarf 
der  Emanzipierte  des  Beitritts  des  Pflegers.  Art.  840.  Nimmt  er 
ohne  diesen  teil  an  der  Erbteilung,  so  gilt  solche  nui*  als  eine  fBr- 
sorgliche.  ^^) 

Der  emanzipierte  Minderjährige  bedarf  des  Beitritts  seioes 
Pflegers,  um  eine  ihm  angebotene  Schenkung  anznnehm^i.  Art.  935 
vgl.  m.  Art.  463. 

Vgl.  jedoch  auch  Art.  935  Abs.  3,  wonach  der  Vater,  die 
Mutter  oder  ein  anderer  Ascendent  für  den  Emanzipierten  die 
Schenkung  annehmen  kann.    Thun  sie  dies  nicht,  und  nimmt  der 

»)  B.-G-E.  V.  1.  Nov.  87  in  Entscta.  Bd.  XX  336  u.  337. 

^0)  So  ganz  zutreffend  Senaud,  Kollegienheft  §  63^ 

1^)  Vgl.  jedoch  für  Frankreich  Art.  4  u.  IQ  des  Lei  y.  27.  Febraar 
1880,  wonach  der  Emanzipierte,  welcher  ausdrücklich  w&hrend  des  Lasafii 
der  Vormundschaft  enumzipiert  worden  ist,  seine  unkörperlichen  Fahrnisse, 
d.  h.  eben  seine  Forderungen,  nur  unter  der  Beobachtung  deijenigen  Vor- 
schriften veräussem  darf,  welche  auch  der  Vormund  des  nicht  emanaipierten 
Minderjährigen  einhalten  muss. 

^8)  Die  früher  verteidigte  Ansicht,  dass  es  zur  Erbteilung  auaser  d^m 
Beitritt  des  Pflegers  auch  noch  einer  gerichtlichen  Bestfttigung-  bedfirib, 
wird  heute  nicht  mehr  aufrecht  erhalten. 

Art  846  ist  in  dieser  Beziehung  massgebend,  er  ist  spftteren  Datum« 
als  die  Art  484  u.  466,  welche  ausserdem  eine  Erm&chtignng  des  Familiea- 
rats  zu  erheischen  scheinen,  und  ist  deshalb  ausschlag^bend. 
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Emanzipierte  die  Schenkimg  ohne  Beitritt  des  Pflegers  an,  so  ist 
die  Schenkung  nicht  perfekt  und  daher  nichtig,  ja  noch  mehr,  nicht 
einmal  existentJ^) 

Endlich  wird  aUgemein  angenommen,  dass  eine  mindeij&hrige 
Ehefrau,  welche  eine  Klage  auf  VermOgensabsonderung  anstellen  wUl 
(Art.  1448)  des  Gonsenses  des  Pflegers  (nach  unserer  Ansicht:  eines 
besonders  ad  hoc  zu  bestellenden  Pflegers)  bedarf.    Arg.  Art.  840. 

Vielfach  wii*d  auch  angenommen,  dass  der  Emanzipierte  des 
Beitritts  des  Pflegers  bedarf,  um  eine  Klage  zu  erheben,  welche  auf 
eine  Kapitalforderung  geht,  sowie  um  sich  auf  eine  solche  Klage 
zu  verteidigen.    Arg.  Art.  481. 

Weitere  Details  siehe  unten  in  Anm.  20. 2^) 

8)  Eechtshandlungen,  in  Bezug  auf  welche  der  ge- 
waltsentlassene  Minderjährige  dem  unter  Vormundschaft 
stehenden  Minderjährigen  gleichgestellt  ist. 

Art.  484  Abs.  1  stellt  den  Grundsatz  auf:  Der  Emanzipierte 
kann  keine  Handlung  vornehmen,  welche  nicht  zur  blossen  Ver- 
waltung gehört,  ohne  diejenigen  Formen  zu  beobachten,  welche  dem 
nicht  emanzipierten  Mindeijährigen  vorgeschrieben  sind.^0 

^0)  ZMltariA-Dreyer,  IV  §§  6ö5  u.  656,  insbesondere  Anm.  10,  wo  dar- 
gelegt wird,  dass  diese  Frage  sehr  kontrovers  ist,  indem  Viele,  sich  auf  Art. 
1125  stützend,    nur  Anfechtbarkeit  annehmen,  was  jedoch  zu  verwerfen  ist. 

^)  Nach  Manchen  bedarf  der  Emanzipierte  des  Beitritts  seines  Pflegers, 
um  Liegenschaftszugriff  gegen  seinen  Schuldner  zu  erwirken.  So  Dvranton, 
t.  21. n.  34;  Demolombe 9  YIII  Nr.  285.  A.  A.  sind  Avbrj  et  Bai,  I  §  132 
Anm.  17. 

Die  minderjährige  Ehe&au  kann  ihre  unbeweglichen  Klagen  mit  der 
alleinigen  Beiwirkung  ihres  Mannes  anstellen,  sie  bedari*  hierzu  keines  frem- 
den Pflegers.    Dnnnton,  U  n.  505. 

Der  Emanzipierte  bedarf  des  Beitritts  des  Pflegei^,  um  von  einer 
gegen  ein  gegen  ihn  ergangenes  ürteÜ  eingelegten  Appellation  abzustehen. 
Sirey  1S56,  2,  410. 

.  Ebenso  kann  er  unter  Beitritt  seines  Pflegers  als  Beklagter  in  einer  Ln- 
mobiliarsache  alles  thun,  um  den  Streit  beizulegen,  insbesondere  dabei  solche 
Wege  einschlagen,  welche  die  Yermeidung  von  Kosten  zum  Gegenstand 
haben.    Sirey  1888,  I  696;  DenoloMke^  Vm  Nr.  307. 

Vgl.  jedoch  auch  Dvraiitoii,  lU  Nr.  690. 

^)  Art  484  Abs.  1  lautet  im  üri»xt:  „II'  (le  mineur  ämancipö)  ne 
ponrra  noki  plus  vendre  ni  aliener  ses  immeubles,  ni  faire  aucun  acte  autre 
que  cenx  de  pure  administration,  sans  observer  les  formes  prescrites  au  mineur 
non  dmandp^.*'  —  Im  badischen  Landrecht  hat  Art.  484  Abs.  1  durch 
das  Ges.  v.  26.  April  1886  (Ges.-Bl.  S.  161 )  eine  neu6  Fassung  dahin  erhalten: 
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Diese  Formen  sind  nun:  die  Ermächtigung  des  Familienrats 
und  unter  Umständen  die  vom  Gericht  bestätigte  Ermächtigung 
des  Familienrats. 

Das  Gesetz  erheischt  nicht,  dass  bei  diesen  Handlungen  der 
Pfleger  mitwirke  —  dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Staatsrat 
die  vom  Tribunal  im  Art.  484  aufeenommenen  Worte  „sous  Tassi- 
stance  du  curateur"  gestrichen  hat,  und  der  Emanzipierte  auch  ohne 
diese  Assistenz  genügend  geschützt  ist.  2^) 

Übrigens  ist  der  Art.  484  Abs.  1  zu  allgemein  gefeusst,  und 
ist  es  richtiger  zu  sagen:  in  die  unter  8.  aufgestellte  Kategorie 
gehören  alle  Rechtshandlungen,  welche  nicht  in  Kategorie  1  u.  2 
aufgeführt  sind.  Denn,  wenn  der  Ait.  484  Abs.  1  sagt:  „Noch  kann 
der  Emanzipierte  irgend  eine  Handlung  vornehmen,  welche  nicht 
zur  blossen  Verwaltung  gehört,  ohne  u.  s.  w.",  so  ist  damit  zu 
viel  gesagt,  denn  z.  B.  die  Erhebung  einer  Eapitalforderung  und 
die  Anstellung  einer  Liegenschaftsklage  sind  keine  Handlungen  der 
reinen  Verwaltung,  und  trotzdem  genügt  bei  ihnen  der  Beitritt  des 
Pflegers. 

a)  Zu  den  Rechtshandlungen,  zu  weichender  Eman- 
zipierte, lediglich  der  Ermächtigung  des  Familienrats 
bedarf,  gehören: 

ä)  Die  Annahme  oder  Ausschlagung  einer  Erbschaft,  arg. 
Art.  484  Abs.  1  verb.  m.  Art.  461,  467.  Die  Annahme  kann,  wie 
sich  aus  Art.  461  eigiebt,  zudem  nur  unter  der  Rechtswohlthat 
des  E^bverzeichnisses  vorgenommen  werden. 

ß)  Das  Nachgeben  des  Emanzipierten  im  Falle  einer  gegen  ihn 
erhobenen  Liegenschafksklage  —  Tacquiescement  ä  une  demande 
immobiliöre  — .    Arg.  Art.  484  Abs.  1  verb.  m.  Art.  464. 

r)  Die  Verbfirgung  des  Emanzipierten  für  eine  Schuld.  Aig. 
Art.  484  Abs.  1. 

b)  Zu  den  Rechtshandlungen,  welche  der  Eman- 
zipierte nur  auf  Grund  eines  gerichtlich  bestätigten 
Familienratsbeschlusses  vornehmen  darf,  gehören: 

a)  Die  Auihahme  eines  Darleihens.     Art.  483,   vergL  mit 

JDer  gleichen  Ermächtigimg  (wie  in  Art.  483)  bedarf  der  gewaltsent- 
lassene  Minderjährige  zur  Yersteigenmg  und  zum  Verkauf  der  Liegen- 
schaften aus  freier  Hand  imd  zu  anderen  Handlungen ,  die  nicht  zur  blossen 
Verwaltung  gehören."  — 

w)  Aubrj  et  Bau,  I  §  134  Anm.  9  und  Lavrent,  V  Nr.  230. 
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Art  457,  458  u.  484  Abs.  1.  Die  Übernahme  der  Samtverbind- 
lichkeit  für  ein  Darleihen  steht  der  Anfiiahme  eines  solchen 
gleich.  '^) 

ß)  Die  Yeränsserung  von  Liegenschaften.  Art.  484  Abs.  1 
vgl.  mit  Art  457  u.  458. 

y)  Die  Verpfändung  von  Liegenschaften  (sie  ist  ja  eine 
eventuelle  Veräusserung).  Art.  484  Abs.  1  vgl.  mit  Art.  457 
und  458. 

8)  Die  Abschliessnng  eines  Vergleichs  —  arg.  Art.  484  Abs.  1 
verb.  m.  Art.  467,  soweit  es  sich  nicht  um  einen  Vergleich  über 
ein  Geschäft  der  reinen  Verwaltung  handelt  —  siehe  oben  unter 
Ziffer  1. 

b)  Nach  speziell  französischem  Recht  (Art.  4  der  Loi  vom 
27.  Febr.  1880)  die  Veräusserung  von  unkörperlichen  Fahrnissen 
seitens  des  im  Lauf  der  Vormundschaft  emanzipierten  Minder- 
jährigen, wenn  der  Wert  den  Eapitalbetrag  von  1500  P^rancs 
übersteigt. 

Bei  allen  diesen  Rechtshandlungen  sind  die  für  Rechts- 
handlungen des  Vormunds  auch  sonst  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten einzuhalten,  wie:  öffentliche  Vei'steigerung,  Mitwirkung  des 
Staatsanwalts,  Einholung  des  Gutachtens  dreier  Rechtsgelehrten 
beim  Vergleich  u.  dergl. 

In  Baden  ist  die  obervormundschaftliche  Eimächtigung  vom 
Emanzipierten  beim  zuständigen  .Amtsgericht  (als  Familienrat) 
einzuholen. 

Die  weitere  gerichtliche  Bestätigung  des  amtsgerichtlichen 
Beschlusses  fällt  jedoch,  wie  auch  die  Mitwirkung  des  Staats- 
anwalts, hinweg.  Vgl.  auch  4rt.  484  Abs.  1  d.  bad.  Landr.  in 
neuer  Fassung  (oben  Anm.  21).  Für  Vergleiche  gelten  nach 
badischem  Redit  dieselben  Grundsätze,  wie  für  Vergleiche  des 
nicht  gewaltsenüassenen  Minderjährigen,  indem  das  Amtsgericht 
bei  Vergleichen,  welche  den  Betrag  von  800  Mark  äbersteigen,  ehe 
es  zum  Vergleichsabschluss  ermächtigt,  den  Staatsanwalt  um  seine 
Meinung  befragen  muss.   Tritt  dieser  dem  Beschlüsse  jenes  nicht  bei, 


^)  Urteil  des  Landgerichts  Mannheim  v.  12.  Mai  1886  (Annaleii 

xin  ö6). 

Sie  auch  Sirey  1868^  I  441,  Dalloi  1868,    I  293;  Sirey  1861,  I  163; 
DaUoi  1860,  1  308. 

Barasecti,  Die  Vormnndschaft  u.  s.w.  35 
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SO  hat  das  Landgericht  endgiltig  zu  entscheiden.    §  19  R.-P0I.-6. 
und  §  87  R.-P0I.-O.  — 

4.  Rechtshandlungen,  welche  dem  emanzipierten 
Minderjährigen  vorzunehmen  untersagt  sind,  bezw.  für 
welche  besondere  gesetzliche  Vorschriften  gelten. 

a)  Er  kann  keine  Schenkungen  unter  Lebenden  machen,  aus- 
genommen im  Ehevertrag.    Art.  903,  1309,  1398. 

b)  Er  kann  nicht  testieren,  es  wäre  denn,  dass  er  dass  Alter 
von  16  Jahren  vollendet  hat,  in  welchem  Falle  er  jedoch  nur 
über  die  Hälfte  dessen  letztwillig  verfugen  kann,  worüber  ein  VoU- 
jähriger  verfugen  kann.    Art.  904  —  vgl  auch  Art.  477. 

c)  Er  kann  weder  adoptieren  noch  adoptiert  werden.  Art.  343, 
346.  Eine  Ausnahme  hiervon  tritt  ein  bei  der  adoptio  testamentaria. 
Art.  366. 

d)  El*  kann  zwar  eine  Ehe  abschliessen  —  jedoch  kann  der 
Pfleger  miter  Umständen  Einsprache  gegen  den  Eheabschluss  machen. 
Art.  175.2*) 

e)  Wenn  der  Emanzipierte  zum  Betrieb  des  Handelsgewerbs 
ermächtigt  ist,  so  hat  er  volle  Freiheit  des  Handelns,  soweit  es 
sich  um  Geschäfte  handelt,  welche  er  in  Ausübung  des  Handels- 
gewerbes vominmit  —  in  dieser  Beziehung  wird  er  wie  volljährig 
erachtet.    Art.  487  verb.  m.  Art  2,  3,  632  ff.  des  Code  de  comm. 

Nach  badischem  Recht  wird  er  in  solchem  Falle  sogar  in 
Bezug  auf  alle  seine  Rechtsgeschäfte  für  voiyährig  erachtet,  vor- 
behaltlich der  Bestimmung  der  Art.  480;  er  kann  seine  Liegen- 
schaften veräussem  und  verpfänden  ohne  die  Förmlichkeiten  der 
Art.  475  ff. 

Vgl.  das  bad.  Einf.-Ges.  z.  H.-G.-B.  vom  6.  August  1862: 
Art.  2  u.  3  vgl.  m.  §  2  Ziff.  2  R.-P.-Ges.    Vgl.  auch  Art.  1308.^) 

»)  Vgl.  Zaehariä-Dref  er,  IV  §  459  S.  43. 

3&)  Art.  2  des  bad.  Ei]if.-Ge8.  z.  H.-G.-B.  l&utet; 

,^m  Minderjähriger,  ohne  unterschied  des  Geschlechts,  wird,  wenn 
er  zum  Betriebe  des  Handelsgewerbes  ausdrücklich  ermächtigt  ist,  in  Bezog 
auf  alle  seine  Bechtsgeschäile  für  volljährig  erachtet,  vorbehaltlidi  des 
L.-B.  S.  480.  Er  kann  seine  Liegenschaften  zu  Unterpfand  geben  oder  ver- 
äussem, ohne  dass  dabei  die  im  L.-R.  S.  457  ff.  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten zu  beobachten  wären.  Die  Ermächtigung  zum  Betrieb  der  Handeb- 
geschäffce  kann  nur  dann  gegeben  werden,  wenn  der  Mindeijahrige  18  Jahre 
alt  und  gewaltsenüaseen  ist  Sie  wird  von  demjenigen  Eltemteil  erteUt, 
welcher  die  elterliche  Gewalt  auszuüben  hat,  von  der  Mutter  kann  sie  aber 


■ 
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Was  die  Bechtsfolgen  des  gesetzwidrigen  Handelns 
des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  nnd  seines 
Pflegers  anlangt  so  gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Wir  haben  bereits  unter  Ziff.  1  oben  gezeigt,  dass  der 
gewaltsenUassene  Mindeijährige  hinsiclitlicli  derjenigen  Geschäfte, 
bei  deren  Vornahme  er  nicht  an  die  Mitwirkung  des  Pflegers  ge- 
bunden ist,  die  er  rechtsgiltig  allein  —  und  zwai*  ohne  Weiteres 
vomdlunen  darf  und  vorgenonunen  hat,  dem  yol\jährigen  gleich- 
gestellt ist,  wenn  auch  nicht  vollkommen,  da  er  ein,  diesem  nicht 
zustehendes  Recht  auf  Ermässigung  seiner  Verbindlichkeiten  unter 
Umständen  hat.    Art.  484  Abs.  2.    Siehe  oben  S.  533. 2«) 

Im  Weiteren  ist  Folgendes  hervorzuheben: 

b)  Hat  der  Emanzipierte  Rechtshandlungen  vorgenommen, 
welche  ihm  durchaus  untersagt  sind  —  siehe  oben  Ziff.  4  — ,  so 
bedarf  er  keiner  Anfechtungsklage  —  action  en  nullit^  —  denn 
diese  Rechtshandlungen  sind  nichtig. 

c)  Hat  er  Rechtshandlungen,  welche  er  zwar  vornehmen  darf, 
aber  nicht  ohne  Mitwirkung  des  Pflegers,  (welche  jedoch  genügt) 
siehe  oben  Ziff.  2  —  ohne  solche  vorgenommen,  so  hat  er  —  er 


nur  dann  gegeben  werden ,  wenn  diese  die  Yormundschaft  bezw.  die  Pfleg- 
M'^haft  bisher  führte  nnd  zwar  im  ersten  Fall  nur  mit  Zustimmung  ihres 
vormnndschaftlichen  Beistandes.  In  Ermangelnng  beider  Eltern  wird  die 
Ermächtigung  durch  den  Vormund  mit  Genehmigung  der  Obervormund- 
.schaft  nach  Anhörung  der  in  Art.  19  des  IL  Einf.-Ed.  z.  Landr.  genannten 
Personen  erteilt.  Die  Ermächtigung  ist  zugleich  mit  der  Firma  zur  Ein- 
tragung in  d&s  Handelsregister  anzumelden,  ihre  Wirksamkeit  hängt  jedoch 
nicht  von  dem  Eintrage  ab.^ 

Art  3  lautet:  «Ein  gewaltsentlassener  Minderjäiiriger,  welcher  nicht 
Kaufinann  ist,  kann  einzelne  Handelsgeschäfe  selbständig  und  mit  derselben 
Wirkung,  wie  ein  volljähriger  schliessen,  wenn  er  18  Jahre  alt  und  zu  den 
einzelnen  Geschäften  in  der  durch  den  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten 
Weise  ausdrücklich  ermächtigt  ist. 

^^)  Er  hat  selbstverständlich  ein  Anfechtungsrecht,  wie  ein  Volljähriger, 
wegen  error,  dolus,  metns,  ohne  Läsion. 

Wenn  er  als  Handelsmann  Geschäfte  vorgenommen  hat,  dann  ist  er 
ireilich  stets,  ganz  wie  ein  Vol^ähriger  zu  behandeln,  und  findet  das 
Ermässigungsrecht  nicht  statt  —  Art.  481,  1308  — ,  wol  aber  Anfechtung 
wegen  liäsion  im  Fall  auch  ein  Volljähriger  so  anfechten  kann  wegen  error, 
dolus,  metns  —  und  nicht  wegen  Läsion:  denn  er  kann  sich  nie  gegen  actes 
qui  ezcMent  les  bomes  de  sa  capadt^  wegen  Läsion  restituieren  lassen  (Art. 
1303),  und  dieser  Fall  liegt  hier  nicht  vor. 

35* 
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Steht  hier  dem  gewaltsnntergebenen  Mindeijährigen  gleich  —  die 
Grenzen  seiner  Handlungsfähigkeit  Überschritten  nnd  kann  äieae 
Handlungen,  wenn  Läsion  vorliegt,  mit  der  action  en  rescission 
anfechten.    Art.  1305  (1304). 

d)  Hat  er  Rechtshandlnngen  vorgenommen,  für  welche  das 
Gesetz  die  Einhaltung  besonderer  Formvorschriften,  wie:  Er- 
mächtigung des  Familienrats  u.  deiigl.  vorschreibt  (Art.  483,  484 
Abs.  1)  —  siehe  oben  Zifi*.  3  — ,  ohne  diese  Vorschriften  einzuhalten, 
so  sind  dieselben  mit  der  action  en  nullit^  —  ohne  Nachweis  einer 
Läsion  —  anfechtbar.    Art.  1311,  1304. 

Hat  er  diese  Vorschriften  beobachtet,  so  wird  er  wie  ein 
Volljähriger  betrachtet,  und  sind  die  Rechtshandlungen  gütig. 

Das  Elagerecht  des  Emanzipierten  ist  in  allen  diesen  Fällen 
—  ein  relatives  Anfechtungsrecht:  Es  steht  blos  ihm  oder  seinen 
allgemeinen  Bechtsnachfolgem  zu,  bezw.  auch  den  Gläubigem  gemäss 
Art.  1166.  —  Vgl.  Art.  1124,  1125,  1304. 

Ausnahmsweise  hat  der  emanzipierte  Minderjährige  die 
action  en  nullit^  oder  die  action  en  rescission  nicht,  wenn  auch 
sonst  die  Voraussetzungen  dieser  Klagen  vorliegen. 

Wenn  die  Verbindlichkeit  unabhängig  vom  Willen  des  Eman- 
zipierten entsteht  Dies  ist  der  Fall  bei  allen  Verbindlichkeiten, 
welche  aus  dem  Gesetze,  so  namenüieh  bei  solchen,  welche  aus 
Delikten  und  Quasidelikten  (Vergehen  und  Versehen),  entspringen. 
Art.  1310. 

Selbsverständlich  sind  dem  Emanzipierten  diese  Klagen  nicht 
gegeben,  wenn  er  ein  Handelsgewerbe  oder  sonst  ein  Gewerbe 
betreibt,  wegen  der  beim  Betriebe  desselben  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten (nach  badischem  Recht  in  diesem  Falle,  wenigstens 
wenn  er  ein  Handelsgewerbe  betreibt,  wegen  aller  auch  nicht  damit 
zusammenhängender  Verbindlichkeiten  —  siehe  oben,  S.  546. 
Art.  1308. 

Vgl.  wegen  der  übrigen  Ausnahmen,  welche  auch  hier  zu- 
treffen, §  20  S.  378  u.  ff.  d.  W. 

Eine  nachträgliche  Genehmigung  des  Pflegers  in  Fällen,  wo 
er  mitzuwirken  hatte  und  nicht  mitgewirkt  hat,  ist  nicht  geeignet 
dessen  mangebide  Mitwirkung  zu  ersetzen  und  die  aus  dem  Mangel 
seiner  Mitwirkung  entsprungene  Ungiltigkeit  zu  heilen,  —  wohl 
kann  eine  solche  Heilung  dadurch  erfolgen,  dass  der  Emanzipierte 
nachträglich  selbst  genehmigt  unter  Mitwirkung  des  Pflegers  ~ 


Abschnitt  I.  Die  Pflegschaft  über  gewaltsentlassene  Minderjährige.  549 

denn  dasjenige,  was  der  Emanzipierte  nur  mit  Mitwirkung  des 
Pflegers  vornehmen  kann,  kann  er  auch,  wenn  er  es  allein  vor- 
genommen hat,  mit  dessen  Mitwirkung  genehmigen,  zumal  ja  nur 
er,  der  Emanzipierte,  anfechten  kann.^^) 

Bei  den  unter  b  angefahrten  Kechtshandlungen  des  Eman- 
zipierten ist  naturlich  von  einer  nachträglichen  Genehmigung  keine 
B^e,  da  sie  nichtig  und  nicht  blos  anfechtbar  sind.  — 

Der  umstand,  dass  der  Pfleger  dem  Emanzipierten  seinen 
Beistand  geliehen  oder  verweigert  hat  —  bei  einem  gerichtlichen 
oder  aussergerichüichen  Akt  — ,  hat  nm*  dann  eine  Verantwort- 
lichkeit jenes  im  Grefolge,  wenn  er  sich  eines  Betruges  oder 
einer  culpa  lata  schuldig  gemacht  hat  —  vgl.  auch  Art.  1992 
I.Verantwortlichkeit  des  gemeinen  Rechts). 

Wenn  aber,  wie  z.  B.  in  Art.  482,  dem  Pfleger  durch  das 
Gesetz  eine  besondere  Verpflichtung  auferlegt  ist,  um  die 
Interessen  des  Emanzipierten  zu  wahren,  dann  erscheint  seine 
Verantwortlichkeit  wie  die  des  Vormunds  und  tritt  schon 
bei  geringerer  Verschuldung  (wohl  bei  culpa  levis)  Schadensersatz- 
pflicht ein.  Hier  liegt  in  seinem  Nichthandeln  und  leichtsinnigen 
Handeln  schon  eine  Gesetzwidrigkeit,  welche  sich  als  eine 
nach  Art.  1882  und  1383  zu  behandelnde  ungerechte  That  dar- 
Stent.  28) 

§36. 

Die    Beendigung    der   Pflegsohaft    über    gewaltsentlaasene 
Mindeijährige  (insbesondere  duroh  Widerruf  der 

Emamdpation.  *) 

Diese  Pflegschaft  kann  aufhören  in  der  Person  des  Eman- 
zipierten oder  in  jener  des  Pfl^ers. 

I.  Aufhören  der  Pflegschaft  in  der  Person  des 
Emanzipierten  (ex  parte  minoris  emancipati). 

1.  Durch  den  Tod  desselben; 

2.  durch  den  Eintritt  seiner  Volljährigkeit; 


«T)  Vgl.  Behaghel,  I  §78,  4.236, 

2»)  Vgl.  hierüber  auch  Aubry  et  Bau,  I  §  182,  Anm.  9  u.  Text  dazu.  Zu 
Art.  482  ygL  insbesondere  Malerille,  I  Bern,  zu  Art.  482;  Toullier,  U  1297; 
Donuiton,  tnM  des  contrats,  I  199. 

•)  Zacharift-Breyer,  I  §§  128,  134;  Behairhel,  1  §  78. 
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3.  durch  seine  Entmündigimg  —  und  endlich 

4.  durch  Widerruf  der  Emanzipation. 

Was  den  letzteren  Erlöschungsgrund  anlangt,  so  kann  nämlich, 
wenn  die  von  dem  Emanzipierten  eingegangenen  Schulden  auf 
Grmnd  der  Bestimmung  des  Art.  484  Abs.  2  wegen  „Übermässigkeit^ 
ermässigt  worden  sind,  der  Emanzipierte  der  Wohlthat  der 
Emanzipation  für  verlustig  erklärt  werden,  jedoch  nur  unter  Be- 
obachtung derselben  Fömdichkeiten ,  mittelst  deren  semer  Zeit  dem 
Minderjälirigen  die  Emanzipation  verliehen  worden  ist.    Art.  485; 

Art.  485,  der  dies  ausspricht,  ist  jedoch  etwas  ungenau  ge- 
fast,  indem  er  sagt:  „Jeder  Emanzipierte  u.  s.  w.  kann  der  Eman- 
zipation verlustig  erklärt  werden,  welche  ihm  unter  Beobachtung 
der  nämlichen  Formen  entzogen  wird,  unter  welchen  sie  ihm  er- 
teilt worden  ist  — ^^  denn  aus  dem  Schlüsse  seiner  Bestimmung  er- 
giebt  sich,  dass,  wenn  ein  Mindeijähriger  durch  Verheiratung 
emanzipieit  worden  ist  (emancipatio  tacita  in  Folge  von  Heirat 
kraft  Gesetzes  eintretend  —  oder,  aber  nur  nach  badischem 
Recht,  wenn  ein  Mindeijähiiger  im  Falle  des  Art  476  a  [Anlage 
eines  besonderen  Haushalts]  emanzipiert  worden  ist  [emancipatio 
tacita  in  Folge  der  Anlage  einer  separata  oeconomia,  also  gleich- 
falls kraft  Gesetzes  hiermit  eintretend]),  die  Rechtswohlthat  nicht 
rückgängig  gemacht  werden  kann.  lUQthin  findet  die  Rückgängig- 
machung nicht  bei  jeder  Art  der  Emanzipation  statt,  nicht  bei 
der  emancipatio  tacita,  sondern  nur  im  Falle  einer  emancipatio 
expressa,  und  auch  da  nicht  ünmer,  nämlich:  wenn  ein  Minder- 
jähriger im  Wege  der  emancipatio  expressa  emanzipiert  worden 
ist  und  sich  nachher  noch  als  Minderjähriger  verheiratet,  so  kann 
hier  von  einer  Rückgängigmachung  der  Emanzipation  keine  Rede 
sein,  selbst  dann  nicht,  wenn  im  kritischen  Zeitpunkt  die  £3ie  durch 
Tod  oder  Scheidung  aufgelöst  wäre. 

Siehe  auch  wegen  der  Emanzipation  überhaupt  §  22  S.  385 
u.  ff.  d.  W. 

Der  Art.  485  ist  aber  auch  insofern  ungenau  gefasst,  als  er 
die  Rückgängigmachung  der  Emanzipation  ganz  aUgemein  in  den- 
selben Formen  vor  sich  gehen  lässt,  in  welchen  die  Emanzipation 
erteilt  wurde,  denn  hieraus  würde  folgen,  dass  die  Entziehung  der 
Emanzipation  nicht  erfolgen  könnte,  wenn  derjenige,  welcher  die 
Emanzipation  gewährt  hat(derGewaltsentlasser,  der  Emanzipierende), 
tot  wäre. 
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Offenbar  ist  der  Sinn  des  Art.  485  der:  der  Gesetzgeber  wollte 
sagen:  Die  Formen,  welche  zu  befolgen  sind,  um  einem  Minder- 
jährigen die  Emanzipation  zu  entziehen,  sind  dieselben,  welche  ein- 
gehalten werden  müssen,  wenn  es  sich  um  die  Verleihung  der 
Emanzipation  handehi  würde,  —  es  ist  also  m.  a.  W.  nur  erforder- 
lich diejenige  Form,  welche  überhaupt  nötig  ist  zur  emancipatio 
expressa. 

Wenn  also  z.  B.  die  Emanzipation  s.  Zeit  von  der  Mutter  be- 
willigt worden,  diese  aber  in  der  Zwischenzeit  gestorben  ist,  so 
kann  der  Widerruf  der  Emanzipation  nur  durch  den  Familien- 
rat (badisch -rechtlich:  durch  das  Amtsgericht  nach  Anhörung 
der  Beiräte  und  des  Waisenrichters  —  §  2  R.-P.-G.  u.  §§  61  ff.,  so- 
wie §§  60  u.  87  R.-R.O.)  erfolgen. 

Was  die  Wirkungen  der  Rücknahme  der  Emanzipation 
anlangt,  so  tritt  der  Emanzipierte,  welcher  der  WoUthat  der 
Emanzipation  verlustig  geht,  in  die  elterliche  oder  yormundschaft-> 
liehe  Gewalt  oder  im  gegebenen  Falle  in  beide  Gewalten  zurück 
und  kann  nicht  mehr  expresse  emanzipiert  werden. 

Art.  486  u,  arg.  Art.  486,  arg.  Art.  477. 

Art.  486  ist  ungenau  gefasst,  —  er  bestimmt  nämlich:  der 
Emanzipierte,  welchem  die  Emanzipation  entzogen  ist,  kehrt  in  die 
Vormundschaft  zurück  und  bleibt  unter  derselben,  solange  die 
Mindeijährigkeit  dauert 

Diese  Fassung  ist  desshalb  eine  ungenaue,  weil  es  ja  möglich 
ist,  dass  der  Minderjährige  vor  seiner  Emanzipation  gar  nicht  unter 
Vormundschaft  stand,  —  er  kann  daher  nicht  immer  unter  eine 
Vormundschaft  zurückkehren.  Er  kehrt  z.  B. ,  wenn  seine  beiden 
Mtem  im  Augenblick  der  Entziehung  der  Emanzipation  noch  leben, 
unter  die  elterliche  Gewalt  zurück  (in  welchem  Fall  auch  der 
elterliche  Niessbrauch  wieder  aufwacht  —  arg.  Art.  384): 
denn  solange  die  Ehe  der  Eltern  besteht,  ist  von  einer  Vormund- 
schaft keine  Rede.  Auch  dann,  wenn  beide  Eltern  zur  Zeit  der 
EmanzipationserteUung  am  Leben  waren ,  jedoch  ein  Eltemteil  zur 
Zeit  der  Entziehung  der  Emanzipation  tod  ist,  kehrt  der  Minder- 
jährige unter  keine  Vormundschaft  zurück,  da  eine  solche  nicht  be- 
standen hat,  sondern  er  kommt  jetzt  unter  die  gesetzliche  Vor- 
mundschaft des  überlebenden  Eltemteils  —  Art.  390  —  und  kehrt 
zugleich  unter  die  elterliche  Gewalt  zurück,  deren  Ausübung  dem 
überlebenden  Eltemteil  zusteht.    Arg.  Art.  372. 
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Der  Art.  486  hat  offenbar  nur  den  Fall  vor  Augen,  wenn  ein 
bevormundeter  Minderjähriger  emanzipiert  worden  ist. 

Stand  er  bereits  unter  Vormundschaft,  so  lebt  die  Vormund- 
schaft des  früheren  Vormunds  nicht  wieder  auf,  ausgenonunen  jene 
von  Vater  und  Mutter.  Art.  390.  Sind  daher  keine  EUtem  mehr 
am  Leben  (beide  Eltern  tod)  und  keine  Ascendenten  da,  oder  ge- 
langen solche  wegen  Unfähigkeit  oder  ünwflrdigkeit  oder  wegen 
vorgebrachter  Entschuldigungsgründe  nicht  zum  vormundschaft- 
lichen Amt,  so  erhält  der  Mindeijährige  einen  tutor  dativus. 

Die  Sache  ist  also  gerade  so  zu  behandeln,  als  ob  sich  die 
Vormundschaft  zum  ersten  Mal«  eröffiiet.  Es  greifen  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Rechts  Platz.  Hinaus  folgt,  dass  hier 
keine  Eede  von  der  tutela  testamentaria  (Art.  897)  sein  kann,  da 
die  Übertragung  dieser  Vormundschaft  unterstellt,  dass  der  längst 
lebende  Ehegatte  im  Augenblicke  seinas  Todes  Vormund  war.  ^) 

Der  Art.  486  enthält  noch  eine  weitere  Ungenauigkeit  in  den 
Worten:  „und  er  (der  Minderjährige)  bleibt  darunter  (unter  der 
Vormundschaft)  bis  zur  Volljährigkeit,"  —  insofern  als  der  Minder- 
jährige ja  heiraten  und  dadurch  tadte  wieder  emanzipiert  werden 
kann,  —  und  als  der  Minderjährige  vor  eireichter  Volljährigkeit 
sterben  kann.  Der  Gedanke  des  Gesetzes  ist  nur  der :  Wenn  dem 
Minderjährigen  die  Wohlthat  der  Emanzipation  entzogen  worden 
ist,  so  kann  er  niemals  wieder  „expresse"  emanzipiert  werden. 

Weitere  Details  —  siehe  unten  Anm.  2. 2) 


^)  So  ganz  zutreffend  Aubry  et  Bau,  I  §  IBö  Anm.  10. 

Mithin  ist  es  nicht  richtig,  wie  Zacharift,  I  §  131  Anm.  4,  behauptet,  cLass 
der  überlebende  Parens  vor  dem  Widerruf  der  Emanzipation  für  den  Fall 
des  Widerrufs  einen  tutor  testamentarius  bestellen  kann.  Nach  dem  Wider- 
ruf der  Emanzipation  kann  er  dagegen  einen  solchen  bestellen. 

2)  Die  Emanzipation  kann  selbst  in  Betre£P  des  Handel  treibenden 
Emanzipierten  zurückgezogen  werden.    Delrlneourt,  I  p,474. 

Die  schlechte  Aufführung  des  Emanzipierten  kann  für  sich  aUein 
nicht  einen  Grund  zur  Rücknahme  der  Emanzipation  abgeben.  Anbry  et 
Bau,  I  §  135  pag.  500;  Yalette,  Bxplication  somm.,  pag.  335;  Laurent,  V  Nr. 
239.    A.  M.  ist  Demolombe,  Ylil  Nr.  357. 

Er  erklärt  mit  Recht  diese  Frage  für  eine  ausserordentlich  wichtige, 
aUein  gleichwol  ist  sie  zu  vemeinen,  da  das  Gesetz  hierüber  schweigt,  und  es 
ist  nicht  Sache  des  Richters,  bezw.  des  Interpreten,  sich  über  den  Text  des 
Gesetzes  hinwegzusetzen  und  Dinge  in  das  Gesetz  hinein  zu  interpretieren,  die 
ihm  durchaus  fremd  sind.  Dies  würde  gegen  die  ersten  Regeln  einer  jeden 
Gesetzesauslegung  Verstössen.    De  Lege  lata  ist  die  Frage  durchaus  zu  yer- 


Abschnitt  L  IMe  Pflegschaft  über  gewaltsentlassene  Minderjährige.    563 

n.  Aufhebung  der  Pflegschaft  über  gewaltsent- 
lassene  Minderjährige  in  der  Person  des  Pflegers. 

Wenn  die  Pflegschaft  in  der  Person  des  Pflegers  aufhört,  so 
ist  dem  Emanzipierten  stets  ein  neuer  ständiger  Pfleger  zu  ernennen, 
da  er  ja  unter  Pflegschaft  bis  zu  seinem  Tode  oder  seiner  Voll- 
jährigkeit bleibt. 

Das  Gesetzbuch  hat  über  die  Aufhebung  der  Pflegschaft  in 
der  Person  des  Pflegers  keine  besondere  Bestimmungen,  mithin 
greifen  die  aUgemeinen  Grundsätze  des  Vormundschaftsrechts  Platz 
^-  wenigstens  ist  dies  die  gemeine  Meinung. 

Die  Pflegschaft  hört  demnach  in  der  Person  des  Pflegers  auf: 

1.  durch  den  Tod  des  Pflegers; 

2.  durch  sein  Vermisstwerden; 

3.  durch  seine  Absetzung; 

4.  dm'ch  die  Entmündigung  desselben; 

5.  durch  die  Abnahme  des  Amts  durch  die  Vormundschaft»- 
behörde  auf  Ansuchen  des  Pflegers. 

neinen.  Und  de  lege  ferenda  hat  sich  der  Richter,  der  Ausleger  nichts 
zu  kümmern,  denn  sonst  würde  er  nicht  mehr  nach  der  lex  lata  richten,  die 
lex  lata  interpretieren,  sondern  »elbst  als  „unberechtigter^  Gesetzgeber 
auftreten. 

Vgl.  auch  über  die  Gresetzesauslegang  und  deren  Grenzen  Barasetti, 
Einführung,  §  18,  S.  252  ff.  Übrigens  AeoUas,  I  zu  Art  486,  teüt  den 
Standpunkt  von  Demolombe  a.  a.  0.,  er  fagt:  „Oet  opinion,  selon  nous, 
quoique  non  fondde  sur  les  textes,  est  en  pariaite  harmonle  avec  la  nature 
da  l'^mancipation,  qui  estun  noviciat,  une  preparation  k  la  majo- 
ri te,  s'il  y  a  lieu  de  remettre  en  tntelle  le  mineur  qui  abuse  de  sa  fortune, 
»  plus  forte  raison,  y  a-t-il  lieu  d'y  remettre  celui  qui  abuse  de  sa  per- 
ßonne."    Dies  sind  schöne  Phrasen,  aber  es  ist  keine  Gesetzesauslegung. 

Der  Emanzipierte  kann  gegen  den  Beschluss  des  Familienrats  u.  s.  w., 
wodundi  ihm  die  Emanzipation  entzogen  wird,  Rechtsmittel  ergreifen.  Del- 
Tineourt,!  p.  473;  Mags^  et  Yerg^  (Übersetzung  von  ZaehariA's  Werk),  I 
pag.  243Anm.  4. 

Dagegen  Magnin,  I  n.  782;  Demolombe  Vm  Nr.  359. 

Allein  gleichwol  dürfte  die  erste  Ansicht  richtig  sein.  Wer  eman*> 
zipiert  ist,  hat  durch  die  Emanzipation  ein  wolerworbenes  Hecht  erlangt, 
welches  ihm  nicht  entrissen  werden  kann,  es  wäre  denn,  dass  ein  Grund 
vorliegt,  aus  welchem  das  Gesetz  die  Entziehung  der  Emanzipation  gestattet. 
Es  ist  daher  im  gegebenen  Fall  Sache  der  G^erichte  im  Bechtsmittelweg 
hierüber  zu  entscheiden,  wenn  der  Emanzipierte  der  Ansicht  ist,  es  sei  ihm 
die  Wolthat  der  Emanzipation  rechtswidrig  entzogen  worden.  Es  folgt  dies 
mit  logischer  Notwendigkeit  aus  Art.  485. 
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Von  einer  Rechnnngsablage  des  abtretenden  Pilgers,  bezw. 
seiner  Erben,  kann  keine  Bede  sein,  da  er  ja  keine  Vennögensver- 
waltnng  hat.  Za  3  n.  4  sei  noch  bemerkt,  dass,  da  das  Gesetz- 
buch keine  Bestinmnmg  giebt,  die  Vormnndschaftsbehörde  nach 
ihrem  freien  Ermessen  hier  verfediren  kann.  ^) 

Für  Baden  vgl.  noch  §  87  R.-P.-O. 


ABSCHNITT  IL 
Die  übrigen  Arten  der  Pflegschaft. 

L  Die  PWegtchaft  Ober  gewisse  Personen,  welche  sidi  in  liesonderen 

VerliäHiiissen  befinden. 

§87. 

Die  einseinen  Arten  dieser  Pflegschaft."') 

Ausser  der  Pflegschaft  über  gewaltsentlassene  Minder- 
jährige giebt  es  anch  noch  Pflegschaften  fiber  gewisse  andere 
Personen,  welche  sich  in  besonderen  Verhältnissen  befinden, 
welche  nach  der  Ansicht  des  Gesetzes,  damit  die  Eechte  dieser 
Personen  gehörig  gewahrt  werden,  die  Bestellung  von  Pflegern  er- 
heischen. 

Es  sind  dies  teils  1.  gewisse  Personen,  welche  durch 
physische  Verhältnisse  am  eigenen  Handeln  gehindert 
sind  und  teils  2.  gewisse  Personen,  deren  Dasein  un- 
gewiss oder  unbestimmt  ist. 

Alle  diese  Pflegschaften  sind,  wie  jede  Pflegschaft,  curae 
dativae.  Es  erfolgt  die  Bestellung  des  Pflegers  bald  durdi  die 
Gerichte,  bald  durch  den  Familienrat. 

Die  Thätigkeit  und  damit  der  Hechte-  und  Pflichten- 
kreis  des  Pflegers  der  einen  oder  anderen  Kategorie  dieser 
Personen,  welcher  bald  als  ein  Curator  ad  hoc,  bald  als  ein  stän- 
diger Pfleger  erscheint,  lässt  sich  nicht  durch  einen  allgememen 
Grundsatz  charakterisieren. 


3)  So  gut  Besasd,  KoUegienheft,  §  64.  — 

*)  Zsebsril .  Breyer,   I    §§  H(),  ld5;    Behsgbel,  1  §  79:    Gsirevr, 

S.  2Ö5  ff. 
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Er  ist  verschieden,  je  nach  der  Aufgabe,  welche  das  Gesetz 
dem  betreffenden  Pfleger  setzt,  nnd  darnach  auch  verschieden  vom 
Gesetze  geregelt. 

Diese  Regelung  ist  bald  eine  unmittelbare,  bald  eine  mittel- 
bare. Im  letzeren  Falle  muss  man  allgemeine  Grundsätze  analog 
anwenden,  um  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Pflichten  des  Pflegers 
zu  bestimmen. 

Zum  öftem  erscheint  die  Thätigkeit  des  Pflegers  als  eine  Ver- 
tretung (Bepräsentation)  des  Pfleglings  in  allen  seinen  Angelegen- 
heiten (soweit  solche  Oberhaupt  Vertretung  zulassen),  zuweilen  nur 
als  eine  solche  bei  einzelnen  Geschäften. 

Als  eine  blosse  Beiwirkung,  Assistenz,  -Consens,  wie 
dies  bei  der  Pflegschaft  über  gewaltsenüassene  Minderjährige  der 
Fall  ist,  erscheint  die  Thätigkeit  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Pfleger  jedoch  nicht,  sondern  stets  als  eine  Vertretung,  bald 
im  grösseren,  bald  im  geringeren  Umfange,  —  und  dadurch  unter- 
scheiden sich  diese  Pflegschaften  ganz  wesentlich  von  jener 
übei*  gewaltsentlassene  Minderjährige  und  stimmen  daher  mehr, 
namentlich,  wenn  es  Verwaltungspflegschaften  sind,  mit  der  Vor- 
mundschaft über  Mindeijährige,  freilich  nur  im  Allgemeinen  überein 
(Vertretungsbefugnis[pflicht]  und  Schlussrechnungs- 
pflicht  besteht  bei  ihnen  —  von  einer  Gegenpflegerschaft,  gesetz- 
lichem Unterpfandsrecht  des  Pfleglings,  periodischen  Eechnungs- 
ablagen  ist  keine  Bede). 

Was  1.  die  Pflegschaften  anlangt,  welche  für  gewisse 
Personen  bestehen,  welche  durch  physische  (leibliche, 
geistige)  Verhältnisse  am  eigenen  Handeln  gehindert 
sind,  so  gehören  hierher: 

a)  Die  Pflegschaft  über  einen  volljährigen  und  entmündigten 
Taubstummen,  welcher  zudem  schreibensunerfahren  ist,  behufs 
Annahme  einer  Schenkung.  Es  wird  ihm  ein  Pfleger  ad  hoc  bei- 
gegeben, welcher  ihn  bei  Annahme  der  Schenkung  vertritt.  Art 
936.^)    Dies   dürfte  auch  Platz  greifen  för  die  verbeiständeten 

*)  Dieser  Pfleger  ist  in  der  badischeu  Übersetzung  des  Artikel  9^ 
unrichtig  aJs  „Bechtsbeistand**  bezeichnet,  deshalb  unrichtig,  weil  es  in 
Art.  d36  heisst  „die  Annahme  muss  von  einem  Bechtsbeistande  (Urtext  „par 
un  curateur  nomm6  k  oet  effet)  geschehen^^  —  er  vertritt  also  den  Taub- 
stummen, er  steht  ihm  nicht  bei  —  mithin  ist's  ein  Pfleger.  Siehe  auch 
Behaghel,  I  §  79  Abs.  2. 
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schreibensunerfährenen  Taubstummen  —  auch  für  diese  ist  zu  d^D 
angegebenen  Zweck  ein  Pfleger  zu  ernennen.  Siehe  auch  unten 
Anm.  1  a.  E. 

Der  Pfleger  wird  durch  die  Grerichte  aujQ^tellt  In  Baden 
erfolgt  die  Bestellung  durch  das  zuständige  Amtsgericht  als  Vor- 
mundschaftsbehörde.  Siehe  §  51  R.-P.-G.,  §  89  K.-P.-0.  u-  §34 
d.  Not.-Ordn.  Vgl.  auch  §  31  d.  VI  Konst.-Ed.  v.  4.  Juni  1808 
(die  anderen  Bechtsbeistandschaften ,  welche  dieser  §  31  d.  VI. 
Eonst.-Ed.  erwähnt,  smd  Beistandschaften  und  keine  Pfleg- 
schaften). 

b)  Die  Pflegschaften  über  Personen,  welche  sich  in  einem 
Irrenhaus  befinden.  Loi  v.  30.  Juni  1838  —  for  Baden  un- 
praktisch. 

c)  Die  Curatelle  k  la  memoire,  gemäss  Art.  447  C.  d'in- 
struction  crim  —  für  Baden  unpraktisch.  2) 

Was  2.  die  Pflegschaften  betriff,  welche  anzuordnen  sind 
hinsichtlidi  derjenigen  Personen,  deren  Dasein  ungewiss 
oder  unbestimmt  ist,  so  gehören  hierher: 

Ist  der  Taubstumme  entmündigt  oder  minderjährig,  so  ist  die  Annahme 
von  dem  Vormund  mit  Ermächtigung  des  Amtsgerichts  als  Obervoimund- 
schaftsbehörde  zu  erklären,  Art.  93Ö  Abs.  1,  Art.  463,  ist  er  gewaltsentlaasen, 
so  bedarf  er  der  Mitwirkung  des  Pflegers,  der  ihm  ständig  beigegeben  ist, 
Art.9aö  Abs.  1. 

Für  minderjährige  oder  gewaltsenüassene  Taubstumme  kann  aber  die 
Schenkung  auch  Yon  den  Eltern  oder  Grosseltem  als  solchen  angenommen 
werden,  jeder  einzelne  Teil  hat  dies  Hecht  selbsständig  und  den  Grosseltem 
kommt  es  selbst  dann  zu,  wenn  die  Eltern  noch  leben.  Art.  435  Abs.  2.  Ehe- 
frauen (a]so  auch  taubstumme  und  des  Schreibens  imerfahrene)  bedürfen, 
wie  zu  andere  Rechtsgeschäften,  der  nach  Art  217  ff.  zu  erteilenden  ehe- 
männlichen oder  gerichtlichen  Ermächtigung,  Art  954,  es  wäre  denn,  dass 
der  Ehemann  die  Schenkung  selbst  macht. 

Verbeiständete  Personen  sind  dagegen  an  die  Mitwirkung  ihres  Bei- 
standes nicht  gebunden,  wenn  sie  taubstunun  und  zugleich  schi^lbensuner- 
fahren  sind,  dann  bedürfen  sie  zur  Schenkungsannahme  eines  Pflegei-s 
ad  hoc 

2)  Die  Curatelle  a  la  memoire  besteht  darin:  Wenn  die  Revision 
einer  Verurteilung  aus  dem  in  Art.  444  C.  d'insti*.  crim.  ausgedi-ückteu  Grand 
statt  hat,  und  die  Verurteilung  gegen  eine  Person  ergangen  ist,  welche  seit- 
dem gestorben  ist,  so  bestellt  der  Kassationshof  dem  Andenken  des  Ver- 
storbenen einen  Curator,  mit  welchem  die  Sache  instruiert  wird,  und  der 
alle  Rechte  des  Verurteilten  auszuüben  hat  u.  s.  w.  —  Art.  447  C.  d'instr. 
crim. 
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a)  die  Pflegschaft  flir  die  Leibesfrucht  Art.  393  —  la 
Curatelle  au  ventre,  die  Cura  ventris.  Vgl.  hierüber  meine  Aus- 
föhnmgen  im  Vormundschaftsrecht  —  und  zwar  in  §  9  S.  96  flf.  d.  W. 
Der  Pfleger  ist  hier  ein  ständiger.  Er  haftet  wie  ein  BevoUmäch- 
tigter,  Art.  1992.=») 

b)  Die  Pflegschaft  fiir  einen  bürgerlich  Toten.  Ein  solcher 
kann  nämlich  nur  unter  dem  Namen  und  durch  die  Vermittelung 
des  Pflegers  eine  Prozesssache  vor  Gericht  führen,  mag  er  Kläger 
oder  Beklagter  sein.  Diesen  Pfleger  ernennt  ihm  jedesmal  (also 
Pfleger  ad  hoc  —  unständiger  Pfl^er  —  dasj^iige  Gericht,  vor 
welches  die  Sache  gehört.  Ai-t.  25  C.  c.  Diese  Pflegschaft  ist  so- 
wohl f&r  Frankreich  als  Baden  unpraktisch,  da  in  beiden  Län- 
dern der  bürgerliche  Tod  aufgehoben  ist.^) 

c)  Die  Pflegschaft  über  Abwesende  (Cura  absentis).  Einem 
Abwesenden  (Yermissten)  kann  for  die  Verwaltung  seines  zurück- 
gelassenen Vermögens  von  dem  zuständigen  Gericht  ein  Pfleger 
bestellt  werden.  Art.  112.  Es  ist  dies  eine  wahre  Verwaltungs- 
pflegschaft, bei  welcher  Vertretung  und  Schlussrechmmgsablage 
statthat.  Es  ist  auch  eine  ständige  Pflegschaft.  Der  Pfleger  haftet 
wie  ein  Bevollmächtigter.^) 

Vgl.  auch  für  Baden:  §  2  Ziff.  1  R.-G.-B.,  §  60  R-P.-O. 

')  Vgl.  auch  den  Digestentitel:  de  ventre  in  poss.  mitteudo  et  curat, 
ventris  37,9. 

«)  Siehe  Baraietti,  Einführung,  §  17,  Anm.  15  S.  164  u.  Barasettl, 
Personenrecht,  §  2  S.  32. 

^)  Im  römischen  Recht  bestand  eine  Cura  über  das  zurückgebliebene 
Yermögen  eines  Kriegsgefangenen.  Daraus  hat  denn  das  neuere  Recht  eine 
aUgemeine  Cura  absentis  gebildet  fttr  die  Fälle,  wo  man  von  dem  Abwesen- 
den und  seinem  Aufenthalt  keine  Kunde  hat.  Dieselbe  bezieht  sich  nur  auf 
das  zurückgebliebene  Vermögen. 

Vgl.  1,  1  §  ult.  Dig.  Demunerib.50,  4;  1. 15  Princ.  Dig.  Exquib.  caus. 
mai.  4,  6;  1.  6  §  2  Dig.  Quib.  ex  caus.  in  pot.  42,  4;  1.  3  Cod.  De  postlim. 
revers.  8,  51  u.  1.  6  §  4  Dig.  de  tutel.  26, 1. 

Vgl.  für  das  französische  Recht  die  ausführlichen  Darlegungen  in 
Barasettl,  das  Personenrecht,  §21  S.  300  (älteres  französisches  Recht)  u. 
§22  8.  306ff:  (Recht  des  Code  Nap.  bezw.  Badens).  Der  etwa  aufgestellte 
Curator  absentis,  welchem  das  Gericht  grössere  oder  geringere  Gewalten 
verleihen  kann,  hat  im  Zweifel  nur  Verwaltungsbefugnisse.  Zu  Ver- 
äusserungshandlungen  bedarf  er  der  gerichtlichen  Emukihtigung. 

Bei  der  Übernahme  der  Pflegschaft  muss  er  Inventarisation  des 
Vermögens  vornehmen  lassen.  Sein  Vermögen  ist,  da  er  nicht  Vormund  ist, 
keiner  Legalhypothek  unterworfen  u.  s.  w. 
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Über  die  Verpflichtung  zur  Annahme  solcher  Pflegschaften 
herrscht  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten.  Man  nimmt  meistens 
an,  dass  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Pfleger  durch  den  Familien- 
rat, in  Baden  durch  das  Amtsgericht  als  Vormundschaftsbe- 
hörde, ernannt  werden  muss,  die  Pflegschaft,  gerade  wie  die  Vor- 
mundschaft eine  Bürgerpflicht  ist,  ein  öffentliches  Amt,  welches  nm* 
aus  gewichtigen  Gründen  abgelehnt  werden  kann.^) 

Als  eine  Pflegschaft  ad  hoc,  welche  unter  keine  der  beiden 
angegebenen  Kategorien  fällt,  kann  man  auch  noch  diejenige  des 
Art. 2208  C.  c.  bezeichnen.  Es  ist  nämlich  der  minderjährigen 
Ehefrau,  deren  Mann  gleichfalls  noch  minderjährig  ist,  ein 
Pfleget*  zu  bestellen ,  im  Falle  die  Zwangsversteigerung  einer  jener 
gehörigen  Liegenschaft  betrieben  wird  —  Art.  2208  Abs.  3  —  (das 
Gesetz  gebraucht  hier  in  ungenauer  Weise  den  Ausdruck  „tuteur"). 
Diese  Bestimmung  ist  für  Baden  unpraktisch,  da  auf  Grund  des 
§  51  Abs.  2  R.-C.-P.-0.  die  Abs.  2  u.  3  des  Art.  2208  d.  Landr. 
durch  §  41  des  bad.  Einf.-Ges.  zu  den  Beichsjustizges.  aufgehoben 
worden  sind. 

Als  eine  gleich&lls  nicht  unter  die  beiden  Kategorien  fallende 
Pflegschaft  über  Personen  erscheint  nach  §55  B.-C.-P.-O.  auch 
diejenige,  welche  einer  nichtprozessfähigen  Partei,  die  ohne 
gesetzlichen  Vertreter  ist ,  und  verklagt  werden  soll ,  auf  Antrag 
des  Klägers,  falls  Gefahr  in  Verzug  ist,  vom  Vorsitzenden  des 
Prozessgerichts  durch  Ernennung  eines  besonderen  Veitreters  für 
den  Prozess  (Litiskurators)  bis  zum  Eintritt  des  gesetzlichen 
Veitreters  bestellt  wird.    Dies  trifft  fiir  Frankreich  nicht  zu.") 

Vgl.  Art.  112—114  C.  c.  —  wegen  der  Zuständigkeit  des  den  Pfleger 
ernennenden  Berichts  vgl  Art  59  C.  d.  pr.  civ. 

Die  AufeteUung  des  Pflegers  kann,  muss  nicht,  auf  Antrag  der  Betei- 
ligten, d.  h.  derjenigen  erfolgen,  welche  ein  pekuniäres  Interesse  an  der 
Erhaltung  derGtlter  des  Vermissten  haben,  also:  der  Gläubiger  des  Ver- 
missten,  dessen  Ehegatte,  der  mutmasslichen  Erben,  auch  deren  Gläubiger. 
(Art.  1166.) 

In  Baden  ist  zur  Ernennung  des  Pflegers  ausschliesslich  zuständig 
dasjenige  Amtsgericht  (als  Bechtspolizeibehörde),  bei  welchem  der  Vennisste 
^etzt  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte  —  §§  12ff.  C.-P.-O.  (aUge- 
meiner  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort). 

0)  Siehe  Anbry  et  Baa,  I  §  128. 

7)  Es  ist  einerlei,  ob  im  Falle  des  §  55  C.-P.-O.  die  nicht  prozess- 
tähige  Partei,  welcher  der  Litiskurator  bestellt  wird,  Inländer  oder  Auslän- 
der, eine  physische  oder  eine  juristische  Person  ist. 
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II.  Die  PflegMiiaft  über  gewine  Wkr. 

§38. 
Die  einselnen  Arten  dieser  Fflegsohaft.  *) 

Es  giebt  nach  dem  Civilgesetzbuch,  wie  schon  nach 
römischem  Recht,  Geschäftsfährnngen,  welche  nicht,  wie  die- 
jenigen des  Mandatars  oder  negotorium  gestor,  eine  reine  Privat- 
sache sind,  sondern  welche  zugleich  als  Gegenstand  des  öffentlichen 
Interesses  behandelt  werden,  weshalb  sie  durch  die  Gerichte  an- 
geordnet werden,  zuweilen  auch  durch  den  Familienrat,  und  wäh- 
rend ihrer  Dauer  unter  der  Überwachung  derselben  stehen. 

Hierher  gehören  die  Fälle,  in  welchen  für  gewisse  Güter, 
welche  einer  Verwaltung  bedürfen,  nicht  mit  Rücksicht  auf 
eine  bestimmte  Person,  sondern  lediglich  mit  Rücksicht  auf  diese 
Güter,  um  sie  in  ihrem  Bestand  und  Wert  zu  erhalten,  eine  Pfleg- 
schaft durch  die  Gerichte  verfügt  und  ein  Pfleger  bestellt  wird 
(Cura  bonorum  und  Cnrator  bonorum). 

Diese  Cura  bonorum  ist  im  AUgemeinen  nach  Analogie  der 
Vormundschaft  zu  beurteilen ,  jedoch  unterscheidet  sie  sich  von  der- 
selben, was  die  Verwaltung  anlangt,  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die 
vormundschaftliche  Verwaltung,  alle  die  in  derselben  liegenden 
Pflichten  des  Vormunds  umfasst,  sondern  lediglich  sich  als  eine 
Sorge  fär  die  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Vermögens 
(d.  h.  eben  des  unter  Pflegschaft  gestellten  Guts),  als  eine  „custodia 
remm,  rei"  darstellt. 

Hieraus  ergiebt  sich ,  dass  der  Pfleger  im  Prinzip  keine  Ver- 
äusserungsbefugnis  hat ,  es  wäre  denn ,  dass  es  sich  um  Gegenstände 
handelt,  welche  im  Nichtveräusserongsfalle  zu  Grunde  gehen,  oder 
das  Gresetz  ihm  sonst  diese  Befugnis  einteilt.  Übrigens  hat  der  Pfleger 
jedenfalls  für  dolus  und  culpa  lata  einzustehen,  er  haftet  wie  ein 
Bevollmächtigter,  da  er  gesetzliche  Vollmacht  hat,  worin  er  dem 
Vormund  gleichsteht.  Vielfach  nimmt  man  an,  dass  er  custodiam 
boni  patris  familias  zu  leisten  habe. 


Vgl.  insbesondere  ?•  Wf Imowski  n«  Lery ,  Civilprozessordnong  o.  s.  w. 
(grosser  Kommentar)  Bern,  zu  §  55  C.-P.-O. 

•)  Zaetaariä-Dreyer,  I  §§  86,  136;  Behaghel,  I  §  79;  Gageur, 
S.265u.ff. 
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Es  ist  streitig,  ob  die  Übemahme  einer  solchen  Pflegschaft 
eine  freiwillige  ist,  oder  ob  sie  ohne  Gründe  abgelehnt  werden 
kann.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  Niemand  genötigt  werden  kann, 
eine  solche  Pflegschaft  anzunehmen,  es  wäre  denn,  dass  ein  Notfall 
vorliegt,  wo  dann  die  Übernahme  als  Bürgerpflicht  erscheint,  der 
man  sich  nur,  wenn  richtige  Entschnldigungsgründe  vorliegen,  ent- 
ziehen kann,  oder  dass  besondere  gesetzliche  Vorschriften  etwas 
Anderes  bestimmen. 

Die  Pfleger  werden  bei  diesen  Pflegschaften  teih$  vom 
Familienrat,  teils  durch  die  Gerichte  als  solche  ernannt. 

Als  solche  Curae  bonoinun  sind  folgende  zu  erwähnen: 

1.  Die  Cura  hereditatis  vacantis.  Art.  811  flF.,  2258. 
Dem  ledigen  Erbe  —  ein  Erbe  ist  ein  lediges,  wenn  sich  nach 
Ablauf  der  Fristen  zur  Au&ahme  des  Inventars  und  der  Bedenk- 
zeit Niemand  zur  Annahme  meldet  —  Art.  811  —  wird  ein  Pfleger 
(curateur  d'une  succession  vacante,  Erbpfleger)  auf  Antrag  des  Be- 
teiligten oder  des  Staatsanwalts  durch  das  Erstinstanzgericht  er- 
nannt, in  dessen  Bezirk  die  Erbschaft  eröffiiet  worden  ist  —  nach 
badischem  Recht  durch  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk 
die  Erbschaft  eröffiiet  worden  ist  (dieses  verfugt  jene  Ernennung 
als  Rechtspolizeibehörde  von  Amtswegen).  §  1  R.-P.-G.,  §  85  ebenda. 
§  107  R.-P.-0. 

Als  Erbpfleger  kann  in  Baden  auch  ein  Notar  ernannt 
werden,  und  es  hat  der  den  Nachlass  behandelnde  Notar,  falls  er 
zum  Erbpfleger  ernannt  wii*d,  die  Ernennung  anzunehmen 
(also  hier  ist  gesetzliche  Annahmepflicht  statuiert  —  siehe  oben), 
es  wäre  denn,  dass  besondere  Umstände  seine  Entbindung  recht- 
fertigen.   Siehe  §§5,  136  Not-Ordn. 

Die  Aufgabe  des  Erbpflegers,  welche  gesetzlich  fest- 
gestellt ist,  besteht  darin,  die  Rechte  der  Erbschaft  auszuüben, 
solche  in  allen  gegen  sie  gerichteten  Klagen  zu  vertreten  und  ent- 
sprechend den  Vorschriften,  welche  für  die  Verwaltung  einer  Erb- 
schaft durch  den  Benefiziarerben  im  Gesetzbuch  gegeben  sind,  zu 
verwalten.  Art.  812—814,  790  C.  c.  Vgl.  auch  Art.  1000—1002  c.  d. 
pr.  civ. 

Vgl.  auch  §§  106,  107  R.-P.O.  und  §  136  Not-Ordn. 

Wenn  auch  der  Pfleger  alle  Rechte  und  Pflichten  wie  der 
Benefldarerbe  (Wohlthatserbe)  hat,  —  Art  804  —,  so  ist  er  uucii 
nicht  nur  für  die  schweren  Versehen,  deren  er  sich  bei  seiner  Vei-- 
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waltong  schuldig  gemacht  hat,  verantwortlich:  denn  er  ffihrt  nicht 
seine  eigenen  Geschäfte,  er  prästiert  diligentiam  boni  patris 
familias. 

Er  hat  die  Grelder,  welche  zmn  Nachlasse  gehören,  namentlich 
diejenigen,  welche  aus  dem  Verkanf  von  &b6chaftsstüGken,  Mobilien 
oder  Liegenschaften  gelöst  werden,  der  öffentlichen  Kasse,  wel<^ 
zur  Annahme  der  Gelder  gesetzlich  ermächtigt  ist,  zu  verrechnen 
und  abzoliefem. 

Meldet  sich  jedoch  der  Staat,  Art.  768,  so  hat  der  Erbpfleger 
diesem,  der  r^e  des  domaines,  den  Nachlass  sofort  auszuantworten, 
wenn  auch  das  Urteil,  durch  welches  der  Staat  in  den  Besitz  des 
Nachlasses  einzuweisen  ist,  noch  nicht  gefällt  ist  (denn  „fiscns 
semper  solvendo  est").  Die  zur  Annahme  der  Gelder  berechtigte 
Kasse  ist  jetzt  in  Frankreich  la  caisse  de  däpots  et  consignations 
(vgl.  das  circulaire  du  ministre  de  la  justice  v.  26.  Mai  1842). 
Die  Kasse  besorgt  dann  die  Auszahlung  der  Erbschaftsschulden. 
Diejenigen  Gläubiger  übrigens,  deren  Forderungen  auf  eine  zum 
Nachlass  gehörige  Liegenschaft  eingetragen  sind,  erhalten  ihre 
Zahlung  unmittelbar  von  den\jenigen,  der  die  Liegenschaft  er- 
standen hat. 

Für  Baden  gilt  noch  Folgendes:  Zur  gleichen  Zeit  mit  der 
Ernennung  des  Pflegers  erfolgt,  vorausgesetzt,  dass  bei  dem  Stand 
der  Masse  nach  Tilgung  der  Erbschaftslasten  ein  Überschuss  zu  er- 
warten ist,  eine  Benachrichtigung  an  die  Generalstaatskasse 
(zu  dem  Zwecke,  dass  der  Staat  in  der  Lage  ist,  nachträglich  sein 
Erbfolgerecht  geltend  zu  machen).  Wenn  eine  Überschuldung  des 
Nachlasses  vorliegt,  dann  hat  der  Erbpfleger  in  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  es  der  Sachlage  entsprechend  erscheint,  die  Eröffiiung  des 
Konkursverfahrens  zu  beantragen,  §  205  B.-Konk.-Ordn.  Eine  Be- 
nachrichtigung der  zu  einem  solchen  Antrag  ebenfalls  berechtigten 
Nachlassgläubiger  ist  nicht  vorgeschrieben. 

Den  Anlass  zu  diesen  Schritten  giebt,  da  in  allen  Fällen  einer 
Erbschaftseröffiiung,  in  welchen  nicht  sofort  die  nächsten  gesetz- 
lichen Erben  pei'sönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  sich  darstellen 
oder  nicht  alle  vollkommen  rechtsfähig  sind,  von  Amtswegen 
die  Versiegelung  des  Nachlasses  und  die  Errichtung  eines  Erbver- 
zeichnisses stattzufinden  hat,f  die  amtliche  Vorlage  der  dess- 
fiülsigen  Verhandlungen  durch  den  Notar  an  das  Nachlassgericht. 
Vgl.  §§26,  27,  32R.-P.-G.;  §107  R.-P.-0.;  §§80,  107,  186  Notr 
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Ordn.  Damit  verlieren  der  Antrag  der  Beteiligten  (Art  812  — 
die  Beteiligung  des  Staatsanwalts  ist  schon  durch  §  4  des  n.  Einf.- 
Ed.  beseitigt  worden)  und  die  Pflicht  des  Erbpflegers,  ein  Erbver- 
zeichnis zu  errichten,  für  Baden  ihre  Wirkung. 

Der  reine  Erlös,  welcher  sich  aus  der  Verwaltung  des  Nach- 
lasses durch  den  Erbpfleger  ergiebt,  ist  bei  dem  GFrossh.  Ver- 
waltungshof,  bezw.  einer  Amtskasse,  zu  hinterlegen.  Art.  812. 
Vgl  auch  Gesetz  v.  7.  August  1884  (G.-Bl.  XX  181)  und  VoU- 
zugs-Verordn.  dazu  v.  30.  Dezember  1884  (G.-BL  UI  651).  0 

2.  Die  Pflegschaft  über  eine  sub  beneficio  inventarii  an- 
getretene Erbschaft.  Art.  996  C.  d.  proc.  civ.  Der  Curateur  au 
bänäfice  d'inventaire  wird  von  derselben  Gmchtsbehörde,  wie 
unter  Ziflf.  1,  ernannt  (Art.  996  C.  d.  pr.  civ.). 

Dies  ist  für  Baden  unpraktisch,  da  der  Code  de  procMure 
dvile  in  Baden  nicht  gut. 

1)  Vgl.  insbeeondere  für  das  badische  Recht  hier  Behaghel,  I  §  119, 
dem  ich  zum  grössten  Teil  hier,  da  er  die  Lehre  nach  dem  neuesten  Stand 
des  hadischen  Rechts  darstellt,  wörtlich  gefolgt  bin. 

Für  das  französische  Recht  vgl  Zacharlft-Dreyer,  IV  §§  641  u. 
642,  der  übrigens  in  dieser  Lehre  ungenügend  ist 

Siehe  namentlich  Baudrj-Lacantinerie,  II  Nr.  213—216;  Mourlon, 
n  Nr.  313—319. 

Schon  das  römische  Recht  kennt  die  Cura  hereditatis  jacentis, 
man  bezeichnet  mit  diesem  Ausdruck  die  Onra  bei  der  bonorum  possessio 
ventris  nomine,  L  ult.  Dig.  De  ventre  in  possessionem  mittendo  et  cnratore 
ejus  37, 9,  femer  1. 1  §§  17—21  Dig.  De  ventre  in  poss.  37, 9,  femer  die  Cura 
bei  der  bonorum  possessio  ex  Carboniano  edicto,  §  ult.  cit.  L.  5  §§  2, 5  Dig. 
De  Carboniano  edicto  37, 10  und  die  Bestellung  eines  Curators  wegen 
Üngewissheit  der  Erben  überhaupt,  §  ult.  dt.  L.  8,  L.  9  princ.  Dig.  Quibus 
ex  causis  in  poss.  42,  4,  sowie  endlich  jene  bei  der  DeUberation  der  Erben, 
L.  3  Dig.  De  cura  fiir.  27,  10. 

Vgl.auch  Glfick,  Pand.,XXXm  §§  1390a,  1397-1397d;  y.Yangerow,  §294. 

YgL  zu  dem  oben  im  Text  für  das  badische  Recht  Vorgetragenen 
insbesondere  auch  noch  Renttl,  S.  141,  Bern,  zu  §  106  R.-P.-0.,  welcher  sich 
zwar  nicht  mit  dem  ledigen  Erbe  und  dem  diesem  zu  bestellenden  Pfl^er 
beschäfUgt,  aber  von  Ahnlichem  handelt,  nämlich  von  den  zur  Sicherung  und 
Liquidierung  einer  Erbschait  in  der  Zeit  vor  dem  Erbantritt  oder  der  Erbein- 
weisung von  dem  Nachlassgericht  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  za 
bestellenden  Pflegern.  Das  Nachlassgericht  hat  solche  auf  Antrag  oder  auch 
von  Amts  wegen  dem  Nachlasse  oder  dem  Erben,  soweit  nötig  (vgL  §§  693 
u.  694  d.  R,-C.-P.-0.),  zu  bestellen. 

So  ist  auch  unter  Umstanden  dem  Nachlasse  eines  im  Inlande  ver- 
storbenen Ausländers  ein  Pfleger  aufzustellen. 
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3.  Die  Pflegschaft  über  eine  Aftererbschaft.  Art.  1048  If., 
1055  ff.  Der  Gnrateür  au  fid^icommis  (k  la  Substitution  fldä- 
conunissaire),  der  zum  Vollzug  der  Aftererbschaft  (des  erlaubten 
Rdeikommisses)  bestellt  wird,  wird  von  dem  Disponierenden  er- 
nannt. Erst  in  Ermangelung  einer  solchen  Ernennung  erfolgt 
diese  auf  Betreiben  des  Instituierten  oder  seines  etwaigen  Vor- 
mundes durch  den  Familienrat  des  Instituierten.  Art.  1055,  1056. 
In  diesen  Fällen  kann  sich  der  Pfleger  nur  dann  weigern,  die 
Pflegschaft  zu  übernehmen,  wenn  einer  der  Gründe,  die  im  Art.  427  fT. 
angegeben  sind  und  welche  auch  von  der  Übernahme  der  Vor- 
mundschaft befreien,  vorliegt.  Art  1055  in  Verb.  m.  Art.  1056  und 
arg.  Art.  1055. 

Das  Gesetz  nennt  diesen  Pfleger  in  ungenauer,  unrichtiger 
Weise  einen  tuteur  —  Art.  1055  ff".,  er  ist  Pfleger  und  nicht  Vor- 
mund —  er  hat  lediglich  über  den  Vollzug  der  fideikommissarischen 
Substitution  und  daher  über  die  Einhaltung  der  in  dieser  Be- 
ziehung vorgeschriebenen  Gesetzesbestimmungen  zu  wachen.  Vgl. 
für  Baden  noch  §  1  R.-P.-G.,  §  99  R.-P.-0. 

Zu  Art.  1058—1061,  1073,  welche  in  diese  Lehi*e  ein- 
greifen, vgl.  noch  für  Baden  §§  26,  27,  32  R.-P.-G.  u.  §  107  ff. 
Not.-Ordn. 

Über  die  Versteigerung,  welche  durch  den  Belasteten  in  Be- 
treff der  zur  Aftererbschaft  gehörigen  körperlichen  Fahrnisse  vor- 
zunehmen ist  (und  zwar  als  ordnungsmässige  öffentliche  Ver- 
steigerung), zu  welcher  der  Pfleger  beigerufen  werden  muss,  vgl. 
Art  1062,  1073,  —  1687,  §  79  Not.-Ordn.,  §  10  d.  Waisenr.-Ordn. 
und  §  46  D.-W.  f.  Waisenr.  2) 

4.  Die  Pflegschaft  über  eine  Liegenschaft,  welche  von 
dem  Besitzer  derselben  in  Folge  der  actio  hypothecaria,  wegen 
darauf  haftender  Pfandlasten  aufgegeben  (abgetreten)  worden 
ist.    Art.  2174. 

Der  Curateur  ä  Timmeuble  d61aiss6  par  hypotheque  wird 
durch  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Liegenschaft  gelegen  ist, 
auf  Ansuchen  eines  Beteiligten  ernannt. 


2)  Einen  Bechtsfall  über  die  Haftbarkeit  des  Erbpflegers  führt  uns 
TOT  Augen:  Urteil  d.  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  v.  23.  Dez. 
1 881  (in  Annalen  XXXXDC.  113). 
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Das  Becht  zur  Abtretang  steht  nur  denjenigen  dritten  Be- 
sitzer zn,  welcher  nicht  für  sich  zur  Zahlung  der  Schuld  ver- 
bunden ist,  Art.  2172. 

Durch  die  Abtretung,  welche  beim  Gericht  der  gelegenen 
Sache  zu  erklären  ist,  wird  dem  dritten  Besitzer  das  Eigentum  der 
Liegenschaft  noch  nicht  entzogen,  solches  wird  erst  durch  die  Ver- 
ftusserung  aufgehoben,  welche  gegen  den  bestellten  Pfleger  in  den 
Formen  des  Konkursverfahrens  durchzufahren  ist,  Art.  2174.  Hier- 
aus ergiebt  sich  auch,  dass,  bis  die  Yeräusserung  stattgefunden  hat, 
der  Abtretende  die  Liegenschaft  gegen  die  Bezahlung  der  Sdinld 
samt  den  Kosten  des  bisherigen  Verfahrens  wieder  an  sich  ziehen 
kann.    Art.  2173.    Der  Übererlös  gehört  dem  Abtretenden. ') 

5.  Die  Gant(Konkurs-)massepflegschaft  —  die  Pfleg- 
schaft des  Konkursverwalters.  Vgl.  Art.  437  ff.  C.  de  conun. 
(nach  französischem  Becht  konmien  Gantmassepfleger  nur  bei 
Handelsganten  als  sog.  Agenten,  Syndiken  vor).  Nach  badischem 
Recht  greift  das  Becht  der  Beichskonkursordnung :  die  §§  5,  70 
bis  78  B.-Konk.-Ordn.  —  Platz. 

6.  Auch  sonst  sind  in  Erbschaftsfällen  in  Baden  unter 
Umständen  besondere  Pfleger,  Erbpfleger,  zu  bestellen,  auch  wenn 
es  sich  nicht  gerade  um  ein  lediges  Erbe  handelt  —  insbesondere, 
wenn  einer  der  Fälle  der  §§  693  und  694  (vgl.  §§  665  und  666) 
B.-C.-P.-0.  vorliegt  —  die  Ernennung  erfolgt  vom  Nachlass- 
gericht *) 


>)  Im  Weiteren  vgl  Behaghel,  ü,  §  271. 

«)  YgL  auch  Benttl,  a.  a.  O.  zu  §106  R.-P.-O.,  S.  141,  siehe  auch  oben, 
Anm.  1  vorw.  §  am  Ende.  — 
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CAPITEL  III. 

Die  Beistandschaft  (ie  Conseii).*) 

§39. 
Einleitting.     Wesen   und  Arten  der  Beistandsohaft.  **) 

Die  Beistandschaft  (le  Conseil,  mit  welchem  Wort  auch 
oft  der  Beistand,  le  Conseil  judidaire,  bezeichnet  wird)  ist  die 
gesetzliche  Einrichtmig,  auf  Grand  deren  eine  Person,  nämlich  der 
Beistand,  einer  anderen  Person,  welcher  das  volle  Bewusstsein  der 
Bedeutung  ihrer  Handlungen  abgeht  (die  unvollkommen  handlungs- 
fähig ist)  und  deren  Lage  eines  besonderen  Schutzes  bedarf,  be- 
sondere Rücksichtnahme  verlangt,  beigegeben  wird  zu  dem  Zwecke, 
ihr  zu  gewissen  Handlungen  den  Consens,  die  Einwilligung  ^u 
erteilen. 

Der  Beistand  hat  in  seiner  rechtlichen  Stellung  viel  Analoges 
mit  den  Pflegern  der  gewaltsentlassenen  Minderjährigen,  er  ist, 
wie  diese,  nicht  Vertreter,  Repräsentant,  der  Person,  welcher  er 
beigegeben  wird,  er  assistiert  ihr  nur,  wie  diese  dem  Emanzipierten 
assistieren.  Nachträgliche  Genehmigung  des  Beistands  ist  nicht 
geeignet,  dessen  Mitwirkung  zu  ersetzen,  denn  die  Beiwirkung, 
Mitwirkung,  kann  nur  entweder  dadurch  geschehen,  dass  der  Bei- 
stand die  Handlung  zugleich  mit  dem  Yerbeiständeten  vornimmt, 
oder  dass  er  denselben  ausdrücklich  vorher  dazu  ermächtigt  hat. 
Er  ist,  wie  der  Pfleger  des  Emanzipierten  ein  ständiger  Pfleger 
ist,  in  der  Regel  (es  giebt  Ausnahmen)  ein  ständiger  Beistand. 

Der  Beistand  unterscheidet  sich  jedoch  dadurch  von  den 
Pflegern  der  Emanzipierten,  dass  sein  Wirkungskreis,  seine  Voll- 
macht ihrem  Gegenstand  nach  viel  beschränkter  ist  als  diejenige 
dieser  Pfleger,  femer  dass  jede  Mitwirkung  der  Obervormundschafts- 
behörde bei  den  Handlungen  verbeiständeter  Personen  wegfällt  0, 
und  dass  er  endlich  stets  vom  Gerichte  ernannt  wird  —  daher 


*)  Zaehariä-Dreyer,  I§§86,137,138,ld9,140;  SUbel,§46;  Bebaflif), 
I  §§80,  81;  Gayenr,  S.  286  ff. 

**)  Zacharlä-Dreyer,  I  §§  86,  137;  Stabe!,  a.  a.  0.;  Behaghel.  a.^. 
O.;  Gai^eur  a.  a.  0.,  §  1  d.  vorw.  Werkes. 

1)  Nach  unserer  Ansicht  —  siehe  §35  S.ö39u.fiP:  d.W.,  £r&\xch  wirkt 
die  Obervormimdschaftsbehörde  nicht  bei  Handlungen  des  Pflegers  mit;  sou- 
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heisst  er  auch  conseü  judiciaire  —  und  nicht  von  der  Vormund- 
schaftsbehörde, wenigstens  nach  |französischem  Becht  (nach 
badischem  Becht  ernennt  der  Familienrat  [das  Amtsgericht  nach 
Anhörung  u.  s.  w.]  den  Beistand  auf  Grund  Ausspruchs  der  Verbei- 
ständung durch  das  Grericht). 

Von  diesem  letzteren  Grundsatz  giebt  es  fi'eilich  eine  Aus- 
nahme bei  dem  vom  Manne  seiner  Frau  bestellten  Vo  rmundschaf  ts- 
b  eist  and.    Siehe  §  40  d.  W. 

Diese  Beistandschaft  gehört  überhaupt  eigentlich  nicht  hierher, 
denn  es  handelt  sich  bei  ihr  um  eine  ganz  eigenartige  Kontrole 
der  Handlungen  der  Frau  als  Vormünderin.  Hiermit  hängt  zu- 
sanmien,  dass  dieser  Vormundschaftsbeistand  nicht  durch  das  Gtericht 
oder  den  Familienrat,  sondern  durch  den  Mann  emaunt  wird. 

Vgl.  im  Übrigen  die  Art.  499  und  513  C.  c.  in  ihrer  im 
badischen  Landrecht  durch  §  144  des  bad.  Einführ.-Ges.  zu  den 
Justizges.  erfolgten  abgeänderten  Fassung. 


dem  bei  gewissen  Handlungen  des  Emanzipierten,    wobei   er   dann   keiner 
Assistenz  des  Pflegers  bedarf. 

Man  wird  daher  den  obigen  Satz  vieUeicht  besser  so  formulieren ;  die  fiei- 
standschaft  unterscheidet  sich  dadurch  von  der  Pflegschaft  u.  s.  w.  ferner,  dass 
bei  ihr  jede  Mitwirkung  der  Obervormundschaftsbehörde  bei  den  Handlungen 
des  Yerbeiständeten  wegflült. 

Man  kann  die  unterschiede  auch  so  formulieren: 

a)  Der  Beitritt  des  Pflegers  findet  weit  öfter  statt,  als  jener  des  Bei- 
stands —  Art.  481,  482  u.  s.  w.,  vgl.  m.  499,  513. 

b)  Bei  der  Pflegschaft  hat  zuweilen  Mitwirkung  der  01:>ervormund- 
schaft  bei  den  Handlungen  des  Emanzipierten  statt,  z.  B.  Art  483,  484,  bei 
der  Beistandschaft  niemals. 

c)  Dagegen  darf  derjenige,  der  einen  Beistand  hat,  weder  wegen 
beweglichen  noch  wegen  unbeweglichen  Streitgegenständen  als  Kläger  oder 
Beklagter  vor  Gericht  ohne  Beistand  aufbreten,  da  Art.  499  u.  513  in  dieser 
Beziehung  nicht  unterscheiden,  während  der  Emanzipierte  nach  Art.  482  und 
in  Bezug  auf  liegenschaftliche  Klagen  dieser  Beschränkung  unterworfen  ist. 
So  im  Allgemeinen  gut  Gagear ,  S.  80,  81,  der  sich  auch  auf  MagnlD,  a.  a. 
0.,  I  p.  721,  u.  Du  Caurroy,  Ck)de  civ.,  Paris  1848,  I  p.  530,  beruft,  welche 
die  Unterschiede  scharf  präzisiert  haben. 

Beide,  der  Pfleger  wie  der  Beistand,  haben  keine  Verwaltung,  also 
auch  keine  Pflicht  zur  Bechnungsablage.  Sobald  die  vom  Gesetz  bezeich- 
neten Geschäfte  vollendet  sind,  welche  der  ihnen  Anvertraute  vomehmen 
will,  dürfen  sie  auch  denselben  weiter  nicht  beraten  und  unterstUtoBD«  -So 
gut  Gagenr  a.  a.  0. 
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Nach  der  herrschenden  Ansicht  kann  jede  Beistandschaft 
ausgeschlagen  werden,  man  betrachtet  sie  nicht  als  ein  mnnns 
publicum,  sondern  als  ein  dem  Berufenen  übertragenes  Mandat, 
welches  er  ausschlagen  oder  annehmen  kann. 

Hat  er  einmal  angenommen,  so  ist  .sein  Amt  ein  ständiges 
(wenigstens  in  der  Regel). 

Weigert  er  seinen  Beitritt  zu  dem  einen  oder  anderen  Geschäft, 
80  kann  sich  der  Verbeiständete  ans  Gericht  (in  Baden:  an  die 
Yormundschaffcsbehörde)  wenden. 

Dieses  hat  dann  einen  Beistand  ad  hoc  oder  wohl  auch  einen 
anderen  ständigen  Beistand  zu  ernennen. 

Wenn  zwischen  dem  Verbeiständeten  und  seinem  Beistand 
ein  Prozess  entsteht,  so  hat  das  Gericht  (in  Baden:  die  Vormund- 
schaftsbehörde) einen  Beistand  ad  hoc  zu  ernennen,  unbeschadet 
derBeftignis,  dem  Verbeiständeten  auch  einen  anderen  „ständigen" 
Beistand  zu  ernennen. 

Als  Arten  der  Beistandschaft  sind  folgende  aufzuführen: 

1.  Die  vom  Manne  seiner  Frau  gesetzte  Vormundschafts- 
beistandschaft.   Art  391,  392.    Siehe  §40  d.  W. 

Es  ist  dies  eine  ständige  Beistandschaft. 

2.  Die  (ständige)  Beistandsschaft  über  Verschwender  (bad.- 
rechtlich  genannt:  die  Mundtoterklärung  ersten  Grades).  Art.  513. 
Vgl.  §  41  d.  W. 

3.  Die  (ständige)  Beistandschaft  über  Geistesschwache 
(die  sog.  unvollständige  Entmündigung).  Art.  499.  Vgl.  §  42  d.  W. 
Vgl.  auch  zu  Ziff.  1  u.  2  für  Baden:  die  §§  593—627  d.  R.-C.-P.-O. 
in  Verb.  m.  §  14  d.  Reichs-Einf.-Ges.  z.  E.-C.-P.-0. 

Zu  1  u.  2  bemerke  ich:  Diese  beiden  Arten  von  Beistand- 
schaft nennt  man  technisch  le  conseil  judiciaire  im  eigentlichen 
Sinne. 

4.  Die  bereits  oben  angegebenen  unständigen  Beistand- 
schaften, die  Beistandschaften  ad  hoc  (sc.  negotium). 

Für  das  badische  Recht  giebt  es  so  noch  folgende  Beistände: 
Der  einem  Tauben  bei  Fertigung  eines  öffentlichen  Testa- 
ments (Art.  972)  beizugebende  Rechtsbeistand  (EMikt  [Gesetz]  vom 
22.  Mai  1818),  wobei  dann  unterschieden  wird,  ob  der  taube 
Testator  lesen  kann  oder  nicht;  überhaupt  die  für  Blinde,  Taube 
und  Stumme  bei  Rechtsgeschäften,  bei  welchen  zur  richtigen  Ein- 
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sieht  in  die  Umstände  und  ihre  Folgen  der  mangebide  Smn  nötig 
wäre  (also  z.  B.  aach  beim  mystischen  Testament  eines  Stammen 
—  Art.  979)  zuzuziehenden  besonderen  Rechtsbeistände  (§  81  d. 
VI  Eonst.-Ed.  v.  4.  Juni  1808)  --  will  hier  der  Betreffende  selbst 
eine  Wahl  nicht  treffen  oder  kann  er  keine  solche  treffen,  so  ist 
der  Beistand  vom  Amtsgericht  als  Familienrat  aufzustellen.  Siehe 
§  89  Abs.  2  d.  K.-P.-0.  sowie  §  34  Not.-Ordn.  verb.  mit  §  51 
B.-P.-G.  Vgl.  auch  in  Betreff  der  Bechtsgeschäfte  emes  Blinden 
den  Spezialerlass  des  Grossh.  Justizministeriums  v.  18.  April  1866 
Nr.  3162. 

Die  Vorsicht  {gebietet  überhaupt  Allen,  welche  mit  Blinden, 
Stummen,  Tauben,  Taubstummen  Verträge  eingehen,  zu  allen  den 
in  Art.  499  u.  518  bezeichneten  Bechtsgeschdften  den  Beizug  eines 
besonderen  Beistands  zu  fordern.^ 


ABSCHNIIT  I. 

Die  Tom  Ehemann  seiner  Frau  gesetzte  Tormnndschafts- 

beistandschaft. 

§40. 
Grundsätze.  *) 

Diese  Beistandschaft  ist  wesentlich  verschieden  von  den  übrigen 
ständigen  Beistandschaften. 

Der  Fihemann  kann  seiner  Frau  durch  letzte  Willensordnung 
oder  durch  eine  vor  dem  Friedensrichter,  in  Baden  vor  dem 
Ortsvorstand  und  Batschreiber  (jetzt  zu  Protokoll  des  Amtsgerichts 
8  67  R.-P.-0.)  oder  vor  dem  Notar  gefertigte  Urkunde  ftir  ihren 
Überlebensfall ,  also  falls  sie  gesetzUche  Vormnnderin  über  die 
gemeinschaftlichen  Kinder  werden  sollte  und  nach  seinem  Tod  auch 
die  Vormundschaft  übernimmt  (Art.  394),  einen  Vormundschafts- 
beistand (oder  auch  mehrere  zusammen)  ernennen.  ^)  Art.  891,  892. 

'^)  So  zatrefißand  Baurittel,  I  S.  943,  Gageiir,  S.  293. 

*)  Zacharll-Dreyer,  I  §§  137,  138;  Stabel,  §  42  ZÜf.  I;  Behmghel, 
I  §69  Ziff.l  Hta. 

^)  Deijenige,  der  unfediig  ist  oder  unwürdig,  eine  Vormnndschaft  za 
führen,  kann  nicht  zum  Vonnundscha^beistand  ernannt  werden.  Dies  folgt 
aus   der  Natur  der  Sache.    Ebenso  wenig  ist  der  ernannte  Beistand  ver- 
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fiel  der  Erneimung  dieses  Beistands  (conseil  de  la  tatelle) 
kann  der  Ehemann  bestimmen,  dass  die  Mutter-yormänderin  ent- 
vreAer  zu  allen  Handinngen  der  yormnndschaftliclien  Verwaltung 
oder  zu  bestimmten  (näher  bezeichneten)  Handlungen  derselben  der 
Beiwirkung  dieses  Beistandes  bedürftig  sein  solle. 

Hat  er  weder  die  eine  noch  andere  Bestimmung  getroffen, 
so  bedarf  sie  zu  allen  Handlungen  der  Vormundschaft  der  Bei- 
wirkung des  Beistands.    Art.  391  Abs.  1  u.  2. 

Wenn  auch  in  Abs.  1  Art.  391  von  einem  „avis"  (Gutachten, 
Ratserteilung)  des  Beistandes  die  Eede  ist,  so  darf  man  doch  nicht 
daraus  folgern,  dass  es  genüge,  dass  die  Mutter -Vormünderin  dies 
Gutachten  des  Beistandes  einhole ,  dass  sie  ihn  m.  a.  W.  berate,  — 
dass  sie  daher  nicht  verpflichtet  sei,  dem  Eat  zu  folgen;  —  denn 
es  ergiebt  sich  aus  Abs.  2  Art.  391  —  „assistance'S  dass  sie  durch 
diesen  „avis^  gebunden  ist  in  dem  Sinne,  dass  sie  keine  Handlung 
der  Vormundschaft  vornehmen  kann,  zu  welcher  der  Beistand 
seine  Beistimmung,  seinen  Konsens  verweigert. 

Wenn  nun  die  Mutter-Vormünderin  ohne  Beiwirkung  des  Bei- 
standes gehandelt  hat  in  Fällen,  wo  diese  Beiwirkung  notwendig 
ist.  so  muss  man  diese  Eechtshandlung  für  ungiltig  („ne  pourra'^) 
erachten,  derart,  dass  der  Minderjährige  (der  Mündel)  (bezw.  seine 
allgemeinen  Rechtsnachfolger,  die  Gläubiger  [Art.  1166]),  solche 
anfechten  kann  mit  der  action  en  nullit^ ,  also  ohne  dass  eine  Ver- 
kürzung (Läsion)  vorhanden  sein  müsste. 

Es  folgt  dies  aus  dem  in  §  20  S.  352  u.  ff.,  insbes.  S.  374  d.  W. 
aufgestellten  Grundsatz,  wonach  Handlungen  des  Vormunds,  welche 
derselbe  ohne  Beobachtung  der  vom  Gesetze  im  Interesse  des 
Mündels  besondei*s  vorgeschriebenen  materiellen  oder  formellen  Form- 
vorschriften vorgenommen  hat,  vom  Minderjälirigen,  weil  die  vom 
Gesetz  vorgeschriebenen  Schutzvorschriften  nicht  eingehalten  worden 
sind  und  es  daher  an  seiner  Handlungsfähigkeit  mangelt,  mit  der 
action  en  nuUitä  als  ungiltig  angefochten  werden  können. 


pflichtet,  das  Amt  anzunehmen.  —  arg.  Art.  1984.  Kann  er  das  Amt  nicht 
übernehmen,  z.  B.  weil  er  vor  dem  Ehemann  gestorben  ist,  oder  will  er  es 
nicht  übernehmen,  oder  stirbt  er  nach  übernommenem  Amt,  so  führt  die 
Mutter  aUein  die  Vormundschaft  und  kann  der  Familienrat,  bezw.  das  Ge- 
richt nicht  statt  seiner  einen  andern  Beistand  ernennen,  da  seine  Ernennung 
eine  rein  zufällige  ist    ZacharlA-Ihrejer,  I  §  188  Anm.  8  u.  Text 
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Wenn  man  behauptet,  die  bona  fides  des  Dritten ,  welcher  mit 
der  Mutter -Vormünderin  kontrahiei*t  hat,  hindere  diese  Anfechtong, 
sie  gebe  dem  Minderjährigen  höchstens  eine  Entschädigungsklage 
gegen  jene,  so  ist  dies  nicht  zutreffend. 

Die  Unwissenheit  entschuldigt  den  Dritten  nicht,  da  er  ja 
wissen  musste,  dass  die  überlebende  Mutter  möglicherweise  msa 
Vormundschaftsbeistand  haben  konnte  (da  dies  nach  dem  Gesetz 
möglich  ist),  er  hätte  sich  erkundigen  können. 

Im  Weiteren  bemerke  ich,  dass  übrigens  das  Recht  des  Ehe- 
manns bei  Festsetzung  der  VoUmachten  des  ernannten  Beistandes 
nicht  soweit  gehen  kann,  dass  er  der  Frau  die  yormundschaftliche 
Verwaltung  entziehen,  oder  dass  er  sie  bei  Ausübung  der  Rechte 
der  elterlichen  Gewalt  an  den  Beitritt  des  Beistandes  binden  könnte. 
Auch  das  ist  nicht  zulässig,  zu  bestimmen,  dass  die  Frau  Vor- 
münderin sein  solle,  der  Beistand  hingegen  Verwalter  des  Mündel- 
vermögens. 

Was  die  Verantwortlichkeit  des  Beistands  betriift  .  so  ist  er 
wie  ein  Mandatar  verantwortlich  nicht  blos  wegen  dolus,  sondern 
auch  wegen  culpa  lata.    Art.  1992. 

Eine  solche  culpa  lata  würde  z.  B.  dann  vorliegen ,  wenn  der 
Beistand  zu  einer  Handlung  der  Mutter -Vormünderin,  welche  dem 
Mündel  Schaden  bringt,  beiwirken  würde,  ohne  vorher  die  Sache 
in  gehörige  Erwägung  gezogen  zu  haben. 

Diese  Beistandschaft  erlischt,  wenn  der  Beistand  nach  über- 
nonunener  Beistandschaft  stirbt  oder  entmündigt  wird,  sowie  wenn 
die  Mutter  die  Vormundschaft  niederlegt  oder  verliert.  Lehnt  sie 
die  Vormundschaft  ab  (Art.  394),  so  kommt  es  überhaupt  nicht  za 
dieser  Beistandschaft. 

Für  Baden  vgl.  auch  noch  Art.  393a  des  Landrechts,  wonach 
der  Vater  auch  bei  unehelichen  Kindern,  die  eine  bekannte  Mutter 
haben,  welche  daher  Vormünderin  ist,  dieser  einen  Vormundschafts- 
beistand eiiiennen  kann,  wenn  er  das  Kind  giltig  anerkannt  hat. 
Vgl.  auch  Art.  341,  334  ff. 
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ABSCHNITT  H. 

Die  Beistand  Schaft  fiber  Terschwender  nnd 

Geistesschwache. 

§41. 
I.   Die  BeiBtandBchaft  über  Verschwender.     Grundsätze.'*') 

Vor  der  Revolution  bestand  in  Frankreich  die  Cura 
prodigi  des  römischen  Rechts,  und  zwar  in  ihrer  ganzen  Strenge. 
Sie  stellte  den  ihr  unterworfenen  Verschwender  einem  vollständig 
wegen  Greisteskrankheit  Endmündigten  gleich.^) 

Bei  Ab&ssung  des  Civilgesetzbuchs  machten  sich  zwei  sich 
schroff  gegenüberstehende  Ansichten  geltend.  Die  eine  wollte  von 
einer  Vormundschaft  über  Verschwender,  da  sie  die  bürgerliche 
Freiheit  gefährde,  nichts  wissen,  während  die  andere  Ansicht  sich 
ganz  auf  den  alten  Gesetzesstandpunkt  stellte  und  die  Cura  prodigi 
des  römischen  Rechts,  zumal  solche  Mher  bestanden  hatte,  an- 
nehmen wollte. 

Man  vereinigte  sich  endlich  dahin,  nur  eine  Beistandschaft 
über  Verschwender  ins  Gresetzbuch  aufzunehmen,  d.  h.  die  Cura 
prodigi,  jedoch  nicht  in  ihrem  ehemaligen  umfange,  sondern  in 
sehr  abgeschwächter  Weise.  2) 

Nur  das  Gericht  erster  Instanz  kann  Jemanden  als  Ver- 
schwender^)  erklären  und  ihm  einen  Beistand  bestellen.  Art.  513 
und  515. 


*)  Zacharlä-Dreyer,  I§§  137,  139,  140,  U  §  334b;  Stabel,  §  46,  iss- 
beeondere  Ziff.  2,  §  187 ;  Bebagrhel,  I  §  81,  II  §  178. 

*)  Siehe  die  rechtshistorischen  Nachweisungen  bei  Amti,  1  Nr.  781-784. 

s)  Siehe  Ariitz  a.  a.  0.,  sowie  Aeolias,  I  S.  518. 

8)  Was  die  Frage  betrifft:  Wer  ist  Verschwender?  so  entscheiden 
bierübw  nur  Thatsachen,  nicht  Befürchtongen  kommen  in  Betracht,  sofern 
ee  sich  nicht  etwa  um  Geistesschwäche  handelt;  Laureat,  V  Nr.  341.  Es 
Icanu  übrigens  auch  einer  verschwenderischen  £he£ran  ein  Beistand  gegeben 
werden,  nnd  dieser  Beistand  mnss  nicht  gerade  ihr  Ehemann  sein.  Urteil 
des  Kassationshofs  zu  Paris  vom  12.  März  1877  in  Dalloz  1878,  I,  184 
u.  Note. 

Es  kann  auch  einem  Verschwender,  welcher  kein  Vermögen  hat,  ein 
Beistand  gegeben  werden.  Sirey  1829,  I,  178;  Sirey  1877,  I,  203. 

In  Betreff  der  Ehefrau  ist  das  eheliche  Güterverhältniss,  ob  ihr  selbst- 
stftndige  Verwaltung  zusteht  oder  nicht,  gleichgiltig.  Aiibrjr  et  Biiii,  §  186 
Anm.  10;  Laurent,  V  Nr.  346,  Valette,  Explic.  somm.  pag.  382. 
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Diese  Beistandschaft  kann  nur  in  derselben  Weise  und  unter 
Beobachtung  derselben  Formen  statthaben,  in  welcher  andi  die 
Entmündigung  ausgespit)chen  wird. 

Mithin  wird  erfordert:  ein  Gutachten  des  Familienrats,  eine 
gerichtliche  Vernehmung  des  zu  Verbeistandenden,  die  Mitwirkung  des 
Staatsanwalts,  welcher  seine  Meinung  zu  äussern  hat  und  der  Antrag; 
einer  vom  Gesetz  für  antragsberechtigt  erklärten  Person.  Art  514, 
515.  Das  Recht,  einen  Antrag  auf  gerichtliche  Erklärung  einer 
Person  als  Verschwender  und  damit  auf  deren  gerichtliche  Ver- 
beiständung wegen  Verschwendung  zu  stellen ,  haben  der  Ehegatte, 
die  Verwandten ,  und  im  Falle  es  an  diesen  Personen  gebricht,  der 
Staatsanwalt.  Dies  Recht  ist  indessen  bestritten.  Manche  woll^ 
dem  Staatsanwalt  dies  Recht  nicht  zugestehen,  weil  kein  Giimd 
vorhanden  sei,  hier  von  Staatswegen  einzuschreiten,  zumal  daim, 
wenn  der  Verschwender  weder  einen  Ehegatten  noch  Verwandten 
habe.  Allein  dies  ist  nicht  zutreffend,  zumal  Art.  514  (arg.  Art.  491) 
und  die  Natur  der  Sache  dieser  den  Staatsanwalt  ausschliessenden 
Ansicht  entgegenstehen.^) 

Nach  badischem  Recht  greifen  in  Bezug  auf  die  Prodi- 
galitätserklärung und  die  Verbeiständung  des  Verschwenders 
die  Bestimmungen  der  §§  621—627  R.-C.-P.-O.  Platz  —  die  Art.  514 
u.  515  sind  durch  §146  des  bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Justizges.  auf- 
gehoben. 

Die  Mundtodmachung  ersten  Grades  (badisch -rechtlicher 
Ausdruck)  oder  die  Beschränkung  der  rechtlichen  Selbständigkeit 
einer  Person  wegen  Verschwendung  —  um  sie  zu  verhindern, 
sich  durch  Rechtshandlungen  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  za 
ruinieren  (mag  sie  voiy ährig  oder  minderjährig,  ledig  oder  ver- 
heiratet sein,   Art.  513  unterscheidet  nicht,   so  wenig  wie  §621 

Es  kann  auch  einem  Mindeijäbrigen  wegen  YerschweBdung  ein  Bei- 
stand ernannt  werden.  Sirey  1846,  2,329;  Laurent,  XY  Nr.  34ö;  De- 
■lolombe,  VIII  Nr.  696. 

Jedenfalls  kann  man  auch  einem  Mindeijäbrigen,  der  sich  seinem 
VoU^ährigkeitsalter  nähert,  im  Voraus  einen  Beistand  ernennen,  weLcher  sein 
Amt  im  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  antritt    Sirey  1846,  2, 329. 

*)  Vgl.  über  diese  Streitfrage  SIrey-Sirey,  Ck)de  dv.  ann«  Note  9  za 
Art  514,  wo  die  Litteratur  verzeichnet  ist;  Laurent,  V  Nr.  343  und  Den»- 
l^mbe,  Vm  Nr.  703,  Anbry  et  Ran,  I  §  188  Anm.  6.  A.  M.  ist  ZmIuvü, 
I  §  139  Text. 
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R.-C.-P.-0.) '^)  erfolgt  gleich  der  Entmündigang  durch  einen  Be- 
schlnss  des  zuständigen  Gerichts,  d.  h.  des  AmtsgeriGhts,  wo  der  zu 
y erbeiständende  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  und  zwar  nur 
auf  Antrag,  wie  dies  auch  bei  der  Entmündigung  der  Fall  ist. 
§  621  R.-C.-P.-0. 

Antragsberechtigt  sind  dieselben  Pei^sonen,  welche  einen  Ent- 
mündigungsantrag  stellen  können  —  jedoch  nicht  der  Staatsanwalt. 
§621  Absatz  3  u.  4.  R.-C.-P.-O. 

Das  Verfahren  ist  gleichfalls  wie  das  französisch-recht- 
liche ein  Prozessverfahren,  welches  durch  die  ßeichscivü- 
prozessordnung  —  vgl.  §§  621 — 627  R.-C.-P.-0.  —  geregelt  ist  und 
sich  an  das  Entmündigungsverfahren  wegen  Geisteskrankheit  an- 
schliesst.    Vgl.  auch  §  10  d.  Reichs-Einf.- Ges.  z.  R.-C.-P.-0. 

Die  Mundtodmachung  ersten  Grades  (die  Prodigalitätserklärung) 
tritt  in  Wirksamkeit  auf  die  gleiche  Weise,  wie  die  Entmündigung 
in  Wirksamkeit  tritt.  Vgl.  wegen  des  französischen  Rechts 
§  28  S.  463  d.  W. 

Nach  badischem  Recht  tritt  sie  in  Wirksamkeit  mit  der 
Zustellung  des  amtsgerichtlichen  Beschlusses  an  den  für  mundtod 
Erklärten  (und  ist  sie  der  Vormundschaftsbehörde  von  Amtswegen 
mitzuteilen,  welche  [das  zuständige  Amtsgericht  als  Familienrat] 
—  §§  5  a  u.  b  d.  R.-P.-G^.  —  sodann  den  Beistand  ein  für  alle 
Mal  bestellt  —  §  88  R.-P.-0.  — ,  während  nach  französischem 
Recht  eine  solche  Mitteilung  nicht  statthat  und  auch  nicht  nötig 
fällt,  weil  hier  das  die  Prodigalitätserklärung  aussprechende  Gericht 
auch  zugleich  den  Beistand  ernennt.  Art.  514  verb.  m.  Art.  499). 
§  623  R.-C.-P.-0. 

Vgl.  für  Baden  auch  §§1  u.  85  ZifiF.  4  R.-P.-Ges.;  §85 
R.-P.-0.  Die  Prodigalitätserklärung  ist  nach  badischem  Recht 
öffentlich  bekannt  zu  machen.    §  627  R.-C.-P.-O.,  §  84  R.-P.-O.  — 


*)  übrigens  wird  Lanrentj,  V  Nr.  345,  Recht  haben,  wenn  er  sa^i^ 
man  dürfe  dem  nicht  emanzipierten  Minderjährigen  nur  einen  Beistand 
ernennen,  wenn  er  sich  dem  Yomährigkeitsalter  nähere,  im  Hinblick  darauf, 
ihn  zu  verhindern,  sich  durch  Rechtshandlungen  in  vermögensrechtlicher 
Beziehung  zu  ruinieren,  wenn  er  volljährig  geworden  ist,  imd  ehe  ihm  ein 
Vormund  ernannt  ist,  denn  während  seiner  Minderjährigkeit  sei  er  ja  unter 
vormundschaftUcher  oder  elterlicher  Gtewalt,  oder  unter  beiden  (Gewalten, 
also  viel  weniger  handlungsfähig,  als  wenn  er  verbeiständet  wäre  —  es 
fehlte  also  an  einem  Interesse,  ihm  einen  Beistand  zu  geben  —  ein  solches 
Interesse  würde  aber  im  angegebenen  Falle  vorliegen. 
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Was  die  vom  Zeitpunkt  der  Wirksamkeit  der  Prodigalitäts- 
erklärong  eintretenden  Wirkungen  der  Beistandschaft  über 
Verschwender  anlangt,  so  sind  hier  folgende  Grundsätze  auf- 
zustellen: 

Der  Beistand  hat  nur  ausnahmsweise  von  dem  Zeitpunkt 
der  Wirksamkeit  der  Prodigalitätserklärung,  bezw.  Verbeiständung 
an  bei  gewissen  vom  Gresetze  bezeichneten  Rechtshandlungendes 
Verbeiständeten  mitzuwirken. 

Seine  Mitwirkung  erheischt  nicht  gerade,  dass  er  bei  deo 
Handlungen  anwesend  ist  —  es  genügt  auch,  wenn  er  seine  Ein- 
willigung vorher  erteilt  hat.  •) 

^Nachträgliche  Grenehmigung  Seitens  des  Beistands  genügt 
nicht  für  Handlungen,  welche  dei-  Verbeiständete  ohne  die  notwendig 
gewesene  Einwilligung  jenes  vorgenommen  hat. 

Übrigens  kann  eine  wegen  Mangels  der  Mitwirkung  des  Bö- 
stands vorhandene  Ungiltigkeit  (Anfechtbarkeit)  dadurch  geheilt 
werden,  dass  der  Verbeiständete  die  an  diesem  Mangel  leidende 
Handlung  unter  Mitwirkung  des  Beistandes  nachträglich  genehmigt. 
Es  verhält  sich  mit  der  Einwilligung,  dem  Konsens,  des  Beistaads 
gerade  so,  wie  mit  jenem  des  Pflegers  des  gewaltsentlassenen 
Minderjährigen.    Vgl.  §  35  S.  540  d.  W. ') 

Die  Prozessftihrung  setzt  hingegen  stets  das  Auftreten  des 
Beistands  mit  dem  Verbeiständeten  voraus. 

„Allein  zu  handeln  im  Namen  des  Verbeiständeten,  ist  der 
Beistand  nicht  befugt,  —  er  hat  blos  beizustehen,  d.  h. 
mitzuwirken,  zu  assistieren,  nicht  zu  vertreten,  zu  repräsen- 
tieren." 

Es  wirft  sich  die  Frage  auf:  Wenn  der  Beistand  unbefugter- 
weise  allein  gehandelt  hat,  wie  ist  dies  zu  beurteilen,  ist  das  Ge- 
schäft ungiltig?  Das  Geschäft  ist  offenbar  ungiltig:  denn  der  Bei- 
stand hat  gehandelt  wie  ein  Gewalthaber,  welcher  die  Grenzen 
seines  Mandats  überschritten  hat.  Mithin  ist  der  Verbeiständete, 
aber  nicht  der  Dritte  (relative  Anfechtbarkeit)  berechtigt,  das  Ge- 
schäft mit   der  action  en  nullitö,   welche  in  10  Jahren   verjährt, 


•)  Urteil  des   Oberlandesgerichts  Karlsruhe  v.  30.  Nov.  1887 
(in  Annalen  LIV  129). 

7)  Sirey  ISÄO,  I,  193. 

YgL  auch  Aubry  et  Bau,  I  §  139. 
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sozofechten  (Läsion  wird  nicht  vorausgesetzt).     Arg.  Art.  1998, 
Art.  1124,  1125,  1304. 

Der  Beistand  kann  die  Klage  nicht  allein  erheben,  wenn  der 
Verbeiständete  sich  zu  klagen  weigert. 

Wenn  jedoch  eine  nützliche  Geschäftsführung  fBr  den  Ver- 
beiständeten  vorliegt,  so  findet  die  Anfechtung  nicht  statt.  Arg. 
Art.  1375,  vgl.  jedoch  auch  Art.  1375a  d.  bad.  Landr.  (der  auch 
für  Frankreich  Anwendung  finden  dürfte,  da  er  auf  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  beruht). ») 

Die  vom  Verbeiständeten  ohne  Beiwirkung  des  Beistands  vor- 
genommenen Rechtshandlungen  in  den  Fällen,  in  welchen  diese 
Beiwirkung  vorgeschrieben  ist,  sind  nach  Analogie  des  Art.  502  zu 
beurteilen,  also  wie  die  Rechtshandlungen  des  Entmündigten  ohne 
Vertretung  seines  Vormunds  —  relative  Anfechtbarkeit. 

Auch  können  andere  Rechtsgeschäfte,  zu  deren  Vornahme  die 
Assistenz  des  Beistands  nicht  nötig  ist,  dann  gleichfalls  angefochten 
werden,  wenn  ein  dem  Verbeiständeten  untersagtes  Geschäft  darunter 
verborgen  ist. 

Übrigens  kann  nach  badischem  Recht  die  Ungiltigkeit  der 
von.  dem  Verbeiständeten  allein  vorgenommenen  Rechtshandlungen 
nicht  mehr  geltend  gemacht  werden,  wenn  derselbe  im  Wege  der 
Klage  die  Aufhebung  des  seine  Verbeiständung  aussprechenden 
amtsgerichtlichen  Beschlusses  erwirkt  hat.  §  624  vgl.  m.  §  613 
R..C.-P.-0.») 

Die  Verbeiständung  wegen  Verschwendung  kann  übrigens, 
und  dadurch  unterscheidet  sie  sich  wesentlich  von  der  Entmündigung, 
niemals  auf  Rechtshandlungen  rückwirken,  welche  von  dem  Verbei- 
ständeten vor  seiner  Verbeiständung  vorgenommen  worden  sind  — 
m.  a.  W.  Art.  503  ist  bei  der  Verbeiständung  wegen  Verschwendung 
nicht  anwendbar,  es  wäre  denn,  dass  solche  Handlungen  be- 
trügerischer Weise  seitens   des  Gegenkontrahenten  in  einer  Zeit 


®)  Art.  1375a  d.  bad.  Landr.  lautet: 

„Wer  ein  Geschäft  das  Andern  wider  dessen  Willen  oder  sonst  auf 
widerrechtliche  Art  führt,  kann  vo^  seinem  Aufwand  nichts  wieder  fordern, 
als  was  dem  Anderft  als  Yermögenszuwachs  oder  Verbesserung  wirklich  zu 
gut  gekommen  ist."  YgL  auch  über  das  Anfechtungsrecht  Acollas,  I  zu 
Art.  513,  S.  529;  Valette,  Explic.  somm.,  p.  386  u.  Demolombe,  VIIIS.ölö. 

^)  Dies  dürfte  auch  in  analoger  Weise  für  das  französische  Hecht 
Platz  greifen. 
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mit  dem  Verschwender  vorgenommen  wurden,  in  welcher  die  Ver- 
beiständung bevorstand.  *<*) 

Art.  504  findet  selbstverständlich  keine  Anwendung  —  er 
handelt  auch  ausdrücklich  nur  von  den  Wahnsinnigen. 

Der  Ehemann,  der  verbeiständet  ist,  kann  seine  Frau 
nicht  ermächtigen  zur  Prozessführung  —  (die  Ermächtigung  zur 
Prozessfuhrung  ist  zudem  in  Baden  überhaupt  in  Wegfall  ge- 
kommen —  Art.  215,  216  sind  in  Baden  au%ehoben  durch 
§  146  d.  bad.  Einf.-6es.  z.  d.  Justizges.  ün  BinbUck  auf  §  51 
R.-C.-P.-O.)  — :  denn  er  kann  seine  Frau  nur  zu  den  Akten  er- 
mächtigen, zu  welchen  er  selbst  nicht  der  Assistenz  des  Beistands 
bedarf.  Vgl.  Art.  222,  225.  Im  Übrigen  bedai-f  die  Frau  der 
gerichtlichen  Ermächtigung :  denn  der  Beistand  des  Mannes  ist  nicht 
ihr  Beistand,  er  kann  ihr  nicht  an  Stelle  des  Mannes  assistieren. 

Der  Beistand  ist  verantwortlich  wie  der  Vormund  oder  Pfleger 
—  dies  ist  die  herrschende  Meinung.  *  *) 

In  folgenden  Fällen  bedarf  der  (volljährige)  Verbei- 
ständete  der  Beiwirkung  des  Beistands  bei  Vornahme  der  Rechts- 
handlung : 

1.  Er  kann  nicht  selbständig  prozessieren,  sei  es  als 
Kläger  oder  als  Beklagter.  —  Art.  513  —  „plaider". 

Das  Verbot  ist  absolut  und  bezieht  sich  auf  Prozesse  jeder 
Art  über  Person  und  Vermögen  (mag  es  sich  um  bewegliches  oder 
unbewegliches  Vermögen  handeln).  Mithin  ist  die  Handlungs- 
fähigkeit des  Verbeiständeten  in  diesem  Punkte  eingeschränkter, 
als  diejenige  des  gewaltsentlassenen  Mindeijährigen  (arg.  e  contr. 
Art.  483  —  siehe  auch  §  35  S.  533  u.  ff.  d.  W.). 


10)  Siehe  Slrey  1880,  I,  129.  Vgl.  Zacharlä-Drejer,  I  §  140  Anm.  U 
n.  Text  a.  E.    Arntz,  I  Nr.  819. 

Das  oben  Ausgeführte  gilt  wol  auch  in  Betreff  der  Handlungen  wegen 
Geisteskrankheit  Yerbeiständeter.  Sirej  1888,  I  469,  teilt  ein  Urteil  des 
Kassationshofs  mit,  worin  richtig  dargelegt  wird,  dass  die  Yerbeiständnng  in 
der  Begel  zwar  zum  Unterschied  von  der  Entmündigung  keinen  EiTifln.ss 
auf  die  jener  vorangehenden  Rechtshandlungen  ausübt,  dass  dieser  Grundsatz 
aber  dann  nicht  Platz  greife,  wenn  diese  Rechtshandlungen  nur  die  Um- 
gehung der  Gesetze  und  die  Vereitelung  der  Folgen  «der  Verbeiständung 
zum  Zweck  haben.    Siehe  Puchelt's  Zeitschrift,  XX  (1890),  S.  196. 

>«)  So  Laurent,  V  Nr.  355. 

Vgl.  übrigens  Anbrj  et  Bau,  I  §  139  u.  Demolombe,  VUI  Nr.  779. 
welche  ihn  nur  für  dolus  und  culpa  lata  verantwortlich  machen. 
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Für  Baden  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Die  Bestimmung  des  Art.  513  in  dieser  Eichtung  ist  an  und 
für  sich  durch  §  51  R-C.-P.-O.  nicht,  jedoch  durch  §  146  des 
bad.  Einf.-Ges.  z.  d.  Justizges.  beseitigt,  wodurch  Art.  513  eine 
neue  Fassung  erhalten  hat,  bei  welcher  die  Worte  „um  bei  Gericht 
aufisutreten''  —  plaider  —  in  Wegfall  gekommen  sind. 

Der  Verbeiständete  bedarf  also  in  Baden  zur  ProzessfQhrung 
im  Allgemeinen  keiner  Mitwirkung  des  Beistands,  es  wäre  denn, 
dass  es  sich  um  Prozesse  handelt  über  Rechtsgeschäfte,  zu  deren 
Yomahme  der  Verbeiständete  der  Beiwirkung  des  Beistandes  be- 
darf (also  um  Prozesse  über  die  in  Art.  513  sonst  aul^ezählten 
Eechtshandlungen),  denn  nach  §  51  R.-G.-P.-O.  ist  Rechtens:  „Eine 
Person  ist  in  soweit  prozessfähig,  als  sie  sich  durch  Verträge  ver- 
pflichten kann".  *2) 

2.  Der  Verbeiständete  kann  nicht  ohne  Beiwirkung  seines 
Beistandes  einen  Vergleich  abschliessen.    Art.  513. 

Das  Gleiche  gilt  vom  Kompromiss,  arg.  Art.  1989  C.  c, 
Art.  1003  C.  d.  pr.  civ.    Vgl.  auch  §  851  R.-C.-P.-O. 

Das  Gleiche  gilt  auch  für  Erbteilungen,  Gemeinschafts- 
teüungen  und  dergl.,  denn  jede  Teilung  hat  die  Natur  eines  Ver- 
gleichs, sowie  von  der  Schuldübemahme ,  arg.  Art.  818,  838,  840. 

Der  Verbeiständete  hat  die  action  en  nullite  oder  auch  die 
exceptio  nullitatis,  wenn  er  aus  dem  allein  abgeschlossenen  Ver- 
gleich verklagt  wird,  und  nui*  er  (und  seine  allgemeinen  Rechts- 
nachfolger) kann  die  Ungiltigkeit  geltend  machen.  Art.  1124, 1125, 
1304,  502  (im  richtig  verstandenen  Sinn). 

3.  Der  Verbeiständete  kann  nicht  selbständig  ein  Darleihen 
au&ehmen.    Art.  513. 

Hat  er  es  doch  gethan  und  wird  er  auf  Rückzahlung  belangt, 
so  kann  er  seine  Unfähigkeit,  ein  Darleihen  allein  zu  empfangen, 
einredend  geltend  machen. 

Dieser  Einrede  kann  jedoch  mit  der  zu  beweisenden  Replik 
begegnet  werden,  dass  der  Verbeiständete  nach  der  Beendigung 
der  Verbeiständung  das  Darleihen  ratihabiert  habe,  bezw.  dass  dies 

12)  So  richtig  Biiigner.  das  b  ad.  £inf.-G.  z.  d.Reichsjufitizge6etzen,  S.  177. 

Vgl  auch  Aron,  der  Code  civil  £  Elsass-Lothriiigen,  Bern.  197  verb. 
m.  189. 

So  verhält  sich's  auch  mit  den  emanzipiertexi  Minderjährigen.  Vgl. 
Pvelielt's  Zeitschrift,  XX  (1890)  S.270;  XYII  S.  272,  XIX  S.  214. 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.s.w.  37 
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nach  seinem  Tod  seine  Erben  gethan  haben,  femer,  dass  eine 
versio  in  rem  im  eigentlichen  Sinn  vorliege,  endlich,  dass  er  da^ 
Geschäft  mit  Beiwirknng  des  Beistands  nachträglich  gemacht  habe. 
Vgl.  Art.  1239. 

4.  Der  Verbeiständete  kann  nicht  ohne  seinen  Beistand  eine 
Kapitalforderung  einkassieren  und  darüber  quittieren.  Art.  513. 

Thut  er  es  doch,  so  kann  der  Beistand  das  Kapital  nochmals 
einfordern.  Vgl.  Art.  1239.  Dies  ergiebt  sich  auch  aus  Art  482, 
der  analoge  Anwendung  findet,  indem  der  Beistand  auch  die  Ver- 
wendung des  Kapitals  zu  beau&ichtigen  hat.  Die  Verfügung  des 
Gesetzes  in  Art.  513  in  Betreff  der  Einkassierung  der  Kapital- 
forderung wäre  geradezu  nutzlos,  wenn  der  Beistand  nicht  das 
Recht  hätte,  das  Kapital  einzutreiben  und  über  dessen  Vei-wendung. 
bezw.  Anlage  zu  wachen.*^) 

In  dem  Verbot,  ohne  Mitwirkung  des  Beistands  eine  Kapital- 
forderung einzukassieren,  liegt  auch  für  den  Verbeiständeten  das 
Verbot,  allein,  selbständig  eine  Kapitalforderung  zu  cedieren.  ^^) 

5.  Er  bedarf  der  Beiwirkung  des  Beistands  zur  Ver  äussernng 
oder  Verpfändung  von  Liegenschften.   Art.513,  arg.  Art.2124. 

Mithin  bedarf  er  auch  dieser  Mitwirkung,  um  ein  dingliches 
Recht,  z.  B.  eine  Grunddienstbarkeit,  einen  Niessbrauch  an  Liegen- 
Schäften  zu  bestellen,  denn  die  Bestellung  eines  solchen  Rechts 
kommt  einer  teüweisen  Veräusserung  gleich. 

Manche  wollen,  weil  es  in  Art.  513  ganz  allgemein  „aU^ner" 
heisst,  das  Verbot,  ohne  Beiwirkung  des  Beistands  zu  veräussem, 
auch  auf  die  Veräusserung  von  Fahrnissen  ausdehnen,  obwohl  diese 
sich  als  eine  Verwaltungshandlung  darstellt.  Sie  gehen  davon  ans, 
dass  der  Zweck  des  Gesetzes  dahia  geht  —  und  daher  auch  das 
absolute  Verbot  der  Veräusserung  ohne  Beistandsbeiwirkung,  —  den 
Verbeiständeten  in  die  Unmöglichkeit  zu  versetzen,  sein  Vermögen 
zu  vergeuden  oder  durch  unkluge  Handlungen  zu  schädigen.'^) 

läTsirey  1877,  2, 149. 

AQbrj  et  Bau,  I  §  140  Anm.  9  u.  Text;  Laurent,  V  Nr.  368;  Demo- 
lombe.  Vni  Nr.  72«. 

Über  den  FaU,  wenn  das  Kapital  zu  einer  angefallenen  Erbschaft  gehört 
—  Sirey  1847,  2, 363  u.  Note. 

1*)  B..O.-E.  V.  8.  Febr.  1889  (Entseh.  Bd.  XXm,  307). 

»)  Siehe  Aubry  et  Bau,  I  §140  Anm.  10  u.  Text. 

Ich  halte  dies  jedoch  nicht  für  zatrefiPend,  das  „aUöner^  bezeichnet 
offenbar  nur  die  eigentlichen  Veräusserungshandlungen ,  und  dazu  gehört 
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Verpachtungen,  Vermietungen  über  9  Jahre  kann  der  Verbei- 
ständete  aach  nicht  ohne  Beiwirknng  des  Beistands  vornehmen, 
da  sich  dies  wie  eine  Art  Veränsserong  darstellt.^*) 

6.  Er  kann  nicht  selbständig  Schenkungen  machen.  Ai^. 
Art.  513.    Die  Schenkung  ist  eine  „aliäiation^S 

Die  Fähigkeit,  zu  testieren,  ist  damit  dem  Verbeiständeten 
nicht  entzogen  —  auch  begreift  das  Wort  „aü^ner''  in  seiner  t^h- 
nischen  Bedeutung  nicht  die  testamentarischen  Verfügungen. 

Man  wird  das  Verbot  der  Schenkung  inter  vivos  durch  den 
Verbeiständeten  wohl  richtig  auch  ausdehnen  auf  die  donations  für 
den  Fall  des  Überlebens,  sei  es,  dass  solche  der  Verbeistftndete 
seinen  Kindern  als  Aussteuer  zuwendet,  sei  es,  dass  er  seinem 
Ehegatten  im  Heiratsvertrag  solche  Zuwendungen  (gains  de  survie) 
macht:  denn  durch  solche  Handlungen  veräussert  er  das  Recht, 
welches  er  hatte,  fiber  diese  Gegenstände  ä  titre  gratuit  zu  yerf&gen. 

Der  Verbeiständete  kann  nicht  ohne  Zustimmung  des  Beistands 
in  Bezug  auf  sein  eheliches  Vermögensrecht  Bestimmungen  im  Ehe- 
y  ertrag  treffen,  welche  eine  Modifikation  der  gesetzlichen  Gätergemein- 
Schaft  herbeifShren  dadurch,  dass  er  solche  Bestimmungen  vereinbart, 
aus  welchen  unmittelbar  oder  mittelbar  fOr  ihn  Veräusserungen  oder 
Verpflichtungen  entspringen,  für  welche  grundsätzlich  die  Assistenz  des 
Beistands  notwendig  ist ,  z.  B.  Entliegenschaftung  (Mobiliarisierung 
seiner  Liegenschaften,  —  Art.  1505  u.  ff.  —  la  clause  d'ameubUsse- 
ment),  Zuwendungen  an  den  känftigen  Ehegatten  durch  Festsetzung 
eines  Voraus  (einer  Vorwegnahme,  preciput)  —  Art.  1515  ff. 

Dies  ist  übrigens  alles  sehr  bestritten ,  die  Doktrin  und  Jui*is- 
prudenz  ist  sehr  schwankend  und  unsicher.^') 

nicht  nach  £ran2sösi8cher  —  germanischer  Auffassung  die  Veräussemng  von 
Fahrnissen. 

Gut  bemerkt  Dreyer  in  Anm.  9  zu  Zaoharift,  1  §  140,  dass  eine  rich- 
terliche und  gesetzliche  Hypothek  an  den  liegenden  Gütern  des  Verbeistän- 
deten erworben  werden  könne,  wenn  die  Verbindlichkeit  innerhalb  der 
Grenaen  der  BeflÜiigung  kontrahiert  und  der  Prozess  unter  Assistenz  des 
Beistands  geführt  worden  sei. 

1«)  Sirey  1875  I,  463. 

^^)  ^Sl«  ^1)^  die  vielen  hierwegen  bestehenden  Streitfragen :  ZaebarUU 
Dreyer,  I  §  140  Anm.  10,  woselbst  die  litteratur  und  Judikatur  verzeichnet 
ist  Besonders  ist  auch  noch  zu  verweisen  auf  Laurent,  V  Nr.  366;  DeMO- 
lombe,  Vm  Nr.  736,  737,  738;  Anbry  et  Ran,  §  502  zu  Anm.  12  n.  I  §140 
Anm.  21 

37* 
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Alle  anderen  Rechtshandlungen,  welche  nicht  in  Art.  513 
und  somit  hier  oben  unter  Ziff.  1 — 6  aufgeffihrt  sind  (Art.  518  giebt 
seine  Bestimmungen  nicht  beispielsweise,  sondern  er  ist  limitativ), 
kann  der  Verbeiständete  selbständig,  d.  h.  ohne  Beiwirkung  des 
Beistandes  yomehmen,  einerlei  ob  es  Vermögensrechtshandlungen 
sind  oder  nicht. 

Mithin  kann  er  z.  B.  mieten,  vermieten,  sich  verdingen, 
Schenkungen  und  Erbschaften  (Vermächtnisse)  annehmen  oder  aus- 
schlagen, testieren,  er  ist  fähig,  alle  Arten  von  Familienrechts- 
handlungen allein  vorzunehmen:  Eheschliessung,  Adoption,  Pflege- 
vertrag u.  dgl.  —  alles  ohne  Beiwirkung  des  Beistands. 

In  Bezug  auf  diese  G^esch&fke  sind  die  (volljährigen)  va-bei- 
ständeten  Verschwender  den  handlungsfähigen  Volljährigen  überhaupt 
gleichzuachten. 

Ist  ein  gewaltsenüassener  Minderjähriger  oder  ein  nicht 
gewaltsentlassener  Minderjähriger  wegen  Verschwendung  verbei- 
ständet worden,  was  im  Prinzip  möglich  ist  —  siehe  oben  S.  572, 
aber  selten  vorkommen  wird,  so  hat  die  Verbeiständung  beim  letz- 
teren nur  die  Wirkung,  dass  sie  ihn  beim  Übergang  ins  Volljährig- 
keitsalter besonders  schützt,  wenn  sie  bis  dahin  noch  besteht 
während  sie  im  Übiigen  ohne  Bedeutung  ist,  da  er  als  unter  der 
elterlichen  oder  vonnundschaftlichen  Gewalt  stehend,  grösseren 
Schutzes  geniesst,  als  ihm  durch  die  Verbeiständung  zu  teil  wird, 
—  während  die  wegen  Verschwendung  erfolgte  Verbeiständung 
gewaltsentlassener  Minderjähriger  alle  Wirkungen  äussert,  welche 
die  Verbeiständung  in  Bezug  auf  diejenigen  Handlungeü  hat,  welche 
der  verbeiständete  Emanzipierte  nur  mit  Assistenz  seines  Beistands 
vornehmen  darf,  wobei  daneben  auch  noch  die  Wirkungen  eintreten, 
welche  die  infolge  der  Gewaltsentlassung  erfolgte  Pflegschaft  hat, 
woraus  sich  ergiebt,  dass  der  verbeiständete  gewaltsentlassene 
Minderjährige  weniger  Eechte  hat,  als  ein  Volljähriger,  der  vei- 
beiständet  ist,  und  weniger  Rechte,  als  wenn  er  nur  unter  der 
Pflegschaft  der  Emanzipierten  steht. 


Gut  heisst  es  in  Zachariä  a.  a.  O.,  Anm.  10  a.  £. :  „Jede  Verf  Ogung,  welche 
den  Verbeiständeten  ungünstiger  stellt  als  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft, 
bedarf  der  Assistenz  des  Beistands;  dagegen  die  Stipulierong  dieser  Güter- 
gemeinschaft oder  Vorteile  stehen  ihm  allein  trei.^ 

Vgl  auch  Amtz,  I  Nr,  816,  Boileux,  I  zu  Art  513. 
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Noch  folgende  Bemerkung:  Es  besteht  eine  durch  gewichtige 
Stimmen  und  auch  durch  Urteile  vertretene  Ansicht,  wonach  Abs.  2 
des  Art.  484  analoge  Anwendung  auf  die  Verbeiständeten  zu  finden 
habe,  indem  man  behauptet,  da  er  die  Befkignis  habe,  obwohl  er 
nicht  vollständig  handlungsfähig  ist,  Ausgaben  für  die  Verwaltung 
seines  Vermögens  und  den  Unterhalt  seiner  Person  selbständig  zu 
machen,  so  seien  auch  die  Gerichte  notwendigerweise  berechtigt,  zu 
prüfen,  ob  diese  Ausgaben  nicht  übermässig  seien  und  daher  im 
gegebenen  Fall  Ermässigung  derselben  auszusprechen  sei.  '^) 

Allein  diese  Ansicht  ist  nicht  zu  billigen,  da  Art.  484  nur  von 
dem  gewaltsentlassen  Minderjährigen  spricht,  und  die  analoge  An- 
wendung dieses  Artikels  auf  die  Verbeiständeten  sich  in  keiner 
Weise  rechtfertigen  lässt,  solche  viehnehr  die  Grenzen  einer  zu- 
lässigen Gesetzesauslegung  geradezu  in  der  willkürlichsten  Weise 
überschreitet.^») 

Zum  Schlüsse  ist  es  von  Interesse  die  Unterschiede  zwischen 
der  rechtlichen  Stellung  eines  volljährigen  Verbeistän- 
deten und  jener  des  volljährigen  Entmündigten  und  des 
Gewaltsentlassenen  zu  beleuchten,  gewissennassen  in  kurzer 
teilweisen  Wiederholung  des  Vorgetragenen: 

1.  Unterschiede  zwischen  der  rechtlichen  Stellung 
des  Verbeiständeten  und  jener  des  Entmündigten. 

Während  Beide  sich  darin  gleichstehen ,  dass  die  Handlungen 
welche  der  Verbeiständete  ohne  Beiwirkung  seines  Beistands  in  den 
Fällen,  wo  solche  geboten  war,  vorgenommen  hat,  ungiltig,  d.  h. 
relativ  anfechtbar  sind,  Art.  1124,  1125,  1304,  502,  —  so  unter- 
scheiden sie  sich  in  Folgendem: 

a)  Der  Verbeiständete  handelt  stets  selbst  und  in  Person,  vor- 
behaltlich der  FäUe,  in  welchen  die  Beiwirkung  des  Beistands 
einzutreten  hat:  denn  seine  Handlungsfähigkeit  ist  nur  beschränkt 
in  Bezug  auf  bestimmte  vom  Gesetz  aufgezählte  Fälle  (Art.  513), 
abgesehen  hiervon,  ist  er  handlungstähig  wie  ein  Volljähriger,  — 
während  der  Entmündigte  von  einer  allgemeinen,  absoluten  Hand- 
lungsunfähigkeit betroffen  ist,  derart,  dass  er  nichts  allein  rechtlich 
vornehmen  kann,  demnach  nicht  persönlich  handelt,  sondern  einen 
VoiTuund  hat,  der  ihn  vertritt. 


18)  So  Valette,  Explic.  somm.,  S.388  und  Demolombe,  \U1,  S.  a04. 
"^  So  LavreRt,  V  Nr.  371. 
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b)  Die  RecHtshandlnngen,  welche  der  Verbeistäiidete  vor  seiner 
Verbeistäiidimg  vorgenommen  hat,  sind  nicht  wegen  später  erfolgter 
Verbeist&ndnng  anfechtbar,  Art.  503  findet  keine  analoge  Anwen- 
dung, während  die  der  Entmündigong  vorausgegangenen  Bechts- 
handlnngen  des  Entmündigten  gemäss  Art.  503  angefochten  w^en 
können.  ^^) 

2)  Unterschiede  in  der  rechtlichen  Stellung  des  voll- 
jährigen Verbeiständeten  und  des  G-ewaltsentlassenen. 

Während  Beide  sich  darin  gleichen,  dass  sie  stets  allein  han- 
deln, und  dass  bei  den  Handlungen,  bei  welchen  das  Gtesetz  den 
Beistand  oder  Pfleger  beizuziehen  vorschreibt,  dieser  oder  jener 
sich  darauf  beschränkt  zu  assistieren,  beizuwirken,  so  unter- 
scheiden sie  sich  in  Folgendem: 

a)  Für  den  Verbeiständeten  kommen  nur  zwei  Klassen  von 
Kechtshandlungen  in  Betracht :  solche,  welche  er  allein,  und  solche, 
welche  er  nur  unter  Beiwirkung  des  Beistands  vornehmen  kann, 
während  man  unter  den  Kechtshandlungen,  welche  füi*  den  Gewalts- 
entlassenen  in  Beti^acht  konunen,  diejenigen  unterscheidet,  welche 
er  allein,  und  diejenigen,  welche  er  nur  unter  Mitwirkung  des 
Pflegers  vornehmen  kann,  femer  diejenigen,  in  Bezug  auf  welche 
er  dem  nicht  gewaltsenüassenen  Minderjährigen  gleichgestellt  ist  und 
endlich  solche,  welche  ihm  vorzunehmen  vollständig  untei-sagt  sind. 
Siehe  §  35  S.  533  u.  ff.  d.  W. 

b)  Der  GewaltsenÜassene  bedarf  nicht  der  Beiwirkung  seines 
Pflegers,  um  eine  Mobiliarklage  anzustellen  oder  sich  darauf  zu  ver- 
teidigen, während  der  Verbeiständete  hierfür  der  Beiwirkung  seines 
Beistandes  bedarf. 

c)  Art.  484  Abs.  2  findet  in  Betreff  gewisser  Handlungen  des 
Gewaltsenüassenen  Anwendung,  während  er  für  Handlungen  des 
Verbeiständeten  nicht  Platz  greift. 

^)  Diese  Untetscheidang  lieg^  in  der  Natur  der  Sache,  da  die  imb^cülit^ 
und  die  folie  meist  daraus  erkennbar  sind,  dass  der  Dritte  fast  stets  hiervon 
unterrichtet  ist,  was  bei  den  verschiedensten  Abstufungen,  welche  sich  bei 
der  Verschwendungssucht  zeigen,  kaum  möglich  ist;  wollte  mau  hier  An- 
fechtung der  Handlungen  des  Verschwenders  zulassen,  welche  er  vor  seiner 
gerichtlich  festgestellten  Verschwendungssucht,  d.  L  vor  seiner  Verbeistän- 
dung, vorgenommen  hat,  so  würde  man  jede  Sicherheit  in  Bezug  auf  die 
Aufrechterhaltung  abgeschlossener  Verträge  aufheben  und  den  Kredit  in 
hohem  Grade  gef^Lhrden. 
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Die  Aufhebung  der  Beistandschaft  erfolgt: 

1.  In  der  Person  des  Verbeiständeten: 

a)  durch  seinen  Tod; 

b)  durch  Abwesenheitserklärung; 

c)  durch  Aufhebung  der  Prodigalitätserklärung. 

Das  letztere  soU  geschehen,  wenn  der  Prodigus  sich  gebessert 
hat  —  Art.  514  Abs.  2.  Die  Aufhebung  erfolgt  unter  Einhaltung 
derselben  Förmlichkeiten,  unter  welchen  sie  ausgesprochen  worden  ist; 
Tgl.  §  31  S.  478  ff.,  woselbst  die  Grundsatze  über  Aufhebung  der 
Entmündigung  dargelegt  sind,  welche  auch  hier  Platz  gi'eifen. 

Auch  diese  Förmlichkeiten  sind  für  Baden  beseitigt,  und 
zwar  durch  die  §§  625  u.  626  R.-C.-P.-O. 

In  Baden  ist  die  Wiederaufhebung  vom  Amtsgericht  öffent- 
lich bekannt  zu  machen.  §  627  R.-C.-P.-O.  Vgl.  auch  §  187  Abs.  2 
R.-C.-P.-0.  u.  §84  R.-P.-0. 

2.  In  der  Person  des  Beistands: 

a)  durch  dessen  Tod; 

b)  durch  Abwesenheitserklärung; 

c)  durch  Entmündigung; 

d)  durch  Absetzung  oder  Abnahme  des  Amts  auf  Antrag. 

E^  entscheidet  in  Bezug  auf  den  Aufhebungsgrund  Ziff.  2 
Lit.  d  das  freie  Ermessen  des  Gerichts,  bezw.  in  Baden  jenes  der 
Obervormundschaffcsbehörde. 

Es  muss  ein  neuer  Beistand  ernannt  werden,  wenn  der  alte 
wegfällt.    Rechnungsablage  findet  nicht  statt. 

Anhang. 

Nach  badischem  Recht  giebt  es  auch  noch,  wie  wii*in§27 
d.  W.  dargelegt  haben,  eine  vollständige  Entmündigung  der  Ver- 
schwender. 

Das  badische  Recht  geht  davon  aus,  dass  die  Verbeiständung 
wegen  Verschwendung  ein  Besserungsmittel  sei.  Bessert  sich  der 
verbeistandete  Verschwender  nicht,  so  kann  er  unter  Vormundschaft 
gestellt  werden,  wodurch  er  in  Bezug  auf  vermögensrechtliche  Hand- 
lungen ganz  handlungsunfähig  wird  (ja  nicht  einmal  mehr  ein 
Testament  machen  kann)  und  wie  ein  wegen  Qeisteskrankheit  Ent- 
mündigter zu  behandeln  ist.     Dies  die  Mundtodmachung  zweiten 
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Grades  des  badischen  Rechts.  Das  hier  einzuhaltende  Verfahren 
ist  dasjenige  der  §§  621  ff.  R.-C.-P.-0.  Vgl.  auch  §  28  S.  464  ff.  d.  W. 
(Entmündigungsverfahren).  In  Betreff  der  Rechtshandlungen  eines 
solchen  entmündigten  Vei-schwenders  siehe  §  32  S.  517  ff.  d.  W. 

§42. 

n.    Die  Beiatandschaft  über  G^istesBohwaohe. 

Qrundsätse.  *) 

Wenn  eine  Person,  welche  gerade  nicht  durchaus  unfähig  ist, 
sich  und  ihrem  Vermögen  vorzustehen,  sich  in  einem  Zustande  von 
Geistesschwäche  befindet  und  daher  ihre  Geschäfte  nicht  mehr  allein 
fahren  kann ,  so  kann  sie  von  Amtswegen  oder  auch  auf  Antrag 
der  Beteiligten  verbeiständet  werden.  Beides  ergiebt  sich  aus 
Art.  499.  Insofern  kann  man  sagen,  dass  diese  Verbeiständung  von 
Amtswegen  eintritt,  als  das  Gericht  der  I.  oder  n.  Instanz, 
welches  mit  einer  Klage  auf  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit 
befasst  ist,  im  Falle  es  der  Ansicht  ist,  dieser  Klage  nicht  statt- 
geben zu  müssen,  weil  ihm  die  Thatsachen,  auf  welche  die  Klage 
sich  stützt,  nicht  hinreichend  scheinen,  um  das  Begehren  auf  Ent- 
mündigung zu  rechtfertigen,  und  daher  die  Klage  auf  Entmündigung 
verwirft,  den  Beklagten  wegen  Geistesschwäche  unter  Bei- 
standschaft stellen  und  ihm  einen  Beistand  ernennen  kann, 
obwohl  keine  Anträge  auf  Verbeiständung  gestellt  worden  sind. 

Auf  Antrag  der  Beteiligten  kann  die  Verbeiständung  wegen 
Geistesschwäche  erfolgen,  wenn  dieselben  mit  ihrer  Ent- 
mündigungsklage  eventuell  eine  Klage  auf  Verbeiständung  ver- 
binden, oder  auch  nur  eine  Klage  von  vornherein  auf  Verbei- 
ständung erhoben  haben.    Äi-g.  Art.  490,  491  verb.  m.  Art.  499. 

Wenn  auch  Art.  499  die  Verbeiständung,  bezw.  die  Emennmig 
eines  Beistandes  nur  gelegentlich  einer  Entmündigungsklage  ein- 
treten lässt,  so  nimmt  man  doch  allgemein  an,  dass  die  Personen, 
welche  das  Gesetz  für  berechtigt  erklärt,  auf  Entmündigung  an- 
zutragen (Art.  490,  491),  von  vornherein,  in  direkter  Weise,  die 
Ernennung  eines  gerichtlichen  Beistands  beantragen,  prinzipaliter 
auf  Verbeiständung  klagen  können,  weim  sie  der  Ansicht  sind,  dass 


*)  Zaeharift-Dreyer,  Stabel  a.  a.  O.,  wie  za§  41  d.  W.;  Beha^hel,  I 
§  80  Abs.  5;  n  §  178. 
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der  Zustand  des  Beklagten  nur  die  Anwendung  dieser  Massregel 
rechtfertigt. 

Es  wäre  geradezu  widersinnig,  wollte  man  annehmen,  sie 
mtissten,  um  das  zu  erreichen,  stets  die  Klage  auf  Entmündigung 
erheben,  —  es  wäre  dies  ein  unverständlicher  Zwang,  wenn  sie 
das  Mehr  verlangen  müssten,  um  das  Geringere  zu  erreichen.  Dies 
hann  nicht  die  Absicht  des  Gesetzes  sein,  da  eine  solche  den  An- 
tragsberechtigten gesetzlich  gemachte  Zumutung  geradezu  thöricht 
und  unsinnig  wäre. 

Unsere  Ansicht  ist  auch  in  Baden  die  herrschende. 

Die  Beistandschafb  über  Geistesschwache  hat  im  Allgemeinen 
ganz  dieselben  Wirkungen  wie  die  über  Verschwender,  welche 
verbeistandet  süid.  Die  verbeiständeten  Geisstesschwachen  sind 
diesen,  den  sog.  Mundtoden  ersten  Grades  (badisch-rechtlicher 
Ausdruck)  gleichgestellt. 

Art.  499  1)  vgl.  m.  Art.  513  u.  §  10  d.  Reichs -Einf.- Ges.  z. 
R.-C.-P.-O.  Art.  502  (Analogie),  1124,  1125,  1304.  (Es  finden  auf 
sie  übrigens  Art.  503  u.  504  Anwendung,  welche  nicht  für  die  ver- 
beiständeten Verschwender  Platz  greifen). 

Ich  verweise  daher  auf  meine  Ausfährungen  in  §  41  S.  574 
d.  W. 

Von  der  Aufhebung  dieser  Beistandschaft  gilt  dasselbe  wie 
von  jener  der  wegen  Verschwendung  Entmündigten. 

Das  Verfahren,  welches  bei  der  Anordnung  und  Aufhebung 
einer  Beistandschaft  wegen  Geistesschwäche  eingeleitet  wird,  ist 
dasselbe  wie  jenes  bei  der  Entmündigung. 

Vgl.  Art.  489—512  und  für  Baden:  §§  593—627  —  insbes. 
auch  §  603  R.-C.-P.-0.  und  §§  28  u.  31  d.  W.  (Verfahren  bei  der 
Entmündigung  und  deren  Aufhebung.) 

Vgl.  auch  §§  86,  88  u.  78  Abs.  2  E.-P.-O. 


1)  In  Art.  499  ist  in  Betreö'  der  Rechtshandlungen,  welche  der  wegen 
Geistesschwäche  Verheiständete  nur  mit  Assistenz  seines  Beistands  vorneh- 
men darf,  ganz  genau  dasselbe  vorgeschrieben,  wie  in  Art  513  in  Betreff 
der  Handlungen,  welche  der  verheiständete  Verschwender  nur  so  vorzuneh- 
men befähigt  ist  —  dieser  wie  jener  bedttrfen  zu  den  in  diesen  Artikeln 
angegebenen  B«chtsgeschäften,  welche  in  beiden  Artikeln  dieselben  sind,  und 
zwar  sogar  dem  Wortlaut  nach,  der  genannten  Assistenz. 
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Einzelnheiten  unten  in  Anmerkung  2.  ^) 


Ende. 


')Nach  f  ranzösischemBec^tnimmtmanan,  dasseinG^istesscliwacher, 
z.  B.  ein  Taubstnimmer,  welcher  zwar  mcht  gerade  entmündigt  werden 
könnte,  gleichwol  auf  eigenen  Antrag  verbeistandet  werden  kann.  Siehe 
Sirey-Sirej,  Code  dv.  ann.  Note  1  zu  Art  499. 

Man  kann  eine  subsidiäre  Klage  auf  Verbeiständung  auch  noch  in  der 
Appeülatjonrnnstanz  erheben ,  solohe  erscheint  nicht  als  eine  neue  Klage. 
Slrey-Sirey  a.  a.  O.  Note  4  zu  Art.  499. 

Dass  man  auch  prinzipaliter  die  Klage  auf  Verbeiständung  erheben 
kann,  siehe  Sirey  I8869  ^t  ^^1  Bemolombe,  VIU  Nr.  532. 

Art.  499  hat  nicht  die  Unfähigkeit  der  Urteilskraft  allein  im  Auge, 
sondern  die  Unfähigkeit,  sein  Vermögen  zu  verwalten,  bezw.  seiner  Person 
vorzustehen,  aus  diesem  Grund  kann  man  z.  B.  nicht  einen  Priester  verbei- 
ständen,  der  zwar  sein  Vermögen  zu  verwalten  versteht,  aber  in  Bezug  auf 
religiöse  Dinge  verrückte,  tolle  Ansichten  hat. 

8lrey-Sirey  a.  a.  0.  Note  3  zu  Art.  499. 

Deijenige  dagegen  kann  verbeiständet  werden,  der  zwar  nicht  in 
einem  Zustande  von  imb^illit6  u.  s.  w.  sich  befindet,  aber  derartig  exaltiert 
ist,  gewaltthätig  und  rachsüchtig  veranlagt  ist,  dass  eine  gewisse  Sinnes- 
verwirrung vorliegt,  welche  sich  in  gewissen  Handlungen  bereits  derart 
kundgegeben  hat,  dass  man  daraus  folgern  kann,  dass  er  seine  Familie 
lediglich  aus  Hass  oder  blinder  Rache  ruinieren  dürfte..  SIrey  186&^  %  239. 
Siehe  auch  Sirey-Sirey  a.  a.  O.  —  Note  2  zu  Art.  499. 
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872 

18,  91,  103,  218,  220,  221,  228, 

217,  218,  389,  398,  400,  410, 

385,  551. 

416,  442. 

878 

91,  218,  2-20,  221. 

896 

15,  20,  23,  25,  29,  52,  79,  99, 

874 

81,  91,  92,  200,  214,  220,  221, 

110,  111,  112,  113,  114,  115, 

526. 

116,  117,  121,  130,  140,  150, 

875 

91,  92,  222. 

154,  155,  158,  172,  188,  254. 

876 

91,  92,  214,  222. 

263,  264,  265,  330,  416,  439. 

877 

91,  92,  214,  222,  526. 

897 

15,  20,  21,  23,  50,  79, 120, 121, 

878 

91,  92,  222. 

122,  123,  124,  126,  129,  130, 

876 

91,  92,  222. 

131, 134, 137, 138, 141, 156. 552. 

886 

91,  92,  222. 

898 

15,  79, 113,  119, 130, 133, 134. 

881 

91,  92,  202,  222. 

898  a 

96,  119,  125,  132,  153. 

Gesetzes  -  Register. 
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899  15,  79,  HO,  111, 113, 117,  119, 
124,  126,  127,  128. 

400  15,  79,  113, 117, 119, 121, 122, 
124,  126,  127,  128,  129,  132, 
138,  150,  168. 

401  15,  82,  33,  79,  119,  133,  134, 
135,  136. 

402  15,  50,  79,  121,  122,  124,  125, 
126,  128,  136,  137,  139,  140, 
141,  142,  144,  146,  153,  155, 
165,  169. 

408   15,  79, 121, 136,  142, 144,  154. 

404  15,  79,  121, 136, 142, 144,  154. 

405  15,  18,  26,  64,  77,  79,  96,  111, 
117,  121,  123,  124,  125,  128, 
138,  140,  141,  142,  146,  148, 
149,  150,  152,  217,  385,  399. 

400  15,  43,  44,  45,  49,  57,  67,  68, 
74,  96,  151,  152,  390. 

407  15,  42,  43,  44,  45,  49,  50,  51, 
57,  59,  67,  70,  71,  74,  79,  151. 

408  16,  45,  51,  57,  59,  67,  70,  74, 
79,  151. 

409  15,  43,  45,  51,  57,  59,  67,  71, 
74,  79. 

410  15,  45,  51,  57,  59,  67,  74,  79. 

411  15,  45,  57,  67,  68,  74,  79. 

412  15,  45,  57,  67,  68,  74,  79. 
418   15,  45,  57,  67,  68,  69,  74,  79. 

414  15,  45,  57,  67,  69,  74,  79. 

415  15,  46,  57,  67,  70,  74,  79,  396. 

416  15,  45,  49,  67,  67,  70,  74,  79. 

417  15,  21,  23,  64,  79,  130,  164, 
155,  156,  158,  172,  211,  439. 

418  15, 79,136, 161, 166,167,169, 170. 

419  15,  79,  95.  100,  106,  151, 167, 
395,  40(),  403,  406,  407,  408, 
409,  410,  413,  416,  442. 

420  12,  16,  19,  64,  81,  156,  157, 
162,  209,  230,  231,  334,  335, 
338,  439,  440,  441,  442. 

420  a  97,  162,  213. 
420b  20,  22,  28,  82,  162,  165,  209, 
225,  335,  522. 


421 

422 

428 

424 

425 
425 1 
426 

427 


428 
429 
480 
481 
482 

488 
484 
485 

486 
487 
488 
489 

440 

441 
442 


448 
444 


445 
446 


15,  42,  95,  159,  161, 162,  164, 

227,  230,  -231,  338,  397,  399. 
15,  159,  162,  164,  230,  281, 

388. 
15,  28,  52,  97,  160,  161,  162, 

231,  269,  399. 
15,  68, 151, 161,  162,  336,  338, 

395,  396,  399,  410,  44  t. 
15,  160,  102,  164,  231. 
164,  338,  399. 
15,  28,  52,  60,  159,  160,  161, 

162,  164,  399,  400. 
15,  33,  34,  38,  41,  5t),  60,  88, 

95,  135,  141,  159,  230,  397, 

399,  563. 

15,  H3,  34,  38,  41,  159,  397. 
15,  33,  34,  38,  159. 
15,  33,  34,  159. 
15,  33,  34,  41,  159,  397. 
15,  31,  32,  43,  96.  135,  151, 

152,  153,  169,  379. 

15,  82,  38,  34,  41,  159,  397. 

15,  33,  35,  41,  159,  397. 

15,  33,  35,  36,  41,  95,  159, 

556. 

15,  32,  33,  36,  41,  159. 
15,  32,  33,  36. 
15,  33,  40,  65,  136,  154. 
15,  33,  40,  65,  135,  136,  151, 

154. 
15,  33,  39,  100,  136,  167,  168, 

397,  400,  410,  416,  442. 
15,  33,  39,  72,  136,  159,  397. 
15,  25,  29,  30,  32,  37,  52,  59, 

88,  93,  120,  141,  143,  146, 

153,  167,  397,  399,  408,  410, 
471,  475. 

15,  27,  29,  32,  396. 

15,  20,  26,  27,  29,  30,  32,  59, 
82,  89,  HO,  111,  153,  221, 
226,  227,  240,  263,  336,  397. 

15,  29,  30,  52,  59,  HO,  111, 
129. 

15,  29,  30,  65,  336. 


590 
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447 
448 

449 
460 


450a 
451 


452 


45S 
454 


455 


456 


457 


15,  29,  30,  65,  397. 

15,  29,  30,  72,  73,  77,  159, 
336,  397. 

15,  29,  30,  397. 

2,  10,  11,  15,  16,  19,  31,  86, 
87,  88, 103, 108, 196, 198, 203, 
206,  209,  210,  212,  214,  216, 
218,  219,  220,  228,  243,  260, 
265,  271,  272,  284,  294,  300, 
316,  320,  321,  322,  323,  324, 
325,  326,  327,  328,  335,  338, 
341,  342,  354,  357,  358,  359, 
364,  401,  403,  412,  419,  428, 
440,  441,  455,  476,  489,  490, 
493,  522,  532,  536. 

212,  214. 

15,  86,  162, 167, 169,  232,  233, 
234,  235,  236,  237,  238,  239, 
240,  242,  247,  265,  268,  269, 
270,  320,  328,  336,  428. 

10,  15,  86,  95,  162,  165,  241, 
242,  243,  244,  245,  246,  247, 
251,  252,  255,  258,  260,  270, 
291,  301,  302,  310,  336,  338, 
376. 

15,  95,  147,  246,  247,  248,  249, 

251,  252,  266,  270,  324,  337. 
15,  23,  65,  84,  95,  113,  115, 

147,  154,  165,  202,  212,  218, 
221,  222,  232,  252,  253,  254, 
256,  261,  263,  264,  265,  266, 
269,  270,  271,  297,  427,  437, 
477. 

15,  65,  95,  113,  115,  147,  252, 
255,  256,  257,  258,  259,  260, 
261,  262,  263,  264,  265,  266, 
269,  270,  305,  403,  409,  410, 
412,  428,  429,  437,  536. 

15,  65,  95,  113,  115, 147,  216, 

252,  255,  256,  257,  258,  259, 
261,  262,  263,  264,  265,  266, 
269,  403,  409,  410,  412,  428, 
536. 

13,  15,  65,  72,  73,  77,  84,  86, 


Seite 


458 

459 

460 

461 

462 
468 

464 

465 
466 
467 


468 
469 


470 

471 
472 


478 
474 
475 


260,  264,  277,  278,  279,  281, 

297,  301,  308,  311,  338,  349, 

353,  356,  358,  374,  413,  545, 

546. 
15,  47,  73,  77,  277,  279,  28U, 

349,  353,  356,  358,  374,  545. 
12,  15,  84,  165,  278, 279,  280, 

336,  338,  349,  356,  358,  376 
15,  279,  280,  312,  321,  348, 

356,  358. 
12,  15,  84,  205,  239,  282,  283, 

338,  349,  351,  356,  358,  544. 
12,  15,  283,  348,  356,  358, 374. 
15,  72,  224,  284,  317,  338,  349, 

351,  356,  358,  374,  542,  556. 
15,  72,  84,  87,  214,  285,  287, 

292,  297,  305,  308,  309,  312, 

313,  338,  349,  356,  358,  544. 
15,  84,  287,  288,  292,  309,  312, 

338,  349,  356,  358,  542. 
15,  288,  289,  291,  292,  314, 

349,  356,  358,  374,  376. 
15,  65,  66,  77,  84,  204,  289, 

290,  291,  292,  309,  331.  838. 

349,  356,  358,  374,  544,  545. 
10,  15,  72,  84,  213,  222.  368. 
12,  15,  83,  98,  102.  107,  110, 

232,  237,  239,  266.  268,  400, 

403,  416,  417,  418,  419,  420, 

421,  427. 
15,  118,  115,  116.  162,  237, 

266,  414,  415,  437,  488,  439, 

441. 
15,  254,  255,  262,  267,  400, 

417,  426,  427,  428. 
15,  86,  102, 108, 194,  327.  331, 

332,  348,  381,  401,  402,  40S, 

412,  419,  434,  447,  448,  481, 

482. 
15,  424,1425,  426,  431.  432, 

439. 
15,  86,  87,  304,  404,  429,  430, 

432. 
15,  86,  87,  319,  333,  334,  401. 
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412,  413,  430,  431,  438,  435, 
441,  442,  443,  444,  445,  446, 
447,  448,  449,  450,  451,  452, 
481,  482. 

476  2,  7,  15,  25,  90,  94,  226,  885, 
388. 

476a  90,  388,  550. 

477  5,  15,  223,  386,  889,  390,  391, 
392,  393,  546,  551. 

478  224,  391,  392,  394. 

479  10,  15,  72,  224,  392,  394. 

480  2,  7,  15,  18,  331,  360,  400, 
422,  435,  436,  438,  529,  530, 
581,  540,  546. 

481  4,  7,  15,  360,  533,  584,  536, 
537,  543,  547,  566. 

482  2,  7,  13,  14,  15,  360,  529, 
535,  536,  541,  542,  549,  566, 
578. 

488   7,  15,  77,  360,  544,  548. 
484   4,  5,  7,  13,  15,  77,  360,  869, 

370,  533,  534,  586,  537,  538, 

542,  543,  544,  545,  547,  548, 

550,  581,  582. 
486   15,  276,  370,  539,  550,  551, 

553. 

486  15,  370,  384,  386,  529,  551, 
552,  553. 

487  15,  207,  528,  546. 

488  2,  8,  15,  385,  452,  453,  522. 

489  1,  15,  88,  455,  456,  457,  458, 
459,  460,  465,  491,  517,  520, 
585. 

490  15,  76,  88,  460,  461,  465,  466, 

584,  585. 

491  15,  76,  460,  461, 465,  466, 584, 

585. 

492  15,  76,  461,  465,  585. 
498   15,  76,  461,  465,  585. 
494   15,  72,  76,  461,  465,  585. 
496   15,  76,  461,  465,  585. 

496  15,  76,  461,  462,  465,  585. 

497  15,  76,  461,  462, 465, 467, 473, 

475,  585. 


498 


498  a 
499 


600 
601 

602 


608 


604 


606 

606 
607 
608 
609 


610 
611 
612 
618 


618a 


614 
616 
616 


15,  76,  461,  462,  465,  522, 

585. 

76,  461,  465,  585. 
2,  7,  14,  15,  26,  848, 461,  462, 

466,  468,  566,  567,  568,  573, 

584,  585,  586. 
15,  461,  462,  468,  465,  585. 
15,  461,  463,  464,  465,  484, 

585. 

1,  15,  454,  463,  465,  469,  474, 
483,  484,  485,  486,  487,  488, 
489,  490,  491,  492,  493,  496, 
497,  500,  502,  604,  505,  507, 
510,  511,  512,  613,  514,  516, 
517,  518,  522,  575,  577,  581, 
585. 

15,  490,  492,  493,  501,  502, 

508,  505,  506,  507,  508,  511, 
512,  513,  5U,  515,  516,  517, 
575,  582,  585. 

15,  492,  493,  502,  507,  508, 

509,  510,  511,  512,  513,  514, 
515,  516,  517,  520,  576,  585. 

15,  162,  334,  465,  470,  471, 

474,  477,  585. 

15,  91,  470,  527,  531,  585. 
15,  471,  472,  585. 
15,  480,  585. 

2,  6,  15,  334,  455,  470,  474, 

475,  476,  480,  489,  490,  492, 
501,  517,  519,  520,  585. 

15,  214,  474,  477,  585. 

15,  77,  474,  477,  478,  585. 

15,  479,  481,  585. 

2,  7,  14,  15,  26,  348, 459, 462, 
468,  48],  518,  519,  566,  567, 
568,  571,  575,  576,  577,  578, 
579,  580,  581,  585. 

2,  6,  15,  455,  459,  464,  469, 
470,  474,  475,  477,  478,  480, 
481,  517,  518,  519,  520. 

15,  481,  519,  572,  573,  583, 

15,  462,  463, 481, 519,  571, 572. 

481. 
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Art. 

Seite 

Art. 

Seite 

529 

244,  246,  306. 

826 

292. 

538 

241. 

827 

279,  292. 

577  b|^ 

321. 

828 

292. 

577  ef 

81,  225. 

829 

292. 

578 

229. 

880 

292. 

587 

249. 

881 

292. 

589 

249. 

882 

292. 

592 

301. 

888 

292. 

599 

250. 

884 

292. 

000 

249. 

885 

292. 

617 

226. 

886 

292. 

618 

226. 

887 

292. 

620 

226. 

888 

20,  84,  164,  165, 209, 288, 292, 

646 

312,  313. 

321,  335,  577. 

724 

286,  396,  406. 

889 

292. 

725 

98. 

840 

288,  292,  312,  314,  529,  542, 

745 

148, 

543,  577. 

745  a 

289. 

841 

283,  325. 

746 

148. 

848 

282,  477. 

759 

478. 

845 

282. 

760 

478. 

852 

205. 

768 

561. 

870 

396. 

774 

282. 

888 

187. 

776 

84,  282. 

887 

317,  344,  345,  349,  350,  355, 

788 

282,  317,  349,  357,  366,  375. 

357,  366,  375,  376,  378,  384, 

785 

408. 

537. 

790 

283,  560. 

891 

346. 

791 

341. 

896 

148. 

798 

282. 

897 

148. 

802 

284,  396. 

900 

238,  419,  420. 

804 

560. 

901 

474,  492,  507,  510,  511,  515, 

811 

559. 

517. 

812 

560,  562. 

902 

481. 

818 

560. 

908 

4,  5,  199,  204,  382,  518,  546. 

814 

560. 

904 

4,  5,  200,  204,  434,  475,  489, 

815 

279,  288,  312,  314,  321. 

519,  520,  523,  546. 

817 

84,  287. 

905 

200. 

818 

577. 

906 

98. 

819 

235,  236,  238,  239,  315. 

907 

102,  108,  156,  327,  330,  401, 

821 

233,  237,  248. 

402.  403,  412,  419,  434,  481, 

822 

292. 

520. 

828 

292. 

911 

330 

824 

289,  292. 

918 

148. 

825 

248,  292. 

914 

148,  478. 
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Art 

Seite 

Art. 

Seite 

930 

364. 

1108 

341,  342,  501,  503,  506. 

985 

81,  147,  209,  224,   226,  284, 

1109 

375,  446,  448,  503,  539. 

380,  529,  542,  556. 

1110 

344,  375. 

986 

554. 

1111 

344,  375,  537. 

989  a 

181. 

1112 

375 

940 

297. 

1118 

344,  375. 

950 

249. 

1114 

375. 

958 

284. 

1115 

344,  375. 

954 

284,  556. 

1116 

375,  433,  446,  448,  537,  539. 

955 

284. 

1117 

344,  357,  366,  375,  432,  436, 

969 

130. 

446,537. 

970 

130. 

1118 

349,  366,  370. 

97S 

567. 

1128 

436. 

979 

568. 

1124 

1,  2,85,90,196,208,339,  341, 

1000 

560. 

342,  348,  350,  353,  369,  370, 

1001 

560. 

493,  497,  502,  522,  548,  575, 

1002 

560. 

577,  581,  585. 

1002  a 

181. 

1124a 

4,  16,  208,  382,  383. 

1004 

409. 

1124b 

4,  5,  12,  16,  203,  208,   379, 

1006 

323. 

382,  383. 

1014 

284. 

1125 

162,  196,  208,  317,  327,  339, 

1080 

198. 

341,  342,  349,  350,  365,  375, 

1085 

132. 

381,  383,  474,  475,  485,  493, 

1087 

125. 

497,  502,  503,  522,  548,  575, 

1089 

12. 

577,  581,  585. 

1048 

148,  524,  563. 

U80 

309,  341. 

1055 

20,  158,  524,  563. 

1181 

341. 

1056 

164,  209,  563. 

1187 

83,  271,  441. 

1057 

297. 

1140 

187. 

1058 

568. 

1141 

244. 

1059 

563. 

1158 

87,  403,  410,  430. 

1060 

563. 

1154 

430. 

1061 

563. 

1166 

341,  349,  350,  423,  493,  499, 

1062 

563. 

514,  539,  548,  558,  569. 

1065 

258. 

1181 

125. 

1068 

258. 

1188 

125. 

1069 

297. 

1208 

350. 

1078 

563. 

1284 

419. 

1079 

317,  349,  350,  357,  366,  375. 

1289 

104,  109,  542,  578. 

1088 

205. 

1240 

31,  104,  109. 

1095 

5,  199,  204,  319,  478,  518. 

1241 

380. 

1098 

379. 

1250 

328,324. 

1100a 

205. 

1251 

323,  324. 

1106 

510. 

1282 

205. 

Bars 

izetti.  Die  Vormundschaft  u.  s.  w. 
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Q«eetzes -Begister. 


Art. 

Seite                         Art 

Seite 

1290 

304. 

1376  a 

575. 

1291 

304. 

1382 

48,  151,  234,  243,   260,  29:^, 

1300 

419. 

299,  338,  409,  426,  441,  540 

1302 

249. 

549. 

1804 

16,  316,  322,   327,  332,  339, 

1383 

48,  293,  441,  549. 

341,  342,  343,  344,  348,  350, 

1384 

318,  340,  379. 

352,  353,  355,  857,  359,  375, 

1387 

199. 

377,  380,  381,  382,  383,  424, 

1888 

134. 

432,  446,  447,  448,  450,  474, 

1394 

134. 

475,  485,  493,  494,  495,  497, 

1398 

5,  199,  200,  352,  475,  478,  526, 

501,  503,  514,  515,  516,  637, 

546. 

548,  576,  577,  581,  585. 

1403 

301. 

1306 

4,  339,  342,  345,  351,  352,  3;^, 

1415 

239,  240. 

359,  360,  365,  366,  367,  368, 

1421 

472. 

369,  370,  371,  372,  375,  383, 

1428 

286,  296,  298. 

475,  537,  548. 

1429 

299. 

1806 

4,  346,  368,  371,  376,  377,  428. 

1430 

299. 

1807 

4,  368,  378. 

1442 

226,  239,  240,  316,  338,  442. 

1308 

4,  202,  207,  360,  368,  379,  475, 

1443 

543. 

528,  537,  646,  547. 

1449 

528. 

1309 

199,  352,  368,  374,  478,  546. 

1470 

288,  349,  357,  366,  375. 

1310 

201,  368,  378,  379,  380,  476, 

1604 

239. 

539,  648. 

1606 

579. 

1311 

332,  342,  349,  352,  353,  356, 

1616 

579. 

368,  360,  368,  375,  380,  475, 

1664 

348. 

548 

1667 

404. 

1312 

366,  368,  377,  380,  497,  498. 

1668 

404. 

1313 

110,  117,  345,  349,  350,  368, 

1683  a 

181,  184.  187,  298. 

547. 

1696 

86,  87,  206,  320,  321,  322, 326, 

1314 

317,  349,  350,  351,  354,  368, 

335,  338,  348. 

372,  374,  423,  497.                  j  1697 

325,  398. 

1322 

500,  ÜOI. 

1699 

348. 

1328 

5ü0. 

1600 

341. 

1338 

332,  375,  380. 

1062 

259. 

1341 

239,  240. 

1663 

305. 

1348 

239,  500. 

1674 

317,  349,  350,  355,  357,  366, 

1358 

4%. 

375,  376.  378,  384,  537. 

1353 

239. 

1676 

305,  345,  448. 

1369 

239,  240. 

1681 

346,  364. 

1370 

11,  136,  167,  168,  379. 

1682 

498. 

1371 

108,  109. 

1686 

279. 

1372 

106,  136,  407,  410. 

1687 

278,  279,  563. 

1374 

108,  407. 

1688 

27i«. 

1876i: 

31,  255,  379,  404,  575. 

1689 

324. 
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Art. 

Seite 

Art. 

Seite 

1699 

325. 

2102 

176. 

1701 

326. 

2108 

298. 

1706 

317. 

2108  b 

183. 

1708 

206. 

2104 

176. 

1710 

202,  206. 

2105 

176. 

1711 

206. 

2106 

184,  298. 

1718 

298. 

2107 

176. 

1768 

300. 

2108 

177,  184,  298. 

1779 

202. 

2109 

298. 

1780 

202. 

2111a 

184. 

1872 

288,  349, 

357  366,  375. 

2115 

102. 

1912 

308. 

2118 

299. 

1928 

271. 

2121 

12,  16,  19,  23,  24,  64,  95, 101, 

1988 

317. 

109,  114,  132,  156,  165,  172, 

1984 

3Ö9,  569. 

174,  186,  211,  316,  338,  358, 

1986 

10,  61. 

405,  409,  430,  433,  461,  455, 

1988 

85,  86. 

476,  525. 

1989 

577. 

2122 

172,  174,  186,  187. 

1990 

271. 

2128 

184,  186. 

1991 

407. 

2124 

528,  578. 

1992 

13,  271, 

407,   409,   411,  525, 

2125 

114,  499. 

549,  55'J 

,  570. 

2126 

84. 

1998 

83,  400,  ' 

&16,  419. 

2180 

186. 

1996 

257,  259, 

403,  409,  410. 

2181 

181,  182,  192. 

1997 

316. 

2182 

193,  194. 

1998 

316,  357, 

359,  575. 

2184 

76,  171,  175,  176,  184,  297. 

2000 

396. 

2185 

16,  168,  171,  172,   175,   176, 

2001 

303,  305. 

177,  186,  187,  211,  358,  405, 

2008 

395. 

430,  433,  435,  525. 

2004 

134. 

2186 

12,  76,  177,  181. 

2005 

104. 

2187 

76,  177,  191,  337,  338. 

2008 

31,  104 

2188 

76,  177,  191. 

2009 

31,  104. 

2189 

76,  177,  191,  207. 

2010 

403,  407, 

409,  410. 

2140 

76,  181. 

2012 

350. 

2141 

72,  76,  175,  181,  211. 

2029 

323. 

2142 

12,  76,  175,  181,  211. 

2044 

289,  290, 

432. 

2148 

12,  72,  76,  175,  181, 182,  337. 

2045 

77,    289, 

327,    331,    434, 

2144 

72,  76. 

535. 

2145 

76,  175,  182. 

2052 

317. 

2146 

177,  178,  180,  189. 

2060 

286. 

2147 

194. 

2085 

281. 

2148 

178,  179,  181,  182,  192,  193. 

2100 

176. 

2149 

181,  189,  192. 

2101 

176. 

2150 

179,  181,  182. 

38* 
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Art. 

Seite 

Art. 

Seite 

2151 

194. 

2202 

177. 

2152 

179. 

2208 

190. 

2158 

179.  182. 

2206 

280. 

2155 

179,  193. 

2207 

280. 

2156 

179. 

2208 

90,  164,  524,  527,  528,  558. 

2157 

189,  194. 

2209 

188,  305. 

2158 

194. 

2210 

188. 

2161 

182,  193. 

2aB2 

205. 

2162 

182,  193. 

2229 

286. 

2168 

198,  194. 

2886 

333,  435. 

2164 

193,  194. 

2288 

435. 

2165 

182,  193. 

2242 

443. 

2166 

180,  184. 

2247 

297. 

2172 

284,  564. 

2251 

297,  306,  333,  434,  435,  443. 

2178 

564. 

2252 

297,  305,  306,  332,  373,  411, 

2174 

563,  564. 

412,  434,  435,  443.  493. 

2180 

178,  189. 

2258 

560. 

2181 

297. 

2262 

87,  431,  442,  447,  451,  507, 

2194 

168,  174,  176,  187,  207. 

514,  516. 

2195 

174,  187. 

2272 

333. 

2196 

177. 

2274 

450. 

2197 

177. 

2277 

258. 

2198 

177. 

2278 

207,  297,  305,  306,  332,  411, 

2199 

177. 

412. 

2200 

177. 

2279 

232,  244,  250,  291. 

2201 

190. 

n.  Artikel  des  Code  de 

oommeroe. 

Art. 

Seite 

Art. 

Seite 

2 

8 
6 

207,  379,  394,  475,  526,  528, 
546. 

207,  394,  546. 
528. 

487 
465 
682 

564. 
114. 
546. 

m.    Artikel  des  Code  de  proo^dure  oivile. 


Art;. 

Seite 

Art. 

Seite 

28 

286. 

185 

473. 

59 

558. 

252 

462. 

88 

47,  204. 

444 

20,  499. 

180 

426. 

449 

473. 

181 

426,  462. 

457 

473. 
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Art. 

Seite 

Art. 

Seite 

480 

499. 

896 

479. 

481 

872,  499. 

907 

235 

506 

439. 

911 

235. 

507 

439. 

924 

237. 

508 

439. 

929 

237. 

509 

439. 

941 

282,  2:^3,  243,  248. 

510 

439. 

942 

243,  248 

511 

439. 

948 

282,  233,  243,  24H 

512 

439. 

944 

243,  248. 

518 

439. 

945 

243. 

514 

439. 

946 

243. 

515 

439. 

947 

243. 

516 

439. 

948 

243. 

527 

425. 

949 

243. 

538 

427. 

950 

243. 

541 

432,  433,  447,  450. 

951 

243. 

542 

429. 

958 

84,  278. 

554 

404. 

954 

65,  72,  84,  279. 

882 

152,  167,  276. 

968 

20,  165. 

888 

39,  71,  72,  73,  75,  99,  159. 

969 

292. 

884 

71. 

970 

292. 

885 

47,  71,  73,  277. 

971 

292. 

886 

47,  277. 

972 

292. 

887 

277. 

978 

292. 

888 

277. 

974 

292. 

889 

39,  49,  72,  75. 

975 

292. 

890 

461,  508. 

976 

292. 

891 

461. 

996 

562. 

892 

72,  455,  462. 

1008 

577. 

898 

72,  462. 

1004 

204. 

894 

463. 

1068 

152. 

895 

471. 

■ 

IV.  ArtilKOl  cl 

as  Cod 

e  pönal. 

Art. 

Seite 

Art 

Seite 

7 

27. 

884 

226. 

^S 

27,  52,  456,  524. 

885 

27,  122,  129,  219,  226, 

396. 

29 

455,  456. 

886 

27. 

31 

456. 

876 

396. 

34 

27,  52,  390. 

401 

27,  3»;. 

42 

27,  29,  52,  129,  396,  524. 

408 

429. 

43 

27,  29,  52,  396. 
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V.  Paragraphen  des  Bad.  Reohtspolüseigesetses  (R.-F.-G.) 
vom  6.  Februar  ISTQ,  die  Verwaltung  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat  betr.  (Ges.-  und 
V.-O.-Bl.  Nr.  XI  S.  131  ff.),  zum  Teil  in  neuer  Fassung 
durch  das  Gesetz  v.  20.  Juli  1888,  die  Abänderung 
des  Rechtspolizeigesetzes  vom   6.  Februar  1879   betr. 

(Ges.-  u.  V.-O.-Bl.  XXX  S.  367/369). 


1 
2 


5a 

5b 

8 

8a 
8b 
11 


12 
IS 
14 


96,  524,  560,  563,  573. 

30,  39,  45,  57,  61,  67,  74,  77, 

82,  96,  98,  99,  165,  190,  226, 

252,  276,  289,  335,  393,  394, 

397,  415,  436,  468,  531,  551, 

557. 
45,  54,  57,  58,  67,  96,  99, 191, 

223,  394,  436,  467,  468,  573. 
45,  57,  67,  99,  394,  436,  467, 

468,  573. 
30,  39,  75. 
75. 

75,  77,  277. 
30,  39,  46,  57,  59,  60,  61,  63, 

67,  74,  77,  82,  96,  99,  213, 

252,  394,  531. 
57,  61,  70,  74,  77. 
57,  61. 
57,  58,  75,  99,  277,  393,  394, 

397. 


15 
16 
17 

18 
19 

20 
21 
22 
28 

24 
25 
26 

27 
32 
51 

64 

85 


57,  61,  394. 

57,  61. 

30,  63,  89,  96,  118,  122.  152, 
227,  395,  397,  466,  531. 
66,  129,  142,  169,  170,  470. 

58,  75,  66,  276,  277, 280,  290, 
292,  478,  546. 

337. 

169,  170. 
64,  83,  335,  415. 
30,  39,  61,  75,  76,  77,  212,  289, 
472. 

39,  75,  76,  77,  193,  212,  336. 
118,  177,  191,  276,  478. 
233,  561,  562. 
561,  562. 

233,  236,  237,  561,  562. 
556,  558,  568. 
278,  337. 
57,  560,  573. 


Anhang.       Sich    an    das    Beohtspoliseigesetz    anlehnende 
badische    Vollaugsvorschriften,    wie:    Geschäftsordnungen, 

Dienstweisungen. 

A.  Paragraphen  der  BeohtspoliBeiordntuxg  (It.-P.-0.)  — 

Geschäftsordnung  für  die  Amtsgerichte  als  Rechts- 
polizeibehörden  —  vom  2.  November  1889    (Ges.-  und 
V.-O.-Bl.  1889  XVn  S.  257  u.  259  ff.). 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

2 

172. 

18 

438. 

7 

227. 

25 

175. 

15 

227. 

41 

190. 

17 

436. 

55 

61. 
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§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

58 

82,  89, 152,  223,  226,  227,  397. 

75 

75,  277,  290,  470,  478. 

59 

225. 

76 

470,  478. 

6« 

393,  561,  557. 

77 

64,  335,  415,  436,  437,  470, 

«1 

45,  57,  436,  468,  470,  478,  551. 

478. 

62 

39,  57,  63,  70,  77,  84,  129, 

78 

28,  30,  61,  152,  397,  470,  478, 

470,  478. 

585. 

«3 

470,  478. 

79 

391,  394,  470,  478. 

64 

59,  60,  470,  478. 

80 

98,  237,  438,  470,  478. 

65 

39,  61,  70,  74,  77,  470,  478. 

81 

98,  194,  438,  439,  468,  470, 

66 

75,  77,  470,  478. 

478. 

67 

122,  131,  142,  169,  170,  190, 

82 

470,  471,  478. 

470,  478,  568. 

88 

470,  471. 

68 

22,  27,  28,  30,  61,  63,  82,  83, 

84 

469,  470,  471,  472,  474,  573, 

96,  99,  118,  122,  129,  142, 

583. 

153,  154,  156,  164,  165,  169, 

85 

59,  470,  573. 

170,  209,  338,  399,  470,  478, 

86 

190,  524,  525,  585. 

524. 

87 

531,  540,  546,  551,  554. 

69 

470,  478. 

88 

573,  585. 

70 

470,  478 

89 

556,  568. 

71 

62,  191,  470,  478. 

99 

524,  563. 

72 

192,  193,  194,  337,  470,  478. 

106 

560,  562. 

76 

213,  222,  223,  225,  227,  470, 

107 

560,  561. 

478. 

126 

57. 

74 

277, 335, 415, 436, 437, 470, 478. 

B.  Paragraphen  der  Notariatsordnung  (Not.-Ordn.)  —  Ge- 
schäftsordnung für  die  Notare  als  Eechtspolizei- 
beamte  —  vom  2.  November  1880  (Ges.-  u.  V.-O.-Bl.  1889 

XVn  S.  257  u.  309  ff.)- 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

5 

233,  560. 

78 

278. 

22 

61,  63,  74. 

79 

252,  563. 

28 

469. 

80 

233,  236,  561. 

84 

556,  568. 

108 

96,  152. 

71 

278. 

107 

233,  237,  561,  563. 

72 

278. 

111 

237. 

73 

278. 

115 

252. 

74 

278. 

126 

252,  337. 

75 

278. 

186 

560,  561. 

76 

278. 

187 

289. 

77 

278. 
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C.  Paragraphen  der  Waisenrichterordnimg  (Waisenr.-Ordn.) 
—  (landeaherrl.  Verordn.)  vom  80.  Oktober  1889  (öea.- 
u.  V.-O.-Bl.  1889  XXrX  S.  427  ff.)  und  der  DienatweiBong 
für  die  Waisenriohter  (D.-W.  f.  W.)  —  (Verordnting)  vom 
2.  November  1889  (Ges.-  u.  V.-O.-BL  1889  XXIX  S.  433  ff.). 

1.  Paragraphen  der  WaUenrichterordnung. 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

1 

(>3. 

10 

563. 

2 

&). 

11 

63. 

8 

63. 

12 

63. 

4 

63. 

18 

63. 

5 

63. 

14 

63. 

ft 

63. 

15 

63. 

7 

45,  57,   6H,   64,   70,   96,   152, 

16 

63. 

223,  397. 

17 

63. 

9 

252,  279,  337. 

18 

63. 

2.  Paragraphen  der  Dienstweianng  für  die  Waisenriohter. 


1 

6 

10 

11 
12 
18 
15 
16 
17 
18 
28 
24 
25 


«3  „• 


Seite 


Seite 


63. 
74. 

45,  57,  63,  64,  70,  89,  %,  152, 
227,  397. 
30,  70,  397. 
223,  336,  397. 

63,  70,  96,  163,  232,  395,  397. 
59,  63. 
30,  61,  70. 

63,  70,  581. 

64,  191,  387. 
438. 

64,  237,  335,  415,  437,  438. 
30,  64. 


26 
27 
28 
82 
87 
88 
89 
40 
41 
42 
48 
44 
45 
46 


64,  233,  236. 

236. 

237,  300. 

64,  233,  252. 

64,  278. 

278. 

278. 

278. 

278. 

278. 

278. 

278. 

278. 

64,  252,  563. 


D.  Paragraphen  der  Dienatweisung  für  die  Bürgermeister 
und  die  Gemeinder&te  als  Beohtspoliseibehörden  (D.-W. 
f.  d.  B.)  (Verordnung)  vom  12.  November  1889  (Ges.-  und 

V.-O.-Bl.  1889  XXXn  S.  473  ff.). 


28 
29 


63. 

89,  227,  397. 


80 
81 


223,  397. 
61,  74. 
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§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

:i2 

7ü,  96,  163,  395,  397,  531. 

47 

278. 

U 

213. 

48 

278. 

U 

469. 

49 

278. 

87 

96,  152. 

50 

278. 

40 

96,  152. 

51 

278. 

44 

278. 

52 

278. 

45 

278. 

58 

252. 

46 

278. 

55 

233,  236. 

E.  Paragraphen  der  Dienstweisuzig  für  Vormünder  (D.-W. 
f.  V.)  V.  9.  Juni  1888  (Ges.-  u.  V.-O.-Bl.  1888  XXI  S.  279  ff.)- 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

2 

169,  170,  298. 

9 

262,  315,  414. 

8 

212,  298,  336. 

10 

277,  335. 

4 

163,  232. 

10  Uta 

277,  282. 

5 

238,  237,  252. 

lOlitc 

284. 

51it.a 

236. 

10Ut.d 

285. 

5Iit.c 

241. 

lOlite 

277,  287. 

tt 

255,  261,  262,  300,  315. 

10Ut.g 

289. 

61it.a 

252,  255. 

12 

315. 

61it.b 

255. 

18 

285,  335. 

7 

260,  261,  262,  263,  265,  310, 

14 

337. 

315. 

1« 

98,  415,  437. 

8 

315. 

F.    Paragraphen  "^  der  Dienstweisung   für   Gegenvormünder 
(D.-W.  f.   Gegenv.)    vom   9.  Juni  1888    (Ges.-  u.  V.-O.-BL 

18ö8  XXI  S.  285  ff.). 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

1 

334 

8 

165,  335. 

2 

170. 

8Ht.a 

277. 

8 

30,  336,  395,  397. 

8Ut.b 

282. 

4 

191,  337. 

8Üt.c 

284,  287. 

5 

335. 

8Ut.d 

285. 

6 

233. 

8Ut.g 

289. 

6Ht.a 

386. 

10 

165,  241,  279,  338. 

6Utb 

337. 

11 

335. 

7 

252,  285,  335,  337. 

12 

237,  252,  255,  335,  415, 

437. 

7Üt.a 

241. 

18 

336,  338. 

71it.b 

279. 
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VI.  Paragraphen  des  deutsohen  BeiohBstrafgesetsbuohs  vom 

16.  Mai  1871. 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

32 

27. 

176 

220. 

U 

27,  28,  30,  60,  396. 

177 

220. 

m 

59. 

178 

220. 

56 

201. 

179 

220. 

173 

220. 

180 

220. 

174 

220. 

181 

220 

175 

220. 

266 

87. 

vn.  Artikel  des  Badisohen  Q^Betzes  vom  23.  Desember  1871, 
die  Einführung  des  BeiohsBtrafgesetBbuchs  in  Baden  betr. 

(Ges.-  u.  V.-O.-Bl.  1871  XXXVHI). 


Art 

Seite 

Art 

Seite 

2Zifr.i 

2 

ziffin 

27,  222. 
92,  397. 

14 

Zifp.n 

219,  220 

VIII.  Artikel  des  badischen  Ghesetses  vom  6.  August  1862, 
die  Einführung  des  allgemeinen  deutsohen  Handelsgesets- 
buohs  im  Grosshersogtum  Baden  betr.  (Reg.-Bl  1862  XXXX). 


Art 

Seite 

Art. 

Seite 

2 

394,  528,  537,  :Aß. 

3 

394,  528,  537,  546. 

IX.   Paragraphen  des  Beichsgesetses  über  die  Be- 
urkundung  des  Personenstandes    und  die  Eheschliessung 
(B.-St.-B.-G.)  V.  6.  Febr.  1875  (Reicha-Ges.-BL  1875,  Nr.  4). 


28 
29 
30 


5,  9,  199,  200,  450. 

5, 9, 199, 200, 220, 225, 379, 453. 

92,  200,  379. 


31 
36 
52 


200,  379. 

220. 

199. 
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X,  Paragraphen  des  badiaohen  Gesetaes  aum  Vollaag  der 
lanfilhruxig  des  Beiohageaetaea  vom  6.  Februar  1876  über 
die  Beurkundniig  des  Fersonenstandes  und  die  Ehe- 
selüieBaung  —  vom  9.  Desember  1876   (Ges.-  u.   V.-O.-Bl 

1875  XXXIV), 


1 

2 

2a 

2b 

8 

6 
14 
15 


9,  19,  147,  214,  388 
275. 

199. 
199. 
220. 
9. 

10,  147. 
147. 


16 

147. 

17 

147. 

18 

147. 

19 

147. 

20 

147. 

21 

147. 

22 

147. 

XI.  Paragraphen  der  deutschen  Reiohsoivilprosessordnung 
vom  27.  Januar  1877  (EeichB-Ge8.-Bl.  Nr.  6  8.  83  ff.). 


§§ 


8 
2 
8 

4 

6 

6 

7 

8 

51 

52 

55 

77 

180 

187 

281 

259 

260 

585 

540 

541 

598 

594 


Seite 


§§ 


290. 
558. 
468. 
466. 
466. 
466. 
466. 
466. 

467,  541,  576,  577. 
292,  293,  297. 
558,  559. 
293. 
290. 

470,  481,  583. 
315,  363. 
240. 
240. 
479. 
479. 
499. 

20,  76,  459,  464,  465, 466,  567, 
585. 
20,  76,  464, 465, 466,  567,  585. 


595 

596 
597 
598 
599 
800 

801 
802 
608 

804 
805 
808 
807 
808 
609 
810 
811 
812 
818 
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20,  76,  464,  465,  466,  467» 

567,  585. 

20,  76,  464,  465, 467, 567, 585. 
20,  76,  464,  465, 468,  567, 585. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  467, 468,  477, 

567,  586. 

20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  586. 
20,  76,  464,  465,  484,  485, 

567,  585. 

20, 76, 464,465, 468,474,567,585. 
20,  76,  464,  465,  567,  586. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  567,  685. 
20,  76,  464,  465,  567,  585. 
20,  76,  464,  465,  667,  585. 
20,  76,  464,  465,  469,  474,  485, 

567,  575,  586. 


6Q4 
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§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

614 

20,  76,  464,  465,  567,  565. 

628 

20,  4$4,  465,  469,  474,  567, 

61& 

20,  76,  464,  465,  567,  565. 

572,  573,  585. 

616 

20,  464,  465,  469,  479,  567, 

624 

20,  464,  465,  470,  567,  572, 

585. 

573,  575,  585. 

617 

20,  464,  465,  469,  479,  567, 

625 

20,  464,  465,  470,  481,  567, 

585. 

572,  573,  583,  585. 

618 

20,  464,  465,  469,  567,  585. 

626 

20,  464,  465,  4$9,  470,  481 

619 

20,  464,  465,  469,  479,  481, 

567,  572,  573,  583,  585. 

567,  585. 

627 

20,  464,  465,  470,  481,  567, 

620 

20,  464,  465,  469,  480,  567, 

572,  573,  585. 

585. 

665 

564. 

621 

20,  464,  465,  469,  470,  567, 

666 

564. 

572,  573,  584,  585. 

698 

562,  564. 

622 

20,  464,  465,  470,  567,  572, 

694 

562,  564. 

573,  585. 

851 

204,  577. 

1PD[.  Paragraphen  des  BeicliBeiziführungmj^esetfl^^^  zur  B^icha- 
oiyilpro8e8|K>rdniLng  vom  80.  Januar  1877  (Iteichs-Ges.-Bl. 

V.   1877  Nr.  6,  S.  244  ff.). 


10 


464,  465,  468,  470,  573,  585.  14 


567. 


XIII.    Paragraphen    der   deutschen   Beichskonkursordnung 
V.  10.  Februar  1877  (Reich8-Öes.-Bl.  1877  Nr.  10  S.  351  ff.). 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

5 

564. 

74 

564. 

70 

564. 

75 

564. 

71 

564. 

76 

564. 

72 

564. 

77 

564. 

78 

564. 

78 

564. 

XIV.    Paragraphen   des   badischen  Gtesetses   vo(qa  3.  Mftrs 

1879,  die  Einführung  der  Beichsjustizgesetze  im  Gross- 

herzogthum  betr.  (Ges.-  u.  V.-O.-Bl.  1879  X) —  sog.  bad. 

^änffihrungfligeaets  zu  den  BeioluüustiBgesetBen. 


§§  ;         Seite 

i 

§§ 

Seite 

24 

41 

46 

144 

194. 

20,  558. 
189. 
566. 

146 

38,  76,  176,  182,  240,  465, 
466,  467,  479.  481,  484,  572, 
576,  577. 
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XV.  Paragraphen  des  badischen  Q-esetses ,  die  Vorsugs- 
und  Unterpfandsreohte  betr.  vom  29.  M&n  1800  —  sog. 
bad.  PfandgesetB  (Unterpfandsgesetz)   —  (Ges.-  u.  V.-O.-Bl. 

1«90  Xn  8.  155). 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

1 

67,  76,  114, 136, 171, 184, 185, 

8 

62,  182,  193,  194,  195. 

186,  187,  188,  190,  191,  194, 

9 

189,  191,  192. 

195,  207. 

10 

194,  438,  439. 

2 

114,  136,  184,  186,  194. 

15 

171,  185,  195. 

8 

184. 

17 

185,  193,  195,  196. 

4 

64,  67,  171,  177,  188,  191, 

18 

76,  171,  177,  182,  193,  207, 

192,  207,  337. 

337. 

9 

62,  188,  191. 

19 

76,  171,  191. 

6 

191,  193. 

20 

195 

7 

62,  192.  • 

Anhang.  Paragraphen  der  badischen  Anleitung  zur  Führung 
der  Grund-  xind  Pfandbüoher  (sog.  Grund-  und  Pfandbuch- 
insteuktion,  Grd.-  u.  Pfd.-B.-I.)  v.  6.  April  1868  (Reg.-Bl. 
XXXIV  489)  —  hiervon  ist  eine  amtliche  Ausgabe  mit  Berück- 
sichtigang  der  Änderungen  durch  die  Verordnungen  vom 
-.9.  Juli  1879,   18.  September   1888  und   9.  Juni   1890  im 

Jahr  1890  erschienen. 


§§ 

Seite 

§§ 

Seite 

1 

190. 

72 

62. 

2 

190. 

104 

192. 

3 

190. 

105 

192. 

4 

190. 

106 

191,  192. 

5 

190. 

107 

62,  191,  192. 

6 

190. 

108 

192. 

7 

190. 

110 

192. 

8 

190. 

118 

192. 

9 

190. 

117 

186. 

14 

186. 

128 

62,  193. 

32 

192. 

125 

194. 

88 

192. 

181 

307,  439. 

84 

192. 

185 

b%  193 

85 

192. 

187  a 

307. 

86 

192 

142 

193. 

87 

192. 

148 

193. 

88 

192 

Sach-Begister. 

(Die  ZaMen  bedeuten  die  Seiten). 


A. 

Ablehnang  der  Pflegsohaft^  524,  626.  Siehe  auch:  Pflegschaft,  deren 
Ablehnung. 

Abmarkniig^  Klage  hierauf,  angestellt  vom  Vormund,  812,  813.  Siehe  auch: 
Action  en  bomage. 

Abnahme  der  Yormiindsehaft  bei  Unfähigen,  wenn  der  Unf^gkeitsgrund 
erst  nach  übertragener  Vormimdschaft  entsteht,  28,  29»  Siehe  auchj 
Widerruf  der  Vormundschaft. 

Abscliätznng  Ton  FahmiBsen  k  Jnste  valenr  et  sans  orue  —  Bedeutung 
dieses  eigentümlichen  Glesetzesausdrucks  in  Art.  825  Code  civ.,  248« 

Absehlass  des  Heiratsvertrags  des  Minderjährigen ;  bei  demselben  wirken 
gewisse  Personen  mit,  ohne  jedoch  den  Minderjährigen  zu  vertreten,  199« 
Siehe  auch:  Mitwirkungsrecht  gewisser  Personen  beim  Heiratsvertrag  des 
Minder j  ährigen. 

Absetzung  des  GegenTormnnds  —  bei  derselben  darf  der  Vormund  weder 
beim  Antrag  auf  Absetzung  noch  auch  beim  Verfahren  mitwirken,  29« 
Siehe  aach:  Gegenvormund. 

Absetzung  des  Mitrormunds  (Art.  396)  bat  auch  Verlust  der  Vormundschaft 
für  die  Mutter -Vormünderin  im  Gefolge,  29.     Siehe  auch:  Mitvormund. 

Absetzung  des  unwürdigen  Yormunds«  28,  29,  (897).  Sie  bezieht  sich  auf 
die  Tutela  delata  et  administrata,  29«  Siehe  auch:  Destitution  de  la 
tutelle, 

Absetzung  des  Yormunds,  897.    Siehe  auch:  Vormund. 

Abstehen  des  Yormunds  von  der  Imuiobiliarklage  bedarf  der  Ermäch- 
tigung, 287«    Siehe  auch:  Desistement. 

Aequiescement  —  siehe  auch:  Nachgeben—  des  Yormunds  bei  der  Teilungs- 
klage,  288,  bei  Immobiliarklagen  erheischt  es  keine  Ermächtigung  des 
Familienrats,  287. 

Actio  de  in  rem  yerso,  welche  dem  Dritten  gegen  den  Minderjährigen  zu- 
steht, 818. 

Actio  subsidlaria  adyersus  magistratum  des  römischen  Rechts  dem  iran- 
zösischen  Recht  unbekannt»  47,  48« 

Actio  ttttelae  directa,  819,  428,  489 IT«  Siehe  auch:  Klagen  aus  der  Vor- 
mundschaft. 
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Actio  tutelae  eoutrarla,  4&0ff.  Siehe  auch:  Klagen  aus  der  Vormundschaft. 

Aotion  en  bornage,  deren  Anstellung  durch  den  Vormund,  312,  81 B.  Siehe 
auch:  Ahmarkung. 

Aotion  en  nullit^,  Bedeutung  derselben  im  Vormundschaftsrecht  —  bei  An- 
fechtung der  (gesetzwidrigen)  Rechtshandlungen  des  gewaltsu  ntergebenen 
Minderjährigen  oder  des  Vormunds  desselben,  848,  844 ff.  —  Fälle  der 
Anwendbarkeit  der  'Action  en  nullit^  „überhaupt"  nach  ft'anzösischem 
Recht,  848,  849«  —  Siehe  auch:  Anfechtungsklage  —  Anfechtbarkeit. 

Action  en  nullit^  ponr  d<$f ant  de  foimes,  858.  Siehe  auch :  Anfechtun^- 
klage  wegen  mangelnder  Form  —  Anfechtbarkeit. 

Action  en  partage  —  siehe:  Teilungsklage. 

Action  en  r^damatlon  d'^tat  —  ob  solche  der  Vormund  für  den  Mündel 
erheben  kann?  —  214.  814.    Siehe  auch:  Standesklagen. 

Action  en  reddltlon  dn  compte  de  tnteile,  deren  Verjährung,  446.  Siehe: 
Klage  auf  Stellung  der  Vormundschaftsrechnung  —  deren  Verjährung  — ; 
siehe  auch:  Verjährung. 

Action  en  resclsslon,  Bedeutung  derselben  im  Vormundschaftsrecht  —  bei 
Anfechtung  der  Rechtsgeschäfte  gewaltsuntergebener  Minderjähriger  oder 
deren  Vormünder,  848,  846  ff.  —  Fälle  der  Anwendbarkeit  dieser  Klage 
„überhaupt"  nach  französischem  Recht,  848,  849.  —  Siehe  auch:  An- 
fechtungsklage, Anfechtbarkeit. 

Action  de  regtltntlon  (en  entier)  »  Action  en  rescission,  844. 

Administration  de  la  tntelle  <=  Gestion  de  la  tuteile  »  Verwaltung  der 
Vormundschaft  im  weiteren  Sinn,  277.  Siehe  auch  unter  diesen  Stich- 
worten. 

Administration  legale  des  Vaters  während  bestehender  Ehe,  80  n.  ff. 
Siehe  auch:  Verwaltung,  elterliche;  elterliche  Verwaltung. 

Admlnlstratenr  salarl^,  28,  255.  Siehe  auch:  Vermögensverwalter,  be- 
zahlter. 

Adoption  —  zum  betrefßBnden  Geschäfte  hierbei  kann  weder  der  Minder- 
jährige noch  sein  Vormund  zustimmen  —  weder  zur  aktiven  noch  zur 
passiven  Adoption  —  es  ist  eben  ein  dem  Minderjährigen  als  auch  dem 
Vormund  verbotenes  —  ein  absolut  verbotenes  Geschäft  — ,  206. 

Aemter,  öffentliche  u.  s.  w.  geben  unter  Umständen  einen  gesetzlichen 
Entschuldigungsgrund  ab,  um  die  Übernahme  der  Vormundschaft  (und 
Gegenvormundschaft)  abzulehnen,  88,  88  (badisch -rechtlich).  Siehe 
auch:  Dienste,  öfiPentliche,  gewisse  —  sie  geben  ebenfalls  einen  solchen 
Entfichuldigungsgrund  ab  —  88. 

Aftererbschaft,  Pflegschaft  darüber,  568. 

Alt.ers8tnfen  —  gewisse,  sind  sowohl  im  französischen,  als  auch  im 
badischen  Recht  (hier  abgesehen  von  der  Einteilung  der  Minderjährigen 
in  Unmündige,  Halbmündige  und  Vollmündige  —  siehe  auch  unter  diesen 
Stichworten)  ftlr  die  rechtliche  Stellung  der  Minderjährigen  von  Belang 
und  juristiBcher  Bedeutung,  5. 

Amtsrichter  In  Baden  in  seiner  Stellung  bei  EntSchliessungen  auf  dem 
Gebiet  der  obervormundschaftlichen  Vei*waltung,  57.  Siehe  auch:  Ober- 
vormundschaft. 
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AnerkenBvng  eioes  nneheliehen  Kindes  dnreh  den  MiiiderJ&hrigen  —  sie 

erfolgt  ohne  Yertretang  desselben  dnrcli  den  Yormund,  denn  sie  ist 
wesentlich  persönlicher  Natur,  200. 
kaUmg  der  YormnndBohaft,  166  ff.  Siehe  auch:  Beginn  der  Amtspflichten 
des  Yormunds,  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Yerantwortlichkeit  des  Yor- 
munds  beginnt. 
Anfeehtbarkelt,  relatlTe,  tob  Reehtshandlnngen  des  Mflndels  oder  Yor- 
muids  —  Begriff  der  relativen  Anfechtbarkeit,  822,  deren  Heilung  nament- 
lich bei  Yerstöesen  gegen  Art.  472  ^  siehe  S.  382. 

Die  Anfechtbarkeit  der  Rechtshandlungen  ist  stets  in  den  Fällen,  in 
welchen  sie  zu  Gunsten  des  Minderjährigen  besteht,  eine  relative,  875. 

Anfechtbarkeit,  relative,  besteht  für  den  über  die  Jahre  der  Infiantia 
hinausgekommenen  Minderjährigen,  wenn  er  gesetzwidrig  allein  gehandelt 
hat,  H41. 

Rechtshandlungen  des  Yoimunds  ohne  Einhaltung  der  besonderen 
gesetzlichen  Yorschriften  unterliegen  nm*  der  Anfechtung  durch  den 
3Cinderjährigen  und  nicht  jener  durch  den  Dritten,  817. 

Handlungen  des  Yormunds  sind  durch  den  Mindeij ährigen,  auch  wenn 
dei'  Satz:  factum  tutoris,  ^tum  pupilli  zutrif^  wegen  Yerkürzung  dann 
und  insoweit  anfechtbar,  als  auch  ein  YoUjähriger  wegen  Yerkürzung 
(Yerletzung,  Läsion)  anfechten  kann  (sonst  nicht  wegen  blosser  Yer- 
kürzung), 817. 

Anfechtbarkeit  der  vom  Yonnund  während  der  Minderjährigkeit  seines 
Schutzbefohlenen  abgeschlossenen  Mieth-  und  Pachtverträge,  299,  An- 
fechtbarkeit des  Yerkau& '  von  Liegenschaften  des  Mündels  durch  den- 
selben, bezw.  seine  Yertreter  und  allgemeine  Rechtsnachfolger,  wenn  bei 
Yomahme  des  Yerkaufs  die  gesetzlichen  Formvorschiiften  nicht  eingehalten 
worden  sind,  2S0. 

Anfechtbarkeit  gesetzwidriger  Handlungen  des  gewaltsuntergebenen 
Minderjährigen  oder  des  Yormunds;  derartige  Handlungen  sind  anfecht- 
bar: 1.  nur  wegen  Läsion,  wenn  sie  der  Mindeijährige  ohne  seinen  Yor- 
mund,  allein,  vorgenommen  hat  (restituitur  minor  non  tanquam  minor, 
sed  tanquam  laesus),  2.  wenn  Nullit^  en  la  forme  vorliegt,  d.  h.  wenn  die 
besonderen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  worden  sind,  sei  es,  dass  der 
Minderjährige  ohne  Yormund  gehandelt  hat,  sei  es,  dass  der  Yormund 
gehandelt  hat,  874,  875.  Zwei  Systeme  stehen  sich  in  Betreff  der 
Frage,  anlangend  das  Recht  des  Minderjährigen,  die  Aufhebung  seiner 
Yerbindlichkeiten  zu  begehren,  gegenüber  —  wir  huldigen  dem  zweiten 
Systeme,  848  ff»,  —  siehe  auch:  Sjrateme. 

Anfechtbar  wegen  Läsion  sind  die  Handlungen  eines  Mindeijährigen 
nicht,  wenn  er  ein  Handelsgeschäfb  betreibt  —  so  nach  badischem 
Recht,  nach  französischem  Recht  trif%  dies  nur  für  die  Yerbindlich- 
keiten zu,  welche  der  Minderjährige  in  Beziehung  auf  das  Handelsgeschäft 
eingegangen  hat,  860,  878,  879.  Siehe  auch:  EEandelsmann ,  minder- 
jähriger. 

Anfechtbarkeit  besteht  nicht  bezüglich  der  Rechtshandlungen,  welche 
der  Yormund  vorgenommen  hat,  vorausgesetzt,  dass  entweder  keine  be- 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.  w.  3!) 


610  Sach -Register. 

sondere  Förmlichkeiten  vorgeschrieben  oder  diese,  falls  sie  vorgetschrieben 
sind,  beobachtet  sind  —  alle  diese  Rechtshandlungen  gelten  als  Geschäfte 
eines  Volljährigen  und  sind  so  anzusehen  und  zu  behandeln,  375« 

Anfechtbarkeit  der  gesetzwidrigen  Rechtshandlungen  der  gewalts- 
untergebenen  Minderjährigen  nach  badischem  Recht:  Hiemach  sind 
Geschäfte  des  Minderjährigen  ohne  Läsion  (Art.  Il2ö,  1B04)  anfechtbar, 
wenn  er  zu  solchen  nach  Art.  1124  a  u.  b  und  §  27  des  VI.  Konstitation.'>- 
Edikts  nicht  befugt  war,  andernfalls  nur  wegen  Läsion,  —  während  die 
Gteschäfte  des  Vormunds  unanfechtbar  bleiben,  so  lange  er  keine  besondere 
vorgeschriebene  Förmlichkeit  unbeobachtet  gelassen  hat,  884  (d83)* 

Anfechtbar  wegen  Läsion  sind  für  den  Minderjährigen  die  Verbind- 
lichkeiten nicht,  welche  „trotz"  seiner  persönhchen  Unfähigkeit  entstehen 

—  d.  h.  unanfechtbar  sind  für  jenen  alle  aus  dem  Gesetz  entstehende 
Verbindlichkeiten,  879. 

Anfechtbar  sind  für  den  Minderjährigen  wegen  Läsion  nicht  die  Ver- 
bindlichkeiten, welche  Vorteilen  entspringen,  die  der  Minderjährige  aus 
der  Handlung  gezogen  hat,  in  Bezug  auf  welche  er  sich  verpflichtet  hat 

—  m.  a.  W.  es  besteht  kein  Anfechtungsrecht  des  Minderjährigen  ex 
versione  in  rem,  880.    Siehe  auch:  Läsion. 

Da,  wo  der  Minderjährige  wegen  Formmangel  anfechten  kann, 
kann  er  auch  wegen  dolus,  error  und  metus  anfechten  wie  ein  Voll- 
jähriger, 875. 

Anfechtbarkeit  der  Handlungen  des  Beistands  des  Verschwenders, 
wenn  jener  allein  gehandelt  hat,  574  —  der  Handlungen  des  Geistes- 
kranken, wenn  er  entmündigt  oder  nicht  entmündigt  war,  514  ff.,  des 
toten  Geisteskranken  durch  seine  Erben,  507,  508.  509«  —  Siehe  auch: 
Geisteskranke,  Verschwender,  Verbeiständete,  Rechtsgeschäfte  (Handlungen) 
der  einen  und  anderen.  Siehe  auch,  was  die  Anfechtbarkeit  der  Rechts- 
handlungen des  noch  nicht  entmündigten  Geisteskranken  anlangt,  501  ff* 

Siehe  auch:  Entmündigte,  Minderjährige,  gewaltsentlassene  Verbei- 
ständete, die  Rechtshandlungen  derselben,  deren  Anfechtbarkeit  u.  s.  w. 

Anfechtbarkeit  der  Familienratsbeschlüsse,  wenn  solche  vorliegt,  wem 
das  Recht  der  Anfechtung  zusteht?  —  Form  der  Anfechtung  dieser  Be- 
schlüsse nach  iranzösischem  Recht,  die  Mittel  der  Anfechtung  dieser  Be- 
schlüsse nach  französischem  Recht  —  siehe:  71,  72,  73«  Siehe  auch: 
Beschlüsse  des  Familienrats,  Familienratsbeschlüsse,  deren  Anfechtbar- 
keit u.  s.  w. 

Anfechtnngsklage^  welche  der  gewaltäuntergebene,  nicht  emancipierte 
Minderjährige  wegen  Läsion  hat,  im  Falle  er  allein  handelt,  ist  nichts 
Anderes,  als  die  römische  Restitutio  in  integrum  propter  minorem 
aetatem,  860,  861. 

Die  Anfechtungsklage  des  nichtgewaltsentlassenen  Minderjährigen  in 
Betreff'  von  Rechtshandlungen,  die  er  oder  sein  Vormund  gesetzwidrig 
vorgenommen  hat,  verjährt,  und  zwar  einerlei,  ob  sie  sich  danstellt  als 
Action  en  nullite  en  faute  de  forme  oder  als  Action  en  rescission  wegen 
Läsion,  in  10  Jahren  gemäss  Art.  1304  —  siehe:  877. 
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Auch  die  Anfechtungsklage  des  Entmündigten,  des  gewaltsentlassenen 
imter  Pflegschaft  stehenden  Minderjährigen  und  des  Verbeiständeten ,  so 
weit  es  sich  um  Qeldansprflche,  d.  h.  um  Gfeld  und  zu  Geldesweith  yer- 
anschlagbare  Ansprtlche  handelt,  verjährt  gemäss  Art.  1804  in  10  Jahren, 
sonst  nach  gemeinem  Recht,  498,  494,  495,  547,  574«  Diese  Unterscheidung 
trifft  auch  für  die  nlchtemanzipierten  Mindeijährigen  in  Betreff  ihrer  An- 
fechtungsklagen zu,  84S,  495.  Siehe  auch:  Verjährung,  Erlagen  Verjährung. 

Angreifang  TOn  Kapitalien  des  Mflndels,  hierzu  bedarf  der  Vormund 
keiner  Ermächtigung  des  Familienrats,  278«  Siehe  auch:  Handlungen  des 
Vormunds,  Kapitalien  u.  dergl. 

Ankauf  Ton  Liegenschaften  dnreh  den  Yormnnd  —  hiei-zu  bedarf  er 
keiner  obervormundschaftllchen  Ermächtigung,  260«  Siehe:  Ermächtigung, 
Familienrat. 

Anlage  von  Kapitalien  nnd  Einkfinften  des  HtlndelTennögenfl  dnrch  den 
Tormnnd,  810,  811«  Siehe  auch:  Handlungen  des  Vormunds,  die  sich 
auf  die  Anlage  von  Kapitalien  u.  s.  w.  beziehen;  femer:  Kapitalien,  deren 
Anlage  u.  dergL 

Annahme  einer  Erbschaft  dnreh  den  Yormnnd,  281,  282,  817,  205.  Siehe 
auch:  Beneficium  inventarii,  Erbantretung,  Erbschaft  (Annahme  der- 
selben). 

Antragsbereehtigte  Personen  bei  der  gerichtlichen  Entmündigung  wegen 
Geisteskrankheit  und  wegen  Verschwendung  (dies  letztere  nur  badisch- 
rechtlich),  460,  486,  470  —  bei  der  Verbeiständung  wegen  Verschwendung 
und  Gfeistessch wache.  Siehe  auch:  Entmündigung,  Personen,  antrags- 
berechtigte, bei  Entmündigung  u.  s.  w.  —  siehe :  Verbeiständung. 

Anzeigepflleht  gewisser  Personen  in  Betreff  der  Ernennung  von  Gegen- 
vormündern, 168,  badisch- rechtlich:  Anzeigepflicht  der  Verwandten, 
Verschwägerten  des  zu  Bevormundenden,  der  BtLrgermeister,  Notare  und 
Waisenrichter  in  Betreff  der  Thatsachen,  welche  die  Bestellung  und  die 
Absetzung,  Ausschliessimg  des  Vormunds  u.  s.  w.  nötig  machen,  80,  152, 
auch  69,  70. 

Apnrement  dn  eompte  de  la  tnteile  —  Begriff,  401« 

Arret  dn  eompte  de  la  tnteUe  —  Begriff,  %29.  Siehe:  Cldture  du  eompte 
de  la  tutelle,  Bechnungsabschloss. 

Arten  der  Beistandschaft,  18,  14,  567.    Siehe:  Beistandschaft,  deren  Arten. 

—  der  Entmündigung,  5,  6,  452  n«  ff.    Siehe :  Entmündigung,  deren  Arten. 

—  der  Pflegschaft,  12,  18,  522,  528.    Siehe:  Pflegschaft,  deren  Arten. 

—  verschiedene,  der  Vormünder,  18  n.  ff«    Siehe:  Vormund. 

—  der  Vormundschaft,  10.    Siehe  auch:  Vormundschaft,  deren  Arten. 
Aseendenten,  deren  Recht  ftir  minderjährige  Abkömmlinge  (Descendenten) 

Schenkungen  anzunehmen,  209. 

—  als  gesetzliche  Vormünder  stehen  sie  dem  gesetzlichen  Parens-tutor  rück- 
sichtlich der  Vormundschaft  nicht  gleich,  147,  148. 

Aseendentenvormnndsehaft,  gesetzliche  —  erheischt  nach  badischem  Recht 
Bestätigung  des  durch  das  Gesetz  zum  Vormund  berufenen  Ascendenten, 
142.  Siehe:  Bestätigung.  Diese  Vormundschaft  greift  niemals  den  un- 
ehelichen Kindern  gegenüber  Platz,  142.    Siehe  auch:  Ordo  successorius. 
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iiacilateiUK  des  Beöstands  bei  deo  Handlungen  des  Yerbeiständeten,  18,  574. 
Siehe  auch:  Beistand. 

—  des  Pflegers  bei  den  Handlangen  des  Pfleglings,  18,  688. 
AvfeiiiAiiderfolge   4er   DelAtionigiilnde   4er   Tom«ii48eh«ft,   78  a.  ff. 

Siehe:  Delationsgründe  der  VormundschaüL 
Aüfeatiialteort  (residence)  des  Mündels  kann  vom  Überlebenden  Eltemteil 

an  einem  anderen  Ort  bestimmt  werden  als   an  dem  Ort  des  Wohnsitzes 

des  Vormunds,  828.    Siehe  auch:  Droit  de  garde  und  Recht  der   Auf- 

enthflJtsbestinunung  des  Kindes. 
Aufkebang    der   Beistandschafl:   über  Geistesschwache,   586«    Sidie:   Bei- 

standschait. 

—  der  Beistandschafl;  über  Verschwender,  588«    Siehe  BeistandschafL 

—  der  Entmündigung,  479,  480«  Siehe:  Entmündigung,  deren  Aufhebung  — 
Madnlevee  de  l'interdiction. 

•—  der  Pflegschaft  durch  Widerruf  der  Emanadpation ,  550«  Siehe:  Eman- 
zipation, Gtowaltsentlassimg. 

Aufsieht  des  Familienrats,  der  Obervormundschaftsbehörde,  bei  dem  £r- 
säehungsrecht  des  Vormunds,  217  ff* •  Siehe:  Familienrat,  Obervormund- 
schaft, Vormund  —  Aufsicht  jenes  u.  dergl. 

AulliiehtBpflegschaften  —  Begriff  im  Allgemeinen,  12,  18. 

Anfslelltsreeht«  allgemeines,  des  Familienrats^bei  jeder  Vormundschaft  in 
Betreff  der  Ersdehung  des  Kindes,  227. 

AiHfiran4  fCbr  die  Sorge  der  Person  des  Mündels,  für  seine  Erziehung  — 
woraus  er  zu  bestreiten  ist?  215« 

Angbess^raBgen  der  Mündelgüter.    Siehe:  Beparaturen,  Mündelgüter. 

AssgmbeB  —  der  Höchstbetrag  der  jährlichen  Ausgaben  fär  die  Verwaltung 
der  Vormundschaft  ist  bei  Beginn  einer  jeden  Vormundschaft  mit  Au^»- 
nähme  der  des  gesetzlichen  Parens-tutor  vom  Familienrat  zu  bestimmen, 
252  ff. 

Anslleferangspflielit  des  Vormunds  in  Betreff  des  Vermögens  des  früheren 
Mündels,  484,  488. 

Avsnahmen,  in  w^elchen  die  Minderjährigen  die  Besoissionsklage  wegen 
Lasion  nicht  haben,  sondern  wie  Volljährige  behandelt  werden  (und  daher 
auch  nur  wie  diese  die  Anfechtung  wegen  Läsion  haben  im  Fall  der  Art.  887 
und  1674  u.  s.  w.  —  und  ohne  Läsion  w^pen  Zwang,  Irrtum  und  Betrug), 
878.    Siehe  auch:  Anfechtbarkeit. 

—  in  welchen  d^i  Minderjährigen  die  Anfechtungsklage  — -  action  en  nullite  — 
wegen  nicht  eingehaltener  Förmlichkeiten  nicht  zusteht,  880«  Siehe  auch: 
Action  en  nullit^,  Anfechtbarkeit. 

—  zwei,  vom  fi:anzösisch-  und  badisch-rechtlichen  Grundsatz,  wonach  alle 
nicht  volljährigen  Personen  unter  (ständiger)  Vormundschaft  stehen,  16, 17* 

—  von  der  Begel,  wonach  Liegenschaften  des  Mündels  vom  Vormund  nur 
unter  Ermächtigung  des  Familienrats  veräussert  werden  dürfen,-  27.9  ff* 

A«8gerelielie]ie  Kind^^:  —  Vormundschaft  über  dieselben,  18,  117,  118, 
148«  Siehe  auch:  Vormundschaft  über  aussereheliche,  uneheliche  Kinder, 
—  Kinder,  aussereheliche,  uneheliche. 

A«BMlilie8t»iiBg  Tou  der  YornviiAsehaft  =  exclusion  de  la  tuteUe,  26  ff« 
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AttfnraMlera^riilMWIIUgiuig  des  Vonnuzids  in  Betreff  des  Mttndels  erheischt 

Dicht  die  Ermächtigung  des  Faznilieniats,  ftI4* 
AvtorlsatlOB  des  Mttndels  durch  den  Yomnind  —  wann  giltig?  198«   Siehe 

anch:  Handehi  des  Vonnands  ftir  den  Mftndel,  Ermächügai^. 
Antoiitatls  tet«rp08itte  des  Vormund»  nach  römischem  Becht  ist  dem 

französischem  und    badisohen  Hecht   im  AUi^emeinen  imbekannt  ^  197, 

198,  9U. 
ArmmtemMki  ilMlrte^  437. 
Aren«  Ablegung  eines  solchen  durch  den  Vormund,  292,  819U    Siehe  auch: 

(Geständnis,  gerichtliches. 
Avis,  dessen  Bedeutung  in  Art.  d&i  —  siehe  569« 
AtIs  d«  oonteil  de  famille,  72,  78.    Siehe:  Gutachten  des  Familienrats, 

Beschlussfassung  desselben,  Familienrat. 


B. 

Balanoe  da  oompte  de  la  tntelle  —  faire  la  bcJance  —  429. 
Beendigung  der  Emanzipation  (Gewaltsentlassung),  550«    Siehe  auch:  Auf- 
hebung der  Pflegschaft  durch  Widerruf  der  Emanzipation. 

—  der  Entmündigung,  479,  480«  Siehe  auch:  Aufhebung  der  Entmün- 
digung, Mainlev^  de  l'interdiction  —  Beendigung  der  Vormundschaft 
über  Entmündigte  »=  Beendigung,  Aufhebung  der  Entmündigung. 

—  der  Beistandschaft,  585,  der  Pflegschaft,  549,  550.  ^ 

—  der  Gegenvormundschafl,  898,  899. 

—  der  Vormundschaft  Über  Minderjährige,  884  ff«,  deren  Folgen  im  All- 
gemeinen, 490 ff«  Siehe  auch:  Beistandschaft,  Entmündigung,  Vormund- 
schaft U.S.W.,  Gegenvormund,  Beendigung  der  Amtspflichten  desselben, 
161,  888. 

Befragnngsreoht  des  Staatsanwalts  seitens  des  Vormunds  —  badisch - 
rechtlich,  277,  seitens  der  Mutter -Vormünderin  nach  bad.  Recht.  99, 

Dieses  Berufiingsrecht  ist  nach  badischem  Becht  auch  den  Beiräten 
gegeben,  und  zwar  in  Vormundschaftssachen,  in  welchen  es  sich  um  das 
Interesse  des  Mündels  handelt,  und  welche  durch  das  Amtsgericht  nach 
Anhörung  der  Beiräthe  und  des  Waisenrichters  entschieden  werden,  74. 

Beginn  der  Amtspflichten  des  G^egenvormunds  * —  mit  Eröflnnng  seiner  Er- 
nennung, 157,  166,  388. 

—  der  Amtspflichten  des  Vormunds,  166  ff.  Siehe  auch:  Anfang  der  Vor- 
mundschaft, Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds 
beginnt. 

BelTltle^  ständige,  —  ba  diso  he  Einrichtung  —  deren  Begriff,  ihre  Aufgabe^ 
60,  61,  64  ff«  Frist,  innerhalb  welcher  die  Beiräte  etwaige  Entschuldig^ungs- 
gründe  geltend  zu  machen  haben,  um  das  Amt  eines  ständigen  Beirats 
nicht  bekleiden  zu  müssen,  60.  Beirat  kann  der  Vormund  niemals  sein, 
400.  Beiräte  erhalten  kein  Honorar,  61  (dasselbe  gilt  f%Ur  die  Mitglieder 
des  Familienrats  nach  französischem  Recht,  61  —  siehe  auch :  Familien- 
rat).   Unfähigkeit,  Beirat  zu  sein,   59.     Die  Befi-eiungsgründe,  Entschul- 
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digungsgründe,  Excusationes  volontariae,  welche  in  Betreff  der  Übernahme, 
bezw.  Fortführung  einer  Yormondschafib  gelten,  finden  nicht  nothwendig 
auch  auf  die  Beiräte  Anwendung,  60.  Beiräte  haben  bei  der  Beschluss- 
fassung der  Obervormundschafbsbehörde  keine  entscheidende,  sondern  nur 
eine  begutachtende  Stimme,  78  ff«,  7«.    Siehe  auch:  Familienrat. 

Beistand,  Begriff,  Wirkungskreis  desselben,  565  ff.    Siehe  auch:  Conaeil. 

Beistandschaft;,  deren  Begriff,  Wesen  im  AUgemeinen,  1  ff.,  9,  18,  14,  565. 
deren  Arten,  565.  Siehe  auch:  Conseil,  B«chtshandlungen  des  Yerbeistän- 
deten  und  des  Beistands,  deren  Anfechtbarkeit  u.  s.  w. 

Beiyormnnd^  ein  badisch-rechtlicher  Ausdruck  für  (Icgenvomiund,  22. 
Siehe  auch:  Gegenvormund,  Tuteur  subrogö. 

Beneficinm  injentaril  —  Folgen  der  Erbschafbsannahme  des  Vormunds  fär 
den  Mündel  ohne  solches,  205.  Siehe  auch:  Erbschafbsannahme,  Erb- 
verzeichnis. 

Bereicherung  des  Minderjährigen,  siehe:  Haftbarkeit  des  Minderjährigen 
aus  Bereicherung,  Yersio  in  rem. 

Bereinigung  der  Unterpfandsbücher  —  bad.  Verordn.  vom  20.  Mai  1890 
(Ges..Bl.  XVI  S.  211  ff.),  56. 

Bergrwerk^  ob  solches  der  Vormund  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats 
auf  dem  Grundstück  des  Mündels  eröffnen  darf?  802. 

Berichtigung  der  Vormundschafbs(schluss)rechnung,  486.    Siehe  auch:   Re- 

dressement  oder  Bevision  du  compte  de  la  tuteUe. 
Berufung  gegen  die  Entscheidung  des  Familienrats  zulässig  bei  Ausschluss 

des  Vormunds  aus  Gründen  der  Incapazität,  29. 

BescliluBB,  giltiger,  des  FamiUenrats  (französisch- rechtlich),  dessen  Vor- 
aussetzungen, 70.  Siehe:  Familienrat;  durch  solchen  wird  nach  bad. 
Recht  im  Gregensatz  zum  französischen  Recht  die  Entmündigung  und 
Verbeiständimg  ausgesprochen  —  im  französischen  Recht  durch  Ur- 
teil, 468. 

Beschlüsse  des  Familienrats,  alle,  sind  nach  französischem  Recht  nur 
durch  Haupt-  oder  Incidentklage  anfechtbar,  nicht  durch  Appellation,  78. 

—  im  eigentlichen  Sinn  «»  döliberations  im  engeren  Sinn,  72.  Siehe  auch: 
Anfechtbarkeit  der  Familienratsbeschlüsse,  Anfechtungsmittel  in  Betreff 
dieser  Beschlüsse  nach  französischem  Recht  u.s.w.,  Beschwerderecht 
(nach  badischem  Recht)* 

Beschlnssfassungen  des  Familienrats  sind  nach  französ.  Recht  ihrem 
Inhalte  nach  doppelter  Art.  Dieselben  sind  entweder  Gutachten  (Avis  du 
conseil  de  famille)  oder  Beshlüsse  im  eigentlichen  Sinne,  72,  73.  Siehe 
auch:  Gutachten  des  Familienrats,  Avis  du  conseil  de  famille. 

Beschränkung  des  Erziehungsrechts  der  Mutter,  welche  durch  Schliessung 
einer  zweiten  Ehe  die  Vormundschaft  verloren  hat  (Art  395),  ist  zulässig, 
wenn  sie  die  ihr  obliegende  Pflicht,  für  die  sittliche  Erziehung  ihrer  erst- 
ehelichen Kinder  Sorge  zu  tragen,  ausser  Augen  lässt,  218  —  siehe  auch: 
Mutter. 

—  des  Mündelpfandrechts  bei  Beginn  der  Vormundschaft  nach  französischem 
R«cht,  175,  181. 
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Besehränkmiir  des  Yormimds  überhaupt  in  seiner  Yerwaltnng  durch  den 
Familienrat,  266,  275. 

—  des  Vormunds  in  seinen  persönlichen  Beziehungen  zum  Mündel,  205,  206, 
819.  Siehe  auch:  Beziehungen ^  persönliche,  des  Vormunds  zum  Mündel, 
pei*sönliche  Beziehungen  u.  aw.  —  Rechtsverhältnisse  zwischen  Vormund 
imd  Mündel,  abgesehen  von  der  Vormundschaft. 

Begehwerderecht  der  Beiräte  bei  Nichtberücksichtigung  ihrer  Excusations- 
gründe,  61  —  siehe:  Beiräte. 

—  welches  als  Rechtsmittel  der  Beschwerde  unter  Umständen  Dritten,  wie: 
den  Beiräten,  dem  Vormund  gegen  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  in  Vor- 
mnndscbaftssachen  gegeben  ist,  und  das  an  das  Landgericht  geht  (bad.- 
rechtlich),  75. 

—  welches  dem  Vormund  gegeben  ist  jgegen  die  Entscheidung  des  Amts- 
gerichts f  als  Familienrat),  wodurch  seine  Absetzung  u.  s.  w.  ausgesprochen 
wird  —  es  wird  im  Weg  der  Beschwerde  beim  Landgericht  geltend  ge- 
macht (badisch- rechtlich),  80. 

—  der  zum  Vormund  ihres  entmündigten  Ehemanns  ernannten  Ehefrau 
gegen  den  Beschluss,  der  ihr  die  Vormundschaft  überträgt,  472. 

Besitiy  liegenschaftlicher,  im  Inland  oder  von  Vermögen  überhaupt  ist  keine 
VoraiLSsetzung  der  Fähigkeit  zur  Vormundschaft,  24. 

Besitsklageii  kann  der  Vormimd  ohne  Ermächtigung  und  ohne  Einhaltung 
weiterer  Förmlichkeiten  fdr  den  Mündel  anstellen,  285,  208. 

Bestfttigong  der  Familienratsbeschlüsse  durch  das  Erstinstanzgericht,  72, 
73.    Siehe  auch:  Homologation  der  FamUienratsbeschlüsse. 

—  solche  ist  nach  französischem  Recht  nur  in  gewissen  Fällen  erfor- 
derlich, 47  (im  Allgemeinen). 

—  des  Vormunds,  welcher  nicht  von  der  Behörde  ernannt  ist,  nach  bad. 
Recht.  66;  der  gesetzliche  Vormund,  mit  Ausnahme  von  Vater  und  Mutter, 
wenn  sie  kraft  Gesetzes  berufen  sind,  sowie  der  testamentarische  Vormund, 
sind  stets  nach  bad.  Recht  zu  bestätigen,  169,  121,  122  —  nach  fran- 
zösischem Recht  wird  der  Vormund  überhaupt  nicht  bestätigt  mit  der 
einzigen  in  Art.  400  C.  c.  vorgesehenen  Ausnahme,  122. 

—  oder  Genehmigung  der  anfechtbaren  (rescissiblen)  Verbindlichkeiten  des 
trüberen  Minderjährigen  nach  erreichter  Volljährigkeit  desselben  durch 
ihn  bringt  jene  zum  Erlöschen  (Art  1811  in  Verb.  m.  1338),  880.  Siehe 
auch:  Genehmigung. 

Bestandverträge  —  b  ad  i  seh -rechtlicher  Ausdruck  ftlr  Mieth-  und  Pacht- 
verträge.   Siehe  auch :  Mieth-  und  Pachtverträge. 

Betreibung  der  Ernennung  des  Gegenvormunds  —  Verpflichtung  des  Vor- 
munds hierzu  bei  Beginn  der  Vormundschaft,  280 ff.  Siehe  auch:  Gegen- 
vormund. 

Bestehungeii;  persönliche,  des  Vormunds  zum  Mündel,  205,  206,  810  ff. 
Siehe  Bpschränkung  des  Vormunds  in  seinen  persönlichen  Beziehungen 
u.  s.  w. 

Blindheit  macht  unfähig  zur  Vormundschaft,  27.  Siehe:  Inkapazitätsgründe 
Unfähigkeitsgründe. 
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Borderean,  178.  Nach  badischem  Becht  werden  die  beiden  Bordereaux 
für  den  £intrag  des  Mündelp£aiidrechts  nicht  mehr  erheischt.  192.  Siehe 
auch:  Mündelpfandiecht,  dessen  Eintrag,  Form  des  Eintrags. 

Budget  de  1a  tatelle,  der  Yormandschaft.  Begriff  desselben ,  dessen  Fest- 
setsning  durch  den  Familienrat  bei  Antritt  der  Yormundschaft,  65, 
252  ff.,  260. 

Bttrgsehaft  des  Yormunds  —  siehe:  Yerbüi-gimg. 


c. 

Carenzprotokoll,  Begriff,  287. 

Caases  dMneapaeltö  d'^tre  tntevr  et  Caases  d'exclnsioa  om  de  destüvUea 
de  la  tatelle,  24,  25,  82.  Siehe  auch  Inkapazitäts-  und  IndignitfitsgrOnde, 
gesetzliche  Gründe,  welche  von  der  Yormundschafb  aosschliessen,  Un- 
fähigkeits-  und  ün Würdigkeitsgründe,  Absetzung.  Ausschlui^  von  der 
Yormundschaft,  Excusationes  necessariae. 

Cession  einer  gegen  den  Mündel  zustehenden  Forderung,  eines  gegen  den 
Mündel  zustehenden  Rechts  an  den  Yormimd  wahrend  der  Yormundschaft 
ist  diesem,  an  sich  vornehmen  zu  lassen,  untersagt.  —  Ausnahmen  von 
diesem  Yerbot,  233  ff.  Siehe  auch:  Beschränkungen  des  Yormunds  u.  s.  w., 
Beziehungen,  pei:sönliche,  des  Yormunds  zum  Mündel. 

—  von  Forderungen  des  Mündels  an  den  Gegenvormund  zulässig,  338.  Siehe 
auch:  Gegenvormund. 

Charakter,  rechtlicher,  der  Pflegschaft  über  gewaltsenüassene  Mindeijährige, 
528  ff.    Siehe  auch:  Pflegschaft  über  gewaltsentlassene  Mindeijähiige. 

CiTÜbeamte  der  Militärverwaltung  sind  nach  badischem  Recht  untauglich 
zui*  Yormundschaft,  wenn  ihnen  von  ihren  Yorgesetzten  die  Grenehmigung 
zur  Ubemahme  der  Yormundschaft  versagt  worden  ist)  27. 

GiTilgeriehtshöfe  (Tribunaux  civils)  wirken  in  Frankreich  in  den  gesetzlich 
näher  bestimmten  Fällen  auch  bei  der  vormundschaftlichen  Yerwaltong 
des  Familienrats  mit,  49.    Siehe:  Familienrat,  Tribunaux  civils. 

ClotAre  du  compte  de  la  tatelle,  Begriff,  426.  Siehe  auch:  Arrdt  du  oompte 
de  la  tutelle  und  Rechnungsabschluss. 

Code  de  la  ConTeutioD,  142,  dessen  Bestimmungen  in  Betreff  der  Tutela 
testamentaria,  119.    Siehe:  Tutela  testamentaria,  Wahlvormundschaft. 

Commane  renoiniii^ey  289,  240.  Siehe  auch:  Gemeiner  Ruf;  Ruf,  ge- 
meiner. 

Compensation  (Wettschlagung)  —  findet  solche  statt,  wenn  der  Yormund 
Kapitalien  oder  Einkünfte  des  Mündels  in  Händen  hat  und  zugleich 
Gläubiger  desselben  ist?    304.    Siehe  auch:  Wettschlagung. 

Cottiptes  pr^paratoires  dn  eompte  döfluitif,  418,  414.  Siehe  auch:  Über- 
sichtstabellen, Yormundschaftsrechnung. 

Compte  de  la  tntelle  ^^rendn  et  apur^^^,  Begriff,  484,  Wirkungen,  435 
Siehe  auch:  Yormundschaftsrechnung,  aussergerichtlich  oder  gerichtlioh 
abgelegte  und  festgestellte,  femer:  Apurement. 
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Condictio  sine  eavga  des  YormuBcIs  gegen  den  Cedenten  bei  der  (verboteaen) 
kanfsweisen  Cession  einer  Forderung,  eines  Rechts,  das  diesem  gegenüber 
dem  Mündel  zustand,  an  jenen,  S29.  Siehe  auch:  Cession  einer  gegen 
den  Mündel  zustehenden  Forderung. 

Conserrateiir  des  kypoth^qies,  177. 

Constltntions-Edikt,  VI,  badisches,  4. 

Gdtnteiir  —  siehe:  Mitvonnund. 

Culpa  leriSy  Haftung  ftlr  solche  seitens  des  Vormunds  gegenüber  dem 
Minderjährigen  bei  der  Verwaltung  der  Vormundschaft,  816.  Siehe:  Haf- 
tung, Verantwoitlichkeit  des  Vormunds. 

Cum  absentUy  557. 

Cnra  mlnomm  der  Römer,  16. 

Ciira  Tentrlgy  96. 

Ciirator  ad  hoe,  524.    Siehe  Pflegei-. 

Caratev  4  rimaieiibl*  d^laisa^  par  hypathäque^  568.  Siehe:  Pflegschaft 
über  eine  von  dem  Besitzer  wegen  darauf  ruhender  Pfandlasten  auf- 
gegebene Liegenschaft. 

Corator  datvr  rei  Tel  causae,  Bedeutung  dieses  Satzes,  12,  18. 

dura  hereditatls  Tacaniis,  560,561.  Siehe:  Erbpfleger,  Pfleger,  Pflegschaft. 

Coratelle,  12,  521  ff.    Siehe:  Pflegschaft. 

Cnratelle  ä  la  nteoire,  556. 

Cnrator  Tentris,  96,  158  —  er  ist  nicht  Tutor  ad  hoc,  sondern  Pfleger,  20. 
Siehe  auch:  Leibesfrucht,  Pfleger  derselben. 

Cnrator^  dessen  Ernennung  —  stets  Dativcuratel,  524.    Siehe:  Pfleger. 


D. 

DarleiheDMufkiahiiie  des  Verbeiständeten  nicht  zulässig  ohne  Mitwirkung 
des  Beistands,  577,  585«  Siehe:  Verschwender,  verbeiständeter,  Geistes- 
schwacher, verbeiständeter  —  deren  Unfähigkeit  zm*  Auftiahme  eines 
Darleihens. 

—  des  Vormunds  für  den  Mündel  erheischt  die  Ermächtigung  des  FamiUen- 
i-ats,  277  ff. 

—  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  ist  zwar  zulässig  ohne  Mitwirkung 
des  Pflegers,  jedoch  nicht  ohne  einen  (nach  französischem  Recht:  gericht- 
lich bestätigten)  die  Ermächtigung  erteilenden  Familienratsbeschluss, 
544,  545.  Siehe:  Rechtshandlungen  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen« 

DatiTToramad  der  ausserehelichen  Kinder,  149.  Siehe  auch:  Aussereheliche 
Kinder. 

—  Rechtsmittel  des  Datiwormunds  gegen  den  Familienratsbeschluss,  durch 
welchen  er  ernannt  wird,  152.    Siehe  auch;  Tutor  dativus. 

Dativrormnndsehaft,  78,  14Sff.9  154  ff.  (im  engeren  und  weiteren  Sinn  ~ 
Begriffe).  Sie  darf  weder  bedingungsweise  noch  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  noch  so,  dass  sie  erst  nach  einer  bestinunten  Zeit  ins  Leben  treten 
soll,  bestellt  werden  (teilweise  anders  nach  badischem  Recht),  125. 
Siehe  auch:  Tutela  dativa. 
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D^^adatiou  eirique,  Begriif  und  Wirkungen,  t7 ,  52.  Siehe  auch: 
Familienrat. 

D^laissemeiit  par  bypothöqne,  284.  Siehe  auch:  Curateur  k  rimmeuble 
delaisse  par  hypoth^ue,  Pflegschaft  über  eine  von  dem  Besitzer  wegen 
darauf  ruhender  Pfandlasten  aufgegebene  Liegenschail. 

Delation  der  Beistandschafb,  566  ff. 

—  der  Vormundschaft  über  Minderjährige,  78. 

—  der  Vormundschaft  über  Entmündigte,  stets  Tutela  dativa  mit  einer 
Ausnahme:  bei  Entmündigung  einer  Ehefrau,  470 ff. 

—  der  Pflegschaft,  560  ff. 

DelationsgrOnde,  78.  Siehe  auch:  Aufeinanderfolge  der  Delationsgründe 
der  Vormundschaft. 

Deliberatlon  da  conseil  de  famille^  72^  76.  Siehe  auch:  Beschlussfassung 
des  Familienrats,  Beschlüsse  im  eigentlichen  Sinn. 

Delikte  der  Minderjährigen,  640  ff.^  -  der  Geisteskranken,  482  ff.  Siehe 
auch:  Vergehen. 

Delikte  des  Yormnnds  wäbrend  der  Toruinndschaft  gegen  Dritt«  — 
Wirkungen,  818. 

Desistement  des  Yormnnds  Ton  der  Immobiliarklage  —  bedarf  der  Er- 
mächtigung, 278. 

—  von  der  Teilnngsldage  bedarf  es  keiner  Ermächtigung,  288.  Siehe 
auch:  Abstehen  des  Vormunds  von  der  Immobiliarklage. 

Destitntion  de  la  tnteile.  25.    Siehe:  Absetzung  des  Vormunds. 

Dienste,  öffentliche  —  siehe:  Ämter,  öffentliche. 

Dienstweisnng  fai-  die  Bürgermeister  u.  s.w.  als  Bechtspolizeibehörden  — 
Verordn.  (bad.),  die  D.-W.  f.  die  Bürgenn.  ii.  Gemeinderäte  als  Rechts- 
polizeibeh.  betr.  v.  12.  November  1889  (Ges.-  u.  V.-Bl.  1889  Nr.  XXXH 
S.  473      —  56 

—  lUr  Gegenvormünder  (D.-W.  f.  Gegenvorm.  v.  9.  Juni  1888  —  Ges.- 
u.  V.-Bl.  1888  Nr.  XXI  S.  285  ff.),  55. 

—  für  Vormünder  (D.-W.  f  Vorm.  v.  9.  Juni  1888  —  Ges.-  u.  V.-Bl^ 
1888  Nr.  XXI  S.  279  ff.),  55. 

—  fttr  Waisenrichter  (D.-W.  f.  Waisenr.  vom  2.  Nov.  18S9  —  Ges.-  u. 
V.-Bl.  Nr.  XXIX  S.  433  ff.),  56. 

Dilneida  interralla  sind  kein  Hindernis  der  Entmündigung,  456,  457. 

—  sind  ohne  Belang  in  Betreff  der  Bechtshandlungen  eines  entmündigten 
Geisteskranken,  488,  486,  492.    Siehe  auch:  Testament. 

Dispensation  des  Vormunds  von  der  Verpflichtung  zur  Vei-steigerung  der 
Fahrnisse  des  Mündels  ist  zulässig,  243.    Siehe  auch:  Mobilien. 

Dispositionsbefugnis  des  Vormunds  in  Betreff'  der  Mündelfahmisse,  251, 
252.    Siehe:  Mündelfahmisse,  Fahrnisse  des  Mündels. 

Dispositionsfähigkeit  —  Begriff,  5.    Siehe  auch:  VerfÜgungstähigkeit. 

Dispositionshandlnngen  —Begriff,  274.  Siehe:  Eigentumshandlungen,  Ver- 
äusseningshandlungen. 

Dolns  des  Vormunds  während  der  Verwaltung  der  Vormimdschaft  gegen- 
über Dritten  bei  Abschluss  eines  Rechtsgeschäfts,  318.  Siehe  auch: 
Grcfährde. 
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Dosfell  des  Mündels  während  der  Tormnndseliafl  —  ist  stets  am  Wohn- 
sitz des  VormundSf  42» 

Domielle  d'orlglne,  229.    Siehe:  Ursprangswohnsitz. 
Domiellort  der  Tatel,  Begriff,  40,  41  ff. 

—  ist  unverändert  massgebend  Rlr  die  Zusammensetzung  des  Familienrats 
in  jedem  einzehien  Falle  seiner  Beruftmg,  48« 

—  ist  massgebend  während  der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft  in  Bezug 
auf  die  Verpflichtung  zur  Übernahme  der  Vormundschaft,  femer  ftlr  die 
Competenz  des  Friedensrichters,  endlich  för  die  Zusammenbemfting  des 
Familiem-ats  im  einzelnen  Falle,  48« 

—  ist  im  Princip  nicht  identisch  mit  dem  Wohnsitz  des  Mündels  während 
der  Vormundschaft,  der  stets  am  Wohnsitz  des  Vormunds  ist  42.  Siehe: 
Domicil,  Wohnsitz  des  Mündels  während  der  Vormundschaft. 

—  ist  der  Sitz  fOr  die  Beziehungen  des  Vormunds  und  (Gegenvormunds  zum 
Familienrat,  42. 

—  ist  während  der  ganzen  Dauer  der  Vormundschaft  der  Sitz  des  Familien- 
rats.   Siehe  auch:  S.  65,  67« 

Droit  de  correetion  ->  Einsperrungsrecht  (in  Baden)  aufgehoben. 

Droit  de  garde,  Begriff,  221  ~  «  Recht,   den  Aufenthalt  des  Kindes  zu 

besünimen.    Siehe  auch:  Aufenthaltsort. 
Droit  de  snitc  —  180  (168). 


E. 

EbeabschliiBS  per  procvratlonem  ist  nicht  zulässig,  199. 

EheanflOsmig  durch  den  Tod  des  einen  Eltemteils  eröffnet  ftir  den  Minder- 
jährigen die  Vormundschaft,  und  es  wird  der  überlebende  Ehegatte  hier 
kraft  Gesetzes  Vormund.  Siehe:  Vormundschaft,  gesetzliche,  des  über- 
lebenden Eltemteils,  Tod. 

Eheeingehnng  kann  nur  der  Minderjährige  selbst  und  nicht  durch  seinen 
Vormund  vertreten  vornehmen,  199,  Siehe:  Eheabschlieasung  per  pro- 
curationem. 

Eheeingehnng  des  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten.  Bezüglich 
derselben  giebt  es  drei  verschiedene  Ansichten,  491,  492,  Siehe:  Ent- 
mündigter wegen  Geisteskrankheit,  dessen  Eheeingehung. 

Eheeinwilllgnng  des  Vormunds,  der  nicht  Parens  ist,  gegenüber  dem  Mündel 
nach  französischem  Recht  nicht  erforderlich  (wohl  aber  jene  des 
Familienrats)  —  anders  nach  badischem  Recht,  224,  225, 

Ehefrauen,  2,  deren  Rechtshandlungsfähigkeit,  6,  deren  Handlungen  sind 
nicht  ipso  jure  ungiltig,  wenn  sie  ohne  Ermächtigung  gehandelt  haben,  870« 
Die  minderjährige  Ehefrau  ist  irei  von  der  Cura  emancipati  (von  der 
Pflegschaft  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  —  siehe  diese),  527; 

—  als  Vormünderinnen  des  entmündigten  Ehemanns,  472*  Siehe  auch: 
Frau,  femer:  Verhältnis,  juristisches,  der  zur  Vormünderin  ihres  ent- 
mündigten Mannes  ernannten  Ehefrau. 
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filMOiaBn,  iweitety  der  Ifitler-VonittBAertiiy  dessem  Mitdutkuag  bei  der 
Tntelle  de  fait  dieser  im  FaJle  des  Art  395  Abs.  2  C.  c.,  IM. 

Bhemflndigkeit  nach  französischem  nnd  badjschem  Recht,  1^,  IM« 

Eheseheidnngr  der  Eltern  des  Mindeijährigen  eröfinet  nicht  die  Yormiind- 
schafb  über  denselben,  17,  117,  149,  285. 

Eherertragy  die  Bestünmnng  in  demselben,  namentlich  bei  gemischten 
Ehen,  über  die  religiöse  (confessionelle)  Erziehnng  der  Kinder  ist  nach 
b ad ischem  Recht  nicht  bindend,  218;  —  siehe  auch:  Erziehnng,  religiöse; 

—  dessen  Abschluss.  und  zwar  auch  hinsichtlich  der  darin  verfügten  Frei- 
gebigkeiten zu  Gunsten  des  anderen  Ehegatten,  wird  nur  durch  den 
Mindeijährigen  selbst  ohne  Vertretung  des  Vormunds  vorgenommen,  199; 
siehe  auch:  Abschluss  des  Heirats Vertrags  des  Minderjährigen,  Mit- 
wirkungsrecht gewisser  Personen  hierbei; 

—  giltige  Verbindlichkeitsübemahmen  in  demselben  durch  den  Minder- 
jährigen können  im  Prinzip  von  diesem  nicht  wegen  Läsion  mn- 
gestossen  werden,  —  ausnahmsweise  ist  jedoch  die  Umstossung  wegen 
Läsion  unter  gewissen  Voraussetzungen  zulftasig,  879. 

Elgentam^  ungeteiltes,  an  einer  Immobilie,  wovon  der  eine  Miteigentümer 
der  Minderjährige  ist  —  wenn  ein  GemeLoschaftsgenosse  gegen  den 
Minderjährigen  die  Teilung  beantragt,  so  ist  Versteigerung  durch  den 
Vormund  zulässig  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats,  279. 

EigentumsliMdliingen 9    274.     Siehe   auch:   Dispositionshandlungen,   Ver- 

äusserungshaiidlungen. 
^nkassierong  —  siehe:  Kapitalien. 

Einkünfte  des  Mündels,  deren  Anlage.  Siehe:  Anlage  von  Kapitalien  und 
Einkünften. 

EiBSchriakmiyeBy  andere  als  die  gesetzlichen,  kann  der  Familienrat  dem. 
Vormund  nicht  auferlegen  in  Betreff  der  Verwaltung  der  Vormundschaft, 
275,  (256).    Siehe  auch:  Beschränkung  des  Vormunds. 

Einspermiigsreeht  des  Vormunds  gegenüber  dem  Mündel  (in  Baden  durch 
Gesetz  beseitigt),  218,  222.    Siehe:  Droit  de  conection. 

Eintrag  des  gesetilicben  Mfindelpfandreehts,  dessen  Bedingungen  nach 
französischem  Recht,  177  ff.; 

—  dessen  Rechtzeitigkeit  (franz.  Recht),  179,  180.: 

—  kann  nach  französischem  Recht  nur  auf  Antrag  gewisser  Personen ,  die 
zu  diesem  Antrag  verpflichtet,  bezw.  berechtigt  sind,  beim  Hypotheken- 
bewahrer,  nicht  von  Amtswegen  geschehen; 

—  ist  der  Vormimd  berechtigt  und  verpflichtet,  während  der  Vormundschaft 
streichen  zu  lassen,  wenn  die  Zahlung  der  hypothekarisch  gesicherten 
Forderung  erfolgt  ist,  und  zwar  ohne  Ermächtigung,  —  sonst,  wenn  keine 
Zahlung  erfolgt  ist,  bedarf  er  der  Ermächtigung  zur  Vornahme  des  Strichs, 
bezw.  zur  Bewilligung  desselben,  807; 

—  nach  badischem  Recht  teilweise  gelten  hier  andere  GrimdsätBe,  807, 
ISSff.  Siehe  auch:  Mündelpfandrecht,  Inscription  desselben,  Stricfa  des 
Mündelpfandrechts,  gesetzliches  Unterpfandsrechts  des  Mündels  o.  dergl. 

SlBwUUfong  der  Eltern  in  die  Ehe  der  Kinder  sowie  in  deren  AdoptioD«  8. 
Elterlteh  verordnete  Yormnndschaft  »:  Tutela  testamentaria. 
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Elterli«lie  YeriraltiBg,  80  ff.  Siehe:  Verw&Ltaug  und  Administation 
legale. 

Eltemtetl.  der  überlebende,  auch  wttin  er  nicht  Yormund  ist,  ist  ganz  un- 
abhängig vom  Familienrat  in  Bezug  auf  die  Bestimmung,  wo  der  Mündel 
seinen  Aufenthalt  (r^idenoe)  zu  nehmen  hat,  221.  Siehe:  Aufenthalt, 
Droit  de  garde. 

Enaailpatioii,  Begriff  (Arten:  Emandpatio  expressa  und  tacita),  887  ff«; 

—  deren  Form,  d.  h.  die  Form  der  Emancipatio  expressa,  898.  894; 

—  deren  besondere  rechtliche  Folgen,  582  ff»,  895 ; 

—  ausdrückliche  —  Emancipatio  expressa  — ,  deren  Voraussetzungen,  889; 

—  stillschweigende,  die  besonders  dem  badischen  Becht  eigentümlich  ist, 
Emancipatio  Saxonica,  888  (durch  Anlage  einer  Separata  oeconomia  seitens 
des  Mannes);  —  siehe  auch:  (^waltsenÜassung,  Separata  oeconomia; 

—  testamentarische  —  Emancipatio  testamentaria  sowohl  dem  franzö- 
sischen als  auch  bad Ischen  Becht  unbekannt,  898* 

Ende  der  Beistandschaft.,  Gl^genvormundschaft,  Pflegschaft,  Vormundschaft. 
Siehe:  Beendigung  der  Gfegen Vormundschaft,  Beistandschaft,  Pflegschaft, 
Yoimundschafk. 

Entbtndiing  des  Vormunds  von  den  seine  Verwaltung  beschränkenden  gesetz- 
lichen Vorschriften  ist  unzulässig,  275«    Siehe:  Beschränkung. 

EntmUndlgter,  Begriff  desselben,  452,  455 ; 

—  dessen  HandlungstÜhigkeit,  474 ff.; 

—  ist  unfähig  zur  Vormundschaft,  26;  —  siehe:  IncapacitätsgrUnde; 

—  die  Handlungen  desselben  sind  ipso  jure  ungiltig  (Bedeutung),  870; 

—  wegen  Geisteskrankheit,  dessen  Eheeingehung,  486;  —  siehe  auch:  Ehe- 
eingehung des  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigten. 

Entviflndlfiiiig,  deren  Arten,  452;  —  siehe:  Arten  der  Entmündigung : 

—  gerichtliche,  Begriff,  455,  456,  Verfe-hren  dabei,  460 ff.;  —  siehe  auch: 
Interdiction  judidaire; 

—  gesetzliche  (lediglich  französisch -rechtlich),  455,  456;  —  siehe  auch: 
Interdiction  legale; 

—  eines  Mindexj  ährigen  wegen  Geisteskrankheit,  5,  6; 

—  vollständige  und  unvollständige,  Begriffe,  464,  465  ; 

—  Veröffentlichung  des  Urteils,  b ad isch- rechtlich  des  Beschlussa«*  auf 
Entmündigung  (bezw.  Verbeiständung),  468,  469» 

Entfielittdlgongspllicht  des  Vormunds,  wenn  er  der  Verpflichtung  zur  Ver- 
steigerung nicht  nachgekommen  ist,  femer  wenn  er  solche  nicht  in  der 
vorgeschriebenen  Form  vorgenommen  hat,  242,  248,  244* 

Enti^eliiddlgBBgBfrttiide  in  Betreff  der  Übernahme  der  Vormundschaft  *^ 
sie  alle  greifen  auch  bezüglich  des  (jtegenvormunds  Platz,  87; 

—  thateächliche,  Begriff,  87.  Siehe  auch :  Excuses  de  fait.  Siehe  über- 
haupt: Excusatiosgründe,  Excusationes  voluntariae. 

Erbantretung  des  Vormunds  ftlr  den  Mflndel  —  Anfechtimg  wegen  Ver- 
kürzung, 817. 

&bem  des  Yormnnds,  deren  Haftung  und  Verpflichtung  nach  dessen  Tod, 
406  ff. 
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Erben  des  yormniids,  deren  Verpflichtung  zur  Verwaltung  bis  zur  Er- 
nennung eines  neuen  Vormunds,  bezw.  bis  zur  Ablegung,  bezw.  Richtig- 
stellung (Epurement)  der  Vormundschafterechnung,  396,  406  ff. ; 

—  deren  Schlussabrechnungspflicht ,  416;  —  siehe:  Schlussabrechnung,  Vor- 
mundschafbsrechnung. 

—  deren  Haftbarkeit  aus  den  wahrend  der  Vormundschaft  vom  Vormund 
vorgenommenen  Handlungen,  896*  Siehe:  Haftbarkeit  der  Erben  des 
Vormunds. 

Erbpfleger^  560,  561«  Siehe:  Cura  hereditatis  vacantis,  Pfleger  des  ledigen 
Erbes. 

Erbrente  —  siehe:  Rente,  immerwährende. 

Erbsebaft,  Annahme  einer  dem  Mündel  anerfallenen,  kann  durch  den  Vor- 
mund, nachdem  er  vorher  durch  den  Familienrat  zur  Annahme  ermächtigt 
worden  ist,  nur  sub  beneflcio  inventarü,  d.  L  unter  der  Rechtswohlthat 
des  Erbverzeichnisses,  erfolgen,  205,  281,  282.  Siehe:  Beneflciimi  inven- 
tarü,  Annahme  einer  Erbschaft,  Erbantretung. 

Erbteilnng  des  Vormunds  für  den  Mündel  —  wegen  Verkürzung  anfecht- 
bar, 817; 

—  siehe  auch  Teilungen. 

Erldschen  der  Pflegschaft,  525.  Siehe:  Beendigung  der  Pflegsch&it,  Pfleg- 
schaft, deren  Erlöschen. 

Ermäehtlgong  des  Familienrats  für  den  Vormund,  notwendig  in  folgenden 
Fällen:  1.  Zur  Darleihensaufnahme,  2.  zur  Veräusserung  von  Liegen- 
schaften des  Mündels,  3.  zur  Verpfandung  von  Liegenschailen,  4.  zur  An- 
nahme einer  Erbschaft,  5.  zum  Verzicht  auf  eine  Erbschaft,  6.  zur  An- 
nahme einer  dem  Mündel  gemachten  Schenkung,  7.  zur  Miethe  oder  Pacht 
von  Mündelgütem  fOr  den  Vormund,  8.  zur  Anstellung  einer  Immobiliar- 
klage  (femer  zur  Anerkennung  des  mit  einer  solchen  Klage  geltend  ge- 
machten Anspruchs  sowie  zum  Abstehen  von  einer  solchen  Klage),  9.  zur 
Erhebung  einer  Teilungsklage,  10.  zur  Bewilligung  der  Umwandlung 
einer  ehelichen  Nutzniessung  in  eine  Rente  (speziell  b ad isch- rechtlich 
Art.  745a  des  Landi*.),  11.  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  —  275  ff«; 

—  bedarf  der  Vormund  nicht  zur  Versteigerung  der  Mobilien  (Fahrnisse) 
des  Mündels,  242 ;  —  siehe  auch :  Fahrnisse,  Mobilien  u.  Versteigerungspflicht. 

—  bedarf  der  Vormund  nicht  zum  Verkauf  der  unkörperlichen  Fahrnisse 
(Forderungsrechte)  des  Mündels,  245; 

—  des  Minderjährigen  zu  Handlungen  durch  den  Vormund;  —  siehe:  Autori- 
sation  des  Minderjährigen  durch  den  Vormund,  femer:  Handlungen  des 
Minderjährigen  mit  Ermächtigung  des  Vormunds; 

—  welche  für  den  Vormund  zur  Vornahme  einzelner  Prozesshandlungen 
etwa  geboten  ist,  ist  nach  dem  Rechte  Badens  infolge  des  §  52  R.-C.-P.-0., 
wenn  der  Vormund  übei'haupt  die  Ermächtigung  zur  Prozessfnhrung  er- 
halten hat,  nicht  notwendig  gegenüber  der  Gegenpartei,  auch  wenn  da^ 
einschlagende  Landrecht  solche  heischt,  293,  294. 

Ennässignngsreeht  des  Bichten  —  bei  Handlungen  der  gewaltsentlasseneu 
Mindei'jährigen  (Art.  484  0.  cl,  587,  588.  Siehe  auch:  Minderjährige,  ge- 
waltsentlassene. 
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Emeimiinflrsnrkande   ist  nach  badischem  Recht  dem  Daüwonnund  und 

Gegenvormund  auszuhändigen,  154,  164. 
Ersitmiiy  der  Güter  des  Minderjährigen  während  der  Yormundschafb  durch 

den  Vormund  findet  nicht  statt,  888. 
ErBiehnncTy  religiöse,  des  Mündels,  212  ff.    Siehe  auch:  Religiöse  Erziehung 

des  Mündels. 

—  Thätigkeit  des  Gegenvormunds  hierbei,  885,  886,  (212). 

—  des  Mündels  und  Verwaltung  des  Vermögens  desselben.  Der  Familienrat 
kann  Normen  über  die  Art  dieser  und  jener  in  seinen  Weisungen  an  den 
Vormund  aufstellen,  256. 

Erzielmiigsrecht  der  Mutter,  welche  durch  Schliessung  einer  zweiten  Ehe 
die  Vormundschaft  über  ihre  erstehelichen  Kinder  verloren  hat  (Art.  895 
C.  c.)  —  kann  wegen  Verletzung  ihrer  Pflicht,  ftir  die  sittliche  Erziehung 
der  ICinder  zu  sorgen,  beschränkt  werden,  218.  Siehe  auch:  Beschränkung 
des  Erziehungsrechts  der  Mutter. 

Eniehnng^aiiffraiid^  dessen  Festsetzung  durch  den  Familienrat  bei  Beginn 
der  Vormundschaft  —  siehe:  Höchstbetrag,  Summenfestsetzung. 

Etat  de  sitnation  g^nörale  et  p^riodlqae,  414.  Siehe  auch:  Comptes 
pr^paratoires  du  compte  d^finitif  de  la  tutelle,  Übersichtstabellen,  Rech- 
nungen, periodische. 

Exclnsion  de  la  tutelle,  25v  26.  Siehe:  Ausschliessung  von  der  Vor- 
mimdschaft. 

Excuses  de  fait,  Begriff,  87. 

—  in  Betreff  der  Beiräte,  60.  Siehe  auch:  Entschuldigimgsgründe,  that- 
sächliche. 

Excusatlones  necessariae  —  Begriff,  82. 

Excnsationes  Tolnntariae  —  Begriff,  82.  Siehe  auch:  Entschuldigimgs- 
gründe. 

Expropriation  der  Liegenschaften  des  Mündels  erheischt  keine  Ermäch- 
tigung des  Vormunds  durch  den  Familienrat,  280.  Siehe  auch:  Zwangs- 
abtretung. 

F. 

Faetnin  tntoris,  fkotum  pnpiUi  —  Bedeutung  dieses  Satzes,  11; 

—  Anwendung  dieses  Satzes,  197,  295,  816,  817,  818,  866,  867. 

Ffihigkelt  zur  Tormiuidsehaft,  28  ff, ;  —  siehe  auchincapacität  und  Indignität 
der  Vormünder; 

—  nicht  bedingt  durch  Inländereigenschaft,  nicht  bedingt  durch  liegeu- 
schafiJichen  Besitz  oder  Vermögen  —  siehe:  Besitz. 

Falsas  tntor  —  siehe:  Protutor. 

Familienrat  —  Begriff,  er  übt  nach  französischem  Recht  die  Obervormuud- 
schaft  aus,  46.;  —  siehe  auch:  Ober  Vormundschaft; 

—  dessen  Zusanunensetzung,  49; 

—  Haftung  der  Mitglieder  desselben  aus  ihren  Beschlüssen,  47,  48;  —  siehe 
auch:  Actio  subsidiaria  adversus  magistratum; 
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Fftmllleiirat)  dessen  Mitglieder  haben  nach  französischem  Recht  ent- 
scheidende Stimme,  70,  7S; 

—  als  imnzösische  Einrichtung  —  ist  keine  ständige  Behörde,  47 ; 

—  dessen  Bildung  im  Fall  der  Entmündigung,  461 ; 

—  als  solcher  kann  nicht  verklagt  werden,  47; 

—  wenn  er  seine  Ermächtigung  zu  Handlungen  des  Vormunds  zu  erteilen 
hat  —  siehe:  Ermächtigung; 

—  im  Text  des  badischen  Landrechts  bedeutet  „Familienrat^  stets:  „das 
Amtsgericht  nach  Anhörung  der  (ständigen)  Beiräte  imd  des  Waisen- 
richters^,  57  —  dies  in  Baden  die  Behörde,  welche  als  Yormundschafts- 
behörde  ihre  EntSchliessungen  tasst,  59; 

—  dessen  Aufeicht,  Mitwirkung  beim  Erziehungsrecht  des  Vormunds,  217  ff. ; 
—  siehe  auch:  Erziehung  u.  dgl; 

—  Beschlüsse  desselben,  Voraussetzungen  ihrer  Giltigkeit,  70; 

—  Beschlüsse,  bestätigte,  desselben,  sind  mit  Ausnahme  beim  Vergleich  dem 
badischen  Recht  fremd,  SS76.  Siehe  auch  noch:  Beschränkung,  Ein- 
schränkung, Umfang  der  gesetzlichen  Vollmachten  des  Familienrats, 
Wirkungskreis  desselben  u.  a.  m. 

FamlliensteUmig  des  Mündels  ist  im  gegebenen  Fall  durch  den  Vormund 
durch  Anstellung  von  Standesklagen  zu  wahren,  214.  Siehe  auch :  Standes- 
klagen. 

FahrnlAfie  des  Mündels  hat  der  Vormund  bei  Beginn  der  Vormundschaft 
versteigern  zu  lassen,  241  ff«  Siehe  auch:  Mobilien,  Vormund,  dessen 
Pflichten. 

FestBtelliiBgsklage  des  §  231  der  R.-G..P.-0.,  815. 

Fenengefähr,  Versicherung  der  Qüter  des  Mündels  durch  den  Vormund 
desselben,  297.    Siehe  auch:  Versicherung. 

FOrmlichlLeiteiiy  wesentliche,  deren  Einhaltung  zur  Existenz  eines  Familieu- 
ratsbeschlusses  geboten,  70,  71,  die  Ausserachtlassung  der  nicht  wesent- 
lichen Förmlichkeiten  eines  Familienratsbeschlusses  bei  Fassung  desselben 
erzeugen  dagegen  nicht  stets  Ungutigkeit  (Anfechtbarkeit)  des  Beschlusses, 
71.    Siehe  auch:  Familienratsbeschluss. 

Folgen  der  Beendigung  der  Yominndgcbaft  —  ex  parte  minoris,  40Sff.. 
ex  parte  tutoris,  406  ff. 

Folgen  den  gefletiwldrigen  Handelns  des  Mündels  oder  Vormunds  nach 
badischem  Recht,  welches  hier  ganz  wesentlich  vom  französischen 
Recht  abweicht.  Siehe  auch  unter:  Anfechtbarkeit,  sowie  unter:  Minor 
non  restituitur  tanquam  minor,  sed  tanquam  laesus  —  und  unter:  Minor 
restituitur  qua  minor. 

Forderungen  des  Mündels  unterstehen  der  Fahrnissversteigerungspflicht  des 
Vormunds  nicht,  241;  — siehe  auch:  Mobiliarrechte; 

—  des  Mündels  hat  der  Vormund  ohne  Ermächtigung  und  ohne  Einhaltung 
besonderer  Förmlichkeiten  einzutreiben,  805;  —  siehe:  Ermächtigimg; 

—  des  Mündels  an  den  Vormund,  deren  Verzinsung,  805 ; 

—  des  Vormunds  an  den  Mündcd  kann  jener  auch  während  der  Vormund- 
schaft gegen  diesen  eintreiben,  428,  424,  804,  805  (ja  unter  Umständen  den 
Verkauf  der  Mfindelgüter  deshalb  während  der  Vormundschaft  betreiben;) 
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Forderuigeii  des  Vormunds  an  den  Mündel  muss  jener  zmn  Inventar  an- 
geben, 288,  870;  —siehe  auch:  Inventar,  Verpflichtung  des  Vormunds; 

~  des  Vormunds  an  den  Mündel  treibt  jener  selbst  ein  —  er  macht  sich 
Helbst  bezahlt  — ,  ohne  dass  der  Gegenvormund  dabei  mitwirken 
muss,  804; 

—  des  Vormunds  an  den  Mündel,  deren  Verzinsung,  804,  805.  Siehe  über- 
haupt: Verzinsung. 

Forfaity  ob  der  Familienrat  ein  solches  mit  dem  Vormund  abschllessen  darf, 

ist  streitig,  254,  255. 
Form  der  Ernennung  des  Dativvormunds,  151 ;  —  siehe  auch :  Batiwormund- 

schaft. 

—  der  Ernennung  des  Tutor  testamentarius ,  des  Wahlvormunds,  180,  181; 
siehe  auch:  Tutela  testamentaria,  Wahl  Vormundschaft; 

—  der  Znsammenberuftmg  des  Familienrats,  68.  Siehe  Familienrat,  Zu- 
sammenberuftmg  desselben. 

Frauen^  ledige  und  verheiratete  —  mit  Ausnahme  der  Mutter  und  der  übrigen 
Ascendentinnen  (nach  badischem  Becht  blos  mit  Ausnahme  der  Mutter 
und  Grossmutter)  —  sind  unfähig  zur  Vormundschaft,  26. 

Auch  die  Frau,  welche  als  Vormünderin  ihres  wegen  Gteisteskrankheit 
entmündigten  Ehemanns  ernannt  ist,  bildet  sowohl  nach  französischem 
als  badischem  Becht  eine  Ausnahme  von  der  aufgestellten  Regel,  471. 
Siehe  auch:  Fähigkeit  zur  Vormundschaft,  Incapadtätsgründe. 

Frledengriehter,  der,  hat  den  Vorsitz  im  Familienrat,  47. 

Frflellte  (Natnralfrüchte)  des  Mündels  darf  der  Voimund  ohne  Ermächtigung 
und  ohne  weitere  Förmlichkeiten  veräussem,  244,  802 ; 

—  deren  Verkauf  durch  den  Vormund,  810  (244,  802). 

FtUinuig  der  Grund-  und  Pfandbücher  nach  badischem  Recht  —  bad. 
Veroidn.  v.  9.  Juni  1890, 56.  Siehe  auch :  Grund-  u.  Pfandbuchs-Instmktion 
(für  Baden). 

Fttnorge^  staatliche,  für  die  Erziehung  verwahrloster  jugendlicher  Personen 
—  badisch -rechtlicher  Ersatz  für  das  abgeschaffl;e  Einsperrungsrecht, 
222.    Siehe  auch:  Einsperrungsrecht  und  Zwangserziehung,  staatliche. 

FvrlOBl^  die  entmündigten  und  nicht  entmündigten,  sind  unfähig  zur  Vor- 
mundschaft, 26.  Siehe:  Fähigkeit  zur  Vormundschaft,  Geisteskranke,  In- 
capacitätsgründe. 

G. 

GantmassepflegflOhafty  564.   Siehe  auch:  Pflegschaft  des  Konkursverwalters. 
Gefährde  des  Vormunds,  818.    Siehe:  Dolus. 

Ctogenpfleger  ist  dem  französischen  und  badischen  Recht  unbekannt,  524. 
CtogenTormiiBi  (Tuteur  subrog^,  Tutor  subrogatus),  Begriff,  Thätigkeit  im 
Allgemeinen,  22,  28;  Stellung  im  AUgfflnflinen,  12; 

—  Absetzung  desselben,  29; 

—  der  abgesetzte,  kann  nicht  wieder  Gegenvormund  werden,  29; 

—  besonderer  (Gegenvormund  ad  hoc),  wann  zu  ernennen,  888;  —  siehe: 
Tuteur  subrog^  ad  hoc; 

Barazetti,  Die  Vormundschaft  u.  s.w.  40 


626  Sach-Begister. 

CtoiT^nToniiuid^  dessen  Emezmung,  insbes.  nach  b  ad.  Recht,  159, 162  ff«  —  seine 
Ernennung  erfolgt  stets  durch  die  Obervormundschaftsbehöpde,  64;  —  die 
Ernennung  eines  „neuen^  Gegenvormunds  erfolgt  in  Baden  von  Amts 
wegen,  888; 

—  dessen  Haftung,  441;  —  siehe  auch:  Haftung  des  Gegenvormunds,  Ver- 
antwortlichkeit desselben; 

—  seine  Thätigkeit  im  besonderen,  seine  Rechte  und  Pflichten,  884; 

—  hat  bei  Au£aahme  des  Inventars  durch  den  Vormund  bei  Beginn  der 
Vormundschaft  gegenwärtig  zu  sein,  282,  283; 

—  kann  anders  als  der  Vormimd  Mtindelg^ter  erwerben,  888 ; 

—  kann  sich  Forderungen  des  Mündels  anders  als  der  Vormund  cedieren 
lassen,  888; 

—  hat  bei  Miethe  oder  Pacht  der  Güter  des  Mündels  seitens  des  Vormunds 
den  Vertrag  mit  diesem  auf  Ermächtigung  des  Pamilienrats  abzuschlieasen, 
284,  285;  —  siehe:  Miethe,  Pacht; 

—  hat  der  Versteigerung  der  Fahrnisse  sowie  der  liegenschaften  des  Mün- 
dels durch  den  Vormund  beizuwohnen,  228,  248; 

—  hat  keine  Verwaltungs-  sondern  nur  eine  Aufsichtsvormundschaft  (Aus- 
nahme, wenn  er  an  Stelle  des  Vormunds  handelt^  884; 

—  hat  ausser  den  gesetzHch  ihm  dies  gestattenden  Fällen  kein  Recht,  sich 
in  die  Verwaltung  des  Vormunds  einzumischen  —  thut  er  es  doch,  so  ist 
er  wie  dieser  verantwortlich,  887; 

—  ist,  wenn  er  an  Stelle  des  Hauptvormunds  handelt,  denselben  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  wie  dieser  unterworfen,  888; 

—  seine  Amtspflichten  beginnen  mit  der  Eröffiiung  seiner  Ernennung,  157, 
166,  888; 

—  seine  Amtspflichten  endigen  mit  dem  Ende  der  Vormundschaft  als  solcher, 
160,  888. 

GegeiiToniiiuidgeliafty  deren  Beginn;  —  siehe:  Beginn  der  Amtspflichten  des 
Gegenvormunds  —  siehe  auch:  Gegenvormund,  seine  Amtspflichten  be- 
ginnen — ; 

—  deren  Ende;  —  siehe:  Beendigung  der  Gegenvormundschaft  —  siehe  auch: 
Gegenvormund,  seine  Amtspflichten  endigen  u.s.w.; 

—  bei  jeder  Art  von  Vormundschaft  vorkommend,  absolut  geboten,  166, 158; 

—  wenn  sie  in  der  Person  des  G^egenvormunds  erlischt,  so  hat  stets  der 
Vormund  die  Au&tellung  eines  neuen  Gegenvormimds  zu  betreiben,  888. 
Siehe  auch:  Vormund,  dessen  Pflichten.  Zu  Gregenvormimd  und  Gegen- 
vormundschaft siehe  auch:  Beivormund,  Tuteur  subrog^  Mündelpfandrecht 
(hat  bei  G^egenvormundschaft  nicht  statt),  Vormundschaftsrechnung  (solche 
hat  Gegenvormund  nicht  zu  stellen)  u.  s.  w. 

Geisteskranke,  1,  gesetzliche  Ersetzung  der  fehlenden  Rechtshandlungs- 
fähigkeit derselben  durch  das  Institut  der  Entmündigung  —  Stellung  der 
entmündigten  (3feisteskranken  im  Allgemeinen,  5; 

—  deren  Rechtshandlungen,  481  ff.  Siehe  auch:  Anfechtbarkeit  der  gesetz- 
widrigen Handlungen  der  G^eisteskranken,  Rechtshandlungen  der  Geistes- 
kranken. 
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Gelfltewehwache,  Beistandschafb  über  solche,  Grundsätze^  584  ff.  Siehe 
auch:  Beistandschaft  (über  Geistesschwache). 

Gemeiner  Bnf,  289,  840.  Siehe  auch:  Commune  renomm^  —  Ruf,  ge- 
meiner. 

Generalhypothek^  gesetzliche,  des  Minderjährigen,  des  Entmündigten  am 
liegenschaftlichen  Vermögen  des  Vormunds,  210,  211; 

—  deren  Beschränkung,  211.  Siehe  auch:  Mündelpfandrecht,  Unterpfand- 
recht, gesetzliches  des  Mündels  —  des  Minderjährigen,  des  Entmündigten. 

GeBUgsteilnDgen  «  Teilimgen,  fürsorgliche,  814. 
Gerlehtsnotare,  badisch- rechtliches  Institut,  59 ; 

—  in  Betreff  Ihrer  Stellung  bei  den  EntSchliessungen  des  Amtsgerichts  auf 
dem  Gebiet  der  obervormundschaftlichen  Verwaltung,  57. 

Ctoschäfte^  alle,  des  Minderjährigen,  welche  er  allein  vornimmt,  und 
welche  nicht  unter  Art.  1124  a  imd  1124  b  des  Landr.  in  Verb.  m.  §  27  des 
VT.  bad,  Konstitutions-Edikts  fallen,  sind  nach  bad.  Hecht  schon  um  der 
Minderjährigkeit  willen  (wegen  Handlungsunfähigkeit)  anfechtbar  — 
also  ohne  jede  Läsion;  die  Anfechtung  (Anfechtbarkeit)  wegen  Läsion  ist 
daher  beschränkt  auf  die  von  dem  Minderjährigen  allein  vorgenom- 
menen G^chäfte,  welche  er  nach  Art.  1124  a  und  b  des  Landrechts  und 
§  27  des  VI.KonstitutionsEdikts  giltig  abschliessen  darf,  888 ;  —  siehe  auch: 
Anfechtbarkeit,  sowie:  Rechtsgeschäfte,  Rechtshandlungen; 

—  der  Entmündigten,  der  Verbeiständeten  —  siehe  an  den  einschlagenden 
Orten. 

Geseh&ftakrels  der  Beiräte,  der  Beistände,  des  Familienrats,  der  Gegen- 
vormünder, der  Vormünder,  der  Pfleger  —  siehe  unter  diesen  Stichworten 
—  siehe  auch:  Pflichten  und  Rechte  der  Vormünder  u.s.  w.; 

—  der  Waisenrichter,  68.    Siehe  auch:  Waisenrichter. 

Ctegehlechty  weibliches,  ist  für  die  Mutter  und  übrigen  Ascendentinnen 
ein  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  für  die  Obemahme  der  Vormund- 
schaft über  ihre  Kinder  und  Enkel,  86,  87.    Siehe  Entschuldigungsgründe. 

Oesellschaftsteilung,  vorgenommen  vom  Vormund  für  den  Mündel  —  An- 
fechtung wegen  Läsion  (Verkürzung,  Verletzung),  817. 

Gesetzesquellen  des  badischen  Vormundschaflswesens,  54,  55,  56. 

GesetsUelie  Yormundflehaft  des  überlebenden  Eltemteils,  der  Ascendenten. 
Siehe:  Tutela  legitima,  Vormundschaft,  gesetzliche. 

Gesetzmässlges  Handeln  des  Vormunds,  wo  er  handeln  musste.  Hier 
hat  der  Minderjährige  kein  Anfechtungsrecht,  es  wäre  denn,  dass  auch 
ein  Volljähriger  anfechten  könnte,  —  jedoch  unter  Umständen  ist  dem 
Minderjährigen  Schadensersatzklage  gegen  den  Vormund  gegeben,  841, 
842.    Siehe  auch:  Factum  tutoris,  factum  pupilli. 

Gesetzwidriges  Handeln  des  Minderjährigen,  des  nicht  gewaltsentlassenen, 
und  seines  Vormunds  ~  Rechtsfolgen  desselben,  889 IT.; 

—  des  Minderjährigen,  des  gewaltsentlassenen,  und  seines  Pflegers  —  Rechts- 
folgen, 586  ff«; 

—  des  Vormunds  des  Minderjährigen  ist  so  zu  betrachten,  als  ob  dieser 
allein,  daher  selbst  gesetzwidrig  gehandelt  hätte  —  mithin  hat  er  hier 
ein  Anfechtungsrecht,  842,  843; 

40» 


628  Sach-Begister. 

(lesetiwillrtg^s  Handeln  des  Vormunds  gegenüber  seinem  Mündel  in  Bezog 
aof  die  vormondschafUiche  Verwaltong  durch  Vornahme  absolut  ver- 
botener  Bechtsgeschäfle  fär  den  Mündel  —  dessen  Folgen,  381,  888,  siehe 
auch:  202  ff.,  214.  Siehe  auch:  Anfechtbarkeit,  Anfechtung  gesetzwidriger 
Handlungen  —  Rechtsfolgen,  Rechtshandlungen  —  auch:  Minderjähriger 
u.  s.  w. 

Ctostlndnis,  gerichtliches,  Ablegung  desselben  durch  den  Vormond  für 
den  Mündel,  292,  313.    Siehe  auch :  Aveu. 

Ctostion  de  la  tatelle  tr=  Administration  de  la  tuteile  =  Verwaltung  der 
Vormundschaft  im  weiteren  Sinn,  272;  —  siehe  unter  diesen  Stichworten ; 

—  der  Mutter -Vormtinderin  und  ihres  zweiten,  sich  als  Mitvormund  dar- 
stellenden Ehemanns,  114,  115.    Siehe  auch:  Mitvormund. 

Ctowalt,  ehemännliche,  2,  6; 

—  elterliche,  8,  17,  210 ff.; 

—  elterliche,  über  nicht  anerkannte  uneheliche  Kinder  giebt  es  nicht  91 » 
92,  98; 

—  elterliche  —  Ausflüsse  derselben  im  weiteren  Sinn  (Begriff  der  elterlichen 
Gewalt  im  weiteren  Sinn),  228,  224  —  sie  stehen  nur  dem  überlebenden 
Eltemteil,  einerlei,  ob  er  Vormund  ist  oder  es  nicht  ist,  und  niemals  jedem 
anderen  Vormunde  zu; 

—  elterliche  und  vormundschaflliche,  welche  Pflichten  und  Rechte  in  der- 
selben im  Allgemeinen  enthalten  sind  für  den  Inhaber  der  elterlichen  Ge- 
walt, 8; 

—  des  Vormunds  über  die  Person  des  Mündels,  des  Minderjährigen,  wenn 
auch  sehr  ähnlich  mit  der  elterlichen  G^ewalt,  so  doch  keineswegs  identisch 
mit  derselben,  215. 

.  Ctowalfhaber,  gesetzlicher,  ist  der  Vormund  gegenüber  dem  Mündel  bei  der 
Vertretung  desselben  in  allen  diesen  betreffenden  Geschäften  271 ; 

—  des  Vormunds  bei  dessen  Verwaltung.    Siehe  Mündel 

GewaltsentlASSiing.    Siehe:  Emanzipation; 

—  deren  rechtliche  Wirkungen,  526;  —  siehe  auch:  Wirkungen  der  Gewalts- 
entlassnng; 

—  die  von  Seiten  des  Eltemtdls  gewährte,  ob  sie  angegriffian  werden  kann? 
889,  398. 

Gewerbebetrieb  der  nicht  gewaJtsentlassenen  Minderjährigen.  Siehe:  Minder- 
jährige. 

Oreiaenalter  ist  ein  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  in  Betreff  der  Über- 
nahme der  Vormundschaft,  84.  Siehe:  Entschuldigungsgründe,  Excnsa- 
tiones  voluntariae. 

Grosse  Beparatnreiiy  Verträge  des  Vormunds,  die  sich  auf  sie  beziehen, 
296.    Siehe  auch:  Reparaturen. 

Gmnd-  und  PfluidbuehlnstniktlOD.  Siehe:  Führung  der  Grund-  u.  Pfand- 
bücher. 

Grtind«  und  Pfandbnchgeintrige,  welche  der  Vormund  l%b-  den  Mtindel 
vorzunehmen  hat,  297,  298. 


Sach-Beglster.  629 

Grnndsitie  über  Untanglichkeit  zur  Yormondschaft  wegen  Incapacifiit 
und  Indignität  gelten  anch  fOr  den  Mitvormund,  Nebenvormnnd,  Tutor 
ad  hoc  sowie  den  Gegenvormund,  88.  Siehe  auch:  Incapacität  und  In- 
dignität, Untanglichkeit  wegen  u.  s.  w. 

Cfnmdstlleke  kann  der  Vormund  fElr  den  Mindeijährigen  ohne  Ermächtigung 
des  Familienrats  erwerben,  jedoch  nur,  wenn  die  Zahlung  des  Kau^reises 
aus  bereiten  (paraten)  Mitteln  erfolgt,  811.    Siehe  auch:  Liegenschaften. 

Gflter,  gewisse,  kommen  unter  Pflegschaft,  559.  Siehe:  Pflegschaft  über 
gewisse  Güter. 

Gntaehten  des  Familienrats,  72,  78  —  wann  solches  abzugeben  ist,  65; 
siehe:  Beschlussfaasung  des  Familienrats; 

—  des  Vormundschaftsbeistands,  569.    Siehe  auch:  Avis. 


Haftbarkeit  des  Minderjährigen  aus  Bereicherung  wird  nicht  gehindert 
durch  die  Vernichtung  eines  Rechtsgeschäfts  desselben,  880;  —  siehe  auch: 
Bereicherung,  Versio  in  rem; 

—  der  Erben  des  Vormimds  aus  dessen  vormundschaftJichen  Handlungen, 
896;  — siehe:  Erben  des  Vormunds,  deren  Haftbarkeit; 

—  der  Familienratsmitglieder  aus  ihren  Beschlüssen,  47,  48.  Siehe:  Familien- 
rat, dessen  Haftxmg,  siehe  auch:  Actio  subsidiaria  adversus  magistratoin. 

—  des  Gtegen Vormunds,  441;  —  siehe:  Gegenvormund,  dessen  Haftung; 

—  des  Vormunds  gegenüber  dem  Mündel  aus  der  Verwaltung,  271,  816; 

—  siehe  auch:  Culpa  levis; 

—  des  Vaters,  des  Vormunds  ftU*  Rechtshandlungen  des  Minderjährigen  als 
Infans,  840. 

HalbmUndige  (badisch- rechtlich),  4,  5,  206,  die  Folgen  der  von  denselben 
vorgenommenen    Rechtshandlungen  (speziell    badisch -rechtlich),    882, 

888  ir. 

Handelsgegehifte  (Art.  286  H.-G.-B.)  nicht  anfechtbar  von  Vol^ährigen, 
also  auch  nicht  von  Minderjährigen,  wenn  der  Satz:  Factum  tiitoris, 
factum  pupilli  zutriflb,  817.    Siehe  auch:  Factum  tutoris,  factum  pupilli. 

HandelflllUiiiii ,  minderj  ähriger,  der  Verbindlichkeiten  eingegangen  hat 
in  Ausübung  seines  Handelsgewerbes,  kann  solche  nicht  propter  laesionem 
umstossen,  878,  879.    Siehe  auch:  Anfechtbarkeit. 

Handlangen  des  Mindeijährigen  mit  Autorisation  des  Vormunds,   11,  12; 

—  siehe:  Autorisation,  Ermächtigung; 

—  gesetzwidrige,  des  Vormunds,  deren  Folgen,  817;  —  siehe:  (Gesetzwidriges 
Handeln; 

—  des  Vormunds,  welche  sich  auf  die  Anlage  von  Kapitalien  und  Ein- 
künften des  Mündelvermögens  beziehen,  kann  er  ohne  Ermächtigung  u.s.w. 
vornehmen,  810,  811.   Siehe  auch:  Anlage  von  Kapitalien  u.  s.  w.,  femer: 

.    Kapitalien,  deren  Anlage. 

Handlnngsmiffthlge  Personen  —  absolut  handlungsunfähige  imd  relativ 
handlungsunfähige  Personen,  1  u.  2. 
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Hanptromnind,  20,  21.   Siehe  auch:  YerwaLtnngsvorniand,  Tutor  gerens. 
Heilung  der  relativen  Anfechtbarkeit  der  gesetzwidrigen  Handlungen  des 
Mündels  oder  Vormunds,  875.    Siehe:  Anfechtbarkeit 

HeiratsTertrag  des  Minderjährigen.  Siehe:  Abschluss  des  Heiratsvertrags 
des  Minderjährigen  sowie  Mitwirkungsrecht  gewisser  Personen  dabeL 

Hoehwald  des  Mündels,  die  Bäume  aus  demselben  kann  der  Vormund  nicht 
ohne  Ermächtigung  veräussem,  801  u.  277. 

H^chstbetrag  der  jährlichen  Ausgaben  for  die  Person  des  Mindeijähiigen 
(d.  h.  für  dessen  Erziehung  und  Unterhalt)  ist  bei  Beginn  der  Vormund- 
schaft jedem  Vormund  (mit  Ausnahme  des  Parens-tutor)  zu  bestinmien, 
252  ff«    Siehe:  Ausgaben. 

Homologation  der  Familienratsbeschlüsse  durch  das  Erstinstanzgericht 
(nur  französisch -rechtlich  —  in  Baden  nur  beim  Vergleich),  72,  78. 
Siehe  auch:  Bestätigung. 

Holxsclillge  des  Mündels,  deren  Veräusserung  durch  den  Vormund,  801. 
Honorar  des  Vormunds,  267,  428. 
Hypothekenbewahrer  »  Conservateur  des  hypoth^ues. 


i(j). 

inunoMlien«    Siehe  Liegenschaften, ^Grundstücke. 

Immobiliarklage,  deren  Bedeutung  nach  französischem  und  badi- 
schem  Recht,  285; 

—  deren  Anstellung  durch  den  Vormund  nur  mit  Ermächtigung  des 
Familienrats  zulässig  —  dasselbe  gilt  bezüglich  der  Anerkennung  des  mit 
einer  solchen  Klage  verfolgten  Anspruchs  und  des  Abstehens  von  der 
Immobiliarklage,  285 ff«  Siehe  auch:  Abstehen  des  Vormunds  von  der 
Immobiliarklage,  Desistement,  femer:  Acquiescement,  Nachgeben  — ,  femer: 
Ermächtigung  des  Familienrats,  zu  welchen  Handlungen  des  Vormunds 
solche  geboten  ist. 

Immobiliarkäufe  des  Vormunds  für  den  Mündel,  811 ; 

—  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen,  584  vu  585. 

ImmobillarTerkftafe  des  Vormunds  für  den  Mündel  bedürfen  der  Er- 
mächtigung u. s.  w.,  277  n.  ff*;  — siehe:  Ermächtigung  des  Familienrats; 

—  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen^  545; 

—  des  Verbeiständeten,  578,  585. 

Ineapaclt&tBgrflnde^  deren  verschiedene  Arten,  25  ff« 

Indignitfttsgrflnde,  27  ff« 

Diese,  wie  auch  die  Incapacitätsgründe  —  schliessen  auch  von  der 
Teilnahme  am  Familienrat  aus  —  29. 

Dies  findet  auch  nach  badischem  B>echt  Anwendung  auf  die  Bei- 
räte, jedoch  nur  insofern,  als  der  entsetzte  oder  ausgeschlossene  Vormund 
nicht  Beirat  sein  kann.  Siehe  auch:  Familienrat  —  Grundsätze  über 
Üntauglichkeit  zur  Vormundschaft  u.  s.  w. 
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LifaDtla  —  die  Frage,  ob  Jemand  ein  Inf  ans  ist,  unterliegt  nach  rein 
französischem  Becht  allein  dem  richterlichen  Ermessen,  t(40  —  anders 
nach  badischem  Recht,  wonach  man  Infans  ist  von  der  Geburt  bis 
zum  vollendeten  siebenten  Lebensjahre.    Siehe:  Unmündige. 

Inhalt  der  nach  badischem  Recht  erforderlichen  Einträge  im  Pfandbuch  — 
die  Grundsätze  der  Publizität  und  Spezialität  sind  hierbei  durchgeführt, 
185 ff«    Siehe:  Mündelpfandrecht. 

Insertptloiiy  175«  Wahrung  des  Mündelpfiemdrechts ;  deren  Bedeutung  nach 
französischem  Recht.    Siehe  auch:  Eintrag,  MündelpfieLndrecht. 

InterdletloD  —  siehe:  Entmündigung; 

—  judiciaire,  455,  456;  —  siehe:  Entmündigung,  gerichtliche; 

—  legale  (nur  französisch -rechtlich),  455,  456.  Siehe:  Entmündigung, 
gesetzliche. 

Interdlktns,  interdit  »  Entmündigter. 

Interessen,  moralische,  des  Mündels  —  deren  Vertretung  durch  den 
Vormund,  814.    Siehe  auch:  Moralische  Interessen. 

Internationale  Beziehungen  Badens  zum  Reichsausland  im  Vor- 
mundschaftswesen, 82,  zu  den  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten, 
21,  22. 

Interralla  dllncida  —  siehe:  Dilucida  intervalla,  Zwischenräume,  lichte. 

Intransmisslbilit^  de  la  tutelle,  896.  Siehe:  Unübertragbarkeit  der  Vor- 
mundschaft. 

Inyentar  ist  bei  Beginn  der  Vormundschaft  aufisunehmen  —  Zeit  ftir  Be- 
ginn und  Vollendung  desselben,  284 ff«; 

—  dessen  Gegenstand,  282; 

—  dessen  Form,  288; 

—  Fälle,  in  welchen  die  Errichtung  nicht  statthat,  287  —  abgesehen  hier- 
von findet  keine  Entbindung  des  Vormunds  von  dei-  Inventarisationspflicht 
statt,  288,  889; 

—  die  Folgen  der  Nichterrichtung  des  Inventars,  289,  240 ; 

—  Pflicht  zur  Inventarisation  liegt  dem  Vormund  auch  während  der  Vor- 
mundschaft ob  —  wann  sie|8intritt,  288; 

—  besondere  Verpflichtung  des  Vormunds  bei  der  Inventaraufnahme,  seine 
Forderungen,  falls  er  Gläubiger  des  Minderjährigen  ist,  zum  Inventar  aui 
notarielle  Aufforderung  hin  anzugeben  bei  Strafe  des  Verlusts  der  For- 
derung, 288,  284.  Siehe  auch:  Vermögensverzeichnis,  Verpflichtungen 
des  Vormunds. 

Jvdlolnni  resdndens  nnd  reseissorinm  —  eine  Trennung  derselben  findet 
nach  der  herrschenden  Ansicht  im  französischen  Recht  bei  der  Restitutions- 
klage nicht  statt,  868,  864. 

Jnge  de  paix  —  siehe:  Friedensrichter. 

Jngements  eonvenns  passes  d'accord  oder  par  expedient,  204. 

Jvristigehe  Personen,  1.    Siehe  auch:  Personen,  juristische. 
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KapitaUen,  Pflicht  des  Yormunds  zur  Anlage  derselben  258ff.,  310, 
811  —  die  Art  ihrer  Anlage,  268,810;  — siehe  auch:  Einkünfte  —  ferner 
Forderungen  des  Mündels,  deren  Eintreibung  durch  den  Vormund  —  An- 
lage von  Kapitalien  u.  s.  w. ; 

—  zur  Einkassierung  von  Kapitalforderungen  ist  der  verbeiständete  Vei- 
schwender  unfähig  ohne  Beiwirkung  des  Beistands,  578  —  ebenso  der 
verbeiständete  (Geistesschwache,  585; 

—  des  Mündels  darf  der  Vormund  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats 
angreifen,  um  eine  Schuld  des  Mündels  zu  bezahlen,  808  u.  275  ff.  Siehe 
auch:  Ermächtigung  des  Familienrats. 

Kauf,  vorgenommen  durch  den  Vormund  für  den  Mündel  —  anfechtbar 
wegen  Verkürzung,  wenn  auch  ein  Vorjähriger  deshalb  anfechten 
könnte,  817. 

KavAnannBeigensehaft  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  —  deren 
Wirkungen  —  sie  erheischt  keine  Pflegschaft,  528. 

KindeTy  auflsereheUehe  —  Vormundschaft  über  dieselben.  Siehe:  Ausser- 
eheliehe  Kinder,  Vormundschaft  über  solche. 

Klagen  —  auf  Berichtigung  der  festgestellten  Vormundschaftsrechnuug  — 
deren  Verjährung.  447 ;  —  siehe  auch :  Vormundschaftsrechnung,  Verjährung 

—  Action  en  revision  du  compte  de  la  tuteile,  Action  en  redressement  du 
compte  de  la  tutelle; 

—  auf  Entmündigung  oder  Verbeiständung  gegen  den  Minderjährigen  sind 
sowohl  gegen  diesen,  als  auch  zugleich  gegen  den  Vormund  zu  richten, 
201;  —  siehe:  Entmündigung,  Verbeiständung: 

—  auf  Rechnungsablage,  auf  Stellung  der  Vormundschaftsrechnung  —  deren 
Verjährung,  401;  —  siehe  auch:  Verjährung  der  Klage  auf  B.echnungs- 
ablage; 

—  die  unverjährbaren,  des  Mündels  gegenüber  dem  Vormund  während  der 
Vormundschaft,  888; 

—  des  Mündels  aus  einer  Schuld  des  Vormunds  sind  nicht  der  Einrede  der 
Verjährung  entzogen,  wenigstens  grundsätzlich  nicht,  882  u.  806; 

—  aus  dem  Bechnungsrückstand  (reliquat  du  compte  de  la  tutelle)  der  Vor- 
mundschaftsrechnung —  deren  Verjährung,  480, 481 ;  — siehe  auch:  Reliquat, 
Verjährung ; 

—  aus  der  Vormundschaft,  aus  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  —  bei 
der  Vormundschaft  über  Entmündigte,  481,  und  über  Minderjährige; 

—  siehe:  Actio  tutelae,  480  ff,  —  deren  Verjährung; 

—  die  der  Vormund  für  den  Mündel  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats 
und  ohne  Einhaltung  weiterer  Förmlichkeiten  erheben  kann  (es  sind  dies 
die  beweglichen  Klagen,  jedoch  niemals  die  Teilungsklage),  811,  812; 

— -  bewegliche  und  unbewgliche,  Begriff  und  Bedeutung,  285; 

—  bewegliche,  deren  Anstellung  durch  den  Vormund,  805.  Siehe:  MobiUar- 
klagen. 
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Klagen,  Verjährung  derselben  im  Falle  der  interimistischen  Geschäftsführung 
nach  Beendigung  der  Yormundschafib  —  wie  es  mit  derselben  steht  in 
Bezug  auf  das  Verhältnis  des  Geschäftsführers  zum  Minderjährigen, 
411. 

KompromlssTertrag  ist  dem  Mündel  wie  auch  dem  Vormund  fOr  den 
Mündel  abzuschliessen  verboten  (jedoch  anders  nach  badischem  Recht), 
20»,  2M. 

KonknrgmaflsenpllegBetaafl,  564. 

KonlnirgTerwalter,  dessen  Pflegschafl  im  Konkurs,  564.  Siehe  auch:  Gant- 
massepflegschaft. 

Kdrpergebreehen^  schwere,  geben  einen  gesetzlichen  Entschnldigungsgrund 
ab  in  Betreff  der  Übernahme  der  Vormundschaft,  85.  Siehe:  Entschul- 
digungsgründe, —  Excusationes  volimtariae. 


L. 

Lftsion,  Anfechtung  des  Rechtsgeschäfts  wegen  Läsion  durch  den  Minder- 
jährigen, wenn  er  allein  gehandelt  hat,  856;  —  siehe:  Restituitnr  minor 
non  tanquam  minor,  sed  tanquam  laesus  —  für  das  badische  Recht 
übrigens:  Resütuitur  minor  qua  minor  —  wenigstens  in  der  Regel  — 
siehe  diese  Parömien; 

—  Anfechtung  der  Handlungen  des  Vormunds,  auch  wenn  der  Satz:  factum 
tutoris,  factum  pupilli  zutrifft,  —  wegen  Läsion,  wann?  817; 

—  deren  Begriff  bei  zulässiger  Anfechtung  wegen  Läsion  seitens  des  ge- 
waltsuntergebenen Mindeijährigen,  876; 

—  deren  Begriff  bei  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  des  Volljährigen 
wegen  Läsion,  866,  876; 

—  da,  wo  der  Minderjährige  die  Handlungen  des  Vormunds  überhaupt  nicht 
als  Minderjähriger  wegen  Läsion  anfechten  kann,  kann  er  doch  wegen 
Läaion  in  dei\)enigen  Fällen  anfechten,  wo  auch  ein  Volljähriger  anfechten 
könnte  (Art  783,  887,  1079,  1476,  1872,  1674),  874; 

—  ist  für  den  Minderjährigen  eine  allgemeine  Ursache  der  Anfechtung, 
Rescission  der  Rechtsgeschäfte.  Er  kann  sie  nicht  blos  in  den  Fällen,  in 
welchen  der  Volljährige  wegen  Läsion  anfechten  kann,  anfechten,  sondern 
er  kann  auch  wegen  Läsion  alle  Geschäfte  anfechten,  welche  er  selbst 
ausserhalb  der  Grenzen  seiner  Handlungsfähigkeit  eingegangen  hat.  Siehe 
zu  Läsion  auch:    Verkürzung,  Verletzung,  Anfechtbarkeit. 

Landgerichte,  deren  Mitwirkung  bei  der  vormundschaftlichen  Verwaltung 

in  Baden,  58. 
Legs  du  reliqnat  (du  par  le  tuteur),  420 ff»,   422.    Siehe  auch:   Reliquat, 

Rechnungsrückstand. 
Lehrvertragy  dessen  Abschluss  für  den  Minderjährigen,  262. 
Leibesfrucht,  Pflegschaft  über  dieselbe,  557.    Siehe  auch:   Cura,  Curator 

ventris. 
Lettre«  de  reBeission,  844. 
Lex  Anastaslana,  826. 
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Liegenschaften^  liegenscha^che Klagen; — siehe:  Immobilien,  Immobiliar- 
klagen,  Klagen^  unbewegliche; 

—  sie  gelten  nach  badischem  Recht  erst  dann  als  veräussert,  wenn  der 
Erwerbtitel,  der  Kauftitel  transscribiert,  d.  h.  im  Grundbuch  eingetragen 
ist  —  solange  das  nicht  geschehen  ist,  kann  das  Mündelpfandrecht  ein- 
getragen werden,  180,  181. 

LiegenschAftsrerftnssemng  durch  den  „verbeiständeten"  Verschwender  oder 
Geistesschwachen  nicht  zulässig  ohne  Mitwirkung  des  Beistands,  578. 

LiegensehafUlTerpfindnngr  durch  den  verbeistandeten  Verschwender  u.  s.  w. 
—  ebenso,  578. 

LItiBenrator.  558. 

M. 

MainleT^e  de  rinterdlction,  deren  Voraussetzungen,  479.  Siehe  auch: 
Aufhebung  der  Entmündigung. 

Mandat,  gesetzliches,  allgemeines,  besteht  zwischen  Vormund  und  Mündel 
in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Vormundschaft,  815.  Siehe  auch :  Quasi> 
mandatsverhältms,  Verwaltung  der  Vormundschaft. 

Massregeln,  welche  die  Erhaltung  des  Mündelvermögens  als  solches  be- 
zwecken —  zu  deren  Vornahme  bedarf  der  Vormund  keine  Ermächtigung 
des  Familienrats,  noch  hat  er  auch  besondere  Förmlichkeiten  zu  be- 
obachten, 295  ff*    Siehe  auch :  Mündelvermögen,  dessen  Erhaltung. 

Miethe  oder  Pacht  der  Güter  des  Mündels  für  den  Vormund,  284,  285. 
Siehe:  Pacht  oder  Miethe,  femer:  Gegenvormund  —  wegen  seiner  Mit- 
wirkung. 

Hieth«  und  Pachtvertrag,  298,  299  —  ist  nach  badischem  Recht 
unter  Mitwirkung  des  Waisenrichters  und  im  Wege  öffentlicher  Ver- 
steigerung durch  den  Vormund  abzuschHessen  —  im  Falle  es  fsich  nicht 
um  unbeträchliche  Güterstücke  handelt,  oder  der  Bestand  auf  längere  Zeit 
abgeschlossen  wird.  Der  Amtsrichter  kann  jedoch  auch  die  Bestandgabe 
in  anderer  Form  genehmigen,  299,  800. 

MlUtftrdiensty  Eintritt  in  denselben  seitens  des  Minderjährigen  —  hierbei 
selbstverständlich  keine  Vertretung  durch  den  Vormund  zulässig,  200. 

MUitirperson  des  Friedensstands  ist  nach  badischem  Recht  untauglich 
zur  Vormundschaft,  wenn  ihr  von  ihrem  Vorgesetzten  die  Genehmigung 
zur  "Übernahme  der  Vormundschaft  versagt  wird,  27. 

Mlndeijähriger,  ausländischer  —  ihm  ist,  wenn  er  in  Frankreich  Wohn- 
sitz hat,  in  provisorischer  Weise  ein  Vormund  zu  geben,  66; 

—  Begriff,  1,  2,  8; 

—  gewaltsentlassener  (emanzipierter),  2,  dessen  rechtliche  Stellung  im  All- 
gemeinen, 7;  —  nur  dann,  wenn  er  [emanzipiert  ist,  (kann  er  ICaufinann 
sein  und  sich  als  solcher  ohne  Beiwirkung  des  Pflegers  verpflichten,  207; 

—  nicht  gewaltsentlassener,  —  die  ^vom  Gesetz  geschaffene  Vorrichtung 
behnis  Ersatzes  seiner  fehlenden  Rechtshandlungsfähigkeit,  2  n*  ff« ;  —  siehe 
auch:  Vormundschaft; 

—  der  nicht  gewaltsentlassene  Minderjährige,  welcher  ein  Gewerbe  betreibt, 
kann  die  auf  den  Gewerbebetrieb  bezüglichen  Rechtshandlungen  vor- 
nehmen, 207; 
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MladeijUirlger^  £mteilimg  der  nicht  gewaltsentLassenen  Minderjährigen 
nach  badischem  Recht  in:  unmündige,  Halbmündige  und  Vollmundige 
—  deren  verschiedene  Rechte  im  Allgemeinen,  8  u.  4;  —  siehe  auch  unter 
diesen  Schlagworten; 

—  geisteskranker,  kann  auch  entmündigt  werden,  458,  459,  465; 

—  ist  unfähig  zur  Yormundschaü,  ausgenommen  Vater  und  Mutter; 

—  ist  unfähig,  nicht  was  den  Vertragsschluss  anlangt,  sondern  vielmehr 
unfähig,  sich  durch  einen  Vertrag  zu  verletzen,  348; 

—  der  vollmündig  ist,  kann  gewisse* Rechtsgeschäfte  allein  vornehmen,  207, 
208.  Siehe  auch:  Minderjähriger,  Einteilung  der  Minderjährigen  nach 
badischem  Recht  —  femer:  VoUmündige. 

Hindeijfihrigkeit,  Begriff,  S.  8; 

—  des  überlebenden  Eltemteils  ist  kein  Befreiungsgrund  desselben  von  der 
gesetzlichen  Vormundschaft  über  seine  eigenen  Kinder,  98,  94. 

—  untersteht  den  Statuta  personalia  des  Minderjährigen,  ist  daher  nach 
der  lex  originis  des  Minderjährigen  zu  beurteilen,  66; 

—  des  Vaters  ist  nur  beziehungsweise  ein  gesetzlicher  Entschuldigungs- 
grund von  der  Übernahme  der  Vormundschaft,  87. 

Minevr^  Begriff,  16.    Siehe  auch:  Pupille. 

Minor  non  restitnitiir  tanqnam  minor,  sed  tanqnani  laesns  —  Bedeutung 
dieses  Satzes.  Er  gilt  nach  römischem  und  nach  französischem 
Recht  für  die  vom  Minderjährigen  allein  vorgenommenen  Handlungen, 
847,  879. 

Minor  restitnitor  qna  minor,  dieser  Satz  gilt  nach  badischem  Recht  für 
die  Anfechtung  der  vom  Minderjährigen  allein  (ohne  Vater,  Vormund) 
eingegangenen  Rechtsgeschäfte  als  Regel,  und  als  Ausnahme  gilt  nach 
dem  Rechte  Badens  der  Satz:  Minor  non  restituitur  tanquam 
minor,  sed  tanquam  laesus  (im  Ges^ensatz  zum  französischen 
Recht).    Siebe  auch:  Anfechtbarkeit,  Läsion,  Rechtshandlungen  u.  s.  w. 

Miteigentum    —  siehe  Eigentum. 

Mithaftnng,  samtverbindliche,  des  zweiten  Ehemanns  bei  |der  Tutelle  de 
fait  der  Mutter- Vormünderin  des  Art  395  Abs.  2  —  100. 

Mitrormnnd,  Begriff,  20,  28;  —  siehe  auch:  Cotuteur; 

—  dessen  Bestellung,  Ernennung,  154  IT« 

—  dessen  Absetarang;  —  siehe:  Absetzung; 

—  der  zweite  Ehemann  als  Mitvormund,  110,  112,  118. 
Mitrormnndschaft  —  siehe:  Mitvormund. 

Mitwirkung  des  Familienrats  bei  der  Erziehung  des  Mündels  durch  den 
Vormund,  217  If.  Siehe  auch:  Familienrat —  femer:  Aufeicht  des  Familien- 
rats, Aufeichtsrecht. 

Mitwirknngsreoht  gewisser  Personen  beim  Abschluss  des  Heiratsvertrags 
des  Minderjährigen.  Siehe:  Abschluss  des  Heiratsvertrags  —  und:  Ehe- 
vertrag, Heiratsvertrag. 

Mobiliarklagen,  Begriff  und  Bedeutung,  285,  deren  Anstellung  für  den 
Mündel  durch  den  Vormund,  805,  285,  811  (hierzu  keine  Ermächtigung 
des  Familienrats  notwendig).    Siehe  auch:  Klagen,  bewegliche» 
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Moblllarroehte  (>»  Forderungen)  des  Mündels.  Deren  Verkanf  durch  den 
Vormund  ist  nicht  vorgeschrieben,  244. 

Hobilien  und  Moblliarforderongeii,  808,  999,  310. 

M obillen  des  Mündels  hat  der  Vonnund  bei  Beginn  der  Vormundschaft 
versteigern  zu  lassen,  241  ff«  —  Ausnahmen  von  dieser  Vorschrift,  246  ff. 
Siehe  auch:  Versteigemngspflicht  des  Vormunds  —  Dispensation  von 
dieser  Pflicht,  Fahrnisse. 

]f#nüÜ8ehe  Interesgen  des  Mündels  —  die  Vertretung  hierbei  durch  den 
Vormund,  814.  Siehe  auch:  Interessen,  ~  Standesklagen,  Standes- 
verhältnisse. 

Mondlose  —  mundlose  Personen,  Begriff.  6,  04.  Siehe  aach:  Personen, 
mundlose. 

Mundtote,  ersten  Grades  —  badischer  Ausdruck  för  verbeistandete  Ver- 
schwender —  Mundtotmachung  ersten  Grades  »=  Prodigalitätserklärung; 

—  zweiten  Ghradee  —  b  ad isch -rechtlicher  Ausdruck  für  die  entmündigten 
(unverbesserlichen)  Verschwender.  Die  Mundtotmachung  zweiten  Grades 
—  459  —  ist  nur  dem  badischen,  nicht  auch  dem  französischen 
Becht  bekannt  588,  584.    Siehe:  Entmündigung,  Verschwender. 

Mündel  —  kann  vom  Vormund  bei  dessen  Verwaltung  als  „Gewalthaber" 
verwendet  werden.  Siehe:  Gewalthaber  des  Vormimds  bei  dessen  Ver- 
waltung. 

Mflndelfahmisse  —  siehe:  Mobilien. 

Mlindelgflter,  deren  Reparatur,  Verpflichtung  des  Vormunds  hierzu.   Siehe: 

Beparaturen. 
Mlndelpfandreeht,  gesetzlichee; 

—  Anzeigepflicht  (nach  bad  ischem  Recht)  der  Vormünder,  Gegenvormünder, 
Waisenrichter,  wenn  Veranlassong  zu  Erwirkung  eines  Mündelp£uideintrags 
vorliegt,  177: 

—  Aufbesserung  des  Mündelpfiandrechts  —  wann  nach  franz.  Recht  zu- 
lässig? 182. 

—  Beschränkung  desselben  im  Laufs  der  Vormundschaft  nach  frans. 
Recht  —  182  —  bei  Veränderung  der  Verhältnisse  nach  badischem 
Recht,  198; 

—  Bestimmungen  des  badischen  Pfandgesetzes  vom  29.  März  1890  in  Be- 
treff der  bereits  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bestehenden  Mündel- 
pfandrechte, 171; 

—  Dauer,  178,  188,  189 ; 

—  Eintrag  —  Tnscription  —  desselben  |ist  in  Baden,  damit  es  wirksam 
werde,  notwendig,  171 ;  ist  es  so  eingetragen,  so  wirkt  es  }fÜr  die  For- 
derungen des  Mündels  aus  der  Verwaltung  vom  Ta^  des  Beginns  des 
vormundschaftlichen  Amte;  —  siehe:  Beginn  der  Amtspflichten  des  Vor- 
munds; 

—  Eintrag  desselben  erfolgt  in  Baden  nur  auf  Antrag  des  zuständigen 
Vormundschaftsgerichts,  d.  i.  Amtsgerichts,  welches  ftbr  die  Eintragung 
und  damit  fEbr  die  Wahrung  des  ünterpfandsrecht  Sorge  zu  tragen  hat, 
67,  186,' 191; 
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MIliidelpfaBdreehty  £mtxäge,  neue,  nach  Beendigung  der  Vormundschaft 
sind  nach  had.  Recht  nur  noch  zulässig  während  ^^eines^^  Jahres  von  der 
Beendigung  des  Amts  des  Vormunds,  189,  192 ; 

—  Erlöschen  mit  Verjährung  der  Klagen  des  gewesenen  Mündels  wegen 
Forderungen  aus  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  (Art.  47ö},  449, 
450,  484; 

—  Forderungen,  für  welche  es  haftet,  172 ff.; 

—  Form  des  Antrags  auf  Eintragung  nach  franz.  Recht,  178  —  nach 
bad.  Recht,  192;  —  siehe  auch:  Bordereaux; 

—  Gegenstand,  95,  101,  102,  109,  172  (Streitfrage  in  Bezug  auf  Auslands- 
güter des  Vormunds  und  auf  Inlandsgüter  des  Vormunds  bei  dem  aus- 
ländischen Mündel) ; 

—  Grundzüge  dieses  Unterpfandsrochts  nach  franz.  und  bad.  Recht,  171 
bis  196; 

—  Grundsätze,  welche  hinsichtlich  dieses  gesetzlichen  Unterpfandsrechts 
nach  badischem  Rechte  gelten,  188 — 196; 

—  lohalt,  notwendiger,  der  Eintragung  nach  franz.  Recht,  181, 182  —  nach 
bad.  Recht,  188,  184,  190; 

—  Massregeln  seitens  des  Vormunds  für  dessen  Erhaltung,  bezw.  Wahrung, 
295  ff. ; 

—  Personen,  zu  Gunsten  derer  es  besteht  und  Personen,  denen  gegenüber 
es  Platz  greift:  Es  steht  zu  den  Entmündigten,  455,  sowie  dem  gewalts- 
untergebenen bevormundeten  Minderjährigen,  171  —  mithin  greift  es 
Platz  gegenüber  den  Vormündern  der  Entmündigten  und  Minderjährigen, 
auch  gegenüber  dem  Tuteur  ofßcieux,  188  —  femer  gegenüber  dem  zum 
Mitvormund  gewordenen  zweiten  Ehemann,  114;  es  steht  nicht  zu  dem 
VermJssten  an  den  Liegenschaften  des  fär  ihn  bestellten  Abwesenheits- 
pflegers, 172,  wie  es  überhaupt  auch  bei  Pflegschaften  nicht  Platz  greift; 

—  es  findet*  keine  Anwendung  gegenüber  dem  Gegenvormund  noch  gegen- 
über den  Tutores  ad  hoc,  auch  nicht  gegenüber  dem  Vater -Verwalter 
während  bestehender  Eltemehe,  172; 

—  Publicitätsgrundsatz  in  Baden  nunmehr  in  Folge  des  neuen  Pfandgesetzes 
durchgeftlhrt ;  —  siehe:  Publicitätsgnmdsatz ; 

—  Rang  des  UnterpfEindsrechts  des  Mündels,  174,  187,  194; 

—  Reduktion,  richterliche  —  Reduction  judidaire  —  nach  franz.  Recht, 
182;  —  siehe  auch  oben:  Mündelpfandrecht,  dessen  Beschränkung; 

—  Spezialitätsgrundsatz  in  Baden  in  Betreff  der  Wahrung  der  Vorzugs- 
und ünterpfandsrechte    —   also   auch  der  gesetzlichen  Mündelpfandrechte 

—  durchgeführt,  185  ff.; 

—  stillschweigendes,  d.  h.  keines  Eintrags  bedürftiges  Unterpfandsrecht  nach 
französischem  Recht  —  anders  nach  dem  Rechte  Badens,  wonach  es 
eintragsbedürftdg  ist,  170,  171; 

—  Strich  —  und  Strichbewilligung  (S.  480)  —  desselben  nach  bad.  Recht 
198,  194; 

—  Verlust  desselben,  ausnahmsweiseri  seiner  Wirkungen  gegen  Dritte,  wenn 
es  nicht  eingetragen  ist,  167,  177,  180; 

—  Wahrung  nach  bad.  Recht,  189 ff.; 
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Mflnd^lpfandreelity  während  der  interimistischen  Yerwaltong  nach  Be- 
endigung der  Vormund^chafib  ex  parte  minoris,  4M; 

—  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens,  168.  Siehe  oben:  Mündelpfandrecht,  Ein- 
trag desselben. 

MllndelTermögeiiy  dessen  Yerwaltong  durch  den  Vormund  en  bon  päre  de 
ÜBkmiUe,  816. 

Mutter -YormllBderiB,  deren  besondere  Stellung,  95  ff»,  sie  kann,  was  der 
Yatei  -  Yormund  nicht  kann,  die  Yormundschait  über  ihre  eigenen  Kinder 
ohne  Angabe  von  Gründen,  ohne  Weiteres,  ablehnen  —  Pflicht  derselben, 
im  Ablehnungsfall  die  Yormundschaft  einstweilen  fortzuführen ;  Charakter 
dieser  Yormimdschaft  —  siehe  die  citierten  Seiten; 

—  sie  kann,  wenn  sie  durch  Schliessimg  einer  zweiten  Ehe  die  Yoimund- 
schafl  verloren  hat  (Art.  395  C.  c.) ,  in  ihrem  Erziehungsrecht  bei  Ver- 
letzung ihrer  Pflicht,  für  die  sittliche  Erziehung  der  Eonder  zu  sorgen, 
beschrankt  werden,  218;  —  siehe:  Beschränkung; 

—  wenn  solcher  die  Yormundschaft  bei  ihrer  Wiederverehelichung  aas- 
drücklich  entzogen  worden  ist,  so  tritt  dasselbe  Verhältnis  ein  wie  bei 
Verlust  der  Vormimdschaft  kraft  Gesetzes  gemäss  Art.  395  Abs.  2  C.  c, 
111,  112; 

—  wenn  sie  der  Vormundschaft  infolge  Nichtbeachtens  der  Vorschrift  des 
Art.  395  Abs.  2  verlustig  gegangen  ist,  so  ist  sie  jedenfalls  samt  ihrem 
zweiten  Ehemann  kraft  Gesetzes  zur  negotiorum  Gestio  für  das  Kind  ver- 
pflichtet, über  welches  sie  die  Vormundschaft  verloren  hat,  106. 


N. 

Nachgeben  des  Vormunds  anf  Immobiliarklagen  bedarf  der  Ermächtigung 
des  Familienrats,  287.  Siehe:  Acquiescement  und  Ermächtigung  des  Fa- 
milienrats. 

Nachlagg-  und  StnndungSTerträge^  deren  Bewilligung  durch  den  Vormund. 
Siehe:  Stundungs-  und  Nachlassverträge. 

MachlasB;  Rechte  des  Minderjährigen  auf  denselben,  selbst  wenn  er  nur  aus 
Mobilien  bestünde,  kann  der  Vormund  nicht  ohne  Ermächtigung 
cedieren,  809. 

Haseitari,  Rechte  derselben,  98,  kommen  bei  gesetzlichen  Entschuldigungs- 
gründen gegen  Übernahme  der  Vormundschaft  nicht  in  Betracht,  S6. 

HebenTormiind^  21,  28;  — siehe  auch:  Protutor,  Protuteur  (stets  Bativtutel)  ; 

—  dessen  BesteUung,  64,  174  ff«,  dessen  rechtliche  Stellung,  156; 

—  hat  keine  Sorge  für  die  Person  des  Minderjährigen  zu  tragen,  211; 

—  internationales  Recht  kommt  bei  dessen  Bestellung  in  Frage,  und  be- 
stehen Staatsverträge  Badens  mit  anderen  deutschen  Bundesstaaten  in 
dieser  Beziehtmg,  22,  157; 

—  Mündelpfandrecht,  gesetzliches,  greift  ihm  gegenüber  Platz,  157 ;  —  siehe 
Mündelpfandrecht,  Personen,  welchen  gegenüber  es  Platz  greift. 

JTichtlgkeit,  Begri^,  848. 
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Sieflsbranehy  den  der  Vormund  oder  ein  Dritter  an  den  Fahrnissen  des 
Mündels  hat,  hindert  deren  Yersteigernng,  246,  847.  Siehe  auch:  Mobilien, 
Fahrnisse  des  Mündels,  Versteigerung  derselben. 

HieBSbraveligreelit,  gesetzliches,  des  Parens-tutor,  —  dessen  Verlust  im  Fall 
der  Unterlassung  der  Inventarisation  durch  denselben  (Art  1442),  240. 

Notariatflor dnnng^  badische  (Geschäftsordnung  für  die  Notare  als  Rechts- 
polizeibeamte  vom  2.  November  1889  [Ges.  u.  V.-BL  1889  XVH  S.  257  und 
309 ff.]),  55.  Siehe  auch:  Gesetssesquellen  des  badischen  Vormundschaffcs- 
wesens. 

Kotoriseh  sehleehte  AnffAhrnng  bildet  einen  Indignitätsgrund  in  Betreff 
der  Vormundschaft,  27.    Siehe  auch:  Indignitätsgründe. 

Novatio  in  Betreff  der  Forderungsrechte  des  Minderjährigen  kann  der  Vor- 
mund ohne  Ermächtigung  vornehmen,  807,  308,   siehe:   Rechtswandlung. 

Novella  72  JustiniaBg,  828,  825.  Siehe  auch:  Cession  einer  gegen  den 
Mündel  gehenden  Forderung  an  den  Vormund  —  Verbot  solcher  Cession 
(es  stammt  aus  Novella  72). 

Hnllitö  —  textueUe  und  virtuelle,  Begriffe,  841. 

Nntzbflrmaehuiig  dos  MündelTemiögens^  die  verschiedenen  hier  einschla- 
genden Handlungen  kann  der  Vormxmd  ohne  Ermächtigung  und  besondere 
Förmlichkeiten  vornehmen,  801ff» 

NntZBieBSmig  —  siehe:  Niessbrauch  und  Ususfructus; 

—  eheliche,  zur  Bewilligung  der  Umwandlung  derselben  in  eine  Rente  be- 
darf der  Vormimd  der  Ermächtigung  des  Familienrats,  289;  siehe:  Er- 
mächtigung des  Familienrats; 

—  elterliche,  228,  deren  Erlöschen  nach  französischem  und  badischem 
Recht  verschieden,  226.  Siehe  auch:  Erlöschen  der  elterlichen  Nutz- 
niessung. 

Hntzniessiiiigsreoht  —  Niessbrauchsrecht  und  Ususfructusrecht. 


o. 

Oberromiiindseliafty  rechtsgeschichtliche  Darstellung  dieses  Instituts,  40. 
OberYommiidgcIiaftsbeliSrde,  französ.  u.  bad.  Einrichtung  —  Familienrat 

(französ.),    Amtsgericht    nebst   ständigen  Beiräten  und  Waisenrichter 

(bad.),  46,  56 ff.; 
—  sie  ist  in  Baden  eine  ständige  gerichtliche  Behörde,  49,  nach  französ. 

Recht  dagegen  eine  nicht   ständige  Verwaltungsbehörde,   57,   (48,  49). 

Siehe  auch:  Familienrat,  Beiräte,  Beschlussfassungen  des  Familienrats,  des 

Amtsgerichts  als  Vormundschaffcsbehörde  u.  s.  w. 
OfflziSse  Tatel  «  Tutelle  ofßcieuse,  pflegeelterliches  Verhältnis. 

(hrdo  snceessorins  findet  nicht  bei  der  gesetzlichen  Ascendenten Vormund- 
schaft statt  —  anders  also  wie  im  römischen  Recht,  140,  145.  Siehe 
auch:  Ascendentenvormundschaft. 

0 jant-oonipte,  Begriff  — ,  entspricht  unserem  „Rechnungsherm,  Rechnungs- 
empfänger^,  419. 
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P. 

Pacht  oder  Miethe  der  Güter  des  Mündels  durch  den  Vormund  bedarf'  der 
Ermächtigung  des  Familienrats  *-  der  Abschluss  des  Vertrags  mit  dem 
Vormund  findet  mit  dem  vom  Familienrat  dazu  ermächtigten  Gegm- 
Yormund  statt,  284,  285;    siehe  auch:  Gegenvormund,  Miethe; 

—  Ungiltigkeit,  bezw.  Anfechtbarkeit  (relative)  des  Vert-rags,  wenn  es  an 
dieser  Ermächtigung  fehlt,  822   (284); 

—  welche  der  Vormund  in  Betreff  von  MündelgÜtem  mit  Dritten  vertrags- 
mässig  vereinbart,  bedarf  keiner  Ermächtigung  noch  auch  der  Einhaltung 
besonderer  Förmlichkeiten  (anders  nach  bad.  Recht),  298,  299;  siehe: 
Mieth-  und  Pachtvertrag  —  solche  Verträge  unterliegen  jedoch  einer  Zeit^ 
beschränkung  hinsichtlich  der  Pacht-  oder  Miethsdauer,  2^)8,  299. 

ParenSy  der  überlebende,  hat,  wenn  er  nicht  Vormund  ist,  nicht  die  Ver- 
waltung des  Vermögens  der  Kinder  zu  flihren  —  dem  Vormund  vielmehr 
liegt  diese  Pflicht  ob,  219.  Siehe  auch:  Verwaltung  des  Vormunds,  Vor- 
mund. 

Parens-tator^  der  gesetzliche,  untersteht  nicht  den  Vorschrillen  der  Art.  455 
u.  456  —  siehe:  S.  287,  255,  264,  265,  266. 

Penoneo^  antragsberechtigte,  in  Betreff  der  Entmündigung  und  Verbei- 
ständung wegen  Verschwendung,  460,  466,  515 ;  siehe:  Antragsberechtigte 
Pei'sonen ; 

—  der  bevormundeten  Minderjährigen,  15 ff«; 

—  der  Mündel,  Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds  gegenüber  jenen,  210 ff«; 

—  der  Vormünder,  18  ff.  —  siehe  auch:  Arten,  verschiedene,  der  Vormünder; 

—  fremde  —  Personae  extraneae  —  wann  sind  solche,  und  welche  sind  zum 
Familienrat  zu  berufen?  51 ;  siehe  auch:  Familienrat,  Zusammensetzung 
desselben ; 

—  juristische  —  siehe:  Juristische  Personen; 

—  welche  zu  Datiwormündem  zu  ernennen  sind  —  Auswahl,  welche  hier 
statthat,  152,  158;    siehe  auch:  Datiwormundschaft,  Tutor  dativus; 

—  welche  von  der  Mitgliedschaft  im  Familienrat  nach  französischem  Recht 
ausgeschlossen  sind.  51,  52;    siehe:  Familienrat; 

—  welche  berechtigt  sind,  die  Familienratsbeschlüsse  (nach  franz.  Recht) 
anzufechten,  sowie  deren  Passivlegitimation  bei  der  Klageerhebung. 
71,  78. 

Pftuidg686tc  (Unterpfandsgesetz),  badisches,  vom  29.  März  1890,  die  Vor- 
zugs- und  ünterpfandsrechte  betr.,  Ges.-  u.  V.-Bl.  XTT  S.  155  —  und 
Verordnung  hierzu,  den  Vollzug  dieses  Gesetzes  betr.,  vom  10.  Juni  1890 
-  Ges.-  u.  V.-Bl.  XX  S.  230  —  56 ; 

—  dessen  Elnfluss  auf  das  badische  Mündelpfiuidrecht  u.s.w.  —  siehe: 
Mtkndelpfandrecht,  gesetzliches. 

PfttndselireibereibeMrden  in  Baden,  177. 

Pfleger,  dessen  Ernennung,  524,  Ablehnung  des  Amts,  524; 

—  bei  welchen  Rechtshandlungen  der  gewaltsentlassenen  Minderjährigen 
muss  er  mitwirken?  540.  Siehe  überhaupt  auch:  Minderjährige,  gewalts- 
entlassene. 
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Pllegeelterlieheg  YerhUtnig  —  Tutelle  omcieuse,  oi£ziöse  Tutel. 
PflegsellAft,  deren  Begriff  und  Wesen  im  Allgemeinen,  1  ff«,  insbes.  9,  12, 
u.  18,  521 ;    siehe  auch:  Cura,  Curatelle; 

—  über  Abwesende,  557  —  siehe:  Cura  absentis : 

—  über  eine  Afbererbschafb,  568; 

—  über  eine  vom  Besitzer  infolge  der  Actio  h3rpotheGaria  wegen  darauf 
ruhender  Pfandlasten  aufgegebenen  Liegenschaft,  563 ;  siehe  auch :  Curateur 
k  l'immeuble  d^laissä  par  hypotheque: 

—  über  gewaltsentkuBsene  Minderjährige  im  Allgemeinen,  62,  im  Besonderen 
526 ff«  U.S. w.  u. s.w.  —  siehe  auch:  Arten  der  Pflegschal^;  —  über  die 
Leibesfrucht,  Cura  ventris,  96  ff.,  557,  für  Taubstumme,  555. 

PfleggeliaftgTertrag  (Vertrag  über  eine  zu  übernehmende  Tutelle  ofdcieuse) 
—  zum  Abschluss  desselben  bedarf  der  Vormund,  wenn  der  Minderjährige 
keine  Eltern  mehr  hat,  stets  der  Einwilligung  des  Familienrats,  225. 

FflegTfttergehafl  »=  TuteUe  ofQcieuse. 

Pfliehten  und  Rechte  des  Vormunds  in  Bezug  auf  das  Mündelvermögen 
während  der  ganzen  Dauer  derVormundschafb,  270  ff«  —  siehe  auch:  Rechte 
und  Pflichten  des  Vormunds  —  und:  Verwaltung,  vormundschaftliche,  des 
Mündelvermögens ; 

—  des  Vormunds  beim  Beginn  der  Vormundschaft  —  siehe:  Vormund; 

—  und  Rechte  des  Vormunds  gegenüber  der  Person  des  Mündels,  210  ff«  — 
siehe  auch:  Rechte  und  Pflichten  des  Vormunds  —  und:  Person  des 
Mündels ; 

—  und  Rechte  des  Beistands,  des  Gegenvormunds,  des  Pflegers,  der  Tutores 
ad  hoc  —  siehe  unter  den  betreffenden  Stichworten. 

Poggeggion  preeaire  des  Vormunds  an  den  G-Ütem  des  Mündels  während 
der  Verwaltung,  Folgen,  388. 

Poggeggorigehe  Klagen^  Begriff  derselben  —  solche  kann  der  Vormund 
ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  ftb*  den  Mündel  erheben,  286,  287. 
Siehe:  Besitzklagen. 

PouTOir  ex^cntif  de  la  tntelle  hat  nur  der  Vormund  und  nicht  der  Fa- 
milienrat, 67. 

ProdigalltitgerkUniiig  «=  Verbeiständung  wegen  Verschwendung  —  deren 
öffentliche  Bekanntmachung,  578. 

Protntenr  des  französ.,  bad.  Rechts  ^  Nebenvormund  —  zuweilen  auch 

gebraucht  für  Tuteur  de  fait. 
Protatela  nnd  Protntor  des  römischen  Rechts,  Bedeutung,  Unterscheidung 

von  der  Protutelle  (im  Sinne  von  Tutelle  de  ^ait  Art.  395)  des  französ., 

bad.  Rechts,  (21),  107,  108,  109. 

Proiegg,  den  bereits  begonnenen,  kann  der  Vormund  fElr  den  Mündel  ohne 
Ermächtigung  fortsetzen,  mag  es  sich  dabei  um  Immobiliar-  oder  Mobiliar- 
klagen handeln,  287. 

ProieggfUiniiig  des  gewaltsentlassenen  Minderjährigen  in  Baden,  541, 
des  verbeiständeten  Verschwenders  in  Baden,  577.  Siehe:  Minderjähriger, 
gewaltsentlassener,  Verschwender,  verbeiständeter  —  deren  Rechtshand- 
lungen u.  s.  w. 

Barazetti,  Di^  Vormundschaft  u.  s.w.  ^^ 
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PnbUeitfttggrundsati  ist  nunmehr  in  Baden  infolge  des  nenen  Püsuidges. 
vom  29.  März  1890  in  Betreff  der  Wahrung  (Eintragung,  Inacription)  der 
Vorzugs-  und  ünterp&ndsrechte,  also  auch  des  gesetzlichen  Mfindelpfand- 
rechts  durchgeMirt,  185.    Siehe  auch  Mündelpfandrecht. 

Papille  —  siehe:  Mineur. 

Q. 

({vae  temporalia  sviit  ad  agendnn,  perpetua  sniit  ad  exelpleadvin.  Dieser 
Satz  greift  nicht  Platz  in  Betreff  der  Einreden  aus  Forderungen  des  (ge- 
wesenen) Mündels  an  den  Vormund,  welche  aus  der  geftihrten  Vormund- 
schaft (Art  475)  stammen,  445  (anders  beim  Dolus  des  Vormunds,  448) 
—  vielmehr  grelBi  Platz  der  Satz:  Quae  temporalia  sunt  ad  agendnm, 
,,temporalia^  (und  nicht  „perpetua")  sunt  ad  excipiendum  —  und  so  greift 
dieser  Satz  und  nicht  jener  gleichfalls  Platz  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
jährung der  Einreden  des  Minderjährigen,  wenn  er  aus  einem  Air  ihn 
umstossbaren  Bechtsgeschäit  belangt  wird,  877. 

QvasimandatSTerliUtiiig  besteht  zwischen  Mündel  und  Vormund  in  Bezug 
auf  die  Verwaltung  der  Vormundschaft,  815.    Siehe:  Mandat,  gesetzliches. 
^1  ^ponse  femine^  ^pouse  la  tutelle,  112. 


B^ehDiugen^  periodische,  Verpflichtung  des  Vormunds  zur  Stellung  solcher, 
884,  885,  415. 

BeehnnngsablAge  des  Vormunds  kann  auch  gemäss  Art.  1166  C.  c.  von  den 
Gläubigem  des  Mündels  begehrt  werden,  428. 

Beebnungsablagepfileht^  d.  h.  Verpflichtung  des  Vormunds  zur  Ablage  der 
Vormundschaflsschlussrechnung  —  siehe  unter  diesem  Stichwort  —  ist 
ein  Essentiale  der  Vormundschaft,  welche  im  öffentlichen  B«cht  wurzelt, 
und  von  welcher  daher  kein  Vormund  entbunden  werden  kann,  414^  417; 

—  hat  der  Gegenvormund  als  solcher  nicht,  888. 

BechniiBgsrfiekstand  —  siehe:  Vormundschaflsrechnung,  Beliquat. 
Becht  der  Aufenthaltsbestimmung  des  Kindes,    siehe:  Aufenthalts- 
ort und  Droit  de  garde. 

Reelite  und  Pflichten  der  Beistande,  des  Gegenvormunds,  der  Pfleger, 
der  Tutores  ad  hoc  u.  s.w.;  —  siehe  unter  diesen  Schlagworten; 

—  des  Vormunds  bei  Vormundschaft  über  Entmündigte,  474 IT.,  siehe:  Vor- 
mundschaft über  Entmündigte,  Pflichten  des  Vormunds; 

—  des  Vormunds  bei  Vormundschaft  über  Minderjährige,  196  ff>,  insbes. 
gegenüber  der  Person  des  Minderjährigen,  210  ff. ;  siehe  auch:  Person 
des  Minderjährigen,  Pflichten  des  Vormunds; 

—  des  Vormunds  bei  dieser  letztgenannten  Vormundschaft  in  Bezug  auf 
das  Mündelvermögen  während  des  Beginns  und  der  ganzen  Dauer  der 
Vormundschaft,  229  ff.,  270  ff. 
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Beehtefolgen  des  gesetzwidrigen  Handelns  des  nicht  gewaltsentlasseDen 
Minderjährigen^  der  aber  bereits  die  Jahre  der  Tnfanfa*«.  hinter  sich  hat 
(wenn  er  z.  B.  allein  gehandelt  hat,  wo  der  Vater,  der  Vormond  für  ihn 
hätte  handeln  müssen,  so  ist  die  Handlung  nngÜtig,  d.  h.  bald  nichtig, 
bald  nur  anfechtbar  von  selten  des  Mindeijährigen  u.  s.  w.)  S40,  S41 ; 

—  des  gesetzwidrigen  Handelns  des  emanzipierten  Minderjährigen  und  seines 
Pflegers  u.  s.  w.,  547,  548,  549. 

BeebtBliaiidlmigeii  —  1«  des  entmündigten  Qeisteskranken,  d.  h.  des  Geistes- 
kranken nach  seiner  Entmündigung,  488  ff* ; 

—  2.  des  noch  nicht  entmündigten  Geisteskranken,  deren  Anfechtung, 
501  ff.; 

—  B.  des  wegen  Verschwendimg  Entmündigten,  517  ff. ;  siehe  sa  1—3  auch: 
Geisteskranke,  Verschwender,  —  Verbeiständete  —  deren  Rechtshandlungen, 
Anfechtbarkeit ; 

—  4.  des  Mündels,  des  gewaltsuntergebenen  Minderjährigen,  des  Vormunds 
desselben  —  und  zwar: 

a)  solche,  bei  welchen  der  Vormimd  den  Mündel  infolge  gesetzlicher 
Vorschrift  nicht  vertreten  kann,  wobei  jedoch  jenes  Vertretung  durch  die 
Vertretung  anderer  Personen  ersetzt  wird  (und  der  Mündel  nicht  allein 
handeln  kann),  208  ff*  —  siehe  auch:  Vertretung; 

b)  welche  nicht  nur  durch  den  Vormund  in  Vertretung  des  Minder- 
jährigen, sondern  auch  durch  diesen  selbst,  allein,  vorgenommen  werden 
können,  206 ff»; 

c)  welche  der  Vormund  nicht  selbständig  vornehmen  kann,  sondern 
wozu  er  noch  der  Ermächtigung  des  Familienrates  bedarf,  275  ff.  —  siehe 
auch:  Ermächtigung  des  Familienrats,  FäUe,  wo  der  Vormund  derselben 

edarf; 

d)  welche  der  Vormund,  obwohl  er  den  Mündel  in  der  Regel  zu  ver- 
treten hat  (Art.  4Ö0  0.  c),  gleichwohl  nicht  für  denselben  vornehmen 
kann,  in  Betreff  welcher  dieser  vielmehr  selbst  handeln  muss,  198  ff.; 

e)  des  Vormunds,  welche  er  allein,  selbständig,  ohne  irgend  eine  Er- 
mächtigung des  Familienrats  und  auch  (in  der  Regel)  ohne  die  Einhaltung 

*  spezieller  Formvorschriften  i%Lr  den  Mündel  vornehmen  kann  —  hierher 
gehören:  1.  Vornahme  der  die  Erhaltung  des  Mündelvermögens  bezwecken- 
den Massregeln,  2.  Vermiethung  und  Verpachtung  der  Mündelgüter,  3.  ver- 
schiedene mit  der  Nutzbarmachung  des  Mündelvermögens  zusammen- 
hängende Handlungen,  4.  Zahlung  der  Schulden  des  Mündels  und  Bei- 
treibung der  Forderungen  desselben,  5.  Verkauf  von  Mobilien  und  Mobiliar- 
fordenmgen  des  Mündels,  6.  Handlungen,  die  sich  auf  die  Anlage  der 
Mündelkapitalien  und  der  Einkünfte  des  Mündelvermögens  beziehen,  7.  die 
Klagen  (Mobiliarklagen),  die  der  Vormund  ohne  Ermächtigung  des  Fa- 
milienrats för  den  Mündel  anstellen  kann  —  und  endlich  8.  Vornahme 
fürsorglicher  Teilungen,  293  ff. ; 

f)  welche  dem  Vormund  für  den  Mündel  vorzunehmen,  durchaus 
untersagt  sind  —  und  welche  der  Mündel  auch  selbst  nicht  vornehmen 
darf —  absolut  verbotene  Rechtshandlungen  —  hierher  gehören:  1.  Er  kann 
keinen  Kompromiss  für  den  Mündel  schUessen,  2.  er  kann  in  keiner  Weise 

41* 
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durch  Schenkung  über  das  Vennögen  des  Mündels  verfE&gen,  3.  er  kann 
keine  Erbschaft,  welche  dem  Mündel  angefallen  ist,  abgesehen  von  der 
hier  notwendigen  Familienratsermächtignng,  sine  beneficio  inventarii  an- 
nehmen 202,  £08,  205,  281,  298; 

g)  welche  der  Vormund  fClr  den  Mündel  zwar  vornehmen  kann,  bei 
welchen  jedoch  das  Gesetz  die  Einhaltung  gewisser,  je  nach  dem  Falle 
verschiedener  Förmlichkeiten  vorschreibt  —  hierher  gehören:  1.  Verkauf 
der  körperlichen  Fahrnisse  des  Mündels,  2.  Verkauf  der  diesem  gehörigen 
Liegenschaften,  3.  Teilung  einer  ungeteilten  Gemeinschaft,  4.  Abschlnss 
eines  Vergleichs,  5.  Vermiethung  oder  Verpachtung  von  Liegenschaften 
(speziell  für  Baden),  241,  277,  201,  290 ff.; 

h)  solche  kann  der  Minderjährige  vornehmen,  und  zwar  alle,  welche 
die  Sicherung  seines  Vermögens  bezwecken,  206,  207; 

i)  des  Vormunds  sind  nicht  schon  deshalb  ungiltig,  weil  kein  Gegen- 
vormund bestellt  worden  ist,  161,  162; 

k)  welche  der  Minderjährige  als  Infans  selbst  allein  vorgenommen 
hat,  werden  als  nicht  existent  betrachtet,  840; 

1 )  welche  der  Minderjährige  selbst  vorgenommen  hat  ohne  die  gesete- 
liche  Vertretung  seines  Vaters  oder  Vormunds  (des  ersteren  Vertretung  ist 
geboten,  wenn  der  Minderjährige  nicht  unter  Vormundschaft  steht,  weil 
seine  beiden  Eltern  noch  leben),  wo  er  derselben  bedürfte  —  welche  Folgen? 
889,  840; 

—  5.  des  Vormunds  des  Entmündigten,  deren  Beurteilung,  481,  482 ; 

—  6.  vorgenommen  von  einem  zur  Vormundschaft  unfähigen  oder  von  der- 
selben Ausgeschlossenen  oder  Abgesetzten  —  in  der  Eigenschaft  als  Vor- 
mund, 80,  81.    Siehe  auch:  Wirkungen  der  Rechtshandlungen  u. s.w. 

Beehtgmittel  gegen  den  die  GewaltsenÜassung  gewährenden  oder  verweigern- 
den  Famllienratsbeschluss,   898;   —   siehe  auch;   Familienrat,   Gewalts- 
entlassung; 
-  des  Vormunds,  wenn  der  Familienrat  seine  gesetzlichen  Entschuldignngs- 
gründe  in  Betreff  der  Vormundschaftsübemahme  verwirft,  89 ; 

—  des  Vormunds  wegen  Verweigerung  der  Ermächtigung  des  Familienrats 
bei  Vornahme  von  vormundschafüichen  Verwaltungshandlungen,  276,  277 ; 

-T-  kann  der  Vormund  ftlr  den  Mündel  in  Prozessen  dieses  ohne  Ermäch- 
tigung des  Familienrats  ergreifen,  287. 

Beelitspoliseigesetz,  badisches,  55. 

BeelitspolizeioTdnung^  badische,  55. 

Beehtswandlnng  —  siehe:  Novatio. 

Beehtswohlthat  des  Erb  Verzeichnisses  —  siehe:  Beneficium  inventarii. 

Seddition  du  eompte  de  U  tateile  en  Jnstiee,  425. 

Bedreflsement  du  eompte  de  latntelle*,  482.  Siehe  auch:  Berichtigung, 
Bevision  du  eompte  de  la  tutelLe. 

Beftexwirkung  des  Art.  508  €•  e.  auf  die  vor  der  Entmündigung  vor- 
genommenen Rechtshandlungen  eines  Geisteskranken,  502,  508,  504. 

Regeln 9  die  gesetzlichen,  der  Vormundschaftsverwaltung  können  vom 
Familienrat  nicht  unter  Einschränkung  des  Vormunds  abgeändert,  modi- 
fiziert werden,  256.    Siehe  auch:  Beschränkung,  Einschränkung. 
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BellirioiisbekeimtiliB,  bestiixmites,  ist  keine  Voraussetzung  der  Fähigkeit 
zur  YonnundsGhaft,  24. 

Beligri^se  Eniehuiig  des  Mündels,  212 ff.  Siehe  auch:  Erziehung,  religiöse, 
des  Mündels,  des  Minderjährigen. 

Beliqnat  —  siehe:  Bechnungsrückstand,  Yermundschafterechnung. 

Rente,  immerwährende  —  Recht  des  Vormunds,  den  Rentenschuldner 
im  gegebenen  Fall  zur  Ablösung  zu  zwingen,  808. 

Reparaturen  der  Mündelgüter,  Verpflichtung  des  Vormunds  hierzu,  296, 
297.    Siehe  auch:  Mündelgüter  u.  dgL  —  grosse  Reparaturen. 

Repräsentation  des  Mündels  durch  den  Vormund  —  siehe:  Verhütung. 

Restitnitnr  minor  non  tanqvam  minor,  sed  tanqnam  laesus  —  dieser  Satz 
findet  anders  als  bei  gewaltsuntergebenen  Minderjährigen  keine  Anwen- 
dung auf  die  Rechtshandlungen  der  entmündigten  Geisteskranken  —  hier 
gilt  der  Satz:  Restituitur  qua  interdictns,  482. 

Sei^titnitor  minor  qna  talig  (tanquam  minor),  dieser  Satz  ist  in  Betreff 
der  Anfechtung  von  gesetzwidrigen  Handlungen  des  Minderjährigen  oder 
Vormunds  nach  franz.  Recht  ganz  aufgehoben  —  anders  nach  bad. 
Recht,  875,  883,  884. 

Restitutio  in  integnim  des  römischen  Rechts  —  wegen  Minderjährigkeit, 
w^en  Läsion  des  Minderjährigen,  847,  861.  Siehe  auch:  Minor  non 
restituitur  tanquam  Minor,  sed  tanquam  laesus.  Das  römische  Recht 
untei-scheidet  zwischen  den  wegen  Handlungsunfähigkeit  anfechtbaren 
Handlungen  und  denjenigen,  die  allein  wegen  Verletzung  anfechtbar  sind 
—  und  imterscheidet  in  Betreff  der  Minderjährigen:  Infantes,  Impuberes 
oder  Pupilli  und  Minores. 

Bestitation  ist  selbst  dann  im  gegebenen  Fäll  dem  Minderjährigen  gegeben, 
wenn  er  mit  einem  Minderjährigen  kontrahiert  hat,  877. 

Bestitntionsklage  geht  nach  französ.  Recht  auch  auf  die  Erben  über, 
nicht  auf  den  Singularsuccessor,  nicht  stets  hat  sie  der  Bürge,  864. 

Betrait  snccessoral,  288. 

Betrakt  in  Bezug  auf  Erbrecht  oder  auf  streitige  Rechte  darf  der  Vormund 
nicht  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  för  den  Mündel  vornehmen, 
288,  284.    Siehe:  Retrait  successoraL 

BoTision  du  eompte  de  la  tnteile,  482*  Siehe  auch:  Berichtigung,  Re- 
dressement  du  eompte  de  la  tuteile. 

Bflekwirknng  des  Art«  568  —  siehe:  Reflexwirkungen. 

Rllckwirknng  der  Aufhebung  des  Entmündigungsurteils  (bad.-rechtl.:  des 
Entmündigungsbeschlusses)  durch  den  Appellhof,  bezw.  infolge  einer  £[lage 
beim  Landgericht  (badisch -rechtlich). 

Rnf,  gemeiner  —  siehe:  Commune  renomm^  Gemeiner  Ruf. 

s. 

SeliadensersatBklage  des  Mündels  gegen  den  Vormund,  wenn  dieser  zwar 
gesetzmäsaig  gehandelt,  aber  ihn  geschädigt  hat,  842. 

HehadensergatsTerpHielitnng  des  Amtsrichters  sowie  der  Beiräte  bei  Nach- 
lässigkeit bezüglich   der  Wahrung  des  Mündelpfandrechts  —  badisch- 
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rechtlich  —  192,  siehe  auch  S.  47,  48;  siehe  auch:  Actio  subsidiaria 
adversus  magistratom,  Haftbarkeit  der  Familienratsmitglieder  aus  ihren 
Beschlüssen; 

—  des  Vormunds  —  siehe  auch:  Entschädigungspflicht. 

Seheiikuiir  —  Annahme  einer  dem  Mündel  gemachten  Schenkung  «^eL<«L-ht 
für  den  Vormund  Ermächtigong  des  Familienrats,  884; 

—  kann  dem  Vormund,  ausgenommen  wenn  er  Ascendent  des  Mündels  ist, 
von  diesem  während  der  Vormundschaft  gemacht  werden,  bezw.  solange 
nicht,  als  die  Vormundschaft8(schlass)rechnung  nicht  abgelegt  imd  ge- 
nehmigt ist,  829,  880; 

—  welche  dem  Mindeijfthiigen  gemacht  ist,  kann  von  den  Ascendeuten 
desselben,  auch  wenn  sie  nicht  seine  Vormünder  sind,  sowie  von  dem 
Parens-tntor  desselben  ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  für  den 
Mindeijährigen  angenommen  werden,  284 ; 

—  kann  weder  der  Mündel  machen  noch  auch  der  Vormund  für  ihn.  aus- 
genommen hiervon  sind  jedoch  die  Schenkungen  des  Minderjährigen  im 
Ehevertrag,  wo  übrigens  keine  Vertretung  statthat,  20i,  205,  siehe  auch: 
Ehevertrag,  Abschluss  des  Heirats  Vertrags,  Mitwirkungsrecht  gewisser 
Personen  —  ausgenommen  von  diesem  Verbote  sind  Yemer  die  üblichen 
Ehrengeschenke  zur  Neujahrszeit ,  an  GeburtR-  und  Namenstagen,  au 
Weihnachten  u.  dergl.,  204,  205 ; 

—  solche  kann  der  verbeiständete  Verschwender  und  Geistesschwache  nicht 
machen  ohne  Beiwiri^ung  des  Beistands,  579,  585.  Siehe  auch:  Ver- 
beiständete. 

Sehiedlieid,  Zuschiebung  desselben  im  Prozesse  des  Mindeijährigen  an  den 
Gegner  —  hierzu  bedarf  der  Vormund  der  Ermächtigung  des  Familien- 
rate wie  beim  Vergleich,  290. 

MÜttSSre^niuig  —  Verpflichtung  eines  jeden,  auch  des  blos  thatsäch- 
lichen  Vormunds  zur  SteUimg  einer  solchen  am  Schluss  der  Vormund- 
schaft —  diese  Verpflichtung  hat  auch  der  Curator  ventris,  wenn  dessen 
Oura  aufhört,  415,  416  —  ebenso  auch  der  Vater  —  Verwalter,  der  die 
gesetzliche  Verwaltung  iührt,  416,  —  Siehe:  Vater  —  Verwalter,  Admini- 
stration legale. 

Mmlden  des  Mündels,  deren  Zahlung  darf  der  Vormund  ohne  Ei-mach- 
tigung  des  Familienrate  und  ohne  Einhaltung  besonderer  Förmlichkeiten 
vornehmen,  802 ff»;    siehe  auch:  Zahlung; 

—  des  Mündels,  welche  der  Vormund  aus  eigenen  Mitteln  bezahlt,  imter- 
liegen  der  Verzinsung  zu  Gunsten  des  Vormunds,  808,  804.  Siehe  auch: 
Verzinsungsrecht  des  Vormunds  wegen  Vorschüsse,  welche  dei'  Vor- 
mund u.  s.  w, 

SclbfltbeBtellnngsreellt  (Selbstbewirtschaftungsrecht)  des  Voimunds 
in  Betreff  der  nicht  verpachteten  Grundstücke  —  zulässig,  800,  801. 

Separata  oeeonomia  —  siehe:  Emanzipation,  GewalteenÜassung. 

Stehemng  des  Mllndelguts,  Handlungen  des  Vormunds,  welche  auf  solche 
abzielen,  297. 

SiegelanlegllBg  bei  Beginn  derVormundsohaftsverwaltung,  imd  zwar  unter 
Umständen  auch  während  derselben.  268,  269. 
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8#]iiarpflielit  mehrerer  Vormünder,  4S9; 

—  des  Mitvormnnds  (Art  896  0.  c.)  mid  deB  zweiten  Ehemanns  bei  der 
Tutelle  de  fait  der  Mutter  im  Falle  des  Art  895  C.  c.  —  110,  111,  118, 
100.    Siehe  auch:  Mithaftimg,  Mitvormund. 

StaatBanwalt  hat  nach  franz.  Becht  bei  dem  durch  den  Vormund  mit  Er- 
mächtigung des  Familienrats  für  den  Mündel  abgeschlossenen  Vergleich 
mitzuwirken,  289,  890; 

^-  dessen  Mitwirkung  bei  der  vormundschafUichen  Verwaltung  des  Amts- 
gerichts in  Baden,  58.    Siehe  auch:  Befiragnngsrecht 

SiuitsTertrftge  wegen  Herstellung  von  Vormundschaften  über  Nicht - 
badener,  22,  56; 

—  zwischen  Baden  und  anderen  deutschen  Staaten  wegen  desVormund- 
scha^wesens,  21,  22.    Siehe  auch:  Internationale  Beziehungen. 

Standeskliigen,  214; 

^  ob  solche  der  gewaltsuntergebene  Minderjährige  selbst  anstellen  kann?  586 ; 

—  ob  solche  der  Vormund  fOr  ihn  anstellen  kann,  814.  Siehe  auch:  Actionen 
reclamation  d'^tat,  femer:  Interessen,  moralische  —  Familienstellung. 

Steinbruch  —  ob  der  Vormund  solchen  auf  einem  Grundstück  des  Mündels 

ohne  Ermächtigung  des  Familienrats  eröffiaen  darf?  802. 
Stellimg  der  Yormandsehaftgreelinang,  Klage  darauf.  —  siehe:  Klagen. 
Streitigkeiten  über  den  Inhalt  der  Vormundschafbsrechnung  gehören  vor 

die  bürgerlichen  Gerichte,  489.    Siehe:  Vormnndschaflsrechnung. 
Strich  des  Mündelpfandrechts,  198,  19i. 
Striehbewilliging^  488;    siehe:  Mündelpfandrecht 
Studierende,  vollmündige  (ansländische  und  inländische),  deren  Bechts- 

stellung  in  Baden,  4,  5,  208. 
Stumme  sind  unfähig  zur  Vormundschaft,  27.    Siehe:   Incapacitätsgründe, 

Unfähigkeitsgründe. 
Stnndnngg«  nnd  HaehlasSTertrige^  deren  Bewilligung  durch  den  Vormund 

bei  Forderungen  des  Mündels,  290,  807.    Siehe:  Nachiaasverträge. 
Snbrogatio    des    Vormimds   in    locum   creditoris   (d.  h.   des   Mündels;   ex 

lege.  828; 

—  des  Vormunds  in  lociun  creditoris  (d.  h.  des  Mündels)  ex  contractu,  828. 
Svmmenfeststellling  des  Familienrats  bei  Beginn   der  Vormundschaft,  — 

wegen  der  nutzbaren  {zinsbringenden)  Anlage  des  Überschusses  der  Ein- 
nahme über  die  Ausgaben  von  einer  gewissen  Summe  an  —  Nachteil,  der 
den  Vormund  trifft;,  wenn  er  die  Anlage  nicht  entsprechend  der  Fest- 
setzung macht,  255  IT.  -  siehe  auch:  Verzinsliche  Anlagepflicht  des  Vor- 
munds in  Betreff  des  Überschusses  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  bei 
der  vormundschaftlichen  Verwaltung  —  Überschuss,  dessen  verzinsliche 
Anlage,  Verzinsung; 

—  des  Familienrats  bei  Beginn  der  Vormundschaft  in  Betreff  der  Ausgaben 
für  die  Person  des  Mündels  imd  die  vormundschaftliche  Verwaltung, 
252 IT.    Siehe  auch:  Höchstbetrag. 

Systeme,  die  zwei,  welche  sich  gegenüberstehen  in  Betreff  der  Frage,  an- 
langend das  Recht  des  Minderjährigen,  die  Aufhebimg  seiner  Verbindlich- 
keit  zu   begehren  —  worau«  sich   ergiebt,   dass   die  Folgen   des   gesetz- 
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widrigen  Handelns  des  Minderjährigen  oder  seines  Yormunds  verschieden 
beurteilt  werden,  je  nach  dem  man  dem  einen  oder  anderen  Systeme 
hnldigt.    348  ff*    Siehe  auch:   Anfechtbarkeit. 


T. 

Tagebneh,  fortlaufendes,  des  Vormundes,   414,  415;  ein  solches   hat  nach 

badischem  Recht   der  Yoi*mimd   über  Ausgaben   und  Einnahmen   za 

fühi-en,  262. 
Taube  —  Beistandschafb  bei  solchen,  &67. 

Taubheit  macht  imfkhig  zur  Vormundschaft,  27.    Siehe:    Incapacitätsgründe. 
Taubstummlieit)  Pflegschaft  bei  solcher,  555. 
Tauschfertrair  —  nicht  anfechtbar  durch  Volljährige  wegen   Verkürzung 

—  also  auch  nicht  durch  Minderjährige,  wenn  der  Satz:  Factum  tutoris, 

factum  pupiUi,  zutri£Pt,  817. 
Testament  —  durch  solches  kann  der  Minderjährige,  wenn  er  das  16.  Jahr 

überschritten  hat,    ohne  Vertretung  des  Vormunds  verfögen  —   er  darf 

aber  Überhaupt   im   Testament    nur   über    die  Hälfte  dessen   verfügen, 

worüber  er  als  Volljähriger  verfügen  dürfte,  200; 

—  kann  ein  wegen  Geisteskrankheit  Entmündigter  nicht  machen,  auch 
nicht  in  dilucidis  intervallis,  492;  siehe:  Dilucida  intervalla.  Zwischen- 
räume, lichte; 

—  ist  dem  wegen  Verschwendung  Entmündigten  (badisch -rechtlich)  zu 
machen  untersagt,  517,  519. 

Testamentarisohe  Yormundsctaaft   -  siehe:  Tutela  testamentaria. 
TheaterengagementSTertrag  bei  Minderjährigen,  201. 
Teilungen ,  elterliche,  vorgenonmien  diu-ch  den  Vormund  für  den  MündeU 
sind  anfechtbar  wegen  Verkürzung,  317: 

—  gütliche,  vorläufige  (fürsorgliche,  provisorische),  kann  der  Vormund  ohne 
Ermächtigung  des  Familienrats  beantragen,  288; 

—  gütliche,  vorläufige,  definitive,  bei  welchen  der  Mündel  beteiligt  ist  — 
wann  sind  sie  das  Eine  oder  Andere?  292; 

—  fürsorgliche,  das  Vormunds  ftir  den  Mündel  erheischen  nicht  die  Er- 
mächtigung des  Familienrats,  314; 

—  und  zwar  solche  irgend  welcher  Gemeinschaft,  bei  welchen  Minderjährige 
beteiligt  sind,  müssen,  wenn  sie  als  definitive  (endgiltige)  Teilungen  er- 
scheinen sollen,  als  gerichtliche,  öffentliche  (b ad isch -rechtlich)  Teilungen 
vorgenommen  werden,  288,  289,  291,  292. 

Teilungsklage  ^  zu  deren  Erhebung  bedarf  der  Vormund  stets  der  Er- 
mächtigung des  Familienrats,  287,  312  (auch  wenn  es  sich  nur  um  be- 
wegliche Sachen  handelt); 

—  zur  Einlassung  auf  eine  solche,  welche  gegen  den  Minderjährigen  ge- 
richtet ist,  sowie  zur  Verzichtleistung  des  Vormunds  auf  die  Beminng 
gegen  ein  ürteü,  das  ergangen  ist,  nachdem  sich  der  Vormund  auf  die 
Teilungsklage  eingelassen  hat,  bedarf  der  Vormimd  keiner  Ermäch- 
tigung, 287 ; 
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TellliBirsUAge,  dasselbe  gilt  bei  fintanündigten,  476; 

—  die  Yerbeist&iideteii  bedürfen  der  Beiwirkiing  des  Beistands,  577,  586; 

—  die  gewaltsentJassenen  Minderjährigen  bedürfen  der  Mitwirkung  ihres 
Pflegers.  542.    Siehe  auch:  Action  en  partage,  Erbteilungen. 

Tod  des  ein  en  Eltemteüs  eröffiiet  die  Vormundschaft,  und  zwar  die  gesetz- 
Uche  des  überlebenden  Eltemteils  —  siehe:  Tutela  legitima,  Vormund- 
schaft, gesetzliche; 

—  des  Vormunds  —  Folgen  der  Beendigung  der  Vormundschaft  durch 
diesen,  406  ff. 

Toter,  bürgerlicher,  Pflegschaft  über  denselben,  557. 

Tiilranaiix  eiTÜs  —  siehe:    Civilgerichtshöfe  (Mitwirkung  in  Vormund^ 

Schaftssachen). 
TransgeriptionBgesetB,  französisches,  vom  23.  März  1855  —  fi.  180. 

Tvtela  ascendentium  —  siehe:  Ascendentenvormundschaft; 

dativa,  stets  nach  französ.  Recht  bei  Vormundschaf  t  über  aussereheliche 
Kinder,  nach  bad.  Recht  nur,  wenn  die  Mutter  nicht  bekannt  ist,  117, 
118  —  siehe:  Aussereheliche  Kinder; 

—  dativa,  148  ff.  —  siehe  auch:  Vormimdschaft,  die  vom  Familienrat  oder 
(badisch-rechtlich)  Amtsgericht  bestellt  ist;  S.  78,  79,  26; 

—  dativa  wird  im  Falle  des  Art.  395  C.  c.  eröflhet,  100; 

—  dispositiva  =  testamentaria,  118  ff.; 

—  impuberum  des  römischen  Rechts,  16; 

—  legitima  im  Allgemeinen,  78,  79; 

—  legitima  peurentum,  d.  h.  des  überlebenden  Eltemteils,  98  ff.  ~  siehe 
auch:  Vormundschaft,  gesetzliche,  des  überlebenden  Eltemteils; 

—  legitima  der  Ascendenten  —  siehe:  Ascendentenvormundschaft,  gesetzliche; 

—  pactitia  (nur  bei  der  Wahlvormundschaft  [Tutela  tastamentaria]  und  der 
Tutelle  offlcieuse zulässig),  132,  188 ff.; 

—  testamentaria,  26,  118  ff.  —  auch  „Wahlvormundschaft"  und  „Tutela 
dispositiva"  genannt  (im  Code  civil:  la  Tutelle  d^föröe  par  le  p6re  ou  la 
mere  —  im  bad.  Landr.  die  elterlich  verordnete  Vormundschaft)  —  er- 
heischt nach  bad.  Recht  stets  Bestätigung  des  Wahlvormunds,  nach 
franz.  Recht  nur  im  Fall  des  Art.  400  C.  c,  182,  129;  Form  der  Wahl 
bei  derselben,  180,  181  —  man  kann  sie  awch  „letzwillig  verordnete  Vor- 
mundschaft" nennen; 

—  vacans,  Begriff,  410.  Siehe  auch:  Beendigung  der  Vormundschaft  ex 
parte  tutoris. 

Xntelle  d^f^r^e  par  le  pöre  on  la  m^re  =  Tutela  testamentaria. 

TvteUe  de  fait  nach  Beendigung  der  Vormundschaft  ex  parte  tutoris,  408 
—  siehe:  Verwaltung  — ; 

—  der  Mutter- Vormünderin,  welche  die  Vormundschaft  kraft  Gesetzes  ver- 
liert durch  Nichtzusammenberuftmg  des  Familienrats  vor  ihrer  Wieder- 
vei^elichung,  100  ff«; 

—  der  Mutter- Vormünderin,  welche  gemäss  Art.  394  die  Vormundschaft  ab- 
gelehnt hat  bis  zur  Ernennung  eines  Vonnunds  (hier  stets  Datiwormund- 
schaft),  96,  100. 
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Tatelle  de  droit  =  Vormundschafb  im  eigentlichen  Sinne,  wirkliche,  recht- 
mässige Yormmidschaft 

Tntelle  offtdense  ^  Pflegeelterliches  Verhältnis,  oüfiziöse  Tutel,  Pflege- 
vaterschaft (badisch-rechtliche  Ausdrucksweise)  —  ISS. 

Tutor  (Tatewr)  »  Vormund; 

<—  ad  hoc,  auch  genannt:  Tuteur  sp^ial,  Tutor  particularis  —  Begrifl",  dessen 
Bestellung,  Ernennung,  —  stets  durch  Obervormundschaft  — ,  Geschäfts- 
kreis,  Rechte  und  Pflichten  —  18  ff*,  64,  154  IT.,  164,  165,  (Tutor  ad  hoc 
bei  Ermächtigung  des  Minderjährigen  zur  Eheschliessimg,  bei  der  Ver- 
läugnungsklage  [action  en  desaveu],  bei  der  gesetzlichen  Verwaltung  des 
Vaters,  beim  Kauf*  von  Mündelgütem  durch  den  Vormund,  bei  gericht- 
lichen Erbteilungen,  19,  20,  81,  82,  femer  behul's  Ersatz  des  Gegen- 
vormunds, 20,  nach  bad.  Recht  fiii*  Erhebung  d^  ünterhaltungskLage 
unehelicher  Kinder  gegen  den  Schwängerer,  20,  Tutor  subroge  ad  hoc, 
165),  siehe  auch  unter  diesen  Schlagworten  — ; 

—  de  droit,  der  wirkliche  Vormund  — ; 

—  de  fait  —  siehe:  Tutelle  de  fait  —  er  ist  auch  verpflichtet,  eine  Vor- 
mundschaftsrechnting  abzulegen,  da  er  als  gesetzlicher  interimistischer 
Vermögensverwalter  wie  ein  jeder  Vermögensverwaltoi*  Rechnung  ab- 
zulegen hat; 

—  dativus,  18,  —  Datiwoi-muiid  —  wird  stets  durch  die  Obervoi-mundschatts- 
behörde  ernannt,  64; 

—  gerens  =  Hauptvormund,  Verwaltungsvormund; 

—  honorarius  der  Römer  dem  franz.  und  bad.  Recht  unbekannt,   22.  2S; 

—  notitiae  causa  datus  der  Römer  dem  franz.  und  bad.  Recht  unbekannt, 
22,  23; 

—  subrogö  ad  hoc  (Gegenvormund  ad  hoc),  165; 

—  im  engeren^  eigentlichen  Sinn,  Tuteur  ohne  Zusatz  „ad  hoc"  =  Haupt- 
vormund, Tutor  gerens,  Verwaltungsvormund,  eigentlicher  Vormund,  20, 
—  siehe  auch  unter  diesen  Schlagworten; 

—  testamentarius  »=  Wahlvormund,  28;  er  kann  nicht  bedingungsweise, 
noch  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  so.  dass  er  erst  nach  einer  be- 
stimmten Zeit  nach  dem  Tod  des  Pareihs  in*s  Amt  treten  soU  —  ernannt 
werden  (teilweise  anders  nach  bad.  Recht)  —  siehe  auch:  Tutela  testa- 
mentaria,  Tutor  pactitius  —  bei  Datiwonnundschaft  verhält  es  sich  mit 
der  Ernennung  ebenso,  auch  sie  kann  nur  unbedingt  erfolgen  —  .siehe: 
Datiwormundschaft. 

Tutor  a  se  ipso  exigere  debuit  —  Bedeutung  dieses  Satzes,  172.  25S, 
259,  806,  411. 

Tutor  et  pnpillus  pro  iinii  persona  habentur,  Bedeutung  dieses  Satzes.  11. 

Tutor  personae  datur  (non  rei  vel  causa e),  Bedeutung  dieses  Satzes,  11. 

Tntorio  nomine,  Handeln  des  Vormunds  =«  den  Mflndel  als  Voi-muud  ver- 
treten, 11.  197 
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u. 

Cbereinkiuft,  jede,  die  zwischen  dem  geweHenen  Mündel  und  dem  gewesenen 
Vormund  zu  dem  Zwecke  getroffen  wird,  um  diesen  von  der  Ablegung 
der  Vormundschaftsrechnung  zu  befreien,  ist  ungiltig,  d.  h.  für  den  ge- 
wesenen Mündel  anfechtbar,  wenn  nicht  der  Vorschrift  des  Art  472  Genüge 
geschehen  ist,  880  ff.  Siehe  auch:  Vormundschaftsrechnung,  Übereinkunft 
wegen  derselben. 

Oberenpamig  —  Bedeutung  nach  badischem  Recht,  259,  261.  Siehe 
auch:  Summenfeststellung. 

Übersobnsg  —  siehe  ebenda. 

DbersicbtstabelleD^  periodische  —  der  Gegenvormund  kann  den  Vormund 
ziu*  Vorlage  solcher  anhalten,  824,  825,  der  Vormund  ist  verpflichtet,  solche 
während  der  Vormundschaft  dem  Gegenvormund  vorzulegen,  418,  414. 
Siehe  auch:  Rechnungen,  periodische. 

fibertragung  der  Vormundschaft   | 

—  der  Beistandschaft  J.  siehe:  Delation, 

—  der  Pflegschaft  ) 

Ihttfang  der  gesetzlichen  Vollmachten  des  Familienrat»,  der  Ober- 
vormundschaftsbehörde, 84  ff«    Siehe  auch:  Wirkungskreis. 

ünf&higkeits*  and  UnwIlrdigkeitBgrfiade  der  Vormundschaft,  Beistand- 
Hchaft,  Pflegschaft  —  siehe:  Incapazität  und  Indignität  — ; 

—  teils  gemeinsame,  teils  besondere  Wirkungen  derselben,  28  ff.  Siehe 
auch :  Wirkungen  der  Ünf  ähigkeitsgründe  u.  s.  w. 

Uneheliche  Kinder  —  siehe:  Aussereheliche  Kinder  —  Vormundschaft  über 

dieselben. 
ragiltlgkeit  der  Rechtshandlungen  der  Entmündigten,  Minderjährigen  — 

siehe:  Anfechtbarkeit,  Nullite  u.  s.  w. 
Unmfindige  —  badisch-rechtOicher  Begriff,  4,  5,  208; 

—  die  Folgen  der  Handlungen  derselben,  welche  sie  allein  vornehmen  — 
nach  bad.  Recht,  882; 

—  Grenzen  des  Unmündigkeitsalters,  der  Infantia,  siehe:  diese  —  nach 
französ.  und  badischem  Recht,  8,  4. 

üntavgliehkeitBgrllnde  »  ünf  ähigkeitegründe  und  Unwürdigkeitsgründe 

--  24ff. 
Unterbrechung  der  YeijUimng,  207.    Siehe  auch:  Verjährung. 
Cnterhaltnngsrepnratnren,  296.  —  Siehe  auch:  Reparaturen. 
llnterpfandgreeht,  gesetzliches,  des  Minderjährigen,  des  Entmündigten 

—  siehe:  Mündelpfandrecht. 
ünterpfleger  —  badisch-rechtlicher  Ausdruck  für  Tutor  ad  hoc. 
Ilnterseheidnng  des  römischen  Rechts  zwischen  Pupilli  oder  Impaberes 

(Begriffe)  und  Puberes,   Minores  (Begriffe)   dem   französischen  Recht 

unbekannt,  18.    Siehe  unter  diesen  Stichworten. 
Üntersehied  zwischen  der  Organisation  des  französ.  Familienrats  und  der 

badischen   Obervormundschaftsbehörde,   57.     Siehe  auch:   Familienrat, 

Obervormundschaft ; 


652 


Sach -Register. 


Untenehied  zwischen  der  rechtlichen  Stellung  des  volljährigen  'Verbei- 
ständeten  und  jener  des  volljährigen  Entmündigten  und  des  Gewalts- 
entlsussenen,  581,  582; 

—  zwischen  den  Gründen  der  Incapacität  und  jenen  der  Indignität,  25; 

—  in  der  Stellung  das  Vormunds,  des  Pflegers  und  des  Beistandes  —  im 
Allgemeinen,  10  ff« 

Unflbertragbarkelt   der  Vormundschaft,   896,    406  ff.  —   siehe:    Intrans- 

missibiHtä  de  la  Tutelle. 
Uüfererblicllkelt  des  vormundschaftlichen  Amts  —  siehe  ebenda,   wie   za 

Unübertragbarkeit. 
Usttgfjractns  —  siehe:  Niessbrauch,  Nutzniessung, 


V. 

Tater- Verwalter  —  siehe  auch:  Administration  legale,  Verwaltung,  elter- 
liche, väterliche;  —  80  ff.; 

—  seine  Befugnisse  sind  die  eines  gewöhnlichen  Vermögensverwalters,  mit- 
hin kann  er  wie  dieser  alle  Verwaltungshandlungen  im  Namen  des 
Kindes  vornehmen,  aber  keine  Veräusserungshandlungen,  es  wäre  denn, 
dass  er  gerichtliche  Ermächtigung  hat,  86; 

—  muss  Rechnung  ablegen,  82,  416  — siehe:  (Schluss)-Ilechnung  des  Vater- 
Verwalters: 

—  ist  nicht  VoiTnund.  untersteht  daher  nicht  der  Aufsicht  des  Familien- 
rats, 82; 

—  Erlöschen  seiner  Verwaltung,  88,  89. 

Yenia  aetatüi,  dem  franz.  und  bad.  Recht  fremd,  887. 

Terantwortliehkeit  des  Vormunds,  des  Gegenvormunds  —  von  welchem 
Zeitpunkt  sie  beginnt,  166,  170  —  siehe  auch:  Haftung,  Culpa  levis  — 
Verantwortlichkeit  der  Familienratsmitglieder,  des  Amtsrichters. 

Yeriusserniig  von  Fahrnissen  und  Anlegung  der  Baarschaften  durch  den 
Vormund;  —  das  Gebot  hat  auch  in  Anwendung  zu  kommen  in  Betreff 
derjenigen  Fahrnisse  und  Geldsummen,  welche  dem  Mündel  während  der 
Vormimdschaft  anfallen,  258,  261; 

—  von  Liegenschaften  durch  den  Vormund  —  hierzu  ist  Ermächtigung  des 
Familienrats  erforderlich  sowie  die  Einhaltung  gewisser  Formvorschriften 
(teilweise  anders  nach  badischem  Recht),  277,  278,  279. 

Yeränsseningsliandlaiigreii,  272,  274  —  siehe  auch:  Eigentumshandlungen, 
Dispositionshandlungen.    Gegensatz:  Verwaltungshandlungen. 

Yerbelstftndete  —  wegen  Geistesschwäche,  wegen  Verschwendung,  deren 
rechtliche  Stellung  im  Allgemeinen,  2,  7,  im  Besonderen,  565  ff. 

Yerbindllehkeitsilberiiahme^  gütige,  im  Ehevertrag  seitens  des  Minder- 
jährigen kann  von  diesem  nicht  umgestossen  werden  wegen  Läsion,  S79. 
Siehe:  Ehevertrag. 

Yerbflrgnng  des  Vormunds  ftlr  die  von  ihm  im  Namen  des  Mündels  vor- 
genommenen Handlungen,  818. 

Yerfllgunggfähigkeit  —  siehe:  Dispositionsfähigkeit. 
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Yerehelielmiig  des  Minderjährigen  bedarf  der  Einwilligang  gewisser  Personen, 
namentlich  des  Vormunds,  ermächtigt  durch  den  Familienrat  nach  bad, 
Kecht,  199  —  anders  nach  franz.  Recht.  —  Siehe  auch:  Eheeinwilligung. 

Yereidignng  des  Vormunds  hat  nicht  statt,  170. 

Yergr^heii,  die  Vertretung  der  rechtlichen  Folgen  derselben  vor  dem  Straf- 
richter seitens  des  Minderjährigen  findet  stets  nur  ohne  Vertretung  des- 
selben durch  den  Vormund  statt,  201.    Siehe  auch:  Delikte.; 

▼erbleich,  dessen  Abschluss  filr  den  Minderjährigen,  den  Entmündigten 
durch  den  Vormund  —  erheischt  ausser  der  Ermächtigung  des  Familien- 
rats noch  die  Einhaltung  besonderer  Formalitäten,  289,  290,  476  — 
badische  Sondervorschriften,  75,  290,  291;  — 

—  des  Verbeiständeten  nicht  ohne  Mitwirkung  des  Beistands,  577,  585; 

—  dessen  Anfechtbarkeit,  bezw.  Nichtanfechtbarkeit,  817. 

YerhältniSy  juristisches,  der  zur  Vormünderin  ihres  entmündigten  Ehemanns 

ernannten  Ehefrau,  472. 
YerbaUnngsmansregeln  des  Voimunds  bezüglich  der  vormundschaftlichen 

Verwaltung  —  Verpflichtung  desselben,   bei   Antritt  seines  Amtes   den 

Familienrat  um  Erteilung  solcher  in  drei-,  ja  in  vierfacher  Richtung  zu 

ersuchen,  252  ff. 
Yerjftbmiig  der  Anfechtungsklage  der  Entmündigten,  498; 

—  der  Anfechtungsklage  der  Minderjährigen,  877: 

—  der  Actio  tutelae  directa,  819,  442,  der  Actio  tutelae  contraria,  450;  — 
489  ff.; 

—  der  Forderungen  des  Vormunds  zu  Gunsten  des  Mündels;  sie  läuft  zu 
dessen  Gunsten  während  der  Vormundschaft,  806,  888; 

—  der  Klagen  des  Mündels,  welche  ihm  aus  der  Vormundschaft  gegen  den 
Vormund  zustehen  —  sie  verjähren  grundsätzlich  während  der  Vormund- 
schaft nicht,  412  —  siehe  auch:  Veijährung  der  Actio  tutelae  directa; 

—  der  Klagen  aus  dem  Rechnungsrückstand  (rehquat)  der  Vormundschafts- 
(schluss)rechnung,  480,  481; 

—  ob  solche  der  Vormund  in  Betreff  einer  von  ihm  dem  Mündel  geschuldeten 
Geldsumme  zu  seinen  Gunsten  geltend  machen  kann?  nein,  806; 

—  Unterbrechung  derselben  —  siehe:  Unterbrechung; 

—  der  Mündel  darf,  um  den  Lauf  einer  Verjährung  gegen  sich  zu  unter- 
brechen, selbständig  Klage  erheben,  207. 

Yerkanf  von  Mobilien  und  Mobiliarforderungen  durch  den  Vormund,  808, 
809,  810;  —  siehe:  Mobilien; 

—  der  Güter  des  Mündels  kann  der  Voimund  unter  Umständen  für  For- 
derungen an  jenen  betreiben,  805,  siehe:  Forderungen  des  Vormunds  an 
den  Mündel; 

—  der  Früchte  durch  den  Vormund,  244,  siehe:  Früchte. 
YerkOrzong  —  siehe:  Läsion,  Verletzung; 

—  Anfechtung  der  Handlungen  des  Vormunds  durch  den  Minderjährigen 
wegen  Verkürzung  817  ->  siehe  auch:  Anfechtbarkeit  wegen  Läsion. 

Yerheiratnng  des  Minderjährigen  bewirkt  dessen  Emanzipation,   887.  888. 
Yerlftvgnnngsklage  —  19.    (Tutor  ad  hoc). 
Terletinng  —  siehe:  Verkürzung,  Läsion. 
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Yemü&olitiiifl^  mit  einem  solchen  kann  der  Vormund  nicht  während  der 
Vormundschaft  vom  Minderjahrigen  bedacht  werden,  es  wäre  denn,  dass 
er  ein  Asoendent  dieses  ist,  829,  SSO. 

Vermiethiing  der  Mündelgüter  \  ^^^^,  ^^^     ^^^^  _  ^^^^,  g^g  g^^ 

Terpaehtnng  der  Mündelgüter  / 

TermSgeBsrerwalter^  bezahlte,  bei  der  Vormundschaft,   SS,  165  -^  siehe 

auch:  Administrateur  salari^. 
YermögensTerKeieluiif  —  siehe:  Inventar. 

TerWentllohnng  des  Entmündigungsbeschlusses  bei  Verschwendern  durch 
öfifentliche  Bekanntmachung  des  Amtsgerichte  in  Baden,  470,  desgleichen 
bei  Wiederaufhebung  der  Entmündigung,  481. 

YerpAndang  von  Liegenschaften,  277,  281. 

YerpfändiugSTertrag  nicht  anfechtbar  von  Volljährigen  wegen  Verkürzung, 
also  auch  nicht  von  Minderjährigen,  wenn  der  Satz:  Factum  tutoris  u.  s.  w^. 
zutrifft,  S17. 

YerpflIcbtiiDg  des  Vormunds  bei  Antritt  seines  Amtes  zur  Angabe  seiner 
Forderungen  an  den  Minderjährigen  zum  Inventar,  2S8,  820  —  siehe 
auch:  Inventar,  Forderungen  des  Vormunds; 

—  des  Vormunds  zu  Beginn  der  Vormundschaft^  sich  Veriialtungsmassroigeln 
(siehe  unter  diesem  Stichwort)  geben  zu  lassen; 

—  des  Vormunds  zur  Verzinsung  des  Mündelkapitals  nach  Art.  455  — 
siehe:  256  ff«; 

—  zur  Übernahme  der  Vormundschaft  nach  franz.,  bad.  Becht  —  ist  nur 
subsidiär,  wenn  es  an  Verwandten  und  Verschwägerten  des  zu  Bevor- 
mundenden fehlt,  81.  Siehe  auch:  Entschuldigungpgrflnde,  Excusation»- 
gründe,  gesetzliche. 

Yersehwigerte  des  Minderjährigen,  üiwiefem  sie  nach  franz.  Recht  zum 
Familienrate  gehören,  49,  50. 

YersehweDder^  entmündigte  —  nur  b ad i seh- rechtlich  =  Mundtote  zweiten 
(Grades,  2,  ihre  Rechtshandlungen,  481  ff«,  die  Anfechtung  derselben,  517  ff», 
ihr  Vormund  ist  stete  nur  ein  Tutor  dativos,  470,  ihre  Entmündigung  er- 
folgt nur  durch  einen  durch  Antrag  hervorgerufenen  Beschluss  des  Amts- 
gerichts, 469; 

—  verbeiständete  —  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Beistandschaft 
über  Verschwender,  badisch- rechtlich  genannt:  Mundtote  ersten  Grades, 
571  ff.  —  insbesondere,  in  welchen  Fällen  die  verbeiständeten  Verschwender 
der  Mitwirkung  des  Beistendes  bedürfen,  576  ff« 

Yersichemng  gegen  Feuersgefahr,  Hagelschlag,  Transportgefahr,  Vieh- 
seuchen, 297. 

Yersio  in  rem  minoris  schliesst  dessen  Anfechtungsrecht  aus,  880.  Siehe: 
Anfechtungsrecht,  Anfechtbarkeit,  Bereicherung. 

Yeriteigerong  der  Mündelfahmisse  — 

—  Verpflichtung  des  Vormunds  hierzu  bei  Beginn  der  Vormundschaft)  241, 
242  (auch  wähi-end  der  Verwaltung  der  Vormundschaft),  deren  Form,  248. 
Siehe  auch:  Fahrnisse,  Mobilien. 
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Tertrag,  durch  welchen  gewisse  Dienste,  gewisse  Arbeiten  des  Mündels 
einem  Anderen  verpflichtet  werden  —  z.  B.  Theaterengagement  -—  siehe 
dieses  —  wird  durch  den  Mündel  ohne  Vertretong  abgeschlossen,  207. 

Verträge  des  Yommnds  mit  Dritten  wegen  der  Beparatoren  der  Mündel- 
güter, 296.    Siehe:  Ansbessernngen,  grosse,  Beparatoren. 

Yertretiing  (Repräsentation,  Bepr^ntatlon)  des  Mündels  durch  den  Vor- 
mund —  Begriff  —  im  Allgemeinen,  11,  196  IT.,  im  Besonderen  und  ein- 
gehender —  während  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  —  Umfang 
der  Vertretungsgewalt  des  Vormunds,  271  ff»,  196  ff«  (Ebuptgrundsatz  — 
die  unbeschränkte  Vertretungsgewalt  ist  die  Begel,  die  beschränkte  die 
Ausnahme  — );  sie  bezieht  sich  meist  nur  auf  Vermögensrechtshand- 
lungen, 196; 

—  des  Mündels  bei  Prozessen  in  höherer  Instanz  durch  den  Vormund  er- 
heischt keine  Ermächtigung  durch  den  Familienrat,  287; 

—  wann  Ermächtigung  dabei  notwendig?  —  siehe:  Ermächtigung  de« 
Familienrats  —  und  femer:  Rechtshandlungen. 

Temrtellte  zu  gewissen  Strafen  sind  als  „unwürdig"  von  der  Vormundschaft 
ausgeschlossen,  27.    Siehe:  Indignitätsgründe. 

YerwaltnDg^  elterliche,  gesetzliche  des  Vaters  —  im  Allgem.,  17,  80  ff«, 
siehe:  Administration  legale,  Vater -Verwalter; 

—  des  Vormunds  im  weiteren  Sinn  umfasst  die  Verwaltungshandlungen  im 
engeren  Sinn,  die  Actes  de  pure  administration  und  die  Dispositionshand- 
lungen  (Eigentumshandlungen,  Veräusserungshandlungen),  272; 

—  des  Vormunds  im  engem  Sinn  —  siehe:  das  Vorstehende,  274; 

—  vormundschafUiche,  des  Mündelvermögens  während  der  ganzen  Dauer 
der  Vormundschaft,  270  ff«  —  siehe:  Pflichten  imd  Rechte,  Rechte  und 
Pflichten  des  Vormunds;  —  siehe  auch:  S.  166 ff«; 

—  der  Vormundschaft  stellt  sich  dar  als  ein  gesetzliches  Mandatsverhältnis, 
als  Quasimandatsverhältnis  zwischen  Vormund  und  Mündel,  815; 

—  des  Vermögens  der  Kinder,  wenn  ein  Anderer  als  der  überlebende  Parens 
Vormund  ist,  219; 

—  des  Vermögens  des  gewesenen  Mündels  während  der  Zeit  der  Beendigung 
der  Vormundschaft  bis  zur  Rechnungsablage,  402  ff« ; 

—  Fortsetzung  derselben  durch  die  grossjährigen  Erben  des  Vormunds  — 
keine  vormundschaftliche  Verwaltung,  406 ff«: 

—  des  Nutzniessungsvermögens  (des  gesetzlichen)  des  überlebenden  Eltem- 
teils  während  der  Vormundschaft,  wenn  dieser  nicht  selbst  Vormund  ist, 
229,  230; 

—  eigenen  und  fremden  Vermögens,  wenn  sie  Beweise  der  Unfähigkeit 
oder  Untreue  des  Verwaltenden  enthält,  macht  unwürdig  zur  Vormund- 
schaft, 27; 

—  provisorische,  bei  Entmündigten,  462,  473. 

Verwaltaagsaufwand^  dessen  Feststellung  —  siehe  Summen&ststellung. 
TerwaltaiiggliuidlQDgeii,  272« 

YenraltiuigsiiiMgregelB ^  gesetzlich  vorgeschriebene,  bei  der  Vormund- 
schaft, 115. 
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YerwaltungfSTOnniiiid,  allgemeiner  »»  Hauptvormund,  Tutor  gerens. 

Verwandte  des  Minderjährigen,  welche  den  Familienrat  nach  franz.  Recht 
bilden,  49,  60. 

Yerzioht  auf  eine  dem  Mündel  anerfallene  Erbschaft  durch  den  Vormund 
bedarf  der  Ermächtigung  des  Familienrats,  28S. 

Verzinslich  zu  machende  Anlagen  des  Vormunds  —  Art  und  Weise,  wie 
dieselben  zu  geschehen  haben,  259  IT.,  362  ff* 

Versinsung  der  Forderungen  des  Vormunds,  welche  er  au  den  Mündel  hat 
304,  805; 

—  der  in  der  Zwischenzeit  von  der  Beendigung  der  Vormundschaft  bis  zur 
Ablegung  der  Rechnung  kapitalisierten  Einkünfte,  408; 

—  Recht  des  Vormunds  darauf  fiElr  Vorschüsse,  die  er  gemacht  hat^  um 
Schulden  des  Mündels  zu  zahlen,  308,  804.    Siehe  auch:  Schulden. 

Verzinsnngspflielit  des  Mündels  aus  dem  Reliquat,  dass  er  dem  Vormund 
auf  Grund  der  Schlussrechnung  schuldet,  430,  431 ; 

—  des  Vormunds  wegen  nicht  gemachten  Anlagen,  257 ; 

—  des  Vormunds  beim  Reliquat,  das  er  schuldet,  429 ; 

—  der  Erben  des  Vormunds  bezüglich  der  kapitalisierten  Einkünfte  des 
Mündels    —  wann?  409. 

Voies  de  milliM  n'ont  point  de  lien,  Bedeutung  dieses  Satsses,  344. 

VoIUfthriger^  Voiyährigkeit,  Begriffe,  8,  452. 

VoUmflndlge  (badisch -rechü.  Begriff),  4,  5,  208  — ; 

—  die  Folgen  der  von  ihnen  vorgenommenen  Handlungen,  382  ff«  — ; 

—  insbesondere  in-  und  ausländische  Studierende  auf  den  Universitäten, 
deren  Rechte,  4,  siehe  auch:  Studierende. 

VollstSndige  und  unvollständige  Entmündigung,  Begriffe,  464,  465:  siehe: 
Entmündigung. 

Vormund,  der  abtretende,  des  Entmündigten  muss  Rechnung  ablegen,  480 
—  siehe:  Vormundschaftsrechnung ; 

—  Arten  der  Vormünder  —  sielie:  Tutela  und  Tutores; 

—  hat  stets,  wenn  die  Gegenvormundschaft  In  der  Person  des  Gtegenvormimdjj 
erlischt,  die  Ernennung  eines  neuen  Gregenvormunds  zu  betreiben,  338  — 
siehe  auch  Gegenvormund; 

—  der  abgesetzte,  kann  nicht  wieder  Vormund  werden,  29; 

—  und  zwar  jeder,  kann  nicht  während  seiner  Verwaltung  ein  Vermögens- 
stück  des  Mündels  im  Wege  des  Kaufs  erwerben  (gewisse  Ausnahmen 
des  Verbots)  820,  321 ; 

—  kann  ausnahmsweise  direkt  vom  Dritten  während  seiner  Verwaltung 
verklagt  werden,  wenn  er  sich  in  Ausübung  seiner  Bejfognisse  eines  Dolus 
(Gefährde)  oder  eines  Delikts  (Vergehens,  Versehens)  schuldig  gemacht 
hat,  318 ; 

—  dessen  Rechte  und  Pflichten  in  Bezug  auf  das  Mündelvermögen  bei  Be- 
ginn der  Vormundschaft,  229  IT.,  während  der  Vormundschaft,  der  ganzen 
Dauer  derselben,  270 ff«;  in  Bezug  auf  die  Person  des  Mindeijährigen. 
210  ff. 
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YormiuidgQliaft  —  siehe:  Tatelle,  Tutela  —  Begrifi;  10; 

—  deren  Begriff  und  Wesen  im  Allgemeinen,  1  ff«,  9  ff. ; 

—  über  Minderjährige  insbesondere,  8,  15; 

—  über  aussereheliche  Kinder,  18,  22,  117,  118;  —  nach  badischem 
Recht  steht  sie  über  aussereheliche  Kinder  der  bekannten  Mutter 
zu,  118; 

—  über  Entmündigte,  452  ff«,  474  ff«,  478  ff. ; 

—  die  elterlich  verordnete  ■»  Tutela  testamentaria,  118  ff«,  182 ; 

—  die  getzliche  des  überlebenden  Eltemteils,  der  Ascendenten,  98  ff.,  186  ff« 

—  siehe:  Tutela; 

—  der  Mutter,  deren  Ende  mit  dem  Ende  der  Vormundschaft  ihi'es 
zweiten  Mannes  durch  andere  Ursachen  als  durch  dessen  Tod  (die  des 
zweiten  Mannes  endigt  mit  dem  Ende  der  Vormundschaft  der  Mutter), 
116,  117 ; 

—  Anfemg  derselben,  Beginn  der  Verantwortlichkeit  des  Vormunds,  Zeitpunkt, 
wo  diese  beginnt,  166 ff«; 

—  sie  untersteht  den  Statuta  personalia  des  Minderjährigen,  ist  daher  nach 
der  lex  originis  dieses  zu  beurteilen; 

—  Übertragung  derselben,  78 ff«  —  siehe:  Delationsgründe  und  Arten  der 
Vormundschaft,  78 ff«; 

—  deren  Beendigung  —  in  der  Person  des  Mündels,  in  jener  des  Vormunds 
884  ff«,  395  ff« 

YormmidseliaftgbehOrde,  deren  Zusammensetzung  in  Baden,  58  ff« 

Yormiindschaftsbeigtaiid^  möglich  bei  aussereheüchen  Kindern,  118; 

—  der  überlebenden  Ehefrau   auf  Grund   einer  Anordnung  des  Ehemanns, 

—  im  Allgemeinen,  8,  98;  im  Besonderen  und  Wirkungen,  568  ff« 

Yormnndseliaftsredininig  »  Vormundschafte schlussrechnnng,  415,  287, 
289,  400;  jeder  Vormund,  und  nicht  blos  dieser,  ist  zu  deren  Ablage  ver- 
pÜichtet,  diese  Verpflichtung  kann  ihm,  da  sie  auf  dem  öffentlichen  Rechte 
beruht,  nicht  erlassen  werden,  289,  418,  416; 

—  -  von  wem  und  an  wen  sie  abzulegen  ist,  416,  422 ; 

—  sie  kann  sowohl  aussergerichtlich  als  auch  gerichtlich  abgelegt  werden, 
424  ff«; 

—  bei  Vormandschaft  über  Entmündigte  gilt  bezüglich  ihi'er  dasselbe  wie 
bei  jener  über  Minderjährige,  476; 

—  ihr  Inhalt,  426ff«; 

—  äpurement  derselben  —  siehe:  Epm-ement; 

—  redressement  oder  r^yision  derselben  —  siehe  unter  diesen  Schlagworteu 

—  siehe  auch:  Berichtigung  —  Klage  auf  Stellung  der  Vormundschafts- 
rechnung. 

YoiTie]itiiiigAD5  gesetzliche,  zur  Ersetzung  der  fehlenden  und  zur  Ergänzung 
der  mangelhaften  Bechtshandlungsfähigkeit,  1  ff« 

Yorsehllsse  des  Vormunds  —  deren  Verzinsung  —  siehe:  Vei*zinsung. 


Uaraxfltti,  Die  VonnundMhtift  u.  s.  w.  42 
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w. 

Wahl  eines  Wohnsitzes,   notwendig  (in  den  Bordereaux)   bei   Eintrag  des 

MündelpfiEuidrechts,  179,  nach  bad.  Recht  nicht  mehr  notwendig,  193. 
WahlTonnnnd  3*=  Tutor  testamentarius. 

WahlTormiindgchafli  der  Eltern,  118  ff«  —  Tutela  testamentaria. 
WaiseDTiehter  —  bad.  Einrichtung;  — 

—  Begriff  und  Stellung  derselben,  62  ff« ; 

—  beziehen  Gebühren  für  ihre  dienstlichen  Verrichtungen,  63; 

—  Bechtshistorisches  in  Betreff  dieses  Instituts,  62 ; 

—  er  wirkt  nach  bad.  Recht  unter  Umständen  mit  bei  Abschluss  von  Mieth- 
und Pachtverträgen  durch  den  Vormund,  299. 

Waiflenrichterordming  (Verordn.,  landesherrliche,  die  Waisenrichterordnung 
betr.  V.  30.  Okt.  1889,  Ges.-  u.  V.-BL  XXIX,  S.  427  ff.),  55,  56. 

Wettsehlagnng,  604  —  siehe:  Gompensation. 

Wiederanfhebnng  der  Entmündigung  auf  Antrag,  469.  Siehe:  Entmün- 
digung. 

Widermf  der  Emanzipation,  550. 

—  der  Vormundschaft  —  siehe:  Abnahme  der  Vormundschaft. 
WlederTerehellebiing  der  gesetzlichen  Mutter -Vormünderin —  was  in  solchem 

Falle  rechtens  ist,  99  ff.    Siehe  auch:  Mutter -Vonnünderin. 

Wirksamkeit  der  Aufhebung  der  Entmündigung  —  von  welchem  Zeitpunkt 
an?  479;  siehe  auch:  Zeitpxmkt  u. s.w.; 

—  des  die  Entmündigung  wegen  Verschwendung  aussprechenden  Beschlusses 
—  nur  bad.-rechü.  —  erst  vom  Tage  der  Zustellung  an  den  Entmün- 
digten, 469; 

—  der  Prodigalitätserklärung,  von  welchem  Zeitpunkt  an?  576;  siehe:  Pro- 
digalitätserklärung, Zeitpunkt  u.  s.  w. 

Ifirkangen  der  ünfähigkeits-  und  Unwürdigkeitsgründe,  28  ff.  — siehe:  In- 
kapazität  und  Indignität; 

—  der  Handlungen,  welche  die  Mutter  als  Tutrice  de  fait  vorgenommen 
hat,  103  ff.; 

—  der  Gewaltsentlassung,  526 ff«; 

—  der  ausgesprochenen  Ungiltigkeit  der  Rechtshandlungen  des  entmündigten 
Geisteskranken,  497,  498; 

—  des  ürteüs,  bad.-rechtl.  des  Beschlusses  auf  Entmündigung  wegen  Geistes- 
krankheit —  mit  welchem  Tage  sie  eintreten,  466,  464,  468. 

Wirkongskr^iSy  gesetzlicher,  des  Vormunds,  210,  des  Pflegers  des  eman- 
zipierten Minderjährigen,   562  ff.,   des  Beistands,   565  ff.,  568  ff.,  574  ff., 

des  Gegenvormunds  —  siehe:  Gegenvormund,  der  Obervormundschafts- 
behörde,  64  —  siehe  auch:  Umfang  der  gesetzlichen  Vollmachten,  Rechte 
und  Pflichten  u.  dgl. 

Witwe,  schwangere,  wird  kraft  Gesetzes  Vormünderin  ihres  Kindes,  sobald 
solches  lebend  und  lebensfähig  zur  Welt  konunt  97 ; 

—  welche  die  Vormundschaft  unbefugt  fortftihrt,  untersteht  dem  Mündel- 
pfandrecht, 101,  102.    Siehe  auch:  Mutter -Vormünderin. 
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Wohnslts  der  Vormundschaft  —  siehe:  Domicile  de  la  Tutelle  — 
41  ff«,  288; 

—  gesetzlicher,  des  Minderjährigen  zur  Zeit  der  Erö&ung  der  Vormund- 
schafb  —  siehe  auch:  Domizüort  der  Tutel,  42; 

—  gesetzlicher,  des  Mindeijährigen  während  der  Vormundschaft  —  ist  am 
Wohnsitz  des  Vormunds,  und  ist  dieser  der  massgebende  Sitz  für  die  Be- 
ziehungen des  Vormunds  zu  dritten  Personen  in  Fragen  der  vormund- 
schaftlichen Verwaltung,  42; 

—  der  Ehefrau  des  entmündigten  Ehemanns,  478. 


z. 

Zahl,  gewisse,  ehelicher  Kinder,  ist  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  gegen 
Übernahme  einer  Vormundschaft,  S6.  Siehe:  Entschuldigungsgründe, 
Excusationes  voluntariae. 

Zahlung    der   Schulden    des   Mündels    durch    den  Vormund,    302.     Siehe: 

Schulden. 
ZabliiDgeiiy  alle,  hat  der  Vormund  ftlr  den  Mündel  in  Emp&ng  zu  nehmen 

und  darüber  zu  quittieren,  305. 
Zeitdauer   der  Mieth-    und  Pachtverträge  —   fiir  welche  Zeitdauer  sie  der 

Vormund  mit  Dritten  abschliessen  kann,   298,  299.     Siehe:   Mieth-  und 

Pachtvertrag,  Pacht-  und  Miethvertrag. 

ZeltfrlBt  ftlr  Greltendmachung  der  gesetzlichen  Entschuldigungsgründe  gegen 
Übernahme  einer  Vormundschaft,  39,  40.  Siehe:  Entschuldigungsgründe, 
Excusationes  voluntariae. 

Zettpunkt  des  Beginns  der  vormundschaftJichen  Verwaltung,  166  ff» ; 

—  für  Beginn  des  Mündelpfsuidrechts  —  siehe:  Mündelpfandrecht; 

—  von  welchem  an  die  Entmündigung  wirksam  wird,  479  —  siehe:  Wirk- 
samkeit der  Aufhebung  der  Entmündigung. 

—  in  welchem  der  Vormund  des  Entmündigten  zu  bestellen  ist,  473. 
Zinsenfordemiigy  wenn  Berichtigung  der  Vormundschaftsrechnung  gerichtlich 

begehrt  wird  —  von  wann  an  begründet?j|432. 

Zlnspfllcht  des  Vormunds  für  Schulden  desselben  an  den  Mündel  —  wann 
beginnt  sie?  305; 

—  des  Vormunds,  wenn  er  der  Festsetzung  des  Familienrats  in  Betreff  der 
Summe,  von  welcher  an  die  Überschüsse  der  Einnahmen  über  die  Aus- 
gaben nutzbringend  anzulegen  sind,  keine  Folge  leistet  (Art  4öö,  456) 
—  von  wann  beginnt  sie?  257.  Siehe:  Summenfeststellung  und:  Ver- 
zinsungspflicht des  Vormunds  wegen  nicht  gemachter  Anlagen. 

ZlnsesilnssalilniiggTerpfllclitiuig  des  Vormunds  —  wcmn?  257. 

Zuohtpollselllclies  Urteil  erklärt  unter  Umständen  den  Verurteilten  zur 
Strafe  des  Rechts  der  Übernahme  einer  Vormundschaft  für  verlustig  — 
iur  Baden  unpraktisch,  27. 

ZasamnienlierafDng  des  Familienrats,  bezw.  der  Beiräte  in  Baden,  67  ff. 
Siehe:  Familienrat,  Beu'äte,  Obervonnundschafbsbehörde. 

42* 
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ZustäDdigkelt  der  Amtsgerichte  in  Baden  als  Yormundschaftsgeriühte  tiär 
den  einzelnen  Fall  (wie  jene  des  Familienrats  in  Frankreich),  &7,  58: 

—  der  Amtsgerichte  in  Baden  als  Yormundscha^behörde  erstreckt  sich 
unter  Umständen  auch  auf  Nichtb  adener,  &8. 

ZwangsenteignuDg  :=  Expropriation. 

Zwangsenfehmig  »  Fürsorge,  staatliche,  in  Baden  ttir  die  Erziehung  ver- 
wahrloster Kinder. 

ZwangSYersteigemiig  der  Immobilien  des  Mündels,  gerichtlich  gel^ihrte, 
erheischt  keine  Ermächtigung  des  Vormunds  durch  den  Familienrat, 
279,  280. 

Zwischenräume,  lichte  —  siehe:  Dilucida  Intervalla. 


Berichtigungen. 
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Seite    7,  Text,  Zeile  x  von  oben  lies:  Handlungsfähigkeit  statt:  Handlungsunföhigkeit. 
31 1  Text,  Zeile  4  und  6  von  unten  lies  jeweils:  Bevormundenden  statt:  Bevormundeten. 
44,  Text,  Zeile  5  von  unten  sind  nach  „Eröffnung**  die  Worte:   der  Vormundschaft 
beizufügen. 

56,  Text,  Zeile  13  von  oben  lies:  Unterpfandsrechte  statt:  Unterstandsrechtc. 

57,  Text,  Zeile  13  von  unten  lies:  gerichtlichen  statt:  gewisslichen. 

63,  Text,  Zeile  x  von  oben  lies:  aus  statt:  und  —  und  Zeile  23  von  oben:  können 
statt:  könne. 

64,  Text,  Zeile  13  von  oben  ist  zu  lesen:  Mundlose  *^)  statt r  Mundlose  1^)  —  und  unten 
Anm.  14,  Zeile  3  von  unten:  15)  statt:  14). 

67,  Text,  Zeile  xo  von  oben  lies:  I'fandbuch  statt:  Grundbuch. 

76,  Anm.  7,  Zeile  9  von  unten  ist  nach  j.anfgehoben"  ein  Komma  zu  setzen,  nach  „und'* 
ein  zwar  einzuschalten  —  und  Zeile  8  von  unten  nach  „Reichi-Justiz-Gesetz"  ein 
Komma  su  setzen. 

77,  Text,  Zeile  7  von  oben  lies:  homologierte  statt:  hanologierte. 
8x,  Anm.,  Zeile  9  von  unten  lies:  Art.  387  statt:  487  —  und  ebenso  Zeile  i3  von  unten: 

387  statt:  487. 

83,  Anm.  8,  Zeile  9  von  unten  lies:  (Kth,  Rechts  fälle,  U,  zu  Art.  389,  S.  13)  .-  statt: 
(Koch,  Rechtsfalle),  II,  zu  Art.  389,  S.  13. 

84,  Anm.  o,  Zeile  3  von  unten  lies:  qui  statt:  pui  — und  lies  ebenda:  l^administration 
leeafe  statt:  Tautorisation  ligale  —  und  Zeile  10  von  unten:  BoileilX,  II  statt:  I  — 
und:  291  statt:  261. 

99,  Anm.,  Zeile  4  von  unten  lies:  R.-St.-B.-Ges.  statt:  R.-Str.-B.-Ges. 

95,  Text,  Zeile  8  von  unten  lies:  394  statt:  294. 

96,  Text,  Zeile  x2  von  unten  lies:  Bestellung  statt:  Bestimmung. 

98,  Text,  Zeile  ao  von  oben  lies:  R.-P.-O.  statt:  R.-O.-O. 

99,  Anm.  33,  Zeile  8  von  unten  lies:  der  Art.  3(^5  u.  396  statt:  die  Art.  395  u.  396. 
100,  Text,  Zeile  14  von  unten  lies:  ihre  statt:  seine  Rechtfertigung. 
108,  Anm.  46,  Zeile  5  von  unten  lies:  S.  101  statt:  S.  301. 
122,  Text,  Zeile  9  von   oben   lies:   68  R.-P.-O.  statt:  68  St.-P.-O.,   das  Wort  „Eltemteir* 

Zeile  96  von  oben  —  ist  einzuklammern. 

131.  Anm.  12,  Zeile  8  von  unten  lies:  392  statt:  292  —  und  Anm.  11,  Zeile  16  von  unten  lies: 
BoilOUX,  II  statt:  Boileux,  I. 

132,  Anm.  13,  Zeile  7  von  unten  lies:  BolleilX,  II  statt:  Boileux,  I. 
146,  Anm.  la.  Zeile  14  von  oben  lies:  also  kein  ordo  successorius  statt:  als  kein  u.  s.w.  — 

und  Zeile  8  von  unten :  Boileux,  II  statt :  B  o  i  1 «  u  x ,  I. 
155,  Anm.  9,  Zeile  7  von  oben  ist  nach  „Gesetzbuch**  das  Wort  „hervor"  einzufügen. 
158,  Text,  Zeile  p  von  oben  muss  es  helssen:  Art.  417  statt:  Art.  2x7. 
177,  Anm.  x6,  Zeile  3  von  oben  muss  es  heissen:  expropriiert  statt:  unberührt. 
2IO,  Anm.  I,  Zeile  xi  und  12  von  oben  lies:  §  14  statt:  §  15  —  und:  verbreitet  haben 

statt:  verbreiten  werden. 
214,  Anm.,  Zeile  18  von  unten  lies:  R.-St.-B.-G.  statt:  R.-St.-C.-G.  ^ 

225,  Text,  Zeile  17   von   unten    muss  es  heissen:    noch    auch   bei   Ausübung  jener 
nach  statt:  als  auch  nach. 

226,  Anm!  15,  Zeile  4  von  oben  lies:  Art  334  statt:  Art.  394. 
232.  Text,  Zeile  X7,  x8  und  19  lies:  das  bewegliche  wie  unbewegliche  Vermögen, 

die  körperlichen  u.s.w.  (d.  h.  die   Sachen  und  Forderungen)   statt:  des 
beweglichen    wie    unbeweglichen    Vermögens,    der    körperlichen    u.  s.  w.    (d.  h.    der 
Sachen  u.  s.  w.l. 
936,  Text,  Zeile  4  von  oben  lies:  Art. 461  statt:  Art.  4x5  —  und  Zeile  X2  und  13  von  oben 
ist  nach  „Siegel"  nicht  einzufügen  und  nach  „von  Beantwortung  der"  Abnahme 
der  einzufügen  —  Zeile  32  von  oben  lies:  Vormundschaft  statt:  Vormudschaft. 
Text,  Zeile  x8  von  oben  lies:  Carenzprotokoll  statt:  Carrenzprotokoll. 
Text,  Zeile  ^  von  unten  lies:  juramentum  statt:  juramenteun. 
Anm.  x3,  Zeile  3  von  oben  lies:  §  259  statt:  §  349. 

Anm.  30,  Zeile  3  von  unten  ist  nach:  „behalten  will",  beizufügen:  nicht  statthat. 
Text,  Zeile -a  von  unten  lies:  §  6a  u.  b  D.-W.  f.  V.  statt:  §  6a  u.  b.  D.-W.  f.  W. 
Text,  Zeile  zi  von  unten  lies:  Criterium  statt:  Critericum. 


1» 
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237, 

239. 

240, 

25X, 

255» 

274, 

291,  Anm.  33^  Zeile  5  von  oben  lies:  Besitzer  statt:  Beisitzer. 
304,  Text,  Zeile  14  von  oben  mnss  es  heissen:  Art.  1291  statt:  2 
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Seite3i6,  Anm.  i,  Zeile  4  von  oben  lies:  Doktrin  statt:  Daktion  —  und  Text  ZeiU    5  von  unten 
lies:  von  seiner  Volljährigkeit  statt:  vor  u.  s.  w. 
347,  Text,  Zeile  19  von  oben  lies:  Paroemie  statt:  Paränie. 
349,  Text,  Zeile  i  von  oben  ist  zu  setzen:  seiner  statt:  ihrer. 
356,  Anm.,  Zeile  3  von  unten  lies:  Jurisprudenz  statt :  Jurisgründung. 
364,  Anm.,  Zeile  5  von  unten  lies:  negotio  statt:  aegotio. 

366,  Anm.  32,  Zeile  5  von  oben  lies:  1476  statt:  i466;  Zeile  5  von  unten  lies:  ihrer  statt: 
seiner  —  Text,  Zeile  9  von   oben   lies:  est  statt:  et. 

367,  Text,  Zeile  4  von  unten  lies :  L  ä  s  i  o  n  statt :  Läison  —  und  Zeile  6  von  unten : 
welchen  statt:  welchsn  —  Zeile  14  von  oben  lies:  les  mineurs  statt:  le  mtneur  -- 
Text,  Zeile  x6  von  oben  lies:  lien  statt:  lieu. 

378,  Anm.  51,  Zeile  i  von  oben  ist  nach  „Arntz*\  einzufügen:  III  Nr. 380. 

379,  Text,  Zeile  s  von  unten  lies:  aus  statt:  und  —  und  Zeile  z  von  unten  setze  nach: 
„Versehen*'  die  Worte:  des  Minderjährigen. 

380,  Anm.  52,  Zeile  z  von  oben  lies:  Art.  1312  statt:  1321  —  und  Text,  Zeile  6  von  oben  lies: 
aus  Bereicherung  statt:  und  Bereicherung. 

395,  Anm.  2,  Zeile  2  von  unten   sind   die  Kommas   vor  ,,wie*'  und   nach  ,, Vormundes'*  zu 

streichen. 
409,  Text,  Zeile  7  von  oben  lies:  Minderjährigen  stntt:  Mündigen. 
4x6,  Text,  Zeile  16  von   oben   lies:  Art.  393   statt:   3x3  —  und  Zeile  2x    von    oben   setze 

hinter  „zugelassen**  wurden. 
434,  Text,  Zeile  3  von  oben  lies:  Die  Vormundschaftsrechnuns  statt:  Der  u.  s   w 
431,  Text,  Zeile  14  von  unten  lies:   dem  Vormund  statt:  den  Vormund. 
443i  Text,  Zeile  6  von  unten  ist  nach  ,,faits**  de  einzufügen. 
464,  Text,  Zeile  x6  von  oben  lies:  §§  593— 621  statt:  §§  593—627. 
469,  Text,  Zeile  i  von  unten  lies:  §  621  R.-C.-P.-O.  statt:  §  631  R.-O  -P.-O. 
486,  Text,  Zeile  13  von    unten    lies:    Rechtshandlungsunfähigkeit   statt:    Rechts- 

handlungsföhigkei  t . 
509,  Anm,  2feile  4  von  oben  lies:  Furiosus  statt:  Fariosus. 
5x3,  Text,  Zeile  9  von  oben  lies:  Art.  146  statt:  xi6. 
514,  Text,  Zeile  15  von  oben  lies:  Somit  statt:  Soweit. 
523,  Text,  Zeile  ^  von  unten  lies:  gewahrt  statt:  gewacht. 
542,  Anm.  17,  Zeile  3  von  unten  lies:  Art.  840  statt:  848. 

546,  Text,  Zeile  3  von  unten  lies:  Art.  46711.  statt:  475 flF. 

547,  Anm.  26,  Zeile  x  von  unten  lies:  1313  statt:  X303. 
557,  Text,  Zeile  t  von  unten  lies:  §  2  Ziff.  i  R.-P.-G.  statt:  §  a  Ziff.  i  R  -G.-B. 
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